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Einleitnng. 


Die  Staatslehre  der  Naturrechtsphilosophie  war  infolge 
der  glänzenden  Neuformulierung,  die  Jean  Jacques  Rousseau 
in  seinem  contrat  social  (1762)  ihr  gegeben,  an  Bedeutung 
and  Einfiufs  neuerdings  mächtig  gewachsen,  sie  war  in  den 
letzten  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts  nahezu  unbeschränkt 
herrschend  geworden,  dem  Banne  der  ihr  zugrunde  liegen- 
den Ideen  war  die  Wissenschaft  jener  Zeit  völlig  unterworfen 
and  auch  Männer  von  der  selbständigen  Bedeutung  eines 
Kant,  Fichte  u.  a.  vermochten  ihrem  Einflüsse  sich  nicht  zu 
entziehen.  Anzeichen  für  eine  Fort-  und  Weiterentwicklung 
der  Staatslehre  über  die  Ideen  der  Naturrechtsphilosophie 
hinaus  sind  infolgedessen  in  diesen  Zeiten,  zu  Ende  des 
18.,  wie  auch  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  äufserst  spärlich. 
Immerhin  aber  lassen  sich  doch  bereits  solche  finden. 

Hier  sind  es  nun  aber  beachtenswerterweise  nicht  die 
bereits  im  letzten  Jahrzehnt  des  18.  Jahrhunderts  auf- 
tretenden Vorläufer  der  allmählich  sich  entwickelnden 
historischen  Richtung  in  der  Rechtswissenschaft,  bei  denen 
derartige  Anzeichen  hervortreten,  es  ist  vielmehr  die  Wissen- 
schaft des  positiven  Staatsrechtes,  die  uns  Ansätze  zu  einer 
selbständigen,  in  vielen  Punkten  neuen  Entwicklung  der 
Staatslehre,  zunächst  allerdings  nur  in  ganz  beschränktem 
MaTse,  zeigt  Die  Wissenschaft  des  positiven  Staatsrechts 
hatte  sich  in  Deutschland,  mehr  wie  im  übrigen  Europa,  der 
gewaltigen  Macht  der  Naturrechtsphilosophie  gegenüber  als 
selbständige  Wissenschaft    zu    behaupten    vermocht.      Der 
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2  IV.  1. 

empirisch-praktische  Charakter  dieser  Wissenschaft  mufste 
an  sich  schon  den  rein  abstrakten,  aprioristisch-theoretischen 
Konstruktionen  der  Naturrechtsphilosophie  widerstreiten  und 
die  Ergebnisse,  zu  denen  die  wissenschaftliche  Bearbeitung 
des  positiven  RechtsstoiFes  führte,  sie  waren  nur  zu  häufig 
mit  dem  herrschenden  allgemeinen  Staatsrechte  nicht  mehr 
in  Einklang  zu  bringen.  Noch  hatte  die  Staatsrechtswissen- 
schaft nicht  den  Mut,  sich  auf  Grund  dieser  Tatsache  von 
den  überkommenen  Anschauungen  und  den  allgemein  staats- 
rechtlichen Lehren  der  Naturrechtsschule,  soweit  es  geboten 
erschien,  loszusagen,  mit  ihrer  wachsenden  Bedeutung  jedoch 
mufste  sich  hier  allmählich  eine  Wandlung  vollziehen.  Hatte 
dieselbe  sich  schon  bei  Pütter  und  dann  insbesondere  bei 
Häberlin  gezeigt,  so  trat  sie  mit  dem  fortschreitenden  Aus- 
bau des  positiven  insbesondere  des  Reichsstaatsrechts  in 
markanterer  Weise  in  den  Schriften  der  Publizisten  gegen 
das  Ende  der  Reichszeit  hervor  und  hier  vor  allem  bei  dem 
weitaus  bedeutendsten  Vertreter  der  positiven  Staatsrechts- 
wissenschaft jener  Zeit,  bei  Nicolaus  Thaddäus  v.  Gönner*. 
Allerdings  haben  wir  es  hier  lediglich  nur  mit  Anfängen 
zu  tun,  —  Anfitnge  jedoch,  die  zweifellos  zu  weittragenden 

^  Nie.  Th.  T.  Gönner,  geb.  am  18.  Dezember  1764  zu  Bamberg, 
besuchte  die  Universität  daselbst,  wo  er  1781  zum  Doktor  der  Philor 
Sophie  promovierte,  bezog  dann  im  Jahre  1787  die  Universität 
Göttinnen,  wo  er  unter  Pütter,  Schlözer  etc.  die  Hechte  studierte,  im 
besonderen  dem  Studium  des  Staatsrechts  sich  widmete.  1789  nach 
Bamberg  zurückgekehrt,  wurde  er  daselbst  zum  Professor  der  Rechts- 
wissenschaft ernannt.  Von  Montgelas  1799  an  die  bayerische  Landes- 
universität Ingolstadt  berufen,  entfaltete  er  hier  eine  aufserord entlich 
erfolgreiche  publizistische  Tätigkeit,  vor  allem  auf  staatsrechtlichem 
Gebiete,  die  allerdings  ziemlich  jäh  durch  den  Zusammenbruch  des 
alten  Deutschen  Reiches,  dessen  Recht  den  Mittelpunkt  seiner  Studien 
gebildet  hatte,  unterbrochen  wurde.  1811  von  Landshut  in  die  Gesetz- 
eebungskommission  nach  München  berufen,  trat  er  nach  Erledigung 
der  Arbeiten  der  Kommission  in  den  eigentlichen  Justizdienst  über. 
Das  Jahr  1815  brachte  seine  Einberufung  in  das  Justizministerium. 
1817  wurde  er  zum  Staatsrat  ernannt  und  im  letzten  Jahre  seines 
Lebens  wirkte  er  noch  an  der  im  Jahre  1826  von  Landshut  nach 
München  verlebten  Universität  als  Honorarprofessor.  Er  starb  am 
18.  April  1827.  vergl.  hierzu  insbes.  Jäck,  N.  Th.  Gönners  Biographie. 
Erlangen  1813;  auch:  Allgemeine  deutsche  Biogranhie.  Bd.  IX  S.  367. 
Prantl,  Geschichte  der  Ludwig-Max.  Univ.     Bd.  11  S.  519. 
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und  wertvollen  Ergebnissen  geführt  hätten,  wären  sie  nicht 
durch  die  Ungunst  der  politischen  Verhältnisse  unterbrochen 
worden,  die,  eine  ruhige,  stete  Fortentwicklung  der  positiven 
Staatsrechtswissenschaft  ausschliefsend,  ein  Überwiegen  der 
Politik  und  damit  eine  erhöhte  Wertstellung  der  Rechts- 
philosophie zur  Folge  hatte,  was  mit  einer  Kräftigung  der 
Herrschaft  des  Naturrechts  gleichbedeutend  war. 

Was  nun  Gönner  anlangt,  so  steht  derselbe,  wie  seine 
Zeit,  prinzipiell  auf  dem  Boden  der  Naturrechtsschule  und 
zwar  bekennt  er  sich  im  allgemeinen  zu  den  naturrecht- 
lichen Ideen  und  Lehren  in  der  Form  und  Prägung,  die 
Kant  ihnen  gegeben.  Immerhin  aber  hat  er  in  grundlegenden 
Fragen  von  den  überkommenen  Anschauungen  sich  losgesagt 
und  ist  konsequent  und  folgerecht  seine  eigenen  Wege  ge- 
gangen. Am  Anfang  einer  neuen  Zeitperiode  stehend,  be- 
ansprucht er  zweifellos  unser  besonderes  Interesse,  und  eine 
Darstellung  seiner  Staatslehre,  seiner  Auffassung  der  staats- 
rechtlichen Grundbegriffe,  wie  sie  sich,  zumeist  verwoben 
in  seine  positivrechtlichen  Arbeiten,  findet,  erscheint  eine 
nicht  undankbare  Aufgabe. 


Die  Gmndbegriffe  des  allgememen  Staatsrechts 
bei  Gönner, 


§  1.    Die  Lehre  yom  Staatszwecke.    (Soziale 
Staatstheorie.) 

Die  Wissenschaft  hatte  in  der  Lehre  vom  Staatszwecke 
unmittelbar  vor  Gönner  eine  neue  Richtung  eingeschlagen. 
Die  Kantsche  Theorie  des  Rechtsgesetzes  hatte  das  „Prinzip 
der  Glückseligkeit'',  die  Lehre  vom  Wohlfahrtszwecke  des 
Staates  verdrängt  An  die  Stelle  des  Satzes :  Salus  publica 
suprema  lex  esto,  den  vor  allem  der  aufgeklärte  Despotismus 
sich  zu  eigen  gemacht  und  zu  seinen  Zwecken  gebraucht 
und  auch  vielfach  mifsbraucht  hatte,  war  als  Reaktions- 
gebilde die  Lehre  Kants  getreten :  dafs  man  unter  salus 
reipublicae  nicht  das  Wohl  der  Staatsbürger  und  ihre  Glück- 
seligkeit verstehen  müsse  .  .  .  .,  „sondern  den  Zustand  der 
gröfsten  Übereinstimmung  der  Verfassung  mit  Rechts- 
prinzipien, als  nach  welchen  zu  streben  uns  die  Vernunft 
durch  einen  kategorischen  Imperativ  verbindlich  macht''  *. 
Die  Idee  des  Rechtsstaates  in  ihrer  gröfsten  Einseitigkeit 
hatte  die  seit  Grotius  herrschende  Wohlfahrtstheorie  ver- 
drängt und  hatte  gerade  zu  Gönners  Zeiten,  zu  Ende  des 
18.  und  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  sich  einer 
beinahe  unbestrittenen  Geltung  in  der  Wissenschaft  zu  er- 
freuen *. 


^  Kant,  Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre. 
'  Auch  Gönner  natte  sich  ihr  ursprünglich  zubekannt,  vgl.  seine 
Abhandlung:  „Inwiefeme  Zunft-  u.  Gewerbssachen  eine  Justizsache 
l808.    S.  V. 
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Gönner  steht  unter  den  ersten  seiner  Zeit,  die  gegen 
die  Eantsche  Theorie  in  ihrer  Einseitigkeit  entschieden 
Front  gemacht  haben. 

„Daus  ich  ....,**  so  schreibt  er  in  seiner  Vorrede  zu 
seinem  Teutschen  Staatsrecht,  „den  Staatszweck  auf 
Sicherung  der  Rechte  nicht  beschränkte,  wird  mir  jeder, 
welcher  vom  Nachbethen  oder  Sektengeiste  frei  ist,  mehr 
zum  Verdienst  als  zum  Fehler  anrechnen."     (S.  IX.) 

Seine  Anschauungen  finden  sich  in  Kürze,  soweit  das 
eben  im  Rahmen  der  Darstellung  des  positiven  Rechtes 
möglich  erschien,  wie  sich  aus  seiner  eben  zitierten  Äufserung 
entnehmen  läfst,  in  seinem  Teutschen  Staatsrechte  dargelegt; 
aulserdem  aber  hat  er  sie  in  etwas  ausführlicherer  Weise  in 
seinem  im  Jahre  1805  erschienenen  Programm  „Über  die 
Nothwendigkeit  einer  Verbesserung  der  Ansicht  vom  Staate" 
begründet 

„Sicherung  der  Rechte",  so  sagt  er  (T.St.R.  §  275  IX.), 
„ist  zwar  Bedingung  aller  Staatszwecke,  aber  weder  vor- 
züglichster, noch  einziger  Zweck  des  Staates."  In  philo- 
sophischen Erörterungen  sucht  er  nun  die  Richtigkeit  dieser 
seiner  Anschauung  zu  erweisen.  Der  Mensch  ist,  so  führt 
er  aus,  sinnliches  Vernunftwesen,  das  die  Bestimmung  in 
sich  trägt,  zu  höchstmöglicher  Vollkommenheit  sich  empor- 
zuschwingen. Diese  seine  Bestimmung  vermag  jedoch  der 
Mensch  aus  eigener  Kraft  nicht  vollkommen  zu  erreichen; 
es  bedarf  hierzu  der  Vereinigung  der  in  der  Menschheit 
vorhandenen  Kräfte.  Die  einzig  vemunftgemäfse  Art  dieser 
Vereinigung  bildet  nun  der  Staat,  er  ist  „der  einzig  ver- 
nunftmälsige  Zustand"  und  „darum  auch  notwendig"  (ebenda 
S.  420,  427).  So  ist  demnach  der  Mensch  „nur  im  Staate 
filhig,  seine  Bestimmung  zu  erreichen".  Die  Folge  dieser 
Tatsache  ist  naturgemäfs,  dafs  er  berechtigt  ist,  „vom  Staate 
alles  zu  erwarten,  was  nur  den  vereinten  Kräften  möglich 
ist"  (1.  c).  Da  nun,  wie  hervorgehoben,  der  Mensch  sinn- 
liches Vernunftwesen  und  „nicht  eine  leblose  Rechts- 
maschine" ist,  so  kann  die  Aufgabe   und  damit  der  Zweck 
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des  Staates  mit  blofser  Sicherung  der  Rechte  niemals  er- 
schöpft gedacht  werden.  In  scharfen  Worten  wendet  sich 
Gönner  hier  gegen  die  Einseitigkeit  der  Elantschen  Lehre. 
Er  sagt  (Anm.  y  S.  428):  „Es  ist  wohl  sehr  vernunftwidrig, 
den  Staat  als  blose  Rechtsmaschine  darzustellen,  worin  jeder 
Aufwand  für  bildende  Künste,  für  Wissenschaften,  für 
öffentliches  Vergnügen  ein  Raub  an  dem  Volke  wäre:  worin 
der  Mensch  verwilderte,  seine  edelsten  Triebe  erstickt 
würden,  und  ihm  —  bei  spartanischem  Brei  —  alle  Würze 
des  Lebensgenusses  in  bester  Form  Rechtens  entzogen  wäre! 
als  ob  die  Vernunft  nur  partiell  thätig  sein  könnte  M"  So 
scharf  er  hier  übrigens  [der  Eantschen  Theorie  in  der 
extremen  und  einseitigen  Formulierung,  die  sie  gefunden 
hatte,  entgegentritt,  so  geflisssentlich  vermeidet  er,  in  das 
entgegengesetzte  Extrem  zu  verfallen  und,  mit  der  neuer- 
lichen Hervorhebung  der  Idee  von  dem  Wohlfahrtszwecke 
des  Staates,  an  die  Stelle  der  immerhin  prägnanten,  wenn 
auch  sehr  engen  Zweckbestimmung  des  Staates,  die  Kant 
formuliert,  einen  allzu  dehnbaren  Begriff,  eine  leere  Formel 
zu  setzen. 

In  seinen  rein  theoretischen  und  philosophischen  Er- 
örterungen kommt  er  einer  solchen  allerdings  ziemlich  nahe. 
Er  weist  zur  Erhärtung  seiner  Anschauung  von  der  weiter- 
gehenden Zweckbestimmung  des  Staates  darauf  hin,  dafs 
der  Staat,  empirisch  betrachtet,  sich  als  der  mächtigste 
Faktor  für  „die  Veredlung  der  phisischen  und  moralischen 
Welt**  erweist  und  in  seinem  erwähnten  Programme  führt 
er,  fufsend  auf  einer  organischen  Auffassung  dea  Staates, 
aus,  dafs  der  Zweck  des  Staates  überhaupt  identisch  sein 
müsse  mit  der  Natur,  da  derselbe  „nur  die  Form  der  Existenz 
ausdrückt*  In  Verfolgung  dieses  Gedankens  betont  er 
unter  Hinweis  auf  das  Zeugnis  der  Geschichte,  dafs  ,Vcr- 

'  In  gleich  herber  Weise  bezeichnet  er  an  anderer  Stelle 
(IVogr.  8.  2d)  den  Staat  nach  dieser  Auffassung  als  »eine  Maschine", 
.welche  alle  Vernunftvesen  nur  in  eine  Lage  versetzt,  um  sich  nicht 
aufzufressen". 
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edelung  des  Bodens  und  der  Menschen''  allüberall,  in  „aUen 
Teilen  unseres  Erdenrunds**  ....  „wo  Staaten  sind",  sich 
zeige,  während  „ohne  Staaten  die  Erde  Wildnis ,  und  der 
Mensch  aufser  den  unentwickelten  Anlagen  seines  Geistes 
nur  Tier**  ist.  Und  dies  berechtigt  ihn  zu  dem  Satze: 
Staaten  sind  „die  Form  .  .  .,  welche  die  Realisierung  des 
Zweckes  der  Natur  für  die  Erde  und  ihre  Bewohner  be- 
dingt".    (S.  11,  12.) 

Bei  dieser  Auffassung  erweitern  sich  naturgemäfs  die  Auf- 
gaben und  damit  der  Zweck  des  Staates  unendlich  Doch  hat 
Gtonner  hier  keineswegs  scharf  und  streng  die  Konsequenzen, 
die  sich  aus   diesen  Prämissen   ergeben  müfsten,  gezogen. 

Was  zunächst  den  ersten  Teil  der  hiernach  dem 
Staate  zufallenden  Aufgaben,  „die  Realisierung  des  Zweckes 
der  Natur  für  die  Erde**,  anlangt,  so  hat  er  diesen  Gedanken, 
eine  Folge  seiner  rein  organischen  Staatsauffassung,  über- 
haupt weiter  nicht  veriblgt. 

Was  die  weitere,  zweifellos  wichtigere  Bestimmung  und 
Aufgabe  des  Staates  betrifft,  „die  Realisierung  des  Zweckes 
der  Natur  für  die  Bewohner''  der  Erde,  also  die  Sorge  für 
die  fortschreitende  Entwicklung,  für  die  Veredlung  des 
Menschen,  des  Menschengeschlechts  überhaupt,  zu  diesem 
Zwecke  vor  allem  die  Förderung  und  Pflege  aller  geistigen 
und  materiellen  Interessen  der  Individuen,  also  die  „Wohl- 
fahrtspflege" im  eigentlichen  Sinne,  —  so  hat  Gönner  nach 
seinen  Ausführungen  in  seinem  teutschen  Staatsrechte  gerade 
hier  dem  Staate  bei  Betätigung  dieser  im  Prinzipe,  dem  Um- 
fange nach,  allerdings  ungemessenen  Aufgabe  ganz  bestimmte 
Grenzen  ziehen  zu  müssen  geglaubt.  Er  erklärt  ausdrück- 
lich (T.St.R.  §  275,  IX),  dafs  es  ihm  keinesfalls  beifalle,  eine 
^vage  Salus  publica**  als  Staatszweck  aufzustellen  und  er 
beschränkt  um  deswillen  hier  die  Einflufsnahme  der  Staats- 
gewalt auf  „die  Gegenstände,  welche  den  Zustand  des 
Staats  in  den  Individuen  vollkommener  machen**,  die  er 
nach  einer  dreifachen  Richtung  teilt.  Er  verlangt  so  vom 
Staate  einmal  eine  Einflufsnahme  auf  die  Bevölkerung  — 
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eine  eigentliche  Bevölkerungspolitik  --,  zum  andern  die 
Pflege  und  Hebung  der  moralischen  und  intellektuellen 
Kultur  der  Bürger  und  endlich  die  Sorge  für  den  National- 
reichtum. 

Die  Aufgaben  des  Staates  sind  damit,  soweit  ihm  die 
Wohlfahrtsförderung  obliegt ,  konkretisiert  und  es  ist  hier- 
durch schon  ein  gewisses  äufseres  Schutzmittel  gegen  die 
Gefahr  einer  mifsbräuchlichen  Verwertung  der  der  Wohl- 
fahrtstheorie zugrunde  liegenden  Idee  zum  Schaden  der  in- 
dividuellen Freiheit  geschaffen.  Gönner  geht  aber  hier  noch 
einen  Schritt  weiter.  „Alle  Unternehmungen  der  Staats- 
gewalt in  dieser  Beziehung"  müssen  „eine  Richtung  nur 
auf  das  Allgemeine  haben,  nicht  direkt  soll  durch  Eingreifen 
des  Staates  der  Wohlstand  des  Einzelnen  gefördert  werden, 
nur  die  Mittel  hierzu  soll  die  Staatsgewalt  den  Individuen 
an  die  Hand  geben,  sie  hat  sich  jeglichen  direkten  Zwanges 
zum  Gebrauche  derselben  zu  enthalten  und  soll  überhaupt 
für  die  Individuen  nur  nach  objektiven,  niemals  nach  sub- 
jektiven Rücksichten  thätig  sein".  —  Das  auf  der  Theorie 
von  der  salus  publica  aufgebaute  Bevormundungssystem  des 
aufgeklärten  Absolutismus  verwirft  er  damit  ausdrücklich. 
Wenn  auch,  so  führt  er  aus,  vom  Staate  die  Individuen, 
woraus  er  besteht,  nicht  hinweggedacht  werden  können,  so 
darf  dennoch  der  Regent  zum  Vormund  der  Individuen  sich 
nicht  aufwerfen  und  es  kann  um  deswillen  der  Staatsgewalt 
niemals  verstattet  sein,  die  Individuen  zum  Gebrauche  der 
Mittel,  die  sie  ihnen  zur  Erhöhung  ihres  Wohlstandes  dar- 
bietet, durch  direkten  Zwang  anzuhalten.    (1.  c.  S.  427,  429.) 

Die  Lehre  Gönners  vom  Staatszwecke  stellt  nach  alle- 
dem eine  Verbindung  der  Theorie  vom  Wohlfahrtszwecke 
des  Staates  mit  dem  von  Kant  konstruierten  Rechtszwecke 
dar.  Der  Schwerpunkt  wird  allerdings  nach  der  ersten 
Richtung  hin  verlegt,  wenngleich  Gönner  selbst,  wie  wir 
gesehen,  nicht  leugnet,  dafs  die  Herstellung  eines  geordneten 
Rechtszustandes  „Bedingung  aller  Staatszwecke"  ist 

Es  ist  ja  natürlich,  dafs  Gönner  der  Wahrheit,  die  der 
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Eantschen  Lehre  zugrunde  liegt,  sich  nicht  yerschliefsen 
konnte.  Damit  muTste  er  aber  dem  Individuum  eine  er- 
höhte Wertstellung  dem  Staate  gegenüber  einräumen.  Denn 
gerade  in  der  Pflege  und  der  Kultur  des  Individualprinzips 
gegenüber  der  in  den  Zeiten  des  eudaimonistischen  Polizei- 
staates wieder  herrschend  gewordenen  antiken  Staatsidee, 
die  den  Menschen  im  Staate  aufgehen  läfst,  liegt  der  un- 
verkennbare Fortschritt,  den  die  Eantsche  Zwecklehre 
gebracht.  Unter  diesen  Umständen  konnte  Gönner, 
selbst  wenn  er  wieder  in  seiner  Anschauung  vom  Staats- 
zwecke die  Förderung  des  Gemeinwohles  in  die  erste  Reihe 
stellte,  naturgemäfs  niemals  zu  den  Schlufsfolgerungen,  die 
im  vorkantschen  Polizeistaate  aus  dem  Satze  salus  publica 
est  suprema  lex  zum  Schaden  der  individuellen  Freiheit 
gezogen  worden  waren,  gelangen.  So  erklären  sich  die 
Modifikationen  und  Einschränkungen,  unter  welchen  er  sich 
der  Lehre  vom  Wohlfahrtszwecke  des  Staates  zubekannte, 
die  Schranken,  die  er,  wie  wir  eben  gesehen,  der  Staats- 
gewalt in  ihrer  Tätigkeit  für  das  Gemeinwohl  gesetzt  hat. 
Nun  finden  sich,  wie  teilweise  schon  aus  dem  Voraus- 
gefUhrten  ersichtlich,  in  Gönners  Zwecklehre  auch  Anklänge 
an  die  Idee  von  einem  Selbstzwecke  des  Staates.  Bei  der  Staats- 
ideCy  der  Gönner  huldigt,  mag  das  nicht  auffällig  erscheinen. 
Allerdings  sind  es  nur  Anklänge,  klar  ausgesprochen  und 
durchgeführt  hat  er  diesen  Gedanken  nicht.  Ihm  ist  der 
Staat  lediglich  ein  Organismus,  ein  durch  die  Natur  ge- 
schaffenes Erzeugnis  der  Weltordnung,  ein  notwendiges  Glied 
im  Organismus  des  Universums  (Programm  S.  10).  Sein 
Zweck  ist  deshalb  identisch  mit  der  Natur,  die  ihn  geschaffen, 
(ebenda  S.  11);  er  ist  hiernach,  wie  schon  hervorgehoben,  die 
Form,  deren  die  Natur  zur  Realisierung  ihres  Zweckes  fUr 
die  Erde  wie  für  ihre  Bewohner  —  man  beachte  die  Zwei- 
teilung —  bedarf.  Der  Staat  ist  somit,  das  könnte  und 
sollte  die  Schlufsfolgerung  sein,  nicht  allein  und  in  erster 
Linie  der  Menschen  wegen  da,  seine  Stellung  im  Universum 
weist    ihm   einen   selbständigen   Zweck,    eine   selbständige 
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Aufgabe  zu,  die  etwa  darin  zu  finden  wäre,  seiner  Stellung 
als  organischer  Bestandteil  des  Weltorganismus  in  möglichst 
vollkommenem  Grade  gerecht  [zu  werden.  Dafs  der  Staat 
das  Recht  und  damit  die  Pflicht  habe,  die  Erhöhung  seines  I 

Wohlstandes  und  die  möglichste  VeryoUkommnung  seines  ' 

Zustandes  zu  erstreben,  finden  wir  bei  Gönner  allerdings  ' 

ausdrücklich  ausgesprochen  (T.St.R.  §  275  IX)  und  damit 
ist  er  dem  oben  ausgesprochenen  Gedanken. zweifellos  nahe 
gekommen.  Doch  ist  er  hier  nicht  weitergegangen.  Er 
vermag  sich  nicht  dazu  zu  entschliefsen,  den  Staat  vom  Men- 
schen vollkommen  loszulösen,  ihn  selbständig  zu  stellen  und 
so  sehen  wir  denn,  dafs  die  Vervollkommnung  des  Zu- 
standes des  Staates  seiner  Auffassung  nach  „in  den  Indivi- 
duen", „die  vom  Staate  nicht  hinweggedacht  werden  können'' 
(1.  c.)  erstrebt  werden  mufs. 

Die  Konsequenzen,  die  späterhin  die  Naturphilosophie 
eines  Adam  Mtdler  und  Johann  Jakob  Wagner  aus  der 
organischen  Staatsauffassung,  wie  Gönner  sie  vorgetragen, 
gezogen  hat,  und  die  in  dem  Satze  gipfeln,  dalis  der  Zweck 
des  vollendeten  Staates  nur  der  sei,  „seine  organische  Stellung 
einzunehmen  im  Organismus  des  Universums'',  finden  wir 
bei  Gönner  nicht  und  können  sie  wohl  auch  nicht  finden. 

Der  Grund  hierfür  liegt  einmal  in  den  Ergebnissen,  die 
die  empirische  Betrachtung,  welche  gerade  bei  Darstellung 
positivrechtlicher  Verhältnisse  ungemein  nahe  lag  und  auf 
die  Gönner  zur  Begründung  seiner  Anschauungen  selbst  ver- 
wiesen hat  (Progr.  S.  14),  an  die  Hand  gab.  Sie  zeigte  ja 
klar  und  deutlich,  dafs  die  Tätigkeit  und  die  Aufgabe  der 
Staaten  und  damit  ihr  Zweck  sich  in  der,  allerdings  weitest- 
gehenden, Fürsoi^e  für  den  Menschen  tatsächlich  erschöpfte. 
Zum  andern  aber  konnte  wohl  auch  in  einer  Zeit,  in  der 
das  Individualprinzip ,  teilweise  sogar  in  übermäfsiger,  un- 
gesunder Weise,  kultiviert  wurde,  in  der  die  Bedeutung  und 
Wertstellung  des  Individuums  dem  Staate  gegenüber  nicht 
blofs,  wie  bereits  hervorgehoben,  in  Theorie  und  Wissen- 
schaft vertreten,  sondern  auch  im  politischen  Leben  teilweise 
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in  blutiger  Weise  zur  Geltung  gebracht  wurde,  eine  der- 
artige Idee,  nach  welcher  der  Staat  im  Verhältnisse  zur 
Einzelpersönlichkeit  als  das  Prinzipale  erschien,  auch  wenn 
sie  durch  die  Grundauffassung  über  das  Wesen  des  Staates 
und  sein  Werden  bedingt  war,  eine  scharfe  und  konsequente 
Durchführung  kaum  finden. 

In  Gönners  Zwecklehre  bedarf  nun  aber  noch  ein 
weiteres  Moment  der  Hervorhebung. 

Wie  wir  gesehen  haben,  liegt  ftlr  ihn  der  Zweck  des 
Staates  nicht  blofs  in  der  Beförderung  der  äufseren,  der 
materiellen  Wohlfahrt  der  Staatsgenossen,  er  vindiziert  dem 
Staate  als  der  vemunftgemäfsen  Vereinigung  der  Menschen 
die  viel  höhere  Aufgabe,  die  höchstmögliche  VervoUkonmi- 
nung  seiner  selbst  „in  den  Individuen^,  also  des  Menschen, 
der  Menschheit  überhaupt  herbeizuführen.  Dadurch  aber 
gelangt  er  mit  Notwendigkeit  zu  einer  Idee,  die  späterhin 
von  gröfserer  Bedeutung  fUr  die  Lehre  vom  Staatszwecke 
wurde,  zu  der  Auffassung  nämlich,  dafs  es  auch  Aufgabe 
des  Staates  sei,  für  die  sittliche  und  religiöse  Vervoll- 
kommnung, oder,  wie  er  es  ausdrückt,  „für  die  moralische 
Kultur"  der  Bürger  Sorge  zu  tragen.  Es  ist  dies  ein  Ge- 
danke, den  Hegel  späterhin  mit  so  grofser  Begeisterung 
verfochten  und  der  ihn  die  Theorie  des  Sittengesetzes  kon- 
struieren liefs,  jene  Theorie,  die  in  der  Verwirklichung  der 
sittlichen  Idee  den  einzigen  und  ausschliefslichen  Zweck  des 
Staates  erblickte. 

Diese  Theorie,  die  im  schneidendsten  Widerspruche 
mit  den  Prätentionen  der  Kirche  steht,  mufste  auch  in 
ihren  leisesten  Anfängen,  zumal  wenn  sie  bei  Darstellung 
positivrechtlicher  Verhältnisse  vorgetragen  wurde  und  der- 
selben zugrunde  gelegt  werden  wollte,  zu  Schwierigkeiten  bei 
der  systematischen  Darlegung  des  bestehenden,  tatsächlichen 
Verhältnisses  der  Kirchen  zum  Staate  führen.  Dies  erkennen 
wir  denn  auch  bei  Gönner. 

Er  hat  den  Gedanken,  dafs  der  Staat  berechtigt  und 
verpflichtet  sei,  für  die  sittlich-religiöse  Vervollkommnung 
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der  Staatsgenossen  Sorge  zu  tragen,  deutlich  ausgesprochen. 
Er  sagt  (T.StR.  §  275  IX,),  dafs  die  ßegierungsgewalt 
des  Staates  auch  auf  „Tugend  und  Religion*'  sich  zu  er- 
strecken habe,  dafs  dem  Staate  die  „Beförderung  der 
Moralität''  (§  408  1.  c.)  obliege  und  er  betrachtet  von  diesem 
Standpunkte  aus  Religion  und  Kultus  nur  als  staatliche  An- 
stalten zur  sittlichen  Bildung  der  Staatsbürger  (1.  c).  In 
extremer  Weise,  aber  konsequent,  verficht  er,  gestützt  auf 
diese  seine  Grundanschauung,  die  Idee  der  völligen  Ein- 
heit von  Staat  und  Kirche,  eine  Idee,  die,  wie  wir  später- 
hin bei  Darstellung  der  Kirchenhoheit  des  Staates  ersehen 
werden,  im  Grunde  das  völlige  Aufgehen  der  Kirche  im 
Staate  zur  Folge  haben  müfste. 

Dies  Gönners  prinzipielle  Anschauung.  Wir  haben 
schon  betont,  dafs  es  nur  allzu  schwer  fallen  mufste,  dieselbe 
der  Darstellung  der  positivrechtlichen  Verhältnisse  zugrunde 
zu  legen.  Gönner  erklärt  dies  auch  selbst  wiederholt 
(§  275  Anm.  z,  §  408  1.  c).  Dars  er  übrigens  hierbei  von 
diesem  seinem  Standpunkte  aus  die  Rechte  des  Staates  der 
Kirche  gegenüber  in  weitestgehender  Weise  ausgedehnt 
hat^,  erscheint  wohl  verständlich.  Diese  Stellungnahme 
Gönners,  die  Tatsache,  dafs  er  die  Idee  von  der  Be- 
stimmung des  Staates,  fUr  die  sittlich- moralische  Vervoll- 
kommnung der  Menschen  Sorge  zu  tragen,  in  so  bestimmter 
Weise  hervorgehoben  und  vertreten  hat,  ist  hier  zweifellos 
von  besonderem  Interesse.  Sie  lälst  zum  ersten  den  grofsen 
Unterschied  erkennen,  der  zwischen  Gönners  Wohlfahrts- 
theorie und  den  Auffassungen  und  Anschauungen  des 
Eudaimonismus  der  vorkantschen  Zeitperiode  besteht,  zum 
andern  aber  zeigt  sie  in  besonders  markanter  Weise,  wie 
weit  Gönner  bereits  über  die  Kantsche  Idee,  dafs  der  Zweck 
des  Staates  auf  Sicherung  der  Rechte  sich  beschränke, 
hinausgegangen  war;  schliefslich  aber  erheischt  sie  ein  be- 


^  Yergl.  hierüber  des  genaaeren  die  Darstellung  der  Kirchen- 
hoheit unten  §  21. 
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Booderes  loteresse  um  des  willen,  weil  wir  damit  bereits  mit 
einer  gewissen  Schärfe  einen  Gedanken  vorgetragen  sehen, 
der  bald  darauf  allein  zur  Grundlage  einer  besonderen 
Zwecklehre  des  Staates  gemacht  werden  sollte. 

Haben  wir  so  einen  Überblick  über  Gönners  An- 
schauungen von  der  Zweckbestimmung  des  Staates  erhalten 
und  gesehen,  dafs  eine  geläuterte  und  modifizierte  Wohlfahrts- 
theorie in  Verbindung  mit  der  Eantschen  Lehre  vom  Rechts- 
gesetze die  Grundlage  seiner  sozialen  Staatstheorie  bildet, 
so  drängt  sich  uns  nun  die  Frage,  wie  Gönners  Anschauungen 
geworden  sind,  umsomehr  auf,  als  dieselben  von  denen 
seiner  Zeitgenossen,  die  fast  sämtlich,  wie  Klüber,  Schmalz, 
Böhmer,  Zlachariä  etc.,  der  Eantschen  Theorie  gefolgt  sind, 
abweichen. 

Es  läfst  sich  nicht  leugnen,  dafs  die  Lehre  vom  Rechts- 
staate aus  den  Bedürfnissen  der  Zeit,  in  der  sie  entstanden, 
herausgewachsen  war.  Sie  bildete  die  Reaktion  gegen  das 
unter  der  Devise  der  Beförderung  der  Wohlfahrt  der  Unter- 
tanen bestehende  Willkürregiment  des  aufgeklärten  Despo- 
tismus, das  der  freien  Willensbetätigung  des  einzelnen  bei- 
nahe jeglichen  Spielraum  benommen  hatte. 

Doch  schofs  diese  Lehre  in  Verfolgung  ihrer  Tendenz, 
der  stärkeren  Betonung  des  individualistischen  Moments, 
der  Aufrichtung  von  Schranken  gegen  die  Staatsgewalt  zum 
Schutze  der  Freiheit  der  Einzelpersönlichkeit  über  das  Ziel 
hinaus  und  gelangte  so  zu  der  Einseitigkeit,  die  Gönner  zu 
seinem  herben  Spotte  Veranlassung  gab. 

Es  galt  auch  hier,  die  richtige  Mitte  zu  finden,  und  wir 
sehen  Gönner  auf  dem  Wege  dazu. 

Die  Gründe,  die  er  selbst  für  sein  Abgehen  von  der 
bisherigen  Lehre  aufführt,  ruhen  anscheinend  nur  auf  philo- 
sophischem Gebiete. 

Er  weist,  wie  wir  in  der  Hauptsache  schon  ersehen 
haben,  darauf  hin ,  dafs  man  von  falschen  Prämissen  aus- 
gehe und  damit  naturgemäfs  zu  falschen  Eonsequenzen  ge- 
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langen  mflBse,  wenn  man  den  Menschen  nicht  in  seinem 
ganzen  Wesen  und  Sein  erfasse,  sondern  ihn  nor  als  „leb- 
lose Bechtsmaschine"  behandle.  Der  Mensch  sei  mehr,  er 
sei  sinnliches  Vemonftwesen,  das  eine  höhere  Bestimmung 
in  sich  trage.  Diese  aber  könne  er  —  und  das  ist  für  ihn 
Axiom  —  fOr  sich  allein  nicht  erreichen.  Es  bedarf  hierzu 
des  Zusammenwirkens  mit  den  Nebenmenschen,  .der  Ver- 
einigung der  SLräfte*'.  Die  einzig  vemunftgemälse  Ver- 
einig^ung  ist  nun  der  Staat  —  also  ist  der  Mensch  berechtigt, 
vom  Staate  nicht  bloCs  den  Schutz  seiner  Rechte,  sondern 
überhaupt  alles  zu  verlangen,  was  nur  den  vereinten  Ejräften 
möglich  ist 

Wenn  Gönner  so,  der  Art  und  Methode  der  Staats- 
rechtswissenschaft seiner  Zeit  folgend,  seine  Anschauungen 
in  ein  philosophisches  Oewand  hüllen  zu  sollen  glaubte,  so 
geben  uns  doch  diese  seine  philosophischen  Deduktionen 
ein  genügendes  Erklärungsmoment  für  das  Werden  seiner 
Zwecklehre  nicht  an  die  Hand.  Sie  bildeten  nur  die  wissen- 
schaftliche Form  fiir  eine  bereits  gewordene  Idee.  Der 
Grund  für  deren  Werden  aber  lag  tiefer.  Sie  war  bedingt 
und  geworden  durch  die  Empirie. 

Es  lag  ja  nahe,  dafs  es  dem  Darsteller  und  Bearbeiter 
des  positiven  Rechtes  möglich  wurde,  von  verschiedenen 
Einseitigkeiten,  zu  denen  die  vielfach  abstrakte  Behandlung 
des  rationellen,  des  allgemeinen  Staatsrechts  führte,  sich 
fi*eizuhalten,  dafs  es  ihm  gelang,  die  Klippen,  an  denen  von 
unserem  modernen  Standpunkte  aus  die  Naturrechtsphilo- 
sophie seiner  Zeit  vielfach  gescheitert,  glücklich  zu  um- 
schiffen und  sich  so  von  Theoremen  freizuhalten,  die  mit 
den  Tatsachen  der  Empirie  nur  schwer  sich  vereinbaren 
lieben  oder  aber  in  direktem  Widerspruche  mit  denselben 
standen.  Wir  werden  dies  bei  Gönner  fernerhin  wiederholt 
zu  beobachten  Gelegenheit  haben. 

Gerade  hier  aber  bestätigt  er  uns  das  selbst,  wenn  er 
in  seinem  Progranun  (S.  14)  erklärt,  dafs  es  die  Bearbeitung 
des  teutschen  Staatsrechtes  in  einem  vollständigen  Systeme 
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gewesen  sei,  die  ihm  die  Notwendigkeit  zeigte,  den  Staats- 
zweck, wovon  das  Wesen  des  Staates  untrennbar  sei,  auf 
eine  eigene  der  Natur  mehr  angemessene  Weise  zu  be- 
stimmen. —  Die  praktische  Erfahrung,  Studium  der  Ge- 
schichte und  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Handlungsweise 
solider  Regierungen,  so  ftihrt  er  weiterhin  in  diesem  Zu- 
sammenhange aus,  seien  es  gewesen,  die  ihn  von  der  Richtig- 
keit seiner  Auffassung  überzeugt  hätten.  Gönner  spricht  in 
letzterer  Beziehung  von  seiner  Staatsauffassung  überhaupt; 
was  im  speziellen  aber  den  von  uns  hier  zu  erörternden 
Teil  derselben  anlangt,  so  trifft  dies  gerade  für  ihn  in  ganz 
besonderer  Weise  zu. 

Die  empirische  Betrachtung  zeigte  ja  klar  und  deutlich, 
dafs  der  Staat  auf  die  Sicherung  der  Rechte  seiner  Unter- 
tanen sich  nicht  beschränkte.  Im  höchsten  Falle  hätte  viel- 
leicht das  Reich  in  dieser  Beziehung  ein  Beispiel  abgeben 
können ;  allein  dasselbe  war  gerade  um  deswillen  nicht  mehr 
ein  lebenskräftiges  Staatengebilde,  es  war  zum  Schemen 
geworden  und  beinahe  ohne  jeglichen  Einflufs  auf  das  Volk, 
ohne  Zusammenhang  mit  dem  Volksleben  ^.  Wahrhaft  lebens- 
kräftige Staatengebilde  stellten  einzig  und  allein  die  Terri- 
torialstaaten dar.  Diese  aber  befleilsigten  sich  allüberall 
einer  tatkräftigen  Einwirkung  auf  die  Entwicklung  der 
geistigen  und  materiellen  Kultur  des  Volkes.  Gönner 
spricht  es  selbst  aus,  dafs  die  landesherrliche  Gewalt  „flir 
den  Wohlstand  ihres  Territoriums  in  der  höchsten  Aus- 
dehnung wirksam"  ist  (T.StR.  §  365),  und  wenn  er  in 
der  Darstellung  der  Hoheitsrechte  im  „ Wohlfahrtsfache" 
eine  ganze  Reihe  der  verschiedensten  Aufgaben,  die  im 
einzelnen  dem  Staate  obliegen,  aufführt,  so  ist  diese  Dar- 
stellung nichts  weiter  als  die  Deduktion  aus  dem  tatsäch- 
lich Gegebenen,    die   systematische  Zusammenfassung  der 


^  Eine  Tatsache,  die  Gönner  §  864  zu  dem  Geständnis  zwingt, 
dals  durch  die  Reichseewalt  unmittelbar  für  Teutschlands  Wohlfahrt 
nicht  yiel  gewirkt  werden  könne.  Yergl.  auch  seine  Äufserungen  über 
das  Beich  §§  867.  871.  878.  875  etc. 
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verschiedenen    Arten    der    Lebensbetätigung    der      Staats- 
organismen seiner  Zeit. 

Wenn  er  beispielsweise  sieht,  wie  die  Staaten,  teilweise 
noch  nach  den  Grundsätzen  des   eudaimonistischen  Polizei-* 
Staates,  eine  eigentliche  Bevölkerungspolitik  durch  Beförde- 
rung der  Ehen,  Aufnahme  von  Btlrgern,  Heranziehung  von 
Ansiedlern   aus   dem   Auslande   u.  s.   w.    (§  367)   treiben, 
wenn    er   sieht,    wie   die  Landesherren    durch   Gründung, 
Unterstützung  und  Vervollkommnung  der  Unterrichts-  und 
Bildungsanstalten,  durch  Förderung  von  Wissenschaft  und 
Kunst  die  intellektuelle  Kultur  ihrer  Untertanen   zu  heben 
trachten  (§  370),   wenn  ihm  die  aufmerksame  Betrachtung 
der  Staatstätigkeit  weiterhin  zeigt,   wie  die  Staaten    durch 
Gesetzgebung,  durch  direkte  Unterstützung,  durch  Vermitt- 
lung der  Errungenschaften   von  Wissenschaft  und  Technik 
die  produzierenden  Stände,  insbesondere  die  Landwirtschaft 
(§  373)    zu  heben   bestrebt  sind   u.  s.  w.  —  so   sind    ihm 
alle    diese   Tatsachen   Veranlassung,    ebensoviele   spezielle 
Aufgaben    dem    Staate    zuzuweisen.    Mit    dieser   auf    den 
praktischen    Erfahrungen    basierenden    theoretischen    Aus- 
dehnung   des   Umfanges    der    Staatstätigkeit    muTste    aber 
naturgemäfs  eine  von  den  Fesseln   der  Einseitigkeiten  rein 
theoretischer  Konstruktionen  losgelöste,   freiere  und  weiter- 
gehende Auffassung  von  der  Zweckbestimmung  des  Staates 
Hand  in  Hand  gehen. 

Hierzu  trat  aber  noch  ein  weiteres  Moment.  Es  war 
die  in  das  Ende  des  18.  und  den  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts fallende  mächtige  Entwicklung  der  Wissenschaft 
der  Volkswirtschaftslehre,  der  Nationalökonomie  oder,  wie 
Gönner  sagt,  der  „Staatswissenschaften". 

Diese  Entwicklung  knüpft  vor  allem  an  an  Adam 
Smith  und  sein  epochemachendes  Werk:  Inquiry  into  the 
Nature  and  the  Causes  of  the  Wealth  of  Kations.  (1776.) 
Es  mag  auf  den  ersten  Blick  die  Behauptung  befremdlich 
erscheinen,  dafs  der  Einflufs  Adam  Smiths  und  seiner 
Schule  es  gewesen  sei,  der  wesentlich  mit  dazu  beigetragen, 


n 
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die  Theorie  des  Rechtsgesetzes,  die  Lehre  vom  Reehtsstaate 
in  ihrer  extremen  Form  und  Fassung  zu  überwinden.  Denn 
es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dafs  dem  Smithianismus  eigent- 
lich dieselbe  Idee  zu  Grunde  liegt,  wie  der  Lehre  vom 
Rechtsstaate,  dafs  das  System  Adam  Smiths  auf  der  gleichen 
Grundlage  aufgebaut  ist,  auf  der  die  Eantsche  Theorie 
ruht.  Es  ist  das  der  jene  Zeiten  der  Umwälzungen  macht- 
voll durchdringende  Gedanke  von  der  Bedeutung  des  Indi- 
viduums, die  Idee  des  Individualismus,  die  hier  in  den  volks- 
wirtschaftlichen Untersuchungen  wie  dort  in  den  staatsrecht- 
lichen Konstruktionen,  in  beiden  Fällen  teilweise  bis  ins  Ex- 
treme, vertreten  wird*.  Trotz  dieser  engen  Verwandtschaft 
zwischen  den  Ideen  des  grofsen  Schotten  und  den  Lehren  des 
Königsberger  Philosophen  war  es  doch  gerade  die  von  jenem 
ins  Leben  gerufene  oder  wenigstens  in  die  Reihe  der  aner- 
kannten Wissenschaften  eingeführte  Volkswirtschaftslehre,  die 
vor  allem  dazu  berufen  erschien,  den  Einseitigkeiten  der  Theorie 
vom  Rechtsstaate  zu  begegnen,  die  Engherzigkeit  derselben 
und  ihre  Unzulänglichkeit  darzutun.  Die  Volkswirtschafts- 
lehre liefs,  je  mächtiger  sie  sich  entwickelte  und  je  allge- 
meinere Geltung  und  Bedeutung  sie  sich  errang,  um  so 
mehr  die  soziale  Seite  des  menschlichen  Wesens  in  ihrer 
Wichtigkeit  und  Bedeutung  hervortreten.  Ihr  lag  und  liegt 
ja  vor  allem  die  Auffassung  des  Menschen  als  eines  sinn- 
lichen Vemunftwesens  zugrunde,  sie  fafst  den  Menschen 
in  erster  Linie  als  soziales  Wesen  und  sie  widerstreitet  so 
energisch  einer  Auffassung,  die  im  Menschen  nur  eine  „leb- 
lose Rechtsmaschine  ^  erblickt,  für  die  sich  das  Wesen  des 
Menschen  in  seiner  Eigenschaft  als  Subjekt  und  Träger  von 
Rechten  erschöpft. 

Gerade  die  Pflege  dieser  sozialen  Seite  des  mensch- 
lichen Wesens,  die  Förderung  und  Unterstützung  des  Indi- 
viduums nach  dieser  Richtung  mufste  aber  so  in  die  Reihe 
der  vomehmlichsten  Aufgaben  des  Staates  gestellt  werden 


^  Yergl.  hierzu  auch  insbes.  Kautz,  Bd.  II.  S.  458. 
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dann,  wenn  man  wie  0(^nner  der  Anschauung  huldigt,  daljs 
der  Staat  absolute  Notwendigkeit  ist,  dafs  der  Mensch  ohne 
denselben  seine  Ziele  nicht  zu  erreichen  vermag.  Damit 
aber  schlechterdings  unvereinbar  war  die  Lehre,  dafs  der 
Zweck  des  Staates  auf  den  Rechtsschutz   sich  beschränke. 

GK3nner  bringt  diesen  eben  dargelegten  Gedankengang 
selbst  zum  Ausdrucke,  wenn  er  §  363  (T.StR.)  ausführt: 
„Unserm  Zeitalter  gebührt  der  Ruhm,  seit  Smiths  unsterb- 
lichem Werke  die  Staatswirtschaft  nicht  nur  kultiviert, 
sondern  zur  Würde  einer  Wissenschaft  erhoben  zu  haben; 
aber  hiermit  steht  die  Beschränkung  des  Staatszwecks  auf 
den  blosen  Rechtszustand  unter  den  Menschen  in  einem 
lauten  Widerspruch,  welchen  die  geschraubte  Wendung, 
dafs  der  Staat  auch  indirekte  Pflichten  für  die  Wohlfahrt 
auf  sich  nehme,  keineswegs  zu  heben  vermag.** 

So  haben  wir  im  ganzen  die  Auffassung  Gönners  von 
der  Zweckbestimmung  des  Staates  kennen  gelernt  und  zu- 
gleich die  Gründe  für  dessen  Stellungnahme  ersehen;  in 
letzterer  Beziehung  insbesondere  aber  die  Umstände,  die 
für  ihn  die  Veranlassung  waren,  hierbei  aus  der  grofsen 
Zahl  der  überzeugten  und  unbedingten  Anhänger  Kants 
auszuscheiden  und  einen  wenn  auch  nicht  völlig  neuen,  so 
doch  selbständigen  Weg  zu  gehen. 

II. 

§  2.    Entstehung  bezw.  Reehtsgrnnd  des  Staates. 

Die  dem  menschlichen  Geiste  von  jeher  sich  aufdrängende 
Frage  nach  einem  Rechtfertigungsgrunde  für  die  Existenz 
des  Staates,  für  dessen  Herrschaft  über  die  einzelnen  In- 
dividuen war  im  Mittelalter  mit  dem  Hinweise  auf  eine 
direkte  schöpferische  Tätigkeit  Gottes  beantwortet  worden. 
Alle  Obrigkeit  ist  von  Gott,  —  der  Staat  eine  göttliche 
Stiftung.  Mit  dieser  Beantwortung  der  Frage  gab  sich  die 
beginnende  Neuzeit  nicht  mehr  zufrieden;  sie   suchte  nach 
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peiner  wissenschaftlichen  Erklärungsweise  für  die  mensch- 
liche Einrichtung  des  Staates^  ^  und  fand  dieselbe  in  der 
erstmals  von  dem  Holländer  Hugo  Grotius  (1583-rl645) 
aasgesprochenen  Idee,  dafs  der  Staat  seinen  Rechtfertigungs- 
grand  nur  in  einem  von  den  Individuen  abgeachlossenen 
Urvertrage  haben  kOnne,  durch  welchen  dieselben  sich  zur 
staatlichen  Gemeinschaft  verbanden.  Diese  Idee,  von  der 
sich  entwickelnden  Naturrechtslehre  mit  Begeisteruiig  auf- 
genommen, hat  nun  seit  Beginn  der  Neuzeit  bis  in  das 
19.  Jahrhund wty  von  Grotius  bis  Rousseau  und  Kant  eine 
unbestrittene  Geltung  behauptet  und  mit  tyrannischer  Macht 
die  Geister  der  vergangenen  Jahrhunderte  beherrscht.  Wenn 
auch  die  Modifikationen,  die  an  der  Lehre  vorgenommen 
wurden  und  die  Varianten,  in  welchen  dieselbe  erscheint, 
unzählige  sind,  —  ihre  Grundidee  wurde,  man  möchte  sagen 
als  Axiom,  festgehalten.  Die  scharfe  und  glänzende  Formu- 
lierung, die  Rousseau  ihr  nochmals  in  seinem  contrat  social 
groben,  hatte  ihr  neue,  frische  und  anscheinend  unzerstör- 
bare Lebenskraft  verliehen,  -r-  Wohl  dem  Einflüsse 
Kousseaus  ist  es  in  erster  Linie  zuzuschreiben,  dafs  auch 
Kant  über  die  Vertragsidee  nicht  hinauskam.  Auch  für  ihn 
ist  die  vertragsmäfsige  Einigung  der  Individuen  der  Rechts- 
grund des  Staates  *«-  aber,  und  damit  trennt  er  sich  von 
der  bishw  herrschenden  Lehren  diese  vertragsmäfsige 
Einigung  ist  historisch  nicht  zu  erweisen;  allerdings  mufs 
sie  als  „Idee  der  Vernunft^  gleichwohl  aufrecht  erhalten 
M-erden,  da  nur  so  die  „Rechtmäfsigkeit"  des  Staates 
gedacht  werden  kann.  Der  Urvertrag  besteht  also  nur  in 
der  Idee. 

Auf  diesem  Standpunkte  sehen  wir  auch  Gönner  ur- 
aprünglich  stehen.     Genau  der  Lehre  Kants  folgend,    führt 
er  in  seinem  im  Jahre  1803  erschienenen  Programm  „Über 
das  rechtliche  Prinzip  der  teutschen  Territorialverfa^sung^ 
aus  (S.  17):  Das  oberste  Rechtsprinzip   aller  positiven  Be- 


Schttlse,  Einleitung  etc.  S.  Hl. 
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Btimmimgen  der  Konstitution  eines  Staates  müsse  in  dem 
ursprünglichen  Vertrage  liegen.  Dieser  bedürfe  aber  —  hier 
zitiert  er  die  im  Jahre  1802  erschienene  „Allgemeine  Rechts- 
lehre  nach  Kant^  seines  Landshuter  Kollegen  G.  L.  Rainer 
—  als  Idee  zu  seiner  Gültigkeit  keines  Faktums  und  keines 
Dokuments.  Alles,  was  aus  einer  positiven  Bestimmung  ab- 
geleitet werden  soll,  müsse  seinen  endlichen  Rechtsgrund 
im  ursprünglichen  Vertrage  in  der  Idee  haben,  weil  es  sonst 
nur  gesetzlich,  nicht  aber  rechtlich  wäre.  —  Es  könne,  so 
führt  er  z.  B.  an  anderer  Stelle  (S.  19)  aus,  „darüber  absolut 
kein  Zweifel  sein,  dafs,  wie  jede  staatliche  Institution  so 
auch  die  deutsche  Landeshoheit  ihr  endliches  Rechtsprinzip  (!) 
nur  im  ursprünglichen  Vertrage  in  der  Idee  finden  könne", 
dem  „Sozialkontrakte  in  der  Idee^,  wie  er  ihn  weiterhin 
nennt  und  als  welcher  in  diesem  Falle  seiner  Auffassung 
nach  jener  Vertrag  in  Betracht  kommt,  „auf  welchem  Teutsch- 
land als  ein  Staat  ruhtl** 

Hier  zeigt  sich  Gönner  also  noch  ganz  als  Anhänger 
der  Vertragstheorie,  allerdings  in  der  modifizierten  Form, 
die  Kant  ihr  gegeben. 

Über  die  Tatsache,  dafs  dieser  Vertrag  historisch  sich 
nicht  erweisen  läfst,  setzt  er  sich  mit  Kant  unter  der  Be- 
gründung hinweg,  dafs  derselbe  als  Idee  gleichwohl  gültig 
sei,  denn,  so  beweist  Rainer  an  der  von  Gönner  zitierten 
Stelle,  diese  Idee  des  ursprünglichen  Vertrags  ist  „eine 
rechtlich-praktische  Idee,  die,  wie  alle  praktischen  Ideen  der 
Vernunft,  ihre  ungezweifelte  Realität  hat  und  als  solche 
das  Prinzip  der  Gründung,  Einrichtung  und  Erhaltung  jedes 
Gemeinwesens  ist''.(!I)  Für  ihn  liegt  also  der  Rechtsgrund 
des  Staates  in  der  allerdings  nur  in  der  Idee  bestehenden 
freien  Einigung  der  sich  zum  Staate  verbindenden  Indivi- 
duen. Der  Staat  erscheint  hiernach,  rechtlich  betrachtet, 
lediglich  als  ein  Sozietätsverhältnis  —  also  im  Prinzip  die 
reine  individualistisch  -  atomistische  Staatsauffassung  der 
Naturrechtsschule. 

Gönner  blieb  jedoch  hierbei  nicht  stehen.    Nach  kurzem 
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Behea  wir  ihn  bei  einer  ganz  verschiedenen  Staatsauffasaung. 
Schon  1805  schreibt  er.  unter  ausdrücklicher  Verwerfung 
auch  der  Kantschen  Konstruktion  vom  Vertrag  „in  der 
Idee"  fest  und  bestimmt:  Keinem  Staat  liegt  ein  Vertrag 
zum  Grande. 

Diese  plötzliche  und  rasche  Abkehr  Gönners  von  der 
naturrechtlichen  Lehre  Kantscher  Prägung  erscheint  über- 
raschend und  auf  den  ersten  Blick  befremdend.  Sie  findet 
jedoch  ihr  gute  Erklärung  in  einer  Idee,  die  merkwürdiger 
Weise  schon  bei  Kant,  wenn  auch  nicht  in  der  Schärfe  wie 
bei  Gönner,  sich  findet.  Cie  Lehre  Kants  enthielt  nämlich, 
das  mag  in  diesem  Zusanmienhange  besonders  betont  werden, 
trotz  ihres  engen  Anschlusses  an  die  Naturrechtsschule 
bereits  einen  Faktor  in  sich,  der  dazu  bestimmt  erschien, 
der  Lehre  vom  Rechtsgrunde  des  Staates  neue  Wege  zu 
weisen.  Für  Kant  war  der  Gesellschaftsvertrag  nicht  mehr 
eine  von  den  Individuen  freiwillig  und  mit  mehr  oder  minder 
lebhaftem  Bewufstsein  ihrer  Tragweite  geschaffene  Rechts- 
beziehung, für  ihn  lag  der  Grund  und  die  Veranlassung 
hierzu  in  „dem  Interesse  aller,  im  rechtlichen  Zustande  zu 
sein**  ^,  in  einem  dem  Menschen  innewohnenden  sittlich- 
ethischen Streben  —  er  nennt  es  kategorischen  Imperativ 
—  aus  dem  Zustande  der  Rechtlosigkeit  (status  iustitia 
vacuus)  herauszutreten  und  sich  unter  „  Rechtsgesetzen  ^  zu 
vereinen.  Der  Staat  ist  ihm  demzufolge  nicht  so  sehr  ein  Ge- 
bilde der  menschlichen  Vernunft,  ein  Produkt  menschlicher 
Willkür,  als  vielmehr  „ethischen  SoUens* '.  Und  dieses 
ethische  Sollen  ward  für  ihn  zum  bindenden  Vernunftgebot, 
das  auch  rechtlich  erzwingbar  wurde. 

Damit  erscheint  aber  der  Staat  im  eigentlichen  Grunde 
als  ein  Gebot  der  Vernunft  oder  besser  der  den  Willen  der 
Menschen    beherrschenden  Kräfte    und   damit  nähert   sich 


^  MeUphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre  §  48.    (S.  192.) 
*  Yergl.  Landsberg,  Geschichte  etc. 


22  IV.  1. 

KsDt  bereite  in  gewitamr  Benehung  der  modernen  Theorie 
Ton  d^  Vemonfttiotfrendigkeity  die  den  Reehtegrand  des 
Staates  in  seiner  Notwendigkeit,  in  der  Tatsache  erblickt^ 
dafs  ohne  Staat  eine  vemUnftige  Koexistenz  der  Menschen 
nicht  möglich  ist 

Bei  Gönner  finden  wir  diesen  Gedanken  nnn  noch 
schärfer  betont  nnd  derselbe  wird,  wie  wir  ersehen  werden, 
die  Veranlassung,  auch  hier  von  den  bisherigen  Anschauungen 
abzuweichen  und  neue  Wege  zu  gehen.  —  In  seinem  Teut- 
schen  Staaterecht  (§  275  IX)  führt  er,  wir  haben  an  anderer 
Stelle  schon  darauf  hingewiesen, ^aus,  dab  „der  Staat  der 
einzig  vemunftgemfifse  Zustand"  (der  Vereinigung  der  Kräfte 
zur  Erreichung  der  Bestimmung  des  Menschen)  „und  darum 
notwendig''  sei. 

Es  unterliegt  nun  keinem  Zweifel,  dafs,  ist*  der  Staat 
^e  Vemunftnotwendigkeit,  die  Lehre,  derselbe  sei  aus  einem 
Vertrage  entotanden,  bedenklich  erschüttert  werden  muTs, 
zumal  dann,  wenn  die  historische  Realität  dieses  Vertrages 
nicht  erwiesen  werden  kann,  ja  sogar  direkt  geleugnet 
werden  mufs. 

Schon  1803  hat  ein  Schüler  GiSnners,  Laurenz  Himmel- 
stofs,  diesen  Gedanken  zum  Ausdruck  gebracht.  In  seinem 
„Säze  aus  der  Rechtewissenschaft'',  die  er  zugleich  mit 
einer  Dissertation  über  die  Regalität  in  Teutechland  zur 
Erlangung  der  Licentiatenwürde  der  ohurfUrstlichen  Juristen- 
fakultät in  Landshut  vorgel^  hat,  findet  sich  der  Satz: 
,,Der  Staat  in  der  Idee  ist  die  einzige  Bedingung,  unter 
welcher  mehrere  Menschen  neben  einander  die  Bestimmung 
des  Menschen  erreichen  können  und  insofern  spricht  die 
Vernunft  das  Dasein  des  Steates  als  Notwendigkeit  aus: 
darum  können  die  Rechteverhältnisse  im  Staate  nicht  aus 
einem  Vertrage  konstruiert  werden  ...."! 

Dafs  dieser  Satz  von  dem  jungen  Rechtebeflissenen  aus 
den  Grundanschauungen  seines  Lehrers  über  Natur  und 
Wesen  des  Staates  hergeleitet  wurde,  liegt  klar  zu  Tage. 
Gönner  selbst  hat  den  gleichen  Qedatiken,  allerdings  merk- 
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würdigerweise  nicht  in  dem  der  genannten  Dissertation  bei- 
g^ebenen  vorerwähnten  Programm ,  wohl  aber  späterhin, 
in  seinem  gleichfiEÜls  schon  genannten ,  1805  erschienenen 
Schriftchen  „Über  den  Einflufs  einer  richtigen  Ansicht  vom 
Staate  auf  Geschichte  a.  s.  w.*'  in  scharfer  und  prägnanter 
Weise  ausgesprochen.  Er  sagt  dort  (S.  6):  „Als  ob  selbst 
in  der  Idee  ein  Staat  als  vernünftig  notwendig  und  doch 
durch  seine  Konstruktion  aus  einem  Vertrage  als  Gegen^ 
stand  der  Willkühr  dargestellt  werden  könnte.  "^  Ist  der 
Staat  in  der  Idee  Gebot  der  Vernunft,  liegt  also  der  Rechts- 
grund desselben  in  seiner  absoluten  Notwendigkeit,  so  mufs 
er,  so  deduziert  er  an  anderer  Stelle  (S.  8),  in  der  Realität 
Produkt  der  Natur  sein,  also  aus  der  Natur  sich  entwickeln, 
dann  aber  kann  er  von  menschlicher  Willkür  nicht  ab- 
hängig sein! 

M.  a.  W.:  Vernunftnotwendigkeit  des  Staates  und  der 
Qesellschaf tsvertrag  sind  zwei  begriffliche  Gegensätze,  die 
sich  ausschliefsen  —  der  Staat  ist  Notwendigkeit '—  die 
Lehre  vom  Sozialkontrakt  ist  demgemäfs  zu  verwerfen. 

Sehr  schön  führt  das  ein  anderer  Schüler  Gönners,  Joh. 
Bapt  Nibler,  in  seiner  eigenartigen,  auf  direkte  Anregung 
Qönners  entstandenen  Abhandlung  „Der  Staataus  dem  Organis- 
mus des  Universums  entwickelt"  (Landshut  1805)  aus.  Er 
achreibt  (S.  43):  „Es  läfst  sich  nirgends  ein  Vertrag  denken, 
aufser  wo  es  in  der  Willkühr  der  Paciszenteti  steht,  ob  und 
wie  sie  den  Vertrag  schliefsen  wollen.  Die  Entstehung 
eines  Staates  wird  also  zufällig,  ebenso  zufilllig  ist  seine 
Einrichtung.  Dafs  dies  aus  der  Behauptung  der  Notwendig* 
keit  eines  Staatsvertrages  fliefst,  mufs  jeder  zugeben,  der 
auf  Konsequenz  Anspruch  macht.  Wenn  man  nun  neben« 
bei  den  Staat  ibr  rationell  nothwendig  erklärt,  und  zum  Ein« 
tritt  in  den  Staat  sogar  physisch  zwingen  läfst,  so  stechen 
diese  beiden  Dinge  —  Willkür  und  Notwendigkeit,  sonder* 
bar  gegen  einander  ab.^ 

„Der  Staat  ist,^  also  erklärt  denn  Gönner  in  seinem 
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im  gleichen  Jahre  erschienenen  Schriftcheri  „Die  Noti^eendig- 
keit  eines  Staatsschatzes^  (S.  23)  „nicht  Erfindung  des 
Menschen  .  .  .,  nicht  die  Frucht  eines  Vertrages,  nicht  eine 
vertragsweise  errichtete  Gesellschaft."  —  „Keinem  Staate 
liegt  ein  Verti'ag  zum  Grunde"  (Progr.  S.  9). 

Auch  der  Grundvertrag  „in  der  Idee",  die  modifizierte 
Form  der  Lehre  vom  Staatsvertrage  erscheint  unter  diesen 
Umständen  nicht  mehr  haltbar.  „Als  ob,"  so  ruft  er 
(S.  6  1.  c.)  aus,  „es  möglich  wäre,  etwas  in  der  Idee  an- 
zunehmen, was  bei  der  Übertragung  auf  etwas  in  der  Er- 
fahrung Bestehendes  keine  Realität  hat!" 

Und  diese  Absage  an  die  naturrechtliche  Lehre  vom 
Urvertrage  findet  ihre  Wiederholung  in  gleicher  prägnanter 
Schärfe  in  seinem  1808  erschienenen  Werke:  „Der  Staats- 
dienst aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts  und  der  National- 
ökonomie betrachtet."  Die  Gründe  bleiben  für  ihn  natür- 
lich dieselben. 

Hier  bietet  ihm  insbesondere  die  Tatsache,  dafs  der 
Staatsdienst,  der  nach  seiner  Anschauung  öffentlich-recht- 
liches Verhältnis  ist,  „sogar  aus  dem  privatrechtlichen  Ge- 
sichtspunkte eines  Vertrags  behandelt  worden  ist"  (Vorrede 
S.  IX),  an  verschiedenen  Stellen  Veranlassung,  sich  über 
die  Anwendbarkeit  des  Vertragsbegriffes  zur  Konstruktion 
öffentlich-rechtlicher  Verhältnisse  auszusprechen  und  hierbei 
die  Frage  der  Begründetheit  der  Lehre  vom  Gesellschafts- 
vertrage zu  streifen.  Er  verneint  prinzipiell  die  Anwend- 
barkeit des  gesellschaftlichen  Vertragsrechtes  auf  das  öffent- 
liche Recht;  klagend  und  erbittert  zugleich  ruft  er  aus 
(Einl.  S.  2):  „Das  öffentliche  Recht  mufs  sich  aus  dem 
Privatrechte  (der  einzelnen  Menschen)  konstruieren  lassen, 
das  grofse  Band,  womit  Natur  und  Vernunft  in  vereinter 
Thätigkeit  Millionen  Menschen  umschlingt  (der  Staat)  und 
irgend  eine  beliebige,  zufällige  wandelbare  Handelssozietät 
soll  nach  einerlei  Formel,  an  welche  man  den  ehrwürdigen 
Namen  Prinzip  verschwendet,    nach  der  Formel  des  gesell- 


I 
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schaftlichen  Vertragsrechtes  beurteilt  werden  .  .  .!*"  Und 
noch  schärfer  spricht  er  sich  unter  deutlichem  Hinweis  auf 
die  naturrechtliche  Lehre  vom  Gesellschaftevertrage  an 
anderer  Stelle  aus  (S.  140  1.  c^:  „Man  mufs  sich  nirgends 
mehr  als  im  Staatsrecht  vor  Aufstellung  der  Verträge  als 
Erdichtungen  oder  Hypothesen  zur  Erklärung  des  recht- 
lichen Verhältnisses  der  Bürger  hüthen,  womit  bisher  selbst 
unter  scharfsinnigen  Philosophen  ein  beinahe  allen  Glauben 
übersteigendes  Unwesen  getrieben  wurde.  Nehmen  wir 
doch  keinen  Vertrag  der  Füse  mit  den  Händen,  dafs  jene 
gehen,  diese  greifen,  oder  des  Magens  mit  dem  Kopfe  an, 
dafs  dieser  denken  und  jener  verdauen  solle,  um  die 
Funktionen  des  menschlichen  Organismus  zu  erklären, 
warum  wollen  wir  denn  uns  in  den  Zauberkreis  von  Ver- 
trägen einschliefsen,  um  mit  Zwang  oder  Erdichtungen  zu 
erklären,  was  zum  organischen  Staatsvereine  gehört,  und 
eine  ganz  natürliche  Folge  des  lebendigen  Verkehrs  der  im 
Staate  vereinigten  Kräfte  ist?" 

Hier  stellt  Gönner  der  Lehre  vom  Gesellschaftsvertrag 
uni  der  durch  sie  bedingten  individualistischen  und  atomi- 
titfsc^beo  StaaUauffaäsimg  der  Naturrechtsschule  bereits  eine 
oeae,  fertige  StaatsauiTaä^ung  gegenüber,  zu  der  ihn 
.^eine  Idee  von  der  Vemunftnotwendigkeit  des  Staates 
geführt  batte,  die  Auffassung,  dafs  der  Staat  lediglich 
Ofiguniaches  Gebilde  der  Kilur,  ein  Organismus  sei. 

Wenn  wir  ao  in  den  vorstehenden  Ausführungen  er- 
sehen haben,  dafa  der  Entwicklungsfaktor  und  das  bedeut- 
lamste  Moment  für  das  Werden  seiner  besonderen,  von  der 
allgetneinen  Lehre  abweichenden  Anschauung  über  Rechts- 
grond  und  Entstehung  des  Staates  in  der  Idee  zu  finden 
til^   *!'-'      ler  Staat  Vernunftgebot,    also   notwendig  ist,  so 


ein  klarer  Beweis,  wie  weit  Gönner  über  die  in- 

Bta&tBauff'assting  iler  Xaturrechtsschule  hinausgegangen 

lirgemafftt  weil  sie  si^h  eben  auf  das  Individuum  stützte, 

c  Li  der  Privatrethtsidee  unterordnen  muiste.    Vgl.  Gierke, 

**    ete,  S.  300» 
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mag  sich  die  Frage  aufdringen,  warum  Kant,  der  doch 
^eichfidla,  wenn  aaeh  nicht  mit  deraelben  Schilfe  wie 
GMnner,  den  Oedanken,  data  der  Staat  dorch  die  Vemimft 
geboten  m,  yertreten  hat,  nieht  aneh  sa  Konaequencen 
ihnlicher  Art  wie  GMnner  gelangt  ial^  inabeeondere  also  an 
der  Lehre  vom  OeeeUachafbivertfage  festgdialten  hat 

Die  Beantwortnng  dieser  iVage  fidlt  nicht  schwer,  sie 
fithrt  ans  aber  hier  anch  sogleich  noch  etwas  weiter. 

Kant  beschrinkt  den  Zweck  des  Staates  auf  die 
Schafinng  des  Reehtsgesetaes.  Da  aber  nach  seiner  An- 
schanung  der  verstaatliche  ^natürliche''  Zustand  des  Men- 
schen ein  Zustand  der  Ungerechtigkeit  (iniostos)  nicht  au 
sein  braucht,  wenn  er  auch  als  Zustand  der  Rechtlosig- 
keit (Status  iustitia  vacuus)  bezeichnet  werden  muls^,  so 
kann  nach  ihm  von  einer  absoluten  Notwendigkeit 
des  Staates  gerade  nicht  gesprochen  werden.  Notwendig, 
ein  Vemunftgebot  erscheint  er  ihm  nur  insofeme,  als 
,ein  Interesse  aller**  besteht,  aus  dem  Zustande  der 
Rechtlosigkeit  heraussukommen,  ,im  rechtlichen  Zustande 
zu  sein*  und  diesem  Interesse  ein  ^ethisches  Sollen* 
im  Menschen,  ein  kategorischer  Imperativ  entspricht,  der 
ihn  antreibt,  demselben  zu  genügen  und  sich  unter  ,,  Rechts- 
gesetze' zu  stellen. 

Diese  Auflassung  bildet  nun  allerdings  zweifellos  den 
An£uig  zu  einer  neuen  Beantwortung  und  Lösung  der 
Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  des  Staates,  allein  sie  ist 
hier  noch  nicht  weit  genug  gediehen  und  so  vermag 
die  Lehre  vom  GkseUschaftsvertrage  daneben  ihre  Geltung 
noch  zu  behaupten.  Trotz  der  hiemach  gegebenen,  man 
könnte  sagen ,  beschränkten  Notwendigkeit  des 
Staates,  trotz  allen  Zwanges  zur  Schaffung  desselben, 
der  im  Menschen  selbst  liegen  soll,  bleibt  eben  dessen 
Entstehen   doch   ein    ^Schaffen'',   eine   auf   den    allerdings 


>  Rechtilehre  §  35. 
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▼on  einem  kategorischen  Imperativ  beeinfiulttea  Willen 
der  Individuen  surückzuführende  Schöpfung.  Hier  kann 
also  neben  der  Lehre  von  der  Notwendigkeit  des  Staates 
die  Idee  des  Urverti^ags  gut  fortbestehen  und  Kant  hat  sie 
denn  auch  in  der  erwähnten  Modifikation  beibehalten. 

GaAz  anders  bei  Gönner. 

Für  ihn  ist  der  Staat  Notwendigkeit  nicht  blofs  im 
Kantschen  Sinne.  Der  Zweck  des  Staates  beschränkt  sich 
nach  ihm  nicht  auf  Sicherung  der  Rechte ;  seiner  Auffassung 
nach  ist  derselbe  ein  unendlich  weitergehender.  Er  weist 
dem  Staate  als  universale  Zweckbestimmung  die  unter- 
stützende Förderung  der  ihrer  Bestimmung  zustrebenden 
Menschheit,  also  die  ungleich  höhere  Aufgabe  zu,  dem 
Menschen  zur  Erreichung  seiner  höheren  Ziele  dienlich  zu 
sein.  Dieser  Unterstützung  des  Staates  kann  der  Mensch 
hierbei  nach  seiner  Auffassung  nicht  entraten,  nur  im  Staate 
und  durch  den  Staat  vermag  er  sein  Ziel  zu  erreichen.  In 
diesem  Sinne  erscheint  bei  Gönner  der  Staat  als  Notwendig- 
keit. Nur  aus  dieser  aus  der  universalen  Zweckbestimmung 
des  Staates  abgeleiteten  absoluten  Vernunftnotwendigkeit 
desselben  aber  kann  die  Eonsequenz  gezogen  werden,  dafs 
er  ein  Gebilde  menschlicher  Willkür  niemals  sein  kann, 
dafs  damit  die  Idee  vom  Gesellschaftsvertrage  auch  in  der 
Kantschen  Formulierung  Kealität  nicht  haben  kann,  dafs 
vielmehr  der  Staat  als  Produkt  der  Natur  erscheinen  muft. 

So  ersehen  wir :  Die  Gönnersche  Idee  ^oü  dem  Rechts- 
grunde und  der  Entstehung  des  Staates  ist  im  Grunde  die 
unabweisbare  Folgerung  aus  seiner  Lehre  Vom  Staatszwecke, 
seiner  sozialen  Staatstheorie  I 

III. 

g  3.    Die  orgamlsche  Staatsantftisrang  C^Oniiers. 

Auf  dem  eben  gezeichneten  Wege  entstand  auch 
QOnners  Auffassung  vom  Staate  als  eines  Organismus  im 
Ütaivdrsum. 
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Ursprünglich  war,  wie  wir  gesehen,  die  Staatsauffassung 
der  Naturrechtsschule  auch  die  seine  gewesen.  Ward  der 
Staat  aus  einem  Urvertrage  konstruiert,  war  die  uranfilng-  j 

liehe  Einigung  der  Individuen  der  Rechtsgrund  des  Staates, 
so  mufste  dieser  notwendig  als  ein  sozietätenähnliches  Ge- 
bilde,  als  eine  „Gesellschaft"   erscheinen,   „deren  Existenz  | 
und   Zweck   von   der  Willkühr  der  verbundenen   Subjekte 
abhängt.**     (Programm  S.  9.) 

Von  dieser  Anschauung  hatte  Gönner  sich  abgewandt.  \ 

Die   hauptsächlich   durch   die    empirische  Betrachtung  , 

gewonnene  Erkenntnis  von  einer  universalen  höheren  Zweck-  . 

bestimmung  des  Staates  hatte  in  ihm  die  Idee  von  der  ab-  | 
soluten  Notwendigkeit  desselben  entstehen  lassen  und  diese  J 
erschien  mit  der  Auffassung  des  Staates   als  einer  willktir-  i 

liehen   Schöpfung   der  Menschen,    wie  sie   die  Lehre   vom 
Gesellschaftsvertrag    bedang,    unvereinbar;    der    ürvertrag         j 
war  demgemäfs  zu  verwerfen. 

Damit  war  aber  die  ganze  Staatsauffassung  der  Natar- 
rechtsschule  beiseite  geschoben.  Es  galt  eine  neue  an  deren 
Stelle  zu  setzen. 

Die  Idee  von  der  Vernunftnotwendigkeit  des  Staates 
enthielt  bereits  die  Momente  für  eine  solche. 

Waren  nämlich  die  Staaten  für  den  Menschen  eine 
Notwendigkeit  in  dem  Sinne,  dafs  er  ohne  dieselben  seine 
Bestimmung  nicht  zu  erreichen  vermochte,  so  lag  es  nahe, 
die  „in  der  Erfahrung  gegebenen"  Staaten,  zumal  dieselben 
in  ihrem  Wesen  eine  gewisse  Gleichheit,  eine  „Allgemein- 
heit" und  „Einförmigkeit"  aufweisen  (S.  9  1.  c),  als  eine 
Schöpfung  der  nach  einheitlichen,  unabänderlichen  Gesetzen 
waltenden  Natur  zu  betrachten.  Waren  sie  und  konnten 
sie  das  Produkt  bewufster  menschlicher  Tätigkeit  nicht 
sein,  so  mufsten  sie,  da  ja,  wie  jedem  denkenden  Menschen 
klar,  dem  Zufall  hier  nicht  Raum  gegönnt  werden  kann, 
in  organischem  Werden  entstanden  sein,  und  da  solches  nur 
in  und   durch  die  Natur  möglich  ist,   so  konnten  sie  auch 
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lediglich  als  ^Produkt  der  Natur"  erscheinen.  So  der 
eigentliche  Gedankengang  Gönners. 

Nicht  gerade  zwingend  ist  allerdings  das,  was  Gönner 
seihst  zur  Erhärtung  der  Richtigkeit  dieses  seines  Satzes, 
dais  der  Staat  Produkt  der  Natur,  in  seinem  bereits  mehr- 
fach citierten  Schriftchen  ausAlhrt.  Er  sagt:  „Ist  es  Zufall, 
ist  es  Produkt  menschlicher  Willkühr,  dafs  in  Europa  so 
viele  Menschen  nebeneinander  leben  oder  ist  ihr  Dasein 
das  Werk  der  Natur?  Ist  das  letzte,  was  nicht  geleugnet 
werden  kann,  so  mufs  (1)  auch  die  Form  ihres  Nebenein- 
anderseyns  durch  die  Vernunft  in  der  Idee  ausgesprochen 
und  durch  die  Natur  selbst  realisiert  seyn  (I?).  Diese 
Form,  nicht  nur  des  vemunftgemäfsen  Nebeneinanderseyns. 
anzählbarer  Menschen,  sondern  selbst  ihrer  physischen 
Existenz  ist  der  Staat,  Staaten  sind  also  nicht  blos  in  der 
Idee  durch  Vernunft  geboten,  sondern  auch  in  der  Wirk- 
lichkeit durch  die  Natur  hervorgebracht."  (S.  8—9  1.  c.) 

Auf  der  so  gewonnenen  Grundlage  baut  nun  Gönner 
weiter. 

„Sind/  so  sagt  er,  „wie  nicht  geleugnet  werden  kann, 
Staaten  ein  Produkt  der  Natur,  so  sind  sie  nur  durch  und 
im  Organismus  da,  folglich  Teile  desselben  und  können 
nur  als  organisch  gedacht  werden,^  der  Staatsverein  ist 
organisch ! 

Diese  Auffassung  Gönners  ist  nun,  in  ihrem  Grunde 
wenigstens,  nicht  neu.  Die  Geschichte  der  organischen 
Staatstheorie  führt  uns  zurück  bis  Plato,  der  schon  den 
Staat,  allerdings  nur  in  ethischem  Sinne,  als  ein  organisches 
Gebilde  „ähnlich  dem  Einzelmenschen^  bezeichnet  hatte  und 
seit  den  Zeiten  Johanns  v.  Salisbury  (f  1180),  der  als  erster 
die  organische  Staatstheorie  als  Staatsrechtstheorie  ver- 
wertete^, finden  sich  mehr  oder  minder  bewufste  Anklänge 
an  diese  Staatsauffassung  bei  fast  allen  bedeutenderen 
Staatsrechtstheoretikern  der   folgenden   Jahrhunderte,    bei 


^  Rehm,  Gesch.  d.  Staatsrechtsw.  S.  168. 
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Orotius  und  Hobbes,  bei  Spinoza  wie  bei  Locke  und  Mon- 
tesquieu. Auch  der  Rousseausche  Natuntaat  und  der 
Eantsche  Vernunftstaat  enthalten  in  Teilen  unbewufst  An- 
klänge an  organische  Theorien^. 

DaSy  was  Gönner  von  diesen  seinen  unmittelbaren  Vor- 
gängern unterscheidet y  ist  die  Tatsache,  dafs  er  als  erster 
wiederum  klar  und  bewufst  die  organische  Staatsauffassung 
zur  Grundlage  einer  selbständigen  „organischen*'  Staatsrechts- 
theorie gemacht  hat. 

Seine  ganze  Darstellung  ist  im  Grunde  eine  rechts- 
philosophische, und  eine  nähere  Betrachtung  derselben  zeigt 
uns,  dafs  er  unter  den  verschiedenen  Gruppen  von  Ansichten, 
denen  die  organische  Staatsauffassung  zugrunde  liegt,  für 
die  Zeit,  da  er  erstmals  diese  seine  Gedanken  in  die  wissen- 
schaftliche Welt  getragen  (1805),  jener  Gruppe  zuzurechnen 
ist,  deren  Eigenheit  in  der  physischen  Staatsbetrachtung 
liegt*. 

Er  betonte  vor  allem  mit  grofser  Schärfe,  dafs  es  „eine 
schädliche  Einseitigkeit^  sei,  „im  Staate  nur  die  vereinigten 
Menschen  und  diese  nur  als  Vernunftwesen  zu  betrachten^ 
(S.  10,  23).  Der  Mensch  sei  vielmehr  „sinnliches  Ver- 
nunftwesen^,  und  gerade  der  Staat  bilde  „das  Medium'', 
wodurch  er  in  dieser  seiner  Eigenschaft  „ohne  Trennung 
des  thierischen  (Wesens)  vom  geistigen  ergriffen"  werde 
(S.  9).  Im  Staate,  der  sich  als  „Verein  der  Kräfte*'  dar- 
stelle, sei  die  physische  Welt  mit  der  moralischen  in  Ver- 
bindung gebracht.  Die  physischen  Kräfte  der  Erde  und 
auch  die  der  Menschen  seien  mit  den  Geisteskräften  der 
Menschheit  im  Staate  in  einem  „Verein,  der  alle  Einseitig- 
keit aufhebt,  und  zwischen  beiden  eben  jenen  vollendeten 
Einklang  herstellt,  wodurch  die  Natur  in  allen  Wesen  und 
allen  untergeordneten  Zwecken  nur  Einheit  durch  alle 
Wirkungen  ausspricht*'     (S.  10.) 

^  Tftn  Kriektnu  .,rber  die  sogen,  organische  Staatstheorie ". 
S.  33-56, 

*  s~  Krieken  «.  a.  0-  S.  59. 
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Die  Staaten  stehen  so  „als  organischer  durch  die  Natur 
prodoaierter  Verein  der  ELrttfte''  auch  unter  physischen 
Naturgesetzen.     (S.  20.) 

Zum  Beweise  dieses  Sataes  greift  Gönner  in  das  natur- 
wissenschaftliche Gebiet  hinüber.  Er  sagt,  die  Herrschaft 
der  physischen  Naturgesetase  über  den  Staat  erweise  deut- 
lich schon  das  „Dasein  mehrerer  Volker^  und  die  Not- 
wendigkeit ihres  Daseins.  Denn:  „Jede  Kraft  kann  nur  in 
einer  bestimmten  Entfernung  und  in  bestimmten  Richtungen 
wirken.**  Die  Folge  ist,  dafs  jeder  Staat  auf  ein  bestimmtes 
Gebiet  der  Erdoberfläche  beschränkt  sein  müsse.  Das  habe 
die  Natur  in  ihrem  schöpferischen  Walten  selbst  zum  Aus- 
drucke gebracht,  indem  sie  durch  Gebirge  und  Meere 
Staaten-  und  Völkergrenzen  geschaffen ,  die  noch  kein  Er- 
oberer ungestraft  überschritten  habe.  „Da  aber'',  so  fährt 
er  alsdann  fort,  „auf  allen  Theilen  unserer  Erde  der  Organis- 
mus wirkt,  so  mufs  am  Endpunkte  eines  Staates  der  andere 
an£Eingen,  ein  Staat  ist  vom  andern  abl^ängig,  alle  Staaten 
zusammen  sind  als  Theile  des  Universums  mit  dem  Ganzen 
organisch  verbunden  und  durch  das  Band  der  Menschheit 
im  ganzen  Erdenrund  umschlungen.^ 

So  erscheint  also  der  Staat  als  ein  unter  physischen  wie 
unter  Vernunftgesetzen  stehender,  von  der  Natur  geschaffener, 
in  den  Organismus  des  Universums  eingegliederter  organischer 
Verein  der  in  Natur  und  Menschheit  gegebenen  physischen 
und  geistigen  Kräfte  —  als  physisch-geistiger  Organismus  ^. 
Diese  Auffassung  führt  ihn  dann  späterhin  und  zwar  zweifel- 
los um  deswillen,  weil  sie  naturwissenschaftlich  nicht  fest 
gegründet  war,  mehr  der  Phantastereien  zuneigenden 
anthropomorphiatischen  Richtung  zu,  der  der  Staat  als   ein 


^  Die  Behauptung  Yan  Eriekens,  dafe  der  Schweizer  P.  C.  Planta 
(1852)  als  der  älteste  Vertreter  der  physisch  -  organischen  Staats- 
auffassung  angesehen  werden  müsse  (S.  75),  da  er  erstmals  den  Staat 
als  physisch-geistigen  Organismus  dargestellt  habe  (S.  77),  erweist  sich 
hiemach  nicht  als  richtig.  Die  Priorität  gebührt,  wenn  auch  die 
Barchführung  und  Begründung  des  Grundgedankens  bei  beiden  Schrift- 
itellem  eine  durchaus  verschiedene  ist,  doch  zweifellos  Gönner! 
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menschenähnliches  Gebilde,  als  „natürlicher  KoUektivmensch^ 
erscheint  —  In  seinem  1808  erschienenen  „Staatsdienst'' 
finden  wir  derartige  Ausführungen. 

Die  im  Staate  vereinigten  „in  lebendigem  Verkehr" 
(S.  54)  stehenden  Kräfte  werden  von  ihm  hier,  insofern  sie 
nach  den  verschiedensten  Richtungen  dem  Staate  zur  Er- 
füllung seiner  Zweckbestimmung  dienen,  mit  den  ver- 
schiedenen Organen  des  menschlichen  Körpers  verglichen 
(S.  54);  „den  Mittelpunkt  und  die  Seele  des  ganzen  Staates" 
aber  bildet  der  Herrscher,  „in  welchem  sich  gleich  dem 
Kreislauf  des  Blutes  im  menschlichen  Körper  alle  Kräfte 
konzentrieren  und  von  welchem  aus  sie  wieder  auf  alle 
Punkte  des  Staates,  nach  dem  jedesmaligen  Bedürfnisse 
zurückströmen."     (S.  30.) 

Also  Leib  und  Seele,  das  vollständige  Bild  des  Menschen, 
findet  er  hier  im  Staate  wieder. 

Mit  seiner  Anschauung,  in  der  Art,  wie  er  sie  vor- 
getragen, stand  Gönner  in  seiner  Zeit  allein. 

Zwar  hatten  schon  Fichte  und  Schelling,  ersterer  in 
seinem  Naturrecht  (1796),  letzterer  erstmals  in  seiner  1803 
erschienenen  „Methode  des  akademischen  Studiums'',  den 
Versuch  gemacht,  lediglich  aus  den  Naturgesetzen,  denen 
das  organische  Leben  unterworfen  ist,  den  Staat  und  seine 
Funktionen  zu  erklären;  allein  diese  ihre  Konstruktionen 
waren,  da  sie  in  der  Hauptsache  rein  theoretischer  Natur 
waren  und  den  Tatsachen  der  Empirie  teilweise  überhaupt 
nicht,  teilweise  nur  in  unvollkommener  Weise  Rechnung 
trugen,  ohne  jeglichen  Einflufs  auf  die  Staatslehre  ihrer  Zeit 
geblieben  *. 

Gönners  Darstellung  steht  mit  diesen  vor  ihm  gemachten 
Versuchen  ofiensichtlich  aufser  allem  Zusammenhang,  sie 
ist  nach  Form  wie  Inhalt  durchaus  originärer  Natur. 

^  Vergl.  V.  Krieken,  S.  117.  -—  Dies  dürfte  übrigens  auch  aus 
der  Tataacüe  erhellen,  dais  J.  B.  Nibler  in  dem  historischen  Teile 
seines  Schriftchens  Schellings  überhaupt  nicht  gedenkt  und  bei  Dar- 
stellungder  Staatslehre  Fichtes,  dessen  „organischer''  Ideen  mit  keinem 
Worte  Erwähnung  tut 
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Wenn  wir  in  der  ganzen  bisherigen  Darstellung  der 
Staatslehre  Gönners  den  Werdegang  seiner  Anschauungen 
darzutun  versucht  haben,  so  können  doch  die  bisher  hervor- 
gehobenen Momente  kaum  als  genügend  erachtet  werden  für 
die  Beantwortung  der  hier  sich  aufdrängenden  Frage,  warum 
Gönner  in  seinen  Betrachtungen  über  die  Natur  und  das 
Wesen  des  Staates  gerade  der  organischen  Auffassung 
sich  zugeneigt  hat. 

Es  ist  zu  diesem  Behufe  hierzu  etwas  weiter  auszu- 
greifen. 

Man  kann  van  Krieken  wohl  beipflichten,  wenn  er 
(a.  a.  O.  S.  12)  sagt,  das  Erscheinen  einer  organischen 
Staatsauffassung  sei  bedingt  einmal  durch  eine  genügende 
Entwicklung  des  philisophischen  Sinns,  der  zu  Spekulationen 
über  die  letzten  Gründe  einer  Erscheinung  ftlhre,  sodann 
aber  durch  eine  gewisse  Höhe  der  Entwicklung  der  staats- 
bürgerlichen Freiheit,  da  nur  dann  die  Idee  eines  Organis- 
mas Platz  greifen  könne,  wenn  die  Angehörigen  eines 
Staates  sich  auch  als  dessen  tätige  Glieder  fühlen  könnten. 
Hiemach  erscheint  allerdings  schon  die  Zeit  seit  Ende  des 
Mittelalters  als  geeigneter  Boden  für  die  organische  Auf- 
&s8ung  des  Staates  und  tatsächlich  finden  sich  denn  auch, 
wie  bereits  früher  betont,  Anfänge  und  Ansätze  zu  einer 
solchen  seit  Beginn  der  Neuzeit  bei  der  Mehrzahl  der  Staats- 
rechtstheoretiker. 

Dafs  aber  die  reine  organische  Staatsrechtstheorie  zu 
Beginn  unseres  Jahrhunderts  durch  Gönner  vertreten  sich 
findet,  hat  seinen  tieferen  Grund  zweifellos  in  der  in  dieser 
Zeit  gesteigerten  Wirksamkeit  und  Bedeutung  der  beiden 
genannten  Entwicklungsmomente. 

Die  spekulative  Richtung  in  der  Philosophie  war  durch 
Kant  auf  eine  noch  nicht  erreichte  Höhe  geführt,  und  die 
Rechtsphilosophie,  insbesondere  die  der  z.  Z.  Gönners  noch 
herrschenden  Naturrechtsschule  hatte  an  dieser  Fortent- 
wicklung partizipiert.  JDer  Einfiufs  dieser  Tatsache  zeigt 
sich  denn  auch  ganz   deutlich  in  der  ganzen  Dai'stellungs- 

StMts-  u.  völkerr.  Abhandl.  IV.  1.  -  Koch.  3 
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weise  Gönners.  Er  weist  selbst  darauf  hin,  dafs  die  Er- 
kenntnis von  dem  Wesen  des  Staates  mit  den  Fortschritten 
der  Philosophie  innig  verbunden  ist^  und  seine  Idee  er- 
scheint denn  auch  in  philosophischem  und  zwar  in  nator- 
philosophischem  Gewände. 

Das  objektive  Moment  aber,  das  als  das  schwerwiegendere 
erscheint,  hatte  gerade  in  diesen  Zeiten  eine  ganz  auCsei^ 
ordentliche  Bedeutung  erlangt.  Um  die  staatsbürg^erliche 
Freiheit  war  der  grofse  Kampf  der  Revolution  geführt 
worden,  unter  dessen  Nachwirkungen  die  Zeit  zu  ßeginn 
des  19.  Jahrhunderts  gestanden  hat  und  wenn  auch  wUhrend 
der  Revolution  selbst  die  individualistische  Tendenz  in  einer 
für  den  organischen  Staatsgedanken  geßlhrlichen  'Weise 
übermächtig  hervorgetreten  war,  so  hatte  doch  die  Zeit,  in 
der  Gönners  Anschauungen  sich  entwickelt  (1803 — 1808), 
es  verstanden ,  diesen  individualistisch-atomistischen  Ten- 
denzen gegenüber  die  Einheitsidee  eines  wohlgegliederten 
und  organisierten  Staatswesens  wiederum  zur  Geltung  zu 
bringen,  in  der  aber  naturgemäfs  die  durch  die  Ereignisse 
der  vorhergehenden  Zeit  mächtig  gesteigerte  Bedeutung  des 
Individuums  innerhalb  des  Staatsorganismus  in  entsprechender 
Weise  zur  Geltung  gelangte,  und  deshalb  auch  die  Auf- 
fassung des  Einzelnen  als  eines  tätigen  Gliedes  des  die  Gesamt- 
heit organisch  zusammenfassenden  Staatsganzen  um  so  eher 
Platz  greifen  konnte  und  mufste. 

Es  läfst  sich  nicht  bestreiten,  dafs  die  Zeit,  in  der  die 
von  der  Naturrechtsschule  insbesondere  unter  Rousseauschem 
Einflüsse  vertretenen  Ideen,  die  im  Grunde  eine  erhöhte  Wert- 
stellung der  Einzelpersönlichkeit  dem  Staate  gegenüber  er- 
strebten,  in  ihren  letzten  Zielen  aber  atomisierend  und  damit 
auflösend  wirken  mufsten,  gerade  in  ihrer  konsequenten 
praktischen  Durchführung  durch  die  französische  Revolution 
so  ungeheuer  Fiasko  gemacht  hatten,  besonders  geeignet 
sein  mufste,  die  Auffassung  von  der  durch   die  Natur  ge- 


'  Programm  S.  5. 
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botenen  Notwendigkeit  einer  wohlgegliederten  Zusammen- 
fassung der  Individuen  und  weiterhin  der  organischen  Natur 
der  Form  dieser  Zusammenfassung  zu  wecken,  zu  fördern 
und  zu  kräftigen. 

War  das  der  Boden,  auf  dem  eine  organische  Staats- 
auffassung überhaupt  sich  entwickeln  konnte,  so  ersehen  wir 
als  nächsten  Grund  und  zugleich  als  Mittel  für  die  theore- 
tische Konstruktion  dieser  Auffassung  ein  Moment,  das  aus 
der  Welt  der  Wissenschaft  entnommen  werden  mufs. 

Es  ist  der  naturwissenschaftlich-realistische  Zug,  der  der 
Wissenschaft  jener  Zeitperiode  anhaftet  ^. 

In  der  Volkswirtschaftslehre,  der  Nationalökonomie  im 
wahren  Sinne,  war  er  zuerst  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  Jahrhunderts  durch  den  Einflufs  der  Physiokraten  und 
späterhin  Adam  Smiths  zur  Herrschaft  gelangt,  und  bei  der 
Bedeutung,  die  dadurch  jene  Wissenschaft  errang  und  den 
glänzenden  Resultaten,  die  sie  damit  erzielte,  konnte  es 
nicht  ausbleiben,  dafs  diese  naturwissenschaftlich-realistische 
Betrachtungsweise  auch  auf  andere  naheliegende  Gebiete 
der  Wissenschaft  und  hier  in  erster  Linie  auf  die  Staats- 
rechtswissenschaft tibertragen  zu  werden  begann.  Dies  tritt 
in  jener  Zeit  insbesondere  in  den  staatsrechtlichen  Arbeiten 
Pichtes  und  Schellings  und  späterhin  vor  allem  Hegels  mehr 
und  mehr  hervor.  Ein  Gleiches  finden  wir  auch  bei  Gönner. 
Er  selbst  hat  uns  ja  bereits  in  seinem  Teutschen  Staats- 
recht (§  363)  gesagt,  dafs  der  Einflufs  der  Wissenschaft 
von  der  Staatswirtschaft,  die  seit  Adam  Smith  zu  so  grofser 
Bedeutung  herangewachsen  sei,  also,  wie  sich  aus  unseren 
früheren  Ausführungen  ergibt,  die  dadurch  veranlafste 
realistische  Betrachtungsweise  des  Objektes  seiner  Wissen- 
schaft, des  Staates,  in  erster  Linie  es  gewesen  sei,  die  ihn 
veranlafst,  in  der  grundlegenden  Frage  nach  dem  Staats- 
zwecke neue  Wege  zu  gehen,  die  ihn  dann  von  hier  aus 
zu   weiteren   Resultaten   und   im  schliefslichen   Ende,   wie 


*  Vergl.  auch  v*  Krieken  a.  a.  0.  S.  60. 
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wir  gesehen,  zu  einer  neuen  Staatsauffassung  geführt  haben. 
Es  ist  deshalb  lediglich  ein  Weiterschreiten  auf  der  bereits 
eingeschlagenen  Bahn  und  eine  in  der  ganzen  Tendenz  der 
Wissenschaft  seiner  Zeit  wohlbegründete  Erspheinung,  wenn 
wir  seine  neugewonnene  Staatsidee  vor  allem  naturw^issen- 
schaftlich  begründet  sehen. 

So  findet  Gönners  organische  Staatsrechtstheorie  aus 
den  tatsächlichen  politischen  Verhältnissen  wie  aus  dem 
Stande  der  Wissenschaft  seiner  Zeit  ihre  Erklärung. 

Wir  betonen  hier  nicht  ohne  Grund  „Staatsrechts- 
theorie''. Denn  die  organische  Staatsauffassung  ward  fkir 
ihn  zum  Ausgangspunkte  für  philosophische  und  rechts- 
wissenschaftliche Folgerungen,  sie  gab  für  ihn  so  die  Grund- 
lage für  eine  neue  Staatsrechtstheorie  ab. 

So  verwarf  er  beispielsweise,  von  diesem  seinem  Stand- 
punkte aus,  die  Lehre  vom  Urvertrage  und  damit  die 
Auffassung  des  Staates  als  eines  sozietätenähnlichen  Ge- 
bildes. 

Gestützt  auf  diese  Theorie,  erklärte  er  z.  B.  auch  die 
Monarchie  als  die  allein  gerechtfertigte  Verfassungsform, 
indem  er  (Progr.  S.  13)  ausführt,  dafs  jeder  Organismus 
eines  Vereinigungspunktes  in  der  Person  des  Herrschers 
bedürfe,  welche  nur  eine  physische  Person  sein  könne, 
denn  sobald  es  mehrere  Personen  wären,  müfsten  sie  einen 
höheren  Vereinigungspunkt  haben,  um  organisch  zu  sein 
u.  8.  w. 

Auch  für  das  Völkerrecht  glaubte  er  aus  seiner  neu- 
gewonnenen Auffassung  eine  Reihe  von  Folgerungen  rechts- 
wissenschaftlicher Natur  ziehen  zu  können  (vgl.  hierüber 
Progr.  S.  29-31). 

Zu  einem  wissenschaftlichen  Ausbau  seiner  Grundidee 
ist  nun  Gönner  leider  allerdings  nicht  gekommen.  Das 
Werk  Niblers,  vielfach  phantastisch  in  den  Gedanken  wie 
in  der  Darstellung,  kann  auch  weiter  zur  Beurteilung  der 
Anschauungen  Gönners  nicht  herangezogen  werden,  da 
Nibler,  wenn  auch  seine  Grundanschauung  mit  der  Gönners 
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übereinstimmt,  doch  in  der  Ausführung  yielfach  eigene  Wege 
eingeschlagen  hat  und  Gönner  hat  auch  selbst  in  seinem 
mehrerwähnten  Programm  indirekt  zum  Ausdruck  gebracht, 
dafs  er  nicht  die  Gedanken  seines  Schülers  als  die  seinen 
betrachtet  wissen  wolle*. 

Dafs  Gönner  sich  weiterhin  mit  diesen  seinen  geänderten 
Anschauungen  über  die  Grundfragen  der  Staatslehre  nicht 
beschäftigt  hat,  hat  seinen  Grund  in  der  Tatsache,  dafs  er 
nach  dem  Zusammenbruch  des  alten  deutschen  Reichs  sich 
mehr  und  mehr  von  den  eigentlichen  staatsrechtlichen  Studien 
abwandte. 

So  kam  es  auch,  dafs  diese  seine  organische  Staats- 
auffassung für  die  Entwicklung  der  Staatslehre  im  19. 
Jahrhundert  ohne  Einflufs  geblieben  ist.  Denn  gerade 
in  dem  wichtigsten  Punkte,  in  dem  sie  gegenüber  der 
Staatslehre  der  Naturrechtsschule  einen  Fortschritt  hätte 
bedeuten  können,  fand  sie  weder  durch  Gönner  noch 
auch  durch  seinen  Schüler  eine  konsequente  Durchführung 
und  Weiterbildung  —  in  der  Lehre  von  der  Staatspersön- 
lichkeit! 

Solange  Gönner  auf  dem  Boden  der  Naturrechtsschule 
stand,  solange  er  noch  den  Gesellschaftsvertrag  als  den 
Rechtsgrund  des  Staates  betrachtete,  —  solange  war  auch 
ihm  der  Staat  nur  eine  durch  obligatorische  Bande  zu  einem 
Kollektivsubjekt  zusammengefafste  Mehrheit  von  Individuen. 
Zwar  bezeichnet  er  den  Staat  sehr  häufig  als  „moralische 
Person",  allein  als  solche  erschien  ihm  derselbe  nur  im 
völkerrechtlichen  Verhältnisse.  Nur  für  das  Verhältnis  des 
Staates  nach  aufsen  verwendet  er  diesen  Begriff  (vgl.  z.  B. 
sein  Werk  über  Staatsrechtsdienstbarkeiten  (1800):  S.  65, 
91, 112,  114,  115  u.  s.  f.),  indem  er  dabei  übrigens  bezeich- 
nenderweise die  Begriffe:  „Staat",  „Nation",  „Volk",  „Ge- 
biet" durchweg  synonim  gebraucht! 


^  „An  (der  Arbeit)  habe  ich  aufeer  der  rohesten  Zeichnung  des 
Gebäudes  ....  keinen  Anteil.  Alles  andere,  jeder  Gedanken  zu 
seiner  Begründung  gebührt  Herrn  Nibler."    (S.  15.) 


38  IV.  1. 

Für  das  Verhältnis  nach  innen  aber  findet  sich  bei  ihm 
der  BegrifF  der  moralischen  Person  nirgends.  Es  tritt  hier 
nur  eine  Mehrheit  von  Rechtssubjekten,  die  im  Staate  ver- 
einigt nebeneinander  sind,  in  die  Erscheinung;  eine  von 
diesen  unterschiedene  eigene  einheitliche  Rechtspersönlich- 
keit des  Staates,  eine  ,,moralische  Person''  in  diesem  Sinne 
und  Zusammenhange  kennt  er  nicht!  Im  Staate,  so  ftulsert 
er  sich  vielmehr  in  seinem  teutschen  Staatsrechte  (§  274 
VI),  darf  das  Volk  vom  Staate  nicht  unterschieden  i^eerden ! 

So  ist  auch  ihm  der  Begriff  „moralische  Person*  wie 
der  herrschenden  Naturrechtslehre  seiner  Zeit  ^  nichts  weiter 
als  ein  Mittel,  eine  Mehrheit  von  Individuen  mit  Rücksicht 
auf  eine  derselben  gemeinsame  Sphäre  von  anderen  Rechts- 
persönlichkeiten formell  als  Einheit  zu  unterscheiden,  und 
das  erklärt,  warum  er  den  Begriff  nur  für  das  Verhältnis 
nach  aufsen  verwertet  und  verwerten  konnte. 

Mit  der  Änderung  seiner  ganzen  Staatsauffassung'  trat 
nun  allerdings  auch  eine  solche  hinsichtlich  der  Idee  von 
der  Staatspersönlichkeit  ein,  allein  nicht  in  der  Richtung, 
in  welcher  man  sie  hätte  erwarten  dürfen. 

Wenn  allen  den  Staatskonstruktionen,  die,  wie  die 
spätere  Gönnersche,  an  die  Vorstellung  des  Organismus 
anknüpfen,  der  Grundgedanke  gemein  ist,  dafs  der  Staat 
als  Organismus  in  die  Reihe  derjenigen  Existenzen  zu 
stellen  sei,  bei  welchen  aus  der  Verbindung  der  Teile  zu 
einem  Ganzen  eine  von  der  Summe  der  Teile  verschiedene 
Lebenseinheit  entsteht^,  und  wenn  wir  gesehen  haben,  dafs 
die  organische  Staatsauffassung  bei  Gönner  entstand  in  dem 
klaren  Bewufstsein  von  der  Unhaltbarkeit  der  alten  Staats- 
lehre, die  im  Staate  lediglich  eine  Gesellschaft,  eine  durch 
Vertrag  zu  einer  Einheit  verbundene  Mehrheit  von  Personen 
erblickte,  so  befand  er  sich  so  zweifellos  auf  dem  besten 
Wege,   um  zur  Auffassung  des  Staates  als  einer  eigenen. 


^  Gierke:  Althusius,  S.  198. 

*  Gierke,  Die  Grundbegriffe  des  Staatsrechts  etc.  (Zeitschr.  f.  d. 
g.  St.W.  Bd.  30  S.  269.) 
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von  den  in  ihm  vorhandenen  Individuen  verschiedenen 
Rechtspersönlichkeit  zu  gelangen.  Doch  ist  er  leider  aaf 
diesem  Wege  nicht  weiter  geschritten  und  das  erklärt  sich, 
wie  wir  weiterhin  sehen  werden,  daraus,  dafs  sich  ihm  hier 
ein  bequemer,  vielbetretener  Seitenweg,  man  könnte  wohl 
auch  sagen  Ausweg  bot. 

.Wir  finden  in  den  wenigen  Schriften  staatsrechtlichen 
Inhalts,  die  nach  1806  noch  erschienen,  auch  nicht  die  ge- 
ringste Spur  einer  solchen  Auffassung.    Im  Gegenteil! 

In  seiner  1808  erschienenen  Monographie  über  den 
Staatsdienst  sehen  wir  ihn,  fufsend  auf  seiner  organischen 
Staatsauffassung  hinsichtlich  der  Frage  der  Staatspersönlich- 
keit, auf  einem  Standpunkte,  den  die  Staatslehre  der  Neu- 
zeit, insbesondere  seit  Hobbes  eingenommen  hatte,  die  aber 
infolge  der  hauptsächlich  durch  Rousseau  wieder  mächtig 
gewordenen  Idee  der  Volkssouveränetät  in  der  Hauptsache 
verlassen  worden  war. 

Für  ihn  tritt  nämlich  hier  der  Staat  nur  durch  den 
Herrscher  in  die  Erscheinung,  er  fafst  den  Begriff  der 
Staatspersönlichkeit  nunmehr  im  Sinne  der  absorptiven 
Herrscherpersönlichkeit  Hobbes'  I 

Der  Ideengang,  der  ihn  dazu  gefuhrt,  ist  leicht  zu  ver- 
folgen. 

War  für  ihn  der  Staat  ein  Organismus,  so  ergab  sich 
daraus  die  Notwendigkeit  eines  „  Vereinigungspunktes **  dieses 
Organismus,  der  ihm  im  Herrscher  gegeben  erschien.  In 
diesem  vereinigen  sich  alle  Kräfte,  um  durch  die  konzen- 
trierte Kraft  auf  alles  im  Staate  zu  wirken  (Progr.  S.  13, 
Staatsdienst  S.  30),  von  ihm  gehen  deshalb  alle  Staatsämter 
aus  (Progr.  S.  13,  Staatsdienst  S.  32)  u.  s.  w.,  er  bildet 
den  Mittelpunkt,  die  Seele  des  ganzen  Staates!  Von  hier 
aus  ist  aber  nur  noch  ein  kleiner  Schritt  zu  der  Auffassung, 
dafs  die  Herrscherpersönlichkeit  identisch  sei  mit  der  Staats- 
persönlichkeit, und  diesen  Schritt  hat  Gönner  denn  auch 
gemacht,  wenn  er  (Staatsdienst  S.  32)  erklärt:    „Es  ist  un- 
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richtig,   wenn  manche  den  Regenten  als  den  ersten  Staats- 
beamten betrachten,  denn  er  ist  der  Staat  selbst^!" 

Es  ist  nun  allerdings  eine  auf  den  ersten  Blick  be- 
fremdende und  merkwürdige  Erscheinung,  in  einer  Zeit,  in 
der  sich  die  Idee  der  Volkssouveränetät  in  der  Wissenschaft 
einer  nahezu  unbestrittenen  Anerkennung  erfreute,  die  Idee 
der  Fürsten-,  der  Herrschersouveränetät  in  ihrer  reinsten 
und  extremsten  Form  wiederum  vertreten  zu  sehen. 

Allein  diese  Erscheinung  vermag  wohl  ihre  Erklärung 
zu  finden. 

Zunächst  ergab  sich,  rein  logisch  betrachtet,  für  Gönner 
von  seiner  Grundauffassung  aus  überhaupt  kein  anderes 
Resultat,  sobald  er  nicht  zur  Idee  der  Staatspersönlichkeit 
vorschritt  Mit  seiner  Auffassung  des  Staates  als  eines 
durch  die  Natur  geschaffenen  Organisnlus  liefs  sich  die 
durch  die  Volkssouveränetätslehre  bedingte  Idee  einer  den 
Staat  bedeutenden  Volkspersönlichkeit  schlechterdings  nicht 
vereinbaren.  Nun  blieb  ihm  aber  nach  der  anderen  Seite, 
da  er  sich  zur  Idee  der  Staatspersönlichkeit  nicht  aufschwang, 
kein  anderer  Weg  übrig,  als  der,  den  er  eingeschlagen. 
Konnte  ihm  der  Staat  nicht  die  Summe  der  in  ihm  vor- 
handenen Individuen  sein,  war  er  für  ihn  aber  andererseits 
auch  nicht  eine  von  diesen  Individuen  verschiedene  Rechts- 
persönlichkeit, so  mufste  ihm  eben  mit  Notwendigkeit 
schliefslich  der  Staat  in  der  Persönlichkeit  in  die  Erschei- 
nung treten,  die  als  Vereinigungspunkt  dieses  Organismus 
erschien,  in  der  sich  alle  im  Staate  vorhandenen  Kräfte 
konzentrierten,  die  den  Mittelpunkt,  die  Seele  desselben 
bildete —  im  Regenten! 


^  Man  vergl.  hierzu  insbes.  noch  Anm.  f.  S.  82,  in  der  er  unter 
dem  Hinweise,  dafs  es  durchaus  verkehrt  sei,  das  persönliche  Dienst- 
verhältnis zum  Fürsten  dem  politischen  zum  Staate  entgegenzusetzen, 
ausruft:  „Wann  werden  wir  doch  einmal  aufhören,  unsere  Regenten 
vom  Staate  als  Gegensätze  zu  trennen!'' 

In  der  ganzen  Darstellung  in  seinem  gen.  Werke  tritt  denn  auch 
bei  dem  Verhältnisse  zwischen  Staat  u.  Staatsdiener  der  Regent  an 
die  Stelle  des  Staates  I    (Vergl.  z.  B.  S.  40.  83.  278.  274  u.  s.  f.). 
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Wissenschaftlich  war  ja  dieser  Schritt  Gönner  erleichtert 
worden  durch  die  in  nicht  allzuweit  zurück  liegender  Zeit 
herrschend  gewesene  Lehre  von  der  Herrschersouveränetät  \ 
er  hat  damit  nur  alte,  wohlbekannte  Bahnen  betreten.  Auf 
politischem  Gebiete  aber,  und  damit  kommen  wir  auf  das 
zweite  wichtige  Moment,  das  die  Auffassung  Gönners  er- 
klärt, waren  die  Verhältnisse  für  seine  Idee  die  denkbar 
günstigsten.     Sie  schienen  dieselbe  direkt  zu  bestätigen. 

Hier  war  gerade  in  dieser  Zeit  die  Reaktion  gegen  die 
in  der  Revolution  praktisch  bis  zum  Extrem  durchgeführten 
Ideen  der  Volkssouveränetät  eingetreten. 

Die  Revolution  hatte  in  Frankreich  mit  dem  Absolutis- 
mus geendet.  ^Alle  Staatsgewalt  war  wieder  in  dem  mon- 
archischen Haupte  in  einer  Fülle  und  Stärke  individuell 
vereinigt,  welche  an  das  römische  Kaisertum  erinnerte*." 
Napoleon  war  der  unumschränkte  Gebieter  und  Herrscher 
geworden,  er  war  „Frankreich"  geworden!  Neben  seiner 
gewaltigen  Persönlichkeit  konnte  ebensowenig  die  Idee  einer 
den  Staat  Frankreich  bildenden  Volkspersönlichkeit  wie  die 
einer  eigenen  Staatspersönlichkeit  sich  erhalten  und  be- 
haupten bezw.  entstehen  —  der  Regent  war  hier  der  Staat! 
Gönner  weist  auch  selbst  bezeichnenderweise  in  dieser 
Richtung  gerade  bei  seinem  Satze,  dafs  der  Regent  der 
Staat  selbst  sei,  auf  den  grofsen  Korsen  hin.  (Staatsdienst 
S.  32.) 

Dazu  kommt,  dafs  auch  in  deutschen  Landen  diese 
Reaktion  sich  geltend  machte,  dafs  auch  hier  gegenüber  den 
revolutionären  Tendenzen  der  unmittelbar  vorhergegangenen 
Zeit  die  absolutistischen  Bestrebungen  mehr  und  mehr  an 
Boden  gewannen,  sodafs  zu  Gönners  Zeiten  allüberall  in 
den  deutschen  monarchischen  Territorien  der  aufgeklärte 
Despotismus,  der  Absolutismus,  nahezu  unumschränkt  herr- 
schend geworden  war.  Auch  hier  bedeutete  tatsächlich  der 
Regent  den  Staat! 


^  Bluntschli,  Geschichte  der  neueren  Staatswissenschaft.  S.  570. 
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Nach  alledem  nun  kann  es  nicht  verwundern,  wenn  in 
solchen  Zeiten  wiederum  ein  Vertreter  der  Herrschersou* 
veränetät  erstand,  der  im  Verfolge  seiner  Grundanschauung 
2u  dem  Satze  gelangte:  Der  Regent  ist  der  Staat  selbst! 

Gerade  aus  diesen  Tatsachen  können  wir  den  Grund 
dafür  entnehmen,  dafs  wir  bei  Gönner  auch  nicht  andeu* 
tungsweise  den  Begriff  der  Staatspersönlichkeit  2u  finden 
vermögen.  In  diesen  Zeiten  des  ausgeprägten  Absolutismus 
lag  es  nur  zu  nahe,  dafs  auch  der  Vertreter  des  organischen 
Staatsgedankens  die  Konsequenzen,  die  sich  aus  seiner 
Grundidee  fUr  die  Frage  der  Staatspersönlichkeit  hätten 
ergeben  können,  nicht  gezogen,  dafs  er  vielmehr  der  be- 
quemeren und  einfacheren  Lösung,  die  bereits  frühere  Jahr- 
hunderte versucht,  weil  sie  eben  infolge  der  obwaltenden 
politischen  Verhältnisse  am  nächsten  lag,  sich  ange- 
schlossen hat. 

Nur  bezüglich  der  Frage  der  Staatspersönlichkeit  hätte 
die  organische  Staatsidee  Gönners  von  wirklichem  und 
nachhaltigem  Einflüsse  auf  die  Entwicklung  der  Staatslehre, 
der  Staatsrechtswissenschaft  sein  können.  Gerade  hier  aber 
kam  sie  zu  eigenen  und  richtigen  Ergebnissen  nicht  —  sie 
blieb  infolgedessen  bedeutungslos! 

IV. 

g  4.    Der  SouverBnetStsbegriff  nach  6Qnner. 

Wenn  wir  im  nachfolgenden  zur  Darstellung  zu  bringen 
suchen,  wie  Gönner  das  staatsrechtlich  wesentlichste  Moment 
des  Staatsbegriffes  gefafst  hat,  so  müssen  wir  zum  voraus 
bemerken,  dafs  keine  seiner  staatsrechtlichen  Schriften  eine 
knappe,  klare  und  bestimmte  Definition  dieses  Begrifiis- 
momentes  enthält.  Es  gilt,  dieselbe  aus  einzelnen  Anhalts- 
punkten, die  sich  in  seinen  verschiedenen  positivrechtlichen 
Arbeiten  zerstreut  vorfinden,  zu  konstruieren. 

Das  Wort,  der  Ausdruck:  „Souveränetät"  in  modernem 
Sinne  selbst  ist  Gönner  weniger  geläufig,  er  gebraucht  hier- 
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fbr   zumeist    den    Ausdruck    „Majestät**    oder    schlechthin 
„oberste  Gewalt**. 

Ehe  wir  uns  nun  der  genaueren  Betrachtung  des 
Begriffes  selbst,  der  einzelnen  Merkmale  desselben  zu- 
wenden, erscheint  es  geboten,  die  bei  der  ganzen  Dar- 
stellung der  Souveränetätslehre  immer  wieder  hervortretende 
Frage  nach  dem  Subjekte  bezw.  Träger  der  souveränen 
Staatsgewalt  vorab  und  eigens  zu  behandeln,  da  anderen- 
falls, zumal  in  der  Hauptsache  nur  positivrechtliche  Arbeiten 
Gönners  in  Frage  kommen  und  die  hier  einschlägigen  Ver- 
hältnisse im  Reiche  und  in  den  Territorialstaaten  durchaus 
verschiedenartig  gestaltet  sind,  Unklarheiten  wohl  kaum 
dürften  zu  vermeiden  sein. 

A. 

g  5.    Subjekt  and  TrBger  der  Staatsgewalt. 

In  der  Zeit,  da  Gönners  bedeutendste  staatsrechtliche 
Arbeiten  erschienen,  war  in  der  Wissenschaft  die  Lehre  von 
der  Volkssouveränetät  nahezu  unumschränkt  herrschend  ge- 
worden, jene  Lehre,  nach  welcher  alle  Gewalt  im  Staate  vom 
Volke  ausging,  als  Subjekt  der  Staatsgewalt  das  Volk  d.  i.  die 
Summe  der  im  Staate  vorhandenen  Individuen  erschien. 
Rousseau  hatte  dieser  bereits  im  Mittelalter,  dann  insbesondere 
von  den  Monarchomachen  vertretenen,  in  der  Naturrechts- 
doktrin des  17.  und  18.  Jahrhunderts  späterhin  herrschend 
gewordenen  Lehre  in  seinem  contrat  social  eine  neue  scharfe 
und  glänzende  Formulierung  gegeben  und  unter  dem  Banne 
seiner  Anschauungen  standen  wie  die  Männer  der  fran- 
zösischen Revolution,  so  auch  die  Wissenschaft  zu  Ende  des 
18.  und  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts. 

Die  Naturrechtslehre  hatte  auch  nach  dieser  Richtung 
die  konsequenteste  aber  auch  schroffste  Durchführung  durch 
Rousseau  erfahren.  In  Deutschland,  wo  ja  die  Naturrechts- 
schule herrschend    war,    fand    diese    Rousseausche  Volks- 
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souveränetätslehre  ihre  meisten  und  überzeugtesten  Vertreter, 
und  der  einflufsreichsten  einer  unter  diesen  war  Fachte,  der 
in  seinem  Naturrecht  (1796)  die  Rousseauschen  Ideen  der 
Konstruktion  seiner  allein  rechtmäfsigen  Staatsverfassung 
zugrunde  legte;  auch  Kant  hat  sich,  wie  wir  späterhin  sehen 
werden,  im  Prinzip  zu  der  Lehre  des  grofsen  Genfers 
bekannt 

Gönners  Anschauungen  finden  wir  in  seinen  positiv- 
rechtlichen  Ausführungen  zerstreut  vor. 

Hier  bei  der  Darstellung  der  gegebenen  positivrecht- 
lichen Normen,  sind  es  vor  allem  die  Verhältnisse  im  Reiche, 
die  ihn  zu  einer  Äufserung  über  diese  Frage  veranlassen 
mulsten.  Gerade  die  Betrachtung  der  Verhältnisse  im 
Reiche,  der  in  den  immer  wiederkehrenden  Neuwahlen  sich 
zeigende  Charakter  des  Reiches  als  einer  Wahlmonarchie, 
war  ja  schon  im  Mittelalter  die  historische  Veranlassung 
zur  Konstruktion  der  Lehre  von  der  Volksstaatsgewalt 
gewesen*.  So  sagt  denn  auch  Gönner  (§  94  VIII. 
T.Str.),  dafs  im  Reiche,  als  einer  Wahlmonarchie  (vergl. 
§  93)  weit  mehr  als  in  Erbreichen  sichtbar  werde,  dafs  die 
Herrscherrechte  auf  dem  Staate  selbst  haften!  Das  Subjekt 
der  Herrscherrechte,  das  Subjekt  der  souveränen  Staats* 
gewalt  ist  —  der  Staat! 

Dem  Kaiser  kommt  im  Reiche  „nur  die  Ausübung  der 
^  Reichsrechte'',  der  „obersten  Gewalt  zu  (§§  95,  88)  und 
es  gibt  „gar  keine  kaiserliche  Befugnisse,  die  nicht  Reichs- 
rechte wären ^.  (ebenda!)  Der  Kaiser  erscheint  hiernach 
lediglich  als  Träger  der  Reichsstaatsgewalt. 

Nach  der  obigen  Äufserung  möchte  man  nun  vielleicht 
der  Annahme  zuneigen,  Gönner  habe  sich  zu  der  Idee  der 
Staatssouveränetät  bekannt.  Allein  zu  dieser  modernen 
Anschauung  könnte  Gönner  nicht  gelangen  nach  dem,  was 
wir  oben  bei  der  Frage  nach   der  Staatspersönlichkeit  ge- 


^  Rehm,  Geschichte  der  Staatsrechtsw.    S.  178. 


IV.  1.  45 

sehen  haben.  Zu  der  Zeit,  da  Gönner  sein  Teutsches  Staats- 
recht schrieb,  stand  er,  wenn  sich  auch  bereits  Anzeichen 
für  eine  Änderung  seiner  Staatsidee  geltend  machten,  im 
ganzen  noch  auf  dem  Standpunkte  der  Naturrechtsschule, 
vertrat  auch  er  deren  Staatslehre.  Diese  aber  war  von  der 
Idee  der  Volkssouveränetät  beherrscht;  nach  ihr  war  Sub- 
jekt der  Staatsgewalt  das  Volk  -— ,  das  Volk  aber  war 
identisch  mit  dem  Staate!  Die  Summe  der  im  Staate  zu- 
sammengefafsten  Individuen  bildete  den  Staat!  Wenn  man 
demnach,  wie  hier  Gtonner,  die  Souveränetätsrechte  als  auf 
dem  Staate  selbst  haftend  bezeichnete,  so  wollte  man  damit 
eben  lediglich  nur  zum  Ausdrucke  bringen,  dalsalle  Herrscher- 
rechte vom  Volke  ihren  Ausgang  nehmen. 

Gönner  bekennt  sich  mit  dieser  Äufserung  ausdrücklich 
zur  Lehre  von  der  Volkssouveränetät. 

Dies  kann  auch  nicht  dem  leisesten  Zweifel  unterliegen. 
Solange  er  nicht  zur  Idee  der  Staatspersönlichkeit  vor- 
geschritten, solange  ihm  „im  Staate  das  Volk  vom  Staate 
nicht  unterschieden  werden"  darf  (§  274),  solange  „vom- 
Staate  die  Individuen,  woraus  er  besteht,  nicht  hinweg  ge- 
dacht werden  können''  (§  275  IX  1.  c),  solange  konnte 
naturgemäfs  von  der  Idee  der  Staatssouveränetät  nicht  die 
Rede  sein. 

Die  Lehre  von  der  Volkssaatsgewalt  tritt  nun  bei  ihm 
nicht  in  der  reinen  Form,  wie  wir  sie  bei  Rousseau,  Sieyfes, 
Fichte  u.  a.  finden,  auf,  Gönner  steht  auch  hier,  wie  in 
anderen  Fragen,  unter  dem  direkten  Einflüsse  Kants,  der 
zwar,  wie  schon  erwähnt,  gleichfalls  den  Rousseauschen 
Ideen  sich  zubekannt,  jedoch  auch  hier  eigene  Gedanken 
zur  Geltung  gebracht  und  die  Lehre  in  einer  Weise  um- 
geformt hatte,  die  den  ihr  zugrunde  liegenden  Gedanken  nur 
mehr  schwer  erkennen  liefs.  Ihm  ist  zwar  das  Volk 
Souverän,  der  Regent  nur  der  Agent  desselben  \   allein  er 


^  Yergl.  lueruber  n.  über  das  folgende:  Rechtslehre  §  49. 
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beseitigt  selbst  die  so  theoretisch  gegebenen  Volksrechte, 
indem  er  sie  der  Herrschergewalt  gegenüber  dadarch 
praktisch  ohnmächtig  macht,  dafs  er  erklärt,  dem  Untertan 
stehe  es  nicht  zu,  über  den  Ursprung  derselben ,  als 
ein  noch  in  Ansehung  des  ihr  schuldigen  Oehorsams 
zu  bezweifelndes  Recht  werktätig  zu  vernünfteln.  Aber 
nicht  blofs  in  praktischer  Hinsicht,  auch  theoretisch 
wandte  er  sich  immer  mehr  einer  von  der  allgemeinen 
Lehre  abweichenden  Anschauung  zu,  die  in  Fortbildung^  des 
Q^ankens  von  der  Entstehung  des  souveränen  allgemeinen 
Willens  (volonte  gönörale)  mehr  und  mehr  an  die  SteUe  des 
empirischen  Volkswillens  den  vernunftgemäfsen  setzte  und 
so  schliefslich  im  Grunde  überhaupt  der  Souveränetät  eines 
lebendigen  Subjekts  die  Souveränetät  des  abstrakten  Ver- 
nunftgesetzes substituierte  \ 

In  dieser  modifizierten  Form  nun   finden  wir  den   Ge- 
danken der  Volkssouveränetät  bei  Gönner  vertreten. 

Er  führt  in  seinem  Teutschen  Staatsrecht  (§  275  III) 
aus,  der  Regent  repräsentiere  im  Staate  den  allgemeinen 
Willen  (volonte  g^n^rale)  —  aber  nicht  den  empirischen, 
sondern  den  vernunftgemäfsen  —  folglich  die  Vernunft 
selbst.  —  So  war  es  ihm  ein  Leichtes,  die  Idee  der  Volks- 
souveränetät auch  für  die  Darstellung  der  positivrechtlichen 
Verhältnisse,  die  ja  vielfach  mit  dieser  Grundidee  kontras- 
tierten, beizubehalten,  so  liefs  sie  sich  auch  mit  den  zu 
seiner  Zeit  herrschenden  absolutistischen  Tendenzen,  deren 
wir  bereits  früher  Erwähnung  getan,  ohne  besondere 
Schwierigkeit  vereinbaren.  War  der  allgemeine  Wille,  die 
volonte  gön^rale,  die  nach  der  Rousseauschen  Lehre  allein 
souverän,  nicht  mehr  identisch  zu  fassen  mit  dem  tatsäch- 
lichen Volkswillen,  sondern  hatte  man  darunter  nur  den 
vernunftgemäfsen  Gemeinwillen  zu  verstehen,  so  lag  es  nahe, 
einfach  die  Vernunft  selbst  als  Souverän  zu  kreieren  — 
denn  die  Vernunftgemäfsheit  ist  die  Vernunft  selbst  (Pro- 


Vergl.  Gierke,  Althusius  S.  209. 
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gramm  11  S.  6)  —  und  dann  konnte  man  den  in  der  Empirie 
gegebenen  absolutistischen  Herrscher  gut  auch  theoretisch 
mit  der  Aufgabe  betrauen,  die  souveräne  Vernunft  unab- 
hängig von  irgendwelcher  Einflufsnahme  der  Gesamtheit  selbst 
zu  repräsentieren! 

Unter  diesen  Umständen  aber  erscheint  es  nur  natür- 
lich, dafs  in  seiner  ganzen  Darstellung  des  positiven  Rechtes 
der  Gedanke  der  Volkssouveränetät  überhaupt  nicht  mehr 
schärfer  und  genauer  hervortritt,  dafs  hier  immer  nur  der 
Träger  der  souveränen  Gewalt,  also  der  Kaiser  als  „der 
Souverän"  erscheint. 

Auch  mit  Bezug  auf  die  Territorialstaaten  hat  Gönner 
im  Grunde  an  der  Lehre  von  der  Volksstaatsgewalt  fest- 
gehalten, wenngleich  er  bei  seinen  näheren  Ausführungen 
bezüglich  der  weltlichen  monarchischen  Territorien  schliefs- 
lich  auf  einen  Standpunkt  zu  stehen  kommt,  der  ihn  als 
Vertreter  der  ganz  entgegengesetzten  Idee  der  Fürsten-, 
der  Staatsorganssouveränetät  erscheinen  lassen  könnte. 

Die  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  der  deutschen 
Territorialverfassung  war  es  gewesen,  in  Verbindung  mit 
welcher  in  den  letzten  Tagen  des  Reichs  die  rechtliche 
Stellung  der  deutschen  Landesherren  eine  eingehendere  Be- 
trachtung in  der  Literatur  gefunden  hatte. 

Den  Anstofs  zu  eingehenderen  rechtswissenschaftlichen 
Untersuchungen  nach  dieser  Richtung,  zu  welchen  ja  gerade 
in  jener  Zeit  die  politischen  Verhältnisse,  die  machtvolle 
Stellung  der  Territorialstaaten  im  gelockerten  Reichsverbande 
veranlassen  mufsten,  gab  Zachariae  mit  seiner  im  Jahre  1800 
erschienenen  Monographie  über  den  „Geist  der  teutschen 
Territorialverfassung".  Indem  Zachariae  als  das  Prinzip 
derselben  das  Eigentum  an  Grund  und  Boden  aufstellte  und 
so  in  der  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  des  einzelnen 
Territorialstaates  der  auf  dem  mittelalterlichen  Feudalismus 
basierenden  Patrimonialtheorie  zuneigte,  mufste  ihm  bei  der 
in  derselben  vorwaltenden  Verwechslung  des  privatrecht- 
lichen Eigentumsbegriffes  und  des  staatsrechtliehen  Begriffes 
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der  Gebietshoheit,  der  Landesherr  als  der  „Eigeiitttmer''y 
damit  als  das  eigentliche  Subjekt  aller  Gewalt  im  Staate 
erscheinen. 

Auf  ganz  anderen  Prinzipien  baute  v.  Epplen,  der 
scharfe  Kritiker  Zachariaes  die  deutsche  Territorialyerfassung 
auf.  („Über  das  Prinzip  der  deutschen  Territorialyerfassung*'. 
Frankfurt  1803.)  Auf  dem  Boden  der  Naturrechtsschule 
stehend,  sucht  er  nachzuweisen,  dafs  die  Landeshoheit  wie 
jede  höchste  Gewalt,  nur  auf  einem  ausdrücklichen  oder 
stillschweigenden  Vertrage  zwischen  Landesherrn  und  Unter- 
tanen beruhen  könne  (§  3  ff.).  So  war  flir  ihn  das  eigent- 
liche Subjekt  der  Staatsgewalt  nur  das  Volk,  die  Unter- 
tanen, die  im  Staate  vereinigten  Individuen;  der  Landes- 
herr erscheint  lediglich  als  dasjenige  „Subjekt,  auf  welches 
die  Staatshoheit  abertragen  ist^  (§  32)  i.  e.  als  der  bloCse 
Ausüber  der  mit  der  Landesstaatsgewalt  verbundenen  Rechte. 
(Über  die  Modifikationen,  denen  auch  er  im  Anschlüsse  an 
Kant  die  Volkssouveränetätslehre  unterwarf,  vgl.  beispiels- 
weise §  8  1.  c.) 

Gönner  hat  zu  der  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  der 
Territorialstaaten,  veranlafst  durch  die  Monographien  der 
beiden  vorgenannten  Schriftsteller,  in  einer  1803  erschienenen 
Abhandlung  „über  das  rechtliche  Prinzip  der  teutschen 
Territorialverfassung**  Stellung  genommen  und  in  derselben 
im  Zusammenhang  mit  dieser  Frage  die  rechtliche  Stellung 
der  Landesherren,  die  landesherrliche  Gewalt  überhaupt 
einer  eingehenderen  Betrachtung  unterzogen. 

Ursprünglich  hatte  auch  er  im  Anschlufs  an  Biener 
(de  natura  et  indole  dominii  in  territoriis  germanicis 
ejusdem  effectibus  libri  U.  Halae.  1780)  den  patrimonialen 
(S^edanken  vertreten;  vergl.  sein  Werk  über  Staatsrechts* 
dienstbarkeiten  (1800)  S.  62,  140,  150,  40  u.  s.  w.  In 
der  vorgenannten  Abhandlung  aber  verwarf  er  nun- 
mehr ausdrücklich  diese  Konstruktionen,  indem  er  ein- 
mal ganz  richtig  und  treffend  auf  den  in  denselben  ent- 
haltenen,  bereits  oben  besprochenen  Grundirrtum  mit  den 
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Worten  hinwies,  dafs  „das  Privateigentum  an  sich  keinen 
Orund  enthalte,  aus  welchem  der  Inbegriff  aller  Hoheits- 
rechte abzuleiten"  (S.  15),  zum  andern  aber  auch  betonte, 
daiis  dieselben  schon  historisch  um  deswillen  nicht  begründet 
erscheinen,  weil  die  Landesherren  zu  keiner  Zeit  das  Eigen- 
tum an  dem  ganzen  Territorium,  über  das  sich  nunmehr 
ihre  Landeshoheit  erstreckte,  innegehabt  hätten  (S.  18). 

Aber  auch  der  Auffassung  v.  Epplens  erklärte  er,  sich 
nicht  anschliefsen  zu  können,  und  zwar  deshalb,  weil  der 
ursprüngliche  Territorialvertrag,  welcher  hiemach  als  das 
Prinzip  der  Territorialverfassung  erscheine,  historisch  sich 
nicht  erweisen  lasse  (S.  21). 

Für  ihn  liegt  der  nächste  Rechtsgrund  aller  Territorial- 
verfassung  in  Deutschland  in  einer  Sanktion  der  unvermerkt 
gewordenen  Territorialgewalt  durch  die  Reichsgrundgesetze 
(S.  23  f.).  Allein  er  verwirft  dabei,  und  damit  kommen 
wir  auf  das,  was  hier  unserer  Betrachtung  unterliegt,  keines- 
wegs den  von  Epplen  vertretenen  Vertragsgedanken  völlig. 
Er  erklärt,  es  könne  gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs 
auch  die  Landeshoheit  ihren  endlichen  und  ursprünglichen 
Rechtsgrund  in  einem  Vertrage  (in  der  Idee)  haben  müsse 
(S.  19),  denn  das  oberste  Rechtsprinzip  aller  positiven  Be- 
stimmungen der  Konstitution  eines  Staates  mufs  in  dem 
ursprünglichen  Vertrage  liegen  (S.  17);  dieser  Vertrag  sei 
aber  nicht  ein  besonderer  Territorialvertrag,  sondern  der- 
jenige, welcher  dem  deutschen  Gesamtstaate  zugrunde  liegt 
(S.  27). 

Gönner  hat  sonach  auch  hier  an  dem  Gedanken  fest- 
gehalten, der  der  Volkssouveränetätslehre  zugrunde  liegt, 
an  dem  Gedanken,  dafs  nur  auf  das  Volk,  auf  die  Gesamt- 
heit der  im  Staate  vorhandenen  Individuen  alle  Gewalt  im 
Staate  zurückführen  könne,  die,  durch  den  Vereinigungs- 
vertrag geschaffen,  mittels  des  Herrsohafts-  oder  Verfassungs- 
vertrags jeweils  auf  bestimmte,  sei  es  physische,  sei  es 
moralische  Personen  übertragen  wurde.  Also  auch  in  den 
Territorialstaaten  leitet  sich  die  Staatsgewalt,   die  Landes- 

StMts-  u.  volkerreohtl.  Abhandl.  IV.  1.  —  Kooh.  4 
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hoheit  im  Grunde  vom  Volke  her,  ist  also  im  strengsten 
Sinne  das  Volk,  und  zwar  wie  Gönner  will,  das  ganze 
deutsche  Volk  Subjekt  der  Staatsgewalt. 

Gönner  steht  auch  hier  prinzipiell  auf  dem  Standpunkt 
der  Volkssouveränetätslehre. 

Die  unzweifelhafte  Bestätigung  hierflir  finden  wir  in 
seinen  bereits  oben  citierten  Äufserungen  in  seinem  Teut- 
schen  Staatsrecht  (§  275  III),  die  sich  keineswegs  lediglich 
auf  das  Verhältnis  im  Reiche  beziehen,  sondern  nach  ihrer 
allgemeinen  Fassung  und  bei  dem  Umstände,  dafs  sie  zur 
rechtlichen  Begründung  eines  der  von  ihm  aufgeführten 
Hoheitsrechte,  die  ja  in  der  Landeshoheit  ebenso  wie  in  der 
Reichshoheit  enthalten  sind,  verwendet  werden,  zweifellos 
auch  auf  die  einzelnen  Territorialstaaten  bezogen  werden 
müssen.  Gerade  diese  sind  es  ja  gewesen,  die  ihn  veran- 
lafst,  im  Anschlüsse  an  Kant  den  Volkssouveränetätsgedanken 
in  die  Form  zu  kleiden,  in  der  er  ihn  dort  vorträgt,  da  es 
•eben  für  ihn  galt,  dieses  damals  herrschende  wissenschaft- 
liche Grundprinzip  mit  den  hier  in  den  Einzelstaaten  be- 
stehenden tatsächlichen  Verhältnissen,  die  bei  ihrer  abso- 
lutistischen Färbung  demselben  eigentlich  direkt  wider- 
sprachen, nach  Möglichkeit  in  Einklang  zu  bringen. 

Wenn  nun  aber  auch  so  feststeht,  dafs  Gönner  im 
Prinzip  an  der  Lehre  von  der  Volksstaatsgewalt  festge- 
haltei^hat,  so  gerät  er  doch  bei  seinen  näheren  Ausführungen 
über  die  rechtliche  Stellung  der  deutschen  Landesfürsten 
auf  einen  von  seiner  Grundanschauung  durchaus  verschie- 
denen Standpunkt,  zu  einer  Auffassung,  die  der  Idee  von 
der  Volkssouveränetät  direkt  entgegengesetzt  ist. 

Ks*  ist  tias  ein  offensichtlicher  Widerspruch  in  seinen 
Anschauungen,  der  nur  aus  politischen  und  historischen 
Momenten  seine  Erklärung  zu  finden  vermag. 

Allerdings,  in  der  abgeschwächten  Form,  in  der  Gönner 
die  Volkssouveränetätslehre  acceptiert  hat,  konnte  ihr  eine 
besondere,  weitergehende  praktische  Bedeutung  nicht  zu- 
kommen itnJ  wenn  wir  sehen,  dafs  nach  Gönners  Auffassung 
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bei  der  Frage  nach  dem  Rechtsgrunde  der  Territorialstaaten 
die  mit  der  Idee  von  der  Volksstaatsgewalt  untrennbar  ver- 
bundene Vertragstheorie  ganz  zurücktritt  und  ihre  un- 
mittelbare Anwendbarkeit  für  die  Erklärung  der  Entstehung 
der  einzelnen  Territorialstaaten  überhaupt  negiert  wird,  so 
kann  es  nicht  allzu  auffilUig  erscheinen,  wenn  die  Volks- 
souveränetätslehre  hier  völlig  zurücktritt  und  im  schliefs- 
lichen  Ende  ganz  verloren  geht. 

Allein  ein  genügendes  Erklärungsmoment  vermag  das 
zweifellos  nicht  abzugeben;  der  eigentliche  Grund  hierfür 
liegt  auf  einem  anderen  Gebiete.  Wir  werden  unten  darauf 
zurückkommen. 

Betrachten  wir  zunächst  die  bezüglichen  Ausführungen 
Gönners  in  Kürze  etwas  näher. 

Man  würde ,  so  erklärt  er  (Programm  I,  S.  5  ff.),  auf 
ungeheure  Abwege  geraten,  wollte  man  aus  der  Tatsache, 
dafs  die  Landesherren  Regenten  ihrer  Länder  seien,  ohne 
die  positiven  Quellen  des  teutschen  Staatsrechts  im  Auge 
zu  behalten,  zermalmende  Konsequenzen  ziehen,  insbesondere 
wäre  es  durchaus  unrichtig  und  irreflihrend,  wollte  man  die 
Verhältnisse  eines  teutschen  Fürsten  zu  seinem  Lande  nach 
den  Grundsätzen  von  Erbmonarchien  abmessen.  Denn,  so 
fkhrt  er  hier  fort,  „die  in  Teutschland  von  jeher  üblichen 
Länderteilungen,  Verkäufe  und  Vertauschungen,  selbst  das 
neueste  Entschfidigungsgeschäft"  —  er  meint  den  Reichs- 
deputatioashauptschlufs  von  1803  —  „wobey  niemals  ein 
Fürstenthum,  sondern  allemal  nur  der.ErbfÜrst  entschädigt 
wurde,  beweisen  deutlich,  dafs  zwischen  einer  Erbmonarchie 
und  einem  teutschen  Erbfürstenthum  ein  mächtiger  Unter- 
schied, dafs  dem  letzten  das  Merkmal  eines  Eigenthums 
b^gemischt  sey."  Zur  Bekräftigung  seiner  Ansicht  greift 
er  insbesondere  auf  die  Verhandlungen  und  die  Bestimmungen 
des  Westfälischen  Friedens  zurück  und  kommt  so  am  Ende 
zu  dem  späterhin  auch  in  seinem  Teutschen  Staatsrecht 
B.  §§  227  IV;  229  II;  233  I;  235  III;  244  V.)  ver- 
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werteten  Resultate,  dafs  die  Landeshoheit  von  der  Staats- 
gewalt nach  Grundsätzen  des  allgemeinen  Staatsrechts,  daria 
sich  wesentlich  unterscheide,  dafs  sie  selbst  „im  Cigentum 
der  weltfürstlichen  Familie  stehe".    (S.  9.) 

Der  Landesherr  hat  also  nach  ihm  ein  eigentumg'leiches 
Recht  auf  die  Herrschergewalt  über  das  Territorium,  er  er- 
scheint so  als  Subjekt  der  Territorialstaatsgewalt  * ;  er 
repräsentiert  und  verkörpert  den  Staat,  der  Regent  steht 
an  Stelle  des  Staates,  die  Staatspersönlichkeit  geht  in  der 
Persönlichkeit  des  Regenten,  in  der  Herrscherpersönlich- 
keit auf. 

Diese  Auffassung,  die  unter  den  unmittelbaren  Vor- 
gängern Gönners  mit  Bezug  auf  die  Territorialstaaten  auch 
J.  J.  Moser  und  Pütter  vertreten  haben,  hat  nun  zweifellos 
ihre  gute  historische  Begründung.  Die  Territorialstaaten 
waren  durch  ihre  Fürstenhäuser  geworden,  die  Entwicklung 
ihrer  Macht  und  ihres  Einflusses  stand  in  engstem  Zusammen- 
hange mit  der  Geschichte  der  regierenden  Familie,  die 
Partikularstaaten,  wie  sie  sich  seit  dem  Westfälischen  Frieden, 
„in  dem  der  Landeshoheit  das  konstitutionelle  Siegel  auf- 
gedrückt wurde"  (S.  7),  entwickelten,  waren  im  Grunde 
nichts  als  Schöpfungen  ihrer  Dynastien. 

So  war  es  nicht  zu  verwundern,  wenn  hier  das  Ver- 
hältnis von  Fürst  und  Staat  oder  besser  von  Regent  und 
Volk  nicht  nach  den  Grundsätzen  der  Volkssouveränetäts- 
lehre  konstruiert  wurde,  wenn  hier  der  Darsteller  der 
positiv-rechtlichen  Verhältnisse  bekannte,  dafs  die  aus  diesen 
zu  ziehenden  Folgerungen  mit  den  Normen  des  allgemeinen 
Staatsrechts  sich  nicht  vereinen  liefsen,  vielmehr  von  den- 
selben wesentlich  sich  unterschieden  (vergl.  T.StR.  §  227  IV. 
Pr.  S.  9),  wenn  hier  die  herrschende  Idee  von  der  Volks- 
staatsgewalt völlig  zurücktrat. 


^  Man  vergl.  hierher  insbes.  auch  T.StR.  §  53  und  die  dort  von 
Gönner  getroffene  Gegenüberstellung  der  rechtlichen  Stellung  der 
Landesherren  und  der  Magistrate  in  den  republ.  Territorien. 
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In  einer  in  der  Hauptsache  auch  für  Gönners  Dar- 
stellung zutreffenden  Weise  bringt  Bornhak  (Allgemeine 
Staatslehre  S.  35)  dies  zum  Ausdruck,  wenn  er  sagt:  „Trotz 
alles  Einflusses  der  Naturrechtsphilosophie  konnte  man 
ernstlich  nie  auf  den  Gedanken  kommen  j  ein  preufsisches, 
bayrisches,  lippesches  Volk  habe  sich  seine  Staaten  ge- 
schaffen und  hierdurch,  im  Besitze  der  Souveränetät,  sich 
seine  Dynastie  berufen.  Die  Verkörperung  des  Staates  in 
der  Person  des  Monarchen,  die  Negierung  des  Prinzips  der 
VolkssouYeränetät  mit  allen  seinen  Konsequenzen  stand  also 
Air  die  deutschen  Einheitsstaaten  als  unerschütterliche 
historische  Tatsache  fest.  Die  Persönlichkeit  des  Staates 
ist  nichts  anderes  als  die  staatsrechtliche  Persönlichkeit 
des  Monarchen,  wie  sie  sich,  erhaben  über  die  Grenzen 
menschlicher  Lebensdauer  vermöge  der  Thronfolge  innerhalb 
der  Dynastie  forterbt." 

Bezüglich  der  Reichsstädte  steht  Gönner  gleichfalls  auf 
dem  Standpunkte  der  Lehre  von  der  Volkssouveränetät 
Die  Landeshoheit  ruht  nach  ihm  (§  261  11)  auf  der  Stadt 
selbst  Er  bezeichnet  es  als  falsch,  dieselbe  dem  Magistrate 
zuzuteilen,  denn  diesem  komme  blofs  die  Ausübung  derselben 
zu.  Er  beruft  sich  hier  auf  ein  Reichshofratskonklusum 
vom  11.  Oktober  1746,  in  dem  ausgesprochen  ist,  dafs  „der 
Magistrat  in  der  Tat  nichts  anderes  sei,  als  ein  Kollegium 
solcher  Männer,  die  auctoritate  caesarea  von  der  Bürger- 
schaft erwählt  werden,  nicht  jure  proprio  zu  regieren, 
sondern  als  bestellte  administratores  dem  gemeinen  Wesen 
vorzustehen." 

Hierbei  kann  es  nun  nach  den  früheren  Ausführungen 
einem  Zweifel  nicht  unterliegen,  dafs  Gönner  auch  hier, 
wenn  er  sagt,  dafs  die  Landeshoheit  auf  der  Stadt  selbst 
hafte,  noch  nicht  die  Idee  der  Staatssouveränetät  vertritt, 
dals  er  mit  dem  Begriffe  der  Stadt  in  gleicher  Weise  hier 
die  Bürgerschaft  bezeichnen  will,  wie  er  bei  Darstellung 
^8  im  Reiche  die  Bezeichnung  „Staat"  für 
hat.    Das  erweist  auch  schon  das  von  ihm 
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angezogene  Reichsbofratskonklusum,  in  welchem  ja  ausdrück- 
lich betont  ist,  dafs  von  der  Bürgerschaft  im  Territorium 
der    Reichsstadt    alle    Regierungs-,    alle    Herrschei^ewalt 
]  ausgehe. 

Bezüglich  der  geistlichen  Territorialstaaten ,   deren  Be- 
deutung zu  der  Zeit,  da  Gönner  sein  Teutsches  Staatsrecht 
\  schrieb,  eine  ganz  minimale  geworden   war,   da  naeh    Be- 

richtigung des  Lüneviller  Fri^ens  nur  mehr  3,   das    Erz- 
kanzellariat  Regensburg  und  die  beiden  geistlichen  Ordens- 
'  meister  des  Deutschen  und   des  Johanniterordens,  erhalten 

\]  geblieben  waren,  hat  sich  Gönner  über  die  Frage  nach  dem 

Subjekt   bezw.   Träger  der  Territorialgewalt   des  näheren 
■i  nicht  ausgelassen.   Da  sie  jedoch  als  Wahlstaaten  (§  229  II) 

I  erscheinen,  so  trifft  auch  für  sie  zu,  was  Gönner  mit  Bezug 

.4  auf  die  Wahlreiche  anderwärts  (§  94  VIII)  ausgesprochen, 

j<i  dafs  nämlich  bei  ihnen  im   besonderen  Grade  die  Tatsache 

4  augenscheinlich   werde,  dafs   die   Souveränetätsrechte    „auf 

1  dem  Staate  selbst  haften"!!     (Vergl.  hierüber  oben!) 

i  Dafs    Gönner    späterhin    bei    seinen    geänderten    An- 

V  schauungen   über  Natur  und    Wesen  des  Staates  von   der 

'^  Volkssouveränetätslehre  völlig  sich  abgewandt  hat  und   ein 

energischer  Vertreter  der  Idee  von  der  Fürstensouveränetät 
|i  wurde,   haben  wir  bereits  früher   bei   der  Lehre  von   der 

^  Staatspersönlichkeit  zugleich  mit  den  Gründen  für  diese  Er- 

scheinung eingehender  erörtert. 

Wir  können  in  dieser  Beziehung  auf  unsere  obigen 
Ausführungen  verweisen. 

I  %  6.    Sie  Merkmale  des  SoureränetStsbegriffes. 

'  a.     Die  höchste  Gewalt. 

Als  das  wichtigste  und  vornehmste  Element  und  Merk- 
mal des  Souveränetätsbegriffes  erscheint  das  der  höchsten 
Gewalt. 
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Schon  die  Tatsache,  dafs  der  Aasdruck  „oberste,  höchste 
Gewalt**  zumeist  identisch  mit  „Souverftnetät"  gebraucht, 
schlechthin  an  dessen  Stelle  gesetzt  wird,  erweist  das  zur 
Oendge  und  wenn  wir  sehen,  dafs  Gönner  dies  durchweg 
in  seinen  sämtlichen  positivrechtlichen  Arbeiten  getan,  so 
entnehmen  wir  hieraus  die  eigentlich  an  sich  schon  eines 
besonderen  Beweises  nicht  bedürftige  Tatsache,  dafs  auch 
nach  ihm  die  höchste  Gewalt  als  das  Hauptmerkmal  der 
Souveränetät  erscheint. 

Den  Ausdruck  „souverän^,  „Souveränetftt^  gebraucht 
Gönner  nur  zur  Bezeichnung  einer  Eigenschaft  dieser 
„obersten  Gewalt**,  der  Unabhängigkeit  nach  aufsen,  also 
modern  ausgedrückt  im  Sinne  von  völkerrechtlicher 
Souveränetät  ^ 

Erscheint  Gönner  nun  an  sich  die  höchste  Gewalt,  die 
summa  potestas,  als  das  wichtigste  Element  des  Souveränetäts- 
begriffes,  so  steht  er  auch,  was  den  Inhalt  derselben  anlangt, 
prinzipiell  auf  dem  Standpunkte  der  Bodinschen  Schule,  die 
>oll8tändige  Unabhängigkeit  sowohl  im  Verhältnisse  nach 
innen,  wie  auch  nach  aufsen  hin  erfordert. 

Die  Betrachtung  der  Darstellungen  Gönners  mag  für 
den  ersten  Blick  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung  fraglich 
erscheinen  lassen.  Ein  näheres  Eingehen  in  seine  an  den 
verschiedensten  Stellen  sich  findenden  Ausführungen  läfst 
jedoch  das  nicht  zweifelhaft  werden. 

Man  darf  hierbei  zunächst  allerdings  nicht  aufser  acht 


*  So  nennt  er  z.  B.  die  »freyen  Völker"  des  Völkerrechts 
„souveräne  Staaten",  denen  er  die  deutschen  Territorien  und 
Länder,  die  nicht  „im  vollen  Zustande  der  natürlichen  Unabhängig- 
keit" sich  befinden,  vielmehr  noch  „einen  gemeinsamem  Oberen"  über 
sich  anerkennen,  als  „halbsouveräne  Staaten"  gegenüberstellt  (vergl. 
Staatsrechtsdienstb.  S.  151,  152  etc ,  femer  Teutsches  StR.  §  227). 
Erst  mit  den  Umwälzungen  und  Veränderungen,  die  das  Jahr  1806 
mit  sich  brachte,  gelangten  letztere,  so  führt  er  in  seinem  1807  er- 
schienenen Schriftchen  „Über  den  Umsturz  der  deutschen  Staats- 
verfassung" (S.  11)  aus,  in  „den  vollen  Genufs  eines  ffanz  völkerrecht- 
lichen Zustandes",  mufsten  ihre  Fürsten  nicht  mehr  „blofs  mit  der  zwei- 
deutigen Rolle  von  halbsouveränen  Fürsten"  sich  begnügen,  erschienen 
vielmehr  „mit  neuem  Glänze  als  ganz  souveräne  Herrscher". 
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lassen,  dafs  es  bei  Darstellung  des  positiven  Rechtes  des 
deutschen  Reiches  nur  allzuschwer  fallen  mufste,  den  von 
Bodin  mit  so  grofser  Schärfe  betonten  Grundsatz  der  Not- 
wendigkeit der  völligen  Unabhängigkeit  des  Souveräns  fest- 
zuhalten. Wohl  mochte  der  auf  französischem  Boden  er- 
wachsene Begriff  sich  voll  und  ganz  mit  den  dort  gegebenen 
positivrechtlichen  Verhältnissen  decken  und  gerade  hieraus 
auch  gewissermafsen  deduktiv  seine  Richtigkeit  und  damit 
seine  Existenzberechtigung  erweisen  —  in  Deutschland 
hatte  wegen  der  hier  gegebenen  abweichenden  politischen 
und  positivrechtlichen  Verhältnisse  der  Begriff  trotz  seiner 
bestechenden  logischen  Schärfe  und  Präzision  notgedrungen 
zuerst  Widerspruch  gefunden  und  von  Paurmeister  herab 
bis  auf  die  Zeit,  deren  Betrachtung  uns  obliegt,  finden  wir 
deshalb  teils  scharfe  prinzipielle  Opposition,  teils,  und  das 
hauptsächlich  bei  den  Darstellern  des  positiven  Rechtes, 
des  deutschen  Staatsrechtes,  ein  Unvermögen,  den  Begriff 
mit  den  positivrechtlichen  Normen  in  Einklang  zu  bringen, 
was  zum  Teil  von  denselben  auch  offen  bekannt  wird. 

Gerade  der  Begriff  der  obersten  Gewalt  als  Ausdruck 
der  völligen  Unabhängigkeit  nach  innen  und  aufsen  war 
mit  der  Stellung  der  Partikularstaaten,  der  Territorien  im 
Reich,  die  man  nach  ihrer  politischen  Stellung  doch  als  be- 
sondere Staaten  ansehen  mufste,  überhaupt  nicht  zu  ver- 
einen. Und  so  sehen  wir  denn  auch  Gönner  in  seiner  Dar- 
stellung schwanken. 

Er  spricht  in  seinem  Teutsch.  St.R.  von  einer  obersten 
Gewalt  des  Reiches  (§§  88,  90,  95,  104  ff.)  und  stellt  daneben 
eine  oberste  Gewalt  der  einzelnen  Gliedstaaten.  Er  fahrt 
aus  §  226:  „Der  teutsche  Staat  wird  in  allen  seinen  Theilen 
durch  eine  besondere,  jedem  Theile  eigene  oberste  Staats- 
gewalt   regiert."     Diese  Gewalt  wird  „Landeshoheit" 

genannt  und  „enthält  den  Inbegriff  aller  in  der  obersten 
Gewalt  nach  dem  rationellen  Staatsrecht  liegenden  Rechte 
und  zwar  in  der  Einheit  des  Begriffes  einer  Herrscher- 
gewalt" und  dergestalt,  dafs  die  derselben  zuzusprechenden 
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Herrscherrechte  mit  der  Entwicklung  des  Umfanges  derselben 
im  allgemeinen  Staatsrechte  gleichen  Schritt  hält.    (§  227). 

Diese  oberste  Gewalt  ist  aber  der  obersten  Gewalt  des 
Reichs  untergeordnet.  (§§  226,  227,  90,  92  etc.)  Die  Reichs- 
gewalt ist  die  höhere  Gewalt  (§  227  UI)  und  es  ist  dem- 
zufolge nach  ihm  eine  „obere"  und  eine  „oberste  Gewalt" 
in  Teutschland  vorhanden  (Prinzip  d.  Terr.V.  S.  19), 
von  denen  aber  erstere  gleichwohl  als  oberste  id  est 
höchste  Gewalt  im  Sinne  des  allgemeinen  Staatsrechts  zu 
erachten  ist  Das  deutsche  Reich  bildet  einen  Einheitsstaat 
(§  88  f.)  und  die  einzelnen  Territorien,  obwohl  selbständige 
and  eigene  Staaten  (§  90),  sind  der  Reichshoheit  subordiniert, 
die  Landeshoheit  steht  zur  Reichsgewalt  lediglich  im  Ver- 
hältnis einer  Reichsanstalt  zur  Regierung  der  Teile  des 
deutschen  Staates.    (§  228.    Prinzip  d.  T.V.  S.  23  ff.) 

Aus  dem  Prinzip  der  Staatseinheit  resultiert  nun  für 
die  Territorialstaaten  eine  Reihe  von  Rechtsfolgen,  von  Ver- 
bindlichkeiten, die  eine  völlige  Unabhängigkeit  derselben 
weder  nach  aufsen  noch  auch  nach  innen  gegeben  erscheinen 
lassen. 

Was  zunächst  das  Verhältnis  nach  aufsen,  also  die 
Frage  der  völkerrechtlichen  Souveränetät  betrifft,  so  wird 
von  Gönner  in  dieser  Beziehung  neben  der  Tatsache  des 
Verbotes  der  Selbsthülfe  unter  den  Territorien  insbesondere 
die  Bestimmung  des  Westfälischen  Friedens  (Art.  VIII,  §  2) 
hervorgehoben,  wonach  die  Reichsstände  zwar  das  Recht 
des  Abschlusses  von  Bündnissen  mit  auswärtigen  Nationen 
haben,  ita  tamen,  ne  eins  modi  foedera  sint  contra  Impera- 
torem  et  Imperium-fiantque  salvo  per  omnia  juramento,  quo 
quisque  Imperatori  et  Imperio  obstrictus  est. 

Aber  auch  für  das  Verhältnis  nach  innen,  die  Frage 
der  staatsrechtlichen  Souveränetät  der  Territorialstaaten, 
sieht  er  sich  genötigt,  eine  Reihe  von  Momenten  aufzuführen, 
die  mit  der  Unabhängigkeit,  der  Selbständigkeit  derselben 
nach  innen,  von  der  er  beispielsweise  §  324  II  ausdrück- 
lich spricht,  sich  nicht  vereinen  lassen  und  die  nach  seiner 
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eigenen  Erklärung  den  Vorschriften  des  allgemeinen  Staats- 
rechts widerstreiten. 

Hierher  sind  vor  allem  die  kaiserlichen  Reservatrechte 
zu  rechnen  (§  227  III.  5),  unter  welchen  nach  seinen  Aus- 
führungen in  §  105  jene  Rechte  zu  verstehen  sind,  „welche 
zwar  an  sich  aus  dem  Begriff  der  obersten  Gewalt  hervor- 
gehen, aber  entweder  zum  Komplexus  der  teutschen  Landes- 
hoheit nicht  gehören  (!!),  sondern  dem  Rechte  nach  in  der 
kaiserlichen  Gewalt  liegen"  ....  —  also  eine  begriff'liche 
Einschränkung  der  obersten  Gewalt  im  Territorium,  der 
Landeshoheit!  —  oder  ausnahmsweise  neben  dem  Landes- 
lierrn  auch  vom  Kaiser  in  den  Territorien  ausgeübt  werden 
können  —  also  eine  tatsächliche  Beschränkung  der  landes- 
herrlichen Gewalt  nach  innen  zur  Folge  haben. 

Daneben  hebt  Gönner  noch  mit  besonderer  Schärfe 
als  dem  rationellen  Staatsrecht  widerstreitend  hervor,  dafs 
^die  Staatskonstitution  eines  teutschen  Territoriums  zur 
Sehmälerung  wesentlicher  Hoheitsrechte  nicht  einmal  noit 
Einstimmung  des  Landesherrn  und  der  Untertanen  willkür- 
lich abgeändert  werden  kann".    (§  228,  vergl,  auch  §  256  X.) 

Also  auch  für  das  Verhältnis  nach  innen  bedeutet  das 
Prinzip  der  Staatseinheit  eine  Beschränkung  der  Landes- 
lioheit,  der  Landesstaatsgewalt,  der  „obersten  Gewalt"  des 
Territoriums. 

Wie  läfst  sich  nun  die  Tatsache  erklären,  dafs  Gönner, 
obwohl  er  eine  Reihe  von  Momenten  hervorzuheben  sich 
gezwungen  sieht,  die  dem  Begriffe  der  völligen  Unabhängig- 
keit, der  auch  nach  der  herrschenden  Lehre  seiner  Zeit 
der  obersten  Gewalt  wesentlich  ist,  widerstreiten,  gleichwohl 
von  einer  „obersten  Gewalt"  der  Territorien  spricht? 

Den  Begriff  zu  diesem  Behufe  lediglich  politisch  zu 
fassen,  geht  nicht  an;  er  ist  nur  rechtlich  gedacht,  wie  ja 
schon  einzig  aus  der  Tatsache  entnommen  werden  mufs, 
dafs  er  unter  denselben  alle  in  der  obersten  Gewalt  nach 
dem  rationellen  Staatsrechte  liegenden  Rechte  subsumiert 
wissen  will. 


I 


IV.  1.  59 

Rechtlich  gefafst,  kontrastiert  er  aber,  wie  Gönner  selbst 
hervorhebt  y  mit  den  Grundlehren  des  allgemeinen  Staats- 
rechts (vgl.  auch  §  2  T.St.R.). 

Würde  Gönner  bei  Darstellung  des  Rechtes  der  Terri- 
torialstaaten lediglich  Momente  hervorzuheben  gehabt  haben, 
die  nur  die  Abhängigkeit  derselben  im  Verhältnisse  nachaufsen 
betrafen,  so  könnte  man  auf  Grund  seiner  Ausführungen, 
wenn  er  dann  gleichwohl  von  einer  obersten  Gewalt  der 
Partikularstaaten  sprach,  der  Annahme  zuneigen,  er  habe, 
modern  ausgedrückt,  bereits  auf  Grund  der  im  positiven 
deutschen  Rechte  gegebenen  Verhältnisse  eine  begriffliche 
Scheidung  zwischen  völkerrechtlicher  und  staatsrechtlicher 
Souveränetät  in  der  Weise  getroffen,  dafs  er  erstere  als 
zum  Begriff  des  Staates  wesentlich  nicht  erachtete.  Es 
wäre  dies  umsoweniger  aufßlUig  gewesen,  als  ja  die  äufsere, 
die  absolute  Unabhängigkeit  ein  begrifflich  nicht  erforder- 
liches, willkürliches  Annex  des  Bodinschen  Souveränetäts- 
begriffes  bildet,  das  Bodin  selbst  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
Verhältnisse  seines  französischen  Vaterlandes,  dessen  Fürst 
für  sich  volle  Unabhängigkeit  auch  nach  aufsen  hin,  ins- 
besondere dem  Reiche  gegenüber  beanspruchte,  seiner 
Definition  beigefügt  hat.  Es  wäre  nur  zu  verständlich  ge- 
wesen, wenn  nicht  abstrakte  Untersuchung,  sondern  eine 
auf  der  Darstellung  anders  gestalteter  politischer  und  positiv- 
rechtlicher Verhältnisse  aufgebaute,  also  rein  empirische 
Betrachtungsweise  dieses  Merkmal,  das  ja  selbst  in  erster 
Linie  Produkt  politischer  Betrachtung  war,  als  begrifflich 
zum  Wesen  der  Souveränetät,  mithin  zum  Staatsbegriffe 
nicht  erforderlich  eliminiert  hätte.  Allein  dies  trifft  für 
Gönner  nicht  zu.  Seine  Darlegungen  beschränken  sich, 
wie  wir  gesehen,  keineswegs  auf  Momente,  die  nur  die  Ab- 
hängigkeit der  Territorialstaaten  im  Verhältnisse  nach  aufsen 
betreffen;  davon  abgesehen  aber  bezeugen  eine  Reihe  teil- 
weise bereits  erwähnter,  teilweise  noch  aufzuführender  Aus- 
sprüche, dafs  er  sich  hinsichtlich  der  Lehre  von  der  höchsten 
Gewalt  im  allgemeinen,  also  insbesondere  auch  nach   der 


60 


IV.  1. 


eben  erörterten  Richtung  von  Bodinschem  Einflüsse  nicht 
frei  weifs  und  damit  auch  sich,  wie  wir  anfügen  wollen, 
von  den  Anschauungen  der  herrschenden  Lehre  seiner  Zeit 
nicht  entfernt. 

Dafs  er  selbst  darauf  hinweist,  dafs  die  positivrecht- 
lichen Normen  mit  dem  rationellen  Staatsrechte  nicht  über- 
einstimmen, kann  naturgemäfs  für  sich  allein  als  vollgültiger 
Beweis  hierfür  nicht  angesehen  werden,  allein  eine  zusam- 
menfassende Darstellung  seiner  Auffassung  von  dem  Wesen 
der  „souveränen"  oder,  wie  er  es  ausdrückt,  „höchsten, 
obersten  Gewalt",  die  in  einzelnen  Äufserungen  in  seinen 
verschiedenen  Werken  zerstreut  zum  Ausdrucke  kommt, 
läfst  das  nicht  zweifelhaft  erscheinen. 

Ihm  stellt  sich  die  „oberste  Gewalt",  sei  es  im  Reiche, 
aei  es  in  den  Territorialstaaten,  wo  sie,  wie  wir  oben  bei 
der  Lehre  vom  Subjekte  bezw.  Träger  der  Staatsgewalt 
gesehen  haben,  zumeist  im  Herrscher,  im  Landesherm 
personifiziert  ist,  was  zunächst  das  Verhältnis  nach 
innen  anlangt,  dar  als  ein  Komplexus  von  Hoheits- 
rechten, eine  Gewalt,  welche  über  das  ganze  Land  sich 
erstreckt  (Staatsr.Dienstb.  S.  173,  66),  von  der  alle 
Rechte  im  Staate  ausgehen  (T.St.R.  §  324),  für  welche 
immer  die  Vermutung  streitet  (T.St.R.  §  230  II),  die  das 
Land  in  allen  seinen  Teilen  und  nach  allen  Ausflüssen  der 
Herrschergewalt  zu  regieren  hat  (Prinz,  d.  Terr.V.  S.  23, 
Staat8r.Dienstb.  S.  44.  165,  T.StR.  §  228,  Umsturz  d.  d. 
St.V.  S.  19),  über  sämtliche  Untertanen  ohne  Ausnahme 
sich  erstreckt  (Staatsr.D.  S.  42)  und  zu  unbedingtem  Ge- 
horsam verpflichtet  (T.StR.  §  230  II). 

Was  das  Verhältnis  dieser  „höchsten  Gewalt"  nach 
aufseh,  anderen  Staaten  gegenüber  betrifft,  so  haben  wir 
bereits  gesehen,  dafs  er  als  Subjekte  des  Völkerrechts,  mit- 
hin als  vollgültige  Staaten  nur  diejenigen  bezeichnet,  welche 
„unabhängig"  sind  und  zwar  „im  vollen  Zustand  der  natür- 
lichen Unabhängigkeit"  sich  befinden  (Str.Dienstb.  S.  51. 
1-51  u.  s.  w.),  „keine  obere  Gewalt,  keine  positive  Gesetz- 
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gebang  über  sich  anerkennen  und  nicht  Mitglieder  eines 
Staates  sind"  (Str.Dienstb.  S.  15),  auch  „keinen  höheren 
Richter"  über  sich  haben  (1.  c.  S.  31),  Staaten,  denen  er 
ausdrücklich  die  „halbsouveränen"  deutschen  Territorien 
gegenüberstellt  (!•  c.  S.  151,  152  u.  s.  w.)  und  wenn  er 
späterhin  selbst  (in  seinem  Schriftchen  „Über  den  Umsturz 
der  deutschen  Staatsverfassung"  1807)  besonders  darauf 
hinweist,  dafs  die  „Souveränetät  im  äufsem  und  der  Unter- 
thanennexus  im  innem  Verhältnisse",  die  man  mit  Bezug 
auf  die  Territorialstaaten  und  das  Reich  früher  in  Einklang 
zu  bringen  versucht  habe,  „sichtbare  Widersprüche"  seien, 
„welche  die  Schriften  der  Gelehrten  nur  durch  Aufbiethung 
des  gröfsten  Scharfsinnes  scheinbar  zu  heben  vermochten", 
und  dafs  die  Begriffe  „Staatshoheit  und  Staatsunterwürfig- 
keit", die  man  beide  nebeneinander  den  Territorialstaaten 
zugesprochen  habe,  einander  ausschliefsen  (S.  26),  so  erhellt 
hieraus  klar  und  deutlich,  dafs  auch  er  begrifflich  für  die 
höchste  Gewalt  die  vollständige  Freiheit  und  Unabhängig- 
keit derselben  auch  im  Verhältnisse  nach  aufsen  fordert. 

Nach  alledem  ergibt  sich :  Nur  die  höchste  Gewalt,  die 
summa  potestas  in  Bodinschem  Sinne,  d.  h.  im  Sinne  völliger 
Unabhängigkeit  nach  innen  wie  nach  aufsen  ist  für  Gönners 
Staatslehre  mafsgebend. 

Dafs  die  Anwendung  dieses  Begriffes  auf  das  deutsche 
Reich  für  ihn  keine  Schwierigkeit  hatte,  ist  klar.  Die  Un- 
abhängigkeit der  Reichsgewalt  nach  aufsen  hebt  er  mit 
Schärfe  hervor,  indem  er  in  §  462  seines  T.StR.  ausführt: 
„Die  Selbständigkeit  Teutschlands  in  Beziehung  auf  andere 
ihm  koexistierende  Völker  läfst  sich  nicht  bezweifeln  und 
alles,  was  als  Folge  der  völkerrechtlichen  Unabhängigkeit 
und  Gleichheit  anzusehen  ist,  tritt  in  seiner  ganzen  Aus- 
dehnung ein,  so  oft  Teutschland  in  seiner  Gesamtheit  gegen 
andere  Staaten  in  Betrachtung  kommt." 

Die  absolute  Unabhängigkeit  des  Reiches  im  Verhält- 
nisse nach  innen  aber  ist  bei  seiner  Darstellung  schon  ge- 
sichert dadurch,   dafs  nach  seiner  Auffassung  die  einzelnen 
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Landeshoheiten  nur  „Staatsanstalteu"  des  Reiches  sind, 
durch  welche  die  Beichsgewalt  ihrer  Verpflichtung ,  das 
Reich  in  allen  seinen  Teilen  und  nach  allen  Ausflüssen  der 
Herrschergewalt  zu  regieren ,  genügt ,  dafs  demzufolge  die 
Landeshoheit  sich  nur  als  eine  aus  der  Reichshoheit 
fliefsende,  durch  die  Reichsgrundgesetze  den  Landesherren 
übertragene  Gewalt  sich  darstellt.  (Prinzip  der  t.  Terr.Verf. 
S.  23  ff.,  T.St.R.  §  228  L) 

Anders  stand  es  mit  der  Anwendung  des  B^riffes  auf 
die  Territorialstaaten;  hier  ist  Gönner  gescheitert  und  mufste 
wohl  auch  scheitern,  wie  wir  im  nachfolgenden  teilweise 
mit  seinen  eigenen  Worten  darzutun  versuchen  wollen;  hier 
gilt  auch  für  ihn,  was  er,  wie  wir  schon  gesehen,  späterhin 
bezüglich  der  von  den  Gelehrten  in  dieser  Richtung  ge- 
machten Versuche  ausgesprochen  hat,  dafs  es  nämlich  trots 
Aufwendung  des  gröfsten  Scharfsinnes  nur  scheinbar  gelang, 
die  positivrechtlichen  Verhältnisse  und  die  Forderungen  des 
rationellen  Staatsrechts  in  Einklang  zu  bringen. 

Der  Grund  hierfür  liegt  in  den  politischen  Verhältnissen 
jener  Zeit.  Der  Reichsverband  war  gelockert,  das  Reich 
selbst  politisch  ohnmächtig;  die  Territorialstaaten  waren  zu 
„colossalischer  Gröfse*'  (Prinz.  S.  7)  herangewachsen,  sie 
waren  allmählich  zu  Staaten  geworden,  die  sich  politisch 
mit  der  „halbsouveränen^  Stellung,  die  ihnen  das  deutsche 
Staatsrecht  zuerkannte,  nicht  mehr  begnügen  konnten  und 
begnügten,  die  die  „Staatsunterwürfigkeit",  in  welcher  sie 
positivrechtlich  zum  Reiche  standen,  z.  T.  überhaupt  nicht 
mehr,  z.  T.  nur  formell  und  nur  unvollkommen  anerkannten, 
Staaten,  die  man,  aufser  Zusammenhang  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  lediglich  nach  ihrer  derzeitigen 
politischen  Stellung  betrachtet,  ohne  besondere  Bedenken 
als  „souverän*^  hätte  bezeichnen  können.  Lassen  wir  hier 
Gönner  selbst  das  Wort. 

Nachdem  er  (Umsturz  S.  28  ff.)  in  eingehender  Weise 
dargestellt,  wie  es  von  jeher  das  Streben  der  mächtigeren 
Territorialstaaten,  insbesondere  Österreichs,  gewesen,  die 
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Schranken,  die  der  Reichsverband  ihnen  setzte ,  zu  durch- 
brechen, die  Fesseln,  die  ihnen  das  Prinzip  der  politischen 
und  rechtlichen  Einheit  des  deutschen  Staatskörpers  auf- 
erlegte, zu  zerreifsen  und  wie  dieses  Streben  auch  bei  der 
wachsenden  Bedeutung  der  Gliedstaaten  mehr  und  mehr 
von  Erfolg  gekrönt  war,  fährt  er  (S.  32  a.  a.  O.)  fort:  „Auf 
diese  Art  herrschte  das  Gesetz  gar  nicht,  weder  gegen  die 
mächtigen  Reichsstände,  welche  nicht  der  Staatsgewalt  ge- 
horchten, sondern  nur  einer  völkerrechtlichen  Übermacht 
wichen,  noch  gegen  die  schwächeren,  welche  das  Gesetz 
nicht  als  Gesetz,  sondern  in  demselben  nur  ihre  eigene 
Konvenienz  respektierten"  und  es  wurden  von  nun  an  „alle 
wichtige  Angelegenheiten  im  Reiche  nicht  mehr  als  Gegen- 
stände der  Subsumtion  unter  das  Gesetz,  sondern  als  Ob- 
jekte diplomatischer  Unterhandlungen  angesehen;"  nicht 
„Richtersprüche",  sondern  „Völkerverträge"  waren  ent- 
scheidend geworden.  Die  Beispiele,  die  er  zahlreich  aufführt 
und  die  die  Geschichte  ja  vielfach  zu  vermehren  imstande 
wäre  —  man  gedenke  hier  nur  eines  der  prägnantesten 
Beispiele,  der  Tatsache  des  Basler  Friedens  vom  25.  April 
1795,  welchen  der  König  von  Preufsen  zugleich  in  seiner 
Eigenschaft  als  Reichsstand,  als  Kurfürst  von  Brandenburg 
mit  Frankreich  abschlofs!  —  erweisen  ja  voll  und  ganz  die 
Richtigkeit  seiner  Behauptung.  „Alles  das  aber  bewährte, 
dafs  der  deutsche  Staat  in  der  That  aufgelöst  und  Deutsch- 
land ohne  alle  Verfassung  war,  weil  die  gesetzliche,  welche 
Deutschland  als  einen  Staat  ergriff,  nicht  gehandhabt  werden 
konnte  und  die  wirkliche,  eine  Art  von  Staatenbund,  weder 
dem  Gesetze,  noch  vielen  anderen  Staatseinrichtungen,  noch 
den  zu  ungleichartigen  Theilen  anpafste"  (a.  a.  O.  S.  35). 
Kann  es  unter  diesen  Umständen  wundernehmen,  wenn 
der  Darsteller  des  positiven  deutschen  Staatsrechts,  der 
natui^emäfs  an  der  Idee  von  der  rechtlichen  Einheit  des 
Reiches  und  damit  der  „Staatsunterwürfigkeit"  der  Terri- 
torialstaaten festhalten  mufste,  trotzdem,  trotz  der  Konse- 
quenzen,   die    sich   logisch   aus    diesem    Prinzipe   ergeben 
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mafsten,  den  Mächten,  die  politisch  eine  solch'  hervorragende 
Stellung  einnahmen,  für  die,  auch  die  kleineren  Territorien 
nicht  ausgenommen,  die  Schranke  der  übergeordneten  Ge- 
walt des  Reiches  in  Wirklichkeit  politisch  und  vielfach  auch 
rechtlich  nicht  mehr  bestand,  prinzipiell  die  oberste,  die 
höchste  Gewalt  im  Sinne  des  allgemeinen  Staatsrechts  zu- 
erkennen zu  sollen  glaubte?  Allerdings  —  es  kann  und 
konnte  das\  er  gesteht  das  ja  späterhin  selbst  zu  (a.  a.  0. 
S.  26),  nur  mit  Einschränkungen  und  damit  auf  Kosten  des 
Prinzips  geschehen. 

Über  die  tatsächlich  gegebenen,  positiven  Vorschriften, 
die  der  Annahme  einer  obersten  Gewalt  der  Territorien  im 
Sinne  einer  vollständigen  rechtlichen  Unabhängigkeit  der- 
selben im  Verhältnisse  nach  aufsen  wie  nach  innen  wider- 
stritten, galt  es  eben  sich  hinwegzusetzen.  Gönner  konnte 
dann  nichts  weiter  tim,  als  was  er  wirklich  getan:  diese 
einschränkenden  positivrechtlichen  Normen  aufführen  und 
dann  hinzufügen :  Alle  diese  Merkmale  unterscheiden  zwar 
die  landesherrliche  Gewalt  von  der  Herrschergewalt,  welche 
das  rationelle  Staatsrecht  darstellt,  sehr  merklich  —  allein 
diese  unterscheidenden  Merkmale,  diese  Ausnahmen,  sie  be- 
stätigen nur  die  Richtigkeit  der  aufgestellten  Regel,  näm- 
lich des  Satzes:  „Die  Landeshoheit  enthält  den  Inbegriff 
aller  in  der  obersten  Gewalt  nach  dem  rationellen  Staats- 
recht liegenden  Rechte!" 

Der  Staatsrechtslehrer  hat  hier  dem  Politiker  ein  Opfer 
gebracht  I 

Nachdem  wir  gesehen,  dals  Gönner  mit  Bezug  auf  das 
Merkmal  der  höchsten  Gewalt  als  Element  des  Souveräne- 
tätsbegriffes  von  den  Anschauungen  und  der  herrschenden 
Lehre  seiner  Zeit,  die  ganz  unter  Bodinschem  Einflüsse 
standen,  nicht  abgewichen  ist,  so  kann  nur  auf  diese  Weise 
der  Widerspruch,  in  den  er  sich  hier  bei  Darstellung  der 
Rechtsstellung  der  Territorialstaaten  verwickelte,  erklärt 
und  teilweise  wenigstens  entschuldigt  werden. 
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§  7.     b.    Entbundenheit  yom  Gteseta. 

Als  legibus  soluta  hatte  Bodin  die  summa  potestas  be- 
zeichnet und  hierunter  die  Freiheit  von  jedweder  Rechts- 
schranke  verstanden.  Lange  und  heftig  wogte  der  Kampf, 
der  um  dieses  Begriflfsmerkmal  bis  in  das  19.'  Jahrhundert 
geführt  wurde,  und  je  energischer  Bodin  selbst  und  seine 
Schule  die  absolute  Notwendigkeit  desselben  für  den  Begriff 
der  souveränen  Gewalt  verfochten  hatte,  um  so  heftiger 
waren  die  Angriffe  der  sich  entwickelnden  konstitutionellen 
Doktrin  auf  dasselbe,  den  Satz  von  der  legibus  solutio 
principis,  der  in  seiner  unbeschränkten  Geltung  die  reine 
Herrschaft  der  filrstlichen  Willkür  bedeutete,  gewesen. 
Langsam  ward  so  dieser  Satz  in  seiner  ursprünglichen 
Schroffheit  gemildert  und  Stein  auf  Stein  ward  geftlgt  zur 
Herstellung  der  Schutzmauer  eines  für  alle  Faktoren  im 
Staate  verbindlichen  Verfassungsrechtes  gegen  die  drohende, 
überwältigende  Macht  einer  von  allen  Rechtsschranken  be- 
freiten, souveränen  Herrschergewalt  Schlechthin  verworfen 
wurde  der  Satz,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  nicht; 
er  hatte  seine  Berechtigung,  die  sich  logisch  aus  dem  Be- 
griffe der  Souveränetät  als  der  höchsten  Gewalt  ableitete 
und  dieser  trug  denn  auch  die  Naturrechtsschule  in  Deutsch- 
land während  des  18.  Jahrhunderts  Rechnung,  indem  sie 
sonder  Bedenken  den  Herrscher  als  Gesetzgeber  von  seinen 
eigenen  Gesetzen  entband.  Daneben  aber  hatte  gerade  die 
Naturrechtsschule  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Idee  von 
der  wenigstens  „koaktiven"  Bindung  der  souveränen  Ge- 
walt an  die  stillschweigende  oder  ausdrückliche  Verfassung 
mit  besonderer  Schärfe  vertreten  und  auch  weitergebildet  ^ 
Dafs  dieser  im  grofsen  und  ganzen  auf  dem  Boden  des  all- 
gemeinen Staatsrechts  ausgefochtene  Streit  über  Umfang 
und  Bedeutung  dieses  Begriffes  auch  auf  dem  Gebiete  des 
positiven   Rechtes    nicht   ohne   Einflufs    und   Nachwirkung 


'  Vergl.  Gierke,  Althusius  S.  285—316. 

StMt»-  u.  vOlkerrechtl.  Abhandl.  IV.  1.  —   Koeh. 


66  IV.  1. 

bleiben  konnte,  liegt  klar  ;sutage,  und  ein  Blick  in  die 
positivrechtlichen  Arbeiten  Gönners,  insbesondere  in  sein 
Teutsches  Staatsrecht  gibt  Zeugnis  dafür. 

„Ob  der  Landesherr  an  seine  Landesgesetze  gebunden 
sei^,  das  ist  der  Titel  eines  im  2.  Teile  seines  Staatsrechtes, 
dem  Regierungsrechte  enthaltenen  Paragraphen  (§  291). 

„Der  Satz,*'  so  flihrt  er  hier  einleitend  aus,  „dafs  der 
Regent  an  seine  Gesetze  nicht  gebunden  sei,  ist  in  seiner 
Allgemeinheit,  welche  er  einer  mifsverstandenen  Stelle  des 
römischen  Rechts  verdankt,  ebenso  unrichtig,  als  der  Gegen- 
satz, wenn  man  ihn  allgemein  auf  teutsche  Landesherren 
anwenden  will." 

Dafs  der  Landesherr,  der  Souverän  als  Privatperson, 
seinen  eigenen  Gesetzen  unterworfen  sei,  dieser  Satz  war 
schon  seit  Grotius  Gemeingut  des  allgemeinen  Staatsrechts 
geworden;  dafs  wir  ihn  bei  Gönner  ausgesprochen  finden 
(§  291  IV),  kann  deshalb  nicht  befremdlich  erscheinen. 

„Als  Gesetzgeber  aber,"  so  führt  Gönner  (§291  U) 
aus,  „ist  ein  teutscher  Landesherr  an  seine  eigenen  Gesetze 
nicht  gebunden,  er  kann  dieselben  aufheben  wie  abändern 
und  ihre  Verbindlichkeit  für  die  Einzelnen  durch  Dispen- 
sation beseitigen." 

In  diesen  Ausführungen  kommt  nun  einmal  zum  Aus- 
drucke, dafs  die  solutio  legibus  eine  logische  Eonsequenz 
des  dem  Souverän  zustehenden  Gesetzgebungsrechtes  ist, 
also  der  Gedanke,  dafs  diejenige  Gewalt,  welche  die  Ge- 
setze gebe,  an  dieselben  um  deswillen  nicht  gebunden  sein 
könne,  weil  es  ja  in  ihrer  Macht  stehe,  sie  auch  wiederum 
aufizuheben  [eine  Idee,  der  schon  Pomponius  Ausdruck  ver- 
liehen, wenn  er  sagt,  dafs  niemand  sich  durch  seine  eigenen 
Gesetze  verpflichten  könne  ^]  und  die  die  Grundlage  für 
jedwede  Konstruktion  der  rechtlichen  Ungebundenheit  der 
souveränen  Gewalt  bildete. 


1  Hancke  S.  26. 
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Aufserdem  aber  lassen  die  kurzen  Ausführungen  Gönners 
wenigstens  andeutungsweise  einen  weiteren  Grund  fUr  die 
notwendige  Entbundenheit  des  Souveräns  von  den  Gesetzen 
entnehmen.  Derselbe  liegt  allerdings  nur  auf  politischem 
Gebiete. 

Gönner  betont  nämlich,  dafs  der  Landesherr  die  Gesetze 
aufheben  und  abändern  könne  „nach  dem  Staatsbedürfnisse" ; 
wenn  das  Staatsbedürfnis  also  es  erheischt,  kann  und  darf 
der  Herrscher  das  bestehende  Gesetz  beseitigen  oder  einer 
Abänderung  unterwerfen.  Dafs  hierbei  auch  eine  allen- 
fallsige salvatorische  Klausel  bedeutungslos  ist,  erwähnt  er 
in  diesem  Zusammenhange  ausdrücklich  (§  291  II).  Das 
Interesse,  das  Wohl  des  Staates,  das  der  Souverän  zu  ver- 
treten, über  das  er  zu  wachen  hat,  ist  es  demnach,  das 
praktisch-politisch  schon  dessen  Befreiung  von  den  Schranken 
der  bestehenden  Gesetze  notwendig  erscheinen  lä&t,  denn 
eine  wirkliche,  nachdrückliche  Wahrung  der  allgemeinen 
Interessen  und  Pflege  der  staatlichen  Wohlfahrt  kann  nur 
von  einem  in  seinem  Willen  und  seinen  Entschlüssen  un- 
abhängigen, also  insbesondere  auch  an  gesetzliche  und 
Rechtsschranken  nicht  absolut  gebundenen  Herrscher  er- 
wartet werden. 

Die  weiteren  Ausführungen  Gönners  in  diesem  Zu- 
sammenhange haben  nur  positivrechtliche  Bedeutung,  da  sie 
die  Entbundenheit  des  Landesherm  von  gewissen  Gesetzen 
nicht  auf  seine  Eigenschaft  als  Souverän,  sondern  auf  die 
Tatsache,  dafs  er  Angehöriger  des  deutschen  Fürstenstandes 
bezw.  Untertan  des  Reiches  ist,  zurückführen. 

Ftlr  die  Verhältnisse  im  Reiche  hat  Gönner  über  dieses 
B^riffsmerkmal  des  näheren  sich  nicht  ausgelassen.  Gönner 
stand,  wie  wir  wissen,  auf  dem  Standpunkte  der  Volks- 
Bouveränetätslehre,  ihm  erschien  im  Reiche  als  Subjekt  der 
Staatsgewalt  i.  e.  als  eigentlicher  SouTcrän  das  Volk,  d.  h. 
die  Gesamtheit  der  im  Reiche  vorhandenen  Individuen ;  der 
Kaiser  kann  seiner  Auffassung  nach  nur  als  „Ausüber"  der 
souveränen  Gewalt   des  Volkes   betrachtet  werden.     Dieser 

5* 
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ist  denn  auch  infolgedessen  nach  dem  positiven  Reclite  zur 
Beobachtung  der  Reichsgesetze  verbunden  (§  287  V),  er 
ist  allein  zur  Aufserkraftsetzung  oder  Abänderung  derselben 
nicht  befugt  (§  287  III,  IV).  Angesichts  dieser  Umstände 
und  bei  der  Tatsache,  dafe  es  sich  fttr  Gönner  ja  lediglich 
um  die  Bearbeitung  des  positiven  Rechtes  handelte,  lag  es 
zweifellos  nahe,  dafs  er  bezüglich  des  eigentUchen  Sou- 
veräns im  Reiche  mit  der  theoretischen  Frage  der  Cnt- 
bundenheit  desselben  vom  Gesetze  besonders  sich  nicht  be- 
fafst  hat. 

Im  Prinzipe  steht  er  hier  aber,  wie  wir  aus  den  obigen 
Ausführungen  über  die  Entbundenheit  des  Souveräns  in 
dem  einzelnen  Territorium  entnehmen,  auf  dem  'Standpunkte, 
dafs  der  Souverän  als  Gesetzgeber  seinen  Gesetzen  nicht 
unterworfen  sein  kann,  dafs  also  insoweit  der  Satz  gilt: 
princeps  legibus  est  solutus. 

Völlig  uneingeschränkt  war  aber  der  von  den  Gesetzen 
entbundene  Souverän  gleichwohl  nicht. 

Der  Satz  von  der  legibus  solutio  des  Souveräns  hatte, 
wie  wir  bereits  hervorgehoben,  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
wesentliche  Einschränkungen  erfahren. 

Die  wirksamste  Schranke,  die  von  der  Wissenschaft 
gegen  die  höchste,  die  souveräne  Gewalt  errichtet  worden 
war,  sie  war  in  dem  auf  einer  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  ius  und  lex  basierenden  Satze  gelegen,  dafs  der 
Souverän  zwar  nicht  an  die  lex,  den  positiven  von  ihm 
selbst  gegebenen  Herrscherbefehl,  wohl  aber  an  die  Vor- 
schriften des  jus  divinum  und  jus  naturale  gebunden  zu 
erachten  sei ;  denn  da  man  vor  allem  unter  das  jus  naturale 
eine  Menge  von  Vorschriften,  im  schliefslichen  Ende  sogar 
einen  grofsen  Teil  der  leges  subsumieren  konnte  und  tat- 
sächlich auch  subsumierte,  so  war  damit  die  Grenze,  inner- 
halb welcher  die  souveräne  Gewalt  sich  frei  und  unein- 
geschränkt bewegen  konnte,  in  aufserordentlicher  Weise 
verengert  worden. 
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Es  ist  wohl  verständlich,  dafs  Gönner  in  seinen  positiv- 
rechtlichen  Arbeiten  der  Verbindlichkeit  der  Normen  des 
natürlichen  und  göttlichen  Rechts  für  den  Souverän  aus- 
drücklich nirgends  Erwähnung  getan  hat.  Allein  die  wich- 
tigste Konsequenz,  welche  die  Wissenschaft  aus  dem  Satze 
von  der  Unterwerfung  des  Souveräns  unter  das  natürliche 
Recht  gezogen  hatte,  und  die  darin  zu  finden  war,  dafs  der 
Souverän  als  an  die  von  ihm  abgeschlossenen  Verträge  un- 
bedingt gebunden  erachtet  wurde,  findet  auch  bei  ihm,  da 
sie  zur  Grundlage  eines  sich  allmählich  entwickelnden  Ver- 
fassimgsrechtes  geworden  war  und  zu  Gönners  Zeiten  be- 
reits grofse  positivrechtliche  Bedeutung  erlangt  hatt6,  eine 
etwas  eingehendere  Betrachtung.  Allerdings  über  die  Dar- 
stellung des  rein  positiven  Rechtes  geht  sie  in  der  Haupt- 
sache nicht  hinaus. 

Was  zunächst  die  Verhältnisse  im  Reiche  anlangt,  so 
mufs  hier  vor  allem  wiederum  betont  werden,  dafs  der 
Kaiser,  wenn  er  auch  von  Gönner  wiederholt  als  Souverän 
bezeichnet  wird,  doch  tatsächlich  nach  seiner  Auffassung 
nur  als  „Ausüber"  der  souveränen  Gewalt  erscheint  und 
dafs  deshalb  seine  Ausführungen  über  die  Verpfiichtungs- 
kraft  der  vom  Kaiser  jeweils  bei  seiner  Wahl  abgeschlossenen 
Verträge  mit  den  Reichsständen,  der  Wahlkapitulationen 
(vgl.  T.StR.  §  12),  von  besonderer  Bedeutung  fllr  die  hier 
zu  untersuchende  Frage  nicht  sein  können.  Zum  anderen 
aber  mufs  hier  hervorgehoben  werden,  dafs  selbst,  wenn  ein 
deutscher  Staatsrechtslehrer,  wie  es  ja  bisweilen  noch  der  Fall 
war,  den  Kaiser  im  Reiche  als  den  eigentlichen  Souverän 
erachtete,  die  positivrechtlich  zu  konstatierende  Tatsache 
der  unbedingten  Verpflichtungskraft  der  von  dem  Kaiser 
bei  seiner  Wahl  mit  den  Reichsständen  abgeschlossenen  Ver- 
träge denselben  zu  theoretischen,  allgemeinstaatsrechtlichen 
Erörterungen  über  die  rechtliche  Bindung  des  Souveräns 
an  die  von  ihm  gegebenen  Versprechungen  und  gemachten 
Zusicherungen  schon  um  deswillen  nicht  veranlassen 
konnte,    weil   hier    im  Reiche    zu  jener  Zeit  bereits  von 
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einem  eigenen,  ausgebildeten  „ausdrücklichen"  Verfassongs- 
rechte  als  einer  historisch  und  rechtlich  feststehenden  Tat- 
sache gesprochen  werden  kann. 

Anders  war  es  noch  bezüglich  der  Verhältnisse  in  den 
Territorialstaaten.  Hier  war  ein  Verfassungsrecht  erst  in 
der  Entwicklung  begriffen  und  hier  hat  denn  auch  Gönner 
allgemein  über  das  rechtliche  Gebundensein  des  Souveräns 
an  die  von  ihm  vertragsmäfsig  eingegangenen  Verpflichtungen 
sich  ausgesprochen. 

Wohl  war  der  Landesherr  zunächst  in  gewissen  Fällen 
gesetzlich  an  den  Konsens  der  Landstände  wie  im  Reiche 
der  Kaiser  an  die  Mitwirkung  der  Reichsstände  gebunden; 
allein  die  Bindung ,  die  Schranke  der  souveränen  Gewalt, 
ergab  sich  hier  nicht  aus  geschlossenen  Verträgen,  sondern 
aus  dem  Rechte,  aus  den  Gesetzen  des  übergeordneten 
Staates,  des  Reiches  (vgl.  §  255),  also  aus  der  Idee  von  der 
Unterwerfung  der  höchsten  Gewalt  des  Territoriums  unter 
die  höchste  Gewalt  des  Gesamtstaates,  kann  infolgedessen 
hier  nicht  weiter  in  Frage  kommen. 

Doch  gab  es  neben  dieser  reichsgesetzlichen  Bindnng 
der  souveränen  Gewalt  eines  Partikularstaates  auch  noch 
Fälle,  in  denen  auf  Grund  besonderer  Abmachungen  zwischen 
Landesherrn  und  Landständen  der  erstere  gehalten  war,  in 
gewissen  Fällen  den  Ständen  ein  Konkurrenzrecht  einzu- 
räumen, ihren  Beirat  einzuholen.  Diese  Vereinbarungen 
und  Abmachungen,  sogen.  „Landesverträge"  (§  256  a.  £.) 
bezeichnet  Gönner  als  „Partikulargrundgesetze^  (Überschrift 
des  §  256)  und  erachtet  sie  prinzipiell  für  die  souveräne 
Gewalt  im  Territorium,  den  Landesherm  schlechthin  bin- 
dend (vgl.  hierzu  die  näheren  Ausfilhrungen  in  §  256). 
Einen  Grund  hierfür  hebt  er  allerdings  nirgends  hervor, 
und  zwar  nach  seinen  ganzen  Ausführungen  ohne  Zweifel 
eben  deshalb,  weil  ihm  derselbe  gewissermafsen  selbstver- 
ständlich erscheint.  Es  ist  eben  die  Idee  „eines  um  seiner 
Vernünftigkeit  willen  alle  Vemunftwesen  bindenden  abso- 
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luten  Vemunftrechtes"  \  die  hier  bei  ihm  wie  bei  anderen 
Publizisten  vorwaltete  und  die  ihm  den  Satz,  dafs  jeder- 
mann,  also  auch  der  Souverän ,  an  seine  Versprechungen 
gebunden  sei,  dafs  demgemäfs  der  Souverän  die  von  ihm 
auch  insbesondere  mit  seinen  Untertanen  abgeschlossenen 
Verträge  halten  müsse,  als  eines  weiteren  Beweises  nicht 
bedürftig  erscheinen  liefs. 

Wenn  Gönner  übrigens  in  diesem  Zusammenhange 
(a.  a.  O.)  eine  Reihe  von  Fällen  hervorhebt,  in  welchen  der 
Landesherr  an  allenfalls  abgeschlossene  Verträge  nicht  ge- 
bunden erscheint,  so  ist  diese  Entbundenheit  keine  prinzi- 
pielle, sondern  bedingt  und  veranlafst,  wie  er  selbst  aus- 
fiihrt,  durch  die  Unterwerfung  der  landesherrlichen  Gewalt 
unter  die  höchste  Gewalt  im  Reiche,  mit  welcher  die  be- 
treffenden Verträge  sich  nicht  vereinbaren  lassen  (vgl.  insb. 
I,  IX,  X  a.  a.  O.). 

So  erscheint  also  der  Souverän  an  die  leges  fundamen- 
tales im  Sinne  der  Wissenschaft  der  damaligen  Zeit  gebunden. 
Wenn  Gönner  diesen  seinen  Ausführungen  zu  entnehmenden 
Satz  nirgends  ausführlicher  zu  begründen  sich  veranlafst 
sieht,  wenn  er  sich  hier  offensichtlich  mit  der  Tatsache  be- 
gnügt, dafs  im  Reiche  der  von  ihm  so  genannte  „Souverän** 
politisch  und  positivrechtlich  verfassungsmäfsigen  Ein- 
schränkungen unterliegt  und  dafs  auch  fUr  die  Territorial- 
staaten eine  gleiche  Gebundenheit  der  souveränen  Gewalt 
von  den  Reichsgerichten  aus  Anlafs  von  Entscheidungen 
über  Streitigkeiten  wegen  des  Mitwirkungsrechtes  der  Land- 
stände in  Landessachen  wiederholt  anerkannt  und  aus- 
gesprochen wurde  (§  256  Einl.),  so  ist  das  ein  deutlicher 
Beleg  dafür,  wie  sehr  die  Idee  des  Verfassungsstaates  trotz 
aller  in  dieser  Zeit  vorwaltenden  absolutistischen  Tendenzen 
bereits  sich  Geltung  errungen  hatte. 

Neben  diese  durch  die  geschlossenen  Verträge  für  die 
souveräne  Gewalt  kraft  Naturrechts  entstandenen  Schranken 
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tritt  nun  als  weitere  Einschränkung  der  Satz^  daCs  die 
höchste  Gewalt  vor  den  jura  singulorum,  den  wohlerworbenen 
Rechten  der  Individuen  Halt  zu  machen  habe. 

In  §  167  seines  Teutschen  Staatsrechts  spricht  Gönner 
es   ausdrücklich   aus,   dafs   die   wohlerworbenen  Rechte    zu 
den  Gegenständen  gehören,  welche  der  Willkür  der  obersten 
Gewalt  nicht  unterworfen  sind  und  in  seinem  Werke    über 
Staatsrechtsdienstbarkelten  führt  er  (§  54)  aus :  „Die  Reichs- 
gewalt  ist    in    Ausübung   der   Majestätsrechte  an    die   all- 
gemeinen Einschränkungen  jeder  obersten  Gewalt  gebunden, 
vermöge  deren  einem  jeden  sein  wohlerworbenes  Recht  un- 
gekränkt gelassen  werden  mufs."     Er   beruft  sich   hierbei 
auf  Pütter,  der  in  seinen  Beyträgen  zum  Teutschen  Staats- 
und Fürstenrechte  (Abschn.  XX  S.  351—362)  für  die  Landes- 
hoheit diesen  Gedanken  näher  ausgeführt  und  dargelegt  hat 

Jnter  wohlerworbenen  Rechten  sind  hiemach  zu  ver- 
stehen in  erster  Linie  das  Privateigentum,  dann  aber  auch 
alle  sonstigen  „wohlerworbenen  Gerechtsamen,  als  Privi- 
legien, Servituten  u.  d.  g."  (Pütter  a.  a.  O.  §  17);  ingleichen 
gehört  auch  „zu  den  wohlerworbenen  Rechten  der  Unter- 
tanen, dafs  ihre  Befugnisse,  ihr  Eigentum  durch  die  Ge- 
walt der  Richter  vom  Staate  geschützt  werden,  sobald 
sie  den  Schutz  des  Staates  reklamieren'^  (Gönner,  Handb. 
des  gem.  Prozesses  Bd.  I  S.  8)  etc. 

Diese  wohlerworbenen  Rechte  sind  also  der  Einwirkung, 
der  Willkür  der  höchsten  Gewalt  entzogen,  der  Souverän 
hat  diese  Rechte  des  Individuums  zu  respektieren. 

Gönner  steht  hier  mit  Pütter  auf  einem  Standpunkt, 
den  die  Wissenschaft  schon  seit  Bodin  eingenommen  ^  hatte, 
und  bei  dem  Umstände,  dafs  diese  Lehre  von  der  Freiheit 
der  wohlerworbenen  Rechte  von  jeglicher  willkürlicher  Ein- 
wirkung der  souveränen  Gewalt  seitdem  gewissermafsen 
Gemeingut  der  Staatsrechtswissenschaft  geworden  war,  mag 
es  nicht  auffällig   erscheinen,   dafs  wir  bei  Gönner  sowohl 


'  Vergl.  hierzu  Hancke  a.  a.  0.  S.  37  f. 
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wie  bei  Ptitter  nur  die  Tatsache  als  solche  hervorgehoben 
finden,  über  den  eigentlichen  Grund  derselben  aber,  der 
von  fast  allen  Publizisten,  die  sich  mit  dieser  Frage  ein- 
gehender befa&t,  darin  gefunden  wurde,  dafs  die  jura  quaesita 
dem  auch  fllr  den  Souverän  verbindlichen  Naturrecht  zu- 
zurechnen seien,  beider  Ausführungen  nichts  entnehmen 
lassen. 

Wenn  nun  aber  auch  das  Eigentum  und  die  übrigen 
jara  quaesita  hiemach  prinzipiell  dem  einzelnen,  geschützt 
wider  willkürliche  Eingriffe  der  höchsten  Gewalt,  zustanden, 
80  waren  und  blieben  sie  doch  gleichwohl  „der  höchsten 
Machtvollkommenheit''  des  Souveräns  unterworfen.  Dem 
Herrscher  stand  über  dieselben  ein  Hoheitsrecht .  zu  und 
dieses  war  es,  welches  ihm,  allerdings  nur  unter  ganz  be- 
Bonderen  Voraussetzungen,  verstattete,  unter  Verletzung  der 
allgemeinen  Regel  in  gewissen  Fällen  auch  in  diese  Rechte 
einzugreifen. 

In  diesem  Zusammenhange  soll  in  erster  Linie  die 
Frage  nach  dem  staatlichen  Expropriationsrechte,  nach  dem 
dominium  eminens  des  Staates  erörtert  werden. 

„Der  auf  teutschen  Territorien  ruhende  Begriff  eines 
Staates",  so  führt  Gönner  in  seinem  Teutschen  Staatsrecht 
§  459  mit  Bezug  auf  die  Landeshoheit  aus,  „berechtigt  auch 
den  Landesherm,  nach  den  Bestimmungen  des  allgemeinen 
Staatsrechts  für  Befriedigung  aufserordentlicher  Landes- 
bedürfnisse aufserordentliche  Mittel  durch  Veräufserung  des 
Staatseigentums,  durch  Aufnahme  von  Kapitalien,  oder 
durch  aufserordentliche  Bei  träge  derjenigen,  welche 
eben  die  Hülfe  leisten  können,  zu  ergreifen."  Der  Schutz, 
der  dem  Eigentume  der  souveränen  Gewalt  gegenüber  ge- 
währt  wird,  greift  also  dann  nicht  Platz,  wenn  aufser- 
ordentliche Bedürfnisse  des  Landes  aufserordentliche  Mittel 
zu  ihrer  Deckung  erheischen.  Hier  zeigt  sich  dann  die 
dem  Souverän  über  das  Eigentum  der  Untertanen  zustehende 
Machtvollkonmienheit,  das  staatliche  Hoheitsrecht,  und  es 
erscheint  in  solchem  Falle  dann   das  Vermögen  der  Indi- 
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viduen    als  Vermögen     des    Staates    (vergl.    hierzu     auch 
§  434  V). 

Die  Voraussetzung  hierftlr  ist  nun  allerdings  immer 
ein  aufsergewöhnliches  allgemeines  Bedilrfnis.  Der  Reg-el* 
fall  ist  der  der  „Staatsnot^.  Dafs  in  diesem  Falle;,  dann^ 
wenn  die  Existenz  des  Staates  in  Frage  gestellt  ist,  dem 
Souverän  das  Recht  des  Eingriffes  in  das  Privateigentum 
der  Untertanen  zugesprochen  werden  mufs,  ergibt  sich  schon 
aus  der  begrifflichen  Notwendigkeit  des  Staates,  und  des- 
halb „steigt  hier,"  so  erklärt  Gönner  §  435  I  Z.  5,  „mit 
der  Staatsnoth  (dominium  eminens)  das  Recht  des  Staates 
und  er  bemächtigt  sich  nach  dem  Grade  der  Gefahr  aller 
Bedürfnisse,  wo  er  sie  findet."  (Vergl.  hierzu  auch  seine 
Ausführungen  a.  a.  0.  §  355  VI,  415  X  a.  E.) 

Allein  auf  diesen  Fall  beschränkt  sich  dieses  Recht  der 
Staatsgewalt  nicht.  Gönner  geht  hier  einen  bedeutenden 
Schritt  weiter  und  führt  in  dieser  Beziehung  teilweise  in 
wörtlicher  Übereinstimmung  mit  Pütter  (a.  a.  O.  §  15 
S.  358  f.)  aus  (§  459):  Es  werde  „eben  nicht  als  wesentlich 
vorausgesetzt,  dafs  die  Erhaltung  des  Staates  ein  Opfer 
schlechterdings  erfordere*^,  sondern  es  genüge  hierbei  auch 
die  Erhöhung  des  allgemeinen  Wohlstandes  und  die  Be- 
förderung nützlicher  Staatsoperationen.  Wenn  das  „Staats- 
beste^  es  erfordert,  dann  ist  der  Untertan  gehalten,  seine 
Rechte  dem  Staate  aufzuopfern.  (Staatsdienst  S.  284.)  (VergL 
hierzu  ein  Beispiel  in  §  435  I  Z.  7.) 

Wenn  nun  nach  alledem  zur  Begründung  und  Recht- 
fertigung eines  Eingriffes  in  das  Privateigentum  niemals 
lediglich  auf  die  Tatsache  der  ^souveränen  Gewalt",  das  ist 
darauf  rekurriert  werden  konnte,  dafs  dem  Regenten  die 
summa  potestas  überhaupt,  also  auch  über  das  Eigentum  der 
Individuen  zustehe,  so  war  doch  auf  der  andern  Seite  damit, 
dafs  nach  Gönners  Auffassung  das  Recht  des  Eingriffes  der 
souveränen  Gewalt  nicht  nur  im  Falle  wirklicher  Staats- 
not, sondern  auch  schon,  wenn  es  der  blofse  Vorteil  des 
Staates,  der  Allgemeinheit  erforderlich  erscheinen  läfst,  Platz 
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greift^  der  Willkür  des  Souveräns  in  dieser  Beziehung  ein 
weiter  Spielraum  wiederum  gewährt  deshalb,  weil  es  eben 
schlieMich  immer  in  das  Ermessen  desselben  gestellt  war, 
ob  und  wann  er  ein  „allgemeines  Bedürfnis"  gegeben  er- 
achten wollte  (vergl.  hierzu  insbes.  Staatsdienst  S.  284!)  — 
ein  Ergebnis ;  das  sich  allerdings  mit  den  absolutistischen 
Tendenzen  der  Zeit  Gönners  recht  gut  vertrug! 

Allein  es  wäre  entschieden  einseitig,  wenn  nicht  falsch, 
wollte  man  die  im  vorstehenden  ausgeführte  Erweiterung 
der  Rechte  der  souveränen  Gewalt  gegenüber  dem  Privat- 
eigentume  und  den  jura  quaesita  überhaupt  lediglich  nur 
mit  dem  letzterwähnten  politischen  Momente  zu  begründen 
versuchen. 

Der  Grund  hierfür  liegt  zweifellos  tiefer.  Diese  Er- 
weiterung steht  in  engstem  Zusammenhange  mit  der  stets 
wachsenden  Zahl  der,  vor  allem  in  den  Territorien  dem 
Souverän,  dem  Staate  gestellten  Aufgaben.  Die  im  Polizei- 
staate praktisch  gewordene  Lehre  von  der  Bestimmung  des 
Staates,  die  allgemeine  Wohlfahrt  zu  fbrdern,  hatte  mehr 
und  mehr  ein  direktes  unmittelbares  Eingreifen  der  Staats- 
gewalt auf  allen  möglichen  Gebieten,  damit  aber  auch  eine 
Häufung  der  Fälle  einer  Kollision  zwischen  staatlichen,  id 
est  allgemeinen  und  Privatinteressen  zur  Folge,  und  in 
diesem  Kampfe  widerstreitender  Interessen  mufste  den 
bedeutenderen  allgemeinen  Interessen  zu  Hülfe  gekommen 
werden  —  es  geschah  dies  in  der  angegebenen  Weisel 

Die  Billigkeit  verlangte  es  nun  aber  naturgemäfs,  dafs, 
wenn  wirklich  von  dem  einzelnen  das  Opfer  gefordert 
wurde,  seine  Privatinteressen,  seine  Rechte,  im  Interesse  der 
Allgemeinheit  aufzugeben,  er  hierfür  auch  seitens  der  All- 
gemeinheit, seitens  des  Staates  entschädigt  wurde. 

So  fordert  denn  auch  Gönner,  daCa  bei  derartigen  Ein- 
griffen seitens  der  Staatsgewalt  „alle  Rechtsverletzung  ver- 
mieden,  daher  dem  Individuum,  welches  sein  Eigentum  für 
die  Gesamtheit  dahingab,  der  Wert  ersetzt^  werde  (§  459 
m,  IV),  dafs  „nach  gehobener  Gefahr   jedem  Individuum 
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durch  Peräquation  der  Ersatz  seiner  Aufopferung  geschehe* 
(§  435  I  Z.  6). 

So  versteht  also  Gönner  unter  dominium  eminens  ein 
der  souveränen  Gewalt  zustehendes,  jedoch  die  nachträgliche 
Entschädigung  des  Verletzten  bedingendes  Recht,  in  Zeiten 
und  Fällen  aufsergewöhnlichen  Bedürfnisses  das  Eigentum 
der  Untertanen  zur  Deckung  desselben  zu  verwenden. 

Dieses  Recht  steht  der  Reichsgewalt  ebenso  wie  dem 
einzelnen  Landesherm  zu.  Gerade  im  Reiche  hatten  die 
jüngsten  politischen  Ereignisse  die  reale  Bedeutung  dieses 
Rechts  in  besonders  markanter  Weise  hervortreten  lassen. 
Schon  1800  erklärt  Gönner  in  seinem  Werke  über  Staats- 
rechtsdienstbarkeiten  (§  54  S.  126),  dafs  das  Reich  schon 
öfters  in  einer  so  kritischen  Lage  war,  dafs  die  Erhaltung 
des  Ganzen  forderte,  Rechte  der  einzelnen  aufzugeben  und 
1804  schreibt  er  in  seinem  Teutschen  Staatsrecht  (§  447), 
dafs  das  merkwürdigste  Beispiel,  bei  welchem  das  Reich 
das  dominium  eminens  in  Anwendung  brachte,  die  Säkulari- 
sationen waren,  „welche  im  westfälischen  Frieden  und  zur 
Leistung  der  den  Erbständen  zugesagten,  dem  Reiche 
collectivement  aufgelegten  Entschädigung  im  Lüneviller 
Frieden  (1801)  und  seiner  Berichtigung  stattgefunden 
haben." 

Dafs  die  für  die  souveräne  Gewalt  statuierten,  im  vor- 
stehenden aufgeführten  Einschränkungen  bei  Ausübung  des 
ihr  konzedierten  Rechtes  des  Eingriflfes  in  das  Privateigen- 
tum der  Individuen  auch  hinsichtlich  aller  übrigen  jura 
quaesita  derselben  in  gleicher  Weise  Anwendung  zu  finden 
haben,  ist  zweifellos  und  Gönner  hat  dies  auch  selbst  zum 
Ausdrucke  gebracht,  indem  er  beispielsweise  an  der  bereits 
zitierten  Stelle  (Handbuch  des  gemeinen  deutschen  Prozesses 
[1801]  S.  8.),  wo  er  den  Anspruch  der  Untertanen  auf 
staatlichen,  richterlichen  Schutz  ihrer  Befugnisse  und  ihres 
Eigentums  als  „wohlerworbenes  Recht"  bezeichnet,  ausdrück- 
lich betont,  dafs  eine  Hemmung  der  Justiz  durch  Eabinetts- 
tefehle   sich    nur    unter  den   Einschränkungen    verteidigen 
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lasse,  „unter  welchen  der  Regent  nach  einer  unbedingten 
Forderung  des  allgemeinen  Wohles  einzelnen  Bürgern  ihre 
wohlerworbenen  Rechte  entziehen  kann,  also  nur  in  der 
Art,  dafs  1.  ein  wahrer  Kollisionsfall  vorhanden  ist,  dafs 
nämlich  die  Staatswohlfahrt  das  Opfer  der  Rechte  schlechter- 
dings fordert,  und  dafs  2.  derjenige  vom  Ganzen  entschädigt 
werde,  der  seine  Rechte  dem  allgemeinen  Besten  aufopfern 
mufs.** 

Ptttter  verbreitet  sich  in  seiner  mehrerwähnten  Ab- 
handlung auch  über  die  Frage,  inwieweit  die  „natürliche 
Freyheit**  des  Menschen  eine  Grenze  für  die  höchste  Ge- 
walt bilde,  eine  Frage,  die  seit  Locke,  der  als  erster  die 
liberty  and  property  als  die  unangreifbaren  Grundrechte 
des  Menschen  bezeichnet  hatte,  einer  eingehenden  Unter- 
suchung durch  die  Wissenschaft  unterzogen  worden  war, 
deren  Ergebnisse,  allerdings  in  extremster  Weise,  in  der 
französischen  Revolution  auch  praktische  Durchführung 
fanden.  Er  kommt  hierbei  (§§  3  ff.,  23)  zu  dem  Schlüsse, 
dafs  an  sich  auch  die  liberty  ebenso  wie  die  property  ein 
^unverletzliches  Heiligtum**  des  Individuums  darstelle;  doch 
fü^  er  hier  ausdrücklich  an,  dafs  es  zu  den  gröfsten  Ab- 
wegen führen  würde,  wollte  man  sich  zu  dem  Satze  be- 
kennen, dafs  es  der  höchsten  Gewalt  versagt  sei,  unter  Um- 
ständen auch  nach  dieser  Richtung  ein  Opfer  für  das 
gemeine  Beste  zu  begehren;  die  natürliche  Freiheit  sei 
also  der  höchsten  Gewalt  unterworfen,  allerdings  nur  so, 
dafs  eine  Einschränkung  derselben  „von  Rechtswegen  nie 
anders  geschehen  kann,  als  sofern  es  das  gemeine  Beste 
erfordert,  hingegen  keineswegs  blofs  nach  Willkühr,  Eigen- 
sinn oder  eigennützigen  Absichten  des  Regenten/  (§  5 
S.  354.) 

In  den  Werken  Gönners  ist  nun  diese  Frage  ausdrück- 
lich nirgends  erörtert;  allein  angesichts  der  Tatsache,  dafs 
er  die  Ausführungen  Pütters,  wie  erwähnt,  ausdrücklich 
zitiert  und  sich,  wie  wir  gesehen,  mit  Pütter  bezüglich  der 
Frage,  inwieweit  die  property  als  unantastbares  Grundrecht 
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des  Individuums  eine  Beschränkung  der  obersten  Gewalt 
bedeutet,  völlig,  zum  Teil  wörtlich  übereinstimmt,  gehen  wir 
zweifellos  nicht  fehl,  wenn  wir  auch  nach  dieser  Richtung 
die  Anschauungen  Pütters  als  die  seinen  erachten. 

Was    nun    die    Folge    der    Überschreitung    der    dem 
Souverän,  der  souveränen  Gewalt  so  gesetzten  Schranken  sei, 
die  Frage,   ob  und   inwieweit  den   Untertanen    dem   diese 
Schranken  überschreitenden  Herrscher  gegenüber  ein  Wider- 
standsrecht  eingeräumt  werden   könne,   hat  Gönner   merk- 
würdigerweise nirgends  ausdrücklich  behandelt.  Es  erscheint 
dies  um  so  auffkUiger,  als  gerade  zu  jener  Zeit  infolge  der 
von  Kant  mit  besonderer  Schärfe  vertretenen  Auffassung, 
dafs  den  Untertanen  niemals  ein  Recht  der  Widersetzlich- 
keit  gegen   die   herrschende   Gewalt   zugestanden    werden 
könne,  sich  über  die  Frage  des  jus  resistendi  subditomm 
neuerdings   ein  heftiger  Streit  in   der  Literatur   entwickelt 
hatte.   Weder  bot  ihm  im  Reiche  die  von  ihm  selbst  hervor- 
gehobene (§  106  n  3)  Absetzbarkeit   des  Kaisers,  die  ver- 
schiedenen Publizisten  ^  als  die  letzte,  äufserste  Konsequenz 
des  Widerstandsrechtes  der  Untertanen  im  Reiche  erschien, 
Gelegenheit  und  Veranlassung,  sich  hierüber  zu  äufsem,  noch 
auch  finden  wir  in   seinen  Ausführungen   über  territoriales 
Staatsrecht    genügende   Anhaltspunkte  für   seine   Stellung- 
nahme in  dieser  Frage.    Zwar  spricht  er  (§  230  U)  davon, 
dafs   die  Untertanen   der   Staatsgewalt   gegenüber  zu   „un- 
bedingtem  Gehorsam^  verpflichtet   seien,    allein   es  dürfte 
wohl  nicht  angängig  seien,  hieraus  allein  schon  den  Schlufs 
zu  ziehen,  dafs  Gönner  damit  unter  allen  Umständen  ein 
Widerstandsrecht  der  Untertanen  leugnen  wollte,   und  dies 
umsomehr,  als  ja,  wie  wir  wissen,   Gönner  zu  dieser  Zeit 
noch  auf  dem  Boden  der  Lehre  vom  Gesellschaftsvertrage 
stand,  gerade  die  Vertragsidee  aber  die  Ansicht,   dafs  im 
Falle  eines  gesetz-  und  verfassungswidrigen  und  damit  also 
vertragswidrigen  Verhaltens  des  Souveräns  dem  Volke  als 


1  So  z.  B.  J.  J.  Moser,  Teutsches  StR.  II  c.  17.  §§  20,  22. 


IV.  1.  79 

dem  anderen  Vertragsteile  ein  Recht  des  Widerstandes 
konzediert  werden  müsse,  förderte  und  stärkte. 

Späterhin  allerdings  konnte  es  ihm  bei  seiner  geänderten 
Auffassung  von  dem  Entstehen  und  damit  dem  Wesen  und 
der  Natur  des  Staates  nicht  besonders  schwer  fallen,  mit 
dieser  hauptsächlich  durch  die  Vertragslehre  gestützten  Idee 
von  einem  Widerstandsrechte  der  Untertanen  völlig  zu 
brechen  und  er  hat  dies  auch  getan,  wie  wir  aus  Aus- 
führungen in  seiner  1808  erschienenen  Monographie  über  den 
Staatsdienst  entnehmen  können.  Indem  er  hier  den  Satz 
verficht,  dafs  der  Staatsdiener  die  Verbindlichkeit  habe,  den 
Hefehlen  des  Regenten  in  seinen  Amtssachen  ohne  alle  Rück- 
sicht auf  seine  Privatüberzeugung  Folge  zu  leisten,  so  dafs 
ihm  nach  fruchtlosen  Gegenvorstellungen  nichts  als  gloria 
obsequii  übrig  bleibe,  rekurriert  er  zum  Beweise  hierfür 
auf  den  allgemeinen  Satz,  dafs  an  sich  ja  schon  jeder  Unter- 
tan dem  Souverän  gegenüber  zu  unbedingtem  Gehorsam  ver- 
pflichtet sei  und  ruft  hier  als  Eideshelfer  Schlözer  auf 
(S.  206  Anm.  e.),  der  in  seiner  Staatsgelahrtheit  T.  I  S.  103 
ausführt:  „Das  ganze  Volk  und  jeder  Einzelne  ist  dem 
Herrscher  schuldig  Gehorsam,  selbst  blinden  Gehorsam; 
das  ist,  er  mufs  immer  voraussetzen,  der  Herrscher  befehle 
wirklich  und  zweckmäfsig,  falls  er  auch  die  Gründe  nicht 
einsieht,  oder  gar  vom  Gegenteil  überzeugt  zu  sein  glaubt. 
Erster  Grundsatz  im  Staat,  und  höchste  Pflicht  des  Bürgers, 
wenn  er  den  Gräueln  der  Anarchie  entgehen  will." 

Die  Frage  nach  dem  jus  resistendi  subditorum  ist  da- 
mit beantwortet ;  sie  wird  unbedingt  verneint.  (Vergl.  auch 
noch  „Staatsdienst«.     S.  77,  223  a.) 

§  8.    o.    Das  eigene  Recht  und  die  Dauer. 

Das  „eigene  Recht**,  das  Bodin  für  den  Inhaber  der 
Souveränetät  fordern  zu  müssen  glaubte,  wurde  zwar  in 
der  Folgezeit  von  der  Literatur  zumeist  als  essentielles 
Merkmal  des  Souveränetätsbegriffes  prinzipiell  festgehalten. 
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allein  wie  die  Betrachtung  der  verschiedenen  Definitionen 
und  Abhandlungen  der  Schriftsteller  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts zeigt,  wurde  hierauf  in  der  Regel  nur  wenig  Ge- 
wicht gelegt*. 

Für  den  Souverän  im  Reiche  hat  auch  Gönner  dieses 
Moment  an  keiner  Stelle  besonders  betont. 

Bei  Darstellung  der  rechtlichen  Stellung  des  Landes- 
herrn und  der  Landeshoheit  überhaupt  aber  hat  er  sich 
gezwungen  gesehen,  dieses  Merkmal  mit  besonderer  Ge- 
flissentlichkeit hervorzuheben. 

Er  führt  in  §  90  seines  Teutschen  Staatsrechts  aus: 
Jedes  Territorium  bildet  einen  eigenen  Staat,  „welcher 
durch  eine  eigene  oberste  Gewalt  .  .  .  aus  eigener  landes- 
herrlicher Gewalt  (jure  proprio)  regiert  wird;  und  wenn 
auch  die  Landeshoheit  in  rechtlicher  Beziehung  auf  die 
Reichsgewalt  nur  als  Reichsanstalt  zur  Regierung  der  Teile 
denkbar  und  Sanktion  der  Reichsgrundgesetze  ihr  unmittel- 
barer Grund  ist,  so  regiert  doch  jeder  Landesherr  sein 
Territorium  nicht  aus  kaiserlichem  Auftrag  oder  Vollmacht 
(administratorio  jure),  sondern  vermöge  der  Reichsgesetze  aus 
eigenem  Recht." 

Er  unterscheidet  also  hier  mit  Bezug  auf  die  oberste 
Gewalt  scharf  zwischen  eigenem  und  vertretungsweise  ge- 
übtem fremden  Recht. 

Um  den  Ideengang  Gönners  in  voraufgeftthrter  Stelle 
ins  richtige  Licht  zu  setzen  und  zugleich  zu  erklären, 
warum  er  hier  mit  solcher  Schärfe  das  eigene  Recht  des 
Landesherm  an  der  obersten  Gewalt  betont  hat,  erscheint 
es  geboten,  etwas  näher  auf  seine  Auffassung  von  dem 
rechtlichen  Verhältnisse  der  Territorialgewalt  zur  Reichs- 
gewalt einzugehen.  Wir  haben  dieselbe  in  der  Hauptsache 
bereits  oben  bei  der  Lehre  von  dem  Subjekte  bezw.  Träger 
der  Staatsgewalt  eingehender  betrachtet  und  können  uns 
um  deswillen  hier  kürzer  fassen. 


1  Vergl.  hierüber:  Dock  a.  a.  0.  §  4  S.  32  ff. 
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Der  Rechtsgruüd,  das  Rechtsprinzip  der  Landeshoheit 
ruht  nach  ihm  in  der  Sanktion  derselben  durch  die  Reichs- 
gewalt. Die  Landeshoheit,  die  allmählich  und  unvermerkt 
entstanden  war,  wurde  als  Macht-  und  Herrschaftsfaktor 
von  Kaiser  und  Reich  anerkannt  und  dann  dazu  verwendet, 
die  aus  dem  Begriffe  eines  Staates  für  das  Reich  resultie- 
rende Verpflichtung  der  Regierung  des  Gesamtstaates  in 
allen  seinen  Teilen  (Prinz,  d.  Terr.Verf.  S.  24)  an  Stelle 
desselben  zu  erfüllen.  Dadurch  wurde  eine  begrifflich  in 
der  Reichshoheit  liegende  Gewalt  auf  die  Landesherren  über- 
tragen, die  Landeshoheit  ward  so  zur  Reichsanstalt  (Prinz. 
S.  23  ff.). 

E^  war  nun  vom  politischen  Standpunkte  aus  von 
Gönner  zweifellos  gewagt,  der  Landeshoheit,  die  zu  seiner 
Zeit  zu  einer  so  „kolossalischen  Gröfse**  (Prinz.  S.  6)  heran- 
gewachsen war,  ja  sich  tatsächlich  überhaupt  allein  aus- 
schlaggebend erwies,  lediglich  um  die  Idee  der  rechtlichen 
„Einheit"  des  Reiches  zu  retten,  als  blolse  Reichsanstalt  zu 
erklären,  wenn  ihm  auch  zugestanden  werden  mag,  dafs 
diese  seine  rechtliche  Konstruktion  für  jene  Zeit  den 
einzigen  einigermafsen  gangbaren  Weg  zur  Erläuterung  des 
Verhältnisses  der  Territorialgewalten  zum  Reiche  darstellte. 
War  er  deshalb  schon  bei  der  erstmaligen  Darlegung  seiner 
Anschauungen  gezwungen  gewesen,  ausdrücklich  darauf  hin- 
zuweisen, dafs  „durch  diese  doktrinelle  Darstellung  die 
Landesherren  an  ihren  gesetzlichen  Vorzügen  gar  nichts  ver- 
lieren" (a.  a.  O.  S.  24),  so  erheischte  doch  in  der  syste- 
matischen Darstellung  der  positivrechtlichen  Verhältnisse 
die  „oberste  Gewalt",  die  er  dem  Landesherrn  zusprach, 
und  die,  wie  wir  früher  gesehen  haben,  schon  an  wesent- 
lichen Mängeln  litt,  eine  Stütze  gegenüber  dem  sie  in  ihrer 
ganzen  Existenz  bedrohenden  Begriff  der  „ Reichsanstal t". 
War  die  Landeshoheit  nur  Reichsanstalt,  die  landesherr- 
liche Gewalt  nur  eine  aus  der  Reichshoheit  fliefsende  über- 
tragene Gew-'  '*"  "  "^  ^  228),  so  konnte  dieselbe  nur  als 
an  Teil  d  -scheinen    und   war   von   einer 

Btiuu-  '.  1.  -  Koch.  6 
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selbständigen    Existenz    derselben    und    damit    von      einer 
„Landessouveränetät''  (a.  a.  0.  §  52)  keine  Rede. 

Hier  zeigte  sich  die  Notwendigkeit  des  Elementes    der 
„eigenen"  Gewalt,   des  eigenen  Rechts  für  den  SouverÄne- 
tätsbegriff.    Nur  dann,  wenn  es  gelang,  trotz  der  Tatsache, 
dafs  „die  Landeshoheit  mit  Bezug  auf  das  Reich    nur    als 
Reichsanstalt  denkbar*'  war,  ein  eigenes  Recht  des  Landes- 
herrn  an   der   Regierung  seines   Territoriums  festzuhalten, 
darzutun,  dafs  trotz  allem  in  der  Regierung  des  Territorial- 
herrn   nicht    eine    vertretungsweise  Ausübung   kaiserlicher 
i.   e.    aus    der   Reichsgewalt   fliefsender    Hoheitsrechte,      in 
seinem  Kegierungsrechte  also  nicht  ein  jus  administratorium 
zu  erblicken  sei ;  nur  dann  konnte  die  Idee  einer  besonderen 
obersten  Gewalt  im  Territorium   im  Sinne  des  allgemeinen 
Staatsrechts,    die  Idee  der  Landessouv^eränetät  aufrecht   er- 
halten bleiben. 

Und   das   ist  der  Grund,   warum  Gönner  gerade   hier       . 

das  ^eigene  Recht"  so  scharf  hervorgehoben  hat.  | 

• 

Über     den    Beweis    desselben    kommt     er    allerdings       , 
kurz   hinweg.     Seine   Darlegungen   an   der   citierten  Stelle       J 
scheinen  überhaupt   keinen   zu   enthalten;   doch   geben  die 
Worte    „sondern  vermöge  der  Reichsgesetze   aus  eigenem 
Recht"  wenigstens  einen  Anhaltspunkt.    Im  Zusammenhalte 
mit  seinen  AusftLhrungen  in  seinem  mehrerwähnten  Programm 
ergibt  sich  nämlich,   dafs  ihm  hier  die  Idee  vorgeschwebt, 
dafs  die  bereits  früher  bestandene  „eigene"  tatsächliche        J 
Herrschaftsgewalt   des   Landesherm,    die  ja  im  Verbände         I 
des  Reiches   an  sich  Rechtsbestand  überhaupt  nicht   haben  | 

konnte,  durch  die  verfassungsmäfsige  Sanktion  der  Reichs-         | 
grundgesetze   rechtlichen    Bestand    erhielt   und    damit   aus 
einer  blofs  tatsächlichen    „eigenen"  Herrschaftsgewalt  zum 
„eigenen  Recht"  des  Landesherrn  wurde. 

Dafs  das  eigene  Recht  ja  nicht  notwendig  originärer 
Natur  zu  sein  braucht,  dafs  vielmehr  die  Begriffe  „deri- 
vatives"   und    „eigenes"    Recht    sich    recht    wohl    vereinen 
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lassen,  hatte  die  Wissenschaft  längst  dargetan  ^,  die  Ablei- 
tung des  landesherrlichen  Rechtes  aus  der  Reichshoheit 
stand  deshalb  der  Auffassung  von  einem  „eigenen  Rechte" 
des  Souveräns  im  Territorium  nicht  im  Wege. 

So  erscheint  demnach  hier  das  eigene  Recht  als  etwas 
begrifflich  notwendig  der  landesherrlichen  obersten  Gewalt 
Inhärierendes,  als  ein  wesentliches  Merkmal  der  „Landes- 
souveränetät**,  dem  ausdrücklich  das  vertretungsweise  geübte 
fremde  Recht  (jus  administratorium)  gegenübergestellt  wird. 

Man  vgl.  in  dieser  Beziehung  auch  noch  seine  Dar- 
legungen bezüglich  der  vormundschaftlichen  Regentschaft. 
(T.StR.  §  245  XII.) 

Wir  entnehmen  aus  alledem:  Auch  nach  Gönner  ist 
notwendiges  Begriffsmerkmal  der  Souveränetät  das  eigene 
Recht!  — 

Das  von  Bodin  weiterhin  aufgestellte  Begriffsmerkmal 
der  „Dauer **,  dem  in  der  Literatur  zumeist  keine  Beachtung 
geschenkt  und  keinerlei  Bedeutung  beigemessen  wurde  ^, 
ist  auch  von  Gönner  nirgends  ausdrücklich  hervorgehoben. 

§  9.     d.    Besohrftnkbarkeit  und  Teilbarkeit  des 
Souveränetätsbegriffes. 

Der  abstrakte,  scharf  umrissene  Souveränetätsbegriff, 
wie  er  seit  Bodin  in  der  Literatur  herrschend  geworden 
war  und  an  dem,  wie  sich  aus  den  vorstehenden  Ausfüh- 
rungen ergibt,  auch  Gönner  festgehalten  hat,  er  war  mit 
den  konkreten  Staatseinrichtungen  vor  allem  im  deutschen 
Reiche,  mit  den  dort  durch  die  rechtliche  Stellung  der 
Reichsstände  gegebenen  Beschränkungen  des  Souveräns  nur 
schwer  in  Mnklang  zu  bringen.  Die  Publizistik  hatte  seit 
Bodin  in  der  verschiedensten,  mannigfachsten  Weise  hier 
eine  Lösung  des  Widerspruches  zwischen  den  theoretischen 
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Konstruktionen  und  den  realen,  tatsächlichen  Verhältnissen 
zu  finden  gesucht. 

Während    ein   Teil   der  Publizisten   den   Versuch    der 
Konstruktion  einer  neuen  Staatsform,  der  sog.  mixta  forma 
machte,  die  auf  der  Teilung  der  Souveränetät  unter  mehrere 
Stände  im  Staate  beruhte  und  zweifellos  den  einschlägigen 
tatsächlichen  Verhältnissen  am  meisten  Rechnung  trug,  war 
die  Mehrzahl  derselben  schliefslich  unbedenklich  soweit  ge- 
gangen, die  Souveränetät  schlechthin  für  beschränkbar  zu 
erklären,  sie  also  des  Charakters  der  absoluten  Gewalt,  der 
potestas  ab  omni  conditione  libera  zu  entkleiden.    Die  nach 
der  letzten  Richtung  eingeschlagenen  Wege  waren  die  ver- 
schiedensten ^.     Eine  der  verbreitetsten  Anschauungen,   die 
auf  Limmaeus'  zurückführte  und   die  gewissermafsen   de- 
duktiv gerade  aus  den  bestehenden  Verhältnissen  im   deut- 
schen Reiche  gewonnen  worden  war,   unterschied  zwischen 
einer  plenitudo  potestatis,    die  dem  völlig  unbeschränkten 
Souverän  zustand,  und  einer  summitas  potestatis,  die  dann 
als  gegeben  erachtet  wurde,   wenn  der  Souverän   gewissen 
verfassungsmäfsigen  Beschränkungen  unterlag.    Also  summa 
potestas  war  im  Reiche  dem  Kaiser  immerhin  zuzusprechen, 
wenn  er  auch  der  plena  potestas  ermangelte'. 

Diese  Anschauung  findet  sich  auch  bei  Gönner.  In 
§  93  seines  Teutschen  Staatsrechts  ftlhrt  er  aus:  „Herrschaft 
einer  physischen  Person,  welcher  zwar  die  höchste,  aber 
nicht  alle  Gewalt  zukommt,  unterscheidet  Monarchie  von 
anderen  Regierungsformen. ^  Dieser  Satz,  der  auf  den 
ersten  Blick  befremden  muls  und  nicht  leicht  verständlich 
erscheint,  findet  seine  nähere  Erläuterung  in  den  darauf- 
folgenden Ausftlhrungen :  „Teutschland  ist  daher  eine  Mon- 
archie, denn  nur  der  Kaiser  ist  Herrscher  und  Souverän 
im  Gesamtstaate,   wenngleich  in  wichtigen  Angelegenheiten 


»  Vergl.  Dock  a.  a.  0.  S.  46  f. 
«  Jus  publ.  Imperii  Rom.  Genn.  T.  I  c.  12  §  37. 
'  Vergl.  auch  Hancke  a.  a.  0.  S.  41  ffl ;  Rehm,  Gesch.  d.  Staatsw. 
S.  228  ff. 
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an  Mitwirkung  der  Reichsstände  gebunden/  Also  höchste 
Gewalt  kommt  dem  Kaiser  zu,  denn  er  ist  Herrscher  und 
Souverän  —  er  hat  die  potestas  summa!  Aber  nicht  alle 
Gewalt  steht  bei  ihm,  denn  er  ist  in  wichtigen  Angelegen- 
heiten an  den  Konsens  der  Stände  gebunden  —  es  fehlt 
ihm  die  potestatis  plenitudo. 

Gönner  löst  also  den  Widerspruch  zwischen  dem  theo- 
retischen Gebilde  der  Souveränetät  als  höchster,  d.  i.  un- 
beschränkter Gewalt  und  der  realen  Wirklichkeit  dadurch, 
dafs  er  den  reinen  Begriff  aufgibt  und  die  Souveränetät, 
die  souveräne  Gewalt  prinzipiell  als  beschränkbar  an- 
sieht. 

Er  teilt  also  keineswegs  die,  wie  bereits  betont,  viel- 
fach vertretene  Auffassung  von  einer  gemischten  Staatsform 
Deutschlands. 

Wohl  spricht  er  zu  wiederholtenmalen  von  der  „in 
Kaiser  und  Ständen  konzentrierten,  vereinigten  Reichs- 
gewalt" (vgl.  z.  B.  §§  316  III;  306  V;  168,  298  I  u.  s.  w.), 
doch  falst  er  dies  niemals  in  dem  Sinne,  dafs  er  damit  auch 
den  Ständen  einen  Anteil  an  der  Reichssouveränetät  zu- 
gesprochen wissen  möchte;  wohl  weist  er  bei  Darstellung 
der  einzelnen  Hoheitsrechte  ausdrücklich  darauf  hin,  dafs 
bei  den  meisten  derselben  den  Ständen  ein  Mit-  und  Bei- 
wirkungsrecht zusteht  (man  vgl.  §§  285,  287,  298,  306, 
312,  317,  329  u.  s.  w.),  das  „nicht  in  einem  blofs  konsul- 
tativen Akte,  sondern  in  einer  entscheidenden  Einwilligung, 
ohne  welche  kein  Geschäft  vorgenonmien  werden  kann", 
besteht  (§  98),  allein  er  geht  trotzdem  nicht  soweit,  den 
Ständen  ein  eigenes  Recht  an  der  Souveränetät  zuzuer- 
kennen, dem  Kaiser  allein  steht  die  oberste  Gewalt  des 
deutschen  Staatskörpers  zu,  der  Kaiser  und  nur  der  Kaiser 
ist  ihm  Herrscher  und  Souverän  im  Gesamtstaate  Deutsch- 
land (§§  52,  93);  „die  Reichsstände  haben,  ihres  entschei- 
enden  Einflusses  auf  die  Reichsregierung  ungeachtet, 
reder  ^  ^  •  ^  -  j^  noch  als  Landesherren  Anteil  an 
der  sie  sind  vielmehr  der  Reichshoheit 
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untergeordnet,  und  selbst  der  Kaiser,  soweit  seine  Erblande 
in  Frage  kommen,  tritt  ans  dem  Subordinationsverhältnis 
nicht  heraus*  (§  52). 

Diese  Stellungnahme  Gönners  hinsichtlieh  der  Frage 
einer  Teilung  der  Souverftnetät  zwischen  Kaiser  und  den 
Ständen  findet  in  der  Hauptsache  in  historischen  Momenten 
ihre  Erklärung.  War  auch  die  Macht  der  Stände,  der 
Territorialfiirsten,  wie  wir  früher  Gönner  mit  seinen 
eigenen  Worten  darstellen  lassen  konnten,  nahezu  über- 
mächtig emporgewachsen,  so  hatte  gleichwohl  im  deutschen 
Volke  sich  noch  mächtig  die  Idee  von  der  Macht  und  der 
Majestät  des  Kaisers  erhalten.  Die  historische  Erinnerung 
zehrte  noch  an  den  Idealgestalten  und  den  mächtigen  Re- 
präsentanten des  Elaisertums  römisch-deutscher  Nation  und 
nur  allzuschwer  vermochte  man  sich  so  von  der  Anschau- 
ung loszuringen,  dals  das  Deutsche  Reich  eine  Monarchie 
sei  und  auch  bei  der  Mehrzahl  der  deutschen  Juristen  waltete 
deshalb  stets  der  „patriotische  Wunsch"  und  das  Streben 
vor,  „dem  Kaiser  den  Charakter  eines  Monarchen  zu 
wahren*' ' ;  es  widerstrebte  ihnen  um  deswillen,  eine  Teilung 
der  Souveränetät  zwischen  Kaiser  und  Ständen,  welch' 
letztere  nach  der  historischen  Betrachtung  dem  Kaiser  nie- 
mals gleichgeordnet  waren,  zu  konzedieren.  Dazu  kam 
noch  eine  Reihe  von  äufseren  Momenten,  die  auch  Gönner 
mit  Geflissentlichkeit  hervorhebt:  Der  Kaiser  allein  ist 
„R^ent  des  teutschen  Staates"*,  ihm  und  nur  ihm  „wird 
von  den  Reichsgrundgesetzen  die  Sorge  filr  fjrhaltung  und 
Wohlfahrt  des  Staates  aufgetragen,"  „ohne  seine  Einwilli- 
gung (Ratifikation)  kann  für  den  teutschen  Staat  in  Gesamt- 
heit nichts  verbindliches  unternommen  werden"  (§  104  11) 
und  es  sind  um  deswillen  die  Beschlüsse  der  drei  Reichs- 
kollegien ohne  kaiserliche  Genehmigung  „unvollkommen", 
„für  den  Staat  nicht  verbindliche  Handlungen*  (§§  186,  187) 


^  Hsncke  a.  a.  0.  S.  46.  Vergl.  beispielsweise  auch  noch  Pütter 
in  meinen  ^Beytragea''  §  65  S.  52. 
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Q.  8.  f.  Überdies  steht  dem  Kaiser  eine  Reihe  von  hoheit- 
lichen Befiignissen  zu,  die  er  ohne  Konkurrenz  der  Reichs* 
stände  auszuüben  berechtigt  ist,  die  Reservatrechte  (vgl. 
§  105)  —  alles  Momente,  die  von  einigen  Schriftstellern^ 
allein  schon  für  genügend  erachtet  wurden,  die  Auffassung 
von  einer  Teilung  der  souveränen  Gewalt  zwischen  Kaiser 
und  Ständen  als  falsch  und  unzutreffend  erscheinen  zu 
lassen. 

Konnte  man  aber  zu  dieser  Auffassung  sich  nicht  be- 
kennen, so  mufste  man  eben,  wie  Gönner,  der  Lehre  von 
der  Beschränkbarkeit  der  Souveränetät,  von  der  begrifflichen 
Zulässigkeit  einer  Einschränkung  der  souveränen  Gewalt 
sich  zuwenden. 

Die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Territorialstaaten 
erschienen  noch  weniger  geeignet,  die  Auffassung  von  einer 
Teilung  der  Souveränetät  zwischen  dem  Fürsten  und  den 
Ständen  entstehen  zu  lassen  bezw.  zu  bekräftigen.  Den 
Ständen,  die  nach  Gönner  als  Repräsentanten  des  Landes, 
infolge  der  Einheit  des  Staates  als  Vertreter  der  Gesamt- 
heit, nicht  als  solche  ihres  Standes  erscheinen  (§  253)  — 
ein  bemerkenswerter  Anklang  an  das  konstitutionelle  Prin- 
zip* —  steht  ein  Anteil  an  der  Landessouveränetät  nicht 
zu.  Ihre  Macht  und  Bedeutung  war  mit  dem  damals  in 
den  deutschen  Territorien  sich  vollziehenden  Ausbau  des 
absolutistischen  Systems  mehr  und  mehr  geschwunden. 
Ihr  Mitwirkungsrecht  war,  wie  auch  die  positivrechtliche 
Darstellung  Gönners  ergibt,  nur  ein  sehr  beschränktes; 
nur  in  zufUligen  Hoheitsrechten,  bei  wesentlichen  aber  nur 
nsofeme  es  nur  zufälligen  Punkten  in  der  Ausübung  gilt" 
steht  ihnen  ein  solches  zu  (§  256  V,  VI).  Nun  bedeutet 
allerdings   auch   dieses  nur    beschränkte  Mitwirkungsrecht 

*  Z.  B.  SchmieFf  Pacassi  vergl.  Dock  S.  52. 

*  Vergl.  auch  §  98,  ferner:  Über  Veränderungen  der  Religions- 
Übung  §  53  S.  151.  ->  Anders,  Staatsrechtsdienstbarkeiten  §  60  S.  135, 
ferner  die  Tendenzschrift:  Bericht  an  den  kais.  Reiehshofrath  von 
Seite  des  regierenden  Herrn  Herzogs  von  Sachsen-Coburg-Saalfeld. 
Bd.  I  S.  73  §  32  a.  E. 
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der  Stände  eine  Einschränkung  des  Landesherm,  der 
obersten  Gewalt  im  Territorium,  allein  trotz  dieser  Ein- 
schränkung, die  den  Begriff  „beschränkte  Monarchie^  zur 
Folge  hat,  bleibt  Herrscher  und  Souverän  im  Territorium 
der  Landesherr  ebenso  wie  im  Reiche  der  Kaiser,  es  regiert 
auch  in  einem  beschränkt  monarchischen  Territorium  nur 
die  Gewalt  des  Landesherrn  (§  250),  nur  der  Landesherr 
hat  sich  der  Landessouveränetät  zu  erfreuen  (§  53).  Also 
auch  hier  eine  eingeschränkte  oberste  Gewalt  —  die  Idee 
der  Beschränkbarkeit  der  Souveränetät! 

c. 

g  10.    Die  SouTeränetStsrechte.    (Funktionell  der 
Staatsgewalt.) 

Die  Tatsache,  dals  Gönner  der  Begriff  der  Staats- 
persönlichkeit und  damit  die  Idee  der  Staatssouveränetät 
nicht  geläufig  war,  macht  es  erklärlich,  dafs  auch  für  ihn, 
wie  für  sämtliche  Schriftsteller  der  vorhergegangenen  beiden 
Jahrhunderte,  die  souveräne  Staatsgewalt  ihrem  Inhalte  nach 
nicht  als  etwas  Einheitliches,  sondern  lediglich  als  ein  Kom- 
plex der  verschiedenen  im  Staate  dem  Herrscher  zustehenden 
Rechte  erscheint,  dafs  auch  ihm  die  Willensäufserungen  des 
persönlichen  Staates,  was  der  modernen  Wissenschaft  diese 
Rechte  sind,  und  welche  sie  mit  dem  Begriffe  „Funktionen 
der  Staatsgewalt"  zu  bezeichnen  pflegt,  nur  als  Rechte  der- 
jenigen Persönlichkeiten  erscheinen,  denen  nach  seiner  Auf- 
fassung der  Besitz  der  souveränen  Gewalt  zuerkannt 
werden  mufs. 

So  spricht  denn  auch  er,  wie  sämtliche  Publizisten 
vor  ihm  in  diei^em  Sinne  von  „Hoheitsrechten",  „Herrscher- 
rechten", welche  dem  Regenten,  dem  Inhaber  und  bezw. 
Träger  der  souveränen  Gewalt  zustehen. 

Db  Belmndlung  der  einzelnen  Hoheitsrechte,  also  die 
Darstellung  der  verschiedenen  Funktionen  der  Staatsgewalt 
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macht  den  Inhalt  des  2.  Buches   seines   Teutschen  Staats- 
rechtes, des  „Regierungsrechtes"  aus. 

In  der  allgemeinen  Betrachtung,  die  er  diesem  Abschnitte 
vorausschickt,  erklärt  er,  den  Begriff  des  Hoheitsrechtes  näher 
präzisierend,  dafs  ein  dem  Regenten  zustehendes  Recht  als 
Hoheitsrecht  im  eigentlichen  Sinne  nur  dann  erachtet  werden 
könne,  wenn  dasselbe  dazu  bestimmt  erscheine,  zur  Er- 
reichung des  Staatszwecks  beizutragen ;  das  Kriterium  bildet 
also  nach  ihm  die  unmittelbare  Beziehung  des  Rechts  auf 
den  Staatszweck  und  damit  auf  den  Staat  selbst ;  es  mufs 
aber,  da  jeder  Zweig  der  Herrschergewalt  nach  einer  be- 
stimmten Richtung  hin  dieser  Aufgabe  genügt,  bei  jedem 
einzelnen  Hoheitsrecht  im  besonderen  die  Frage  geprüft  und 
dargelegt  werden,  „wie  dasselbe  zur  Erreichung  des  Staats- 
zweckes bestimmt  und  eigends  wirke",  da  ohne  Darlegung 
dieses  näheren  Grundes  das  betreffende  Recht  als  Hoheits- 
recht streng  wissenschaftlich  nicht  begründet  sei.    (§  273  IV.) 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  naturgemäfs  jede 
privatrechtliche  Befugnis  des  Regenten  —  er  erwähnt  hier 
beispielsweise  die  Jagd  —  von  den  eigentlichen  Hoheits- 
rechten streng  zu  scheiden.     (§  273  VTII  und  Anm.  9.) 

Aus  der  Beziehung  der  Souveränetätsrechte  auf  den 
Staat  ergibt  sich  einmal,  dafe  dieselben  nicht  veräufeer- 
lich  sein  können  (§  273  V),  zum  andern  aber  insbesondere, 
dat  sie  auch  nur  dem  Souverän  zustehen  können,  dafs  also 
ein  Untertan  dieselben  niemals  für  sich  zu  eigenem  Rechte 
in  Ansprach  nehmen  kann.  (§  273  VI.)  Wenn  trotzdem, 
«0  erklärt  Gönner  hier,  einige  Schriftsteller  der  Ansicht 
■  ^^^^^f  dafs  auch  bei  diesen  Rechten  die  praescriptio  im- 
^emorialis  einen  rechmiäfsigen  Erwerbsgrund  zugunsten  von 
Untertanen  abgeben  kümie,  so  liege  darin  zweifellos  eine 
•^^'  Ue  nur  damit  entschuldigt  werden  könne,   dafs 

r'^  übe  hier  der  Untertan    nur  vertretungsweise 
***"^taÄtagewalt,  das  dieser,  dem  Souveräne,  zu- 
b-/S  97;^  VH.) 
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eine  ausführliche  Darstellung  und  zwar  um  deswillen,  weil, 
wie  er  sagt,  dieselbe  „mit  dem  Umfange  der  Herrscher- 
rechte und  ihrer  richtigen  Darstellung  identisch"  ist 
(§  275  Einl.) 

Er  unterzieht  zu  diesem  Behufe  vor  allem  die  mannig- 
fachen,  vor  ihm  gemachten  Klassifikationsversuche  einer 
Prüfung  (§  274),  bei  welcher  er  übrigens  zumeist  zu  einer 
abfälligen  Kritik  gelangt. 

Seiner  Auffassung  nach  kann  ein  Einteilungsfisiktor  für 
die  Hoheitsrechte  nur  in  der  Tatsache  gefunden  werden, 
dafs  dieselben  verschieden,  jedes  in  einer  bestimmten  Weise, 
zur  Erreichung  des  Staatszweckes  bestimmt  ist.    (§  273  IL) 

Von  diesem  Standpunkte  aus  mufs  ihm  naturgemäfs 
eine  Einteilung  in  allgemeine  und  besondere  Hoheitsrechte 
ebenso  irrtümlich  und  logisch  unrichtig  erscheinen  wie  eine 
solche  in  gröfsere  und  kleinere  Herrscherrechte.  (§  274 
ni,  IV.)  Eine  Einteilung  der  Hoheitsrechte  in  wesentliche 
und  zufUlige  widerstreitet  seiner  Anschauung  nach  über- 
haupt dem  Begriffe  des  Hoheitsrechtes  ^  und  die  Gliederung 
derselben  in  gesetzgebende,  richterliche  und  vollziehende 
Gewalt  dünkt  ihm  gleichfalls  nicht  zutreffend  und  brauch- 
bar. Diese  letztere  war  zu  seiner  Zeit  zweifellos  die  ge- 
bräuchlichere ;  insbesondere  hatte  sie  Kant  seiner  Rechtslehre 
zugrunde  gelegt'.  Sie  beruhte  eigentlich  auf  der  von 
Montesquieu  formulierten  Lehre  von  der  Teilung  der  Ge- 
walten \  diese  Dreiteilung^  von  diesem  und  den  französischen 
Theoretikern  lediglich  als  konstitutionelles  Prinzip  gedacht, 
wurde  von  der  deutschen  Publizistik  zumeist  nicht  als 
solches,  sondern  nur  als  theoretisches  System  zur  Zusammen- 
fassung der  verschiedenen  staatsgewaltlichen  Funktionen 
unter  gemeinsamen  Gesichtspunkten,  zur  Einteilung  der 
Hoheitsrechte  verwendet     Gönner,   der   sie  natürlich   auch 


1  Was  ihn  übrigens  merkwürdigerweise  nicht  hindert «  dieselbe 
mit  Bezug  auf  die  Landeshoheit  selbst  zu  gebrauchen,  vergl.  §  256 
V,  VI. 

*  Rechtslehre  §  45  (potestas  legislatoria,  jndiciaria,  rectoria). 
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nur  anter  diesem  Gesichtspunkte  betrachtet,  erscheint  sie, 
wie  er  sagt  (§  274  V),  weder  für  das  rationelle  Staatsrecht 
erschöpfend,  noch  für  das  positive  Staatsrecht  brauchbar, 
mit  anderen  Worten,  es  schien  ihm  nicht  möglich,  die  ver- 
schiedenen Betätigungsformen  der  Staatsgewalt,  die  gerade 
zu  seiner  Zeit  mit  dem  Werden  des  modernen  Staates,  mit 
der  durch  die  politischen  und  innenstaatlichen  Umwälzungen 
hervorgerufenen  gesteigerten  Tätigkeit  des  Staates  auf 
allen  Gebieten  eine  ungeahnte  Entwicklung  und  Aus- 
dehnung fanden,  unter  diese  drei  Gruppen  erschöpfend  zu- 
sammenzufassen. 

Vielmehr  sagen  ihm  gerade  um  deswillen  die  „umfassen- 
deren" Klassifikationen  Schlözers  und  Majers  zu,  wenn  er 
auch  im  einzelnen  auch  gegen  sie  Einwendungen  zu  machen 
hat  (§  274  VI,  VII). 

Nun  Gönners  Einteilung! 

Wie  bereits  hervorgehoben,  erscheint  flir  ihn  der 
Charakter  eines  dem  Herrscher  zustehenden  Rechts  als 
Souveränetätsrecht  nur  dann  begründet,  wenn  im  einzelnen 
dargetan  zu  werden  vermag,  wie  dasselbe  zur  Erreichung 
des  Staatszweckes  bestimmt  und  geeignet  und  unmittelbar 
wirksam  sei.  Er  knüpft  deshalb  bei  Aufzählung  der  ein- 
zelnen Hoheitsrechte  in  Kürze  an  jedes  derselben  eine  Dar- 
l^ung,  die  den  Zusammenhang  desselben  mit  dem  Begriffe 
der  höchsten  Gewalt,  also  seine  hoheitliche  Natur  zu  er- 
weisen bestimmt  ist. 

Um  die  an  sich  notwendige  Prüfung  dieser  Frage  bei 
der  folgenden  Darstellung  der  einzelnen  Souveränetätsrechte 
zu  umgehen,  mag  hier  bei  Aufführung  der  von  ihm  ge- 
nannten Hoheitsrechte  auf  seine  darauf  bezüglichen  Aus- 
führungen mit  wenigen  Worten  eingegangen  werden. 

Ausgehend  von  dem  Gedanken,  dafs  die  im  Staate  ver- 
einigte Menge  von  Individuen  einer  Vertretung  insbesondere 
auch  nach  aufsen  hin  bedürfe,  stellt  er  an  die  Spitze  der 
Hoheitsrechte  die  Repräsentativgewalt.  Weiter 
schreitend   erklärt   er,    dafs   eine  zweckmäfsige   Regierung 
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notwendig  stete  Aufmerksamkeit  auf  alle  Vorgänge  im 
Staate  und  stete  Wachsamkeit  über  alle  Behörden  und  An- 
stalten erheische  und  dem  Regenten  um  deswillen  die 
oberaufsehende  Gewalt  zustehen  müsse.  —  Die  Er- 
reichung des  Staatszweckes  fordert  unbedingt  die  Abgrenzung 
der  Willenssphären  der  einzelnen  im  Staate  vorhandenen 
Individuen,  da  andernfalls  die  Selbsttätigkeit  der  Vernunft 
in  ihren  Äufserungen  überall  gehemmt  würde,  und  dem 
Regenten,  der  den  allgemeinen  Willen,  die  volonte  gön^rale 
repräsentiere,  müsse  deshalb  die  Befugnis  zustehen,  die 
Normen  festzusetzen,  nach  welchen  die  Handlungen  der 
Untertanen  zur  Erreichung  des  Staatszweckes  wirken  sollen 
—  anordnende  Gewalt.  —  Weiterhin  ist  aber  auch 
die  richterliche  Gewalt  fUr  die  Regierung  des  Staates 
unbedingt  notwendig,  denn  es  widerstreite  der  Idee  des 
Staates,  dafs  jemandem  sein  Recht  auf  dem  vernunftwidrigen 
Wege  des  eigenen  Gerichts  und  der  gesetzlosen  Übermacht 
werde.  Die  richterliche  Gewalt  erscheint  jedoch  nicht  aas- 
reichend, um  die  im  Staate  notwendige  Sicherheit  vor  all- 
gemeinen Gefahren,  vor  gemeinschädlichen  Einflüssen  herbei- 
zuführen, es  bedarf  hierzu  einer  besondern  Einwirkung  des 
Staates,  der  Tätigkeit  einer  besonderen  Polizeigewalt. 
Der  Staat  kann  aber  auch,  da  des  Menschen  Sinnlichkeit 
dem  Gesetze  widerstreitet,  des  physischen  Zwanges  zur 
Handhabung  des  Gesetzes,  der  vollziehenden  Gewalt 
nicht  entraten  und  da,  wo  der  physische  Zwang  nicht  aus- 
reicht, mufs  als  Surrogat  der  psychologische  Zwang',  der 
durch  die  Androhung  eines  der  Gesetzesübertretung  folgen- 
den Übels  zu  wirken  bestimmt  ist,  eintreten  —  die 
Strafgewalt  des  Staates.  —  Die  Militärgewalt 
findet  ihre  Begründung  in  dem  dem  Staate  als  Verein  zu- 
stehenden Rechte  physischer  Personen  auf  Erhaltung  und 
in  der  Pflicht  der  Staatsgewalt,  die  Bürger  gegen  äufsere 
AnfkUe  sicher  zu  stellen  und  die  Rechte  des  Staates  zu  be- 
haupten. Aus  dem  bezeichneten  Personenrechte  des  Staates 
ergibt  sich  aber  noch  im  besondern  ein  Recht  auf  Erhöhung 
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seines  Wohlstandes  und  da  dieser  durch  den  der  im  Staate 
vorhandenen  Individuen  bedingt  ist,  so  folgt  daraus  eine 
Verpflichtung  der  Staatsgewalt,  den  Individuen  die  Mittel 
zur  Erhöhung  ihres  Wohlstandes  darzubieten,  eine  Pflicht, 
mit  der  auf  der  andern  Seite  ein  Recht  der  gleichen  Art 
korrespondiert,  das  sich  übrigens  von  den  anderen  Hoheits- 
rechten dadurch  unterscheidet,  dafs  mit  der  Ausübung  des- 
selben ein  Zwang  niemals  verbunden  werden  darf —  S  taats- 
wirtschaftsgewalt.  —  Zur  Ausübung  all'  dieser  durch 
die  verschiedenen  Arten  des  Staatszweckes  bedingten  Rechte 
der  Staatsgewalt  bedarf  der  Staat  besonderer  Mittel  und 
diesem  Bedürfnisse  des  Staates  entspricht  ein  Recht  des 
Regenten,  demselben  zu  steuern  und  zu  diesem  Behufe  von 
den  Untertanen  die  Leistung  der  hierzu  nötigen  Dienste 
zu  fordern  —  Beamtenernennungsrecht.  —  Aufser- 
dem  aber  erheischen  all'  diese  Hoheitsrechte  einen  besondem 
Aufwand,  der  von  der  Gesamtheit,  der  er  zu  gute  kommt, 
auch  bestritten  werden  mufs  —  Finanzgewaltl 

Diese  von  Gönner  getroffene  Einteilung  weicht  nun 
allerdings  von  der  modernen  Methode,  die  Funktionen  der 
Staatsgewalt  unter  einigen  wenigen,  höheren  und  allgemeinen 
Gesichtspunkten  zusammenzufassen,  erheblich  ab.  Sie  reiht 
eigentlich  nur  die  verschiedenen  Hoheitsrechte  nach  der  ver- 
schiedenen Art,  in  welcher  sie  zur  Erreichung  des  Staats- 
zweckes bestimmt  und  wirksam  erscheinen,  lose  nebenein- 
ander. Rein  theoretisch  betrachtet,  bedeutet  sie  deshalb  im 
Vergleiche  zu  anderen  vor  ihm  gemachten  Elassifikations- 
versuchen,  so  insbesondere  der  Kantschen  Dreiteilung  gegen- 
über, eigentlich  einen  Rückschritt.  Gleichwohl  dürfte  es 
aber  keinesfalls  angehen,  lediglich  aus  theoretischen  Er- 
wägungen darüber  den  Stab  zu  brechen.  Im  Gegenteil! 
Es  läfst  sich  nicht  verkennen,  dafs  wie  die  ganze  Systematik 
seines  Werkes,  so  gerade  auch  die  von  ihm  hier  vorgenom- 
mene Einteilung  der  Hoheitsrechte  für  die  Darstellung  des 
positiven  Rechtes,  um  die  es  sich  ja  in  erster  Linie  handelte, 
von  aufserordentlich  praktischer  Bedeutung  gewesen  ist. 
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Dies  beweist  einmal  schon  die  äufserst  klare,  über- 
sichtliche und  lichtvolle  Darstellung,  die  das  „Regierungs- 
recht" auf  Grund  dieser  Einteilung  bei  ihm  gefunden  — 
—  man  vergleiche  damit  nur  beispielsweise  die  bezügliche 
Einteilung  wie  die  ganze  Systematik  des  Leistschen  Lehr- 
buches I  —  zum  andern  aber  zeigt  sich  das  vor  allem  darin, 
dafs  wie  die  Systematik  seines  Teutschen  Staatsrechts  im 
ganzen  für  die  Behandlung  des  positiven  deutschen  Rechts, 
so  auch  die  von  ihm  hier  getroffene  Einteilung  für  die  Folge- 
zeit bei  Darstellung  des  „Regierungsrechtes"  vorbildlich  ge- 
worden ist  und  Gönner  bis  in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts, 
teilweise  sogar  bis  in  unsere  Tage,  einen  weitreichenden 
Einflufs  in  dieser  Richtung  ausgeübt  hat,  so  dafs  Lorenz 
V.  Stein  mit  vollstem  Rechte  Gönner  als  „den  eigentlichen 
Vater  des  systematischen  deutschen  Staatsrechts"  bezeichnen 
konnte. 

g  11«    a.    Die  Bepräsentativgewalt. 

Als  erstes  Hoheitsrecht  behandelt  Gönner  die  Reprftsen- 
tativgewalt 

Als  Ausflufs  der  souveränen  Gewalt  ist  dieses  Hoheits- 
recht wie  in  der  Reichshoheit,  so  auch  in  der  Territorial- 
gewalt enthalten  (§§  276,  282),  da  ja  auch  diese  letztere, 
nach  Gönner  als  höchste,  oberste  Gewalt  im  Sinne  des 
rationellen  Staatsrechts  zu  erachten  ist  (vgl.  §  227). 

In  den  einzelnen  Territorien  steht  das  Hoheitsrecht  dem 
Landesherm  (§  282),  im  Reiche  dem  Kaiser  zu  —  jedoch 
nicht  unbeschränkt.  In  den  Territorialstaaten  ist  der  Landes- 
herr wenigstens  teilweise  bei  Ausübung  desselben  durch  die 
Landstände  eingeschränkt  (vgl.  §  283  II),  im  Reiche  aber 
steht  den  Reichsständen  ein  Anteil  an  demselben  zu  (§  276 
I).  Gerade  bei  Darstellung  der  einzelnen  Hoheitsrechte 
zeigt  sich  eben,  wie  wir  in  den  folgenden  Ausführungen 
wiederholt  sehen  werden,  dafs  fast  durchweg  die  freie  Aus- 
übung dieser  Rechte  dem  Regenten  nicht  zusteht,  dafs  von 
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einem  ausschliefslichen  Besitze  derselben  nicht  die  Rede 
sein  kann,  und  es  erhebt  sich  gerade  hierbei  um  deswillen 
immer  wiederum  die  Frage  nach  der  Beschränkbarkeit  bezw. 
Teilbarkeit  der  souveränen  Gewalt.  Wir  haben  diese  Frage 
für  den  Begriff  als  Ganzes  bereits  oben  ausführlich  erörtert 
und  es  kann  deshalb  hier,  wie  bei  der  Mehrzahl  der  übrigen 
Hoheitsrechte,  von  einem  näheren  Eingehen  auf  dieselbe  Um- 
gang genommen  werden. 

Inhaltlich  begreift  die  Repräsentativgewalt  nach  Gönner 
die  mannigfachsten  Rechte  des  Souveräns  in  sich. 

Vor  allem  subsumiert  Gönner  unter  dieselbe  die  dem 
Souverän  zustehenden  Ehrenrechte  (§§  277,  282).  Es  er- 
scheint dies  auf  den  ersten  Blick  etwas  befremdlich.  Nach 
dem  Vorgange  Bodins  waren  nämlich  gerade  diese  Rechte 
in  der  Literatur  immer  und  stets  aus  der  Reihe  der  Sou- 
veränetätsrechte  ausdrücklich  ausgeschieden  worden,  indem 
man  darauf  hinwies,  dafs  dieselben  tatsächlich  auch  anderen, 
nicht  souveränen  Persönlichkeiten  zuständen  bezw.  von  den- 
selben in  Anspruch  genommen  würden,  und  das  am  meisten 
in  die  Augen  springende  Beispiel  waren  hier  die  nicht- 
souveränen deutschen  Landesfürsten,  ein  Beispiel,  das  auch 
schon  Bodin  angezogen  hatte.  Da  nun  aber  Gönner  die 
deutsche  Landeshoheit  im  Prinzip  als  höchste  Gewalt  im 
Sinne  des  allgemeinen  Staatsrechts  fafste,  ihm  infolgedessen 
auch  der  Landesherr  in  gewissem  Sinne  als  Souverän  er- 
scheinen mufste,  so  standen  nunmehr  bei  dieser  Auffassung 
diese  Ehrenrechte  auch  den  sämtlichen  deutschen  Landes- 
fürsten zu  eigenem  Rechte  zu  und  unter  diesen  Umständen 
lag  es  ja  recht  nahe,  zumal  bei  Darstellung  des  positiven 
Rechtes,  auch  die  Ehrenrechte  in  Verbindung  mit  dem 
Souveränetätsbegriff  zu  bringen,  und  Gönner  hat  dies  getan, 
indem  er  dieselben  dem  höheren  Begriff  des  Hoheitsrechtes 
der  Repräsentativgewalt  eingliederte. 

Weiterhin  enthält  dieses  Hoheitsrecht  Befugnisse  und 
Rechte,  welche  aus  der  Aufgabe  des  Souveräns,  den  Staat 
nach  aufsen  zu  vertreten,    resultieren,  wie  das  Recht,  Ge- 
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sandte  „anzunehmen",  abzusenden,  zu  instruieren  (§§  278 
lU,  IV;  283  I),  Bündnisse  und  Staatsverträge  zu  schliefsen 
(§§  275  I;  283  I)  u.  s.  w.;  vor  allem  hat  Gönner,  auch 
hier  abweichend  von  der  bisherigen  Übung,  hierunter  das 
Recht,  über  Krieg  und  Frieden  begriffen  (§§  275  I;  278 
VIII  Z.  2;  280),  das  von  den  Staatsrechtstheoretikem  im 
Anschlüsse  an  Bodin  stets  und  zwar  zumeist  mit  den  von 
Gönner  bei  dem  besonderen  Hoheitsrechte  der  Militärgewalt 
gegebenen  Ausführungen  als  eigenes  Souveränetätsrecht  be- 
handelt worden  war. 

Als  dritte  Gruppe  finden  sich  unter  diesem  Hoheits- 
recht noch  dem  Souverän  im  Verhältnisse  nach  innen  zu- 
stehende Befugnisse:  das  Recht  der  Authentisierung  der 
im  Staate  erlassenen  Gesetze  und  Verordnungen  (§§  275, 
278  VIH;  283  I),  die  Erteilung  von  Konfirmationen 
(§§  281,  283  I)  u.  s.  w.  Die  Einzelausführungen  Gönners 
in  diesem  Zusammenhange  sind  hier  nicht  von  Belang;  es 
kommt  ihnen  nur  positivrechtliche  Bedeutung  zu. 

§  12«    b.    Die  oberaufiiehende  Gewalt. 

Wesen  und  Umfang  dieses  von  ihm  übrigens  nur  karz 
behandelten  Hoheitsrechtes  hat  Gönner  in  der  Hauptsache 
eigentlich  negativ  bestimmt.  Zwar  stellt  er  den  allgemeinen 
Satz  auf,  dafs  die  oberaufsehende  Gewalt  sich  auf  alles  be- 
ziehe, was  auf  den  Staat  im  ganzen  öffentlich  wirke  (§  284 
I),  allein  offensichtlich  war  seiner  eigenen  Anschauung  nach 
damit  ein  richtiges  Bild  über  Wesen  und  insbesondere  über 
Umfang  des  Oberaufsichtsrechtes  nicht  gewonnen,  denn  er 
glaubt  den  aufgestellten  positiven  Satz  inhaltlich  dadurch 
näher  präzisieren  zu  sollen,  dafs  er  die  nahe  verwandten 
Hoheitsrechte  der  Polizei-  und  Strafgewalt  von  dem  staat- 
lichen Oberaufsichtsrechte  begrifflich  zu  scheiden  sucht. 
Die  Grenzen  sind  hier,  wie  wir  später  vor  allem  bei  Er- 
örterung des  Begriffes  „Polizei",  wie  Gönner  ihn  gefafst, 
ersehen  werden,  zweifellos  wenig  scharfe.  Seine  Ausfüh- 
rungen in  dieser  Richtung  gipfeln  darin,  dafs,  während  das 
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Wesen  der  Polizei-  wie  der  Strafgewalt  der  Schutz  und 
SicheruDg  der  Interessen    der  £inzelpersönlichkeiten    a 
mache,  die  aufsehende  Gewalt  es  immer  nur  mit  Wahn 
and  Sicherang  der  Interessen  der  Allgemeinheit,  des  Stai 
ganzen,  zu  tun  habe  (§  284  II). 

Die  hoheitliche  Natur  dieses  Rechtes  bedarf  nach  il 
zweifellos  mit  Rflcksicht  auf  die  von  ihm  bereits  bei  < 
allgemeinen  Betrachtung  und  Aufzählung  der  Hoheitsrec' 
gegebenen  Ausführungen,  eines  besonderen  Beweises,  eii 
ausführlicheren  Begründung  nicht. 

Inhaltlich  gliedert  er  das  Hoheitsrecht  nach  einer  dr 
fachen  Richtung.  £inmal,  so  führt  er  aus,  erstrecke  es  si 
auf  die  Kenntnis  der  im  Staate  vorhandenen  Kräfte,  sodfi 
beziehe  es  sich  „auf  Beobachtung  alles  dessen,  was  < 
Staatsverfassung  und  Staatsgesetze  gebieten''  und  endli 
betreffe  es  die  Überwachung  der  öffentlichen  Anstalten  ii 
Ämter  im  Staate. 

Den  letzteren  Punkt  hat  Gönner  nicht  näher  erläuti! 
Unter  die  zweite  Gruppe  subsumiert  er, in  der  Hauptsa<: 
Rechte  polizeilichen  Charakters,  und  zwar  sicherheits-,  v 
gewerbepolizeilicher  Natur,  wie  die  Sorge  fttr  die  Erhalti 
der  öffentlichen  Ruhe  und  Ordnung,  die  Überwachung  all 
„ins  öffentliche  wirkenden  Gewerbe**,  wie  Apotheken,  Wii' 
häuser  u.  s.  w.  Gerade  die  Subsumtion  dieser  Rechte  um 
die  oberaufsehende  Gewalt  zeigt,  wie  hart  diese  letzt! 
und  die  Polizeigewalt  aneinander  grenzen  und  dafs  i 
Scheidung  beider  auch  mit  dem  Hinweise  darauf,  dafs  erst: 
nur  die  Wahrung  der  allgemeinen,  öffentlichen  Interesi 
zum  Zwecke  habe,  nur  schwer  sich  durchführen  lälst  (^\ 
hierzu  auch  §§  328,  333,  334). 

In  der  ersten  Gruppe  führt  Gönner  auf:  das  Recht  1 1 
Vornahme  von  Volkszählungen,  von  Erhebungen  über  : 
im  Staate  vorhandenen  Gewerbe,  über  Ein-  und  Ausful 
über  Ernteergebnisse,  über  den  Vorrat .  an  Lebensbedi 
nissen  im  Staate  u.  s.  w..  Rechte,  die  allgemeiner  (i 
mit  dem  Entstehen  des  modernen  Staates,  bei  den  ges 

Staats-  u.  yOULerreohtl.  Abhandl.  IV.  1.  —  Koch.  7 
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gerten  Anforderungen,  wie  sie  nunmehr  an  den  Staat  gestellt 
wurden,  von  der  Staatsgewalt  tatsächlich  geübt  wurden  und 
die  um  deswillen  bis  dahin  von  der  Theorie  bei  Behandlung 
der  hoheitlichen  Befugnisse  des  Staates  Erwähnung  zumeist 
nicht  gefunden  hatten.  Es  gibt  das  im  kleinen  ein  Beispiel 
dafUr  ab,  dafs,  was  wir  auch  späterhin  noch  besonders  zu 
betonen  Veranlassung  haben  werden  und  was  Gk)nner  auch 
selbst,  wenigstens  indirekt  in  seinen  einleitenden  allgemeinen 
Bemerkungen  (§  273  I— IV)  zum  Ausdruck  gebracht  hat, 
die  hoheitlichen  Befugnisse  der  Staatsgewalt,  die  Souveräne- 
tätsrechte  ihrer  Natur  nach  niemals  im  einzelnen  fär  immer 
abschliefsend  aufgezählt  und  festgelegt  werden  können.  Mit 
dem  Anwachsen  der  Aufgaben  des  Staates  erweitem  sich 
eben  die  Funktionen  der  Staatsgewalt  —  mufs  auch  in  der 
Theorie  Umfang  wie  Inhalt  der  Hoheitsrechte  eine  Aus- 
dehnung erfahren. 

§  13«    o.    Die  anordnende  Gewalt  insbes.  das  Ghesets- 
gebungsreoht. 

Zur  Erreichung  des  Staatszweckes  erscheint  notwendig 
eine  normative  Abgrenzung  der  freien  Willensbetätigung 
der  Individuen,  die  Setzung  von  Normen  ftlr  das  äufsere 
Verhalten  derselben,  da  andernfalls,  wenn  es  jedem  einzelnen 
verstattet  wäre,  seiner  eigenen  Meinung  zu  folgen,  „die 
Selbsttätigkeit  der  Vernunft  in  ihren  Äufserungen  überall 
gehemmt**  würde.  Dem  Regenten,  der  die  volonte  gän^rale, 
den  Gemein  willen ,  und  zwar  nach  Kant  nicht  den  empiri- 
schen, sondern  den  vernunftgemäfsen,  und  so,  wie  Gönner 
konsequent  weiterschreitend  erklärt,  die  Vernunft  selbst 
repräsentiert,  steht  diese  Aufgabe  zu,  und  dieser  seiner  Auf- 
gabe entspricht  ein  eigenes  Hoheitsrecht,  das  der  „anord- 
nenden Gewalt"  (§  275  HI). 

Diese  anordnende  Gewalt  äufsert  sich  hi  ihrer  Tätig- 
keit nach  einer  dreifachen  Richtung,  einmal  in  Setzung 
allgemeiner  Normen,   abstrakter  Regeln  (Gesetzgebung),  so- 
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dann  in  der  Erteilung  von  Privilegien,  d.  i.  Setzung  einer 
speziellen,  eine  bestimmte  Einzelperson  von  den  allgemeinen 
Rechtsregeln  befreienden  Norm,  endlich  in  der  Erlassung 
von  besonderen  Befehlen  und  Anordnungen  für  Einzelfälle. 

Ehe  wir  uns  nun  diesen  drei  verschiedenen  Funktionen 
der  anordnenden  Gewalt  des  näheren  zuwenden,  erscheint 
es  geboten,  zunächst  die  hier  in  Frage  kommenden  Grund- 
begriffe einer  kurzen  Erörterung  zu  unterziehen.  Hier  ist 
es  vor  allem  der  Begriff  des  Gesetzes,  der  einer  etwas  ein- 
gehenderen Betrachtung  bedarf. 

Gönner  ist  wie  überhaupt  seiner  Zeit,  der  Begriff  des 
Gesetzes  nur  im  materiellen  Sinne  geläufig.  Scharf  um- 
rissen ist  jedoch  derselbe  bei  ihm  keinesfalls. 

„Gesetz''  sind  ihm,  so  läfst  sich  etwa  der  bei  ihm  sich 
findende  Begriff  zusammenfassen:  aus  der  höchsten  Gewalt 
fliefsende  (arg.  §  290  IV,  287)  allgemeine  Normen 
(§§  275  III;  292  IV;  299  Anm.  s.,  Handb.  I  S.  18)  rechts- 
setzenden  Inhalts,  die  sich  auf  die  Gesamtheit  der  im  Staate 
vorhandenen  Personen  und  Sachen  (arg.  §  293  I)  oder 
aber,  wie  die  speziellen  Gesetze,  ^Jura  singularia"  zum 
wenigsten  auf  gewisse^  Klassen  von  Personen  und  Sachen 
(§  293  I),  niemals  aber  auf  ein  einzelnes  Individuum  (arg. 
§  293  n)  oder  auf  einzelne  Fälle  oder  Handlungen  (§§  297 
arg.  §  299  Anm.  s.,  §  367)  beziehen  und  sich  eben 
dadurch  von  den  Privilegien  wie  von  den  „besonderen  Be- 
fehlen und  Anordnungen"  unterscheiden. 

Das  Moment  der  Allgemeinheit  erscheint  somit  als 
Essentiale  des  Gesetzesbegriffes ;  die  Idee  der  Rechtssetzung 
für  einen  einzelnen,  unter  die  allgemeinen  Normen  nicht 
unterzuordnenden,  vielmehr  besondere  Berücksichtigung  und 
eine  eigenartige  Behandlung  erheischenden  Fall,  der  Begriff 
des  Individualgesetzes  ist  Gönner  fremd. 

Dem  Inhalte  nach  kann  das  Gesetz  sich  auf  alle  Rechts- 
gebiete erstrecken ,  insbesondere  auf  alle  Regierungsgegen- 
stände ohne  Ausnahme  sich  beziehen  (§  287  U)  und  somit 
neben   zivilrechtlichen   auch  prozefsrechtliche,    polizeiliche. 
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strafrechtliche  u.  s.  w.  Nonnen  enthalten  (cfr.  z,  B.  §§  307^ 
291  m,   329,  345,  349  u.  s.  w.). 

Der  Begriff  des  Gesetzes  im  formellen  Sinne  ist  Gtönner 
nicht  geläufig. 

Dafs  sich  für  ihn  dieser  Begriff  bei  Darstellung  der 
Verhältnisse  in  den  Territorialstaaten,  wo  er,  gerade  so  wie 
im  Reiche,  eine  eigene  gesetzgebende  Gewalt  anerkennt, 
nicht  ergeben  konnte,  liegt  ja  klar  zutage.  Hier  herrschte 
zu  jener  Zeit,  wie  bereits  wiederholt  hervorgehoben,  all- 
überall tatsächlich  der  Absolutismus,  dem  Gönner  auch  in 
seinen  theoretischen  Ausfühnmgen  in  überraschender  Weise 
das  Wort  redet  (vgl.  z.  B.  §§  256,  275  IH);  die  Macht 
und  der  Einflufs  der  Stände  waren  von  der  landesherrlichen 
Gewalt  überwunden,  die  Stände  selbst  zumeist  zu  blolsen 
„mit  gewissen  Rechten  der  Autonomie  und  Selbstverwaltung 
ausgestatteten  Korporationen^  (vgl.  §  252  f.)  herabgedrückt 
worden.  In  einem  absolut  regierten  Staate  aber  mufs 
dieser  Begriff  naturgemäfs  fehlen. 

Aber  auch  im  Reiche,  wo  derselbe  mit  Rücksicht  auf 
die  Stellung  der  Stände  zweifellos  näher  lag,  findet  er  sich 
bei  Gönner  nicht.  Er  ist  ja  überhaupt  der  damaligen  Zeit 
in  der  Hauptsache  noch  fremd  und  verdankt  seine  Ent* 
stehung  erst  der  weiteren  Ausbildung  des  damals  allerdings 
nicht  mehr  völlig  unbekannten,  aber  sich  erst  langsam  ent- 
wickelnden konstitutionellen  Prinzips. 

Damit  entfällt  natürlich  auch  die  Möglichkeit  des  Be- 
griffes der  „Verordnung"  in  formellem  Sinne. 

Verordnungen  in  materiellem  Sinne,  als  welche  die 
moderne  Rechtslehre  die  allgemeinen  Mafsregeln  der  voll- 
ziehenden Gewalt,  also  „eine  vom  Gesetz  verschiedene  Gat- 
tung von  Staatswillensakten''  ^  bezeichnet,  lassen  sich  nach 
seinen  Ausführungen  wohl  annehmen  und  lagen  natürlich 
in  dem   positiven  Rechtsstoffe  seiner  Zeit  vor,  allein  klar 


^  Jellinek,  Gesetz  u.  Verordnung.    S.  368. 
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erüSst  und  ausgeführt  hat  Gönner  diesen  Begriff  nicht;  es 
zeigt  sich  in  seinen  Werken  allenthalben  der  Mangel  einer 
scharfen  Scheidung  zwischen  Gesetz  und  Verordnung,  der 
ihn  denn  auch  die  beiden  Bezeichnungen  zumeist  schlechthin 
synonim  gebrauchen  läfet  (vgl.  z.  B.  §§  293  I;  291  lU; 
Staatsrechtsdienstbarkeiten  S.  188,  189  u.  s.  w.)  —  eine 
Tatsache,  die  in  dem  Fehlen  des  begrifiSichen  Gegensatzes 
Ton  Gesetzgebung  und  Vollziehung  im  Sinne  der  heutigen 
Staatsrechtswissenschaft  ihre  Erklärung  findet^. 

Die  Dreiteilung  nun,  die  Gönner  innerhalb  der  anord- 
nenden Gewalt  vorgenonmien,  sie  ist  nicht  auf  prinzipiellen 
Unterscheidungen  aufgebaut,  es  liegt  ihr  im  ganzen  nur  der 
Unterschied  zwischen  allgemeinen  Anordnungen  und  ledig- 
lich individuelle  Verhältnisse  regelnden  Vorschriften  zu- 
grunde, wobei  die  Privilegien  wohl  um  deswillen  eine  be- 
sondere Hervorhebung  erfahren  haben,  weil  sie  einmal  einen 
besonderen  Herrscherakt  rechtssetzenden  Inhalts  bedeuteten, 
sodann  aber  insbesondere  deshalb,  weil  gerade  das  Recht 
der  Erteilung  von  Privilegien  im  positiven  Rechte,  und  zwar 
im  Reichsrechte,  mit  Rücksicht  auf  das  in  dieser  Beziehung 
bestehende  kaiserliche  Reservatrecht  eine  besondere  ein- 
gehendere Darstellung  erheischte. 

Wenden  wir  uns  zunächst  der  gesetzgebenden  Gewalt  zu. 

Das  Gesetzgebungsrecht  bezeichnet  Gönner  ausdrücklich 
als  Ausflufs  der  souveränen  Gewalt  —  „von  der  Gesetz- 
gebung kann  das  Merkmal  der  obersten  Gewalt  .  .  .  nicht 
hinweggedacht  werden"  (§  290  IV). 

Es  ist  demnach  dieses  Recht  enthalten  in  der  Reichs- 
hoheit (§  287)  und  wird  im  Reiche  vom  Kaiser  und  den 
Reichsständen  ausgeübt. 

Aber  auch  in  der  Landeshoheit  ist,  da  dieselbe  ja  seiner 
Auffassung  nach  den  Inbegriff  aller  in  der  obersten  Gewalt 
nach  dem  rationellen  Staatsrecht  liegenden  Rechte  in  sich 

1  Das  Hoheitsrecht  der  „vollziehenden  Gewalt*'  (§§  889—343) 
hat  Gönner  nur  in  dem  beschränkten  Sinne  von  Zwangsgewalt  ge- 
braucht (vergl.  hierilber  unten!). 
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enthält  (§  227),  das  souveräne  Recht  der  Gesetzgebung  ent- 
halten. Der  lang  geführte  Streit,  ob  dem  Landesherm 
grundsätzlich  neben  dem  Gesetzgeber  im  Reiche  ein  solches 
Recht  zuerkannt  werden  könne,  berührt  ihn  bei  dieser 
seiner  Auffassung  von  dem  Wesen  der  Landeshoheit  nicht 
Es  war  der  Publizistik  angesichts  der  tatsächlichen  Verhält* 
nisse  schon  lange  nur  zu  schwer  gefallen,  lediglich  um  des 
Prinzips  der  Einheit  dds  Reiches  willen  den  Landesherren 
ein  souveränes  Gesetzgebungsrecht  abzuerkennen  und  sie 
hatte  sich  deshalb  mit  den  verschiedentlichsten  Konstruk- 
tionen zu  behelfen  gesucht,  um  das  von  den  Landesherren 
tatsächlich  geübte  Recht  mit  der  Theorie  in  Einklang  zu 
bringen.  Die  gemachten  Versuche  bewegten  sich  meist  in 
der  Richtung,  dafs  man  diese  Gesetzgebungsgewalt  nicht 
als  ein  eigenes,  sondern  nur  als  ein  auf  kaiserlicher  Kon- 
zession und  Übertragung  beruhendes  Recht  des  Landes- 
regenten bezeichnete..  Diese  Konstruktionen  hatten  nun 
zweifellos  schon  für  ihre  Zeit  etwas  Gekünsteltes  an  sich; 
allein  wenn  man  sah,  wie  die  Landesherren  sonder  Ein- 
schränkung für  ihre  Territorien  Gesetze  schufen,  die  in 
ihrem  Namen  verkündet  wurden  und  fbr  alle  Landesunter- 
tanen ohne  Ausnahme  verbindlich  waren  (vgl.  §  289),  wenn 
man  sah,  wie  dieselben  gleich  dem  souveränen  Gesetzgeber 
im  Reiche  die  erlassenen  Gesetze  aufhoben  und  abänderten, 
von  ihnen  dispensierten  u.  s.  w.  (cfr.  §  291),  wie  die  er- 
lassenen Gesetze,  in  ihrer  Verbindlichkeit  ausdrücklich  von 
den  Reichsgerichten  anerkannt,  sogar  den  Gesetzen  des 
Reiches  zu  derogieren  die  Kraft  hatten  (cfr.  §  290),  so  mufste 
man  eben,  wenn  man  doch  einmal  trotz  alledem,  mit  Rück- 
sicht auf  die  Idee  von  der  „Einheit^  des  Reiches ,  zu  der 
Anschauung,  dafs  die  Reichsstände  souverän  seien  und  aus 
ihrer  souveränen  Gewalt  das  von  ihnen  tatsächlich  geübte 
Gesetzgebungsrecht  sich  ableite,  sich  nicht  bekennen  wollte 
und  konnte,  mit  derartigen  Konstruktionen  sich  zu  be- 
helfen suchen. 

Gönner  hat  hier  auf  Grund  der  eben  geschilderten  tat- 
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sächlichen  Verhältnisse  sonder  Redenken  einen  Schritt  weiter 
getan.  Er  erklärt:  das  Recht  der  Gesetzgebung  ist  für  alle 
Gegenstände  in  der  Landeshoheit  enthalten  und  wird  vom 
Landesherrn  ausgeübt  (§  289).  Dieser  ist  dabei  weder  an 
den  Konsens  des  Reichs  noch  an  kaiserliche  Bestätigung 
gebunden  (§  290  I),  denn  dieses  Gesetzgebungsrecht  ist 
eben  der  Ausflufs  der  in  der  Territorialhoheit  liegenden 
obersten  Gewalt  (vgl.  §  290  IV). 

Seine  bereits  mehrfach  erörterte  Auffassung  der  Landes- 
hoheit als  oberster,  höchster,  jedoch  infolge  des  das  deutsche 
Staatsrecht  beherrschenden  Grundsatzes  der  „Staatseinheit" 
im  Prinzip  der  Reichshoheit  untergeordneter  Gewalt  war 
es,  die  ihm  diesen  Schritt  ermöglichte;  denn  für  ihn  be- 
stand so  die  Befürchtung,  die  fast  sämtliche  Publizisten  der 
Konzedierung  eines  eigenen  souveränen  Gesetzgebungsrechts 
an  die  Landesherren  widerstreben  liefs,  nämlich,  dafs  diese 
hierdurch  zu  Souveränen  und  damit  die  stets  festgehaltene 
Einheit  des  Reichs  zerstört  würde,  überhaupt  nicht.  Von 
seiner  Grund  auffassung  aus  war  es  eben  für  ihn  leicht, 
folgendermafsen  zu  konstruieren:  Die  Landeshoheit  ist 
höchste,  oberste  Gewalt  —  also  mufs  dem  Landesherrn 
aach  das  Recht  der  Gesetzgebung  zu  eigenem  Rechte  zu- 
stehen. Damit  kann  aber  keineswegs  die  Einheit  des  Reichs 
irgendwie  in  Frage  gestellt  werden,  denn  —  die  höchste 
Gewalt  im  Territorium,  sie  ist  und  bleibt  doch  der  souve- 
ränen Gewalt  des  Reichs  untergeordnet,  und  diese  Unter- 
ordnung dokumentiert  sich  gerade  bei  dem  Recht  der  Ge- 
setzgebung  in  den  mancherlei  Beschränkungen,  denen  die 
landesherrliche  Gewalt  hierin  mit  Rücksicht  auf  den  Reichs- 
verband unterworfen  ist,  und  die  hauptsächlich  darin  liegen, 
dafs  nichts  gegen  Reichsgrundgesetze  und  nichts  gegen  ab- 
solut gebietende  oder  verbietende  Reichsgesetze  verordnet 
.werden  darf  (§  290  U)  und  dafs  die  Territorialgesetzgebung 
sich  nicht  auf  Gegenstände  erstrecken  darf,  welche  das  Ver- 
hältnis des  Landesherm,  des  Landes  oder  der  Untertanen 
zum  Gesamtstaate  betreffen  (§§  290  IV;  291  VI,  VII). 
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Die  oberste  Gewalt  ist  die  Quelle  alles  Rechts,  der 
Wille  des  souveränen  Gesetzgebers  schafft  die  rechtsver- 
bindliche Norm.  Deshalb  kann  auch  das  Gewohnheitsrecht 
als  Gesetz  i.  e.  als  bindende  Rechtsnorm,  nur  im  Willen 
des  Gesetzgebers  seinen  Grund  haben  (§  292  I),  nicht  in 
den  Handlungen  der  Untertanen,  welche  lediglich  den  Er- 
kenntnisgrund für  dasselbe  bilden.  Der  Unterschied  zwischen 
Gewohnheitsrecht  und  geschriebenem  Gesetz  beruht  nur  in 
der  verschiedenen  Art,  in  welcher  der  Wille  des  Gesetz- 
gebers den  Normen  die  verpflichtende  Kraft  zuteilt  — 
Unterscheidung  zwischen  Gesetzesinhalt  und  Gesetzes- 
befehl — ;  während  beim  geschriebenen  Gesetz  dies  aus- 
drücklich geschieht,  wird  der  Konsens  beim  Gewohnheits- 
recht vom  Gesetzgeber  stillschweigend  erteilt  (§  292  U). 

Dieser  Gedanke,  den  Gönner  hier  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, war  für  seine  Zeit  nicht  neu.  Schon  Besold  hatte 
denselben  ausgesprochen,  und  die  herrschend  gewordene 
Bodinsche  Souveränetätslehre,  der  auch  Gönner  im  all- 
gemeinen gefolgt  und  der  gerade  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung als  das  wichtigste,  bedeutendste  Souveränetäts- 
recht,  die  „Rechtsatzung*^  als  das  „Vorrecht^  der  sou- 
veränen Gewalt  erschien^,  mufste  naturgemäfs  diese  Auf- 
fassung bestärken.  Normale  Rechtsquelle  ist  also  allein 
das  Gesetz;  das  Gewohnheitsrecht  mufste,  wenn  man  ihm 
nicht  überhaupt,  wie  es  wohl  zuweilen  geschah,  jede  ver- 
bindliche Kraft  absprach,  gleichfalls  im  Willen  des  Gesetz- 
gebers begründet  sein  —  mit  der  Konstruktion  vom  „still- 
schweigenden Konsense*^  des  Gesetzgebers  suchte  man  sich 
hier  zu  behelfen. 

Mit  dieser  Auffassung  brach  übrigens  bald  schon  nach 
Gönner  die  „historische  Schule^,  die,  indem  sie  der  blofsen 
Volksüberzeugung  Verbindungskraft  beilegte,  auf  diese 
allein  das  Gewohnheitsrecht  wie   das  Gesetz  zurückführte. 

Dem  Gesetzgebungsrecht  hat  nun  Gönner  als  gleich- 

'  Vergl.  Hancke  a.  a.  0.  S.  58. 
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geordnet  zur  Seite  gestellt  das  Recht  der  Erteilung  von 
Privilegien.  Er  versteht  darunter  eine  Befreiung,  eine  Aus- 
nahme „von  der  Verordnung  des  gemeinen  Rechts^  (§  293). 
Das  unterscheidende  begriffliche  Merkmal  zwischen 
Gesetzgebung  und  Erteilung  von  Privilegien,  das  Q-önner 
aufführt,  wurde  bereits  oben  erörtert.  Als  besonderes, 
diese  Scheidung  bedingendes,  tatsächliches  Moment  kam, 
wie  gleichfalls  schon  hervorgehoben,  noch  hinzu,  dafs  letzteres 
Recht  nach  dem  positiven  Reichsrechte  als  kaiserliches 
Beservatrecht  sich  darstellte,  der  Kaiser  in  Ausübung  dieses 
Beichshoheitsrechts ,  anders  wie  beim  Gesetzgebungsrecht, 
in  der  Begel  den  Konsens  der  Reichsstände  nicht  einzu- 
holen brauchte  (§  294). 

Wie  im  Reiche  so  hat  Gönner  auch  mit  Bezug  auf  die 
landesherrliche  Gewalt  diese  Trennung  und  Scheidung  vor- 
genommen (§  295),  doch  läfst  gerade  hier  die  Darstellung 
erkennen,  dafs  dieselbe,  da  sie  ja  an  sich  begrifflich  nicht 
geboten  erscheint,  weil  man  richtigerweise  das  Recht  Privi- 
legien zu  erteilen  als  Ausflufs  des  Gesetzgebungsrechts  zu 
erachten  hat,  hauptsächlich  nur  mit  Rücksicht  auf  die  posi- 
tivrecKtlichen  Verhältnisse  im  Reiche  von  ihm  durchgeführt 
wurde. 

Tiefer  begründet  ist  die  Scheidung  zwischen  gesetz- 
gebender Gewalt  und  der  Befugnis,  besondere  Befehle  und 
Anordnungen  flir  Einzelfalle  zu  erteilen. 

Ohne  diese  letztere  kann,  so  erklärt  Gönner  (§  297), 
^lu  iStaHt  in  der  Wirklichkeit  überhaupt  nicht  regiert  wer- 
deo,  mid  es  erweist  sich  dieselbe  als  ein  „besonderem  Mittel 
Änr  Erreichung  des  StaatSÄWcckes**.  Wie  eine  nähere  Be- 
trachtung des  Inhalts  dieser  hoheitlichen  Befugnis ,  wie 
Oöiiüt^r  sie  gefafst,  aufser  allen  Zweifel  stellt  ^  ist  in  diesen 
Auüftthrungen  ,  wenn  auch  nicht  direkt  auägesp rochen  ^  so 
^üi)cij  implicite  enthalten  der  Gedanke,  dafs  es  eine  Gewalt 
'oen    müsse,    welche    den    vielfachen    und    meist    rasch 

VergL  S§  298.  299, 
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wechselnden  Bedürfnissen  des  Staates  entgegenzukommen 
und  ihnen  rasch  zu  genügen  imstande  ist,  da  die  Gesetz- 
gebung in  ihrer  Schwerfälligkeit  (zumal  im  Reiche)  denselben 
mit  der  notwendigen  Schnelligkeit  nicht  gerecht  zu  werden 
vermag.  Es  ist  dies  der  Gedanke,  mit  dem  die  moderne 
Rechtswissenschaft  die  Notwendigkeit  einer  von  der  ,,Gesetz- 
gebung"  getrennten  „Regierung",  und  damit  „einer  eigenen, 
von  der  des  Gesetzes  unterschiedenen  Form  staatlicher 
Willensäufserungen"  *  id  est  der  Verordnungen  in  materiellem 
Sinne  zu  begründen  pflegt.  —  Wenn  Gönner  an  der  be- 
zeichneten Stelle  fortfährt :  „und  wenn  auch  manche  spezielle 
Befehle  nur  Mittel  zur  Ausübung  eines  besonderen  Hoheits- 
rechtes ....  sind,  so  mufs  doch  das  Recht  solche  besonderen 
Befehle  zu  erlassen,  schon  darum  in  seiner  Allgemeinheit 
behandelt  werden,  weil  es  überhaupt  als  besonderes  Mittel 
zur  Erreichung  des  Staatszwecks  wirkt";  wenn  er  also  so 
ausdrücklich  darauf  hinweist,  dafs  diese  speziellen  Befehle 
bei  den  einzelnen  Hoheitsrischten  zur  Ausübung  id  est  Voll- 
ziehung derselben  dienen  und  das  Recht  zum  Erlasse  der- 
selben als  eigenes  Hoheitsrecht  erscheint,  so  ist  er  damit 
zweifellos  dem  modernen  Begriffe  der  Vollziehung^  der  voll- 
ziehenden Gewalt  nahe  gekommen.  Wenn  man  sich  ver- 
gegenwärtigt, dafs  nach  ihm  die  Gesetzgebung  sich  inhalt- 
lich über  alle  Regierungsrechte  erstreckt  und  dafs  dieselbe 
die  Setzung  von  allgemeinen  Normen  zum  Gegenstande  hat, 
dafs  er  andererseits,  gleichsam  als  Gegensatz  dazu,  ein  eigenes 
ebenfalls  auf  die  einzelnen  Regierungsrechte  sich  erstrecken- 
des hoheitliches  Recht,  besondere,  die  individuellen  Verhältnisse 
im  Einzelfalle  berücksichtigende  Befehle  zu  erteilen,  statuiert, 
so  läfst  sich  daraus  eine,  wenn  auch  nicht  scharf  ausgeprägte, 
so  doch  beachtenswerte  Annäherung  an  die  moderne  Scheidung 
zwischen  Gesetzgebung  und  Vollziehung  entnehmen. 

Diese  ganze  Auffassung  und  Darstellung  Gönners  zeugt 
von    einer   scharfen   Beobachtung   des   praktischen   Staats- 


>  Jellinek,  Gesetz  und  Verordnung  S.  370. 


lebens,  das  diese  Scheidung  schon  lange  Zeit  aufwies  und 
zwar  insbesondere  im  Reiche,  wo  die  Stellung  des  Kaisers, 
der  als  Träger  der  Exekutivgewalt  vielfach  mit  einem  be- 
sonderen Befehlsrechte  ausgestattet  erscheint,  das  man  von 
alters  unter  dem  Begriff  „kaiserliche  Machtvollkommenheit** 
zusammenzufassen  pflegte,  und  das  sich  von  der  gesetz- 
gebenden  Gewalt,  die  bei  Kaiser  und  Reich  stand,  scharf 
unterschied,  vor  allem  Veranlassung  zu  den  ersten  Unter- 
suchungen über  den  Gegensatz  von  „gesetzgebender**  und 
„befehlender,  anordnender  Gewalt**  geben  mufste  und  auch 
tatsächlich  gegeben  hat. 

Dafs  Gönner  hier  nicht  weiter  vorgeschritten  ist,  liegt 
vor  allem  in  dem  bereits  früher  hervorgehobenen  Mangel 
eines  scharf  ausgebildeten  Begriffes  des  Gesetzes  und  in  dem 
damit  in  engstem  Zusammenhange  stehenden  Mangel  eines 
richtigen  Verständnisses  für  Wesen  und  Bedeutung  der 
gesetzgebenden  Gewalt,  der  sich  bei  Gönner  ja  schon  da- 
durch dokumentiert,  dafs  nach  ihm  die  gesetzgebende  Ge- 
walt lediglich  als  ein  Teil  des  „Regierungsrechtes**,  gleich- 
geordnet den  mannigfachen  übrigen  Hoheitsrechten,  erscheint. 
Solange  aber  der  Begriff  der  gesetzgebenden  Gewalt  nicht 
die  ihm  zukommende  Bedeutung  erlangt,  vermag  sich  der 
Begriff  der  Vollziehung  im  modernen  Sinne  und  damit  auch 
der  Gedanke  der  Teilung  der  Staatsfunktionen  in  Gesetz- 
gebung und  Vollziehung  nicht  durchzuringen. 

%  14.    d.   Die  richterliche  Gewalt. 

Als  Ausäufe  der  Herrschergewalt  id  est  der  höchsten 
Gewalt  erscheint  auch  die  Justizhoheit  (§  300  X). 

Sie  ist,  wie  Gönner  ausführt,  jene  Gewalt,  welche  im 
Staate  bei  sich  ergebenden  Rechtsansprüchen  über  das  Mein 
and  Dein  jedem  einzelnen  das  Seine  unter  Ausschlufs  des 
vernunftwidrigen  Weges  des  eigenen  Gerichts  und  der 
gesetzlosen  Übermacht  hoheitlich  zuerkennt,  also  individuelle 


Vergl.  V.  Stein,  Verw.Lehre  Bd.  I  S.  76  ff. 
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Rechtsansprüche  eines  Privaten  gegen  den  andern  über 
Mein  und  Dein  zum  Gegenstande  hat  (§§  275  IV;  300  I,  VI ; 
303  I). 

Die  Eriminaljustiz  ist  demnach  in  dem  Hoheitsrechte 
der  richterlichen  Gewalt  nicht  mit  inbegriffen,  sie  ist  viel- 
mehr ein  Teil  der  Kriminal-,  der  Strafgewalt;  „bürgerlich- 
richterliche  (judiciaria)  und  Criminalgewalt  liegen  hinmiel- 
weit  auseinander** ,  es  sind  das  verschiedene  Zweige  der 
Staatsgewalt,  die  nicht  miteinander  verwechselt  werden 
dürfen,  denn  Jede  handelt  aus  besonderen  Ansichten,  jede 
hat  einen  eigenen  Zweck,  jede  ihre  besonderen  Mittel." 
(Handbuch  des  deutschen  gemeinen  Prozesses  [1801]  Bd.  I 
S.  149.) 

Zur  Durchführung  der  hiernach  der  Staatsgewalt  ge- 
stellten Aufgabe  und  zur  Erreichung  ihres  Zweckes:  der 
Rechtsprechung,  erscheinen  besondere  Mittel  nötig.  Die 
Justizgewalt  begreift  um  deswillen  auch  in  sich  das  Recht: 
1.  Gerichte  anzuordnen,  2.  den  Geschäftskreis  und  die 
Grenzen  jedes  Gerichts  zu  bestimmen,  3.  die  Gerichte  mit 
tauglichen  Subjekten  zu  besetzen  und  4.  über  dieselben  die 
nötige  Aufsicht  zu  pflegen  (§  300  IX).  Es  zeigt  sich  hier  in 
der  Scheidung  zwischen  „Zweck"  und  „Mittel"  eine  Trennung 
zwischen  eigentlicher  Justizpflege  (Rechtsprechung)  und 
Justizverwaltung  im  modernen  Sinne,  die  bei  der  Frage  der 
Ausübung  der  Justizgewalt  durch  den  Regenten  von  Be- 
deutung ist.  (cfr.  hierüber  unten!) 

Da  die  Justizgewalt  Ausflufs  der  obersten  Gewalt  ist, 
80  ist  dieselbe  wie  in  der  Reichshoheit  (§^  301,  308),  so 
auch  in  der  Landeshoheit  enthalten  (§  324).  Denn  da  von 
Gönner  dem  Landesherrn  prinzipiell  trotz  ihrer  Unterordnung 
unter  die  Reichshoheit  die  höchste  Gewalt  im  Sinne  des 
allgemeinen  Staatsrechts  zugesprochen  wird,  so  mufs  auch 
in  ihnen  die  Quelle  aller  Gerichtsbarkeit  in  den  einzelnen 
Territorien  erblickt  werden  (§  301  IH;  §  324)  und  dieser 
Grundsatz  bewährt  öeliie  Geltung  vor  allem  auch  gegenüber 
der  „aus  dem  barbarischen  Geiste  des  Mittelalters*"  sich  her- 
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leitenden,  in  den  einzelnen  Territorialstaaten  vielfach  noch 
sich  findenden  Patrimonialgerichtsbarkeit,  die  um  deswillen 
den  Grund  ihres  rechtlichen  Bestandes  nur  in  einer  aus- 
drt&cklichen  oder  stillschweigenden  Übertragung  seitens  des 
Landesherm  zu  finden  vermag  (§§  301  IV;  324  II;  325). 

Wenn  nun  aber  auch  der  Regent,  da  er  die  Quelle 
aller  Gerichtsbarkeit  ist,  „im  eigentlichen  Verstände"  als 
oberster  Richter  erscheint,  so  ist  er  doch  bei  Ausübung 
seiner  Justizgewalt  einer  weitgehenden  Einschränkung  unter- 
worfen. 

Die  Rechte  der  eigentlichen  Justizverwaltung  (cfr.  oben) 
übt  er  ja  allerdings  ohne  jedwede  Beschränkung  aus.  Allein 
in  der  Rechtsprechung,  in  der  eigentlichen  Justizpflege  ist 
er  an  die  Vertretung  durch  von  ihm  zu  bestellende  Richter- 
beamte gebunden;  er  darf  Rechtsstreitigkeiten  nicht  selbst 
entscheiden  (§  300  XI). 

Die  so  bestellten  Richterbeamten  üben  aber  dann  nur 
das  ihnen  vom  Regenten,  vom  Souverän  übertragene  Recht 
vertretungsweise  für  denselben  in  seinem  Namen  (§§  300  XI; 
308;  316  III  Z.  2),  sie  üben  nur  eine  jurisdictio  administra- 
toria  (§  325  I),  der  eigentliche  Richter  bleibt  sonach  stets 
der  Souverän. 

Der  Grund  dafür,  dafs  der  Regent  in  Rechtsstreitig- 
keiten selbst  eine  Entscheidung  nicht  fkUen  darf,  liegt,  wie 
Qönner  dartut,  darin,  dafs  es  dem  Regenten  tatsächlich  nicht 
möglich  ist,  diese  Funktion  seiner  Justizgewalt  persönlich 
auszuüben,  „weil",  wie  er  ausführt,  „zu  Entscheidung  der 
Rechtsstreitigkeiten  Studium  der  Gesetze,  Zeit  flir  die  Ver- 
handlung und  Beurteilung,  Kälte  in  Prüfung  der  Gründe 
beider  Teile  und  eine  flir  Rechtssachen  eigends  geschärfte 
Urteilskraft  erfordert  wird:  und  auf  eine  Vereinigung  aller 
üieser  EigeoaLhatten  in  der  Person  des  Herrschern  so  wenige 
gerechnet  werden  kann ,  als  es  bei  seinem  hohen  Berufe 
mdflicb  wäre,  sich  mit  einzelnen  Rechtssachen  zu  ho 
R-häftigen*^  (§  300  XI).  Die  Beweisführung  ist  also  hier 
ciue  rein  politische;  er  weist  nachclrückUch  darauf  hin,  dafs 
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68  keineswegs  die  Lehre  von  der  Teilung  der  Gewalten  sei, 
die  diesen  Satz  bedinge;  ihm  erscheint  überhaupt  das  Postulat 
dieser  Lehre  ^  die  subjektive  Trennung  der  legislativen, 
exekutiven  und  richterlichen  Gewalt,  schon  für  das  all- 
gemeine Staatsrecht  unannehmbar  und  überdies  kennt,  wie 
er  a.  a.  O.  (§  95)  erklärt,  die  positive  deutsche  Staatsver- 
fassung diese  Trennung  nicht. 

Als  allgemeine  Regel  gilt  also,  dafs  der  Regent  in  Rechts- 
streitigkeiten eine  Entscheidung  nicht  treffen  kann;  „alle  Hand- 
lungen des  Richters  als  solchen,  alle  Entscheidungen,  Urteile 
and  Verfugungen,  wobei  das  Faktum  unter  das  Gesetz  subsu- 
miert und  ein  Ausspruch  der  verwaltenden  Justiz  gefällt  werden 
soll,  sind  also  der  landesherrlichen  Gewalt  (id  est  dem 
Regenten,  dem  Souverän)  entzogen. '^  (Handbuch  Bd.  I  8.  5.) 
Der  von  den  Anhängern  der  Bodinschen  Souveränetätslehre 
aus  dem  Begriffe  der  höchsten  Gewalt  und  der  daraus 
folgenden  Eigenschaft  des  Souveräns  als  obersten  Richters 
vielfach  abgeleitete  Satz,  der  noch  bis  unmittelbar  vor 
Gönner  Vertretung  gefunden  hatte  ^,  dafs  nämlich  der 
Souverän  berechtigt  sei,  sämtliche  Rechtsstreitigkeiten  seiner 
Untertanen  unmittelbar  vor  sein  Forum  zu  ziehen,  hatte  für 
ihn  und  seine  Zeit  keine  Geltung  mehr.  Er  selbst  fUhrt  in 
seinem  „Handbuch"  Bd.  I  S.  1  f.  aus,  man  müsse  von  ge- 
rechtem Staunen  ergriffen  werden,  wenn  man  den  Wechsel 
der  Grundsätze  gerade  in  dieser  Beziehung  betrachte.  Noch 
vor  zwei  Jahrhunderten  hätten  die  sächsischen  Stände  es 
als  besondere  Vergünstigung  von  ihrem  Landesherrn  sich 
erbeten,  dafs  derselbe  ihre  Streitigkeiten  persönlich  ent- 
scheide und  zu  jetziger  Zeit  werde  mit  peinlicher  Gewissen- 
haitigkeit  und  von  den  Reichsgerichten  mit  unnachsicht- 
licher  Strenge  jegliche  Einäufsnahme  des  Regenten  auf  die 
Entscheidung  der  Rechtsstreitigkeiten  auszuschlielsen  gesucht. 

Die  Frage    der  Zulässigkeit  der  Eabinettsjustiz  hatte 


*  So  z.  B.  Schrodt  in  seinem  Systema  jur.  publ.  univ.  1780;  vergl. 
Dock  a.  a.  0.  S.  76. 


allerdings  für  seine  Zeit  eine  ganz  besondere  Bedeutung. 
War  man  einerseits  infolge  der  fortschreitenden  politischen 
Entwicklung  mehr  und  mehr  zu  der  Erkenntnis  gelangt, 
dafs  die  Entscheidung  über  die  dem  einzelnen  gegenüber 
der  allgemeinen  Rechtsordnung  zustehende  Berechtigung  in 
die  Hände  eines  unparteiischen,  nur  nach  Recht  und  Gesetz 
urteilenden  Organs  (vergl.  §  300  VTI)  gelegt  werden  müsse 
und  nicht  dem  unter  Umständen  nach  Laune  oder  jeweils 
sich  geltend  machenden  besonderen  Einflüssen  urteilenden 
Souverän  anvertraut  werden  dürfe,  so  waltete  andererseits 
gerade  zu  Gönners  Zeiten  bei  dem  in  den  einzelnen  Terri- 
torien herrschenden  Absolutismus  das  Streben  vor,  direkt 
in  die  Rechtsprechung  einzugreifen.  Daher  „die  vielen  Er- 
kenntnisse der  beyden  höchsten  Reichsgerichte",  „worin 
alle  Einflüsse  des  Kabinets  in  Justizsachen  verbothen  und 
die  Kabinetsinstanzen  mit  den  schärfsten  Ahndungen  ver- 
folgt werden"  (Handb.  Bd.  I  S.  1,  2),  darum  auch  die  aus- 
führliche Darstellung,  die  Gönner  dem  „Einflufs  des 
Regenten  auf  Justizsachen"  (§  306)  widmet. 

Im  Reiche  verband  schon  die  Wahlkapitulation  den 
Kaiser,  „der  Justiz  ihren  stracken  Lauf  zu  lassen"  und 
„allen  Hof-  und  Ministerialeinflufs  fem  zu  halten." 

Für  die  Territorialstaaten  ergab  sich  nach  Gönner  aus 
dem  allgemeinen,  in  den  Reichsgrundgesetzen  ausgesprochenen 
Satze,  dafe  jeder  bei  seinen  ordentlichen  Gerichten  zu  be- 
lassen sei,  „das  Unerlaubte  der  Cabinetsjustiz"  (§  306  I). 
Allein  es  soll  damit,  wie  er  meint,  und  er  sucht  dabei  nach 
Möglichkeit  zwischen  den  beiden  Extremen  zu  venüitteln, 
auch  nicht  einem  Despotismus  der  Dicasterien  das  Wort 
geredet  werden,  der  den  Regenten  zur  Maschine  seiner  Ge- 
richtshöfe zu  machen  geeignet  wäre.  Zunächst  steht  es  für 
ihn  nach  seinen  bereits  an  anderer  Stelle  dargelegten  An- 
schauungen fest,  dafs  der  Regent  auch  gegenüber  dem 
^wohlerworbenen"  Rechte  der  Individuen  auf  Entscheidung 
ihrer  Steitigkeiten  durch  das  Gericht  das  jus  eminens 
geltend    zu    machen  berechtigt  sei,  dafs   es   ihm  also   un- 
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benommen  sei,  wenn  das  allgemeine  Wohl  es  erheische,  für 
den  Fall  der  Staatsnot  dem  Individuum  dieses  Recht  zu 
entziehen  (Handb.  Bd.  I.  S.  8)  —  eine  Anschauung,  der  bei- 
spielsweise auch  Leist  in  seinem  deutschen  Staatsrecht  §  137 
unter  Bezugnahme  auf  Gönners  Ausführungen  beipflichtet. 
Sodann  aber  darf  nach  ihm  das  Verbot  der  Eabinettsjustiz 
nur  in  dem  Sinne  verstanden  werden,  dafs  es  dem  Landes- 
herrn nicht  verstattet  sei,  sein  Kabinett  in  einen  Gerichtshof 
zu  verwandeln ;  die  Hoheitsrechte  in  Justizsachen  und  über 
seine  Gerichte  müfsten  ihm  ungeschmälert  bleiben.  So 
müsse  neben  anderen  Befugnissen  ihm  insbesondere  das  Recht 
zugestanden  werden,  gegenüber  den  Entscheidungsgründen 
seiner  Gerichte  seine  Bedenklichkeiten  zu  äufsem,  woraus 
dann  auch  „der  Rekurs  an  den  Landesherm  als  aufser- 
ordentliches  Mittel  gegen  bevorstehende  richterliche  Ver- 
letzungen sich  bildet."  (§  306  IV.)  —  Es  leitet  sich  dieses 
Recht,  das  auch  der  in  Kaiser  und  Reich  auf  der  allgemeinen 
Reichsversammlung  vereinigten  Reichsgewalt  gegenüber  den 
beiden  Reichsgerichten  zusteht  (§  306  V),  wie  er  an  an- 
derer Stelle  (§  316  lU,  2;  Handb.  Bd.  I  S.  25,  26)  aus- 
führt, aus  dem  der  obersten  Gewalt  zustehenden  Oberauf- 
sichtsrechte und  der  Befugnis  derselben  ab,  jeden  Mifsbrauch 
der  anvertrauten  Gewalt  abzustellen. 

Da  übrigens  hier  dann  der  Reichstag  unter  Abwägung 
der  vorliegenden  rechtlichen  Gründe  in  der  Sache  selbst 
eine  Entscheidung  trifft,  so  erscheint,  wie  Gönner  ausdrück- 
lich hervorhebt,  nicht  blofs  theoretisch,  sondern  tatsächlich 
die  oberste  Gewalt  hier  als  oberster  Richter  (vergl.  Handb. 
Bd.  I  S.  45  u.  §  316  Anm.  t.). 

Nicht  so  jedoch  der  Landesherr,  „denn  dem  Landes- 
herm ist  die  Fähigkeit,  über  eine  Rechtsstreitigkeit  ein 
Urteil  zu  fitUen,  gesetzmäfsig  abgesprochen,  seine  Ent- 
schliefsung  darf  keine  Subsumtion  des  Faktums  unter  das 
Gesetz,  keine  Entscheidung  sejn"  (a.  a.  O.). 

Die  souveräne,  die  höchste  Gewalt  läfst  begrifflich  eine 
Unterordnung  nicht  zu,  der  Souverän  ist   deshalb   ebenso- 


wenig  wie  den  Gesetzen,  einem  Richter  unterworfen;  das 
Gegenteil  würde,  wie  Gönner  es  ausdrückt  (Handb.  Bd.  II 
S.  24)  dem  Begriffe  der  Staatsgewalt  widerstreiten,  da  ja 
die  Gerichte  „sonst  über  ihm  (dem  Souverän),  also  der 
eigentliche  Herrscher  wären**. 

Es  gilt  demnach  auch  für  ihn  der  schon  seit  Bodin  im 
allgemeinen  Staatsrechte  herrschende  Satz,  dafs  der  Regent 
unter  seinen  Gerichten  nicht  stehe  (§  303  II).  Die  Dar- 
stellung des  positiven  Rechtes  zeigt,  dafs  diese  Forderung 
des  rationellen  Staatsrechts  im  teutschen  Staatsrechte  be- 
rücksichtigt ist,  es  ergibt  sich  auch  hier  „eine  seltene  Über- 
einstimmung des  Gesetzlichen  mit  dem  Rechtlichen**. 

Die  Reichsgewalt  erkennt  einen  Richter  über  sich  nicht 
an  (Handb.  II  S.  39.  40)  und  es  kann  um  deswillen  gegen 
das  Reich  als  einen  Staat  bei  keinem  Gerichte  geklagt 
werden  (§  303  II).  Aber  auch  gegen  den  Landesherrn 
kann  über  wahre  Regentenhandlungen  eine  Klage  bei  den 
Landesgerichten  nicht  erhoben  werden  (§  303  II  2).  „Wenn 
der  Regent  die  E^onstitution  verletzt,  wenn  der  Unterthan 
nicht  nach  dem  Gesetze  behandelt  wird,  so  geschieht  ihm 
Unrecht,  aber  die  richterliche  Gewalt  im  Staate  kann  nicht 
wirken,  denn  die  Regierung  kann  sich  selbst  den  Gerichten 
im  Lande  nicht  unterwerfen**,  „verletzte  Rechte  aus  der 
Staatsverfassung**  können  also  vor  den  Gerichten  nicht  ver- 
folgt werden!     (Handb.  Bd.  II  S.  23.  24.) 

Dafs  nach  positivem  Rechte  die  richterliche  Gewalt  im 
Reiche  auch  über  Rechtsverletzungen  sich  erstrecken  kann, 
welche  durch  die  landesherrliche  Gewalt  entstehen,  alteriert 
nach  ihm  den  eben  erörterten  allgemeinen  Grundsatz  in 
keiner  Weise.  Schon  in  seinem  Handbuch  d.  d.  gem.  Proz. 
Bd.  II  S.  33  hatte  er  mit  Rücksicht  hierauf  einfach  erklärt, 
der  Satz  könne  nur  da  Geltung  haben,  wo  die  Staatsgewalt 
keinen  Obern  über  sich  anerkenne;  wenn  also  wie  in 
Deutschland  subordinierte  Staaten  vorhanden  seien,  so  sei 
in  denselben  die  Staatsgewalt  eben  auch  der  Justizgewalt 
des  übergeordneten  Staates  auch  in  Rücksicht  der  Regierungs- 

Staat»-  u.  Völkerrecht!.  Abhandl.  IV.  1.  -  Koch.  8 
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rechte  unterworfen  und  so  sei  es  auch  wohl  verständlich, 
wenn  die  kaiserliche  Wahlkapitulation  den  Grundsatz  er- 
kenne, dafs  auch  Hoheitsrechte  ein  Objekt  gerichtlicher 
Verhandlungen  in  Deutschland  sein  können.  In  seinem 
Teutschen  Staatsrecht  aber  hat  Gönner  (§  303  11.  IV)  aus 
den  gleichen  Erwägungen  ganz  richtig  und  zutreffend  den 
allgemeinen  Grundsatz  dahin  formuliert,  dals  die  Herrscher- 
gewalt nur  ihren  Gerichten  nicht  unterworfen  sein  könne. 
Es  widerstreitet  demnach  die  durch  den  obersten  Grund- 
satz des  deutschen  Staatsrechts,  die  Staatseinheit  (§  88),  be- 
dingte Unterwerfung  der  landesherrlichen  Gewalt  unter  die 
Justizgewalt  des  Reiches,  dem  Grundsatze  des  allgemeinen 
Staatsrechts  in  keiner  Weise  (§  303  IV). 

g  15.     6.    Die  Folizeigewalt. 

Auch  die  Polizeigewalt  ist  Ausäufs  der  obersten,  der 
höchsten  Gewalt.  Sie  ist  um  deswillen  enthalten  wie  in 
der  Reichshoheit  (§  329),  so  auch  ihrem,  ganzen  Umfange 
nach  in  der  Landeshoheit  (§  330).  Dabei  gilt  jedoch  natür- 
lich auch  hier  infolge  des  Fundamentalsatzes  von  der  Ein- 
heit des  Reiches,  dafs  die  Landeshoheit  der  Reichsgewalt 
subordiniert  bleibt  und  die  sich  hieraus  für  die  landesherr- 
liche Polizeigewah  ergebenden  Folgen  (§  331)  sprechen  aus 
den  wiederholt  ausgeführten  Gründen  ebensowenig  gegen 
die  Auffassung  der  Landeshoheit  als  oberster  Gewalt  im 
Sinne  des  allgemeinen  Staatsrechts  wie  die  Einschränkungen 
derselben  in  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung. 

„Der  alte  Streit  um  den  Begriff  der  Polizei"  ward 
gerade  zu  Gönners  Zeiten,  zu  Ende  des  18.  und  zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts,  seit  Pütter  und  späterhin  ihm  folgend 
V.  Berg  mit  der  bis  dahin  herrschenden  Auffassung  gebrochen 
hatten  und  teilweise  neue  Wege  gegangen  waren,  mit  be- 
sonderer Lebhaftigkeit  geführt. 

Die  Stellungnahme  Gönners  in  diesem  Streite  erscheint 
unter  diesen  Umständen  von  besonderem  Interesse  und  es 
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mag  um  deswillen  eine  kurze  Erörterung  seines  Polizei- 
begriffes hier  Platz  finden. 

Eine  klare  und  bestimmte  Definition  der  Polizei  gibt 
Gönner  nirgends. 

Die  vielfachen,  vor  ihm  gemachten  vergeblichen  Ver- 
suche, eine  richtige  und  zutreffende  Definition  aufzustellen, 
konnten  hier  ermutigend  nicht  wirken.  Hatte  so  z.  B.  v.  Berg 
in  seinem  berühmten,  wie  wir  ersehen  werden  auch  Gönners 
Anschauungen  beeinflussenden  „Handbuch  des  teutschen 
Polizeirechts"  (1799 — 1804)  die  24  verschiedenen  Definitionen, 
die  er  in  der  Literatur  seiner  Zeit  vorgefunden,  als  sämt- 
lich ungenügend  hingestellt,  so  ward  die  von  ihm  aufgestellte 
Begriffsbestimmung,  noch  ehe  er  sein  Werk  vollendet,  von 

V.  Drais  in  einer  in  den  Blättern  für  Polizei  und  Kultur 
1803  erschienenen  Abhandlung:  „Wiefern  läfst  sich  die 
Polizei  definieren?**,  die  auch  Gönner  verschiedentlich  an- 
gezogen, unter  allgemeiner  Zustimmung^  als  gleichfalls  un- 
zutreffend und  keineswegs  erschöpfend  dargetan  worden. 
Dafs  die  von  ihm  gewonnene  Begriffsbestimmung  aber  als 
vollständig  und  absolut  genügend  angesehen  werden  könne, 
glaubt  auch  v.  Drais  selbst  nicht  annehmen  zu  dürfen  (man 
vgl  seine  Vorerinnerung),  und  tatsächlich  fand  sie  denn 
auch  schon  bald  ihre  Kritiker,  die  auch  ihre  Ungenügend- 
heit darzutun  sich  bemiüiten'. 

So  kann  es  nicht  verwunderlich  erscheinen,  wenn  Gönner 
es  vermieden,  eine  bestimmte,  scharf  umrisseue  Definition 
zu  geben,  wenn  er  vielmehr  den  Begriff  negativ  in  der 
Weise  festzustellen  sucht,  dafs  er  dartut,  was  Polizei  nicht 
ist,  indem  er  hierbei  die  der  Polizeigewalt  verwandten 
Hoheitsrechte  von  dieser  scharf  zu  scheiden  versucht. 

DaGs  Polizei  und  Finanzverwaltung  als  zwei  verschiedene 
staatliche  Hoheitsrechte    auseinanderzuhalten   seien,   bedarf 


^  Vergl.  hierzu  auch  Gönner,  T.St.R.  §  328  A.  z. 

'  Man  'vergl.  z.  B.  Butte,  Versuch  der  Begründung  eines  end- 
lichen and  durchaus  neuen  Systems  der  Polizeywissenschaft  (1807). 
S.  16,  22  ff. 

8* 
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für  ihn  wie  überhaupt  für  seine  Zeit  (man  vgl.  beispiels- 
weise Drais  a.  a.  O.  S.  589)  einer  besonderen,  ausführ- 
licheren Begründung  nicht.  Diese  Scheidung  hatte  sich 
längst  j  bereits  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts,  mit  der  Bil- 
dung einer  besonderen  Finanzkameralverwaltung  vollzogen 
und  zunächst  die  Fassung  des  Begriffs  „Polizei"  als  gleich- 
bedeuteud  mit  innerer  Verwaltung  zur  Folge  gehabt. 

Der  so  modifizierte  und  eingeschränkte  Begriff  hatte 
nun  im  Laufe  des  18.  Jahrh.  eine  begriffliche  Zweiteilung 
in  Sichcrheits-  und  Wohlfahrtspolizei  erfahren.  Die  Ur- 
sachen imd  Gründe  für  diese  Erscheinung  darzulegen,  er- 
scheint hier  nicht  geboten.  Hervorgehoben  mag  nur  wer- 
den, dafs  diese  Zweiteilung  in  der  Wissenschaft  bis  gegen 
Ende  des  18.  Jahrh.  herrschend  geblieben  war,  und  die 
Subsumtion  der  Wohlfahrtspflege  unter  den  PolizeibegrifF 
auch  noeh  weiterhin,  insbesondere  auch  noch  zu  Gönners 
Zeiten  in  der  Praxis  vielfach  festgehalten  wurde. 

Gönner  hat,  wie  wir  sehen  werden,  allerdings  nicht  als 
erster  mit  dieser  Auffassung  gebrochen. 

„Die  Polizei  hat  es  immer  nur  mit  Sicherheit  zu  thun, 
Erhöhung  des  Wohlstandes  liegt  aufser  ihrem  direkten 
Zweck/  ßo  schreibt  er  in  seinem  T.StR.  §  328.  Die 
PoUzeigewalt  mufs  demnach  von  der  allerdings  gleichfalls 
dem  Staate  obliegenden  Wohlfahrtspflege,  die  aber  ein 
eigenes  Hoheitsrecht  desselben  ausmacht  (§§  275  IX,  363  ff.), 
wohl  gefjchieden  werden,  —  die  Teilung  in  Sicherheits-  und 
Wohlfahrtspolizei  ist  zu  verwerfen. 

Dies    ist   der  Grundgedanke  seiner  gesamten   Ausfüh- 
rungen tlber  Polizei,   und   es  ist  ihm   zweifellos  gelungen, 
tienaeiben    in    der   Durchführung    im    grofsen    und    ganzen 
festzuhalten  und  in  dieser  Beschränkung  so  zu  einem  klaren 
«Bd  zutreffenderen  Begriff  von  der  Polizei  zu  gelangen. 

Für  die  Wissenschaft  seiner  Zeit  war  nun,  wie  bereits 

angedeutet,  diese  Begriffsbegrenzung  allerdings  nicht  völlig 

neu.     Pütter  war  der  erste  gewesen,  der  in  seiner  bekannten 

^n  Inst.  jur.  publ.  germ.  c.  III  §  331  enthaltenen  Definition 
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die  Polizei  als  die  cura  avertendi  mala  futura  in  statu  rei- 
publicae  interno  in  commune  metuenda  bezeichnet  und  dar- 
auf hingewiesen  hatte,  dafs  die  promovendae  ^alutis  cura 
für  die  Regel  eine  Aufgabe,  einen  Teil  der  Polizei  nicht 
bilde,  vielmehr  eine  besondere  Verwaltungstätigkeit  des 
Staates  ausmache.  Allein  das  so  gewonnene  Resultat  ward 
von  ihm  selbst  durch  die  diesem  letzten  Satze  alisogleich 
angefügte  Bemerkung:  nisi  quatenus  ea  mente  agitur,  ut 
tanto  lautier  sit  Status  isti  malo,  quod  metuebatur,  directe 
oppositus  wesentlich  modifiziert.  Der  Grundgedanke  war 
demnach  von  Pütter  zwar  richtig  erfafst  und  auch  ausge- 
sprochen, allein  er  ward  von  ihm  nicht  mit  der  nötigen 
Schärfe  duvchgef iihrt  ^,  entbehrte  um  deswillen  zunächst 
eines  unmittelbaren  und  weitergehenderen  Einflusses  auf  die 
Wissenschaft  der  damaligen  Zeit.  Erst  v.  Berg,  der  mit 
prägnanterer  Schärfe  diesen  Gedanken  Pütters  durchgeführt, 
war  es  vorbehalten,  denselben  in  der  Wissenschaft  zu  all- 
gemeinerer Geltung  zu  bringen.  Allerdings  hat  auch  er, 
für  den  die  Polizei  im  allgemeinen  in  der  „Sorgfalt  der 
höchsten  Gewalt,  künftige  gemeinschädliche  Übel  im  Innern 
des  Staates  zu  verhüten  und  abzuwenden^  besteht,  daneben 
noch  als  freilich  nur  untergeordneten  Zweck  der  Polizei  die 
allgemeine  Wohlfahrt,  die  Zufriedenheit  und  Glückseligkeit 
und  deren  Förderung  als  besondere  Aufgabe  der  Polizei 
bezeichnet*. 

So  war  also  zwar  die  Grundidee  Gönners  schon  früher 
ausgesprochen  worden,  dafs  er  sie  aber  frei  von  den  ein- 
schränkenden Zusätzen,  mit  denen  Pütter  und  v.  Berg  sie 
vorgetragen  hatten,  aufgenommen  und  als  erster  praktisch 
verwertet  hat,   indem  er  sie  in  seinem  Teutschen  Staats- 


^  So  dürfte  auch  zu  erklären  sein,  warum  z.  B.  Funke  in  seiner 
Abhandlung  „Über  die  Auffassung  des  Begrififes  der  Polizei  im  vorigen 
Jahrhundert"  (1863)  Pütter  noch  ganz  den  Anhängern  der  Anschauung 
zurechnet,  dals  der  Polizei  auch  die  direkte  Förderung  der  zeitlichen 
Glückseligkeit  der  Untertanen  obliege.  (Zeitschr.  f.  d.  ges.  St.W. 
Bd.  XIX.  S.  506.) 

*  Funke  a.  a.  0.  S.  513. 
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rechte  der  Teilung  und  Gliederung  der  staatlichen  Hoheits- 
rechte zugrunde  legte,  darin  liegt  sein  besonderes  Ver- 
dienst;  da»  um  so  höher  angeschlagen  werden  muTs,  als  die 
Mehrzahl  der  übrigen  Staatsrechtslehrer  seiner  Zeit,  ins- 
besondere sein  berühmter  Göttinger  Kollege  und  Rivale 
Leist^,  noch  bei  den  alten  Anschauungen  stehen  ge- 
blieben war. 

Wenn  nun  auch  nach  ihm  die  Polizei  es  immer  nur 
mit  Sicherheit  zu  tun  hat,  so  geht  er  doch  nicht  soweit, 
überhaupt  jegliche  Einflufsnahme  der  Polizeigewalt  auf  „Er- 
höhung des  Wohlstandes"  als  durchaus  unmöglich  und  un- 
zulässig hinzustellen.  Die  Wohlfahrtsförderung  liegt  eben 
nach  ihm  nur  aufser  dem  direkten  Zwecke  'der  Polizei. 
Angesichts  der  Tatsache,  dafs  eine  Reihe  von  der  Polizei 
geschaffener  und  auch  von  der  Theorie  befürworteter  Ein- 
richtungen und  Anstalten  neben  ihrem  primären  Zweck 
der  Gewährung  von  Sicherheit  und  der  Abwendung  von 
Gefahren  auch  wohlfahrtsftrdernd  zu  wirken  geeignet  sind, 
z.  B.  Anstalten  gegen  Feuersgefahr  u.  s.  w.  (vgl.  Anm.  zu 
§  330),  erscheint  dieses  Zugeständnis,  das  den  von  Pütter 
und  V.  Berg  hervorgehobenen  Einschränkungen  in  etwas 
nahe  kommt,  wohl  verständlich.  Allein  es  liegt  das  nach 
Gönners  ausdrücklicher  Erklärung  prinzipiell  aufserhalb  des 
Zweckes  und  der  Aufgabe  der  Polizei  und  ist  eben  nur  eine 
nebenzu  eintretende  Folge  ihrer  der  Gewährung  von  Sicher- 
heit gewidmeten  Tätigkeit. 


^  So  definiert  beispielsweise  Leist  in  seinem  1808  erschienenen 
„T.  Staatsrecht"  unter  Berufung  auf  Pütter  u.  v.  Berg  (!)  die  Polizei 
als  den  Inbegriff  derjenigen  Rechte  der  Staatsgewalt,  welche  teils  auf 
die  Verhütung  u.  Abwendung  künftiger  gemeinschädlicher  Übel  im 
Innern  des  Staates,  teils  selbst  auf  Verbesserung  des  Zustandes  der 
Untertanen  Beziehung  haben  (§  152)  u.  spricht  dann  auch  in  einem 
gegenüber  den  übrigen  Hoheitsrechten  aufsergewöhnlich  greisen  Ab- 
schnitte über  die  Polizeigewalt  von  öffentlicher  Sicherheitspolizei,  von 
Bevölkerungs-,  Vormundschafts-,  Unterrichts-,  Stadt-  u.  Handwerks-, 
Handlungspolizei  etc.  Er  bekennt  sich  also  noch  ganz  zu  der  Auf- 
fassung, dals  die  Polizei  auch  die  unmittelbare  Förderung  der  Wohl- 
fahrtsinteressen der  Untertanen  zum  Zwecke  habe. 


IV.  1.  119 

Im  übrigen  unterscheidet  sich  Gönners  Auffassung  auch 
in  einigen  anderen  Punkten  von  denen  seiner  Vorgänger. 

Zunächst  hai  er  die  Pütter-Bergsche  Auffassung,  inso- 
weit dieselbe  der  Polizei  nur  die  Aufgabe  der  Abwehr  von 
„zukünftigen"  Gefahren  zuwies,  aufgegeben,  denn  er  vindi- 
ziert derselben  lediglich  schlechthin  den  Beruf:  „aus  gemein- 
gütigen  Gründen  etwas  gemeinschädliches  zu  beseitigen" 
(§  275  V).  Die  überzeugenden  Darlegungen  von  v.  Drais 
a.  a.  O.  S.  580  Berg  gegenüber,  auf  die  Gönner  auch  selbst 
verwiesen  (Anm.  z.  zu  §  328),  mögen  diese  Abweichung 
Gönners  beeinäufst  haben. 

Während  aufserdem  Pütter  dem  Staate,  insoweit  dem- 
selben die  cura  promovendae  salutis  zusteht,  wenigstens  im 
Prinzip  eine  Zwangsgewalt  zugesteht,  die,  wie  er  sagt,  aller- 
dings für  die  Regel  nicht  angewendet  wird,  erblickt  Gönner 
gerade  darin  das  wesentlichste  Unterscheidungsmerkmal 
zwischen  Polizei  und  Wohlfahrtspflege,  dafs  bei  Ausübung 
des  letzteren  Hoheitsrechtes  dem  Staate  eine  Zwangsgewalt 
nicht  zusteht  (§§  363  X,  275  IX),  eine  notwendige  Folge 
der  aufgeklärteren  Ideen  seiner  Zeit,  die,  politisch  beein- 
floTst  durch  die  Ereignisse  der  grofsen  Revolution  und  wissen- 
schaftlich gestützt  vor  allem  durch  die  naturrechtlichen 
Lehren  Kants,  das  individualistische  Prinzip,  das  an  sich 
ja  überhaupt  jeglicher  Einflufsnahme  der  Staatsgewalt  wider- 
stritt, insbesondere  auf  diesem  Gebiete  den  im  Polizeistaate 
vorwaltenden  bevormundenden  Bestrebungen  gegenüber  ver- 
traten. Hierzu  tritt  aber  noch  als  besonderes  Moment,  dafs 
auch  in  den  wirtschaftspolitischen  Anschauungen  jener  Zeit 
eine  vollständige  Wandlung  sich  vollzog,  indem  man  den 
seit  mehr  denn  einem  halben  Jahrhundert  herrschend  ge- 
wesenen Merkantilismus  zu  verlassen  und  den  freieren,  die 
möglichst  ungehinderte  Bewegungsfreiheit  der  Individuen 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  fordernden  phj'siokratischen 
Ideen  und  weiterhin  dann  dem  Smithianismus  sich  zuzu- 
wenden begann.  Gerade  hierin  liegt  aber  zugleich  das 
wichtigste  Moment  zur  Erklärung  für  die  allmählich  in  der 
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Wissenschaftsich  entwickelnde  Erkenntnis  von  der  Notwendig- 
keit der  Scheidung  zwischen  Polizei  und  Wohlfiahrtspflege 
des  Staates,  für  die  so  herbeigeführte  Beschränkung  der 
Polizeigewalt  auf  die  Abwehr  der  dem  Gemeinwohl  drohen- 
den Gefahren  und  die  Schaffung  einer  eigenen,  speziellen, 
jeder  Zwangsbefugnis  entbehrenden  Staatsfunktion  der  Wohl- 
fahrtspflege. Es  ist  sicherlich  kein  Zufall,  dafs  gerade  der- 
jenige Schriftsteller,  der  zuerst  diese  Scheidung  in  dem 
gröfseren  Rahmen  der  Darstellung  sämtlicher  dem  Staate 
überhaupt  zufallenden  Aufgaben  und  der  denselben  ent» 
sprechenden  hoheitlichen  Befugnisse  desselben  praktisch 
durchgeführt  und  in  überraschend  klarer  und  schöner  Weise 
verwertet  hat,  Gönner,  an  die  Spitze  seiner  Ausführungen 
über  die  dem  Wohlfahrtszweck  dienende  Staatswirtschafta- 
gewalt  (§  363)  eine  Bemerkung  über  den  bedeutenden  Ein- 
flufs,  den  die  Lehre  Adam  Smiths  auf  die  Wissenschaft 
seiner  Zeit  geübt,  stellen  zu  müssen  glaubte. 

Neben  der  im  vorstehenden  ausgeführten  Trennung  der 
Wohlfahrtspflege  von  der  Polizeigewalt  hat  Gönner  in  seinen 
Ausführungen  insbesondere  die  begriffliche  Scheidung  der 
polizeilichen  von  der  richterlichen  Gewalt  eingehend  er- 
örtert. 

Schon  in  dem  1801  erschienenen  2.  Bande  seines  Hand- 
buchs des  deutschen  gemeinen  Prozesses  hatte  er  sich  mit 
der  Frage  befafst,  „welche  Gegenstände  zu  den  Justiz-  und 
Polizeysachen  zu  rechnen  seyen"  und  hierbei  insbesondere 
auch  die  hierüber  zu  seiner  Zeit  vorgetragenen  Anschau- 
ungen einer  eingehenderen  Würdigung  und  Kritik  unter- 
zogen. Allerdings  bezweckte  diese  ganze  Ausführung  zu- 
vörderst die  genaue  Umgrenzung  des  Begriffes  „Justiz- 
sachen", denen  er  zu  diesem  Behufe,  wie  er  meint,  in 
richtigerer  Weise  nicht  die  Polizeisachen  allein,  wie  es  bis- 
lang Usus  gewesen  sei,  sondern  alle  „Nichtjustizsachen" 
gegenüberstellt,  allein  er  hat  mit  Rücksicht  auf  den  bisher 
herrschenden  Gebrauch  und  auf  die  Tatsache,  dafs  „die 
Rechtslehrer   ängstlich    um    die   Zergliederung    der    unter- 
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scheidenden  Merkmale  zwischen  Justiz-  und  Polizejsachen 
bemüht  gewesen  seien**  (S.  79), -auch  dieser  Trennung  eine 
etwas  eingehendere  Darstellung  gewidmet.  Er  führt  an 
dieser  Stelle  (S.  80  f.)  aus,  dafs  Justiz-  und  Polizeisachen 
sich  scheiden  einmal  nach  ihrem  Zweck,  dann  nach  den 
bei  denselben  in  Frage  kommenden  Subjekten,  nach  den 
hierbei  in  Anwendung  kommenden  Mitteln,  wie  in  den 
Handlungen,  wodurch  sie  erledigt  werden. 

Während  nämlich  bei  Polizeisachen  nur  das  allgemeine 
Interesse,  das  Gemeinwohl  in  Frage  stehe,  handle  es  sich 
bei  Justizsachen  nur  um  die  Entscheidung  eines  zwischen 
Parteien  streitigen  Rechtsverhältnisses  und  während  es  hier- 
bei um  deswillen  stets  der  ausdrücklichen  Inanspruchnahme 
der  Hilfe  des  Richters  durch  die  Parteien  bedarf,  handelt 
in  Polizeisachen  der  Staat  wegen  des  für  ihn  bestehenden 
unmittelbaren  Interesses  auch  unaufgefordert  und  trifft  dabei 
seine  Mafsregeln  nur  von  dem  höheren  Gesichtspunkte  des 
Gemeinwobles  aus;  der  Richter  dagegen  in  seinem  Urteile 
hat  nur  nach  den  Gründen,  die  für  das  streitige  Rechts- 
verhältnis gültig  sind,  seine  Entscheidung  zu  treffen.  Und 
dieser  Verschiedenheit  in  den  zur  Anwendung  kommenden 
Mitteln  entspricht  auch  eine  Verschiedenheit  in  der  Art  der 
Erledigung  der  beiden  Sachen.  Während  nämlich  die  Justiz- 
sachen im  Wege  des  gerichtlichen  Verfahrens  zu  behandeln 
sind,  ist  das  Verfahren  in  Polizeisachen  frei  und  ungebunden 
und  regelt  sich  nur  nach  dem,  was  jeweils  Zeit,  Ort  und  Um- 
stände erheischen.  Nebst  alledem  unterscheiden  sich  aber 
Justiz-  und  Polizeisachen  vor  allem  in  den  Staatsgewalten,  als 
dem  Grunde  des  Einflusses,  den  der  Staat  auf  einen  Gegenstand 
hat.  Hier  legt  er  dann  allerdings  noch  die  von  ihm  später  in 
seinem  Teutschen  Staatsrecht  nicht  mehr  aufrecht  erhaltene 
Oliederung  der  Staatsgewalt  in  gesetzgebende,  richterliche 
und  vollziehende  Gewadt  zugrunde  und  erklärt  ^  dafs  wäh- 
rend   bei  Justizsachen   immer  nur  die   richterliche  Gewalt 


»  Im  Anschlufe  an  v.  Berg  I.  Bd.  S.  132. 
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tätig  werde,  in  Polizeisachen  bald  die  legislative  Gewalt  in 
Aufstellung  allgemeiner  Normen,  bald  die  vollziehende 
in  Subsumtion  konkreter  Polizeifälle  unter  diese  Nonnen 
tätig  sei. 

Das  Resultat  dieser  seiner  Untersuchungen  hat  er  in 
Kürze  auch  in  seinem  Teutschen  Staatsrecht  zusammen- 
gefafst.  Gemeinsam  haben  die  beiden  Gewalten  nach  ihm 
.  die  Gewährung  von  Sicherheit.  Der  Unterschied  zwischen 
ihnen  ist  aber  darin  zu  finden,  dafs  die  richterliche  Gewalt 
nur  das  Rechtsgesetz  in  konkreten  Fällen  realisiere  and 
hierbei  nur  auf  ausdrückliche  Inanspruchnakme  «eitens  der 
streitenden  Parteien  tätig  werde,  während  dagegen  die  Polizei- 
gewalt „die  Sicherheit  des  Ganzen  in  der  Sicherheit  aller 
Individuen  zu  erhalten  sucht"  und  um  deswillen  „nur  aus 
solchen  Rücksichten,  welche  auf  das  Allgemeine  wirken, 
abgesehen  von  allen  individuellen  Rechtsverhältnissen  und 
auch  unaufgefordert  thätig  ist."     (§§  275  V,  328.) 

So  scheidet  sich  also  die  Polizeigewalt  von  der  Finanz- 
gewalt,  dem  Wohlfahrtsfache  und  der  Justizhoheit. 

Was  nun  den  Inhalt  der  Polizeigewalt  anlangt,  so  be- 
greift dieselbe  in  sich  (§  328)  neben  dem  Rechte  der  Auf- 
sicht über  Polizeigegenstände  vor  allem  das  Recht  der  Er- 
lassung von  „Lokalanordnungen"  nach  Mafsgabe  der  be- 
stehenden allgemeinen  Normen. 

Gönner  scheidet  also,  wie  hieraus  zu  entnehmen,  scharf 
zwischen  dem  Gesetzgebungsrecht  in  Polizeisachen,  das  die 
Schaffung  allgemeiner  Normen  zum  Gegenstande  hat  und 
einem  besonderen  Verordnungsrecht  der  Polizei,  das  inner- 
halb des  Rahmens  und  der  Grenzen  der  durch  die  Gesetz- 
gebung geschaffenen  allgemeinen  Normen  durch  Spezial- 
vorschriften individuellen  Verhältnissen  und  „konkreten 
Einzelfällen"  zu  genügen  und  Rechnung  zu  tragen  bestimmt 
ist.  Als  notwendige  Folge  dieses  Verordnungsrechtes  ergibt 
sich  für  die  Polizei  die  Befugnis  und  das  Recht  der  Voll- 
ziehung ihrer  Anordnungen,  der  Polizeiverfügungen.  Gönner 
weist  hier  darauf  hin,   dafs  es  irreführend  sei,   in  diesem 
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Zasammenhang  von  einer  eigenen  Polizeigerichtsbarkeit  zu 
sprechen,  und  dies  gibt  ihm  zugleich  Veranlassung,  über- 
haupt aich  gegen  die  Identifizierung  der  Begriffe  Polizei- 
recht und  Polizeiwissenschaft  zu  wenden,  wie  sie  sich 
bei  Pütter  und  auch  v.  Berg  (vgi  Bd.  IV  S.  1  ff.)  findet 
Er  weist  darauf  hin,  dab  es  im  Grunde  ein  Polizeirecht 
als  besondere  Wissenschaft  oder  besonderen  Rechtsteil  über- 
haupt nicht  gebe,  dasselbe  vielmehr  lediglich  einen  Teil  des 
öffentlichen  bezw.  des  Civilrechts  bilde  und  dafs  deshalb 
auch  niemals  die  Polizeiwissenschaft  identisch  mit  „Polizei- 
recht" gefafst  werden  könne.  Er  bringt  damit  den  zweifel- 
los richtigen  und  für  seine  Zeit  sicherlich  neuen  Gedanken 
zum  Ausdruck,  dafs  in  den  aus  der  polizeilichen  Tätigkeit 
des  Staates  sich  ergebenden  Rechten  und  Verbindlichkeiten, 
also  überhaupt  in  der  rechtlichen  Seite  dieser  Tätigkeit  das 
Wesen  der  Polizei  nicht  erblickt  werden  dürfe  und  deshalb 
auch  eine  Darstellung  der  Wissenschaft  von  der  polizei- 
lichen Gewalt  niemals  in  der  Darlegung  der  durch  dieselbe 
geschaffenen  bezw.  mit  derselben  zusammenhängenden  Rechts- 
beziehungen und  Rechtsverhältnisse  bestehen  könne  ^. 

Die  Richtung  der  Tätigkeit  der  Polizei  ist  nach  der 
von  Gönner  (§  275  V)  aufgestellten  Einteilung  eine  fünf- 
fache. Die  Polizeigewalt  betätigt  sich  einmal  in  der  Sorge 
für  die  Sicherheit  des  Staates,  also  der  Allgemeinheit 
schlechthin,  dann  aber  auch  für  die  Sicherheit  der  einzelnen 
Staatsangehörigen,  und  zwar  ihr6s  Lebens,  ihrer  Ehre,  ihres 
Eigentums  und  der  „Moralität".  Unter  diese  ftlnf  Haupt- 
gruppen von  Objekten,  deren  Sicherung  der  Polizeigewalt 
obliegt,  die  allerdings  etwas  willkürlich  aufgestellt  erscheinen, 
begreift  er  nun  eine  grofse  Anzahl  detaillierter  Aufgaben, 
die  der  Staatsgewalt  im  Innern  des  Staates  obliegen  und 
deren  nähere  Betrachtung  ergibt,  dafs  die  Polizeigewalt  bei 
Lösung  derselben  in  der  verschiedensten  Weise,  durch  Übung 
von  Aufsicht,  durch  direkte  Beseitigung  schädlicher  Zustände 


^  Yergl.  hierher  Mohl,  Polizeiwissenschaft  S.  6  A.  2. 
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und  durch  Abwendung  bevorstehender  Übel  tätig  wird  (vgl. 
§  275  V,  auch  §§  333—338). 

Wenn  man  nun  die  Anschauungen  Gönners  über  das 
Wesen  der  Polizei  nach  den  Anhaltspunkten,  die  die  vor- 
stehenden Ausführungen  geben,  kurz,  unter  Hervorhebung 
der  Hauptmomente  zusammenfassen  will,  so  wird  man  etwa 
zu  folgendem  Resultate  gelangen: 

Polizei  ist  die  von  dem  Gesichtspunkte  der  Wahrung 
der  allgemeinen  Interessen  geleitete  und  deshalb  unaufge- 
fordert tätig  werdende,  mit  Zwangsbefugnissen  ausgestattete 
Staatsgewalt,  welche  die  Beseitigung  und  Abwendung  be- 
stehender oder  zukünftiger  gemeinschädlicher  Übel  im  Innern 
des  Staates,  also  die  „Sicherheit^  des  Ganzen,  niemals  aber 
direkte  positive  Wohlfahrtsförderung  zum  Zwecke  hat. 

g  16.    1    Die  vollziehende  Gewalt. 

Den  Begriff  der  „vollziehenden  Gewalt"  fafst  Gönner 
in  dem  engen  Sinne  von  Zwangsgewalt,  die  dazu  bestimmt 
erscheint,  „in  allen  Teilen  des  Staates  Ordnung  und  Gesetze 
aufrecht  zu  halten"  (§§  339.  344).  Er  begründet  die  Not- 
wendigkeit und  innere  Berechtigung  und  damit  den  hoheit- 
lichen Charakter  dieses  Rechts  mit  dem  Hinweise,  dafs  die 
Menschen,  weil  deren  Sinnlichkeit  dem  Gesetze  widerstreite, 
zur  Befolgung  der  Gesetze  zwangsweise  durch  die  im  Herr- 
scher konzentrierten  Kräfte  des  Staates  angehalten  werden 
müfsten,  damit  nicht  ihre  Sinnlichkeit  über  das  Gesetz 
herrsche,  vielmehr  die  Vernunft  durch  den  Staat  zur  Heri> 
Schaft  gebracht  werde  (§  275  VI). 

Diese  enge  Auffassung  der  vollziehenden  Gewalt  als 
der  dem  Staate  zustehenden  physischen  Zwangsgewalt  zur 
Aufrechterhaltung  von  Ordnung  und  Gesetz  hatte  vor  Gönner 
nur  Häberlin  in  seinem  Handbuch  des  deutschen  Staats- 
rechts 1797'  vertreten;  dafs  dieselbe  übrigens  bei  Gönner 
originärer  Natur  ist,  kann  einem  Zweifel  nicht  unterliegen; 

»  Bd.  VI  c.  6. 
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wie  er  zu  derselben  gekommen,  ist  unschwer  zu  erkennen. 
Dafs  er  in  an  anderer  Stelle  insbesondere  §§  297  ff.  gegebenen 
Ausführungen   im   allgemeinen   dem  modernen  Begriff  der 
vollziehenden  Gewalt  ziemlich   nahegekommen,   haben  wir 
bereits  früher  bei  Darstellung  der  anordnenden  Gewalt  be- 
tont und  dabei  zugleich  die  Gründe  hervorzuheben  gesucht, 
warum  er  zu  weiteren  Resultaten  hier  nicht  kommen  konnte» 
War  es  ihm   so  nicht  möglich,   zur  Erkenntnis  des  eigent- 
lichen Wesens  der  vollziehenden  Gewalt  zu  gelangen,  zer- 
teilte er  andererseits  bei  Darstellung   der  Funktionen  der 
Staatsgewalt  den  wöiten  Begriff  der  vollziehenden  Gewalt, 
wie  ihn  die  lange  Zeit  herrschende,  insbesondere  auch  noch 
von  Kant  vertretene  und  früher  (vgl.  z.  B.  Handb.  des  d.  gem. 
Pr.  Bd.  II  S.  81)  auch  von  ihm  acceptierte  Dreiteilung  der 
Staatsgewalt  in   Gesetzgebung,    Rechtsprechung  und  Voll- 
ziehung bedang,   und  erhob   er  dabei  verschiedene,   früher 
unter   dieselben   subsumierte   Rechte   zu   eigenen   Hoheits- 
rechten,  die  er  der  vollziehenden  Gewalt  gleichstellte,   so 
konnte   er  schliefslich   zu  keinem   anderen   Ergebnisse  als 
der  Fassung  der  vollziehenden  Gewalt  in  dem  engen  Sinne 
von    „zwingender",    von    Zwangsgewalt    kommen.      Dabei 
darf  überdies  nicht  übersehen  werden,   dafs  ihm   hier  die 
mit  der  Darstellung  des   positiven  Rechts   verbundene  Be- 
trachtung der  Art  und  des  Umfangs  der  vollziehenden  Tätig- 
keit der  Staatsgewalt  insofern  zu  Hülfe  kaip,  als  gerade  im 
Reiche   der  Zwangscharakter  der  vollziehenden  Gewalt  in 
besonders   markanter    Weise   hervortrat.     (Man   vergleiche 
seine  positiven  Darlegungen  in  §§  340.  341.  342.) 

Wenn  man  nun  so  seine  Auffassung  und  das  Werden 
derselben  wohl  zu  erklären  vermag,  so  lassen  sich  doch, 
nach  seiner  eigenen  Darstellung  schon,  will  man  also  auch 
nicht  den  Mafsstab  der  modernen  Wissenschaft  anlegen. 
Bedenken  gegen  die  ZutreiFendheit  derselben  geltend  machen. 
Insbesondere  läfst  sich  nicht  verkennen,  dafs  die  vollziehende 
Gewalt  als  eigenes  Hoheitsrecht  auch  in  dieser  engen  Be- 
schränkung als  Zwangsgewalt  nicht  vollständig  und  unbe- 
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dingt  von  den  übrigen  Hoheitsrechten  sich  scheiden  liefs. 
Insoweit  beispielsweise  nach  seiner  Auffassung  die  voll- 
ziehende Gewalt  die  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  zum 
Zweck  hat,  läuft  sie  zweifellos  parallel  mit  der  „Polizei- 
gewalt" (vgl.  oben);  nun  war  aber  nach  Gönner  auch  aus 
diesem  Hoheitsrecht  ein  eigenes  Recht  der  Vollziehung  aller 
zu  dem  genannten  Zwecke  notwendig  gewordenen  Polizei- 
verfügungen abzuleiten  und  es  mufste  damit  auch  die  zu 
diesem  Behuf e  notwendige  Zwangsgewalt ,  die  das  charak- 
teristische Merkmal  des  spezifischen  Hoheitsrechts  der  voll- 
ziehenden Gewalt  bilden  soll,  der  Polizei  zugesprochen 
werden  (§  328  Z.  4.  Vgl.  hierher  auch  das  Hoheitsrecht 
der  oberaufsehenden  Gewalt  §  284). 

Als  Ausflufs  der  obersten  Gewalt  (§  339)  ist  die  voll- 
ziehende Gewalt  enthalten  einmal  in  der  Reichshoheit  (§  340). 
Hier  im  Reiche  steht  das  Exekutions  recht  fbr  die  Regel 
dem  Kaiser  ohne  Konkurrenz  der  Reichsstände  zu.  Die 
unmittelbare  Ausübung  der  exekutiven  Gewalt,  die  dann 
allerdings  nur  auctoritate  caesarea  geschieht,  ist  jedoch  in 
der  Regel  besonderen  Organen  übertragen  (cfr.  §§  340  I. 
n.  VH-^IX,  341).  Aber  auch  in  der  landesherrlichen  Ge- 
walt als  höchster  Gewalt  liegt  „der  ganze  Umfang  aller  die 
Exekutionsgewalt  umschliefsenden  Rechte.*'  Es  kann  des- 
halb auch,  falls  einem  Mittelbaren  ein  Volbsiehungsrecht 
zustehen  sollte,  dasselbe  den  Grund  seines  rechtlichen  Be- 
standes nur  in  einer  Übertragung  seitens  des  Landesherm, 
des  Souveräns,  finden  (§  343  I.  II). 

§  17.     g.    Die  Strafgewalt. 

Als  weiteres  Hoheitsrecht  fährt  Gönner  auf  die  Straf- 
gewalt. 

Er  scheidet  dieselbe  in  einfache  Strafgewalt  und  in 
Kriminalgewalt,  welch'  letztere  dann  gegeben  erscheint, 
„wenn  die  Strafen  bis  zur  gänzlichen  oder  temporären  Ver- 
nichtung  der   bürgerlichen   Existenz    des  Verbrechers   bei 
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den  diesen  Strafen  angemessenen  unerlaubten  Handlungen 
emporsteigen"  (§§  344  VII,  275  VH). 

Bei  Darstellung  des  Wesens  der  Strafgewalt  bezeichnet 
Gönner  dieselbe  als  die  notwendige  Ergänzung,  als  das 
Surrogat  der  vollziehenden  Gewalt,  die  dann  einzutreten 
habe,  wenn  der  durch  die  vollziehende  Gewalt  geübte  phy- 
sische Zwang  nicht  mehr  hinreichend  sei  zur  Bekämpfung 
der  dem  Gesetze  widerstreitenden  menschlichen  Sinnlich- 
keit Die  Strafe  bedeute  ein  •  psychologisches  Zwangs- 
moment, insofern  sie  wirke  durch  die  Androhung  eines  auf 
die  Gesetzesübertretung  folgenden  Übels  (§§  344,  275  VII). 

Gtönner  steht  hier  mit  seiner  Strafrechtstheorie  ganz 
unter  Feuerbachschem  Einflüsse.  Bis  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts hatte  im  Strafrecht  die  Idee  der  Vergeltung  un- 
bestritten geherrscht  und  Kant  noch  hatte  ihr  die  denkbar 
schärfste  Formulierung  gegeben.  Er  bezeichnet  in  seinen 
„Metaphysische  Anfangsgründe  der  Rechtslehre"  (1798)  das 
Strafrecht  als  „das  Recht  des  Befehlshabers  gegen  den 
Unterwürfigen,  ihn  wegen  sieines  Verbrechens  mit  einem 
Schmerz  zu  belegen^  und  sagt  weiterhin,  die  richterliche 
Strafe  könne  „niemals  blofs  als  Mittel,  ein  anderes-  Gut  zu 
befördern,  für  den  Verbrecher  selbst,  oder  für  die  bürger- 
liche Gesellschaft,  sondern  mufs  jederzeit  darum  wider  ihn 
verhängt  werden,  weil  er  verbrochen  hat;  denn  der  Mensch 
kann  nie  blofs  als  Mittel  zu  den  Absichten  eines  Andern 
gehandhabt  und  unter  die  Gegenstände  des  Sachenrechts 
gemengt  werden,  wowider  ihn  seine  angebohrne  Persönlich- 
keit schützt "    Diesen  Anschauungen  gegenüber  hatte 

nun  Feuerbach  in  Konstruktion  einer  besonderen  Theorie 
des  psychischen  und  psychologischen  Zwanges  dem  Ge- 
danken von  dem  abschreckenden  Zwecke  der  Strafe  in 
glänzender  Form  Ausdruck  verliehen.  Nur  in  der  Ab- 
schreckung aller  möglicher  Beleidiger  des  Gesetzes  dürfe 
der  Zweck  der  im  Gesetze  enthaltenen  Strafandrohung  er- 
blickt werden*  und  wenn  dann  die  Staatsgewalt  im  Einzel- 
falle die  angedrohte  Strafe  wirklich  znfüge,  so  geschehe  das 
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lediglich  zur  Begründung  der  Wirksamkeit  der  gesetzlichen 
Drohung,  da  andernfalls  ja  die  Drohung  leer  und  unwirk- 
sam sein  würde. 

So  auch  Gönner!  Er  bezeichnet  selbst  die  Feuerbachsche 
Theorie  als  die  richtigste  unter  allen  bisherigen  Theorien 
des  Strafrechts  und  ihr  folgend  erklärt  auch  er,  wie  bereits 
hervorgehoben,  als  Zweck  der  Strafe  die  Abschreckung  und 
fügt  hinzu,  dafs  um  deswillen  die  Androhung  ihrer  Zu- 
fiigung  vorausgehen  müsse,  die  Zufügung  selbst  aber  „recht- 
lich" geschehe,  „da  ohne  sie  die  Androhung  zwecklos  sein 
würde".     (§  344.) 

Dafs  nun  dieses  Recht  der  Androhung  und  Zufügung 
der  Strafe  ein  Ausflufs  der  obersten,  der  höchsten  Gewalt 
sei,  bedarf  für  ihn  keiner  ausdrücklichen  Betonung.  Der 
Gedanke,  dafs  es  dieses  Recht  der  Strafe  nur  im  Staate 
gebe  und  dasselbe  ausschliefslich  der  höchsten  Gewalt,  dem 
Souverän  zustehe,  war  in  der  Wissenschaft  längst  jeglichem 
ernstlichen  Streite  entrückt  und  Ideen,  wie  sie  einst  Grotiua 
gegen  die  Majestätsqualität  der  Strafbefugnis  vorgetragen 
und  die  in  dem  Satze  von  einer  allgemeinen  Strafgewalt 
der ' Einzelnen  gipfelten,  sie  waren  längst  als  unzutreflFend 
widerlegt  und  auch  in  der  Folgezeit  gegenüber  der  all- 
gemeinen Meinung  mit  Erfolg  nicht  wieder  vertreten  worden  \ 
Für  Gönner  bildet  sogar  die  Kriminalgewalt  das  höchste 
Recht  der  obersten  Gewalt  (Staatsrechtsdienstb.  S.  63)1 

Inhaltlich  umfafst  nun  die  Strafgewalt  des  Staates 
(§  344  IV  f.)  neben  dem  Rechte  der  Schaffung  aller  zu  ihrer 
Ausübung  notwendigen  Institute  und  Einrichtungen  einmal 
das  Recht  der  Androhung  der  Strafe,  ebenso  wie  das  Recht 
der  ZufÜgupg  derselben,  aufserdem  auch  insbesondere  das 
Recht  der  Begnadigung. 

Das  Begnadigungsrecht  hatte  seit  Bodin  in  den  Aus- 
führungen der  Staatsrechtslehrer  fast  durchweg  als  besonderes 

^  Nur  J.  G.  Daries  hatte  in  seinen  1776  erschienenen  Instit. 
jurispr.  univ.  einen  yergehlichen  Angriff  auf  das  Souveränetätsrecht 
der  Strafe  gemacht  (vergi.  Dock  a.  a.  0.  S.  80  f.) 
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Hoheitsrecht  eine  eingehendere  Darstellung  gefunden.  Mit 
Bodin  fafste  man  es  zumeist  als  unmittelbare  Folge  der 
legibus  solutio  des  Souveräns.  Allerdings  glaubte  man 
vielfach  dasselbe  mit  den  Forderungen  der  vergeltenden 
Gerechtigkeit  nicht  vereinbaren  zu  können,  anderseits  er- 
schien auch  vielen  dieses  Recht  vom  politischen  Standpunkte 
aus  bedenklich  und  so  waltete  denn  zumeist  das  Streben 
vor,  dem  Herrscher  in  Ausübung  dieses  Rechtes  Schranken 
zu  setzen,  die  man  entweder  aus  dem  jus  divinum,  dem  ja 
auch  der  Herrscher  unterworfen  war,  herleitete  oder  aber 
mit  den  Forderungen  des  Staatswohles  begründen  zu  können 
glaubte.  Am  weitesten  war  in  dieser  Beziehung  zu  Gönners 
Zeiten  Kant  gegangen,  der  zwar  das  Begnadigungsrecht  als 
das  einzige  Recht  bezeichnet,  welches  den  Namen  Majestäts- 
recht verdiene,  dasselbe  aber  praktisch  nahezu  illusorisch 
machte,  indem  er  es  dem  Regenten  „in  Ansehung  der  Ver- 
brechen der  Unterthanen  gegeneinander"  überhaupt  entzog 
and  ihm  nur  verstattete  „bey  einer  Läsion,  die  ihm  selbst 
widerfährt  —  crimen  laesae  maiestatis  — "  davon  Gebrauch 
zumachen,  aber  auch  hier  nur  dann,  wenn  es  feststeht, 
dafs  durch  Ungestraftheit  dem  Volke  selbst  in  Ansehung 
seiner  Sicherheit  keine  Gefahr  erwachsen  könne  (a.  a.  O.).  — 
Dafs  Gönner  hier  wie  in  anderen  Punkten  Kant  folgen 
würde,  erschien  schon  bei  seinen  politischen  Anschauungen, 
die,  wie  sich  ja  verschiedentlich  zeigt,  mehr  dem  Absolutis- 
mus zuneigten,  nicht  wahrscheinlich ;  zum  andern  aber  zeigte 
gerade  die  Darstellung  des  positiven  Rechtes  und  bezw.  die 
empirische  Betrachtung  die  reale  Bedeutung  dieser  Befugnis. 
Im  allgemeinen  befafst  er  sich  damit  allerdings  nur  kurz. 
Auch  ihm  erscheint  das  Begnadigungsrecht  als  eigentliches 
Recht  der  souveränen  Gewalt  und  er  sagt,  dafs  es  durch 
Abolition  id  est  Niederschlagung  anhängiger  Untersuchungen, 
wie  durch  Adgratiation  id  est  die  eigentliche  Begnadigung 
geübt  werde,  wobei  er  übrigens  dem  Souverän  wenigstens 
die  eine  Schranke  setzen  zu  müssen  glaubte,  dafs  von  dem- 
selben dieses  Recht  nur  insoweit  ausgeübt  werden  dürfe, 

StMt«.  jx.  yOlktrreohtl.  Abhandl.  IV.  1.  -  Koch.  9 
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„als  es  sich  vor  dorn  Richterstuhle  der  Vernunft  verteidigen 

läfst."    (§  344  VI.)    Es  steht  ausschliefslich  dem  Souverän, 

im   Reiche  dem  Kaiser  (§§  345  X,  348  V),   in  den   Terri-  J 

torien    dem    Landesherrn    zu    (§§   346   IV,   353  IV.   VI, 

354  VI).  ] 

Anders  bei  dem  Rechte  der  Androhung  der  Strafe. 
Diese  geschieht  durch  das  Strafgesetz  und  es  greifen  dem- 
zufolge hier  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  das  Gesetz- 
gebungsrecht des  Souveräns  Platz.  Im  Reiche  steht  um 
deswillen  dem  Kaiser  die  Befugnis,  Strafandrohungen  in  der 
hierzu  erforderlichen  Gesetzesform  zu  erlassen ,  nur  unter 
Mitwirkung  der  Reichsstände  zu  (§§  345  I,  349),  während 
aber  in  den  Territorialstaaten  in  dem  „Recht,  Strafgesetze 
zu  machen"  der  Landesherr  an  Beschränkungen  nicht  ge- 
bunden ist  (§§  346,  353  IV). 

Was  nun  das  Recht  der  Strafzufügung  anlangt,  so  er- 
scheint dasselbe  allerdings  als  ausschliefsliches  Vorrecht  des 
Herrschers  (§  345  UI)  und  ist  nur  als  hoheitlicher  Akt 
rechtlich  denkbar  (§  346  II);  es  kann  also  Privaten  zu 
eigenem  Rechte  nicht  zustehen  und  wenn  solche  wirklich 
Akte  der  Strafvollziehung  vorzunehmen  berechtigt  sind,  ao 
kann  sich  ein  derartiges  Recht  nur  aus  einer  Konzession 
seitens  des  Souveräns  herleiten  (cfr.  §  346  UI).  Allein  es 
erfordert  die  Strafzufügung  „allemal  eine  genaue  Unter- 
suchung und  ein  Urteil"  (§  244  IV)  und  es  erscheint  ge- 
boten, dafs  der  Herrscher,  und  zwar  aus  ähnlichen  Gründen 
wie  bei  Übertragung  der  „richterlichen  Gewalt",  mit  dieser 
Untersuchung  und  Urteilsfindung  ev.  auch  mit  der  eigent- 
lichen Strafzufügung  entweder  die  Gerichte  oder  aber  be- 
sondere Kommissionen  betraue  (cfr.  §§  350,  345  IV,  354  VI). 
Die  so  mit  der  Ausübung  des  eigentlichen  Strafrechtes  be- 
trauten Beamten  üben  naturgemäfs  nur  vertretungsweise 
fremdes  Recht  aus,  im  Prinzip  bleibt  das  Recht  der  Be- 
strafung dem  Souverän  vorbehalten  (cfr.  insbes.  §  350), 
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§  18.    .h.    Die  MUitftrgewalt. 

Als  eines  der  wichtigsten  Souveränetätsrechte  erschien 
der  staatsrechtlichen  Publizistik  seit  Bodin  das  Recht  über 
Krieg  und  Frieden  (jus  belli  ac  pacis)  und  sie  hatte  sich 
deshalb  meist  eingehend  damit  befafst  Nur  der  höchsten 
Gewalt,  80  erklärte  man,  könne  das  Recht  des  Krieges  zu- 
stehen, nur  sie  könne  von  diesem  Mittel  der  Selbsthülfe 
Gebrauch  machen,  denn  nur  sie  erkenne  keinen  Richter 
über  sich  an,  vor  dem  sie  Recht  nehmen  könne  bezw.  Recht 
zu  nehmen  verpflichtet  wäre.  Wer  einem  Richter  unter- 
worfen, könne  seinen  Streit  auf  dem  gewöhnlichen  Rechts- 
wege zur  Entscheidung  bringen,  ihm  könne  um  deswillen 
nicht  verstattet  sein,  zu  den  Waffen  zu  greifen,  um  sich  sein 
Recht  zu  schaffen;  er  würde  sich  diesfalls  eines  Verbrechens 
des  Landfriedensbruches  schuldig  machen^. 

Das  Recht  des  Krieges  bedingt  aber  weiterhin  auch  das 
Recht,  den  begonnenen  Streit  zu  enden,  das  Recht  der 
Friedensschliefsung.  Auch  dieses  Recht  steht  hiernach  nur 
der  obersten  Gewalt  zu. 

Aus  diesem  ins  belli  ac  pacis  wurde  nun  eine  Reihe 
der  verschiedensten  Rechte  und  Befugnisse  hoheitlicher  Natur 
abgeleitet,  wie  das  Recht,  Heere  unter  Waffen  zu  halten, 
Soldaten  zu  werben,  Befestigungen,  Zeughäuser,  Kriegs- 
magazine anzulegen  etc.  .  . 

Gönner  hat,  wie  wir  bereits  früher  gesehen,  das  Recht 
über  Krieg  und  Frieden  als  Ausflufs  des  Souveränetäts- 
rechts  der  Repräsentativgewalt  bezeichnet  und  an  anderer 
Stelle  behandelt. 

Das  Recht  der  Kriegführung  und  die  sonstigen  aus 
dem  jus  belli  ac  pacis  abgeleiteten,  oben  genannten  hoheit- 
lichen Befugnisse  hat  er  unter  dem  besonderen  Hoheitsrechte 
der  Militärgewalt  vereint. 

Die  Behauptung  der  Selbständigkeit  und  Rechte  des 


*  Vergl.  Hancke  a.  a.  0.  S.  56;  Dock  a.  a.  0.  S.  85. 
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Staats  gegen  andere  Völker  und  der  Schutz  der  Bürger 
gegen  äufsere  AnfkUe  bedingt  die  Militärgewalt  eines  Staates. 
(§  355.) 

Ihre  in  ihrer  Zweckbestimmung  liegende  Bedeutung 
war  zwar  niemals  verkannt  worden;  sie  zeigte  sich  schon 
in  der  vielfach  sich  findenden  Dreiteilung  der  Punk- 
tionen der  Staatsgewalt  in  Gesetzgebung,  Ernennung 
der  Beamten  und  Kriegführung;  politisch  bewegte  und 
kriegerische  Zeiten  aber,  wie  sie  insbesondere  die  Zeiten 
Gönners  y  das  Ende  des  achtzehnten  und  der  Beginn  de» 
vorigen  Jahrhunderts  waren,  mufsten  dieselbe  in  ganz  be- 
sonderem Mafse  hervortreten  lassen  und  es  lag  deshalb  nur 
zu  nahe,  dafs  Gönner  selbst  zur  Begründung  der  Notwendig* 
keit  des  Haltens  von  stehenden  Heeren,  einer  „regfulären 
Militz**  und  aller  damit  zusammenhängenden  Rechte,  wie 
das  der  Konskription,  der  Aushebung  von  Mannschaften  etc.,. 
welche  zusammen  das  eigentliche  jus  armorum  ausmachen, 
auf  „Europens  gegenwärtige  Lage**  verwies  (§  355).  Er 
kann  sich  hierbei  allerdings  nicht  versagen,  seiner  An- 
schauung dahin  Ausdruck  zu  geben,  dafs  „die  stehenden 
Heere  am  Ende  den  Ruin  aller  Staaten  unaufhaltbar  herbei- 
führen**,  da  sie  in  aufserordentlicher  Weise  die  Staatskräfte 
schwächen  —  positiv  dadurch,  dafs  sie  den  gröfsten  Auf- 
wand an  Staatsmitteln  erheischen,  „die  gröfste  Rubrik  im 
Steuerbedarf  ausmachen**,  dann  aber  auch  negativ  dadurch^ 
dafs  sie  einen  grofsen  Teil  der  arbeitenden  Bevölkerung 
der  Arbeit  entziehen  und  aus  Produzenten  in  blofse  Konsu- 
menten verwandeln.  Er  plädiert  mit  Rücksicht  hierauf  fUr 
eine  möglichst  grofse  Sparsamkeit  in  den  „unzähligen* 
Branchen  der  Militärökonomie,  dann  aber  insbesondere  fOr 
eine  allerdings  nicht  recht  klare  Verbindung  der  Institution 
der  stehenden  Heere  mit  einem  eigentlichen  Milizsystem,  in- 
dem er  sagt,  man  müsse  die  verlorene  Kunst  der  Römer  — 
und  er  hat  hierbei  zweifellos  nur  das  Rom  der  firühesten 
Zeit  im  Auge  —  wieder  hervorsuchen,  dem  Soldaten  ala 
Bürger  im  Frieden  eine  solche  Richtung  zu  geben,  dafs  er 
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im  Zustande  der  Ruhe  den  Wohlstand  und  die  Kräfte  des 
Staates  vermehren  hilft,  um  den  ungeheuren  Aufwand  eines 
Krieges  bestreiten  zu  können     (§§  355,  362  VII). 

Was  nun  den  Inhalt  dieses  Hoheitsrechtes  anlangt,  so 
enthält  dasselbe  einmal  das  Recht,  Militär,  eine  reguläre 
Miliz  zu  halten;  als  „Mittel  hierzu**  erscheinen  das  Recht 
der  Konskription  und  der  Aushebung  dienstfähiger  Mann- 
schaften im  Lande  ebenso  wie  das  Recht  der  Werbung  von 
Freiwilligen  (§  355  I II  III).  Weiterhin  enthält  die  Militär- 
gewalt insbesondere  das  Recht,  Festungen,  Magazine  ftlr 
Kriegsbedürfnisse,  Zeughäuser,  Invalidenhäuser  etc.  anzu- 
legen (§  355  V).  Auch  das  Recht  der  Anordnung  von  Ein- 
quartierungen im  Frieden,  der  Anlegung  von  „Musterplätzen", 
der  Anordnung  von  Durchzügen  ist  in  der  Militärhoheit  in- 
begriffen. 

Als  vorzüglichstes  Recht  erscheint  aber  das  Recht  der 
Kriegführung.  (Man  vergl.  hierzu  seine  Ausführungen  über 
den  Reichskrieg    §  358  ff.) 

Diesen  Rechten  der  Staatsgewalt  bezw.  des  Souveräns 
entspricht  auf  seite  der  Untertanen  die  Pflicht  eines  jeden 
Bürgers  zur  Verteidigung  des  Vaterlandes  (§  355);  hieraus 
resultiert  im  einzelnen  vor  allem  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  von  Kriegsdiensten  (cfr.  §§  355  II,  362  III.  IV), 
zur  Beschaffung  des  nötigen  Aufwandes  (§§  355,  362  VII) 
insbesondere  zur  Übernahme  von  Einquartierungslasten 
(ex  §  357  III),  auch  zur  Teilnahme  an  militärischen 
Übuügen  der  gesamten  Bürger  (Landmiliz)  im  Frieden 
(§  355  IV)  u.  s.  f. 

Im  Kriege  steigern  sich  die  Verbindlichkeiten  der  Ein- 
zelnen wie  der  Gesamtheit;  denn  der  Regent  erscheint 
alsdann  berechtigt,  „von  allen  Teilen  des  Gebietes  und  allen 
Staatskräften  an  Geld  und  Naturalien,  sowie  an  Mannschaft 
bis  zum  allgemeinen  Landesaufgebot  denjenigen  Gebrauch 
zu  machen,  welchen  die  aufserordentlichen  Umstände  er- 
heischen." (§  355  IV.)  (Staatsnotrecht  —  juseminens!  cfr. 
hierüber  oben!) 
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Überdies  sind  auch,  da  die  Kriege  als  GesamthandluDg 
anzusehen  sind,  die  einzelnen  Staatsbürger  gehalten,  die  auf 
sie  anteilsweise  ausgeschlagenen  Kriegslasten  zu  tragen. 
Eine  Verteilung  der  dem  einzelnen  Bürger  durch  den  Krieg 
verursachten  besonderen  Schädigungen  auf  die  Gesamtheit 
erscheint  jedoch  Gönner  vom  theoretischen  Standpunkte  aus^ 
wie  auch  aus  praktischen  Gesichtspunkten  untunlich,  ja 
unmöglich  (§  355  VII). 

Als  Ausflufs  der  höchsten  Gewalt  ist  nun  die  Militär- 
gewalt enthalten  in  der  Reichshoheit  (§  356  I),  wie  sie  auch 
dem  Landesherrn  zusteht  (§  362  I). 

Im  Reiche  ist  der  Kaiser  bei  Ausübung  aller  der  in 
der  Militärgewalt  liegenden  Rechte  an  die  Zustimmung  und 
Mitwirkung  der  Reichsstände  gebunden.  Die  Vollziehungs- 
gewalt des  Kaisers,  so  sagt  Gönner,  hat  über  nichts,  was 
zum  Kriegswesen  gehört,  physisch  zu  disponieren,  sondern 
mufs  alles  aus  den  Händen  der  Reichsstände  erwarten 
(§  356  II).  So  kann  der  Kaiser  beispielsweise  ohne  Konsens 
der  Reichsstände  einen  Reichskrieg,  auch  einen  Defensiv- 
krieg nicht  führen  (§  359  I),  er  darf  ohne  deren  Ein- 
willigung^ weder  neue  Festungen  anlegen ,  noch  zerfallene 
oder  alte  erneuern  (§  356  V) ;  die  Kriegsankündigung  obliegt 
ihm  zwar,  allein  es  mufs  dieselbe  unter  ausdrücklicher  Er- 
wähnung des  ständischen  Konsenses  geschehen  (§  359  VI) 
u.  s.  w.  „Nirgendswo,"  so  schreibt  um  deswillen  Gönner, 
„spricht  sich  der  Charakter  einer  beschränkten  Monarchie 
und  das  tJbergewicht  der  Territorialhoheit  stärker  aus,  als 
in  der  Keichsmilitärgewalt."  (§  356.)  Nirgendswo,  so  würde 
die  moderne  Wissenschaft  sich  ausdrücken,  als  in  der  Reicbs- 
milit-tr^ewalt,  zeigt  sich  deutlicher  der  republikanische 
Charakter  der  Staatsform  des  alten  deutschen  Reiches» 
Warum  Gönner  trotz  all  der  wesentlichen  Momente,  die  sich 
insbeüotidiTs  hier  wie  auch  anderwärts  bei  Darstellung  der 
Funktionen  der  Staatsgewalt,  der  einzelnen  Hoheitsrechte 
ergaben,   an   der  Auffassung  von   der  monarchischen  Ver^ 
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fassungsform  des  Reiches  festhielt,  haben  wir  bereits  wieder- 
holt darzulegen  Gelegenheit  gehabt. 

Den  Landständen  steht  in  den  Territorien  eine  Ein- 
flulsnahme  auf  die  Militärgewalt  gleichfalls  zu,  allerdings 
nur  insoweit  als  ihr  Steuerbewilligungsrecht  in  Frage  kommt 
(§  362  VII).  Dafs  dieses  Recht  eine  begriffliche  Beschrän- 
kung der  dem  Landesherrn  im  Territorium  zustehenden 
obersten  Gewalt  nicht  bedeutet,  ist  eine  Konsequenz  der 
Anschauung  Gönners  von  der  Beschränkbarkeit  der 
Souveränetät  (cfr.  hierüber  oben!). 

g  19.    i.    Die  Staatswirtsohaftsgewalt 

Was  Gönner  veranlafst  hat,  abweichend  von  der  bis- 
herigen Einteilung  der  Hoheitsrechte,  ein  eigenes,  besonderes 
Souverän  etätsrecht  der  „  Staatswirtschaftsgewalt  **  aufisustellen, 
iwrurde  bereits  früher,  bei  Darstellung  der  Polizeigewalt, 
eingehender  erörtert  (vgl.  hierzu  auch  oben  bei  der  Lehre 
vom  Staatszweck  §  1).  Es  mag  um  deswillen  die  Betrach- 
tung hier  auf  den  Inhalt  dieses  Hoheitsrechtes  beschränkt 
werden.  Dafs  dasselbe  mit  anderen  Hoheitsrechten  teilweise 
sich  berührt,  bringt  Gönner  selbst  zum  Ausdruck,  wenn  er 
§  363  sagt:  „Den  Wohlstand  des  Ganzen  im  Wohlstand 
der  Individuen  herbeizuführen,  ist  die  Tendenz  der  Staats- 
wirtschaft, welche  teils  eine  selbständige  Gewalt  des  Staates 
ausmacht,  teils  auf  andere  Hoheitsrechte  einwirkt. **  •  Be- 
trachtet man  nun  die  von  ihm  aufgestellte  Reihe  der  hier- 
nach im  Rahmen  dieses  Hoheitsrechtes  der  Staatsgewalt 
zustehenden  Befugnisse,  so  zeigt  sich,  dafs  Gönner  eine  sehr 
weitgehende  Einflufsnahme  des  Staates  auf  die  wirtschaft- 
liche und  kulturelle  Entwicklung  des  Volkes  fordert,  und 
gerade  hier  lälst  sich  ersehen,  wie  bereits  an  anderer  Stelle 
hervorgehoben,  wieweit  Gönner  von  der  herrschenden  Lehre 
und  Anschauung  seiner  Zeit,  für  welche  die  Zweckbestim- 
mung des  Staates  in  der  Sicherung  der  Rechte  sich  er- 
schöpfte,  sich  abgewandt   hatte.     Wenn   er  sich   nun  auch 
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hierbei  vielfach  den  Grundsatzes  des  vorkantschen  Polizei- 
staates annäherte,  so  darf  hier  doch,  wie  bereits  früher  be- 
tont, nicht  übersehen  werden,  dafs  er  gleichwohl  den  fort^ 
schrittlichen  Ideen  seiner  Zeit,  insbesondere  dem  in  jenen 
Tagen  mächtig  entwickelten,  im  Prinzip  jegliche  Einflufs- 
nahme  des  Staates  auf  diesen  Gebieten  perhorreszierenden, 
vielmehr  das  uneingeschränkteste  Selbstbestimmungsrecht 
der  Einzelpersönlichkeit  fordernden  Individualprinzip  Rech- 
nung getragen  hat  dadurch,  dafs  er  dem  Staate  hier  nur 
eine  unterstützende  und  fördernde  Tätigkeit  zuweist  und 
vor  allem  der  Staatsgewalt,  dem  Regenten,  die  Ausübung 
jeglichen  direkten  Zwanges  untersagt  (vgl.  §§  275  IX,  363, 
insbesondere  X). 

Im  einzelnen  nun  fordert  Gönner  hier  vom  Staate  zu- 
nächst eine  besondere  Bevölkerungspolitik,  bestehend  in  der 
Förderung  der  Eheschlielsungen,  der  Aufnahme  von  Bürgern, 
der  Heranziehung  von  Ansiedlem  aus  dem  Auslande  u.  s.  w. 
—  Forderungen,  die  in  der  in  der  Literatur  hervortretenden 
Reaktion  gegen  den  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  herr- 
schend gewordenen  Malthusianismus  eine  Stütze  fanden, 
dann  aber  vor  allem  durch  die  Tatsache  bedingt  erscheinen, 
dafs  in  den  deutschen  Territorien  vielfach,  teilweise  veran- 
lagt durch  die  Folgen  der  grofsen  Kriege  zu  Ende  des 
18.  und  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  populationistische 
Bestrebungen  sich  geltend  machten  (§  367  ff.)* 

Sodann  erklärt  Gönner  in  diesem  Zusammenhange,  dafs 
es  Aufgabe  des  Staates  sei,  für  den  Unterricht  und  die 
Bildung  seiner  Untertanen  Sorge  zu  tragen,  da  „das  Glück 
der  Staaten  beruhet  auf  der  Menge  gebildeter  Ein- 
wohner" (§  370).  Dieser  seiner  Aufgabe  habe  er  zu  ge- 
nügen durch  die  unterstützende  Förderung  von  Kunst  und 
Wissenschaft,  durch  Gründung  und  Unterhaltung  von  Unter- 
richts- und  Bildungsanstalten ,  durch  „Belohnung  und  Auf- 
munterung der  Gelehrten"  u.  s.  f.  (vgl.  §§  370.  371.  372). 

Indem  Gönner  den  Grundgedanken  des  Physiokratis- 
mus  ausspricht,  wenn  er  (§  373)  sagt,  dafs  der  Grundreich- 
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tum  eines  Staates  in  seinen  Naturprodukten  ruhe,  fordert 
er  folgerecht  von  den  Regierungen  eine  ganz  besondere 
Fürsorge  für  den  „Ackerbau",  die  ackerbautreibende  Be- 
völkerung, „Aufmunterung  und  Unterstützung  zur  Kultur 
der  Landwirtschaft",  den  Schutz  der  im  Lande  gewonnenen 
Erzeugnisse  durch  Verbot  der  Einfuhr  fremder  Produkte 
u.  8.  w.  (§  373).  „Damit  jedes  StaatsmitgUed  sich  durch 
Arbeit  den  Lebensunterhalt  erwerben  kann,  an  Befriedigung 
der  Bedürfnisse  nichts  mangelt  und  die  Erwerbszweige  zweck- 
mäfsig  verteilt  sind,  erstreckt  die  Staatsgewalt  ihre  Thätig- 
keit  auf  Gewerbe  im  Staat"  (§  374).  Dem  Regenten 
steht  die  Leitung  derselben  zu  (§  376),  und  dieser  Befugnis 
entspricht  ein  ausgebildetes  Konzessionssystem  (vgl.  hierüber 
insbesondere  §  376). 

Durchdrungen  von  der  Wichtigkeit  und  Bedeutung  des 
Handels  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  eines  Volks 
und  auch  hier  im  Einklänge  mit  den  Grundsätzen  der 
physiokratischen  Schule,  die  den  Sat^  verficht:  La  libre 
concurrence  est  le  principe  le  plus  ^tendu  et  le  plus  fScond 
du  commerce,  verlangt  Gönner  unter  eingehender  Darstellung 
der  einschlägigen  positivrechtlichen,  insbesondere  reichs- 
gesetzlichen Bestimmungen  eine  möglichst  weitgehende  Frei- 
heit desselben,  die  möglichste  Beseitigung  der  mannigfachen, 
vor  allem  infolge  der  Gliederung  des  Reiches  in  die  ver- 
schiedenen Territorialstaaten  gegebenen  Schranken  (§§  377 
bis  387)  und  behandelt  im  Anschlüsse  hieran,  gleichfalls  in 
ausführlicher  Weise  die  positivrechtlichen  Bestimmungen 
über  das  Zollwesen  in  Deutschland,  das  deutsche  „Zoll- 
recht"  (§§  388-392). 

Das  bislang  in  der  Literatur  nach  dem  Vorgange  Bodins 
als  eigenes  Hoheitsrecht  behandelte  Münzrecht  hat  Gönner 
hier  unter  den  weiteren  Begriff  der  Staatswirtschaftsgewalt 
eingegliedert.  Die  hoheitliche  Natur  dieses  Rechtes  erweist 
er,  indem  er  ausfuhrt,  dafs  das  Geld,  das  in  fortgeschritte- 
neren wirtschaftlichen  Verhältnissen  unbedingt  notwendig 
ist  (vgl.  §  393  I)    zur    Abwicklung   des   Verkehrs,    dieser 
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seiner  Zweckbestimmung  nur  zu  gentigen  vermöge,  wenn 
der  Wert  eines  jeden  Geldstücks  öffentlich  garantiert  ist,  eine 
Garantie,  die  nur  vom  Staate  hoheitlich  gewährt  werden 
könne  —  das  Recht  zu  münzen  ist  demzufolge  vermöge  der 
Repräsentationsgewalt  ein  Hoheitsrecht  (§  394).  Eine  Aus- 
übung dieses  Rechts  durch  einen  unbefugten  Dritten  er- 
scheint demnach  als  ein  Eingriff  in  die  Herrscherrechte, 
als  Majestätsverbrechen  (§  394  H),  das  vermöge  der  Straf- 
gewalt durch  den  Staat  geahndet  wird  (§  394  V).  Tat- 
sächlich von  fast  sämtlichen  deutschen  Territorialherren 
geübt,  ist  dieses  Hoheitsrecht  auch  nach  ihm  nur  in  der 
Reichshoheit  enthalten,  eine  Anschauung,  die  in  der  Lite- 
ratur durchweg  festgehalten  worden  war^.  Es  Hegt  also 
hierin  eine  Ausnahme  von  dem  von  ihm  (§  227)  aufge- 
stellten allgemeinen  Grundsatze,  dafs  die  Landeshoheit  den 
Inbegriff  aller  in  der  obersten  Gewalt  nach  dem  allgemeinen 
Staatsrechte  liegenden  Rechte  in  sich  enthalte,  denn  die 
Münzhoheit  ist  „kaiserliches  Reservatrecht"  und  kann  für 
die  Landesherren  „allemal  nur  aus  einer  besonderen  Ver- 
leihung der  Reichsgewalt"  abgeleitet  werden  (§  395  I  3.  4). 
Dafs  dem  Landesherm  die  Aufsicht  über  das  Münzwesen 
und  die  Bestrafung  der  Mtinzverbrechen  zu  eigenem  Rechte 
zusteht,  vermag  hieran  nichts  zu  ändern,  denn  diese  Befug- 
nisse sind  als  solche  nicht  in  der  „Münzhoheit"  enthalten, 
erscheinen  vielmehr  als  Ausflufs  der  auch  in  der  Territorial- 
hoheit liegenden  Polizei-  und  Strafgewalt  (§§  395  IV  3, 
394  IV— VI). 

Was  die  Ausübung  dieses  Rechtes  durch  die  hierzu 
Berechtigten  anlangt,  so  sind  dieselben  nach  den  Bestim- 
mungen der  Reichsgesetze  schon  gehalten,  hierbei  jeglichen 
Mifsbrauchs  sich  zu  enthalten,  da  derselbe  „ohne  fernere 
Erkenntnis  (ipso  jure)"  den  Verlust  des  Rechts  nach  sich 
zieht  iß  398),  und  eine  der  vomehmlichsten  Forderungen, 
die  Gönner  hier  aufstellt,  ist  die,  dafs  das  Recht  ohne  Ge- 


^  Vergl.  hierüber  Hancke  S.  77;  Dock  a.  a.  0.  S.  104. 
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winnsucht  geübt  werde  (§§  394  III,  396  I),  denn  „lukrative 
Unternehmungen  durch  geringhaltige  Münzen  sind  eine 
Steuer,  und  zwar  die  gefährlichste  selbst  in  einem  ge- 
schlossenen Handelsstaate**  (§  394  III).  Gönner  wendet  sich 
also  damit  ausdrücklich  gegen  die  besonders  im  18.  Jahr- 
hundert von  den  einzelnen  Landesherren  vielfach  zum 
Zwecke  der  Hebung  der  Staatsfinanzen  vorgenommenen 
Münzverschlechterungen,  die  früher  allerdings  in  der  Lite- 
ratur vom  rechtlichen  Standpunkt  aus  als  nicht  unzulässig 
erachtet  und  sogar  verteidigt  worden  waren  ^. 

Weiterhin  gliedert  Gönner  unter  die  Staatswirtschafts- 
gewalt noch  ein  das  Postwesen.  Er  definiert  (§  401)  Posten 
als  „eine  Anstalt,  Personen  und  Sachen  von  einem  Orte 
zum  andern  zu  bestimmten  Zeiten  durch  unterlegte,  zum 
Abwechseln  stäts  bereite  Pferde  (positis  equiß  —  Post!)  zu 
transportieren."  Das  Recht  der  Anlegung  von  Posten  ist 
staatliches  Hoheitsrecht  Zwar  gibt,  wie  er  selbst  sagt,  die 
Vernunft  keinen  Grund  daflir  an  die  Hand,  dafs  dieses 
Recht  ausschliefslich  der  Staatsgewalt  zustehen  solle,  allein 
die  tatsächliche  Übung  in  Deutschland  habe  diesem  Rechte 
den  Charakter  eines  Hoheitsrechtes  verliehen,  denn  seit 
Entstehung  der  Posten  seien  dieselben  hoheitlich  behandelt 
worden  und  man  habe  sich  lediglich  darüber  gestritten,  ob 
sie  ein  kaiserliches  Reservatrecht  oder  ein  landesherrliches 
Regal  seien  (§  402  I). 

An  sich  ist  dieses  Hoheitsrecht  nach  Gönner  auch  in 
der  Landeshoheit  enthalten  (§  402  VI),  wurde  seit  1658  auch 
vielfach  von  den  Landesherren  tatsächlich  geübt  (vgl.  §  401 
ni),  und  unterliegt  dieses  Recht  der  Errichtung  von  Posten 
durch  den  Landesherm  nur  positivrechtlich  insoweit  einer 
Einschränkung,  als  die  Bestimmungen  des  Lüneviller  Frie- 
dens zu  Gunsten  der  kaiserlich-taxischen  Posten  Platz  greifen 
(vgl.  §  402). 

Dafs  neben  diesem  Rechte   dem  Landesherm,   wie  im 


»  Vergl.  hierüber  Hancke  a.  a.  0.  S.  76  Anm.  4. 
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Reiche  dem  Kaiser  (§§  403  I,  404  IV),  auch  noch  andere 
hoheitliche  Befugnisse  über  die  Posten,  insbesondere  das 
Recht  der  Aufsicht  zusteht,  und  zwar  auch  gegenüber  der 
taxischen  Reichspost,  hebt  Gönner  zu  wiederholtenmalen 
hervor  (§§  403  11  2,  405  V);  allein  dieselben  sind  lediglich 
Ausflufs  sonstiger  in  der  obersten,  höchsten  Gewalt  liegender 
Souveränetätsrechte  wie  der  oberaufsehenden,  der  gesetz- 
gebenden Gewalt  u,  s.  w. 

§  20.     k.    Das  Beamtenernennungsreoht. 

Als  eigentliches,  besonderes  Hoheitsrecht  und  deshalb 
nur  dem  Regenten  zustehend  erscheint  nach  Gönner  die 
aus  dem  Wesen  des  Staates  sich  herleitende  Befugnis,  den 
im  Staate  sich  ergebenden  Bedürfnissen  durch  die  in  dem- 
selben sich  findenden  Mittel  zu  steuern,  unter  den  Staats- 
bedürfnissen nun  nehmen,  so  erklärt  er  (§§  275  X,  424. 
Staatsdienst^  S.  27  u.  s.  w.),  Dienste  die  erste  Stelle  ein, 
welche  sich  in  gemeine  Dienste  und  in  Staatsämter  scheiden. 
Das  Recht,  Staatsdienste  zu  verleihen,  im  speziellen  aber 
das  Recht,  Staatsämter  zu  schaffen  und  zu  besetzen  (Be- 
amtenernennungsrecht) erscheint  hiernach  als  AusfluCs  des 
allgemeinen  Rechtes  der  Staatsgewalt,  den  Staatsbedürfnissen 
mit  den  ihr  geeignet  scheinenden  Mitteln  zu  genügen. 

Die  Notwendigkeit  der  „Dienste"  in  ihrer  Mannig- 
faltigkeit und  Unermefslichkeit  ergibt  sich  für  Gönner  schon 
„aus  der  Natur  der  Staaten"  (S.  49.  27).  Die  Empirie,  die 
tatsächlichen  Verhältnisse  lassen  ja  einen  theoretischen  Be- 
weis dieser  Tatsache  überflüssig  erscheinen.  Gleichwohl  hat 
auch  er  diejenigen  Momente,  welche  in  der  Literatur  der 
letzten  Jahrhunderte  in  unzähligen  Wiederholungen  zum 
Beweise  der  Notwendigkeit  eines  besonderen  Beamtenstandes 
im  Staate  hervorgehoben  worden  waren,  in  seiner  genannnten 
Monographie  über  den  Staatsdienst  nach  seiner  besonderen 


^  Der  Staatsdienst  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Rechts  und  der 
Nationalökonomie  betrachtet    Landshut  1808. 
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Art  dargelegt.  Dafs  der  Regent  tatsächlich  nicht  imstande 
ist,  sämtliche  Funktionen  der  Staatsgewalt  selbst  auszuüben, 
ist  klar;  allein  es  erscheint  ihm  auch  durchaus  nicht 
wünschenswert,  dafs  der  Regent  überhaupt  die  staatlichen 
Geschäfte  selbst  wahrnehme.  Wir  haben  in  dieser  Be- 
ziehung schon  früher  seine  Anschauung  über  die  Notwendig- 
keit der  Übertragung  der  Ausübung  der  Justizgewalt  seitens 
des  Souveräns  an  ihn  vertretende  Beamte  kennen  gelernt 
(vgl.  auch  die  Darlegungen  über   Strafgewalt  oben  a.  E.). 

Während  er  aber  dort  in  der  Hauptsache  von  beson- 
deren, gerade  bei  den  betreffenden  Hoheitsrechten  sich  er- 
gebenden Erwägungen  ausgegangen  ist,  verwirft  er  hier  in 
seinen  Ausführungen  von  prinzipiellen  Gesichtspunkten  aus 
die  Einmischung  des  Souveräns  in  die  einzelnen  Staats- 
geschäfte, indem  er  (S.  30)  ausführt,  dafs  der  ganze  staat- 
Uche  Organismus  zerstört  würde,  wenn  der  Regent,  der  den 
Mittelpunkt  und  die  Seele  des  ganzen  Staates  bilde,  aus 
dem  Mittelpunkte  der  gesamten  Staatsverwaltung,  die  ihm 
obliegt,  heraustreten  und  sich  in  das  Detail  der  Staats- 
geschäfte verlieren  wollte.  Damit  ergibt  sich  nun  aber,  so 
fkhrt  er  fort,  die  Notwendigkeit,  „dem  ganzen  Staate  nach 
allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  einen  Mechanismus  zu 
geben,  wodurch  der  Regent  vom  Zentralpunkte  aus  durch 
Anordnung  vieler  und  verschiedener  genau  ineinander- 
greifender Räder  den  Staat  in  allen  Teilen  und  nach  allen 
Branchen  regieren  kann,"  und  dieser  Mechanismus  besteht 
in  Anordnung  verschiedener  Behörden  mit  einem  bestimmten 
Wirkungskreise,  deren  jede  innerhalb  desselben  „aus  Auf- 
trag und  im  Namen  des  Regenten  jene  Handlungen  vor- 
nehmen mufs,  welche  der  Staatszweck  nach  der  angewie- 
senen Sphäre  fordert"  (S.  31). 

Die  Schaffung  dieses  Mechanismus  nun  liegt  nur  in 
der  Hand  des  Regenten;  nur  ihm  steht  die  Errichtung  der 
Ämter  und  die  Besetzung  derselben  zu,  weil,  wie  er  sagt 
(§  425  HI),  durch  dieselbe  hoheitlich  gewirkt  werden  soll, 
m.  a.  W.:    Da   derjenige,    dem    ein   Staatsamt   zukommt, 


I 
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staatsgewaltlicfae  Funktionen  auszuüben  berufen  ist^  kann 
er  diese  Befugnis  nur  von  dem  erlangen,  in  dessen  Händen 
die  Staatsgewalt  liegt,  also  vom  Regenten. 

Gönner  spricht  das  des  genaueren  noch  in  seiner  Mono-  { 

graphie  (S.  154)  aus,  wenn  er  sagt,  dafs  bei  jenen  Staats- 
diensten, die  mit  einem  Staatsamt  verbunden  seien,  der 
Auftrag  des  Regenten  um  so  un  bezweifelter  vorausgesetzt 
werden  müsse,  „weil  sie  in  Handlungen  bestehen,  welche 
zur  Staatsverwaltung  gehören,  welche  daher  namens  des 
Regenten  vorgenommen  werden  müssen,  welches  ohne  Auf-  J 

trag  desselben  gar  nicht  geschehen  kann/  | 

So  tritt  also  hier  der  Charakter  des  Beamtenernennungs- 
rechts als  eigentlichen  Hoheitsrechts,  als  Ausflusses  der 
souveränen  Gewalt  hervor  und  Gönner  selbst  spricht  auch 
in  diesem  Zusammenhange  von  einem  „Majestätsrechte*'  des 
Regenten  (Std.  §  51  Anm.  a;  vgl.  auch  noch  S.  245). 

Nun  ist  aber  in  einem  gröfseren  Staatswesen  der  Regent 
tatsächlich  aufserstande,  die  sämtlichen,  im  Staate  vorhan- 
denen Ämter  selbst  zu  besetzen  und  es  mufs  um  deswillen 
vielfach  dritten  Personen  die  Besetzung  einer  grofsen  Zahl 
von  Staatsdienststellen  überlassen  werden.  Gönner  führt  in 
dieser  Richtung  im  Anschlufs  an  seinen  obigen  Satz  an  der 
bezeichneten  Stelle  (S.  154)  fortfahrend  aus:  „Hiermit  ist 
aber  keineswegs  ausgesprochen,  dafs  alle  Staatsdienste  vom 
Regenten  unmittelbar  besetzt  werden  müssen.  Im  Grunde 
müssen  sie  auf  einem  Rufe  der  Staatsgewalt  beruhen,  die 
Art  aber,  wie  dieser  Ruf  erfolgt,  kann  mannigfaltig  sein: 
Der  Regent  kann  ihn  unmittelbar  oder  mittelbar  erteilen, 
jenes,  wenn  er  das  Subjekt,  das  er  in  seinen  Staatsdienst 
nehmen  will,  selbst  benennt,  dieses,  wenn  er  die  Benennung 
anderen  Personen  überläfst."  Es  liegt  demzufolge  auch  der 
durch  andere  Personen  erfolgenden  Ernennung  ein  Staats- 
ruf zugTundep  die  hierzu  befugten  „Unterthanen"  üben  also 
dieses  Recht  nur  vertretungsweise  an  Stelle  des  Regenten, 
„aus  einer  Überlassung  der  Staatsgewalt"  aus  (§  425  III, 
vgl  auch  §  430  IV.  V). 
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Die  mittelbare  Ernennung  erscheint  allerdings  als  etwas 
Ausnahmsweises,  die  unmittelbare  Ernennung  durch  den 
Regenten  bildet  die  Regel  (S.  155),  und  im  Interesse  des 
Staates  glaubt  er  dabei  im  besonderen  noch  die  Forderung 
stellen  zu  müssen,  „dafs  nur  mechanische  und  ganz  unter- 
geordnete Stellen  anderen  Personen  im  Staate  überlassen 
werden  .  .  .,  damit  nicht  Privatinteresse,  Oligarchie  oder 
Nepotismus  dem  allgemeinen  Besten  vorgezogen  werden  ** 
(S.  157). 

Eine  weitgehende  Ausnahme  von  .diesem  Postulate 
bilden  allerdings  hergebrachte  Privilegien  und  historisch 
gewordene  Institute,  bei  denen  die  mittelbare  Übertragung 
eines  Staatsamtes  auch  bei  wichtigeren  Stellen  anderen 
Personen  zusteht.  Neben  den  in  dieser  Beziehung  zu  seiner 
Zeit  bestehenden  Rechten  der  landständischen  Korporationen, 
der  Jtfagistrate  und  besonderer  Kollegien  ist  hier  in  erster 
Linie  zu  nennen  die  Patrimonialgerichtsbarkeit.  Allein, 
wie  bereits  früher  bei  Darstellung  der  richterlichen  Gewalt 
sich  zeigte,  verficht  Gönner  bezüglich  dieser  die  Anschau- 
ung, dafs  dieselbe  überhaupt  nur  in  landesherrlicher,  i.  e. 
staatlicher  Konzession,  ihren  Rechtsgrund  finden  könne  und 
in  Konsequenz  dieses  Satzes  hat  er  deshalb  schon  in  seinem 
T.St.R.  §  325  darauf  hingewiesen,  dafs,  soweit  die  Patri- 
monialgerichtsbarkeit als  Staatsamt  in  Frage  kommt,  dem 
Landesherrn  das  Gesetzgebungsrecht  und  die  Oberaufsicht 
über  dieselbe  uneingeschränkt  zustehe  und  derselbe  „die 
Eigenschaften  der  Gerichtshalter  festsetzen,  die  hierzu  er- 
nannten Subjekte  prüfen,  die  untauglichen  verwerfen  und 
die  tauglichen  in  Pflichten  des  Staates  nehmen  könne.  ^ 
Da  also  —  das  ist  das  Ergebnis  seiner  Ausführungen  -^ 
die  Patrimonialgerichtsbarkeit  auf  einer  Übertragung  seitens 
des  Souveräns  beruht,  so  liegt  auch  der  Ernennung  von 
Oerichtshaltern  durch  den  Gerich tsherm  ein  „Ruf  der  Staats- 
gewalt", „ein  Akt  des  Regenten"  zugrunde  (vgl.  Std.  S.  155) 
und  dies  bekundet  sich  insbesondere  in  den  bereits  ge- 
nannten,  dem  Regenten  zustehenden  Rechten   über  diese 
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„mittelbar  oder  indirekt  ernannten  Staatsdiener*,  denen  er 
als  das  wichtigste  und  bedeutendste  ergänzend  noch  anfügt 
das  Devolutionsrecht,  d.  h.  die  Befugnis  des  Regenten,  das 
mittelbare  Staatsamt  selbst  zu  besetzen,  wenn  derjenige^ 
dem  dieses  Recht  von  ihm  überlassen  wurde,  darin 
säumig  ist. 

Hiernach  ist  trotz  der  mannigfach  gegebenen  anschei- 
nenden Ausnahmen  das  Staatsdienerernennungsrecht  ein 
dem  Souverän  prinzipiell  ausschliefslich  zustehendes  Rechte 
also  ein  eigentliches  Hoheitsrecht  und  es  erscheint  um  des- 
willen als  ein  „Eingriflf  in  die  Majestätsrechte",  wenn  jemand 
unbefugterweise  die  Besetzung  eines  Staatsamtes  sich  zu- 
eignet oder  sich  ein  Amt  beilegt,  das  ihm  von  der  Staats- 
gewalt nicht  verliehen  wurde  (S.  153  Anm.  a). 

Bei  Ausübung  dieses  Souveränetätsrechtes  nun  ist  der 
Regent  auch  nach  Gönner  an  gewisse  Vorschriften  gebunden, 
die  in  dem  Staatsbesten  ihren  Grund  haben  und  als  deren 
wichtigste  die  erscheint,  dafs  der  Regent  nur  einem  »Wür- 
digen" ein  Staatsarat  anvertrauen  darf  (§  425  IV,  Std.  §  59)^ 
eine  „Verbindlichkeit",  die  allerdings,  wie  er  in  eingehen- 
den Darlegungen  ausführt,  der  Natur  der  Sache  nach  nie 
dahin  gesteigert  werden  dürfe  und  könne,  dafs  der  Regent 
gerade  den  Würdigsten  zu  erwählen  gehalten  sei  (Std. 
§  59  flf.). 

Wenn  nun  so  der  Regent  allein  berechtigt  ist,  die 
Staatsämter  zu  verleihen  und  zu  übertragen,  so  müfste  er 
an  sich  auch  berechtigt  erscheinen,  jemandem  ein  Amt  fbr 
den  Fall  der  Erledigung  desselben  in  Aussicht  zu  stellen. 
Diese  Schlufsfolgerung  liegt  sehr  nahe  und  tatsächlich 
wurde  denn  auch  zu  Gönners  Zeiten  vor  allem  in  den 
einzelnen  Territorialstaaten,  wie  teilweise  auch  aus  Gönner» 
allgemeinen  Darstellungen  zu  entnehmen,  von  den  Landes- 
herren dieses  Recht  in  Anspruch  genommen  und  vielfach 
geübt.  In  der  Literatur  war  die  Zulässigkeit  der  Ver- 
leihung von  Anwartschaften  seit  langem  Gegenstand  heftigen 
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Streites  gewesen.  Während  man  auf  der  einen  Seite  die 
Unzuträglichkeiten  und  Fährlichkeiten,  welche  diese  In- 
stitution zweifellos  ftlr  den  Staat  haben  konnte  und  hatte, 
hervorhob  und  um  deswillen  dieselbe  verwerfen  zu  müssen 
vermeinte,  glaubte  man  doch  andererseits  vielfach  wiederum, 
dem  Herrscher,  dem  ja  die  Verleihung  der  Staatsämter  un- 
eingeschränkt zustand,  auch  in  dieser  Beziehung  keine 
Schranken  setzen  zu  dürfen.  Gönner,  der  an  anderer 
Stelle  (S.  280)  erklärt,  dafs  er  seinen  Gegenstand  nicht  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  positiven  Rechts  aufgefafst  habe, 
ihn  vielmehr  nach  den  Prinzipien  des  „Vernunftstaates''  zur 
Darstellung  bringen  wollte  (S.  104,  106),  verwirft  im  Prinzip 
die  Expektanzen.  Dieselben  sind,  sagt  er,  dem  Vemunft- 
staate  fremd  (S.  171).  Als  schlechthin  verwerflich  bezeichnet 
er  die  Erteilung  von  Anwartschaften  an  Kinder  und  andere 
noch  ungebildete  Subjekte,  denn  hierdurch  verwandle  der 
Regent  die  Staatsdienste  in  platte  Gnadengehalte,  zerstöre 
die  öffentliche  Meinung  vom  Staatsdienste  und  schade  zu- 
gleich dem  Staate  selbst,  da  solche  Persönlichkeiten  keines- 
falls das  Streben  in  sich  fühlen  dürften,  sich  auch  dem 
Amte  entsprechende  Fähigkeiten  und  Kenntnisse  anzueignen. 
Auch  bedingte  und  mit  Ellauseln  versehene  Anwartschaften 
seien  mit  den  gleichen  Fehlem  und 'Mängeln  behaftet  und 
darum  zu  verwerfen  (S.  171).  Die  Betrachtung  der  tat- 
sächlichen Verhältnisse  jedoch,  der  Umstand,  dafs  manche 
der  wirklich  verliehenen  Expektanzen  zweifellos  billig,  ja 
teilweise  sogar  als  notwendig  erscheinen,  liefsen  ihn  dieses 
Urteil  in  seiner  vollen  Schärfe  nicht  aufrecht  erhalten.  In 
gewissen  Fällen  erachtet  er  die  Institution  als  tadelsfrei, 
dann  nämlich,  wenn  der  Regent  derartige  Anwartschaften 
dazu  benütze,  verdienstvollen  Staatsdienern  für  bisherige 
wirkliche  und  wahre  Verdienste  eine  Belohnung  zu  ge- 
währen, zumal  wenn  die  Behördenorganisation  andere  wirk- 
same Mittel  zur  Belohnung  der  Staatsdiener  nicht  an  die 
Hand  gebe  (S.  172,  173).  Auf  solche  Weise  ergibt  sich 
nach  ihm  ein  gewisser  modus  vivendi  zwischen  den  Forde- 
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rangen  des  Vernunftstaates  und  den  tatsächlichen  (positiven) 
Verhältnissen. 

Diesen  Erörterungen  nun  reiht  er  die  Frage  an,  inwie-  j 

weit  derartige  Anwartschaften  für  den  Regierungsnachfolger  ■ 

verbindlich  erachtet  werden  könnten. 

Dafs  prinzipiell  aus  denselben  eine  Verbindlichkeit  für  1 

den  Nachfolger  sich  ergeben  könne,  das  leitet  sich  für  ihn  I 

schon  aus  dem  allgemeinen  Grundsatze  ab,  dafs  die  Er- 
teilung der  Expektanzen  gerade  so  wie  die  Verleihung  der 
Ämter  selbst  im  Grunde  ein  Ausflufs  der  souveränen  Ge* 
walt,  also  ßegentenhandlung  ist;  nun  sind  allerdings  nicht 
sämtliche  Regentenhandlungen  für  den  Nachfolger  verbind- 
lich, sondern  nur  .diejenigen,  welche  „eine  wahre  Beziehung 
auf  den  Staat  haben^  und  nur  insoweit,  als  daraus  ihrer 
Natur  nach  eine  Verbindlichkeit  auf  den  Staat  übergeht 
(cfr.  T.St.R.  §  244  V  C.  o,  Staatsd.  S.  175,  176,  177). 
Soweit  demgemäfs  nach  seinen  früheren  Ausführungen  An- 
wärtschaften überhaupt  zu  verwerfen  sind,  sind  sie  für  den 
Regierungsnachfolger  durchaus  unverbindlich.  Wenn  jedoch 
dieselben  zur  Belohnung  wirklicher  wichtiger  Dienste  er- 
teilt wurden  und  deshalb  also  tadelsfrei  erscheinen,  ver- 
binden sie  den  Staat  insoweit  als  der  versprochene  Staats- 
dienst als  „ Nahrungsstand ^  in  Frage  steht,  und  in  diesem 
Umfange  ist  eine  erteilte  Expektanz  auch  für  den  Nach- 
folger verbindlich;  er  mufs  diesfalls  alle  diejenigen  mate- 
riellen Vorteile  gewähren,  die  mit  dem  betreffenden  Staats- 
amte verbunden  sind.  Das  Amt  selbst  zu  verleihen  ist  er 
allerdings  nicht  verpflichtet,  denn  der  einzelne  hat,  wie  wir 
im  folgenden  sehen  werden,  auf  das  Staatsamt  kein  Recht 
(S.  178,  179). 

Dem  Rechte  des  Regenten,  die  Staatsdienste  zu  ver- 
leihen und  Staatsämter  zu  besetzen,  entspricht  „eine,  aus 
dem  Staatsverein  unmittelbar  hervorgehende  Staatsverbind- 
lichkeit der  Untertanen*',  diese  Dienste  bezw.  Ämter  auf 
den  Ruf  des  Staates  zu  übernehmen  (T.St.R.  §  425  I,  II ; 
Std.  S.  56,  83  etc.).     Die  staatsrechtliche  Begründung   des 


Rechtes  des  Regenten,  von  den  Untertanen  Dienste  ev. 
sogar  zwangsweise  zu  fordern  und  damit  der  Verbindlich- 
keit der  Staatsangehörigen  die  geforderten  Dienste  zu  leisten, 
ist  allerdings  nicht  völlig  klar.  Eine  bestimmte  Erörterung 
findet  sich  in  dieser  Beziehung  nirgends.  Allein,  es  läfst 
sich  doch  trotz  der  in  diesem  Zusammenhange  gegebenen, 
wenig  klaren  und  etwas  verwirrend  wirkenden  Ausführungen 
,,nationalökonomischer*'  Natur  als  Grundgedanke,  wie  bereits 
eingangs  hervorgehoben,  der  erkennen,  dafs  das  Recht  des 
Regenten  als  „Majestätsrecht*'  ein  Ausflufs  der  höchsten 
Macht  und  Gewalt  im  Staate  ist,  und  sich  so  ebenso  wie  die 
Pflicht  der  Untertanen  aus  der  im  Staate  bestehenden  Herr- 
schaft des  höchsten  Willens  über  die  ihm  unterworfenen 
Willen,  also  in  diesem  Sinne  „aus  dem  Begriff  und  Wesen 
des  Staates"  (S.  58),  „aus  der  Natur  des  Staatsvereins" 
(S.  83)  ergibt. 

Der  Regent  ist  also  berechtigt,  die  Leistung  der  nötigen 
Dienste  von  den  Untertanen  zu  fordern,  ohne  sich  um  deren 
Einwilligung  kümmern  zu  müssen  (S.  51);  mafsgebend  ist 
nur  der  als  „Geboth"  erklärte  Wille  des  Regenten,  auf  den 
Willen  des  Untertanen  kommt  es  gar  nicht  an  (S.  85).  — 
Die  Übernahme  des  Staatsdienstes  ist  demnach  nichts  weiter 
als  die  Anerkennung  oder  Erfüllung  einer  bereits  bestehen- 
den Verbindlichkeit  (S.  83)  und  diese  Erfüllung  der  Ver- 
bindlichkeit kann  deshalb  unter  Umständen  auch  erzwungen 
werden.  Die  Frage  der  Zulässigkeit  der  Ausübung  von 
Zwang  in  dieser  Beziehung  war  unmittelbar  vor  Gönner  in 
der  Literatur  bei  Darstellung  des  Staatsdienstrechtes  Gegen- 
stand lebhafter  Kontroverse  geworden  und  bei  der  bei  den 
einzelnen  Schriftstellern  herrschenden  grundsätzlichen  Ver- 
schiedenheit in  der  Auffassung  der  rechtlichen  Natur  des 
Staatsdienstes  war  der  Streit  wohl  verständlich.  Seuffert\ 
der  die  Verpflichtung  des  Untertanen  zur  Übernahme  von 

^  J.  M.  Seuffert,  Von  dem  Verhältnisse  des  Staats  u.  der  Diener 
des  Staats  gegeneinander  im  rechtlichen  und  politischen  Verstände. 
Würzburg  1793. 

10* 
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Staatsdiensten  im  Grunde  auf  dem  dominium  eminens  des 
Staates  aufgebaut  hatte,  war  logischerweise  zu  dem  Satze 
der  Erzwingbarkeit  dieser  Pflicht  durch  den  Staat  gekommen» 
van  der  Becke  ^,  für  den  der  Begriff  des  Staatsdieners  von 
dem  eines  Staatsbürgers  ganz  unabhängig  ist,  und  der  dem* 
gemäfs  einen  Vertrag  zur  Basis  des  Rechtsverhältnisses 
zwischen  Staat  und  Staatsdiener  gemacht  hatte,  hatte  gegen 
den  von  Seuffert  aufgestellten  Satz  heftig  polemisiert,  indem 
er  darauf  hinwies,  dafs  dem  Staate  mit  erzwungenen 
Diensten  nichts  gedient  sei  und  überdies  der  Satz,  dafs  der 
allgemeine  Wille  des  Staates  für  den  einzelnen  Untertan 
ein  Gesetz  sei,  dem  er  unbedingt  gehorchen  müsse,  nichts 
anderes  als  die  reine  Lehre  des  Despotismus,  also  schlecht- 
hin zu  verwerfen  sei. 

Diesen  Einwendungen  sucht  nun  Gönner,  der  sich  „im 
Resultate^,  wenn  auch  „nicht  ganz  in  Prinzipien**  mit 
Seuffert  eins  weifs  (S.  57  Anm.  a),  in  ausführlichen  Dar- 
legungen insbesondere  damit  zu  begegnen,  dafs  er  erklärt^ 
der  hier  geübte  Zwang  sei  durchaus  eigener  Natur  und 
habe  mit  dem  Zwange  im  Privatverhältnisse  absolut  nichts 
gemein,  sei  vielmehr  für  denjenigen*,  welcher  damit  belegt 
werde,  überaus  ehrenvoll  und  schliefse  bei  den  erhabenen, 
dadurch  in  dem  Untertanen  erregten  Motiven  die  Möglich- 
keit aus,  dafs  dem  Staate  aus  erzwungenen  Diensten  ein 
Nachteil  erwachse  und  überdies  verliere  dieser  Zwang 
seinen  allenfallsigen  drückenden  Charakter  schon  durch 
die  mit  dem  Dienste  verbundene  Entschädigung  des  Dienst- 
leistenden. 

Die  Leistung  von  Staatsdiensten  ist  also  eine  öffentlich- 
rechtliche,  unter  Umständen  erzwingbare  Verbindlichkeit 
der  Untertanen,  der  Staatsdienst  ist  ein  rein  staatsrechtliches 
Verhältnis  M 


^  F.  A.  van  der  Becke,  Von  Staatsämtern  u.  Staatsdienem.  Heil- 
bronn 1797. 

*  Über  eine  Ausnahme  von  diesem  Satze  —  den  Staatsdienst- 
Vertrag  mit  Ausländem  vergl.  S.  93.    Rehm  S.  82. 
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Aus  diesem  Fundamentalsatze  ergeben  sich  nun  eine 
Reihe  von  Konsequenzen. 

So  wenig  nach  dem  voraufgeftihrten  der  Untertan  be- 
rechtigt erscheint,  ein  ihm  vom  Regenten  übertragenes  Amt 
auszuschlagen,  so  wenig  kann  er  sich,  weil  seine  öffentlich- 
rechtliche Verbindlichkeit  mit  jedem  Momente  gewissermafsen 
neu  erwacht,  derselben  durch  eine  willkürliche,  dem  Regenten 
aufgedrungene  „Resignation"  entziehen  (T.St.R.  §  425  VI  5, 
Std.  S.  258).  Andererseits  ist  dem  Untertanen  aber  auch 
nicht  das  Recht  eingeräumt,  dem  Staate  seine  Dienste  id 
est  die  Erfüllung  der  fUr  ihn  bestehenden  Verbindlichkeit 
aufzudrängen  (S.  275).  Die  Staatsdienste  sind  öffentliche 
Lasten,  „Last"  und  „Recht"  sind  aber  begrifflich'  nicht  zu 
vereinen;  es  ist  „ein  sich  selbst  zerstörender  Widerspruch", 
^Staatsdienste  als  büilgerliche  Verbindlichkeiten  zu  ergreifen 
und  zugleich  als  ein  Recht  gegen  den  Staat  zu  erklären" 
(cfr.  S.  90.  272).  So  wenig  deshalb  der  einzelne  ein  Recht 
bat,  vom  Regenten  zum  Staatsdienste  berufen  zu  werden,  so 
wenig  hat  ein  Staatsdiener  ein  Recht  auf  Beibehaltung  des 
Staatsamtes  (T.St.R.  §  425  VI  6,  dann  auch  Krit.  Archiv 
1806  Bd.  5  S  513,  Std.  S.  271  ff).  Der  Regent  ist  deshalb 
berechtigt,  jederzeit  dem  Staatsdiener  seine  ehrbare  Ent- 
lassung zu  geben. 

Qönner  verwirft  also  das  bis  dahin  von  der  Theorie 
festgehaltene  jus  quaesitum  auf  das  Staatsamt  vollständig. 
Es  ist  dies  ja  logisch  die  notwendige  Folge  seiner  ganzen 
Auffassung  von  der  Natur  und  dem  Wesen  des  Staatsdienstes. 
Über  die  äufsere  Veranlassung  hierfür  wie  überhaupt 
fbr  die  ganze  von  ihm  vorgenommene  theoretische  Neu- 
konstruktion des  Staatsdienerrechts,  die  in  der  neuesten 
Judikatur  der  obersten  Gerichtshöfe  und  insbesondere  in 
dem  neu  entstandenen  positiven  Recht,  der  Gesetzgebung 
in  Preufsen  und  vor  allem  in  Bayern  zu  erblicken  ist, 
darüber  vergl.  Rehm,  Die  rechtliche  Natur  des  Staatsdienstes 
nach  deutschem  Staatsrecht,  S.  66  ff. 

Was  nun  die  rechtliche  Stellung  des  Staatsdieners  an- 
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langt,  so  erklärt  Gönner  in  dieser  Beziehung  (S.  221)  in 
Übereinstimmung  mit  der  bisherigen  Theorie,  dafs  der  Staats- 
diener die  Geschäfte  des  Staates  aus  dessen  Auftrag  ver- 
walte und  deshalb  als  Bevollmächtigter  des  Staates,  als 
Verwalter  fremder  Geschäfte^  angesehen  werden  müsse.  Er 
erscheint  also  als  Gehilfe  des  Souveräns  bei  Ausübung  der 
Staatsgewalt,  er  übt  namens  des  Staates  die  Rechte  des 
Regenten  auf  die  Untertanen  und  zwar  jeweils  nach  seinem 
Amtskreise  aus,  niemals  aber  ist  dieses  Recht  auf  ihn  so 
übertragen,  dafs  er  es  zu  seinen  Rechten  zählen  könnte 
(S.  91). 

Aus  diesem  Satze  ergeben  sich  nun  verschiedene 
Folgerungen. 

Der  Staatsdiener  als  blofser  „Geschäftsftlhrer"  ist  dem 
Geschäftsherrn,  dem  Staate,  jederzeit  Rechenschaft  schuldig 
(S.  197),  seine  Amtsführung  ist  deshalb  fortwährend  dem 
Oberaufsichtsrechte  des  Regenten  unterworfen,  der  ihn  zu 
jeder  Zeit  zur  Rechenschaft  über  seine  Dienstleistung  zu 
ziehen  in  der  Lage  ist,  dem  damit  zugleich  das  Recht  der 
Prüfung  über  die  fortdauernde  Fähigkeit  des  Staatsdieners 
zur  Dienstleistung  zusteht.  Es  treten  also  damit,  dafs  der 
Staatsdiener  an  Stelle  und  gewissermafsen  neben  dem 
Regenten  staatsgewaltliche  Funktionen  ausübt,  die  auf  ihn 
übertragenen  Rechte  und  Befugnisse  keinesfalls  aus  dem 
Machtbereiche  des  Souveräns,  was  sich  insbesondere  auch 
aus  dem  demselben  weiterhin  zustehenden  Rechte  der  Er- 
teilung allgemeiner  Instruktionen  und  besonderer  Befehle  an 
die  Staatsdiener  hinsichtlich  der  Ausführung  ihrer  Amts- 
befugnisse zeigt  (S.  199). 

Der  Staatsdiener  ist  gehalten,  diesen  Instruktionen  und 
Befehlen  des  Regenten  unbedingt  Folge  zu  leisten.  Hier 
erörtert  Gönner  in  ausführlicher  Weise  die  viel  umstrittene 
Frage,  ob  es  dem  Staatsdiener  verstattet  sei,  die  ihm  er- 
teilten Instruktionen  einer  Prüfung  zu  unterziehen  bezw. 
inwieweit  demselben  ein  Widerstandsrecht  dem  Souverän 
gegenüber  zugesprochen  werden  könne.     In  der  bisherigen 


Literatur  war  man  von  der  extremen  Ansicht  der  Monarcho- 
machen,  die  dem  Beamten  schlechthin  ein  Recht  des  Wider- 
stands gegenüber  dem  Herrscher  eingeräumt  hatten,  lange 
zurückgekommen,  und  im  allgemeinen  mehr  der  entgegen- 
gesetzten Richtung  zuneigend,  versuchte  man  in  der  ver- 
schiedensten Weise  das  Postulat  der  Wahrung  der  morali- 
schen und  intellektuellen  Freiheit  der  Beamten  mit  den, 
eine  möglichst  straffe  ZcRtralisation  und  um  deswillen  weitest- 
gehenden Gehorsam  der  Untertanen  wie  insbesondere  der 
Staatsdiener  erheischenden,  Interessen  des  Staates  in  Ein- 
klang zu  bringen.  Die  beiden  bedeutenden  Vorgänger 
OOnners,  Seuffert  und  van  der  Becke  hatten,  unter  Zu- 
grundelegung des  Satzes,  dafs  es  Pflicht  des  Staatsdieners 
sei,  darauf  zu  sehen,  dafs  dem  Staate  durch  sein  Amt  ein 
Schaden  nicht  zugefügt  werde,  im  Prinzip  sich  dahin  aus- 
sprechen zu  müssen  geglaubt,  dafs  dem  Staatsdiener  die 
Befugnis  zustehe,  die  ihm  erteilten  Instruktionen  einer 
Prüfung  zu  unterziehen,  da  andernfalls  der  Staatsdiener  in 
einen  Sklaven  oder  in  eine  blofse  Maschine  verwandelt 
würde.  Bezüglich  des  eigentlichen  Widerstandsrechtes  hatten 
sie  etwas  von  einander  abweichende  Anschauungen  ver- 
treten; während  S.euffert  dem  Staatsdiener  äufserstenfalls 
ein  Recht  der  Resignation  zugestand,  räumte  v.  d.  Becke 
in  gewissen  Fällen  demselben  ein  direktes  Recht  des  Wider- 
standes ein.    Anders  Gönner! 

Das  Recht  einer  bescheidenen  Gegenvorstellung  gegen- 
über ihm  unzweckmäfsig  und  unrechtmäfsig  erscheinenden 
Anordnungen  gesteht  auch  er  dem  Staatsdiener  zu;  er 
erklärt  sogar,  dafs  dies  Pflicht  desselben  sei,  da  es 
ihm  obliege,  den  Regenten  und  den  Staat  vor  Schaden, 
der  durch  derartige  Anordnungen  verursacht  werden 
könne,  zu  warnen  (S.  204).  Allein  ein  eigentliches 
Prüfungsrecht  glaubt  er  ihm  keinesfalls  zusprechen  zu 
dürfen  (S.  202),  denn  „die  Privatüberzeugung  des  Unter- 
tans", noch  vielmehr  naturgemäfs  des  Staatsdieners  „mufs 
in  Zweigen  der  Staatsverwaltung   nachstehen  der  erklärten 
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Überzeugung  der  Staatsgewalt"  (S.  77),  und  es  bleibt  sonach 
dem  Staatsdiener  nach  fruchtlos  gemachten  Qegenvorstel- 
lungen  nichts  als  Qehorsam,  und  zwar  blinder  Gehorsam 
übrig.  Gönner  spricht  in  diesem  Zusammenhang  von  einer 
gloria  obsequii  und  versteht  hierunter  die  Verbindlichkeit 
des  Staatsdieners,  ohne  alle  Rücksicht  auf  Privatüberzeugung 
die  Befehle  des  Regenten  oder  vorgesetzter  Behörden  in 
seinen  Amtssachen  zu  befolgen.  Seine  Beweisführung  für 
diesen  Satz  erschöpft  sich  im  allgemeinen  in  der  Hervor- 
hebung der  Tatsache,  dafs  die  gegenteilige  Meinung  zur 
Anarchie  führen  müsse  und  dafs  der  Staat  schon  den  Keim 
der  Auflösung  in  sich  trage,  also  überhaupt  nicht  mehr  als 
Staat  gelten  könne,  in  dem  es  dem  Staatsdiener  verstattet 
wäre,  seine  Privatmeinung  dem  erklärten  Willen  und  der 
ausgesprochenen  Überzeugung  der  Staatsgewalt  entgegen- 
zusetzen und  auf  diesem  Wege  schliefslich  bis  zur  offenen 
Widersetzlichkeit  zu  schreiten  (S.  202  ff.). 

Bei  der  Frage  nach  den  Gründen,  die  Gönner  zu  dieser 
Stellungnahme  veranlafst  haben,  darf  vor  allem  die  Tat- 
sache nicht  aufser  acht  gelassen  werden,  dafs  bei  seinen 
konservativen  politischen  Anschauungen,  denen  man  allent- 
halben in  seinen  Werken  begegnet,  ein  Widerstandsrecht 
der  Untertanen  überhaupt,  wie  insbesondere  der  Staatsdiener 
flir  ihn  durchaus  verwerflich  erscheinen  mulste.  Neben 
diesem  subjektiven  Moment  war  es,  wie  sich  aus  seinen 
eigenen  Darlegungen  ergibt,  auch  teilweise  die  Literatur 
seiner  Zeit  gewesen,  die  diese  seine  Auffassung  in  ihm  be- 
kräftigte ;  denn  die  Frage,  ob  unter  gewissen  Voraussetzun- 
gen, insbesondere  bei  Überschreitung  der  ihr  gezogenen 
Schranken  durch  die  souveräne  Gewalt,  dieser  der  Unter- 
tan sich  zu  widersetzen  berechtigt  sei,  war,  wie  früher  be- 
reits hervorgehoben,  gerade  damals  vielfach  schlechthin  ver- 
neinend beantwortet  worden.  Gönner  selbst  führt  hier 
Schlözer  ins  Treffen,  der  in  seiner  „Staatsgelahrtheit**  blinden 
Gehorsam  vom  ganzen  Volk  und  dem  einzelnen  dem  Herr- 
scher   gegenüber    fordert    und  vor   allem    hatte    in  jener 
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Zeit  Kant  jegliches  Recht  der  Widersetzlichkeit  des  ein- 
zeben  wie  der  Gesamtheit  aasdrücklich  verworfen. 

Zum  Ende  aber  stand  ihm  auch  das  neuere  positive 
Becht  zur  Seite. 

Mit  Genugtuung  verweist  er  in  dieser  Beziehung  auf 
das  Preufsische  Landrecht,  das  in  seinem  1.  Teil,  Tit.  VI, 
§  47  ausspricht,  dafs  von  demjenigen,  der  vermöge  seiner 
amtlichen  Stellung  den  Befehlen  seiner  Vorgesetzten  ohne 
EinscHränkung  Folge  zu  leisten  verpflichtet  sei,  nicht  ge- 
fordert werden  könne,  dafs  er  einen  in  Dienstgeschäften 
ihm  geschehenen  Auftrag  seiner  Oberen  prüfe. 

So  finden  also  die  von  ihm  aufgestellten  Sätze  in  seinen 
politischen  Anschauungen,  in  der  Literatur  und  dem  posi- 
tiven Recht  seiner  Zeit  wohl  ihre  Erklärung;  dafs  sie  mit 
den  Ideen  Schlözers  und  Kants  nicht  unwidersprochen 
blieben,  erscheint  bei  ihrer  extremen  Natur  nicht  be- 
fremdlich. 

Wenn  sich  nun  aus  vorstehendem  ergab,  dafs  in  der 
rechtlichen  Stellung  des  Staatsdieners  als  Bevollmächtigten 
des  Staates  und  Gehilfen  des  Regenten  bei  Ausübung  der 
Staatsgewalt  der  Grund  für  die  Unterwerfung  desselben 
unter  das  fortdauernde  Oberaufsichts-  und  Prüfungsrecht 
des  Souveräns  mit  allen  daraus  sich  ergebenden  Konse- 
quenzen und  ebenso  für  eine  besonders  weitgehende  Gehor- 
samspflicht dem  Staate  gegenüber  erblickt  werden  mufs,  so 
müssen  nach  Gönner  gerade  hieraus  auch  eine  Reihe  be- 
sonderer Rechte  des  Staatsdieners  abgeleitet  werden  (Std. 
§  86  ff.),  die  aber  sämtlich  nicht  anders  denn  als  „Mittel 
zur  vollkommenen  Pflichterfüllung^  gedacht  werden  können 
(S.  220).  Der  Staat  erscheint  demgemäfs  vor  allem  ver- 
pflichtet, alle  diejenigen  Mittel  dem  Staatsdiener  zu  ge- 
währen, welche  Äir  denselben  zur  Ausübung  seines  Amtes 
erforderlich  sind  (T.StR.  §  425  V.  B.,  Std.  S.  219).  Im  be- 
sonderen ist  demjenigen  Staatsdiener,  welcher  ein  eigent- 
liches Staatsamt  inne  hat,  da  derselbe  innerhalb  der  ihm 
angewiesenen  Sphäre  die  Rechte   der  Staatsgewalt  ausübt. 
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das  Kecht  einBoi^Uimen,  von  den  Amtsuntergebenen  Ge- 
horsam zu  fordern.  Die  Gehorsamspflicht  der  üntertaneii 
basiert  also  darauf,  dafs  der  Staatsbeamte  die  souveräne 
Staatsgewalt,  den  Souvetän  repräsentiert.  Hierzu  tritt 
dann  weiterhin  das  Recht  des  Beamten,  für  seine  Amts- 
handlungen öffentUche  Glaubwürdigkeit  zu  beanspruchen 
(S.  222)  u.  8,  w. 

Voraussetzung  für  diese  Rechte  ist  naturgemäfs,  dafs 
der  Beamte  die  für  Befehle  und  Amtshandlungen  vorge- 
schriebenen Formen  nicht  verletze  und  insbesondere  nicht 
über  die  Grenzen  seines  Amtskreises  in  örtlicher  oder  sach- 
licher Beziehung  hinausgehe,  da  er  diesfalls,  weil  ohne  Auf- 
trag des  Staates  handelnd,  in  den  Privatstand  eintrete. 

Die  Stellung  des  Staatsdieners  als  Vertreters  der  Staats- 
gewalt bedingt  aber  fernerhin  auch  die  Gewährung  einer 
erhöhten  Sicherheit  und  eines  besonderen  Schutzes  desselben 
bei  Ausübung  seiner  amtlichen  Tätigkeit  (T.StR.  §  425 
S.  223  f.)  ebenso  wie  das  Eintreten  des  Staates  für  den- 
selben, falls  er  für  eine  bei  rechtmäfsiger  Ausübung  seiner 
Amtsgewalt  vorgenommene  Handlung  zur  Rechenschaft 
gezogen  werden  sollte  (S.  225).  Hieran  reihen  sich  noch 
vor  allem  das  Recht,  Ersatz  für  Auslagen  und  sonstige 
durch  die  Dienstleistung  verursachten  Schäden  (S.  226)  zu 
fordern,  das  Recht  auf  Rang  und  Titel  und  endlich  auf 
unbeschränkte  und  unverkürzte  Gewährung  der  mit  dem 
Staatsdienste  verbundenen  materiellen  Vorteile  (T.StR.  §  425, 
Std.  S.  229  ff.). 

Dem  Regenten,  dem  das  Majestätsrecht  der  Staatsdiener- 
emennung  zukommt,  obliegt  die  Gewährleistung  dieser 
Rechte  an  die  Staatsdiener. 

§  21.    1.    Die  Eirohenboheit. 

Der  Zweck  des  Staates  beschränkt  sich  nicht  auf  die 
blofse  Förderung  der  materiellen  Interessen.  Auch  die 
moralische  und  intellektuelle  Kultur  zu  fördern,   erheischt 
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seine  höhere  Aufgabe,  die  darin  besteht,  seinen  eigenen 
Zustand  in  den  Individuen  vollkonunener  zu  machen 
(§  275  IX).  Daher  erscheint  die  Fürsorge  für  Tugend  und 
Religion  als  ein  Teil  der  „Regierungsgewalt  im  Wohlfahrts- 
fache" (§  275  IX). 

Es  decken  sich  nach  Gönner  prinzipiell  Aufgaben  und 
Zweck  des  Staates  und  der  Kirche  in  dieser  Beziehung 
und  vom  theoretischen  Standpunkte  aus  erscheint  ihm  des- 
halb die  Idee  der  „absoluten  Einheit  von  Staat  und  Kirche", 
wonach  die  Kirche  nur  eine  durch  das  Staatsbedürfnis  be- 
dingte staatliche  Anstalt  zum  öffentlichen  Gottesdienste  ist 
(§  408  I),  durchaus  gerechtfertigt  (cfr.  §  275  IX  insbes. 
Anm.  z.). 

Da  jedoch  diese  Idee  nach  den  tatsächlichen  Verhält- 
nissen, wie  er  a.  a.  O.  selbst  sagt,  der  Darstellung  des 
deutschen  Kirchenstaatsrechts  nicht  zugrunde  gelegt  werden 
kann,  so  hat  er  dieselbe  auch  nicht  weiter  ausgeführt^ 
sondern  in  dieser  Beziehung  lediglich  auf  die  1802  erschienene 
Schrift  des  Konsistorialrats  H.  Stephani  „Über  die  absolute 
Einheit  der  Kirche  und  des  Staates"  verwiesen.  Um  aber 
Gönner  in  seinen  bei  Darstellung  des  positiven  Rechte» 
kundgegebenen  Anschauungen  richtig  verstehen  zu  können, 
erscheint  es  geboten,  in  ganz  kurzen  Zügen  die  Grundideen 
des  Autors,  dem  er  hier  gefolgt,  hervorzuheben. 

Ausgehend  von  dem  Satze,  dafs  jeder  Staat  ein  Verein 
zur  Beförderung  des  gesamten  Zweckes  der  Menschheit  sein 
soll  (S.  90),  dafs  deshalb  die  Aufgabe  desselben  in  der 
Förderung  der  äufseren  Wohlfahrt  der  Staatsangehörigen 
sich  nicht  erschöpfen  könne,  vielmehr  dieselbe  vor  allem  die 
Pflege  der  Sittlichkeit  erheische  (S.  94  ff.),  erklärt  derselbe, 
dafs  es  dem  Staatsverein  obliege,  der  moralischen  Not  der 
Menschheit  und  im  besonderen  seiner  Staatsangehörigen 
ebenso  zu  steuern  wie  der  physischen,  und  dafs  deshalb  in 
jedem  Staate  eine  Anstalt,  ein  moralisch-klinisches  Institut 
vorhanden  sein  müsse,  das  jedem  sittlich  Notleidenden  wohl- 
tätig zu  Hilfe  komme  (S.  164).   Diese  Anstalt,  dieses  Staat- 
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liehe  Institut  ist  die  Kirche;  sie  wirkt  mit  den  übrigen 
Staatsanstalten  vereint  zusammen  zur  Erreichung  des 
höchsten  Zweckes  der  Menschheit;  sie  hört  so  auf,  eine 
Glaubensgesellschaft  zu  sein,  bildet  vielmehr  blofs  den  In- 
begriff von  öffentlichen  Anstalten,  welche  jedem  Staats- 
bürger die  Mittel  zu  seiner  religiösen,  moralischen  Kultur 
anbietet  (S.  182  ff.). 

Im  Grunde  bedeutet  dieses  System,  .da  so,  wie  Stephani 
selbst  sagt,  die  Kirche  als  Kirche  vernichtet  wird  (S.  203), 
das  Aufgehen  der  Kirche  im  Staate,  die  völlige  Unter- 
werfung der  kirchlichen  unter  die  Staatsgewalt. 

Dieser  Anschauung  huldigt  nun  prinzipiell  auch  Gönner. 
Tatsächlich  liegt  allerdings,  wie  er  bedauernd  bemerkt,  diese 
absolute  Einheit  von  Staat  und  Kirche  noch  ferne  im  Reiche 
der  Ideale  (§  408  I)  und  kann  der  Darstellung  des  Rechts- 
verhältnisses der  Kirchen  im  deutschen  Staate  nicht  zu- 
grunde gelegt  werden. 

Doch  erklärt  sich  aus  dieser  seiner  Grundanschauung 
seine  Stellungnahme  in  gewissen  prinzipiellen  Fragen,  deren 
Erörterung  sich  bei  Darstellung  des  positiven  Rechtes  nicht 
umgehen  liefs. 

Zunächst  muCs  Gönner  so  ein  ausgesprochener  Gegner 
des  in  der  katholischen  Kirche  herrschenden  hierarchischen 
Systems  sein.  Er  ist  denn  auch  bestrebt,  dasselbe  in  seiner 
unmittelbaren  Geltung  und  Bedeutung  im  Reiche  nach  Mög- 
lichkeit zu  beschränken ;  er  bekennt  sich,  sich  stützend  auf 
die  Beschlüsse  des  Basler  Konzils,  das  ja  am  meisten  unter 
dem  Einflüsse  der  dem  Papalismus  in  der  Kirche  entgegen 
arbeitenden  Strömungen  gestanden  hatte,  als  Anhänger 
der  episkopalistischen  Richtung  (§  412  Anm.  x)  und  be- 
grtlfst  um  deswillen  mit  Freuden  die,  wie  wir  rück- 
schauend erkennen,  letzte,  bedeutendste  Regung  des  Epis- 
kopalismus in  Deutschland  gegenüber  den  immer  mehr  er- 
starkenden unitarischen  Tendenzen  der  römischen  Kurie,  die 
in  dem  von  den  vier  Erzbischöfen   1770  verfafsten,   gegen 
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die  Errichtung  der  Münchener  Nuntiatur  sich  richtenden 
Emser  Punktationen  zum  Ausdruck  gelangte  und  bedauert 
es  lebhaft,  dafs  auch  unter  einem  so  kraftvollen  Herrscher 
wie  Joseph  II.  war,  die  Deutschen  nicht  Gemeingeist  genug 
besafsen,  um  den  von  den  patriotischen  ErzbischOfen  Rom 
gegenüber  vertretenen  Ideen  Geltung  zu  verschaffen  (§  411  V) 
und  sich  so  eine  wirkliche  Kirchenfreiheit  zu  erstreiten.  Er 
hält  den  Zeitpunkt  zur  Wiederherstellung  derselben  gerade 
damals  gegeben,  da  durch  den  Lüneviller  Frieden  1801 
und  den  sich  daran  anschliefsenden  Reichsdeputations, 
hauptschlula  die  herrschende  deutsche  Kirchenverfassung 
aufgelöst  und  eine  Neuregelung  der  kirchlichen  Ver- 
hältnisse notwendig  geworden  war.  Mit  oder  ohne  Kon- 
kordat wünscht  er  das  deutsche  Vaterland  von  dem  seit 
Jahrhunderten  getragenen  Joche  befreit  zu  sehen  und  er 
zweifelt  nicht,  dafs  dieses  Ziel  erreicht  werden  kann,  wenn 
nur  Eintracht  unter  den  deutschen  Reichsständen  herrscht. 
(§  411  VI.) 

Die  prinzipielle  Anschauung  Gönners  von  der  erstrebens- 
werten absoluten  Einheit  von  Staat  und  Kirche  erklärt 
aber  auch,  warum  er  bei  Darstellung  des  Verhältnisses  der 
protestantischen  Kirche  zum  Staate,  trotzdem  er  bekennen 
zu  müssen  glaubt,  dafs  die  protestantische  Kirchengewalt 
nur  aus  deren  innerem  Verhältnisse  als  ein  Kollegialrecht 
wissenschaftlich  deduziert  werden  könne,  im  allgemeinen 
aUo  dem  damals  herrschenden  Kollegialsystem  ^  zuneigt^ 
gleichwohl  nicht  die  Grundsätze,  auf  denen  dieses  System  auf. 
gebaut  ist,  für  die  Beantwortung  der  Frage  verwertet  wissen 
will,  welchem  Subjekte  die  Kirchengewalt  zukommt  (§  416 III), 
sondern,  dabei  zum  Teil  sich  stützend  auf  die  Reichsgesetze, 
erklärt,  dafs  die  Kirchengewalt  in  der  Landeshoheit  als 
solcher  ruht  und  dem  Landesherrn  ohne  Rücksicht  auf  sein 
persönliches  Religionsverhältnis  zusteht,  also  niemals  als  von 


^  VergL  hierüber  Sohm,  Kirchenrecht  Bd.  I.  S.  676  ff. 
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den  Glaubensgenossen  auf  ihn  übertragen  angesehen  werden 
könne  (§  416  IV). 

Betrachten  wir  nun  seine  Darstellung  des  Hoheitsrechtes 
der  Earchengewalt  des  näheren. 

Prinzipiell^  für  den  Vernunftstaat,  kennt  er,  wie  bereits 
hervorgehoben,  ein  eigentliches  Kirchenhoheitsrecht  nicht; 
dasselbe  fkllt  mit  der  Regierungsgewalt  im  Wohlfahrtsfache 
zusammen.  In  Deutschland  aber  scheint  es  geboten,  das 
Staatsverhältnis  der  Religion  unter  einer  anderen  Ansicht 
zu  behandeln  (§  275  Anm.  z.). 

Der  Inhalt  desselben  nun  ist  nach  Gönner  ein  recht 
verschiedenartiger,  zumal  in  der  deutschen  Staatsverfassung 
inbezug  auf  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche  die 
heterogensten  Grundsätze  herrschen  (§  408). 

Im  allgemeinen  erkennt  dieselbe  Kirchen  als  besondere 
Gesellschaften  im  Staate  zu  einem  gesonderten  Zwecke  an^ 
ein  Prinzip,  das,  da  es  begrifflich  die  Koordination  von 
Staat  und  Kirche  bedingt,  der  Grundauffassung  Gönners 
diametral  entgegensteht.  Gönner  nennt  dasselbe  einen 
Widerspruch  aus  der  Vernunft  (§  408  IV  B.  2),  da  der 
Staat,  dessen  Zweck  in  der  Veredelung  der  physischen  und 
moralischen  Welt  besteht,  in  sich  keinen  weiteren  Verein 
zu  einem  allgemeinen  Zwecke  koordiniert  dulden  könne 
<§  275  IX).  Der  Staat  könnte  so  überhaupt  nicht  bestehen 
(§  408  1.  c),  weil,  wie  Stephani  a.  a.  O.  S.  23 ff.  diesen 
Gedanken  näher  erläuternd,  erklärt,  im  Falle  wirklicher 
Koordination  die  beiden  Kräfte  sofort  „ihr  Spiel  um  das 
Übergewicht  beginnen  würden*'  und  die  tatsächliche  Gleich- 
ordnung nur  der  „augenblickliche  Zustand  des  An&nges 
eines  Krieges  zwischen  beiden"  wäre,  welch'  letzterer  ohne 
Zweifel  auch  zugunsten  der  kirchlichen  Gewalt  ausfallen 
mtlfste.  Man  hat  deshalb,  so  sagt  Gönner  weiter,  zu  der 
Darstellung  der  Kirche  als  einer  dem  Staate  subordinierten 
Gesellschaft  sich  verstehen  müssen  und  hat  so  der  Staats- 
gewalt negative  Rechte  über  die  Kirche,  das  sog.  jus  circa 
Sacra  zugesprochen. 


Dieses  jus  circa  sacra,  das  in  sich  enthält  das  Auf- 
nahmsrecht einzelner  Glaubensgenossen  oder  einer  Kirche  in 
den  Staat  (jus  reformandi),  ferner  das  Schutzrecht  rezipierter 
Kirchen  (advocatio)  und  das  Oberaufsichtsrecht  (jus  cavendi)  ^, 
bildet  also  den  hauptsächlichsten  Inhalt  der  Kirchengewalt 
des  Staates,  der  Kirchenhoheit  (§  408  IV  B.  3). 

Nun  konnte  aber  der  Staat,  so  führt  er  weiterhin  aus, 
sich  mit  diesen  blofs  negativen  Rechten  nicht  begnügen, 
sah  sich  vielmehr  gezwungen,  auch  positiv  auf  die  Kirche 
einzuwirken  (§  408).  Und  diese  positive  Einwirkung  recht- 
fertigt sich  nach  ihm  mit  der  Auffassung  von  Keligion  und 
Kultus  als  Anstalten  zur  sittlichen  Bildung  der  Staatsbürger 
—  also  eine  Annäherung  im  positiven  IRecht  an  das  Grund- 
prinzip Gönners!     (§  408  IV  A.) 

Die  Kirchenhoheit  ist  enthalten  wie  in  der  Reichgewalt, 
so  auch  in  der  Territorialgewalt.  Im  Reiche  steht  sie  dem 
Kaiser  in  Verbindung  mit  den  Ständen  zu ;  dem  Kaiser  allein 
gebührt  lediglich  die  Ausübung  und  Vollziehung  gültiger 
reichsgesetzlicher  Bestimmungen  (§  409).  In  dem  einzelnen 
Territorium  ist  die  Gewalt  über  die  Kirchen  in  dem  Kom- 
plexe der  dem  Landesherm  zustehenden  Herrscherrechte 
enthalten  (§  410),  an  den  Konsens  der  Landstände  ist  der 
Landesherr  bei  Ausübung  derselben  nicht  gebunden. 

Der  Charakter  der  Gewalt  über  die  Kirche  als  eines 
Hoheitsrechtes  bringt  es  auch  mit  sich,  dafs  dritte  Personen 
auf  die  Ausübung  derselben  nur  auf  Grund  besonderer 
landesherrlicher  Genehmigung  Anspruch  machen  können 
<§  417  III). 

Um  nun  ein  richtiges  Bild  von  den  Anschauungen 
Gönners  über  die  eine  Seite  der  Kirchenhoheit,  das  Ver- 
hältnis des  Staates  zur  Kirche,  zu  gewinnen,  erscheint  es 
geboten,  des  näheren  auf  den  Inhalt  und  Umfang  der  aus 
-der  Kirchengewalt  des  Staates  fliefsenden  Rechte,   auf  die 


*  Vergl.  auch:    Über  Veränderungen  der  Religionsübung  gegen 
-den  Zustand  des  Normaljahrs.    Landshut  1802.    S.  13  f. 
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Darstellung  der  von  ihm  der  Kirche  gegenüber  zugewiesenen 
Befugnisse  einzugehen. 

Gönner  kennt  im  Prinzipe  für  die  Staatsgewalt  eine 
Schranke  nur  insoweit,  als  es  derselben  nicht  gestattet  ist, 
der  Gewissensfreiheit  einen  Zwang  anzutun  und  in  das 
Innere  des  Glaubens,  in  die  Glaubenslehren  einzugreifen 
(§§  410  IV,  415  I,  408  IV  Anm.  1;  auch  §  3  seiner  Abh. 
„über  Veränderung  der  Religionstibung  etc."  S.  14). 

Im  übrigen  aber  steht  dem  Staate  eine  Einwirkung  auf 
alles  zu,  „was  in  das  äufsere  Einflufs  hat«  (§  415  II).  Ins- 
besondere bietet  ihm  hier  das  in  dem  jus  circa  sacra  ent- 
haltene Oberaufsichtsreoht  des  Staates  über  die  Kirche  die 
Handhabe,  um  die  weitestgehenden  Befugnisse  der  Staats- 
gewalt den  Kirchen  gegenüber  zu  statuieren  und  auch  zu 
rechtfertigen. 

Dasselbe  enthält  vor  allem  das  Recht  der  Überwachung 
und  Prüfung  aller  Gesetze  und  Anordnungen  der  Kirche^ 
was  in  sich  schliefst  die  Befugnis,  dieselben  unter  Umständen 
zu  unterdrücken  (§  409  IV)  und  der  Kirche  selbst  im  Staate 
deren  Beobachtung  zu  untersagen  (§  410  IV). 

Es  ist  eine  notwendige  Folge  dieses  Prinzips,  dafs  dem 
Staate  so  überhaupt  das  Recht  zugesprochen  werden  mufSf 
sämtliche  Anordnungen  der  geistlichen  Gewalt,  soweit  sie 
nicht  in  das  eigentliche  Glaubensgebiet  einschlagen,  in  ihrer 
Wirksamkeit  von  seiner  Beistimmung  abhängig  zu  machen, 
sie  an  sein  placetum  zu  binden  (§§  415  VI,  410  IV),  das 
er,  wenn  das  Staatsbedürfhis  es  erheischt,  jederzeit  zurück- 
zunehmen befugt  ist  (§  415  VI). 

Unter  den  aus  dem  ius  cavendi  sich  herleitenden  ein- 
zelnen Rechten  des  Staates  hat  Gönner  noch  im  besonderen 
hervorgehoben  die  Befugnis,  die  kirchliche  Zwangs-  und 
Strafgewalty  auch  soweit  dieselbe  die  eigentlichen  Kirchen- 
diener betrifi^  nach  jeder  Richtung  seiner  Aufsicht  zu  unter- 
stellen, also  vor  allem  die  von  derselben  verhängten  Strafen 
seiner  Nachprüfung  zu  unterwerfen  (§§  410  IV,  415  IV), 
femer  das  Reclit,  die  kirchlichen  Anstalten  zu  beaufsichtigen 


und  zweckmäfsige  Verwaltung  und  Verwendung  des  Kirchen- 
gutes, des  eigentlichen  Eultusvermögens,  sein  stetes  Augen- 
merk zu  richten  (§§  415  VIII  4,  421  II). 

Tatsächlich  begnügt  sich  nun  aber  der  Staat  mit  diesen 
blofs  negativen  Rechten  des  jus  circa  sacra  (cfr.  hierüber 
oben !)  nicht,  er  sieht  sich  vielmehr  gezwungen,  „den  Kultus 
als  moralische  Bildungsanstalt,  Priester  als  Volkslehrer  zu 
behandeln  und  nach  weisen  Grundsätzen  der  Staats- 
ökonomie auch  positiv  darauf  zu  wirken"  (§  408  I),  Zu 
den  wichtigsten  Ausflüssen  dieses  Rechtes  der  positiven 
Einflufsnahme  der  Staatsgewalt  auf  die  Kirche  und  die 
kirchlichen  Verhältnisse  zählt  vor  allem  das  Recht,  mit  der 
anordnenden  Gewalt  auf  die  kirchlichen  Anstalten  zu  wirken, 
„um  sie  dem  Zwecke  des  Staates  und  der  Religion  an- 
passender zu  machen",  ein  Recht,  das  eine  Reihe  von  Be- 
fugnissen in  sich  enthält  (vergl.  §  415  VII  3  ff.),  wie  Ver- 
teilung der  Pfarreien,  Regelung  der  Besoldungen,  Abschaffung 
wie  Aufnahme  von  Orden  im  Staate  etc. 

Vom  Gesichtspunkte  des  Staatsbesten  steht  dem  Staate 
hiemach  auch  das  Recht  zu,  Anordnungen  über  den  Kultus 
zu  treffen  und  insbesondere  kirchliche  Milisbräuche  in  dieser 
Beziehung  zu  beseitigen  (§  415  III). 

Die  Staatsgewalt  erscheint  überdies  befugt,  in  den 
sogenannten  gemischten  Angelegenheiten  d.  h.  über  geist- 
liche Sachen,  welche  mit  dem  Weltlichen  zusammenhängen, 
Gesetze  mit  Wirksamkeit  auch  für  das  innere  Forum  zu 
geben  (§  415  VI  4). 

Da  von  Gönners  Grundanschauung  aus  die  Kirchen- 
diener im  Verhältnisse  zum  Staate  als  dessen  Gehülfen  bei 
Förderung  der  moralischen  und  intellektuellen  Kultur  er- 
scheinen, so  mufs  naturgemäfs  dem  Staate  verstattet  sein, 
seinen  Einflufs  bei  deren  Anstellung  geltend  zu  machen,  die- 
selben seiner  Befehls-  und  Zwangsgewalt  jederzeit  zu  unter- 
werfen und  unter  Umständen  auch  ihre  Entfernung  aus  dem 
Staate  zu  verfügen  (cfr.  hierüber  §  415  IV,  V;  410  IV  3). 

StAAt«.  u.  YOUerrechtl.  Abhandl.  lY.  1.  —  Koch.  H 
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Dafs  Gönner  noch  rücksichtlich  der  geistlichen  Güter, 
ausgehend  von  dem  Satze^  dafs  dem  Staate  auch  die  Mittel, 
seinem  Wohlfahrtszwecke  zu  genügen,  an  die  Hand  gegeben 
werden  müfsten,  erklärt,  dafs  dieselben,  soweit  sie  nicht  un* 
mittelbar  Kultuszwecken  dienen,  als  Staatsgut  anzusehen  seien 
(§  415  VIII)  y  ist  bei  seinen  sonstigen  Anschauungen,  vor 
gJiem  aber  mit  Rücksicht  auf  die  politischen  Verhältnisse 
seiner  Zeit,  des  Zeitalters  der  Säkularisationen,  wohl  nicht 
befremdlich.  — 

Bei  der  tatsächlich  bestehenden  engen  Verbindung  der 
protestantischen  Kirche  mit  dem  Staate  (vergl.  §  416  insb. 
IV — VI)  bestand  für  Gönner  naturgemäfs  keine  Veranlassung, 
die  Rechte  des  Staates  der  Kirche  gegenüber  hier  in  gleich 
eingehender  Weise  zu  behandeln. 

Den  Tendenzen  des  in  der  katholischen  Kirche  herr- 
schenden hierarchischen  Systems  gegenüber,  das  in  seinen 
Konsequenzen  überhaupt  jegliches  Recht  des  Staates  mit 
Bezug  auf  die  Kirche  negiert,  hat  er  aber,  wie  sich  ergab, 
die  Rechte  des  Staates  energisch  und  konsequent  verfochten, 
und  getreu  seiner  Grundanschauung  von  der  erstrebens- 
werten absoluten  Einheit  von  Staat  und  Kirche  erscheint  er 
als  eifriger  Vorkämpfer  für  die  Idee  einer  möglichst  weit- 
gehenden Unterordnung  der  Kirche  unter  den  Staat,  soweit 
dieselbe  überhaupt  innerhalb  der  Schranken  des  positiven 
Rechtes  nur  möglich  erscheint. 

Diese  seine  Stellungnahme  in  dem  alten  Streite  zwischen 
Staat  und  Kirche  lediglich  aus  subjektiven,  persönlichen 
Momenten  erklären  zu  wollen,  müfste  durchaus  unzulänglich 
erscheinen;  nur  die  politischen  und  kirchenpolitischen  Ver- 
hältnisse seiner  Zeit  vermögen  ein  genügendes  Erklärungs- 
moment für  diese  seine  kirchenstaatsrechtlichen  Ausführungen 
abzugeben. 

Die  politischen  Umwälzungen  zu  Beginn  des  Jahr- 
hunderts, die  durch  die  Abtretung  des  linken  Rheinufers 
im  Lüneviller  Frieden  herbeigeführten  Veränderungen  im 
Bestände  der  einzelnen  deutschen  Territorialstaaten,  vor  allem 


hauptschlufs  vorgenommenen  Säkularisationen  der  vorhan- 
denen geistlichen  Herrschaften  hatten,  wie  bereits  oben  er- 
wähnt, die  Notwendigkeit  einer  Neuregelung  der  kirchlichen 
Verhältnisse  ergeben ;  Macht  und  Einflufs  der  Kirche  waren 
bedeutend  zurückgedrängt,  das  Selbstbewufstsein  der  staat- 
lichen Gewalt  aber  mächtig  gehoben  worden. 

Klar  und  weit  blickende  Männer,  an  ihrer  Spitze  der 
Kurerzkanzler  Karl  Theodor  v.  Dalberg,  glaubten  so  den 
Zeitpunkt  gekommen,  die  kirchlichen  Verhältnisse  in  Deutsch- 
land von  Grund  aus  umzugestalten  und  unter  Benutzung 
•der  veränderten  Machtverhältnisse  auf  nationaler  Grundlage 
neu  aufzubauen.  Die  möglichste  LoslOsung  der  deutschen 
Kirche  aus  den  hierarchischen  Banden  der  römischen  Kurie, 
«ine  engere  Verbindung  derselben  mit  dem  Reiche  bezw.  den 
einzelnen  Territorialstaaten,  im  endlichen  Ziele  die  Schaffung 
einer  deutschen  Nationalkirche  war  das  von  einflufs- 
reichen  politischen  Faktoren  und  nicht  zuletzt  von  dem 
gröfsern  Teile  der  gebildeten  katholischen  Welt  in  Deutschland 
unterstützte  Streben  dieses  bedeutenden  deutschen  Earchen- 
fürsten.  Zu  den  überzeugtesten  und  auch  bedeutendsten  Vor- 
kämpfern für  diese  Bestrebungen  zählt  Gönner!  — 

Was  nun  seine  kirchenstaatsrechtlichen  Ausführungen 
im  einzelnen  anlangt,  so  gaben  für  dieselben  die  in  ver- 
fichiedenen,  speziell  den  süddeutschen  Territorialstaaten  ge- 
gebenen positivrechtlichen  Verhältnisse  die  Beispiele  an  die 
Hand.  Für  Gönner  nächstliegend  waren  die  Verhältnisse 
in  Bayern  und  wenn  er  vor  allem  in  dem  mehrfach  zitierten 
§  415  dem  „Wirkungskreis  der  landesherrlichen  Gewalt" 
eine  ganz  besonders  eingehende  Darstellung  gewidmet  hat, 
BO  hat  er,  wie  sich  zeigen  wird,  damit  eigentlich  nur  den 
Rechten,  welche  gerade  hier  die  Regierung,  die  Staatsgewalt 
der  Kirche  gegenüber  tatsächlich  in  Anspruch  nahm,  eine 
allgemeine  Fassung  gegeben.  In  Bayern  war  mit  dem 
Regierungsantritte  Max  Josephs  IV.  unter  Montgelas'  Leitung 
mit  dem  kurialistischen  System,  das  unter  dem  Kurfürsten 

11* 
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Karl  Theodor  geherrscht  hatte ,  gebrochen  worden;  die 
Staatsgewalt  hatte  sich  von  der  Unterordnung  unter  die 
kirchliche  Gewalt  befreit  und  „trat  derselben  als  souverän 
mit  dem  Ansprüche  gegenüber,  das  Verhältnis  zur  Kirche 
nach  eigenem  Ermessen  und  durch  die  eigene  Gesetzgebung 
zu  bestimmen  ^^^  Es  wurde  so  vor  allem  das  staatliche 
Oberaufsichtsrecht  tlber  die  Kirche  mit  Schärfe  und  Strenge 
geübt,  die  rechtlichen  Wirkungen  kirchlicher  Verfügungen 
wurden  schlechthin  von  der  Genehmigung  derselben  durch 
den  Staat  abhängig  gemacht  und  zu  diesem  Behufe  ins- 
besondere das  bereits  bestehende  Placet  auch  in  der  Form 
verschärft^.  —  Der  Earche  wurde  jegliche  Einflufsnahme 
auf  das  weltliche  Gebiet  versagt  und  von  diesem  Stand- 
punkte aus  vor  allem  bei  den  durch  die  Zuteilung  der 
säkularisierten  geistlichen  Gebiete  veranlafsten  Neuorgani- 
sationen alle  Gegenstände,  „welche  aus  der  Landeshoheit 
fliefsen  und  nicht  unbestritten  zu  dem  obersten  Hirtenamte 
ausschlüssig  gehören^,  den  geistlichen  Behörden  entzogen'. 
Aber  auch  in  den  rein  geistlichen  Angelegenheiten  des  Ge- 
wissens und  der  Religionslehre  beanspruchte  der  Staat  ein 
gewisses  Oberaufsichtsrecht  zur  Beseitigung  allenfallsiger, 
dem  Wohle  des  Staates  nachteiliger  Mifsbräuche.  —  'Es  jst 
von  besonderem  Interesse,  hier  eine  der  wichtigsten  prin- 
zipiellen Äufserungen  der  bayrischen  Staatsregierung  über 
das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche,  die  unterm  7.  Mai 
1804  erlassene  Verordnung,  die  Verhältnisse  zur  geistlichen 
Gewalt  betr.  (vergl.  unten*)  anzuziehen.     Vergleicht   man 

1  Vergl.  Sicherer,  Staat  und  Kirche  in  Bayern  von  1799—1821. 
S.  24 

«  Sicherer  a.  a.  0.  S.  36  f. 

»  Sicherer  a.  a.  0.  S.  34. 

^  Dieselbe  lautet  in  der  Hauptsache:  „Wir  haben  schon  mehi^ 
mals  unsern  ernstlichen  Willen  bekannt  gemacht,  dafe  die  geistliche 
Gewalt  in  ihrem  eigentlichen  Wirkungskreise  nicht  gehemmt  werden 
und  dais  unsere  weltliche  Regierung  in  ^anz  geistlichen  Gegenständen 
des  Gewissens  und  der  Religionslehre  sich  nicht  einmischen  solle  . . . 
Wir  würden   demnach   gänzlich  milsverstanden  werden,  wenn   man 

§lauben  könnte,  dals  wir  unsere  weltliche  Gewalt  über  Gegenstande 
es  bischöflichen  Oberhirtenamtes,  über  innere  Kirchen angelegenheiten 


fiie  mit  den  Ausführungen  Gönners,  so  zeigt  sich  hier 
eine  auffallende,  bis  ins  einzelne  gehende  Übereinstimmung ; 
man  ersieht,  dafs  die  bei  der  bayrischen  Staatsregierung 
damals  herrschenden  Auffassungen  sich  völlig,  auch  in  den 
Einzelheiten,  mit  den  von  Gönner  propagierten  Anschauungen 
decken.  Gönner  zeigt  sich  auch  hier  als  der  Vertreter  der 
herrschenden  Anschauungen  und  Ideen  seiner  Zeit. 

Nachdem  wir  im  vorstehenden  die  eine  Seite  der 
Kirchenhoheit,  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche  be- 
trachtet haben,  erübrigt  noch,  die  zweite  Seite  derselben, 
das  Verhältnis  der  Staatsgewalt  zu  den  Untertanen  kurz  zu 
berühren. 

Wie  bereits  wiederholt  hervorgehoben,  zählt  nach 
Gönner  die  Sorge  für  Moral  und  Kultur  der  Staatsan- 
gehörigen, die  Pflege  und  Förderung  von  Tugend  und 
Religion  unter  den  Untertanen  zu  den  wichtigsten  und  vor- 
nehmlichsten  Aufgaben  des  Staates.  Hierbei  ist  es  für 
Gönner  allerdings  mehr  das  staatliche  als  das  religiöse 
Interesse,  das  diese  Aufgabe  des  Staates  bedingt. 

Die  in  diesem  Zusammenhange  von  der  Publizistik  seit 
der  Zeit  der  Reformation  viel  erörterte  und  je  nach  dem 
Standpunkte  des  einzelnen  Schriftstellers  verschieden  be- 
antwortete Frage  nach  der  Stellungnahme  des  Herrschers, 
des  Landesherrn  zu  den  Andersgläubigen,  den  Angehörigen 
einer  andern  Konfession  hat  auch  Gönner  eingehender  be- 
handelt.     Aber   er  vermeidet  es,   hier   in   allgemeinen    Er- 


weiter ausdehnen  wollten,  als  um  Mißbrauche,  die  dem  Wohle  des 
Staates  nachteilig  werden  könnten,  abzuhalten  .  . .  Dagegen  werden 
wir  aber  auch  nie  dulden,  dafe  die  Geistlichkeit  und  irgend  eine  Kirche 
einen  Staat  im  Staate  bilde,  dafs  dieselben  in  ihren  weltlichen  Hand- 
lungen und  mit  ihren  Besitzungen  den  Gesetzen  und  den  gesetz- 
m&uigen  Obrigkeiten  sich  entziehe;  wir  werden  die  Rechte  unserer 
obersten  Aufsicht  immer  strenge  ausüben  lassen;  wir  werden  unsere 
landesfürstliche  Mitwirkung  in  Gegenständen,  welche  zwar  geistlich 
sind,  aber  die  Religion  nicht  wesentlich  betreffen  und  zugleich  irgend 
eine  Beziehung  auf  den  Staat  und  das  weltliche  Wohl  der  Einwohner 
desselben  haben,  nicht  ausschliefsen  lassen,  wie  wir  die  Seelsorger 
als  Yolkserzieher  in  Religion  und  Sittlichkeit,  nicht  als  blotse  Kirchen- 
diener, sondern  zugleich  als  Staatsbeamte  betrachten.^ 


örterungen  sich  zu  ergehen,  er  beschränkt  sich  strikte  auf 
die  Darstellung  der  bestehenden  Rechts verhältnmae,  de» 
positiven  Rechtes  {§§  418  ff.  dann  insbes.  die  bereits  zitierte 
Abhandlung  „Über  Veränderungen  der  Religionsübang 
gegen  den  Zustand  des  Nonnaljahres,**     1802), 

So  erklärt  er  im  Einklang  mit  dem  instrumentum  pftcis 
Osnabrucensis  das  „  Reformationsrecht  "*  id  est  das  Recht,  die 
Religiotisübung  im  Lande  zu  bestimmen^  als  Äitsflufs  der 
Landeshoheit  (§  418  11  ^  Abb,  §  ]3)j  bei  dessen  Ausübung 
jegliühes  Mitwirkungsrecht  der  Lands tände  ausgeschlossen 
ist  (§  418  und  insbes.  Abb,  §§  48—50). 

Er  behandelt  dasselbe  mit  den  durch  das  Normaljahr 
lß24  gegebenen  Beschränkungen  als  noch  %^ollständig  mu 
Recht  bestehend  und  erachtet  so  den  Landesherrn  auch  noch 
berechtigt,  die  nicht  seiner  Religion  angehörenden  Unter- 
tanen zur  Auswanderung  zu  zwingen  (§  420  III,  Abb,  §  39}* 

Allerdings  erscheinen  ihm  diese  Bestimmungen  mit  dem 
Geiste  seiner  Zeit  teilweise  nicht  mehr  vereinbar,  und  bei 
der  letssterwshnten,  aus  dem  Reformationsrecht  des  Landes- 
herrn fliefsenden  Befugnis  hat  er  dies  schön  und  tiberzeugend 
ausgesprochen,  indem  er  sagt  (Abb.  §  39  S.  114):  ^Ohne 
eben  den  blofsen  Nutzen  zum  Erkenntnisgrund  des  Reehtea 
zu  machen,  glaube  ichj  dafs  der  Regent  nach  allgemeinem 
Staatsrecht  jede  dem  Staate  nicht  gefährliche  Religion  dulden 
müsse,  und  keinem  solchen  Untertan  wegen  Religionsver- 
schiedenheit das  Auswandern  befehlen  könne,  ohne  zu 
unterscheiden,  ob  sonst  wenige  oder  ob  viele  Untertanen 
auswandern  würden.  Allein  hier  entfernt  sich  die  deutsche 
Staatsverfassung  vom  Ideal  eines  Staats,  welches  uns  das 
allgemeine  Staatsrecht  liefert,  der  ausdrückliche  Buclistabe 
der  Grundgesetze  spricht  dem  Landes herrn  nun  einmal  diese 
Rechte  zu,  und  wir,  die  wir  nur  nach  bestehenden  Gesetzen 
über  Rechtsverhältnisse  urteilen  können«  sind  nicht  befugt, 
durch  heterogene  Gründe  genau  bestimmte  Rechte  zm 
deraisonnieren,  sondern  wir  müssen  sie  nach  den  Oeaetsen 


mit  der  Überzeugung  erkennen,  dafs  ein  guter  einsichts-r 
voller  Regent  die  ihm  zugeeprochenen  Rechte  niemals  mit 
unpolitischer  Strenge  geltend  machen  werde." 

§22.    m.    Die  Finanzgewalt. 

Als  letztes  der  von  ihm  aufgeführten  Hoheitsrechte  er- 
örtert Gönner  die  Finanzgewalt 

Die  Publizistik  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  hatte 
dieses  Hoheitsrecht,  dem  Beispiele  Bodins  folgend,  meist 
unter  dem  engeren  Gesichtspunkte  des  „Besteuerungsrechtes" 
behandelt  Als  Souveränetätsrecht  glaubte  sie  dasselbe  den 
nicht  souveränen  TerritorialfUrsten  zu  eigenem  Rechte  nicht 
zusprechen  zu  können  und  hatte  demzufolge,  nachdem  es 
doch  von  diesen  tatsächlich  uneingeschränkt  nicht  blofs 
nach  der  rein  fiskalischen,  sondern  auch  nach  der  politischen 
Seite  ausgeübt  wurde,  sich  auch  hier  mit  der  Konstruktion 
der  Übertragbarkeit  des  Souveränetätsrechtes  zu  behelfen 
gesucht,  das  landesherrliche  Besteuerungsrecht  also  aus  der 
Beichsgewalt  hergeleitet. 

Filr  Gönner  bestand  bei  seiner  Auffassung  der  Landes- 
hoheit als  höchster  Gewalt  im  Sinne  des  allgemeinen  Staats- 
rechts dieses  Bedenken  nicht;  er  teilt  die  Finanzgewalt  der 
Landeshoheit  ebenso  wie  der  Reichsgewalt  zu  und  scheidet 
nach  der  ganzen  Systematik  seines  Werkes  auch  hier 
zwischen  einer  Reichs-  und  einer  Territorialfinanzgewalt 
(§  436). 

Als  staatliches  Hoheitsrecht  rechtfertigt  auch  er  die 
Finanzgewalt  mit  der  Notwendigkeit  der  Deckung  der  im 
Staate  zur  ErftlUung  des  Staatszweckes  notwendig  werden- 
den Bedürfnisse.  Der  Staat  bezw.  der  Regent  hat  die 
Pflicht  und  damit  auch  das  Recht  für  alle  Staatsbedürfnisse 
Sorge  zu  tragen  und  zu  diesem  Behufe  die  sämtlichen  im 
Staate  vorhandenen  Kräfte  und  Mittel  zu  benützen  (§  435). 
Dabei  haben  jedoch,  und  das  ist  einer  der  wichtigsten 
Grundsätze  bei  Ausübung  dieses  Hoheitsrechts,  die  von  der 
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Staatsgewalt  herangezogenen  Mittel  stets  in  einem  ent* 
sprechenden  Verhältnisse  zu  dem  Umfange  der  sich  er-. 
gebenden  Bedürfnisse  zu  stehen.  Gönner  spricht  dies  in 
seinen  einleitenden  Bemerkungen  (§  432)  aus,  wenn  er  sagt: 
„Die  Bedürfhisse  des  Staates  als  Zweck  und  die  Staats- 
einnahmen als  Mittel  stehen  in  einem  so  engen  Verhältnisse, 
dafs  von  jenen  auf  diese  streng  bindend  geschlossen  werden 
kann/  Der  Regent  ist  demzufolge  in  aufserordentlichen 
Fällen,  wenn  aufsergewöhnliche  Bedür&isse  sich  ergeben, 
auch  zu  aufserordentlichen  Mitteln  zu  greifen  berechtigt 
(§§  435  I,  459),  und  wenn  hierbei  auch  noch  gewisse 
Rücksichten  bei  Auswahl  der  Mittel,  insbesondere  in  der 
Art  der  Verteilung  der  auf  die  Untertanen  zu  diesem  Be- 
hufe  zu  legenden  Lasten,  zu  nehmen  sind,  so  besteht  doch 
im  Prinzip  hier  fiir  die  Staatsgewalt  keine  Schranke  inso- 
fern, als  dieselbe  im  äufsersten  Falle,  im  Falle  sogenannter 
Staatsnot,  berechtigt  erscheint,  sich  nach  dem  Orade  der 
Gefahr  aller  Mittel  zu  bemächtigen,  wo  immer  sie  dieselben 
findet  (1.  c),  also  ohne  Rücksicht  auf  das  Privateigentum 
und  sonstige  wohlerworbene  Rechte  der  Untertanen  (§  459. 
Über  das  dominium  eminens  vgl.  oben  unter  „Entbunden-  ^ 

heit  vom  Gesetz**). 

„Im  ordentlichen  Zustande**  aber  obliegt  es  dem  Regenten, 
unter  Rücksichtnahme  auf  die  vorhandenen  Staatskräfte  for 
die  verschiedenen  Staatsbedürfhisse  gleichmäfsig  in  der 
Weise  Sorge  zu  tragen,  dafs  zunächst  die  notwendigen 
unter  denselben,  alsdann  die  nützlichen  ihre  Befriedignng 
finden  (§  435  11).  Aber  auch  im  Gebrauch  der  Mittel  ist 
eine  gewisse  Gradation,  eine  genau  bestimmte  Reihenfolge 
einzuhalten,  und  zwar  ist  zunächst  das,  was  an  Mitteln  zu 
besonderen  Zwecken  im  Staate  vorhanden  ist,  zu  verwenden 
(§§  435  in,  434  IV  B).  In  zweiter  Linie  sind  zur  Deckung 
der  Bedürfnisse  der  einzelnen  staatlichen  Institutionen  die 
aus  denselben  dem  Staate  erwachsenden  Einkünfte  heran* 
zuziehen  (§  435,  vgl.  auch  §  434  IV  C).  Alsdann  kommt 
das    eigentliche   Staatsvermögen,    Domänen  u.  s.  w.    (vgl. 
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§  434  IV  A)  an  die  Reihe.     Erst  in  letzter  Linie  kommen 
die    Beiträge   der   Untertanen,    die    Steuern,    in    Betracht 

(§  435  ni). 

Das  Besteuerungsrecht  greift  also  erst  nach  Erschöpfung 
aller  übrigen  im  Staate  vorhandenen  Mittel  Platz,  die  Steuer 
bildet  eine  durchaus  subsidiäre  Einnahmequelle  des  Staates. 

Wenn  Gönner  hier  bezüglich  der  Subsidiarität  der 
Steuern  im  Einklänge  mit  den  Anschauungen  der  bedeu- 
tendsten Finanztheoretiker  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts, vor  allem  mit  Justi  und  Sonnenfels  sich  befindet^, 
so  ist  er  doch  über  dieselbe  insofern  hinausgegangen,  als 
nach  ihm  Steuern  keineswegs  mehr  lediglich  als  aufser- 
ordentliche  Einkünfte  des  Staates  erscheinen,  vielmehr  schon 
^im  ordentlichen  Zustande**  zur  Bedürfnisbefriedigung  heran- 
gezogen werden  können  (§  435  II,  III).  Diese  Auffassung 
war  übrigens  durch  die  tatsächlichen  Verhältnisse  bedingt. 
I>ie  fortwährenden  Kriege  zu  Ende  des  18.  und  zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts,  die  daran  sich  anschliefsenden  politischen 
and  auch  wirtschaftlichen  Umwälzungen,  vor  allem  aber  das 
mit  der  in  seine  Zeit  fallenden  Entstehung  des  modernen 
Staates  mächtig  sich  entwickelnde  innerstaatliche  Leben, 
die  potenzierte  Tätigkeit  des  Staates  auf  allen  Gebieten  des 
geistigen  und  materiellen  Lebens  hatten  die  Staatsbedürf- 
nisse  in  ungeahnter  Weise  vermehrt  und  damit  eine  aufser- 
ordentliche  Steigerung  der  Staatsausgaben  herbeigeführt,  die 
ihre  Deckung  durch  die  blofsen  Erwerbseinkünfte  des 
Staates  nicht  mehr  finden  konnten;  die  Steuer  war  bereits 
zur  Deckung  der  ordentlichen  Bedürfnisse  unumgänglich 
notwendig  geworden.  (Vergl.  auch  seine  Ausführungen 
§  454  I,  IL) 

Rechtlich  betrachtet  erscheinen  nun  die  Steuern  nach 
Qönner  als  Äquivalent  für  die  Leistungen  des  Staates  zu- 
gunsten des  Einzelnen  wie  der  Gesamtheit.  Er  führt  in 
dieser  Beziehung   §  434  V  aus,   dafs   bei   der  Besteuerung 


*  Vergl.  Eheberg,  Finanzwissenschaft  S.  27. 
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das  Vermögen  aller  Individuen  als  Vermögen  des  Staates 
betrachtet  werde  und  dafs  der  Staat  „mit  YoUem  Rechte 
von  der  Gesamtheit  oder  den  Individuen  dasjenige  erhebe, 
was  für  sie  hoheitlich  aufgewendet  wurde*  (vergl.  hierher 
auch  §  458  V).  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  spricht  er 
auch  beispielsweise  von  allgemeinen  Steuern,  welche  als 
Entschädigung  anzusehen  sind  für  diejenigen  Leistungen 
des  Staates,  die  jedem  Bürger  in  gleichem  Mafse  zum  Vor- 
teil gereichen,  während  er  zu  den  besonderen  Steuern  vor 
allem  diejenigen  gerechnet  wissen  will,  die  für  den  Auf- 
wand zu  leisten  sind,  der  „einigen  Individuen  vor  anderen 
Bürgern  vorzüglich  nützt".  Es  tritt  also  hier  bei  der  Frage 
nach  dem  Rechtsgrunde  der  Steuerpflicht  ein  mehr  civil- 
rechtliches  (Moment,  das  Verhältnis  von  Leistung  und  Gegen- 
leistung, hervor.  Gönner  befindet  sich  auch  hier  mit  der 
herrschenden  Staatslehre  seiner  Zeit  im  Einklang.  Die 
Auffassung  der  Steuer  als  Preis  für  die  Vorteile,  die  dem 
Einzelnen  der  staatliche  Verband  gewährt,  war  mit  der 
Lehre  von  der  Vertragsnatur  des  Staates  entstanden*  und 
bildete  auch  logisch  eine  notwendige  Konsequenz  der  Auf- 
fassung des  Staates  als  eines  sozietätenähnlichen  Gebildes. 
Der  Umstand,  dafs  Gönner,  wie  früher  dargetan,  zu 
der  Zeit,  da  er  sein  Teutsches  Staatsrecht  schrieb,  im 
Grunde  noch  zu  der  Staatsauffassung  der  Naturrechtsschnle 
sich  bekannte,  läfst  hier  seine  Anschauung  als  durchaus 
konsequent  erscheinen.  So  leitet  sich  also  recht  eigentlich 
die  Steuerpflicht  der  Untertanen,  wie  auf  der  andern  Seite 
das  Besteuerungsrecht  des  Staates  unmittelbar  aus  der 
Natur  des  Staates  her  und  es  findet  sich  denn  auch  bei 
Gönner  an  anderer  Stelle  (§  456)  der  Satz,  dafs  „der 
Charakter  eines  Staats**  es  sei,  der  für  die  Territorien  ebenso 
wie  im  Reiche  die  Verpflichtung  der  Untertanen,  zur  Be- 
streitung wahrer  LandesbedUrfnisse  beizutragen,  hervor- 
bringe. 


1  Eheberg  a.  a.  0.  S.  121. 


Wie  sich  schon  aus  den  Worten  „wahre  Landes- 
bedürfhisse**  ergibt,  liegt  nach  Gönner  eine  natürliche 
Grenze  für  das  Besteuerungsrecht  des  Staates,  der  souve- 
ränen Gewalt  darin,  dafs  nur  für  solche  Aufwendungen, 
welche  die  Notdurft  des  Staates  wirklich  erheischt,  nur 
für  „notwendige  Staatsausgaben**,  niemals  aber  nach 
blofser  Willkür,  Beitröge  von  den  Untertanen  gefordert 
werden  können  (§  456  V.  VI,  auch  §  455),  und  in  diesem 
Sinne  scheidet  er  auch  zwischen  notwendigen  und  frei- 
willigen Steuern,  zu  welch'  letzteren  er  solche  Leistungen 
zählt,  welche  „zu  willkürlichen  und  das  Landesbeste  nicht 
bezielenden  .  .  .  Zwecken  verwendet  werden  sollen** ,  wie 
Bewilligungen  für  Hof-  und  Familienfeste,  Leistungen  zu 
Landtrauer  und  Beerdigungskosten  beim  Tode  eines  regieren- 
den Fürsten  u.  s.  w. 

Vor  allem  aber  Hegt  eine  Beschränkung  der  souveränen 
Gewalt  in  Bezug  auf  dieses  Hoheitsrecht  in  dem  Mitwirkungs- 
rechte der  Stände,  das  hier,  wie  wohl  bei  keinem  andern 
Souveränetötsrechte  von  besonders  einschneidender  Be- 
deutung war  und  allgemein  geübt  und  auch  anerkannt 
wurde. 

Wie  im  Reiche  der  Kaiser  einseitig  ohne  Mitwirkung 
des  Reichstages  keine  Steuern  ausschreiben  durfte  (§  442  I), 
80  war  auch  in  den  Territorien  und  zwar  kraft  positiver 
Bestimmung  der  Reiclisgeäetze  (cfr.  §  255  Abs,  2}  der 
Landesherr  an  die  Beistinimung  der  Stände  gebunden 
(§  457  II);  in  denjenigen  Territorien  aber,  in  denen  Land- 
stände  nicht  vorhanden  waren,  der  Landesherr  also  ohne 
konstitutionellen  Einfiufa  eines  dritten  Subjekts  regiert,  ist 
derselbe  gehalten,  den  Untertanen  den  Zweck  der  aus- 
geschriebenen Steuern  kund  zu  tun  und  über  deren  Ver- 
wendung, falls  dieselben  ee  fordern^  Rechenschaft  abzulegen 
(§§  249,  457  II). 

Doch  hat  Gönner  hier,  seinen  politischen  Anschauungen 
entsprechend,  damit  aber  auch  zweifellos  im  Interesse  einer 
gedeihlichen    Entwicklung   des    politischen   und   staatlichen 
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Lebens  dem  Mitwirkungsrechte  der  Stände  besonders  nach 
der  negativen  Seite  hin  gewisse  Grenzen  gezogen.  Vor 
allem  wendet  er  sich  hier  gegen  die  Auffassung,  als  ob  aus 
dem  Rechte  der  Zustimmung  der  Stände  zur  Erhebung  der 
Steuern  ein  unbeschränktes  Steuerverweigerungsrecht  der- 
selben sich  ableiten  liefse.  Schon  die  Geschichte  des 
Steuerwesens  spricht  seiner  Anschauung  nach  hiergegen. 
Aus  dieser  sucht  er  zu  diesem  Zwecke  zunächst  die  weit 
verbreitete  Annahme,  dafs  die  Steuern  aus  ursprtLnglicb 
freiwilligen  Leistungen  der  Untertanen  infolge  öfterer 
Wiederholungen  zu  Verbindlichkeiten  geworden  seien,  als 
eine  durchaus  irrtümliche  zu  erweisen  (§  454  I  u.  Anm.  v). 
Die  Steuern  waren  vielmehr  nach  seiner  Erklärung  „eine 
notwendige  Folge  der  wahren  Staatsverwaltung,  welche  nach 
dem  Sturze  der  FeudalAnarchie  in  Deutschland  eintrat,  im 
Reiche  und  in  den  Territorien  viele  Staatsbedürfnisae 
herbeifilhrte,  zu  deren  Befriedigung  im  Mangel  anderer 
Quellen  Beiträge  der  Untertanen  gefordert  werden  mufsten.* 
Die  Stände  sind  demnach,  so  ftlhrt  er  (§  457  II)  aus,  ver- 
pflichtet, das  Notwendige  zu  bewilligen  und  sollten  sie  un- 
gerechtfertigter Weise  dasselbe  verweigern,  so  ist  der  Landes- 
herr berechtigt,  den  Konsens  derselben  durch  ein  Reichs- 
gericht supplieren  zu  lassen,  unter  Umständen  auch,  wenn 
dringende  Verhältnisse  es  erheischen,  provisorisch  die  not- 
wendigen Steuern  zu  erheben,  damit  nicht  aus  Mangel  an 
Mitteln  die  Staatsverwaltung  ins  Stocken  gerate! 

Dafs  in  dringender  Gefahr  und  wenn  „die  Verwendung 
zum  Landesbesten**  es  erheischt,  der  Landesherr  überhaupt 
nicht  gehalten  ist,  um  den  Konsens  der  Stände  einzukommen, 
ist  eine  Folge  des  dominium  eminens  (§  459  V.  VI). 

Durchaus  klar  und  konsequent  von  seinen  allgemeinen 
Anschauungen  aus  erscheint  die  Stellungnahme  Gönners  be- 
züglich der  Steuerfreiheit  einzelner  Individuen  oder  be- 
stimmter Klassen  im  Staate.  Sind  die  Steuern  als  Äquivalent 
für  die  Leistungen  des  Staates  anzusehen,  so  widerstreitet 
eine  Steuerfreiheit  der  Vernunft  (§  458  V)*,  denn  das  Ver- 
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hftltnis  im  Staate  würde  solchenfalls  einer  societas  leonina 
gleichen,  da  die  Privilegierten  die  Vorteile,  welche  der 
Staatsverein  bietet,  ohne  Gegenleistung  auf  Kosten  der 
Übrigen  zu  genielsen  in  der  Lage  wären.  Steuerfreiheiten 
sind  demgemälfl  prinzipiell .  zu  verwerfen  und  können  in- 
folgedessen auch  weder  durch  Vertrag  noch  durch  ein 
Privilegium  noch  auch  durch  Verjährung  erworben  werden. 

Nun  lieCs  sich  aber  allerdings  nicht  tlber  die  Tatsache 
hinwegkommen,  dafs  im  positiven  Rechte  eine  Reihe  von 
Steuerprivilegien,  von  Steuerfreiheiten  bestand.  Dafs  Gönner 
diese  von  seinem  Standpunkte  aus,  soweit  man  sie  über- 
haupt als  rechtsbeständig  anerkennen  wolle,  nur  mit  den 
gröfsten  Einschränkungen  in  Geltung  belassen  will,  erscheint 
wohl  verständlich  (vergl.  §  458  VI,  VII). 

Im  übrigen  aber  sucht  er  den  Kreis  dieser  Berechtigten 
dadurch  zu  verkleinem,  dafs  er  sich  bestrebt  darzutun 
(§  458  I,  II),  wie  der  gröfste  Teil  dessen,  was  man  ge- 
meiniglich Steuerfreiheit  nenne,  nur  auf  einem  historischen 
Irrtume  beruhe,  da  diese  Befreiung  lediglich  eine  Folge  des 
Umstandes  sei,  dafs  die  anscheinend  Privilegierten  durch 
andere  Leistungen  ihrer  Verbindlichkeit,  zur  Bestreitung 
der  Staatsbedürfnisse  beizutragen,  teilweise  sogar  in  einer 
über  das  gewöhnliche  Mafs  hinausgehenden  Weise,  genügt 
hätten  —  ein  interessanter  Versuch,  der  aber  allerdings, 
wenigstens  bezüglich  der  Steuerfreiheiten  der  Städte  und 
geistlichen  Güter,  kaum  als  mehr  denn  als  solcher  dürfte 
bezeichnet  werden  können. 


§  23.    Die  Lehre  von  den  Staatenverblndangen. 
(Der  Bnndesstaatobegriff  bei  ftSnner.) 

Bei  Darstellung  der  Lehre  von  den  Staatenverbindungen 
eines  der  staatsrechtlichen  Publizistik  in  der  Zeit  des  alten 
deutschen  Reichs,  vor  allem  aber  eines  dem  Ende  der 
Reichszeit  angehörenden  Schriftstellers  beansprucht  in  erster 
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Linie  die  Stellungnahme  desselben  zu  der  Frage  nach  dem 
Charakter  der  Staatsverfassung  des  Reichs  eine  besondere 
und  eingehendere  Betrachtung.  Bildeten  doch  die  Versuche 
zur  Beantwortung  dieser  Frage  tatsächlich  den  Ausgangs- 
punkt für  tiefergehende  Untersuchungen  über  Wesen  und 
Natur  der  Staatenverbindungen  überhaupt,  im  besonderen 
aber  fUr  die  Schaffung  und  Fortentwicklung  des  im  vorigen 
Jahrhundert  mächtig  sich  entfaltenden  Begriffes  eines  aus 
Staaten  zusammengesetzten  Staates,  der  bis  zum  heutigen 
Tage  noch  nicht  abgeschlossenen  Lehre  vom  Bundesstaate. 
Seit  dem  mächtigen  Emporblühen  der  Territorialstaaten, 
mit  dem  Zurückdrängen  der  Macht  und  des  Einflusses  des 
Gesamtstaates,  des  Reiches,  mit  der  dadurch  bedingten  Ver- 
drängung des  bis  dahin  fiir  das  Reich  festgehaltenen  Be- 
griffs des  Einheitsstaates  hatte  die  Erörterung  dieser  Frage 
in  der  Literatur  einen  breiten  Raum  eingenommen.  Man 
verschlofs  sich  nicht  der  Bedeutung,  welche  die  richtige 
Beantwortung  dieser  Frage  nicht  nur  für  die  Darstellung 
des  positiven  deutschen  Staatsrechts,  sondern  auch  für  das 
allgemeine  Staatsrecht  haben  mufste,  und  Joh.  Jak.  Moser 
blieb  um  deswillen  auch  mit  seiner  Anschauung,  dafs  die 
Frage  nach  der  Staatsform  des  deutschen  Reichs  za  den 
unfruchtbaren  Wortstreiten  zu  zählen  sei,  allein.  (Vgl.  hier- 
über auch  Gönner  §  87  T.StR.) 

In  den  einleitenden  Bemerkungen  zu  seiner  Abhand- 
lung über  das  rechtliche  Prinzip  der  deutschen  Territorial- 
verfassung (1803)  hatte  Gönner  schon  ausdrücklich  darauf 
hingewiesen,  wie  die  deutsche  Verfassung  soviel  Eigentüm- 
liches an  sich  habe,  dafs  sie  mit  keinem  andern  europäi- 
schen Staate  verglichen  werden  könne.  In  seinem  Teut- 
schen  Staatsrecht  erörterte  er  dies  in  ausführlicherer  Weise. 
Er  sagt  §  2  1.  c:  „Das  einzige  Beispiel  seiner  Art  liefert 
es  —  Teutschland  —  dadurch,  dafs  es  als  ein  Staatskörper 
aus  mehreren  Staaten  besteht,  welche  nicht  durch  einen 
Staatenbund,  sondern  durch  einen  Verein  unter  einer  ge- 
meinsamen obersten  Staatsgewalt,  folglich  als  ein  Staat  zu- 


sammenhängen.  Jeder  dieser  Teile  wird  zwar  durch  eine 
eigene  Staatsgewalt,  Landeshoheit  regiert ,  diese  aber  ist 
der  höheren  Staatsgewalt  des  Ganzen,  der  Reichshoheit 
subordiniert,  weshalb  unter  den  Bestandteilen  des  teutschen 
Staats  die  Partikularstaaten,  Territorien,  ausgezeichnet 
werden  müssen,  durch  welche  seine  Verfassung  in  Auf- 
stellung einer  subordinierten  Staatsgewalt  vom  Ideale  des 
iJlgemeinen  Staatsrechts  sich  in  hohem  Grade  entfernt.  ** 

£s  zeigt  sich  so  auf  den  ersten  Blick,  dafs  Gönner  bei 
Erklärung  des  Charakters  der  deutschen  Staatsverfassung 
die  bundesstaatliche  Idee  zugrunde  gelegt  hat.  .  Er  verwirft 
ausdrücklich  die  Annahme,  dafs  Deutschland  einen  Staaten- 
bund, ein  System  föderierter  Staaten  darstelle  (vgl.  auch 
§  88),  wo  jeder  j verbündete  Staat  einen  selbständigen,  in 
sich  unabhängigen  Verein  bildet  (Prinz,  d.  t.  T.V.  S.  20), 
es  bilde  vielmehr  rechtlich  nur  einen  Staat  (ebenda), 
jedoch  ist  es  nicht  ein  Einheitsstaat,  sondern  ein  aus 
mehreren  Staaten  zusammengesetzter  Körper  (§  4),  wobei 
die  einzelnen  Gliedstaaten  durch  einen  wahren  Staatsverein 
zusammenhängen,  vermöge  dessen  zwar  jeder  im  Subordi- 
nationsverhältnis,  in  staatsrechtlicher  Unterwürfigkeit  (Staats- 
rechtsdienstb.  S.  18)  zur  höheren  Reichsgewalt  steht,  aber 
doch  einen  eigenen  Staat  bildet  (§  90),  der  sogar  in  manchen 
Bezieh  ungen  im  völkerreclitlichen  Verhältnisse  zu  anderen 
Staaten  steht  (Staatsrechtsdfenstb.  S*  18.  2L  23,  vergl.  such 
T.StR,  §  461). 

Gönner  ist  auch  hier  der  herrschenden  Lehre  seiner 
Zeit  gefolgt 

Im  17.  Jahrhundert  war  unter  dem  Einflüsse  Puten* 
dürfe  die  auf  einer  strengen  SouveräneUltölehre  basierende 
Meinung'  herrschend  geworden^  dafs  als  normale  Formen  der 
Staaten  Verbindungen  überhaupt  nur  die  Personalunion  und 
der  Staatenbund  erachtet  werden  könnten,  dafs  ein  aus 
Staaten  zusammengesetzter  Staat  logisch  undenkbar  sei»  Das 
deutsche  Reich ,  das  sieh  unter  diese  Kategorien  nicht  ein- 
gKedern^    andererseits    aber    auch    nicht    als    Einheitsstaat 
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bezeichnen  liefg,  mufste  so  als  ein  anormales  Gebilde  — 
monstro  tantum  simile,  wie  Pufendorf  sagt,  —  erscheinen. 
Pufendorf  gegenüber  hatte  nun  Ptitter  in  seinen  viel- 
genannten Abhandlungen  ilber  die  Regierungsform  des 
deutschen  Reiches  („Beyträge  zum  Teutschen  Staats-  und 
Fürstenrechte"  1777  insbes.  Nr.  II)  die  bundesstaatliche 
Idee,  die  übrigens  schon  vor  Pufendorf  überzeugte  Ver- 
treter gefunden  hatte  (vergl.  unten),  wieder  aufgenommen 
und,  ohne  von  den  früheren  Konstraktionen  Kenntnis  zu 
haben,  neu  und  originär  zur  Darstellung  gebracht  Wenn 
nun  auch  zur  Neuschaffung  dieser  Lehre  von  dem  aus 
Staaten  zusammengesetzten  Staate,  ihm  die  Betrachtung  der  Ver- 
hältnisse des  deutschen  Reiches  in  erster  Linie  Veranlassung 
gegeben  hatte,  so  hat  er  doch  keineswegs  deren  Geltungs- 
gebiet lediglich  auf  das  positive  deutsche  Staatsrecht  be- 
schränkt; er  mafs  ihr  vielmehr  allgemein  staatsrechtliche 
Bedeutung  zu.  Dies  unterliegt  nach  seinen  Ausführungen 
durchaus  keinem  Zweifel.  Er  sagt  in  den  genannten  Aus- 
führungen ganz  allgemein,  dafs  es  wohl  zweifellos  Staaten 
geben  könne,  deren  Regierung  noch  einer  andern  höhern 
Gewalt  mit  gewissen  Bestimmungen  untergeordnet  sei  (§  15), 
dafs  sie  in  eine  solche  Verbindung  treten  können,  „dafs  ein 
jeder  zwar  in  sefuer  iiiiierlichen  Verfassung  seine  eigene 
Regierung  mit  allen  Hoheitsreehten  völlig  behielte;  aber 
dafa  sie  alle  doch  xiöch  eine  höhere  geraeinsanie  Gewall 
über  sich  hätten,  welcher  gewisse  Hohei  tsrechte  allein  vor- 
behalten blieben  *  *  -'^  (§  14)  und  er  konstruiert  damit  eine 
^besondere  Gattung  von  Staatsverfassung"  (§  15),  Er  be- 
schrei nkt  ausdrücklich  die  Entstehung  einer  derartigen 
Ktaatlichen  Vereinigung  nicht  auf  den  Fall,  für  den  das 
deutsche  Reich  das  Beispiel  abgab  —  das  allmähliche  Zer- 
bllen  eines  Einheitsstaates  in  mehrere  besondere  Staaten 
(§  21),  sondern  er  läfst  die  Schaffung  derselben  durch  ver- 
üiigminäfsige  Einigung  mehrerer,  vorher  unabhängig  neben 
dnander  bestehender,  Staaten  zu  (g  18).    Der  Bundesstaats- 


begriff  hat  also  bei  Pütter  allgemein  staatsrechtliche  Be- 
deutung. 

Anders  bei  Gönner! 

Auch  er  ist  zwar  mit  Bezug  auf  das  Reich  den  Pütter- 
schen  Konstruktionen  gefolgt,  auch  für  ihn  hat  also  das 
Reich  bundesstaatlichen  Charakter,  auch  ihm  erscheint  das- 
selbe als  ein  aus  Staaten  zusammengesetzter  Staat.  Allein 
«r  hat  diese  Auffassung  offensichtlich  nur  notgedrungen  sich 
zu  eigen  gemacht.  Für  die  Darstellung  des  positiven 
deutschen  Staatsrechts  konnte  hier  ja,  wie  bereits  hervor- 
gehoben, weder  die  Idee  des  absoluten  Einheitsstaates  noch 
auch  die  des  eigentlichen  Staatenbundes  zugrunde  gelegt 
werden,  mit  dem  von  der  Pufendorfschen  Schule  ein- 
geschlagenen Auswege  der  Auffassung  und  Behandlung  des 
Reiches  als  eines  anormalen  Gebildes  war  naturgemäfs 
noch  viel  weniger  weiter  zu  kommen.  Nur  auf  Grund  der 
Pütterschen  Lehre  konnte  eine  klare  und  zutreffende  Dar- 
stellung der  positivrechtlichen  Verhältnisse  gegeben  werden. 
Und  so  hält  denn  Gönner  mit  den  bedeutendsten  Lehrern 
des  positiven  deutschen  Staatsrechts  seiner  Zeit,  mit  Häberlin 
und  Leist,  an  der  bundesstaatlichen  Auffassung  fest. 

Allein  er  fügt  seinen  mit  Pütters  Ausführungen  im 
ganzen  übereinstimmenden  Darlegungen  noch  den  Satz  an, 
dafs  so  durch  die  Aufstellung  einer  subordinierten  Staats- 
gewalt die  Verfassung  des  deutschen  Reiches  vom  Ideale 
des  allgemeinen  Staatsrechts  in  hohem  Grade  sich  ent- 
ferne (1.  c). 

Dieser  Satz,  so  bemerkt  Brie  in  seiner  Geschichte  der 
Lehre  vom  Bundesstaate  S.  29  Anm.  22,  weicht  einiger- 
mafsen  ab  von  Pütters  Ansicht.  Das  ist  zweifellos  richtig, 
allein  diese  Äufserung  Bries  besagt  zu  wenig  für  die  prinzipielle 
Stellungnahme  Gönners  zur  Lehre  vom  Bundesstaat,  zu  der 
durch  Pütter  neugewonnenen  Idee  des  aus  Staaten  zusammenge- 
setzten Staates.  Diesem  Satze  Gönners  liegtvielmehr  eine  prin- 
zipiell verschiedene  Auffassung  zugrunde.  Aus  demselben  mufs 

Staats-  u.  vOlkerreohtl.  Abhsndl.  IV.  1.  -  Koch.  12 
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entnommen  werden :  Zwar  ist  die  bundesstaatliche  Kon* 
struktion  für  die  Erklärung  des  Charakters  der  Verfassong 
des  Reiches  an  sich  wohl  zutreffend  und  brauchbar,  aliein 
dieselbe  ist  lediglich  etwas  Ausnahmsweises,  sie  ist  nur  durch 
die  besonderen,  ganz  eigenartigen  Verhältnisse,  wie  sie  sich 
im  Reiche  entwickelt,  bedingt  und  mag  um  deswillen  auch 
der  Darstellung  des  positiven  deutschen  Rechtes  mit  Fug 
und  Recht  zugrunde  gelegt  werden,  allein  mit  den  Lehren 
des  allgemeinen  Staatsrechts  verträgt  sich  dieselbe  nicht 
Mit  anderen  Worten:  Für  Gönner  ist  die  bundesstaatliche 
Theorie  nichts  weiter  als  ein  Erklärungsmoment  fiir  die 
positivrechtlichen  und  tatsächlichen  Verhältnisse  im  Reiche, 
nicht  aber,  wie  bei  Pütter,  ein  integrierender,  neugewonnener 
Bestandteil  der  Lehren  des  allgemeinen  Staatsrechts.  Er 
beschränkt  also  ihre  Geltung  auf  das  deutsche  Staatsrecht 
und  spricht  sich  damit  ausdrücklich  gegen  eine  Verall- 
gemeinerung der  derselben  zugrunde  liegenden  Sätze  aus. 

Gerade  um  deswiUen  kann  Gönner  hier  nicht,  wie 
Brie  a.  a.  0.  will,  den  unbedingten  Anhängern  Pütters  zu- 
gezählt werden. 

Den  Beweis  hierfür  und  zugleich  den  tiefem  Grund  für 
seine  Stellungnahme  gibt  seine  Souveränetätslehre. 

Fragt  man  nach  der  Veranlassung  und  dem  Grunde  fbr 
die  Neubelebung  und  Neukonstruktion  des  Bundesstaats- 
begriffes gerade  in  der  damaligen  Zeit,  so  liegt  derselbe  vor 
allem  in  der  seit  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ein- 
getretenen Abschwächung  des  SouveränetätsbegriSes  ^.  Der 
Bundesstaatsbegriff  verträgt  sich  niemals  mit  einer  strengen 
Souveränetätslehre;  er  kann  sich  nur  entwickeln,  wenn 
diese  Einschränkungen,  Modifikationen  unterworfen  wird. 
Gerade  die  scharfe  Betonung  der  absoluten  Einheit  und  vor 
allem  der  vollständigen  Unabhängigkeit  der  souveränen 
Gewalt  von  jedwedem  höheren  Willen,  also  die  strengste 
Souveränetätslehre,    wie    sie    unmittelbar    vor    Pufendorf 


*  Dies  betont  insbes.  Gierke,  Althusias  S.  249. 
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hauptsächlich  durch  Hobbes  ausgebildet  worden  war,  war 
es  gewesen,  die  Pufendorf  die  Waffen  in  die  Hand  ge- 
geben zu  den  yemichtenden  Angriffen,  die  derselbe  gegen 
die  bereits  früher  durch  Besold  und  Ludolph  Hugo^  in 
der  Publizistik  zur  Geltung  gebrachte  bundesstaatliche 
Idee  gerichtet  hatte. 

Sobald  man  aber  von  dieser  strengen  Auffassung  zurück- 
kam, war  die  Bahn  frei  für  die  Versuche,  welche  die 
Schaffung  oder  besser  die  Wiedererneuerung  der  •  bundes- 
staatlichen Idee  zum  endlichen  Ziele  hatten,  —  konnte  und 
mufste  auf  Ickstadt,  Kreitmayr  und  Nettelbladt'  ein  Pütter 
erstehen. 

Was  nun  aber  Gönner  anlangt,  so  ergab  sich  früher, 
daCs  derselbe,  obgleich  er  bezüglich  der  Territorialgewalt, 
gezwungen  durch  die  politischen  und  auch  die  positivrecht- 
lichen Verhältnisse,  die  strenge  Souveränetätslehre  mit  ihren 
Konsequenzen  für  die  Darstellung  des  positiven  Rechtes 
teilweise  preisgegeben  hat,  doch  im  Prinzip,  für  das  all- 
gemeine Staatsrecht  unerschütterlich  und  fest  an  der  Auf- 
fassung der  souveränen  Gewalt  als  höchster,  oberster  und 
im  Verhältnisse  nach  innen,  wie  nach  aufsen  einem  höheren 
Willen  nicht  unterworfener  Macht  festgehalten  hat. 

Eüne  derartige  Auffassung  aber  ist  unvereinbar  mit  der 
Idee  des  Staatenstaates,  des  Bundesstaates,  denn  sie  verträgt 
sich  niemals  mit  der  durch  dieselbe  bedingten  Konstruktion 
einer  ^^subordinierten**  Staatsgewalt,  und  dies  kommt  gerade 
bei  Gönner  zum  Ausdruk,  wenn  er  sagt,  dafs  dieses  positiv- 
staatsrechtliche Gebilde  vom  Ideale  des  allgemeinen  Staats- 
rechts sich  in  hohem  Grade  entfernt. 

Im  positiven  Recht  verwertet  er  also  die  bundesstaat- 
liche Idee,  aus  Gründen,  die  bereits  oben  dargetan  —  für 
das  allgemeine  Staatsrecht  aber  verhält  er  sich,  gezwungen 
durch  den  von  ihm  festgehaltenen  strengen  Souveränetäts- 
begriff  derselben  gegenüber  ablehnend  —  den  prinzipiellen 

*  Vergl.  hierüber  Gierke  a.  a.  0.  S.  246;  Brie  a.  a.  0.  S.  17  ft 

*  Yergi.  aber  diese  Schriftsteller  Gierke  a.  a.  0. 
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Vertretern  der  auf  föderalistischen  Elementen  aufgebauten 
bandesstaatlichen  Idee  kann  und  darf  Gönner  niemals  zu-, 
gerechnet  werden. 

Seine  übrigen  Ausführungen  über  Staatenverbindungen 
haben  besondere  Bedeutung  nicht  zu  beanspruchen. 

In  seinem  Teutschen  Staatsrecht  spricht  er  mit  Bezug 
auf  die  deutschen  Territorialstaaten  von  zusammengesetzten 
Staaten,  Unionen. 

Er  unterscheidet  unter  diesen  zwischen  persönlichen 
und  reellen  Unionen.  Der  Begriff  der  Personalunion,  für 
den  ja  die  Geschichte  und  auch  die  damalige  Zeit  eine  Reihe 
von  Beispielen  an  die  Hand  gab  —  Pütter  erwähnt  in 
seinen  Ausführungen  unter  den  markantesten  seiner  Zeit 
England  und  Hannover,  Ungarn  und  Böhmen  —  er  war 
der  Staatslehre,  dem  allgemeinen  Staatsrechte  längst  geläufig. 
Gönner  selbst  definiert  die  persönliche  Union  an  anderer 
Stelle  (Staatsrechtsdienstb.  S.  207)  als  eine  zufilllige  Ver- 
einigung zweier  oder  mehrerer  Gebiete  in  der  Person  eines 
Landesherrn  in  der  Weise,  dafs  jedes  unter  dem  nämlichen 
Regenten  seine  eigene  oberste  Gewalt  behält,  also  keine 
„Ländervereinigung"  vor  sich  geht. 

Die  „Ländervereinigung"  id  est  die  Vereinigung  der 
vorher  verschiedenen  Gebietein  einem  Staat,  „unter  einer 
gemeinsamen  obersten  Gewalt",  sie  oildet  das  Kriterium 
für  die  reellen  Unionen. 

Er  versteht  also  hierunter  keineswegs  eine  Vereinigung 
von  Staaten  in  der  Weise,  dafs  dieselben  nur  in  bestimmten 
Beziehungen  als  eine  Einheit,  als  ein  staatliches  Ganze  er- 
scheinen, um  im  übrigen  selbständig  neben  einander  fort- 
zubestehen, nach  ihm  erscheint  die  Realunion  überhaupt 
nicht  als  eine  Staatenverbindung  im  eigentlichen  Sinne  des 
Wortes,  es  ist  dieselbe  vielmehr  ein  einziger  Staat,  wobei 
der  Unionsbegriff  lediglich  historische  Bedeutung  hat,  inso- 
fern er  auf  das  Werden  dieses  Einheitsstaates,  auf  die  Tat- 
sache, dafs  derselbe  aus  der  Vereinigung  mehrerer  Staaten 
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entstanden,  hinweist  ^,  oder  aber  die  auf  diesem  Entwicklungs- 
prozels  beruhende  gröfsere  oder  geringere  selbständige 
Stellung  einzelner  Teile  eines  Staates  innerhalb  desselben 
zum  Ausdruck  zu  bringen  bestimmt  ist 

Diese  Auffassung,  die  gleichfalls  auf  Pütter  zurUckzu- 
fäliren,  teilt  Gönner  mit  den  sämtlichen  Darstellern  des 
deutschen  Staatsrechts  seiner  Zeit,  mit  Schnaubert,  Schlözer^ 
Häberlin,  Leist  u.  a.  ',  mit  einziger  Ausnahme  Klübers,  dem 
es  vorbehalten  blieb,  in  der  Folgezeit  den  Begriff,  wie 
Pütter  ihn  aufgestellt',  neu  zu  formulieren  und  damit  die 
Grundlage  für  die  moderne  Theorie  der  Personal-  und  Real- 
union zu  schaffen. 

Gleichfalls  auf  Pütter  (a.  a.  0.  §  9  ff.)  flihrt  die  Zwei- 
teilung zurück,  die  Gönner  unter  den  Realunionen  trifft, 
die  Scheidung  in  gleiche  und  ungleiche  reelle  Verbindungen, 
wobei  er  unter  die  ersteren  diejenigen  Staatenvereinigungen 
subsumiert,  bei  denen  jeder  von  den  unierten  Staaten  seine 
besondere  Verfassung  behält,  während  er  unter  die  letzteren 
die  bereits  oben  erwähnte  „Zusammenschmelzung  zweier 
Staaten  in  einen  Staat"  und  das,  wie  er  sagt,  verderbliche 
Kolonialsjstem  rechnet  (vergl.  a.  a.  0.  Anm.  t). 

^  Dies  ist  zweifellos  der  Fall  bei  der  „Zusammenschmelzung 
zveier  Staaten  in  einen  Staat",  die  er  unter  die  ungleichen  Unionen 
eingliedert. 

'  Vergl.  Juraschek,  Personal-  u.  Realunion.    S.  17  Anm.  82. 
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Vorwort. 


Wie  schon  äufserlich  zwischen  den  Verfassungen  der 
zwei  gröfsten  Bundesstaaten,  der  Nordamerikanischen  Union 
and  dem  Deutschen  Reiche,  mannigfache  Ähnlichkeiten  be- 
stehen, so  begegnen  sich  auch  die  Ansichten  der  ameri- 
kanischen und  deutschen  Theoretiker  in  vielen  Punkten. 
Mag  es  auch  auf  den  ersten  Blick  scheinen,  als  ob  die 
Staatslehre  Calhouns  dem  deutschen  Recht  ganz  fem 
liege,  so  wird  man  doch  bald  eines  anderen  belehrt,  wenn 
man  sich  in  die  Arbeiten  des  geistreichen  Amerikaners 
einigermafsen  vertieft  Hat;  ja,  man  wird  sogar  finden,  dafs 
zwischen  den  Gedankengängen  Calhouns  und  denen 
manches  deutschen  Rechtsgelehrten  —  es  sei  hier  nur 
M.  V.  Seydel  erwähnt  —  nahe  Verwandtschaft  besteht. 
Auf  diesen  inneren  Kontakt  näher  einzugehen  ist  hier 
nicht  der  Ort. 

Hier  sei  nur  noch  erwähnt,  dafs  die  vorliegende  Arbeit 
zu  Heidelberg  im  Seminar  von  Hofrat  Professor  Jellinek 
entstanden  ist.  Diesem  meinem  hochverehrten  Meister 
spreche  ich  an  dieser  Stelle  nochmals  meinen  aufrichtigen 
Dank  aus  f(ir  seine  freundliche  Unterstfltzung  und  die 
vielen  Anregungen,  die  er  mir  sowohl  ex  cathedra  wie  im 
persönlichen  Verkehr  gegeben  hat. 

Möge  die  Arbeit  die  bescheidene  Aufgabe,  die  sie  sich 
gestellt  hat,  erfüllen. 

Heidelberg,  16.  Juli  1902. 

BUlott, 
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zu  vereinigen  zum  Zwecke  des  gemeinsamen  Schutzes. 

2.  Die  Zeit  der  Kontinental-Kongresse  1774^1781.  —  Der  Charakter 
der  Kongresse  revolutionär,  und  nur  ratgebend.  —  Die  Wirkung 
der  Unabhängigkeitserklärung  auf  die  Verhältnisse  der  Kolonien, 
bezw.  Staaten  zueinander. 

3.  Die  Union  unter  den  Articles  of  Confederation  1781—1789. 
Ein  Staatenbund  aus  souveränen  Staaten  bestehend.  —  Mifs- 
eifolg  und  Schwäche  dieser  Union,  als  Anlafs  zur  verfassungs- 
beratenden KonTention.  —  Die  zwei  Parteien  in  der  Konvention« 

4.  Die  Union  unter  der  Verfassung  1789  bis  zum  BQrgerkriege, 
1861.  —  Die  politischen  Parteien ,  Federalist  und  Republikaner, 
ihre  Programme  und  die  Umkehrung,  welche  sie  erfuhren. 
Calbonn  erscheint  im  Unterhause  1811  als  Verteidiger  der  Union.  — 
Die  Änderung  in  seiner  Meinung  durch  die  Zolltarifgesetze  von 
1816,  1824,  1828.  —  Der  Streit  Sfid- Karolinas  mit  der  Union, 
1833,  unter  seiner  Führung.  —  Die  Sklavenfrage  und  die  Bklaven- 
staaten  als  Verteidiger  der  Staatenrechtetheorie.  —  Der  Versuch, 
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im  Bürgerkriege  1861 — 1865  Calhouns  Theorien  zu  verwirklichen 
und  die  Erledigung  der  Frage  dadurch. 

Zweites  Kapitel 18—40 

Allgemeine  Staatslehre. 

1.  Das  Wesen  des  Staates.  —  Staat  mit  Volk  identifiziert. 

2.  Die  Rechtfertigung  des  Staates.  —  Der  Staat  begründet  durch 
notwendige  natürliche  Eigenschaften  der  menschlichen  Natur, 
die  von  Gott  erhalten  sind.  —  Gott  als  causa  remota,  die  Natur 
als  causa  prozima;  dazu   kommt  auch  der  Gesellschaf tsTertrag. 

3.  Der  Zweck  des  Staates.  —  Die  Erhaltung  und  Vervollkommnung 
der  Gesellschaft;  die  Erhaltung  ist  'zweifacher  Art,  Aufrecht- 
erhai tung  der  Rechtsordnung  und  Schutz  gegen  Angriffe  von 
au&en.  Vervollkonunnung  durch  die  Entwicklung  der  geistigen 
und  moralischen  Eigenschaften;  diese  Entwicklung  bedarf  der 
Freiheit  und  Sicherheit.  —  Macht  und  Freiheit  in  ihren  gegen- 
seitigen Beziehungen.  Freiheit  und  Gleichheit  und  die  Irrtümer 
betreffend  beide. 

4.  Das  Majoritätsprinzip.  Seine  Stelle  in  den  Vereinigten  Staaten 
zur  Zeit  Calhouns.  —  Die  Gleichheit  als  einzige  Berechtigung 
des  Prinzips  von  Calhoun  verneint.  —  Die  Majorität  ein  ebenso 
absoluter  Herrscher  wie  ein  Monarch,  gewöhnliche  Mittel  nicht 
ausreichend,  Unterdrückung  zu  verhindern.  „Concurrent"  oder 
„Constitution al"  Majorität  als  Heilmittel,  ihre  Wirkung,  Kritik 
dieses  Prinzipes  der  ^Concurrent**  Majorität. 

5.  Elemente  des  Staates. 

a)  Staatsgebiet. 

b)  Das  Staatsvolk.  Begründung  der  Volkssouveränität  in  Amerika. 

c)  Die  Staatsgewalt.    Mit  der  Souveränität  identifiziert.    Natur 
der  Souveränität. 

Drittes  Kapitel 41—53 

Die  juristische  Natur  der  Union.    Abgeleitet 

1.  aus  den  geschichtlichen  Vorgängen. 

a)  Die  Konvention  und  ihre  Handlung. 

b)  Die  Annahme  der  Verfassung. 

2.  aus  der  Verfassung. 

Viertes  Kapitel 54—69 

Die  Folgerungen  aus  der  Theorie  Calhouns.  —  Dreiteilung  der 
äewalten  in  Union  und  einzelnen  Staaten.  —  Delegierte  und  reser- 
vierte Befugnisse.  —  Staaten  als  Richter,  um  die  Verfassungsmäfsig- 
keit  der  Gesetze  zu  prüfen. 
Schlufs:  Bedeutung  und  Einflufs  Calhouns 69 


Einleitung. 


'Ea  soll  in  dieser  Arbeit  ein  Versuch  gemacht  werden, 
die  Staatslehre  John  C.  Calhouns  systematisch  darzustellen; 
viel  ist  üb&r  seine  Theorie  geschrieben  und  gesagt  worden ; 
häufig  wird  in  der  Literatur  über  die  rechtliche  Natur  des 
Staatenbundes  und  Bundesstaates  auf  Calhoun  hingewiesen  ^, 
aber  nie  hat  seine  Lehre  eine  eingehende  Behandlung  und 
umfassende  Darstellung  erfahren.  Dafs  Calhoun  es  ver- 
dient gekannt  zu  sein,  darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen, 
wenn  man  sich  erstens  die  grofse  Bedeutung  des  Bundes- 
staatsbegriffes  in  dem  Leben  der  modernen  Staaten  und 
zweitens  die  Tatsache  vergegenwärtigt,  dafs  Calhoun  der 
erste  war,  der  die  Möglichkeit  eines  Bundesstaates  über- 
haupt geleugnet  und  seine  Behauptung  juristisch  zu  begründen 
versucht  hat^.  Diese  Leugnung  der  Existenz  des  Bundes- 
staates, die  logischen  Konsequenzen,  die  Calhoun  aus  seiner 
Theorie  folgerecht  gezogen,  und  der  Versuch,  im  Bürger- 
krieg 1861 — 1865  diese  Prinzipien  zu  verwirklichen,  haben 


^  Z.  B.  Jellinek,  Staatenverbindungen  S.  188  ff.,  wo  das  AusfÜhrlichRte 
and  Beste  zu  fiDden  ist;  von  Seydel,  Bundesstaatsbegriff,  in  der  Zeit- 
schrift fclr  die  gesamte  Staatswissenschaft  Bd.  28 ;  was  da  gegeben  wird,  ist 
nun  gröfsten  Teil  eine  Wiederholung  der  Lehre  Calhouns.  Rüttiman, 
Das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht  verglichen  mit  den  politischen 
Einrichtungen  der  Schweiz  S.  62  ff.  Brie,  Bundesstaat  S.  192  ff.  Robert 
T.  Mohl,  Die  Geschichte  und  Littoratur  der  Staatswissenschaften  Bd.  I 
S.  568—573.     Hänel,  Studien  I,  S.  1—27. 

'  Tucker,  Blackstones  Commentaries,  1808,  und  Rawle,  View  of  the 
Constitution,  1828  waren  Vorgänger  Calhouns  in  der  Behauptung  der 
Vertragsnatur  der  Union  und  des  Rechts  auf  Sezession;  das  allgemeine 
Problem  aber  hatten  sie  nicht  berührt 

StMt».  u.  vOlkerrechÜ.  Abhandl.  IV.  2.  -  Elliott.  1 
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nicht  am  wenigsten  dazu  beigetragen,  dem  Bundesstaats- 
begriff in  der  modernen  Wissenschaft  einen  bestimmten  Platz 
zu  sichern. 

Nach  einem  langen  Leben  und  heifsen  politischen  Kämpfen 
schrieb  Calhoun  kurz  vor  seinem  Tode  das  Buch,  welches 
als  Grundlage  einer  Darstellung  seiner  Theorien  angesehen 
werden  mufs  —  nämlich  „A  Disquisition  on  Government*' 
und  „A  Discourse  on  the  Constitution  and  Government  of 
the  United  Staates"  ^.  In  dem  ersten  Teil  hat  er  seine 
Grundgedanken  über  den  Staat  im  allgemeinen  niedergelegt, 
stets  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Vereinigten  Staaten;  der 
zweite  behandelt  insbesondere  die  rechtlichen  Beziehungen 
zwischen  der  Union  und  den  einzelnen  Staaten:  die  Frage 
nämlich,  ob  ein  Staatenbund  oder  ein  Bundesstaat  vor- 
handen sei.  Es  ist  bewundernswert,  mit  welcher  Schärfe 
Calhoun  seine  Grundgedanken,  die  in  der  ersten  Schrift 
entwickelt  sind,  in  seiner  zweiten  Abhandlung  auf  die  Union 
anwendet.  Für  uns  ist  natürlich  seine  letztgenannte  Schrift 
von  grOfserer  Bedeutung  und  Interesse ;  ohne  Kenntnis  der 
ersten  Schrift  ist  aber  die  zweite  nicht  gut  verständlich. 

Um  die  volle  Bedeutung  von  Calhouns  Lehre  zu  erfassen, 
wird  es  femer  notwendig  sein,  eine  kurze  Skizze  der  Lehre 
vom  rechtlichen  Charakter  der  Union,  wie  sie  sich  ent- 
wickelt hat,  zu  entwerfen :  es  gilt  also  eine  Schilderung  zu 
geben,  wie  aus  dreizehn  rechtlich  voneinander  unabhängigen 
Kolonien  durch  die  Drangsale  eines  mit  der  Wildnis  und 
mit  Indianerstämmen  fortwährend  im  Kampfe  stehenden 
Lebens,  wie  durch  die  Schrecken  einer  Revolution  und  des 
nun  folgenden  langjährigen  Befreiungskrieges,  und  schliefs- 
lieh  durch  die  Gefahr  vor  den  gegenseitigen  Streitigkeiten 
eine  neue  Art  von  Union  entstand,  welche  mit  der  Zeit 
immer  mehr  das  Gefühl  der  Anhänglichkeit  zu  der  Union 
konzentrierte.     Es   wird   notwendig  sein,   zu  zeigen,   dafs 


^  Als  erster  Band  seiner  samtlichen  Werke  erst  nach  seinem  Tode 
erscheinen,  von  Richard  K.  Kralle  herausgegeben. 


Calhoun  einer  von  jener  Minorität  war,  die  seit  der  An- 
nahme der  Verfassung  die  ausgesprochene  Unabhängigkeit 
der  Einzelstaaten  der  festeren  Zentralisation  im  Bundes- 
staat vorgezogen  hat,  wie  ferner  zu  diesen  politischen  Be- 
strebungen noch  die  Sklavenfrage  trat,  bis  endlich  die 
Staatenrechte  und  die  Sklaverei  im  Verlauf  des  Kampfes 
geradezu  gleichbedeutend  wurden  und  beide  im  furchtbaren 
Bürgerkrieg  ihr  Ende  fanden. 

Die  Betrachtung  der  Theorien  Calhouns  zerMlt  in 
drei  Teile,  welche  wir  „allgemeine  Staatslehre,  juristische 
Nattir  der  Union  und  Folgerungen  aus  seiner  Theorie" 
genannt  haben. 

Diesen  Hauptteilen  unserer  Abhandlung  schicken  wir, 
wie  schon  erwähnt,  eine  kurzgefafete  geechicbdiche  Skizze 
voraus. 


Erstes  Eapitel. 

Historische  Entwicklnng  der  Theorie  Tom 
Staate  in  Amerika. 

Bei  einer  Betrachtung  der  hiBtorischen  Ekitwickelmig 
der  Theorie  vom  Staate  in  Amerika  ist  es  zweckmäfsig,  eine 
Teilung  in  vier  Perioden  vorzunehmen.  1.  Die  Kolonial- 
zeit bis  1774.  2.  Die  Zeit  der  „Continental  Congresses," 
1774—1781.  3.  Die  Union  unter  den  „Articles  of  Con- 
federation"  1781 — 1789.  4.  Unter  der  heutigen  Verfassung 
1789  bis  zu  dem  Bürgerkrieg  1861. 

1.    Die  Zelt  der  Kolonien. 

Die  dreizehn  Kolonien  Englands  in  Amerika,  die  die 
künftigen  Vereinigten  Staaten  bildeten,  waren  von  Anfang  an 
nur  durch  das  gemeinsame  Band  der  englischen  Untertan- 
schaft miteinander  rechtlich  verbunden.  Ihr  Verhältnis 
zum  Mutterland  aber  kam  zum  Ausdruck  in  drei  ver- 
schiedenen Formen*.  Die  Kolonien  waren  in  Provincial*, 
Proprietary®  und  Charter*  Kolonien  eingeteilt,  je  nach- 
dem ob  der  Gouverneur  einfach  vom  König  ernannt  wurde 


1  Stonr,  On,  the  Constitution  of  the  U.  S.  Boston  1858.  Vol.  I, 
p.  107  ff.,  §§  159—161,  Cortis,  Historj  of  the  constitation  of  U.  S. 
London  1854.    Vol.  I  p.  3ff.    Calhoun  Works  I  p.  189—190. 

*  New  Hampshire,  New  York,  New  Jersey,  Virginia,  North  nnd 
South  Carolina  und  Georgia. 

•  Maryland,  Pennsylvania  und  Delaware. 

^  Massachusetts,  lUiode  Island,  und  Connecticut. 
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oder  von  einem  „Proprietor",  Eigentümer,  den  der  König 
daza  ermächtigt  hatte,  oder  ob  sie  Charters,  verbriefte  Rechte, 
besafsen,  nach  welchen  ihre  Regierung  organisiert  war. 

Trotz  dieser  Ähnlichkeit  in  der  Organisation  waren 
sie  voneinander  rechtlich  unabhängig,  soziale  Bande  in 
Form  der  Sprache,  Religion  und  Nationalität  waren  aber 
vorhanden  und  übten  einen  bedeutenden  Elinflafs  auf  das 
Vorgehen  der  Kolonien  aus. 

Schon  vor  der  Revolution  waren  mehrere  Versuche^ 
gemacht  worden,  die  Kolonien  in  rechtliche  Beziehung  zu- 
einander zu  bringen :  die  erste  aller  Unionen  war  die  der  vier 
„United  colonies  of  New-England*',  welche  im  Jahre  1643 
begründet  wurde.  Vier  Kolonien  vereinigten  sich  unter  den 
.Articles  of  Agreement*'  zum  gemeinsamen  Schutze  gegen 
fremde  Nationen  und  gegen  die  Indianer,  und  zu  dem 
Zwecke  auch,  dafs  sie  nicht  nur  durch  die  Gemeinschaft 
der  Nationalität  und  Religion,  sondern  auch  in  anderen 
Beziehungen  als  Einheit  erscheinen  und  sich  bewahren 
könnten  *. 

Die  Tätigkeit  der  Konförderation  war  unbedeutend; 
die  Kommissionsmitglieder  versammelten  sich  zum  letzten 
Male,  1684,  kurz  bevor  die  Charters  der  Kolonien  auf- 
gehoben wurden.  Nach  der  Vertreibung  Jakobs  11.  und 
der  Wiedererwerbung  der  Charters  bestand  die  Union 
nicht  mehr.  Was  an  ihr  bemerkenswert  war,  sind  die  Be« 
Stimmungen  betrefifend  die  Auslieferung  der  flüchtigen 
Sklaven  und  den  gegenseitigen  Vollzug  richterlicher  Urteile, 
beide  Vorläufer  der  Verfassung  von  1789^.  Während  der 
folgenden  Zeit  fanden  mangelhafte  Kongresse  der  Gouver- 
neure oder  Vertreter  der  Kolonien  statt,  veranlafst  durch 
die  Notwendigkeit  gemeinsamer  Verträge  mit  den  Indianern 
und  der  gemeinsamen  militärischen  Unternehmungen.    Der 


^  Vgl.  Foster,  On  the  Constitation  Vol.  I  §  4  p.  13  ff. 
'  Hart ,  Introdaction  to  the  Stadj  of  Federal  Goyermnent  p.  50  ff. 
and  die  da  angegebene  Literatur. 
»  Hart  a.  a.  O.  p.  52. 
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bedeutendste  wurde  in  Albany  im  Jahre  1754  abgehalten, 
woran  sechs  Kolonien  teilnahmen.  Der  Plan  Franklins,  obwohl 
von  dem  Eongreis  gebilligt,  wurde  von  EIngland  als  zu 
demokratisch  und  von  den  Kolonien  als  eine  zu  grobe 
Stärkung  der  Prärogative*  abgelehnt.  Aber  immerhin 
fand  den  Vorschlägen  Franklins  gemäfs  eine  Vertretung 
und  Wahl,  der  proportionellen  Gröfse  jeder  Kolonie  ent- 
sprechend, statt;  hier  findet  man  die  erste  Anwendung  dieses 
Prinzipes  in  einer  Konföderation  seit  der  antiken  Zeit'. 
Wäre  der  Entwurf  selbst  in  Kraft  getreten,  dann  hätte 
die  Bundesgewalt  die  Befugnisse  gehabt,  Verträge  ab- 
zuschliefsen,  Handel  und  Bundesfinanz  zu  regulieren,  Kri^ 
zu  erklären  und  Frieden  zu  schliefsen. 

In  dem  „Stamp  Act  Congress*'  zu  New- York  1765  waren 
neun  Staaten  vertreten,  zum  Zwecke,  einen  Protest  zu  ver- 
anstalten, nicht  aber  eine  Union  zu  gründen. 

2.   Die  Zeit  der  „Continental  C!ongres8e8^   1774—1781. 

Der  erste  dieser  Kongresse  im  Juni  1774  hatte 
ähnliche  Zwecke  wie  der  .Stamp  Act  Congress";  alle 
Kolonien  aufser  Georgia  waren  vertreten;  eine  „Declaration 
of  Rights"  wurde  formuliert  und  eine  „Non  Importation 
Association"  gegrtlndet;  jede  Kolonie,  der  Zahl  ihrer  Ver- 
treter ungeachtet,  hatte  eine  Stimme.  Jedes  Mitglied  gab 
seine  Unterschrift^  für  sich  und  die  Kolonie  die  es  ver- 
trat ESn  zweiter  Kongrefs  wurde  empfohlen  und  dieser  trat 
am  10.  Mai  1775  in  Philadelphia  zusammen;  am  19.  April 
hatte  der  Zusammenstofs  bei  Lexington  stattgefunden.    Die 

'  Fo8ter  a.  a.  O.  p.  14. 

«  Hart  a.  a.  O.  p.  52. 

'  Hildreth,  History  of  the  United  States  Vol.  lU,  p.  46.  The 
Signatare  of  the  association  by  the  members  of  Oongreu  maj  be  oon- 
sidered  as  the  commencement  of  the  American  Union.  Stephens,  Con- 
stitational  view  of  the  war  Vol.  I  p.  57.  It  was  determined  to  be  a 
Congress  of  separate,  distinct  political  bodies.  In  all  its  deliberations 
each  Colonj  was  to  be  considered  as  equal,  and  each  was  to  have 
an  equal  vote  and  voice  upon  all  qnestions  Coming  before  it.  Fester 
a.  a.  O.  p.  17. 
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anderen  Kolonien  waren  durch  gemeinsame  Interessen  mit 
Massachusetts  verbunden,  und  der  Eongrefs  nahm  die 
Leitung  der  gemeinsamen  militärischen,  finanziellen  und 
auswärtigen  Angelegenheiten  der  Kolonien  in  seine  Hand; 
stiUschweigend  stinmiten  die  Kolonien  zu;  die  Befugnisse 
des  Kongresses  waren  nur  durch  seine  tatsächliche 
Fähigkeit,  sie  durchzusetzen,  begrenzt.  Seine  Autorität 
war  revolutionär  und  faktisch,  nicht  juristisch^.  Dieser 
Kongrefs  verkündigte  nach  einem  Jahre  die*  Unabhängigkeits- 
erklftrung  und  während  der  folgenden  ftlnf  Jahre  fungierte 
er  als  Bundesorgan.  Die  Notwendigkeit  einer  permanenten 
legalen  Organisation  der  Staaten  war  dringend  und  schon 
im  Jahre  1777  wurden  die  „ Articles  of  Confederation"  von 
dem  Kongrefs  angenommen  und  kurz  darauf  den  Staaten 
lur  Genehmigung  vorgelegt;  sie  waren  aber  erst  1781  von 
allen  Staaten  ratifiziert  und   in  Kraft  getreten. 

Es  wurde  der  Versuch  gemacht,  namentlich  von  Story  a.  a. 
0.  p.  137 — 154  und  von  v.  Holst,  Verfassung  und  Demokratie 
in  Amerika,  1873  Bd.  I.  S.  3  ff.,  zu  beweisen,  dafs  unter  den 
.Continental  Congresses"  und  durch  die  Unabhängigkeits- 
erklärung ein  einheitliches  Volk,  eine  einheitliche  Nation 
geschaffen  wurde,  die  den  Staaten  zeitlich  vorangegangen 
sei,  and  welche  die  souveräne  Gewalt  hatte;  dafs  dieser 
Zustand  auch  unter  den  \,Articles  ofConfederation*^  fortexi- 
stierte und  seine  endgültige  Ausprägung  in  dem  einleitenden 
Passus  der  heutigen  Verfassung  »Wir,  das  Volk  der  Ver- 
einigten Staaten **  u.  s.  w.  gefunden  hat;  dafs  endlich  in- 
folgedessen die  Staaten  nie,  weder  vor  noch  nach  der 
Annahme  der  heutigen  Verfassung  souveräne  Staaten  ge- 
wesen seien. 

E^  liegt  aufserhalb  unserer  Aufgabe,  dieser  Behauptung 


'  Fiflke,  American  Revolution  p.  132.  243.  It  (the  Continental 
Con^ress)  was  a  body  which  wielded  no  technical  legal  authority ;  it  was 
bat  a  gronp  of  committees,  assemblad  for  the  purpose  of  advisiug  with 
eacb  other  regarding  the  public  weal.  —  Citiert  bei  Cuny,  The  Southen 
States  of  the  American  Union,  Richmond,  Ya.  1895  p.  64. 
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eine  eingehende  Untersuchung  zu  widmen.  Sie  ist  aber 
entschieden  abzulehnen.  Sie  stammt,  wie  es  scheint,  aus 
einer  Rede  Patrick  Henrys,  die  in  dem  ersten  „Continental 
Congress^  gehalten  wurde,  wo  er  die  Ansicht  vertrat,  dafs 
die  Eolonialregierungen  nicht  mehr  beständen,  dafs  das 
ganze  Volk  als  eine  unorganisierte  Masse  aufzufassen  sei 
und  sich  im  Naturzustand  befknde,  dafs  infolgedessen  das 
Volk  durch  die  Anwesenden  im  Eongrefs,  als  der  Zahl  nach 
vertreten,  angesehen  werden  soll*. 

Es  ist  das  eine  Theorie,  die  den  geschichtlichen  Ereig- 
nissen jener  Zeit  widerspricht;  bis  zur  Ratifikation  der  Ver- 
fassung behielt  jeder  Staat  seine  Stellung  als  gleichberechtigtes 
Mitglied  der  Union;  jeder  hatte  eine  Stimme  unter  der 
revolutionären  Regierung  der  Kongresse  und  während  des 
Bestehens  der  „Articles  of  Confederation.*' 

Der  Eongrefs,  anstatt  souverän  zu  sein,  war  blofs  eine 
Versammlung  der  Vertreter  der  Staaten,  die  an  ihre  Instruk- 
tionen gebunden  waren ;  die  Individualität  der  Staaten  kam 
klar  zum  Ausdruck,  indem  die  Vertreter  fhr  ihre  eigenen 
Staaten  allein  Handlungen  vornehmen  konnten. 

Der  Eongrefs  konnte  jede  politische  Mafsregel,  jedes 
Oesetz  empfehlen,  aber  nichts  befehlen;  die  Ausführung 
hing  von  der  Willkür  der  Staaten  ab. 

Ferner  steht  die  Theorie  direkt  im  Widerspruch  mit 
den  Bestimmungen  der  „Articles  of  Confederation'',  in  welchen 
erklärt  wird,  dafs  jeder  Staat  seine  Souveränität,  Freiheit 
und  Unabhängigkeit  behält '. 

Die  von  Story  und  v.  Holst  vertretene  Lehre  ist  als 
ganz  verfehlt  zu  betrachten,  ihre  Entstehung  und  der 
Wunsch,  sie  in  der  Wissenschaft  aufrecht  zu  erhalten,  können 
nur  aus  zu  grofsem  Eifer,  die  Staatenrechte-Theorie  zu  wider- 
legen, erklärt  werden. 

>  CurtU  a.  a.  O.  Vol.  I  p.  15  Note  3.  Vg^l.  Stephens,  ConstitatioiiÄl 
View  of  the  Late  War.  Vol.  I  p.  60  ff ,  wo  die  Theorie  Storys  eine  um- 
fitngreiche  ErSrteniQg  erftt^ro  ^^t« 

*  Articles  of  Confederatioo  Art  II. 
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3.    The  Irticles  of  Confederatlon  1781—1789. 

Mit  der  Annahme  dieser  „Articles"  hat  die  revolutionäre 
Periode  in  dem  juristischen  Leben  der  Vereinigten  Staaten 
ihren  Abschlufs  gefunden.  Man  kann  sagen,  dafs  eine  Union 
irgend  welcher  Art  vielleicht  schon  seit  dem  ersten,  zweifel- 
los aber  seit  dem  zweiten  „Continental  Congress",  1775,  vor- 
handen war.  Diese  Union  beruhte  auf  keiner  juristischen 
Basisy  die  Staaten  standen  in  keinem  juristischen  Verhältnis 
zueinander. 

Sie  waren  allerdings  durch  gemeinsame  Interessen  so 
eng  miteinander  verbunden,  die  Hilfe  eines  jeden  war  dem 
andern  so  unentbehrlich,  dafs  sie  faktisch  es  für  notwendig 
und  ratsam  hielten,  ihre  gemeinsamen  Angelegenheiten  durch 
ein  gemeinsames  Organ,  den  Eongrefs,  führen  und  vertreten 
zu  lassen,  die  Grundlage  dieser  Union  war  eine  soziale, 
faktische,  revolutionäre,  die  sich  juristisch  nicht  konstruieren 
lälst  Erst  mit  der  Organisation  unter  den  „Articles  of 
Confederation*^  haben  wir  mit  einer  Union  zu  tun,  welche 
sich  einer  juristischen  Konstruktion  fkhig  erweist. 

Die  Natur  dieser  Union  ist  sehr  leicht  festzustellen. 
Artikel  U  der  „Articles*"  lautet:  Jeder  Staat  behält 
seine  Souveränität,  Freiheit  und  Unabhängigkeit,  jede 
Kompetenz  und  jedes  Recht,  welche  durch  die  Eonföderation 
nicht  ausdrücklich  den  Vereinigten  Staaten,  im  Eongrefs 
versammelt,  übertragen  sind. 

Artikel  III  sagt:  die  Staaten  treten  hierdurch  mit- 
einander in  einen  festen  Bund  (League)  der  Freundschaft. 
Art.  V:  Bei  der  Entscheidung  von  Fragen  „in  den  Ver- 
einigten Staaten,  im  Eongrefs  versammelt,"  hat  jeder  Staat 
eine  Stimme.  Art.  IX  bestimmt  unter  anderem,  dafs  alle 
wichtigen  Fragen  nur  mit  Zustimmung  von  neun  Staaten 
entschieden  werden  können,  und  nach  Art.  XIII  war,  um 
eine  Änderung  der  Artikel  vorzunehmen,  die  Genehmigung 
des  Eongresses  und  die  Ratifikation  durch  die  Legislaturen 
aller  Einzelstaaten  erforderlich. 


Aoa  diesen  Bestimmungen  ergibt  sieh  das  unbestreitbare 
Besultat,  dafs  die  Union  ein  Staatenbund  war  —  ein 
Bund,  der  auf  völkerrechtlichem  Vertrag  ruhte  und  worin 
ein  gemeinsames  Organ,  aus  Vertretern  der  einzelnen 
Staaten  bestehend,  zur  Ausübung  der  von  den  Staaten 
übertragenen  Rechte  eingesetzt  war.  Dieses  Organ  war  mit 
allerlei  Befugnissen,  aber  mit  keiner  Gewalt  ausgestattet. 
In  diesem  Bunde  behielten  die  Staat^L  ihre  Souveränität 
unyermindert. 

Schon  bei  der  Gründung  dieser  Union  mufste  die 
Schwäche  ihrer  Organisation  auffallen'.  Doch  war  die  neu- 
gewonnene Form  ein  bedeutender  Fortschritt  in  den 
zwischenstaatlichen  Verhältnissen  \  trotz  des  Festhaltens  der 
einzelnen  Staaten  an  ihrer  Unabhängigkeit  gegenüber  der 
Union,  und  obwohl  sie  keine  höhere  Einheit  über  sich  an- 
erkennen wollten ,  —  3£umal  nach  der  erfolgreichen  gegen 
die  englische  Oberhoheit  gerichteten  Revolution,  blieben  sie 
sich  doch  dessen  bewuFst,  dafa  es  ohne  ein  gemeinsames 
Vorgehen  nicht  gelungen  wäre,  sich  von  dieser  Herrschaft 
loszumachen;  ja,  es  wirkte  sogar  die  Erinnerung  an  die 
englische  Herrschaft  ^nach,  und  schliefslich  trat  noch  die 
Überzeugung  hinzu  ^  dafs  ohne  eine  Union  die  Krrungen- 
schaften  der  Revolution  nicht  auszunutzen  waren.  Übrigens 
ist  wohl  anzunehmen,  dafs  es  kaum  einem  Staate  eingefallen 
wäre,  sich  von  den  andern  ganz  zu  trennen^  Nichtsdesto- 
weniger wollten  sie  kein*^  starke  Zentralregierung,  die  viel- 
leicht imstande  wäre,  die  zu  untei*drucken,  wie  das  Mutter- 
land es  getan  hätte. 

Aus  diesen  entgegengesetzten  Bestrebungen  —  auf  der 
einen  Seite  das  Bedtirfdis  nach  Einigung,  auf  der  anderen 
die  TendensE,  die  Souveränität  der  Staaten  aufrechtzuerhalten 
—  war  die  Union  entstanden  ^ 


*  Vgl  Kti.rv.  VoL  I  ChÄp,  3  11.  4  [».  161—185  Mr  ela«  Bet 
Be^ttmtrinti^in     d&r    Artick^^    of    Oonfederation    und    liiror    E^ll 
raicfftlin  m.  l>  ti,  77  ff.     Ed.  1826.     Poster  YciK  I,  p.  6C 

^  Vgl.  Dicly ,  The  Ljiw  of  the  CoaittitQtiou  2iid.  Edition    p,  128  Cl 
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Aber  der  Partikulargeist  war  zu  rege,  als  dafs  eine 
starke  und  gedeihliche  Union  hätte  begründet  werden 
können.  Erst  nach  einigen  Jahren  eines  schmählichen  Zu- 
standes  der  Schwäche  und  der  Erniedrigung  unter  den 
„Articies  of  Confederation**  wurde  es  möglich,  die  Staaten 
zu  veranlassen,  ihre  ursprüngliche  Selbständigkeit  soweit 
zu  opfern,  dafs  sie  eine  mit  Herrschermacht  ausgerüstete 
Zentralregierung  über  sich  dulden  wollten,  — jedoch  wurde 
das  nur  nach  hartem  Kampfe  mit  geringer  Majorität  durch- 
gesetzt 

4.    Annahme  der  Verfassung  1789,  Ms  znm 
Bürgerkrieg  1861. 

Nach  dem  Mifserfolg  der  „Articles  of  Confederation" 
und  einer  Anregung  seitens  Virginia  folgend,  sah  sich  der 
Kongrefs  bewogen,  eine  verfassungsberatende  Konvention 
aus  Vertretern  der  Staaten  im  Jahre  1787  in  Philadelphia 
zu  berufen.  Der  Beschlufs  des  Kongresses  bestimmte  als 
Zweck  der  Konvention,  blofs  Änderungen  in  den  „Articles 
of  Confederation"  vorzunehmen.  Später  werden  wir  uns  mit 
der  Frage,  ob  die  Konvention  sich  an  ihre  Instruktion  hielt, 
eingehend  zu  beschäftigen  haben;  begnügen  wir  uns  hier 
damit  zu  sagen,  dafs  es  in  der  Konvention  zwei  Parteien 
mit  entgegengesetzten  Ansichten  über  die  Natur  der  künftigen 
Union  gab,  und  dafs  diese  Parteien  als  Förderalisten  und 
Republikaner  kurz  nach  der  Ratifikation  der  Verfassung 
im  politischen  Leben  auftraten^. 

Die  Förderalisten  fanden  ihren  genialsten  Gegner  in 
Alexander  Hamilton;  sie  betrachteten  die  Union  als  ein 
neues  Qemeinwesen,  als  etwas  von  der  alten  Union  und 
den  „Articles  of  Confederation"  verschiedenes.  Sie  waren 
sich  der  verderblichen  und  der  verhängnisvollen  Schwäche 
der  früheren  Union  wohl  bewufst  und  behaupteten,  dafs 
nur    in    einer     starken    Zentralregierung     die    Sicherheit 

^  Vgl.  Alexander  Johnston,  History  of  American  Polities. 
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und  die  Wohlfahrt  aller  zu  finden  sei;  sie  wollten  sich 
nicht  an  den  Buchstaben  der  Verfassung  gebunden  wissen, 
sondern  verlangten  eine  freiere  Interpretation  der  Verfassung, 
um  dadurch  die  Zentralregierung  zu  stärken.  Indem  dieser 
Partei  die  Aufgabe  zufiel,  die  neue  Union  ins  Leben  zu 
rufen,  erhielt  sie  Gelegenheit,  ihre  Theorie  in  die  Praxis  zu 
übertragen.  Dies  tat  sie  denn  auch  in  der  Gesetzgebung, 
besonders  in  den  Gesetzen  betreffend  das  Finanz-  und  Ge- 
richtswesen des  Bundes. 

So  weit  ging  sie  in  ihrer  Tendenz  nach  einer  starken 
Zentralregierung,  dafs  dadurch  eine  Reaktion  gegen  sie 
hervorgerufen  wurde.  Der  Partikularismus  war  noch  leben- 
dig und  wurde  von  der  republikanischen  Partei  mit  Jefiferson 
an  der  Spitze  vertreten.  Selbst  die  Republikaner  betrachteten 
bei  den  Verhandlungen  der  Konvention  die  Union  als  etwas 
Neues,  wollten  aber  eine  Strikt-Interpretation  der  Verfassung, 
eine  enge  Begrenzung  der  Sphäre  der  Union  gegenüber 
den  Staaten. 

In  den  „Kentucky  und  Virginia  Resolutions",  1798  und 
in  dem  Bericht  von  Madison,  1800,  verliefs  die  republi- 
kanische Partei  ihren  früheren  Standpunkt  und  bestand 
auf  der  vertragsmäfsigen  Natur  der  Union,  der  Souveränität 
der  Staaten  und  der  Unmöglichkeit  eines  Richters  über  die 
vertragschliefsenden  Parteien  und  folgerte  daraus  das  Recht 
jedes  Staates,  über  die  Verfassungsmäfsigkeit  aller  Gesetze 
der  Union  zu  entscheiden^. 


'  Foflter  p.  120  Kentucky  Resolutions,  wie  ursprünglich  von  Jefferson 
verfalBt  „Where  powers  are  assumed  which  have  not  been  delegated, 
a  nullification  of  the  act  is  the  rightfiil  reniedy;  that  every  State  has  a 
natural  right  in  cases  not  within  the  compact  (casus  non  foederis)  to 
nullifj  of  their  own  authoritj,  all  assnmptions  of  power  bj  others  within 
their  Umits;  that  without  this  right  they  would  be  under  the  dominion, 
absolute  and  unlimited,  of  whosoever  might  exercise  this  right  of  judgment 
for  them.''  p.  121  Virginia  Resolutions.  i,That  this  Assembly  doth  ex- 
pUdtly  and  peremtorily  dedare  that  it  views  the  powers  of  tiie  Federal 
Qovemnient  as  resulting  from  tlie  compact,  to  which  the  States  are  partieSf 
as  limited  by  the  piain  sense  and  intentions  of  the  Instrument  constitnting 
that  compact ;  as  no  further  valid  tban  they  are  authorized  by  the  grants 
enumerated  in  that  compact;  and  that  in  case  of  a  deliberate,  palpable 
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Das  sind  die  BehauptungeD,  in  welchen  wir  die  Vor- 
läufer und  Grundlagen  der  späteren  Lehren  von  den  Staats- 
rechten, von  der  Nullifikation  und  Sezession,  wie  diese  Lehren 
von  Calhoun  theoretisch  ausgeführt  sind,  erblicken  können. 

Die  Theorie  Calhouns  war  in  weit  gröfserem  Mafse 
auf  diese  Resolutionen,  als  auf  die  Verfassung  der  Union 
basiert. 

Mit  dem  Siege  der  Republikaner  wurde  Jefferson  zum 
Präsidenten  gewählt;  —  er  fand  es  weder  möglich  noch 
auch  vorteilhaft,  eine  Umwälzung  der  ganzen  Regierung 
vorzunehmen,  wie  es  das  Programm  seiner  Partei  verlangte. 
Durch  den  Kauf  Louisianas  erstreckte  er  die  Befugnisse 
der  Union  weit  über  den  Rahmen  einer  Strikt-Interpretation 
der  Verfassung.  Er  selbst  ging  weiter  als  der  radikalste 
Föderalist  es  gewagt  hätte.  Von  dem  ersten  Eongrefs  an 
Bind  fortwährend  Drohungen  der  Sezession  zu  verzeichnen^; 
zuerst  kamen  sie  von  den  Republikanern  und  fanden  ihren 
klarsten  Ausdruck  in  den  Resolutionen  von  1798;  später 
aber  bei  dem  Kaufe  Louisianas  und  dem  Kriege  von  1812 
wurde  die  Doktrin  von  den  ehemaligen  Föderalisten  aufrecht 
erhalten.  In  solchem  Grade  hatten  sich  die  Verhältnisse 
verändert,  dafs,  obwohl  die  Namen  blieben,  die  Programme 
der  Parteien  eine  vollständige  Umwälzung  erfuhren. 

Die  Ansichten,  welche  zum  Sturze  der  Machtstellung 
der  Föderalisten  in  der  Union  geführt  hatten,  bildeten  inner- 
halb der  folgenden  zehn  Jahre  leitende  Grundsätze  der  sieg- 
reichen Politik  der  Republikaner,  und  das,  was  den 
Föderalisten  1800  als  Hochverrat  erschien,  ist  seit  1812 
von  ihnen  in  energischer  Weise  vertreten  worden. 

Dabei   darf  nicht  vergessen  werden,  dafs  die  Parteien 


and  dangerous  exercise  of  powers  not  granted  hy  the  said  compact,  the 
Btates,  who  are  the  parties  thereto,  have  the  right,  and  are  in  duty  bound 
to  interpose  for  arresting  the  progresa  of  the  evil ,  and  for  maintaimng 
within  their  respective  liroits ,  the  authorities,  rights  and  liberties  apper- 
taining  to  them.*' 

^  Vgl.  Foster  p.  116  ff.  für  Behauptungen  des  Rechtes  der  Sezession. 
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geographisch  verteilt  waren;  so  kamen  die  Drohungen  der 
Sezession  wie  von  den  Föderalisten  im  Norden,  so  auch 
von  den  Republikanern  im  Süden,  Massachusetts  sowohl 
wie  Virginia  behauptete  das  Recht  der  Sezession,  je  nach 
dem   die  Interessen   beider    es  für   nützlich  gezeigt  hatten. 

Dafs  man  sich  diese  Drohungen  mit  Sezession  gefallen 
liefs,  ist  auf  den  Partikularismus  der  Staaten  zurückzuführen, 
wonach  der  einzelne  St^aat  von  gröfserer  Bedeutung  war 
als  die  Union,  die  von  manchen  mit  Verdacht  und  Mifs- 
trauen  angesehen  war;  das  Bestehen  der  Union  war  im 
Bewufstsein  des  Volkes  noch  nicht  zum  Heiligtum  geworden, 
das  kam  erst  mit  der  Zeit;  je  mehr  die  Union  sich  bewährte, 
desto  mehr  wuchs  das  Zutrauen  zu  ihr. 

Der  Krieg  von  1812—1815  war  von  einer  ganz  aufser- 
ordentlichen  Bedeutung  für  den  Aufschwung  des  National- 
geflihls  und  ist  für  uns  von  besonderem  Interesse,  weil 
Calhoun  1811  im  Unterhaus  erscheint,  und  als  eines  der 
hervorragendsten  Mitglieder  den  Präsidenten  zur  Kriegs- 
erklärung fast  zwingt  und  dabei  den  Impuls  zu  einem 
Nationalgefühl  gibt,  das  seine  spätere  Lehre  zu  tilgen 
vergebens  versucht  hat. 

Es  ist  höchst  interessant,  einen  Blick  auf  seine  Stelle 
betreffend  die  Union  zu  dieser  Zeit  zu  werfen ;  als  „chairman 
of  the  committee  on  foreign  affairs**  ^  übte  er  einen  be- 
deutenden Einflufs  auf  den  Verlauf  des  Krieges:  er  war  es, 
der  zuerst  eingesehen  hat,  dafs  der  Krieg  nur  glücklich 
zu  Ende  gebracht  werden  könne,  wenn  eine  Flotte  an- 
geschafft werden  würde. 

Nach  Beendigung  des  Krieges  war  sein  Anteil  an  der 
Gesetzgebung,  welche  sich  infolge  des  Krieges  mit  sehr 
wichtigen  Fragen  zu  befassen  hatte,  nicht  minder  bedeutend. 
Das  Tarifgesetz  von  181G,  welches  das  Prinzip  eines  Schutz- 
zolles enthielt,  wurde  von  ihm  unterstützt.  Er  selbst  brachte 
den  Gesetzentwurf  für  die   Gründung   einer  Nationalbank 

*  Vorsitzender  des  Komitees  für  auswärtige  Angelegenheiten. 
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ein  and  sprach  sich  als  Freund  von  „Internal  Improvements*' 
aas^  Um  die  Frage,  ob  die  Mafsregelu  verfassungsgemäfs 
waren,  ob  es  in  der  Kompetenz  der  Union  lag,  solche  Oe- 
setze  zu  erlassen,  hat  er  sich  nicht  gekümmert;  er  er- 
klärte sogar,  dafs  er  kein  Vertreter  einer  genauen  und 
engen  Auslegung  der  Verfassung  sei,  seiner  Ansicht  nach 
wäre  der  Oegenstand  (die  Verfassung)  nicht  dazu  bestimmt, 
dafs  der  Logiker  an  ihm  wie  an  einer  These  seinen 
Scharfsinn  üben  könnte;  sondern  man  solle  an  die  Auslegung 
der  Verfassung  mit  einem  gesunden  Menschenverstand  heran- 
treten *. 

Es  ist  merkwürdig,  dafs  in  seinen  späteren  Jahren 
Calhoun  gerade  das  Gegenteil  in  diesen  Fragen  vertreten 
hat  —  gewifs  nicht  ohne  den  Vorwurf  einer  Inkonsequenz, 
—  und  dafs  nach  1828  niemand  fester  an  den  Wortlaut  der 
Verfassung  hielt  als  er.  Niemand  wollte  die  Kompetenz  der 
Union  enger  abgrenzen. 

Man  darf  aber  diesen  Meinungswechsel  nicht  einem 
charakterlosen  Streben  nach  politischen  Ehren  und  Ämtern 
zuschreiben.  Die  neue  Ansicht  ist  ohne  Zweifel  seine  feste 
Überzeugung  geworden;  der  Qrund  dieser  Überzeugung 
ist  in  der  ganzen  Lage  der  Sudstaaten  und  ihrem  Verhält- 
nisse zu  der  Sklaven  frage  zu  suchen. 

Mit  einem  aufserordentlich  klaren  Blick  in  die  Zukunft 
sah  er  den  unvermeidlichen  Streit  zwischen  den  ökonomischen 
Verhältnissen  der  Nord-  und  Südstaaten,  dessen  Ursache 
zum  gröfsten  Teil  die  Sklaverei  zu  sein  scheint,  voraus. 
Um  diesen  Streit  zu  Gunsten  der  Südstaaten  zu  entscheiden, 
hielt  er  sich  an  die  Verfassung,  um  daraus  die  Existenz- 
berechtigung der  Sklaverei,  —  diese  „peculiar  Institution*  — 


^  Innere  Verbesserungen,  d.  h.  Strafaenbauten,  FlolBkorrektaren  u.  s.  w. 

'  Calhonn,  Works  Vol.  II  p.  192.  I  am  no  advocate  for  refined 
arg;ament8  on  the  Constitution.  The  Instrument  was  not  intended  as  a 
tfaeses  for  the  log^cian  to  exercise  his  ingenuity  on.  It  ought  to  be  con- 
strued  with  piain  good  sense.  Vgl.  John  C.  Calhoun,  von  v.  Holst  in 
American  Statesmen  Serie,  für  eine  Biographie. 
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zu  schöpfen;  er  fand  sie  in  der  Theorie  der  „State-rights,'' 
der  Staatenrechte,  wie  sie  von  Jefferson  in  den  „Kentucky 
und  Virginia  Resolutions''  und  später  von  Tucker  in  seinem 
Kommentar  zu  Blackstone  ausgeführt  worden  war;  diese  zwei 
hatten  für  die  erwähnte  Theorie  die  Bahn  gebrochen,  es 
blieb  Calhoun  vorbehalten,  die  äufsersten  Konsequenzen 
daraus  zu  ziehen.  Zwar  wufste  er  immerhin,  dafs  er  in 
der  Minorität  war,  dafs  seine  Theorie  nicht  die  herrschende 
war;  dennoch  behauptete  er  sie  mit  unermüdlicher  Energie 
fast  dreifsig  Jahre  hindurch. 

Mit  dem  fortwährenden  Steigen  der  Zolltarife  von 
1824,  1828  und  1832  wurde  der  Gegensatz  zwischen  Norden 
und  Süden  immer  klarer;  es  schien  Calhoun,  als  ob  die  Süd- 
staaten, die  Äckerbaustaaten,  die  Sklavenstaaten,  der  Nord- 
staaten, der  Industriestaaten  wegen,  mehr  und  mehr  aus- 
gebeutet würden,  und,  wenn  der  Prozefs  fortdauerte,  sie  bald 
zu  Grunde  gehen  müfsten.  Um  das  zu  verhindern,  ver- 
suchte er,  nachdem  alle  Hoffnung  einer  Herabsetzung  des 
Tarifs  verloren  war,  als  Bundessenator  von  Südkarolina 
im  Jahre  1833  seine  Theorie  der  Nullifikation  in  der  Praxis 
durchzusetzen ;  daraus  ist  der  berühmte  Konflikt  Südkarolinas 
mit  der  Union  entstanden.  Das  energische  Vorgehen  Präsident 
Jacksons  und  der  hartnäckige  Widerstand  des  Staates  fährten 
fast  zum  bewaffneten  Konflikt,  der  nur  durch  einen  Kom- 
promifs,  demzufolge  der  Tarif  allmählich  herabgesetzt  wurde, 
vermieden  wurde. 

Calhoun  hätte  sich  wohl  über  das  Resultat  freuen 
können,  weil,  wenn  eine  der  beiden  Parteien  den  Sieg 
gewonnen    hatte,   es    zweifellos   Südkarolina  gewesen  war. 

Von  jetzt  an  trat  die  Sklavenfrage  immer  mehr  in  den 
Vordergrund,  bis  Calhouns  ganze  Weltanschauung  von 
ihr  beherrscht  wurde;  alle  seine  Gedanken  und  Hand- 
lungen waren  auf  sie  gerichtet.  Seiner  ganzen  Erziehung 
nach  stand  er  auf  Seite  der  Sklaverei;  ihm  schien  es 
unbedingt  notwendig,  dafs  ein  Mittel  fUr  die  Aufrecht- 
erhaltung   dieser    Institution    vorhanden    sein    sollte;    daCs 
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jedem  Staat  die  Möglichkeit  gegeben   werden   sollte,   sich 
gegen  die  Angriffe  der  Union  zu  schützen. 

Dieses  Schutzmittel  suchte  er  jedoch  nur  in  der  Verfassung, 
welche  ihm  ebenso  lieb  war,  als  dem  eifrigsten  Gegner 
seiner  Theorie;  er  klagte  nur  darüber,  daTs  man  an  der 
Verfassung  der  Väter  nicht  festgehalten  hatte;  er  wollte, 
dafs  man  zurückkehre  zu  dem,  was  ursprünglich  gemeint 
war.  Man  darf  nicht  glauben,  dafs  Calhoun  eine  Aufhebung 
der  Union  wünschte;  im  Gegenteil,  er  wollte  vor  allem  das 
Bestehen  der  Union  gewahrt  wissen,  aber  nur  solch  eine 
Union,  wie  er  selbst  sie  aus  der  Verfassung  herauslas. 
So  weit  ist  er  davon  entfernt,  den  Niedergang  der 
Union  herbeizuwünschen,  dafs  er  sogar  behauptete,  seine 
AufFassung  sei  die  alleinige,  die  die  Union  aufrecht  halten 
könne. 

Die  Drohungen  der  Sezession  kamen  nunmehr  von  den 
Südstaaten  allein;  die  Nordstaaten  wachsen  schnell  an  Be- 
Yölkening  und  Reichtum ;  die  Opposition  gegen  die  Sklaverei 
wurde  immer  heftiger  und  damit  wurde  das  Gefühl,  dafs 
die  Union  unzertrennlich  sei,  immer  stärker.  Die  Stärke 
selbst  zeigte  sich  erst  mit  dem  Anfang  des  Krieges,  der 
den  Streit  über  die  Natur  der  Union  ein  für  allemal  er* 
ledigt  hat^ 


^  Foster  p.  61 :  The  United  States  are  a  nation.  The  Union  is  not 
a  leag^e,  and  ean  not  be  dissolved  except  by  a  revolotion.  These  are 
principles  which  bave  been  established  by  the  adjadication  of  the  coorte 
the  action  of  Congress  and  the  ezecutive,  the  acquiescence  of  the  States 
and  the  arbitrament  of  war. 


StMt«.  n.  vOlk«rre«htl.  Abhandl.  IV.  2.  —  Elliott. 


Zweites  Kapitel. 
Allgemeine  Staatslehre. 


Die  Grundgedanken  Calhouns  allgemeiner  Staatslehre 
sind  von  ihm  in  seiner  Schrift  „Ä  Disquisition  on  Govern- 
ment**  ^  eingehend  ausgeführt;  doch  ist  „A  Discourse  on 
the  Constitution  and  Government  of  the  United  States"  nicht 
aufser  Betracht  zu  lassen,  obwohl  dies  letztere  sich  haupt- 
sächlich mit  der  juristischen  Natur  der  Union  beschäftigt; 
zuletzt  sind  auch  die  Reden  ^  Calhouns  zur  Ei^änzung 
seiner  Lehre  heranzuziehen. 

Wir  wollen  zunächst  die  Betrachtung  des  Wesens  des 
Staates,  wie  es  Calhoun  aufgefafst  hat,  uns  zur  Aufgabe 
machen. 

1.    Das  Wesen  des  Staates 

ist  etwas  Objektives,  Tatsächliches ;  es  ist  mit  dem  Volke  iden- 
tisch*. Das  Volk  ist  souverän*  und  verkörpert  in  sich  die 
Staatsgewalt,  deren  Ausübung  freilich  auf  die  durch  die 
Verfassung  ins  Leben  berufene  Regierung  zum  gröfsten  Teil 
tibertragen  wird. 


1  The  works  of  Calhoun.    Vol.  I. 

2  A.  a.  O.    Vol.  U,  ni,  IV,  VI. 

8  A.  a.  O.  Vol.  I  p.  130.  For  it  was  the  several  States,  or,  wbat 
is  the  same  thing,  there  people,  in  there  sovereign  capacity,  who  ordained 
and  established  the  Constitution.  State  kann  auch  Regierung  bedeuten. 
Vgl.  Vol.  VI  p.  146. 

^  Vol.  I  p.  190  ff.  Jellinek ,  Das  Recht  des  modernen  Staates, 
S.  128-129. 
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Das  gilt  wenigstens  von  dem  demokratischen  Staate 
and  diese  Staatsform,  wie  er  sie  in  den  Vereinigten  Staaten 
yerwirklicht  zu  finden  glaubte,  ist  es,  deren  Wesen  Calhoun 
bespricht. 

2.    Die  Bechtfertlgung  des  Staates. 

In  der  Beantwortung  der  Frage  nach  der  Rechtfertigung 
des  Staates,  wie  nach  dem  Wesen  des  Staates,  ist  Calhoun 
nicht  über  die  Grenzen  der  herkömmlichen  Theorie  seiner 
Zeit  gegangen.  Zwei  Voraussetzungen^  nimmt  er  als 
selbstverständlich  an;  erstens  dafs  der  Mensch  von  Natur 
ein  zur  Gesellschaft  bestimmtes  Wesen  sei,  dafs  er  nie  in 
einem  anderen  als  in  dem  gesellschaftlichen  Zustand  ge- 
funden worden  sei  und  dafs  es  ihm  nicht  möglich  wäre,  aufser- 
halb  der  Gesellschaft  zu  leben;  zweitens  dafs  die  Gesell- 
schaft ohne  „Government**  nicht  existieren  kann.  Diese  Be- 
hauptung beruht  auf  allgemeiner  Erfahrung,  weil  es  in 
keinem  Lande  und  zu  keiner  Zeit  eine  Gesellschaft  ohne 
„Government"  irgend  welcher  Art  gegeben  hat.  Obwohl 
der  Mensch  als  Gesellschaftswesen  so  erschafifen  worden 
ist,  dafs  er  Gefühl  hat  für  das,  was  seine  Nächsten  be- 
trifft, so  ist  doch  dies  Gefühl  nicht  so  intensiv  wie  für 
seine  persönlichen  Interessen^.  Mit  anderen  Worten,  sein 
individuelles  Interesse  verdrängt  das  Interesse  für  seine 
Mitmenschen. 

Gerade  diese  Eigenschaft  aber  führt  zu  einem  Kon- 
flikt zwischen  einzelnen  Individuen,  schliefslich  zu  einem 
allgemeinen  Konflikt,  welcher,  wenn  er  nicht  vermieden 
oder  beseitigt  wird,  in  einem  Zustand  allgemeinen  Kampfes 
und  allgemeiner  Verwirrung,  mit  Vernichtung  der  Gesell- 
schaft und   ihrer   Zwecke  endigt.   —   Die   Macht  aber,  die 


'  Calhoun  Vol.  I  p.  1.  2. 

'  A.  a.  O.  p.  2.  3.    A.  a.  O.   p.  4.    This  Controlling  power  where 
ever  vested,  or  by  whom  so  ever  exercised,  is  government. 

2* 
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allen  diesen  Übeln  entgegentreten  soll,  heifiBt  Gtovemment, 
Regierung,  Staate 

Der  Staat  hat  also  seine  Begründung  in  jener  sweifacheii 
Beschaffenheit  der  menschlichen  Natur;  der  Gesellschafltotrieb 
als  causa  remota,  die  persönliche  Selbstbehauptung  des  In- 
diyiduums  als  causa  proxima. 

Staat  und  Gesellschaft  sind  eng  miteinander  yerbunden; 
die  Gesellschaft  ist  von  primärer  Bedeutung,  sie  geht  voran 
und  hat  den  höheren  Zweck  —  nämlich  das  menschliche 
Geschlecht  zu  erhalten  und  zu  vervollkommnen.  Dahingegen 
hat  der  Staat  die  Aufgabe,  die  Gesellschaft  zu  erhalten  und 
zu  vervollkonunnen.  Beide  sind  fbr  die  Existenz  und 
Wohlfahrt  des  Menschen  unentbehrlich  und  beide  sind 
gleicher  Weise  von  Gott  bestellt*. 

Der  Staat  aber,  obwohl  er  der  Erhaltung  und  der  Vervoll- 
kommnung der  Gesellschaft  dient,  enthält  in  sich  ein  Element, 
welches  ohne  regelnde  Macht  gerade  das  Gegenteil  von 
seinem  wahren  Zweck  herbeiführen  würde.  Dies  ist  eben 
jene  den  Staat  heischende  Eigenschaft  der  menschlichen 
Natur.  Die  Befugnisse  eines  Staates  können  nicht  an- 
mittelbar zum  Ausdruck  kommen ;  sie  bedürfen  immer 
menschlicher  Vermittelung.  Verfassung  im  weitesten  Sinne 
des  Wortes  bedeutet  also  jene  Einrichtung,  durch  welche 
die  Herrschenden  verhindert  werden,  die  zur  Erhaltung  der 
G^ellschaft  bestimmten  Befugnisse  zu  ihrer  Unterdrückung 
zu  mifsbrauchen. 


1  A.  A.  O.  p.  5. 

*  p.  5.  Both  are,  how  ever,  neeessuy  to  tiie  ezistence  and  weU- 
being  of  oar  raoe,  rnnd  equally  of  Divine  orf^n.  p.  6  u.  7.  To  the  Infiute 
Being,  the  Creator  of  all,  belongs  exclnsivelj  the  care  and  superintendenoe 
of  the  whole.  He,  in  his  in&ite  wisdom  and  goodness,  has  alloted  to 
evervy  dass  of  animate  beings  its  oonditlon  Aod  appropriate  fbnoliMi; 
and  has  endowed  eaeh  with  feelings,  instincts,  capacities  and  fiualties, 
best  adapted  to  its  allotted  condition.  To  man  he  has  assigned  the  social 
and  political  State,  as  best  adapted  to  develope  the  great  capacities  sod 
fiunüties,  intellectaal  and  mond  with  whieh  he  has  endowed  him;  sad 
has  accordingly,  constitoded  him,  so  as  not  only  to  impel  him  in  to  die 
social  State,  bat  to  make  government  necessaxy  for  bis  preservation  uA 
well  being. 
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Die  Verfassung  steht  in  demselben  Verhältnis  zum 
Staate,  wie  der  Staat  zur  Gesellschaft ;  erst  beide  zusammen 
erreichen  ihren  Zweck;  zwischen  Staat  und  Verfassung 
jedoch  besteht  ein  grofser  Unterschied;  der  Staat  hängt  so 
wenig  von  freier  Willkür  und  Belieben  ab,  wie  das  Atmen ; 
hier  ist  keine  Wahl  gelassen;  die  Notwendigkeit  zwingt  die 
Menschen  dazu.  Die  Verfassung  hing^;en  ist  ein  Akt  des 
menschlichen  Willens,  und  wegen  der  Unvollkommenheit 
seiner  Natur  hat  d^r  Mensch  niemals,  und  wird  vielleicht 
auch  niemals  eine  vollkommene  Verfassung  schaffen 
können.  Diese  ist  eine  menschliche  Erfindung,  jene  ein 
göttliches  Gebot.  Der  Mensch  vollbringt,  was  Gott  an- 
geordnet^. 

Hier  sehen  wir  die  alten  Vorstellungen  aus  der  Natur- 
rechtslehre fortbestehen.  Das  war  zu  erwarten,  da  die 
ganze  Staatstheorie  in  Amerika  von  dieser  Lehre  beherrscht 
war,  einer  Lehre  von  einem  vorstaatlichen  Zustand,  worin 
die  schlechten  Eigenschaften  der  menschlichen  Natur  freien 
Spielraum  finden  und  bald  zur  Vernichtung  der  Rasse 
führen,  falls  eine  kontrollierende  Macht,  eben  die  Macht 
des  Staates,  nicht  hinzutritt.  Calhoun  schildert  uns  nur 
den  Zustand  des  Konfliktes  und  der  Verwirrung,  aber 
näheres  ttber  den  Prozefs  der  Elntwicklung  einer  zur  Ver- 
meidung dieser  Übel  nötigen  Staatsgewalt  sagt  er  nicht'. 
Ein  staatloser  Zustand  wäre  unerträglich  und  stände  im 
Widerspruch  mit  der  gesellschaftlichen  Tendenz  des 
Menschen,  deshalb  mufs  an  seine  Stelle  eine  Staatsgewalt 
treten;  die  staatliche  Herrschaft  ist  etwas  Notwendiges, 
Natariiches;    in   der  Natur   des  Menschen   finden    wir  die 


»  p.  7  u.  8. 

'  Dooh  spricht  er  gelegentlich  Tom  Gesellschaftsvertrag ;  z.  B.  Vol.  VI 
p.  188.  It  seems  to  be  a  settied  maxim  with  many  that  a  migority  ha« 
the  right  to  govem  inherently  and  absolutly;  with  outh  reflecting 
that  in  a  State  of  natnre,  no  man  has  a  right  to  govern  another  with 
ont  his  consent;  and  that  the  right  of  the  majority,  nnder  the  social 
compact,  to  govem,  is  derived  selely  from  the  actual  or  supposed  consent 
of  those  who  constitute  the  Community. 
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Recht  ^ :  sie  ist  der  höchste  Preis,  nach  dem  ein  Volk  streben 
kann.  Freiheit  zu  geniefsen  ist  der  höchste  Lohn  eines 
würdigen,  sie  zu  entbehren  die  gerechteste  Strafe  eines 
unwürdigen  Volkes.  Die  Freiheit  ist  wohl  ein  Segen,  weil 
sie  dem  Fortschritt  und  der  Verbesserung  des  menschlichen 
Geschlechts  dient.  Der  Schutz  des  Individuums  jedoch  ist 
ein  noch  gröfserer  Segen,  weil  sein  Zweck  die  Erhaltung 
und  die  Fortdauer  des  menschlichen  Geschlechts  ist  Wenn 
die  beiden  miteinander  in  Konflikt  kommen,  mub  die  Freiheit 
weichen,  weil  die  Existenz  der  Rasse  von  gröfserer  Wichtig- 
keit ist  als  ihre  Verbesserung. 

Calhoun  behauptet,  dafs,  wenn  das  Wesen  der  Freiheit 
falsch  aufgefafst  wird,  daraus  ein  anderer  Irrtum  unbedingt 
folgen  mufs,  nämlich,  dafs  Freiheit  und  Gleichheit  in 
solchen  Beziehungen  zueinander  stehen,  dafs  volle  Freiheit 
ohne  volle  Gleichheit  nicht  existieren  kann. 

Wahr  ist  es,  dafs  Freiheit  und  Gleichheit  sich  wechsel- 
seitig gewissermafsen  bedingen:  alle  Bürger  sollen  gleich 
berechtigt  sein,  aber  absolute  Gleichheit  in  allen  Hinsichten 
als  Bedingung  der  Freiheit  vorauszusetzen  ist  nichts  anderes 
als  eben  die  Freiheit  selbst  und  die  Möglichkeit  des  Pro- 
grosses  zu  vernichten.  Ungleichheit  der  Lebensverhfiltnisse 
ist  eine  notwendige  Konsequenz  der  Freiheit  und  zu  gleicher 
Zeit  unentbehrlich  fUr  den  kulturellen  Fortschritt  Die 
Haupttriebfeder  des  Fortschrittes  ist  der  Wunsch  jedes 
Individuums,  seinen  Zustand  zu  verbessern,  was  am  besten 
erzielt  wird,  wenn  jedem  die  Möglichkeit  gesichert  ist,  seine 
Interessen  beliebig  zu  fördern,  insoweit  der  Zweck  des 
Staates  dies  erlaubt  Infolge  der  Ungleichheit  in  den  indivi* 
duellen  Eigenschaften  und  Fähigkeiten  unter  den  Menschen 
wird  es  immer  auch  eine  entsprechende  Ungleichheit  in 
den     Zuständen    geben    müssen.     Um    eine    Ungleichheit 


^  p.  55.  It  follows,  from  what  has  been  stated,  that  it  is  a  great 
and  dangerous  error  to  sappose  that  all  people  are  eqoaly  enütled  to 
liberty.  It  is  a  reward  to  be  eamed,  not  a  blessing  to  be  grataitonsly 
lavished  on  all  alike. 
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kerbeiiaftihren  muTs  man  den  Befilhigtsten  Schranken  setzen 
oder  ihnen  die  Frttchte  ihrer  Arbeit  rauben.  Das  erste  zu 
ton  heiCst  die  Freiheit  vernichten ,  das  zweite,  das  Motiy 
einer  Verbesserung  des  Zustandes  wegnehmen.  Diese  Un- 
gleichheit zwischen  den  befilhigten  und  den  minder  be- 
fiüiigten  Klassen,  wobei  die  ersteren  ihre  Stelle  zu  behalten 
and  die  zweiten  in  die  vordere  Reihe  zu  dringen  suchen, 
ist  der  gröfste  bleibende  Anstofs  zum  Fortschritt 

Die  falsche  Auffassung  von  dem  Verhältnis  zwischen 
FVeiheit  und  Gleichheit  hat  ihren  Ausgangspunkt  in  der 
fiilschen  Vorstellung,  dafs  alle  Menschen  frei  und  gleich 
geboren  sind.  Nichts  kann  falscher  sein  als  diese  Auf- 
fassung; von  welchem  Standpunkt  immer  sie  auch  betrachtet 
sein  mag,  widerspricht  sie  dem,  was  wir  unmittelbar  aus 
den  Erfahrungen  wissen.  Die  grofse  Verbreitung  dieser 
falschen  Idee  ist  nur  dadurch  zu  erklären,  dafs  sie  mit 
einer  anderen  verwechselt  wird,  die  zwar  auf  den  ersten 
Blick  der  Wahrheit  ähnlich  sieht,  im  Grunde  aber  nicht 
weniger  falsch  ist;  nämlich  mit  der  Idee,  dafs  alle  Menschen 
im  Naturzustand  gleich  sind,  wo  ein  vorstaatlicher,  vor- 
gesellschafdicher  Zustand  fingiert  wird,  in  welchem  es 
jedem  frei  stehen  soll,  sich  zu  benehmen  wie  es  ihm  ge- 
falle, befreit  von  der  Autorität  oder  Eontrolle  anderer 
Menschen. 

Dieser  Zustand  ist  aber  unmöglich,  er  hat  nie  existiert 
and  konnte  nie  existieren,  er  steht  im  Widerspruch  mit  der 
Erhaltung  und  der  Fortdauer  des  menschlichen  Geschlechts; 
anter  allen  möglichen  Zuständen  verdient  er  am  wenigsten 
den  Namen  „the  State  of  nature**,  der  natürliche  Zustand 
des  Menschen  ist  gesellschaftlich  und  politisch,  für  diesen 
Zustand  war  er  von  Gott  bestimmt  und  in  diesem  allein 
kann  er  das  menschliche  Geschlecht  erhalten  und  vervoll- 
kommnen. Da  dieser  natürliche  Zustand  nie  existiert  hat, 
80  folgt,  dafs  die  Menschen  nicht  frei  und  gleich  geboren  sind  ^ 

»  p.  56  ff. 
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Was  die  Lehre  vom  Zwecke  des  Staates  anbelangt^ 
d.  h.  seine  Bestimmung  zum  Schutze  der  Gesellschaft  gegen 
Ungerechtigkeit  und  Anarchie  nach  innen  und  gegen  An- 
griffe von  aufsen,  und  zu  ihrer  Vervollkommnung  durch 
geistige  und  moralische  Entwicklung,  so  können  wir,  wenn 
sie  mit  dem  Mafsstabe  der  heutigen  Staatslehre  gemessen 
sein  soll,  mit  Calhoun  übereinstimmen^. 

Hier  sehen  wir  in  der  allgemeinen  Staatslehre,  wie  sie 
sich  in  Amerika  entwickelt  hat,  den  ersten  Versuch,  eine 
selbständige  Theorie  aufzustellen.  Ea  ist  ein  Versuch,  durch 
das  Wesen  der  Freiheit  und  der  damit  verknüpften  Idee 
der  Gleichheit  das  Majoritätsprinzip  umzustürzen  und  an 
seine  Stelle  das  Prinzip  der  „concurrent**  Majorität  zu  setzen 
und  schliefslich  diese  „concurrenf  Majorität  auf  die  Union 
anzuwenden,  was  mit  dem  Untergang  der  Einzelstaaten 
gleichbedeutend  sein  mufste. 

Die  Freiheit  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  das  was  dem 
Individium  zusteht,  nachdem  sich  der  Staat  mit  aller  nötigen 
Gewalt  ausgerüstet  hat.  Die  Freiheit  ist  keine  ursprüngliche, 
an  der  Natur  des  Menschen  als  solche  haftende  Eigenschaft, 
kein  angeborenes  Recht,  wie  Locke  behauptet  hat  und  wie 
in  den  „bills  of  rights*'  der  einzelnen  Staaten  und  in  der 
Unabhängigkeitserklärung  ausgesprochen  wurde,  deren  Ein- 

^  Jellinek  a.  a.  O.  S.  228:  „Ausschliefslich  dem  Staate  zugehörig 
ist  der  Schutz  der  Gesamtheit  und  ihrer  Glieder,  damit  auch  des  eigenen 
Gebietes  gegen  äufsere  Angriffe^.  S.  229:  ^Aber  nicht  nur  nach  anften, 
auch  nach  innen  werden  Funktionen  gefordert  und  anerkannt  werden 
müssen,  deren  Zweck  auf  die  Erhaltung  des  Staates  und  die  Integrität 
seiner  Wirkungsweise  geht ...  In  aller  Staatstfttigkeit  ist  ein  Element, 
das  die  Erhaltung  und  Stärkung  des  Staates  selbst  bezweckt.  Erhaltung 
und  Förderung  der  eigenen  Existenz  und  des  eigenen  Ansehens  ist  somit 
einer  der  Zwecke,  die  dem  Staate  gemafs  seinen  von  unserem  Zweck- 
bewufstseiu  gebilligten  Funktionen  gesetzt  sind.  Dieser  Zweck  ist  der 
erste  und  letzte,  seine  Erfüllung  innerhalb  bestimmter  Schranken  die  Be- 
dingung gedeihlicher  staatlicher  Tätigkeit  überhaupt*'.  Vgl.  Calhoun,  Vol.  I 
p.  10.  Self-preservation  is  the  supreme  law,  as  well  with  communities 
as  individuals.  Jellinek  S.  236':  „Staatliche  Selbstbehauptung,  Sicherheit 
und  Machtentfaltung,  Rechtsetzung  und  Rechtsschutz,  Kulturfördenmg 
haben  sich  uns  als  Staat8au%abe  ergeben  . .  .  Das  höchste  Prinzip  för 
die  gesamte  Staatstatigkeit  ist  aber  die  Förderung  der  fortschreitenden 
Entwicklung  der  Volksgesamtheit  und  ihrer  Glieder.'' 
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flolis  in  den  Vereinigten  Staaten  vorherrschend  war^.  Cal- 
houn  verneint  die  unveräufserlichen  Rechte  der  Menschen. 
Seine  Theorie  ist  ein  energischer  Protest  gegen  die  Prinzipien 
der  Naturrechtes  und  gegen  die  Lehre  vom  Staate,  die 
darauf  basiert  ist.  Die  Gleichheit  wird  verneint.  Der 
Charakter,  der  für  sie  von  der  naturrechtlichen  Schule  in  An- 
spruch genommen  wurde,  ist  als  unlogisch  und  widerspruchs- 
voll dargestellt;  und  zu  gleicher  Zeit  folgt  die  Verwerfung 
des  ganzen  Naturzustandes,  aus  welchem  allein  die  Freiheit 
und  Gleichheit  als  angeborenes  natürliches  Recht  abgeleitet 
werden  könne'.  Obwohl  Calhoun  an  dieser  Stelle  sich 
so  entschieden  gegen  einen  Naturzustand  vorstaatlichen 
Charakters  erklärt,  setzt  er  doch  in  seiner  Begründung 
des  Staates  diesen  Zustand  voraus  und  an  mehreren  Stellen 
bedient  er  sich  unversehens  dieses  Begriffes". 

Dieser  Widerspruch  ist  folgenderweise  zu  erklären: 
Erstens  müssen  wir  uns  vor  Augen  halten,  dafs  „  A  Disquisition 
on  Government"  etc.  kurz  vor  seinem  Tode  geschrieben 
war  und  vom  Verfasser  keine  weitere  Bearbeitung  erfahren 
hat.  Ein  zweiter  und  tiefer  liegender  Grund  des  Wider- 
spruches scheint  mir  aber  in  der  Tatsache  zu  liegen, 
dafs  Calhoun,  trotz  der  Verneinung  des  Naturzustandes, 
von  der  Naturrechtslehre  in  der  ganzen  Entwicklung  seiner 
theoretischen  Ansichten  über  den  Staat  so  mächtig  beein- 
flufst  worden  war,  dafs  es  ihm  unmöglich  wurde,  sich  auf 
einmal  von  ihr  zu  emanzipieren;  das  Naturrecht  steht  in 
seinem  Bewufstsein  so  fest  eingewurzelt,  dafs  es  unwill- 
kürlich gewissermafsen  seinen  ganzen  Ideengang  beeinflufst. 
Wo  er  die  Konsequenzen  der  Lehre  klar  erkennt  und  wo 
er  sieht,  dais  es  nicht  möglich  ist,  seine  eigene  Theorie  auf 
ihr    aufzubauen,    da   spricht   er   sich  unzweideutig  als  ihr 

'  Doch  spricht  er  Vol.  I  p.  60  von  Rechten  des  Individuums,  rights 
and  Ubertj  of  individuals,  welche  der  Staat  nicht  berühren  darf,  d.  h. 
Babjektiye  Rechte. 

^  p.  58.  Bat  such  a  state  is  purely  hypothetical.  It  never  did, 
nor  can  ezist;  it  is  inconsistent  with  the  preservation  of  the  race. 

•  Vgl.  S.  6  Anm.  1  u.  3. 


28  IV.  2. 

Gegner  aus;  wo  aber  das  nicht  der  Fall  ist,  wo  diese 
scharfe  Unterscheidung  fehlt,  und  die  Eonsequenzen  dieser 
Lehre  nicht  so  klar  auf  der  Hand  liegen,  da  verirrt 
er  sich  unwillkürlich  und  unbewufst  in  die  alte  Ldire 
hinein. 

Nachdem  wir  nun  die  Verneinung  der  Freiheit  und 
Gleichheit  als  absoluter  Rechte  bei  Calhoun  als  einen  der 
Grundgedanken  seiner  Theorie  festgestellt  haben,  wenden  wir 
uns  zur  Betrachtung  einer  Lehre  vom  Majoritätsprinsip, 
zu  dem  Teil  seiner  Schrift,  der  als  der  geistreichste  und 
genialste  gelten  darf. 

4.    Das  Mi^orltiltsprlnzlp. 

Um  einen  richtigen  Begriff  von  der  Bedeutung  des 
Standpunktes  Calhouns  in  dieser  Frage  zu  bekommen,  mufs 
man  sich  klar  vor  Augen  halten,  dafs  zu  seiner  Zeit  die 
Theorie,  dafs  die  Herrschaft  der  Majorität  unwiderstehlich 
und  gerecht  sei,  immer  mehr  und  mehr  die  herrschende 
in  den  Vereinigten  Staaten  wurde.  In  dem  Streit  zwischen 
den  Nord-  und  Sttdstaaten,  den  Frei-  und  den  Sklaven- 
staaten, hat  sich  die  Majorität  entschieden  auf  der  Seite 
der  Nordstaaten  gezeigt.  Durch  ihre  ganze  Lage  als  die 
reichste  an  Bevölkerung,  an  geistigen  und  materiellen 
Mitteln,  war  diese  Majorität  imstande,  ihrer  Theorie  von  der 
Herrschaft  einer  Majorität,  ihrer  eigenen  Herrschaft,  all- 
gemeine Anerkennung  zu  verschaffen.  Natürlich  war  die 
Tendenz  dieser  Majorität  nicht  nach  einer  Berücksichtigung 
der  Minorität  gerichtet;  selbst  die  Schutzmittel,  die  der 
Minorität  durch  die  Verfassung  gesichert  waren,  wurden 
nicht  allzuviel  beobachtet  ^ 

Calhoun,  als  einer  der  Vertreter  der  Minorität,  welche 
durch  die  Politik  der  Majorität  sehr  viel  zu  leiden  hatte, 
erhebt  einen  Protest  gegen  sie,  —  er  sucht  ein  Befreiung»- 


^  Man  bedenke  nur  „the  fugitive-slave  laws''. 
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mittel  für  sich  selbst,  fttr  seine  Partei,  und  für  die  Süd» 
Staaten.  Deshalb  ist  es  ohne  Kenntnis  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  jener  Zeit  unmöglich,  die  volle  praktische  Be- 
deutung der  Theorie  Calhouns  zu  begreifen.  Calhoun  sah 
mit  &st  prophetischem  Blick  den  kommenden  Konflikt 
und  die  Nutzlosigkeit  eines  Widerstandes  von  Seiten  der  Sttd- 
staaten  voraus,  solange  man  an  dem  absoluten  Majoritäts- 
prinsip  festhielt.  Überzeugt  von  der  Gerechtigkeit  der 
Sklaverei  und  ebenso  der  Rechte  der  einzelnen  Staaten, 
diese  „peculiar  institution^  nach  eigenem  Ermessen  zu  regeln, 
wandte  er  sich  mit  seiner  ganzen  Energie  und  seinem  Scharf- 
sinn zur  Lösung  dieses  Problems,  —  er  suchte  nach  einer 
Lösung,  die  in  dem  National bewuTstsein  Anerkennung  finden 
sollte,  er  beruft  sich  auf  die  Verfassung  der  Union  selbst. 
Die  einzig  mögliche  Rechtfertigung  des  Majoritätsprinzipes 
ist  allein  in  der  Gleichheit  aller  Menschen  zu  findend 
In  einem  Staate,  wo  alle  gleich  gestellt  sind  und  wo  infolge- 
dessen die  Gesetze  in  gleichmäfsiger  Weise  auf  alle  ein- 
wirken, da  wäre  eine  Heirschaft  der  Majorität  gerecht  und 
▼emttnflig';  dies  wäre  aber  nicht  die  wirkliche  Herrschaft 
der  Majorität,  weil  die  Ungleichheit  der  Interessen  und  die 
Verschiedenheit  der  Meinungen  eine  Voraussetzung  des 
Prinzips  bilden,  ohne  welche  Einstimmigkeit  herrschen 
würde.  Die  Gleichheit  aber  verneint  Calhoun.  Jeder  ist, 
wie  er  sagt,  mit  Kräften,  Eigenschaften  und  Befugnissen 
ausgestattet,  die  verschieden  von  denen  jedes  anderen  sind, 
und  die,  wenn  sie  in  der  realen  Welt  Anwendung  finden, 
eine  Ungleichheit  in  den  materiellen  Verhältnissen  schaffen, 
derzufolge  eine  ungleiche  Wirkung  der  Gesetze  stattfindet. 


'  Cmlhoan  Vo^.  I  p.  28.  Bryce,  American  Commonwealth  Vol.  II 
p.  345—846.  Jelltnek,  Das  Becht  der  Minoritäten  S.  27:  „Der  ganze 
Gedanke  der  MehrheitentBcheidung  beruht  aof  der  Vorstellnng  dorch- 
gii^iger  innerer  Einheit  des  Volkes.  Die  natnrrechtUch  -  demokratisehe 
Idee  der  yOilig  gleichwertigen  Individnen  liegt  ihm  au  Gründe.  Unter 
gleichwertigen  Individuen  kann  es  aber  vernünftigerweise  kein  anderes 
iintscheidungsmittel  geben  als  die  Gröfse  der  Zahl. 

*  Calhoun  Vol.  I,  p.  15  ff. 
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Eine  gleiche  Wirkung  der  Gesetze  auf  alle  ist  aber  das 
AUernötigste,  um  die  Freiheit  zu  gewährleisten.  Unter  der 
Herrschaft  der  Majorität  ist  das  unmöglich;  das  Wesen  der 
menschlichen  Natur^  nach  welcher  jeder  ein  höheres  Inter- 
esse für  sein  eigenes  als  für  fremdes  Wohl  hat,  bestimmt 
die  Handlungsweise  der  Majorität  sowohl  wie  die  des  In- 
dividuums. Das  hat  die  Folge,  dafs  die  Gesetze,  die  von 
der  Majorität  erlassen  sind,  die  Interessen  der  Majorität  auf 
Kosten  der  Minorität  fbrdern^ 

Es  ist  der  Hauptfehler  des  Majoritätsprinzips,  dafs 
der  Wille  der  Majorität  schliefslich  ftlr  den  Willen  aller 
gehalten  wird*,  und  ihr  Wohl  für  das  allgemeine  Wohl  — 
ein  verderbliches  Prinzip,  wodurch  die  Minorität  vernichtet 
werden  kann  und  vernichtet  wird,  wenn  die  Majorität  nicht 
daran  verhindert  ist. 

Das  erste  und  beste  Mittel,  um  diejenigen,  die  mit  den 
Herrschaftsbefugnissen  ausgerüstet  sind,  zu  verhindern,  diese 
Befugnisse  im  eigenen  Interesse  auszuüben,  statt  im  Inter- 
esse der  Allgemeinheit,  ist  das  allgemeine  Wahlrecht ' ;  dieses 
allein  aber  vermag  nicht  das  Gewünschte  herbeizuführen  — 
es  kann  nur  die  Herrschaft  aus  den  Händen  weniger  in  die 
Hände  des  Volkes  bezw.  der  Majorität  übertragen.  Es  kann 
die  Gewählten  den  Wählern  gegenüber  verantwortlich 
machen,  —  nicht  mehr. 

Es  ist  auch  nicht  zu  erwarten,  dafs  die  Prefsfreiheit, 
oder  die  allgemeine  Bildung^,  oder  die  Teilung  der  Ge- 
walten oder  die  Bestimmungen  einer  geschriebenen  Ver- 
fassung^ die  Majoritätsherrschaft  zu  einer  andern  als  zu 
einer    absoluten    machen   könnten.     Alle   diese    Prinzipien 


»  p.  22.  23. 

^  p.   27.    29.     The  firat  and   leading  error  which  naturaUy  arises 
from  over  looking  the  distinction  referred  to  (nämlich  zwischen  absolute 
und  ooncnrrent  m^joritj),  is,  to  confonnd  the  numerical  majority  with 
the  people;  and  this  so  completely  as  to  retard  them  as  identicaL 
'^p.  18  ff. 

*  p.  78ff. 

»  p.  31  ff. 
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haben  ihre  Bedeutung  und  ihren  Einflufs ;  sie  sind  tatsächlich 
Mittel,  um  die  Majorität  an  der  willkürlichen  Ausübung 
ihrer  Macht  zu  verhindern,  jedoch  nur  zeitweilig  —  nicht 
dauernd,  weil  sie  die  Natur  des  Menschen  nicht  ändern 
können,  —  das  Endresultat  können  sie  hinaus  schieben,  nicht 
beseitigen;  —  die  egoistischen  Eigenschaften  siegen  doch 
am  Schlufs.  Monarchie,  Aristokratie  und  Demokratie,  — 
worunter  Calhoun  die  Republik  als  eine  konstitutionelle 
Demokratie  im  Gegensatz  zu  einer  absoluten  Demokratie 
versteht,  sind  die  drei  bekannten  Staatsformen,  die  entweder 
absolut  oder  konstitutionell  sind.  Von  der  Zahl  der  Herrscher 
hängt  es  nicht  ab,  ob  sie  absolut  oder  konstitutionell  sind 
—  wohl  aber  von  dem  Umstände,  dafs  in  dem  „Organismus", 
in  der  Form  der  Regierung,  in  der  Verfassung  selbst  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  die  natürliche  Tendenz  nach  Unter- 
drückung des  Volkes  von  dem  Machthaber  zu  verhindern. 
Dafs  diese  Tendenz  in  der  Herrschaft  der  Majorität  vor- 
handen ist  und  dafs  sie  nicht  auf  dem  gewöhnlich  vor- 
geschlagenen Wege  beseitigt  werden  kann,  ist  schon  dar- 
getan. Es  bleibt  nur  noch  die  Frage  übrig,  wie  dieses 
Resultat  zu  erreichen  sei.  Hier  stellt  Calhoun  seine  eigene 
Theorie  von  der  „concurrent"  oder  „constitutional^  Majori- 
tät auf  ^ 

Um  die  Wirkung  des  Gesetzes  auf  alle  gleichmäfsig 
zu  gestalten,  um  zu  vermeiden,  dafs  der  eine  unterdrückt, 
während  dabei  der  andere  erhoben  wird,  schlägt  Calhoun 
zweierlei  Auswege  vor:  entweder  soll  jede  Interessengruppe 
im  Staate  das  Recht  haben,  bei  Zustandekommen  eines 
jeden  Gesetzes  mitzustimmen,  so  dafs  ohne  ihre  Zu- 
stimmung kein  Gesetz  zustande  kommen  kann;  oder  es  soll 
jede  Interessengruppe  ein  Veto  gegen  die  Ausfährung 
aller  Gesetze  haben. 

Es  ist  vorauszusetzen,  dafs  die  Mitglieder  jeder  Interessen- 


^  p.  24  ff.  28.   I  call  it  the  constitational  migorily,  because  it  is  an 
esseotial  element  in  everj  constitational  govemment. 
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klasse  dieselben  Interessen  haben,  soweit  die  gesetzgebende 
Tätigkeit  des  Staates  in  Betracht  kommt;  und  obwohl  sie 
untereinander  die  verschiedensten  Interessen  haben  können, 
so  können  sie  doch  ruhig  die  Entscheidung  der  Majorität 
ihrer  Mitglieder  überlassen^  weil  sie  alle  gleichmäfsig  von 
den  Gesetzen  getroffen  werden.  Es  ist  immer  nur  Macht, 
welche  einer  andern  Macht  Widerstand  leisten  kann;  alle 
andern  Mittel  erweisen  sich  gegenüber  der  Majorität  als 
unwirksam.  Infolge  derselben  menschlichen  Naturanlage, 
welche  die  Tendenz  nach  Unterdrückung  zeigt^  wird  ein 
erfolgreicher  Widerstand  geleistet,  wenn  dies  auf  friedlicheni 
und  gedeihlichem  Wege  geschehen  kann. 

In  diesem  Recht  des  Widerstandes  liegt  der  Unter- 
schied zwischen  einem  absoluten  und  zwischen  einem 
konstitutionellen  Staate^;  in  jenem  ist  es  die  Macht, 
brutale,  physische  Macht,  die  in  letzter  Instanz  zu  ent- 
scheiden hat,  in  diesem  ist  es  der  Ausgleich,  der  Korn- 
promifs  *. 

Durch  dieses  Prinzip  des  Kompromisses  wird  alles  auf 
friedlichem  Wege  erledigt,  —  jede  Interessenklaase  wird 
wohl  wissen,  dafs  ihre  Interessen  unantastbar  sind,  wird 
sich  sicher  ftLhlen  und  statt  des  Hasses,  den  die  Minorität 
immer  gegen  die  Majorität  hegt,  wird  ein  gegenseitiger 
Wunsch,  dem  andern  einen  Ge&llen  zu  tun,  herrschen, 
weil  sie  dadurch  ihre  eigenen  Interessen  am  besten  fördern 
können'.  Durch  dies  Gefühl  der  Harmonie  und  Sicherkeit 
wächst  eine  moralische  Stärke,  die  einen  ungeheueren  E^n- 
flufs  kraft  ihrer  Rückwirkung  auf  die  physische  Macht  des 
Staates  ausübt,  während  unter  der .  Majoritätsherrschaft 
Streit  und  Kampf  zwischen  den  beiden  Parteien  herrscht, 
die  entweder  in  einem  militärischen  Despotismus  oder  in 
einer  Spaltung  in  zwei  Staaten  ihr  Ende  finden  mufs. 

Ehe  wir  in  der  Darstellung  der  Lehre  Calhouns  fortfahren, 

1  p.  36. 
«  p.  87. 
»  p.  69. 
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wollen  wir  diesen  Teil  einer  etwas  eingehenderen  Be- 
trachtang unterziehen.  Auf  den  ersten  Blick  scheint  der 
Plan  sehr  zutreffend  und  anziehend.  Ein  Zustand  des 
ewigen  Friedens,  ein  Mittel,  alle  Streitigkeiten  zwischen 
den  Menschen  zu  beseitigen  und  aus  den  Streitigkeiten 
selbst  die  Liebe  hervorzurufen,  kurz  und  gut,  eine  Utopie  — 
.und  was  Calhoun  schildert  ist  nichts  anderes  als  eine 
solche  —  ist  der  Traum  verschiedener  scharfdenkender, 
aber  nicht  ganz  praktischer  Männer  in  verschiedenen 
Zeiten  und  Ländern  gewesen.  Worin  diese  Utopie  liegt, 
wollen  wir  nun  untersuchen.  Erstens  ist  ihm  die  wahre 
Bedeutung  des  Prinzipes  der  Gleichheit  vor  den  Gesetzen 
entgangen.  Gleichheit  in  diesem  Sinne  kann  nur  bedeuten, 
dafs  unter  gleichen  oder  denselben  Zuständen  jeder  von  den 
Gesetzen  in  gleicher  Weise  getroffen  wird.  Eine  Voraus- 
setzung der  Ungleichheit  ist  unvermeidlich.  Calhoun  hat 
mit  diesem  Gedanken  recht,  aber  er  hat  ihn  nicht  zu  Ende 
gedacht.  Wenn  jede  Interessengruppe  das  Mitstimmungs- 
recht oder  das  Veto  haben  soll,  ist  es  gar  nicht  aus- 
geschlossen, dafs  ein  Individuum  seine  eigenen  Interessen 
gegenüber  der  staatlichen  Gesetzgebung  haben  kann,  welche 
es  kraft  seines  Vetorechtes  geltend  machen  würde.  Und  wenn 
einer  dieses  Recht  besitzt,  warum  nicht  mehrere  und  schliefs- 
lich  alle?  Unter  dieser  „concurrent**  Majorität  ist  es  möglich, 
dafs  kein  Gesetz  zustande  kommt,  was  nichts  anderes 
ist  als  Anarchie,  oder  diejenigen  Gesetze,  die  erlassen 
sind,  treffen  nicht  gleichmäfsig  alle,  verfehlen  also  ihren 
Zweck. 

Calhoun  sah,  dafs  dies  Prinzip  im  ganzen  nicht 
durchfuhrbar  ist^  —  behauptete  aber,  dafs  eine  teilweise 
Durchführung  sehr  wünschenswert  wäre;  je  mehr  es  zur 
Geltung  käme,  desto  besser  die  Regierung,  desto  sicherer 
die  Minorität  in  ihren  Rechten.  Doch  hat  er  nie  den  Ver- 
sQch  gemacht,  uns  darzustellen,  wie  es  durchzuführen  wäre. 

'  p.  26. 

Staat«,  n.  vOlkerreohtl.  Abhandl.  IV.  2.  —  Elliott.  8 
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Es  ist  nicht  durchführbar,  ist  nicht  praktisch  und  gleicht 
mehr  den  Träumen  eines  Metaphjsikers,  wie  Calhonn  oft 
genannt  wird,  als  den  ernsthaften  Gedanken  eines  praktischen 
Staatsmannes. 

Vorausgesetzt,  dafs  es  einmal  möglich  wäre,  diese 
Theorie  in  die  Praxis  zu  übertragen,  würde  sie  zu  Folge- 
rungen verleiten,  die  mit  der  Existenz  und  den  Zwecken 
des  Staates  unvereinbar  sind.  Es  ist  ganz  richtig,  wenn  Calhoun 
sagt,  der  Staat  mufs  Gewalt  genug  haben,  um  seinen  Zweck 
zu  erreichen,  nämlich,  Angriffe  von  aufsen  zurückzuweisen 
und  die  Rechtsordnung  nach  innen  zu  garantieren.  Die 
Erreichung  dieser  von  ihm  selbst  gesetzten  Zwecke  unter 
einer  „concurrent"  Majorität  ist  von  vornherein  aus- 
geschlossen, —  und  das  meiste,  was  Calhoun  von  seiner 
Kompromifstheorie  versprechen  kann,  ist  eine  Vermeidung 
der  vollen  Anarchie  ^  Das  letzte  Motiv  des  Kompromisses 
ist  die  Furcht  vor  der  Anarchie,  welche  das  Schrecklichste 
für  die  Menschen  ist. 

Diese  ganze  Lehre  ist  ein  Protest  gegen  das  Majoritäts- 
prinzip und  den  damit  verknüpften  Gedanken,  dafs  der 
Wille  der  Majorität  der  Wille  der  Gesellschaft  sein  soll. 
Das  Calhounsche  Prinzip  der  „concurrent"  Majorität  ist 
aber  noch  weniger  zutreffend  als  das  von  ihm  bekämpfte. 
Er  betrachtet  den  Willen  des  Staates  als  die  Summe  der 
Willen  der  Einzelnen  und  sucht  diesen  Staatswillen,  soviel 
wie  möglich,  dem  Willen  jedes  Individuums  anzupassen'. 
Er  übersieht  dabei,  dafs  der  Staatswille  etwas  von  der 
Summe  der  Willen  aller  oder  der  Majorität  Verschiedenes 
'St,  dafs  der  Staatswille  auf  verfassungsmäfsigem  Wege  durch 


"  P-  ™-  j\[j  gdmit,  that  a  populär  govemment,  or  democracy,  is 
jroveriimej^'"?**'  ^'  *^'®  people;  for  the  term  implies  this.  A  perfect 
of  AiTAf-t,  *i  *^e  kind  would  be  one  which  would  embrace  Üie  consent 
n^wL*''^^^'*  or  mt^mber  of  the  Community,  p.  181-182.  Indeed  Ae 
more  püduIä  of  the  concurrent  majority  is,  to  make  the  govemment 

any  oüe  ofVi!     ^*'**   ^'*'  ^  require  more  will»  to  put  it  in  action,  than  if 
^*    tnajorjties,  of  which  it  is  composed,  were  its  sole  element. 
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die  dazu  bestimmten  Organe  zustande  kommt.  Unter  der 
Leitung  dieser  falschen  Vorstellung  von  der  Natur  des 
Staats  willens  übersieht  er,  daf^  in  dem  Versuch,  den  Staats- 
willen mit  der  Summe  der  individuellen  Willen  zu  identi- 
fizieren, das  Oegenteil  erreicht 'wird,  nämlich,  dafs  entweder 
der  Staat  keinen  Willen  hat,  oder  sein  Wille  mit  dem 
Willen  einer  Minderheit  der  einzelnen  Willen  gleichbedeutend 
werden  kann.  Er  protestiert  gegen  die  Herrschaft  der 
Majorität  als  etwas  Ungerechtes,  doch  unterwirft  er,  wenn  die 
Anarchie  vermieden  werden  soll,  die  Menschen  der  Herrschaft 
einer  Minorität,  einer  Interessenklasse,  ja,  eines  einzelnen 
Individuums. 

5.    Elemente  des  Staates. 

Rechtlich  betrachtet  sind  die  Elemente  des  Staates 
Oebiet,  Volk  und  Staatsgewalt  ^  Sie  werden  von  Calhoun, 
freilich  nicht  speziell  in  ihrer  Eigenschaft  als  Elemente, 
einer  Betrachtung  unterzogen. 

a)    Staatsgebiet. 

Dafs  ein  Staat  ein  Gebiet  haben  mufs,  worauf  er  seine 
Tätigkeit  als  Herrscher  entfalten  kann,  schien  Calhoun 
selbstverständlich,  oder  vielmehr,  die  Möglichkeit  eines  Staates 
ohne  Gebiet  fiel  ihm  nicht  ein  oder  schien  ihm  nicht  der 
Mühe  einer  Untersuchung  wert. 

Er  hatte  nicht  die  Absicht,  eine  Lehre  vom  Staate  zu 
schreiben.  Wie  er  selbst  sagte,  unternimmt  er  nur  die 
Lösung  des  Problems,  wie  ein  Staat  durch  seinen  ^Organis- 
mus",  seine  Verfassung  im  engeren  Sinne  verhindert  werden 
kann,  die  von  Calhoun  als  notwendig  bezeichneten  Befug- 
nisse der  Staatsgewalt  ins  Mittel  der  Unterdrückung  zu 
verwandeln'.  Infolgedessen  ist  zu  erwarten,  dafs  bei 
Calhoun  manche  Probleme  der  allgemeinen  Staatslehre  gar 


^  Vgl.  Jellinek,  S.  355  ff.  und  die  dort  angegebene  Literatar. 
<  Calhoun  Vol.  I  p.  11. 

8* 
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keine  Berücksichtigung  finden.  Doch  können  wir  aus  der 
ganzen  Schrift  mit  ziemlicher  Sicherheit  seine  Lehre  heraus- 
lesen. 

Die  Ausschliefslichkeit  des  Gebietscharakters  ist  in 
klarer  Weise  bewiesen  durch  die  Unmöglichkeit  einer 
Herrschaft  zweier  souveräner^  Staaten  tlber  ein  und 
dasselbe  Staatsgebiet;  selbst  die  scheinbare'  Annahme  in 
einem  Bundesstaate^  wie  wir  später  sehen  werden ,  ist 
nicht  zulässig;  vielmehr  ist  der  Charakter  der  Ausschliefs- 
lichkeit für  Calhoun  ein  Beweis  der  Unmöglichkeit  eines 
Bundesstaates. 

b)   Das  Staatsvolk. 

Das  Staats  Volk  ist  nach  Calhoun  der  Staat  selbst,  bei 
dem  Volke  ruht  alle  Macht,  es  ist  die  Quelle  aller  Befug- 
nisse, die  zum  Teil  zu  ihrer  Ausübung  der  Regierung  über- 
lassen sind;  nicht  alle  Befugnisse  aber  werden  auf  die 
Regierung  übertragen,  manche  bleiben  bei  dem  Volke  selbst; 
dieses  allein  ist  Herrscher,  souveräner  Herrscher.  Die 
Regierung,  die  Staatsform,  ist  von  ihm  eingesetzt  und  es 
liegt  in  seinen  Befugnissen,  jederzeit  die  Staatsform  zu 
ändern';  in  dieser  Änderung  kommt  seine  Eigenschaft 
als  Souverän,  seine  subjektive  Qualität  als  Herrscher  zum 
Ausdruck. 

Das  Volk  ist  aber  gleichzeitig  Untertan  und  hat  eine 
klare  ausgeprägte  Qualität  als  solcher.  Jeder  ist  ver- 
pflichtet, in  erster  Linie  Gehorsam  den  eingesetzten  Staats- 
organen zu  leisten,  in  letzter  Linie  dem  Volke  selbst,  das 
seinen  Willen  durch  eine  „Convention**  unmittelbar  zum  Aus- 
druck bringt  Calhouns  Begründung  der  Volkssouveränität 
in  Amerika  ist  sehr   interessant  und   der  Mühe  einer  Be- 


^  Vgl  unten  für  seine  Theorie  von  der  SouTer&nität  Da<i  Wort 
„soaverün'*  ist  hier  absichtlich  gebraucht,  weil  er  die  Möglichkeit  eines 
nicht  souveränen  Staates  verneint 

s  Jellinek  a.  a.  O.  6.  357. 

"»  Calhoun  Vol.  I,  p.  112.  119. 
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trachtung  wert  Zur  Zeit  der  Revolution  waren  die 
Kolonien  rechtlich  nur  durch  die  gemeinsame  Untertanschaft 
miteinander  verbunden.  Die  Revolution  verursachte  allein 
die  Änderungen,  welche  die  Unabhängigkeitserklärung  not- 
wendig zur  Folge  hatte.  Diese  Änderungen  waren  von  der 
grOfaten  Wichtigkeit.  Das  erste  und  unvermeidliche  Er- 
gebnis war  die  Zerreifsung  des  Bandes  zwischen  dem 
Matterlande  und  den  Kolonien,  die  Aufhebung  aller 
Autorität  Englands  und  die  Verwandlung  der  Kolonien  in 
13  unabhängige  und  souveräne  Staaten.  Sie  wurden  unab- 
hängig und  souverän,  weil  sie  als  Kolonien  politisch  von- 
einander getrennt  waren,  und  die  Souveränität  einer  jeden 
als  eines  gesonderten  Gemeinwesens  bei  der  englischen 
Krone  ruhte;  die  notwendige  Folge  der  Losreifsung  von 
England  war,  dafs  die  Souveränität,  die  früher  bei  der  eng- 
lischen Krone  ruhte,  nicht  auf  die  Regierungen,  sondern  auf 
das  Volk  der  einzelnen  Staaten  übertragen  wurde.  Sie 
konnte  nur  auf  das  Volk  übergehen;  die  Unabhängigkeits- 
erklärung hatte  alle  Teile  der  englischen  Regierung,  aufser 
derjenigen,  die  ihre  Autorität  vom  Volke  erhalten  hatte, 
beseitigt;  nur  die  Volksvertretung  blieb;  aber  eine  aus  der 
Volksvertretung  entstandene  Regierung  kann,  selbst  wenn 
sie  vollständig  ist,  nicht  die  Souveränität  —  die  höchste 
und  letzte  Gewalt  des  Staates  —  in  sich  schliefsen.  Das 
Wort  „Vertretung"  spricht  es  aus,  dafs  ein  oder  mehrere 
vertretene  Individuen  im  Besitze  höherer  Befugnisse  sich 
befinden,  als  die  von  ihnen  mit  einem  Teil  dieser  Befug- 
nisse Ausgestatteten  —  d.  h.  die  Regierenden. 

c)   Die  Staatsgewalt. 

Jeder  Staat  bedarf  eines  den  Zweck  des  Staates  ver- 
sorgenden Willens,  der  als  die  Staatsgewalt  bezeichnet 
werden   kann^.     Diese   Staatsgewalt  ist  nach  Calhoun  die 


JeUinek  a.  a.  O.  S.  886. 
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höchste;  sie  enthält  in  sieh  alle  Staatsmacht.  Elin  Staat 
mufs  in  der  Lage  sein,  alle  seine  Kräfte  zu  benutzen^. 
Die  Staatsgewalt  ist  eine  souveräne  Gtewalt  und  ist  mit  der 
Souveränität  identisch;  für  Calhoun  giebt  es  nur  eine  Art 
von  Staatsgewalt  und  das  ist  die  souveräne.  Eine  nicht 
souveräne  Gewalt  ist  keine  Staatsgewalt.  Souveränität,  ist 
das  wesentliche  Merkmal  eines  Staates. 

Sobald  ein  Staat  seiner  Souveränität  beraubt  wird^ 
hört  er  auf,  ein  Staat  zu  sein;  er  sinkt  zu  einem  unter- 
geordneten Verbandswesen  herab.  Das  Kriterium,  nach 
welchem  man  das  Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein 
der  Souveränität  festzustellen  hat,  ist  die  Möglichkeit,  die 
jeder  Verband,  der  sich  Staat  nennt,  besitzen  mufs,  tlber  seine 
eigene  Kompetenz  zu  entscheiden. 

In  Calhouns  Theorie  von  der  Souveränität  finden  wir 
seine  bedeutendste  Abweichung  von  der  geläufigen  Lehre  in 
Amerika.  Schon  bei  den  Verfassern  des  „Föderalist*  finden 
wir  Spuren  der  Lehre  von  der  geteilten  Souveränität " ;  bei 
Tocqueville  aber  fand  sie  zuerst  klare  Ausprägung  und 
allgemeine  Anerkennung*.  In  Amerika  wurde  die  Sou- 
veränität etwas  anders  aufgefafst,  wie  in  Europa^.  In  der 
Neigung  nach  der  Demokratie,  in  dem  Hasse  gegen  allea 
Monarchische,  in  der  neuen  Staatsform,  die  in  Gestalt  der 
Union  geschaffen  worden  war,  und  in  der  Theorie  von  der 
Volkssouveränität  suchte  man  die  Grundlage  fllr  eine  neue 
Gestaltung  der  Idee  der  Souveränität  zu  finden.  Der 
Souveränitätsbegriff,  wie  er  in  Europa  aufgefafst  wurde, 
schien  den  meisten  in  Amerika  damals  als  die  absolute 
Herrschaft  eines  einzigen  Mannes.  Die  Befugnisse  der 
Monarchen  schlössen  in  sich  die  Souveränität;  sie  war  dem- 
zufolge eine  Einheit,  in  sichtbarer  Form  verkörpert;  es  war 


*  Calhoun  a.  a.  O.  p.  10,  auch  p.  17. 

^  Edition  1826,  Hallowell,  Nr.  XXXII,  p.  168  Hamilton. 
'  De  la  Democratie  en  Amerique,  Paris  1835. 

*  Webster,  Works  Vol.  UI,  p.  469. 
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nieht  möglich,  sie  geteilt  zu  denken.  Ganz  anders  aber 
war  es  in  Amerika;  die  Volkssouveränitftt  war  etwas  Vages, 
Unbestimmtes,  Unklares.  Man  konnte  sie  nicht  leicht  be- 
greifen; hauptsächlich  war  dies  der  Fall,  weil  sie  nur  in 
einem  verfassungsgebenden  oder  ändernden  Akte  zum 
Aasdruck  gelangte  —  ein  Fall,  der  nicht  sehr  oft 
vorkam. 

Mit  dem  neuen  Gebilde,  in  der  Verfassung  der  Bundes- 
staaten selbst,  war  noch  ein  Grund  gegeben,  warum  der 
SouveränitätsbegrifF  seine  ursprüngliche  Klarheit  verlieren 
konnte.  Einerseits  ftlhlte  man  sich  an  die  alte  Vorstellung 
vom  Staate  und  von  der  Souveränität  aU  wesentlichem 
Merkmal  desselben  gebunden.  Andererseits  aber  waren 
zweierlei  Staatsgebilde  vorhanden:  die  Union  und  die 
einzelnen  Staaten.  Sie  waren  augenscheinlich  Staaten,  und 
von  ihrem  Charakter  als  Staaten  war  man  überzeugt;  sie 
konnten  nicht  ausschliefslich  souverän  sein;  ein  solcher 
Widerspruch  war  zu  auffallend  und  es  war  nicht  mit  der 
Theorie  von  den  delegierten  und  reservierten  Befugnissen 
verträglich.  Die  Möglichkeit,  dafs  entweder  nur  die  Union, 
oder  die  Einzelstaaten  souverän  sein  konnten,  schien  durch 
ihren  Charakter  als  Staaten  überhaupt  ausgeschlossen  zu 
sein.  Es  blieb  nur  übrig,  eine  geteilte  Souveränität  zu 
konstruieren.  Auf  den  ersten  Blick  ist  eine  geteilte 
Souveränität  ebenso  widerspruchsvoll,  als  eine  doppelte 
Souveränität;  aber  es  war  viel  leichter,  den  Widerspruch 
zu  verschleiern.  Die  Befugnisse  der  Union  waren  delegierte; 
zwischen  Union  und  Einzelstaaten  waren  die  Befugnisse 
eines  souveränen  Staates  verteilt;  beide  Seiten  innerhalb 
der  Sphäre  ihrer  Befugnisse  waren  voneinander  unabhängig; 
—  mit  andern  Worten,  die  Union  war  souverän  bezüglich 
ihrer  Befugnisse,  aber  so  auch  die  einzelnen  Staaten  be- 
züglich der  ihrigen ;  also  Union  und  Einzelstaaten  zusammen 
machten  erst  eine  vollkommene  Souveränität  aus. 

Diese  Lehre  ist  bis  in  die  letzte  Zeit  die  herrschende 
in   Amerika  geblieben.     Die  Lehre   Calhouns  ist  eine  der 


40  IV.  2. 

wenigen  Ausnahmen  in  dieser  Hinsicht.  Es  unterliegt  für 
ihn  keinem  Zweifel,  was  die  Souveränität  sei;  sie  ist  ein 
in  sich  geschlossenes  Ganzes,  eine  Einheit;  sie  zu  teilen 
hiefse  sie  vernichten^. 

Calhoun  behauptet,  dafs,  obwohl  die  Souveränität  selbst 
nicht  geteilt  werden  kann,  doch  die  „powers  of  sovereignty" 
zur  Ausübung  unter  mehreren  geteilt  werden.  Das  Volk 
eines  solchen  Staates  ist  souverän,  überträgt  aber  die 
Ausübung  seiner  Befugnisse  auf  verschiedene  Organe  — 
auf  die  Regierung  der  Union  und  die  der  Staaten*. 

Calhoun  mulste  sich  zu  einer  der  folgenden  Annahmen 
entschliefsen :  geteilte  Souveränität,  doppelte  Souveränität, 
die  Union  souverän,  die  Staaten  nicht  oder  umgekehrt. 
Aber  die  Theorie  der  geteilten  Souveränität  schien  ihm  ebenso 
widerspruchsvoll,  wie  die  der  doppelten  Souveränität;  es 
blieb  nur  die  dritte  Möglichkeit  übrig,  und  es  war  nicht 
zu  zweifeln,  welchem  von  beiden  —  der  Union  oder  den 
Einzelstaaten  —  er  die  Souveränität  zuschreiben  würde;  er 
verneint  den  Staatscharakter  der  Union  und  behauptet  die 
Souveränität  der  einzelnen  Staaten. 

Indem  Calhoun  die  Möglichkeit  eines  nicht  souveränen 
Staates  leugnet,  leugnet  er  dadurch  die  Möglichkeit  eines 
Bundesstaates  tlberhaupt,  dessen  einzige  logische  Grundlage 
in  der  Existenz  nichtsouveräner  Staaten  liegt. 

^  p.  146.  How  sovereignt}'  itself  —  the  supreme  power  can  be 
devided  —  how  the  people  of  the  several  States  can  be  partly  sovereign, 
and  partlj  not  floyereign,  partlj  supreme  and  partlj  not  supreme,  it  in 
impossible  to  conceive.  Soyereignty  is  an  entire  thing;  —  to  dmde  is  — 
to  destroy  it.  There  is  no  difficalty  in  understanding  how  powers  ap> 
pertaining  to  sovereignty,  may  be  devided;  and  the  exercise  of  one 
portion  delegated  to   one  set  of  agents,  and  another  portion  to  another. 

«  p.  1^/146. 


Drittes  Kapitel. 
Die  jnristisclie  Natur  der  Union. 


Galhoun  sucht  die  juristische  Natur  der  Union  aus 
zweierlei  Quellen  abzuleiten :  Erstens  aus  den  geschichtlichen 
Vorgängen  und  zweitens  aus  der  Verfassung  ^  Wir  wollen 
diesen  beiden  Quellen  unsere  Aufmerksamkeit  widmen. 

1.    Die  geschichtlichen  Yorg&nge. 

Wie  wir  wissen,  wurde  die  gegenwärtige  Verfassung  der 
Vereinigten  Staaten  von  einer  beratenden  Konvention  ge- 
schaffen, die  in  Philadelphia  in  dem  Jahre  1787  tagte  und 
von  welcher  die  Verfassung  dem  Kongrefs,  von  diesem  den 
Legislaturen  und  von  diesen  letzteren  den  Konventionen 
der  einzelnen  Staaten  zwecks  Annahme  oder  Ablehnung 
übergeben  wurde.  Die  Verhandlungen  und  die  Ergebnisse 
dieses  Kongresses  verdienen  eine  eingehende  Untersuchung,  da 
Calhoun  seine  Theorie  zum  gröfsten  Teil  darauf  stützt. 

a)    Die  Konvention. 

Calhoun  behauptet,   dafs  die  Konvention   nur  zu  dem 

Zwecke   allein   berufen,   die  „articles  of  confederation*   zu 

ändern,  dafs  sie  die  Absicht  nicht  gehabt  hat,  etwas  anderes 

als    eine   Revision    der    „articles    of    confederation"     vor- 


1  Calhoun  Vol.  I  p.  114  ff. 
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zunehmen,  und  dafs  es  nicht  in  den  Befugnissen  der  Kon- 
vention lag,  mehr  als  dieses  zu  tun;  infolgedessen  ist  es 
anzunehmen,  dafs  die  von  ihr  beratene  Verfassung  und  die 
daraus  folgende  Union  nichts  anderes  ist,  als  die  „articles 
of  confederation",  nur  soweit  amendiert,  dafs  sie  den  Ver- 
hältnissen besser  entsprechen. 

In  dem  ersten  Punkt  müssen  wir  dem  Wortlaut  nach 
Calhoun  recht  geben  ^ ;  diesem  zufolge  hatte  die  Konvention 
keine  Befugnisse,  die  „articies  of  confederation**  zu  beseitigen 
und  eine  neue  Form  der  Union,  eine  neue  Staatsform  an 
ihre  Stelle  zu  setzen.  Die  Frage  ist  also,  ob  die  Konvention 
an  den  Instruktionen  festhielt  und  wenn  nicht,  womit  sie 
eine  Abweichung  von  denselben  rechtfertigen  wollte? 
Wenige  Tage  nach  dem  Zusammentreten  der  Konvention 
wurde  der  Entwurf  einer  Verfassung,  ein  Plan,  von  Randolph, 
einem  der  Vertreter  Virginiens  eingebracht  und  von  der 
Konvention  der  „Comittee  of  the  whole"  überwiesen  und  von 
dieser  genehmigt  und  der  Konvention  empfohlen*. 

Dieser  Plan  enthielt  eigentlich  Bestimmungen  für  eine 
neue  Art  von  Union  und  zwar  im  ersten  Paragraphen,  welcher 
folgendermafsen  lautet:  Resolved,  that  it  is  the  opinion  of 
this  committee  that  a  national  government  ought  to  be 
established,  consisting  of  a  supreme  legislative,  judiciary  and 
executive. 

Die  volle  Bedeutung  dieses  Paragraphen  wird  erst 
dann  klar,  wenn  wir  uns  vergegenwärtigen,  dafs  Patterson 
aus  New  Jersey  auch  einen  Plan  eingebracht  hatte  ^, 
dessen  erster  Paragraph  lautet:  Resolved,  that  the  articles 
of  Confederation  ought  to  be  revised,  corrected  and 
enlarged,  so  as  to  render  the  federal  Constitution  ade- 
quate  to  exigencies  of  government,  and  the  preservation 
of  the  Union. 


^  Vgl.  Foster  p.  21.     Stephens  Vol.  I  p.  92.   100  auch  in  EUioto 
Debates  und  2.  Ed.  Philadelphia  1901  Vol.  I  p.  120. 

■  Elliot'«  Debates  Vol  I  p.  150.  181—188.    Vol.  V  p.  120  flf. 
»  EUiot's  Debates  Vol.  I  p.  175—177. 
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Die  zwei  Pläne  wurden  der  „Comittee  of  the  whole*' 
überwiesen  und  gleichzeitig  beraten,  —  die  Tatsache,  dafs- 
die  Pläne  widersprechende  Absichten  enthielten,  war  der 
Konvention  nicht  entgangen,  und  in  den  Debatten  waren 
sie  einander  gegenüber  gestellt^;  der  Plan  Randolphs  als 
eine  Abweichung  von  den  in  der  Resolution  des  Kongresses 
erhaltenen  Instruktionen,  als  „national^,  während  der  Plan 
Pattersons  als  „föderal^  anerkannt  wurde.  Der  Unterschied 
zwischen  einem  „federaP  und  einem  „national  government'^ 
wurde  von  Gouverneur  Morris  sehr  treffend  hervorgehoben : 
er  sagte,  dafs  ein  „federal"  System  nur  ein  Vertrag  sei, 
der  auf  dem  guten  Willen  der  Kontrahenten  beruhte^ 
während  ein  „national^  System  eine  vollständige  und 
zwingende  Wirksamkeit  habe  ^.  Mit  voller  Erkenntnis 
der  Wichtigkeit  und  der  Bedeutung  ihres  Vorgehens  und 
mit  fester  Entschlossenheit  schritt  die  Konvention  zu 
der  Annahme  des  Plans  Randolphs  und  damit  einer 
neuen  Unionsform. 

Es  gab  zwei  Parteien  in  der  Konvention®;  die  eine 
wollte  eine  starke  Zentralregierung,  die  andere  eine 
schwache.  Die  letztere  war  meistens  aus  den  Kleinstaaten 
zusammengesetzt,  welche  Angst  hatten,  dafs  sie  in  einem  stark 
zentralisierten  Staate  ihren  Einflufs  und  ihre  Individualität 
verlieren  würden  und  infolgedessen  traten  sie  energisch  für 
eine  Erweiterung  blofs  der  Articles   of  confederation    ein, 


^  Elliot's  Debates  Vol.  I  p.  410.  —  Yates  Minutes.  Mr.  Lansing^ 
is  of  opinion  that  the  two  Systems  are  fairly  contrasted.  The  one  now 
offered  (Pattersons)  is  on  the  basis  of  amending  the  federal  government^ 
and  the  other  (Randolphs)  to  be  reported  as  a  national  government. 
p.  411.  In  the  first,  the  powers  are  exercised  as  flowing  from  the  re- 
spective  State  govemments,  the  second  deriving  its  authority  from  the 
people  of  the  respective  states. 

"  Elliot's  Debates  Vol.  V  p.  133.  Mr.  Gouvemenr  Morris  ex- 
{»büned  tbe  distinction  between  a  federal  and  a  national  snpreme 
fOTemneot;  the  former  bein|f  a  mere  compact  reating  on  the  good  faith 
ofüie  parties,  the  latter  having  a  complete  and  compulsive  Operation. 
He  conteaded,  that  in  all  communities  there  must  be  one  anpreme  power 
«od  one  only. 

*  Hildreth,  History  of  the  U.  S.    Revised  edition  Vol.  m  p.  485  ff. 
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um  dadurch  die  Unabhängigkeit  und  Souveränität  der 
einzehien  Staaten  zu  bewahren.  Es  ist  aber  nicht  stich- 
haltig, wenn  Calhoun  sagt,  dafs  die  Mitglieder  der  Konvention 
zwischen  den  zwei  Meinungen,  „national^  und  ,,federal^ 
geteilt  gewesen  seien,  dafs  die  „föderal^  Partei  zuletzt  ge- 
siegt habe,  und  ab  Beweis  dafür  hervorhebt,  dafs  das  Wort 
„national*',  das  zuerst  im  Plane  der  Verfassung  in  dem 
oben  angegebenen  Paragraphen  Platz  gefunden  habe,  aus- 
gestrichen war  und  „United  States**  an  seine  Stelle  gesetzt 
wurde'. 

Mit  der  Ausstreichung  des  Wortes  „national"  ist  es 
gar  nicht  gesagt,  dafs  die  Konvention  ihre  Meinung  ge- 
ändert habe  und  nunmehr  zu  der  alten  Unionsform  zurück- 
kehren wolle'.  Es  war  vielmehr  eine  Konzession  von  den 
Grofsstaaten  an  die  Eifersucht  der  Kleinstaaten ;  sie  nannte 
den  durch  die  Verfassung  ins  Leben  gerufenen  Staat  nicht 
„national**,  doch  war  er  de  facto  national,  freilich  weder  im 
Sinne  Calhouns  als  Einheitsstaat,  noch  in  dem  Mafse  wie 
wir  heute  ihn  als  national  betrachten;  dies  ist  das  Resultat 
einer  politischen  Entwicklung  im  Laufe  mehr  als  eines 
Jahrhunderts. 

Der  Irrtum  Calhouns  liegt  in  der  Verkennung  der 
Möglichkeit  einer  mit  Staatscharakter  versehenen  Mittel- 
form zwischen  einem  Einheitsstaat  und  einer  Konföderation'. 

Die  Väter  der  Verfassung  wollten  eine  Zentralreg] erung 
gründen,  aber  nur  in  dem  Mafse,  wie  es  fUr  die  Existenz 
und  die  Wohlfahrt  der  Einzelstaaten  zuträglich  und  förder- 
lich war.  Bestehen  der  Union  oder  Auflösung  des 
Bundes  waren  die  zwei  Möglichkeiten.     „Sie  dachten,  dafs 


I  Calhoun  p.  118—114. 

«  Elliot'8  Debates  Vol.  I  p.  183;  Vol.  V  p.  189—214.  Hier  ist 
eine  volle  Diskussion  der  zwei  Pläne  ku  finden  und  was  von  dem  Wort 
„national''  gesprochen  war.  Die  Änderung  im  Wortlaut  von  „national*^ 
zu  ^United  States''  war  mit  Einstimmigkeit  angenommen  —  ein  Beweis  daf3r, 
dafs  keine  Änderung  in   der  Meinung  der  Konvention  beabsichtigt  war. 

»  Calhoun  p.  121. 
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eine  Union  nötig  wäre  und  beabsichtigten,  sie  eben  in  dem 
nötigen  Mitfse  zu  gründen"  ^.  Die  Zustände  in  den  „Articles 
of  confederation"  waren  unerträglich  geworden  und  die 
Union  konnte  nur  von  kurzer  Dauer  sein,  wenn  anders 
nicht  eine  Besserung  eintrat. 

Die  Mitglieder  der  Konvention  waren  sich  dessen  wohl 
bewufst  und  wenige  Tage  nach  ihrem  Zusammentreffen  be- 
schlossen sie,  wie  wir  gesehen  haben,  nicht  an  der  Resolution 
des  Kongresses  festzuhalten  und  nur  Amendements  der 
^Articles  of  confederation"  vorzunehmen,  sondern  einen  ganz 
neuen  Plan  auszuarbeiten^. 

Die  Konvention  war  blofs  eine  beratende  Versammlung ; 
die  Verfassung,  wie  sie  aus  ihren  Beschlüssen  hervorging, 
war  kein  bindendes  Staatsgrundgesetz,  sie  war  nur  ein 
Projekt  einer  künftigen  Verfassung,  das  erst  zu  einer  Ver- 
fassung wird,  —  nicht  durch  Annahme  seitens  des  Kon- 
gresses und  der  Legislaturen,  wie  es  in  der  Resolution  des 
Kongresses  bestimmt  war,  sondern  seitens  der  Konventionen 
der  einzelnen  Staaten,  die  für  diesen  Zweck  vom  Volke  ge- 
wählt waren®. 

Der  Kongrefs  und  die  Legislaturen  waren  zuständig, 
Änderungen  in  den  „Articles  of  confederation"  vorzunehmen. 
Die  Schöpfung  eines  neuen  Staatswesens  konnte  nur  durch 
das  Volk  als  Souverän  geschehen*.  Hierin  lag  die  Recht- 
fertigung der  Handlungweise  der  Konvention:  wenn  die 
Verfassung  einmal  von  dem  Volke  angenommen  war,  dann 
war  alles  recht,  dann  macht  es  keinen  weiteren  Unter- 
schied, ob  sie  nach  den  Instruktionen   des  Kongresses  ver- 


»  Woodrow  Wilson,  The  State,  1893.  p.  476.  In  §§  872-883 
findet  man  in  kurzer  Form  eine  ausgezeichnete  Schilderung  der  Entwicklung 
des  Nationalgefuhls  und  des  Charakters  der  Union.  Vgl.  Bryce,  American 
Commonwaelth,  Vol.  I,  p.  402-404. 

«  Federaiist,  No.  XXII,  p.  123.  Hamilton,  No.  XXXVII,  p.  196 
Madison. 

»  EUiot's  Debates  Vol.  I  p.  181. 

*  Calhoun  p.  165.  Er  gibt  das  zu,  sieht  aber  keine  Rechtfertigung 
darin;  es  war  nur  notwendig  wegen  der  delegierten  Befugnisse. 
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fahren  ist  oder  nichts  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  von 
Oalhoun  behauptet  wird ,  dafs  die  Konvention  keine  andere 
Absicht  gehabt  habe,  als  Änderungen  in  den  „Articles  of 
«onfederation"  vorzunehmen,  —  oder  wenn  er  auf  den 
Mangel  an  Befugnissen  der  Konvention  als  Beweis  fUr  den 
konföderierten  Charakter  der  Union  hinweist. 

b)  Die  Annahme  der  Verfassung. 
Als  nächsten  Beweis  für  den  ^federal"  Charakter  der 
Union  führt  Calhoun  die  Annahme  der  Verfassung  seitens 
der  Staaten  an*.  Wie  wir  gesehen  haben,  erfolgte  diese 
durch  Konventionen,  die  in  jedem  Staate  vom  Volke  des 
betreffenden  Staates  für  diesen  Zweck  gewählt  wurden. 
Die  Annahme  erfolgte  in  den  verschiedenen  Staaten  zu  ver- 
achiedenen  Zeiten;  sie  galt  nur  für  den  Staat,  der  sie  an- 
genommen hatte,  und  nur  dann,  wenn  die  Verfassung  im 
ganzen  von  neun  Staaten  angenommen  wurde;  das  sou- 
veräne Volk  jedes  Staates  nahm  die  Verfassung  der  Union 
an  in  derselben  Weise,  wie  es  seine  Staatenverfassung  für 
«ich  angenommen  hatte;  in  dem  ersten  Falle  war  es  eine 
Willenseinigung,  im  zweiten  war  es  ein  von  anderen  Staaten 
völlig  unabhängiger  Akt.  Darin  liegt  der  einzige  Unterschiedi 
welcher  kein  juristischer,  sondern  ein  faktischer  ist;  wenn 
das  der  Fall  ist,  dann  bleibt  die  juristische  Natur  der  Union 
unverändert,  falls  keine  Änderung  in  der  Verfassung  selbst 
vorgesehen  war.  Die  Annahme  der  Verfassung  allein  liefs 
die  Souveränität  der  Staaten  unverändert;  nur  die  Aus- 
übung einiger  ihrer  souveränen  Befugnisse  wurde  durch  die 
Verfassung  auf  die  Union  übertragen.  Auf  diese  Weise 
schlössen  die  Staaten  einen  völkerrechtlichen  Vertrag  mit- 
einander ab,  wobei  ein  Bund  gegründet  wurde,  dessen 
juristischer  Charakter  identisch  war  mit  dem  der  „Articles 
of  confederation**,   worin   ausdrücklich    erklärt    war,    dafs 


<  Hildreth  a.  a.  O.  p.  485  ff. 
>  Calhonn  p.  119. 
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jeder  Staat  seine  Souveränität  unvermindert  beibehaltet 
Ein  tatsächlicher  Unterschied  aber  von  höchster  Bedeutung 
war  vorhanden^  —  ein  Unterschied,  der  diesen  Bund  von 
^en  anderen  Konföderationen  abweichen  liefs.  Früher 
wurde  nämlich  die  Leitung  der  Angelegenheiten  der  Kon- 
föderationen aller  Zeiten  einem  Kongrefs  von  Gesandten 
oder  einem  ähnlich  konstruierten  gemeinsamen  Organ  Uber- 
lassen,  während  in  den  Vereinigten  Staaten  diese  Angelegen- 
heiten von  einer  Regierung  erledigt  wurden,  die  nach  dem 
Umfange  der  delegierten  Befugnisse  der  Regierung  eines  Ein- 
lieitstaates  gleich  kam.  Eine  Regierung  sei  vorhanden,  aber 
kein  Staat.  Nur  die  einzelnen  Staaten  als  solche  seien 
da  —  nur  sie  seien  souverän  und  infolgedessen  seien  sie 
allein  Staaten;  die  Union  könne  nicht  Staat  sein.  Sie  ist 
nach  Calhoun  nur  ein  Bund,  der  auf  völkerrechtlichem 
Vertrag  beruht,  mit  der  Eigentümlichkeit  aber,  dafs  durch 
<liesen  Vertrag  eine  selbständige  Regierung  geschaffen 
würde.  Ferner  gibt  es,  wie  er  selbst  sagt,  kein  solches 
Gemeinwesen  in  politischem  Sinne,  wie  das  Volk 
<ler  Vereinigten  Staaten,  als  ein  Volk  oder  eine  Nation 
betrachtet®. 

Das  Einsetzen  einer  Regierung  hat  grofse  Bedeutung: 
«erstens  indem  es  „eine  neue  Quelle  für  die  delegierten  Befug- 
nisse und  die  Autorität  erfordert,  von  welcher  das  diese 
Befugnisse  delegierende  Instrument,  die  Verfassung,  ratifiziert 
«ein  soll"*. 

Die  frühere  Organisation  der  Konföderation,  der 
Kongrefs,  war  von  den  Regierungen  der  Staaten  ein- 
gesetzt. Dazu  waren  sie  unbedingt  kompetent,  weil  es 
in  den  Bereich  des  Vertrages  fiel;  für  die  Einsetzung 
einer  Verfassung  und  einer  Regierung  aber  waren  sie 
nicht  mehr  zuständig. 


'p- 

149. 

'^ 

162  ff. 

'p- 

162. 

*P. 

164. 
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Nur  das  souveräne  Volk,  das  Volk  jedes  einzeben 
Staates,  führt  Calhoun  aus,  hat  das  Recht,  Verfassungen 
zu  geben;  deswegen  mufste  diese  Verfassung  vom  Volke 
ratifiziert  werden;  und  zwar  ist  die  Unionsverfassung  die 
Verfassung  aller  Staaten,  aus  dem  Grunde,  weil  sie  eben  die 
Verfassung  eines  jeden  von  ihnen  ist;  sie  ist  nicht  die  Ver- 
fassung eines  einzigen  Staates,  weil  sie  die  Verfassung  aller 
jener  Staaten  insgesamt  ist^. 

Ein  neues  Moment  in  der  Unionsverfassung  war,  dafs  nun- 
mehr kraft  der  Annahme  vom  Volke  der  Staaten  die  Union 
aufhörte,  eine  Union  der  Regierungen  der  Staaten  zu  sein 
und  zu  einer  Union  der  Staaten  selbst  wurde,  wo  Volk  und 
Staat  als  identisch  betrachtet  werden. 

Diese  Änderung  was  es,  die  ^eine  vollkommenere 
Union"  herbeiführte.  Wäre  man  weiter  in  den  Einheits- 
bestrebungen fortgefahren,  dann  hätte  eine  Konsolidierung 
der  Staaten,  nicht  der  Union,  stattgefunden,  und  dadurch  wäre 
die  Union  vernichtet  worden^.  Eine  weitere  Änderung  in 
den  früheren  politischen  Verhältnissen  war  dadurch  herbei- 
geführt, dafs  die  Notwendigkeit  eintrat,  eine  schärfere  Grenze 
zwischen  den  Befugnissen  der  Union  und  denen  der  Staaten 
zu  ziehen ;  die  ersteren  waren  genau  aufgezählt,  die  letzteren 
in  weniger  bestimmter  Weise  festgesetzt^.  Noch  eine  Ver- 
änderung, die  mit  der  erwähnten  verknüpft  ist,  erfolgte  in  dem 
Verhältnis  der  Regierungen  der  Staaten  zu  der  Körper- 
schaft, zu  der  Regierung,  die  sie  in  ihrem  konfiJderierten 
Charakter  repräsentierte.  Unter  den  „Articies  of  con- 
federation"  war  der  Kongrefs  die  Schöpfung  der  Regierungen 
und  stand  in  dem  Verhältnisse  eines  Unteigeordneten  zu 
einem  Übergeordneten ;  —  jetzt  aber  waren  beide,  Regierung 
der  Union  und  Regierung  der  Staaten,  Schöpfungen  des 
souveränen  Volkes  und  standen  in  dem  Verhältnisse 
der    Nebenordnung.      Endlich,    da    eine   Regierung    über- 

»  p.  167/168. 

2  p.  165/166. 

3  p.  166. 
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haupt  eingesetzt  wurde ,  bedurfte  sie  als  Regierung  in 
erster  Instanz  der  Kompetenz,  über  ihre  Befugnisse  zu 
entscheiden  und  der  Macht,  direkt  auf  die  Individuen  zu 
wirken. 

Was  blofs  die  Annahme  der  Verfassung  seitens  der 
Staaten  anbelangt,  müssen  wir  mit  Calhoun  übereinstimmen, 
dais  durch  diesen  Akt  allein  die  juristische  Natur  des 
Bandes  nicht  notwendigerweise  geändert  war.  Wir  brauchen 
nur  die  Verfassung  der  konfbderierten  Staaten  1861/1865 
ins  Auge  zu  fassen  ^,  um  zu  sehen,  dafs  es  möglich  ist,  einen 
Staatenbund  durch  die  Annahme  einer  Verfassung  zu  gründen, 
—  dafs  dieser  Bund  eine  Verfassung  haben  kann,  kraft 
welcher  eine  Regierung  eingesetzt  wird,  die  in  allem  der 
Regierung  eines  Einheitsstaates  gleicht,  die  direkt  auf  die 
Individuen  einwirkt,  und  nur  in  dem  Punkte  allein  sich 
von  einem  Staat  unterscheidet,  dafs  die  Staaten  ihre  Sou- 
veränität behalten. 

Dieser  Unterschied,  welchen  Calhoun  zwischen  einer 
solchen  Organisation  von  Staaten,  wie  die  Vereinigten 
Staaten  „a  föderal  government",  und  einer  gewöhnlichen 
Eonföderation  oder  Staatenbund  macht,  kommt  uns  als 
eine  Fiktion  vor.  Es  ist,  als  ob  Calhoun  den  staatlichen 
Charakter  der  Union  nicht  gänzlich  absprechen  konnte;  er 
sah  sie  im  täglichen  Leben,  er  nahm  selbst  lange  Jahre 
hindurch  teil  an  ihren  Tätigkeiten.  Er  wufste,  dafs  das 
Gefühl  des  einheitlichen  Staatscharakters  im  Bewufstsein 
des  Volkes  sehr  lebendig  war,  und  hier  sehen  wir,  dafs 
dieses  Oefiihl  in  ihm  selbst,  obwohl  unbewufst,  vorhanden 
and  trotz  seiner  Theorie  nicht  zu  beseitigen  war. 

Der  Staatscharakter  für  die  Union  war  mit  seiner 
Theorie  nicht  vereinbar;  die  Union  aber  handelte  wie  ein 
Staat  und  besafs  viel  ähnliches  mit  einem  Staate,  anderseits 
aber  waren  die  Einzelstaaten  als  solche  da  und  fungierten 
als  solche ;  viel  ähnliches  mit  einer  Konföderation  hatten  sie 


^  Jellinek,  Staatenverbindungen.     S.  194  ff. 
Staats-  u.  vOlkerrechtl.  Abhandl.  IV.  2.    —  EUiott. 
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auch.  Um  dieses  gemeinsame  Element  zu  erklären,  ohne 
sich  in  Widersprüche  zu  verwickeln,  erfindet  Calhoun  den 
Begriff  von  „federal  government." 


2.    Aus  der  Yerfassang. 

Wenn  aus  den  geschichtlichen  Vorgängen  und  der 
Absicht  der  Konvention  sowie  aus  der  Annahme  der  Ver- 
fassung durch  die  Einzelstaaten  kein  Beweis  f)ir  eine 
Änderung  der  juristischen  Natur  der  Union  erbracht  werden 
darf,  dann  bleibt  nur  übrig,  diesen  Beweis  aus  der  Ver- 
fassung selbst  abzuleiten;  sollte  das  nicht  möglich  sein, 
dann  freilich  ist  die  Union  unbedingt  kein  Staat. 

Calhoun  beginnt  mit  der  Einleitung  *  zu  der  Verfassung: 
„we  the  people  of  the  United  States  —  wir  das  Volk  der 
Vereinigten  Staaten  —  do  ordain  and  establish  this  Con- 
stitution, —  ordnen  und  errichten  diese  Verfassung"  es  sind 
Phrasen,  die  oft  gebraucht  worden  sind,  um  den  Charakter 
der  Union  als  Nichtkonföderation  zu  begründen.  Wenn 
wir,  das  Volk,  eine  Verfassung  anordnen  und  errichten, 
ist  es  ein  Widersinn  zu  sagen,  dafs  die  Verfassung  von  den 
Staaten  errichtet  gewesen  sei.  Wenn  das  der  Fall  sein  soll, 
warum  waren  die  Namen  der  Staaten  nicht  aufgezählt :  „we 
the  people  of  New  York,  Massachusetts  etc.?"  Diese  Weg- 
lassung der  Namen  ist  leicht  zu  erklären :  in  dem  Entwürfe 
der  Verfassung  waren  die  Namen  aufgezählt,  aber  nach- 
dem in  die  Verfassung  die  Bestimmung  aufgenommen  wurde, 
dafs  die  Verfassung  in  Geltung  treten  soll,  sobald  sie  von 
neun  Staaten  angenommen  worden  war,  dann  ging  es  nicht 
mehr  an,  die  Namen  aufzuzählen,  weil  niemand  wufste,  welche 
von  den  dreizehn  Staaten  die  Annahme  bewilligen  würden. 
Auch  das  Volk  der  Vereinigten  Staaten  kann  ebensogut  das 
Volk  eines  Gemeinwesens,  wie  das  Volk  der  einzelnen  Staaten 
bedeuten;  und  „the  United  States"  kann  ebensogut  bedeuten 


»  Calhoun  p.  132. 
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die  einzelnen  Staaten  als  Summe  von  selbständigen  Staaten, 
als  auch  die  Staaten  im  Sinne  einer  Einheit 

Aas  dem  Wortlaut  allein  ist  also  kein  Schlufs  zu 
ziehen;  der  Text  der  Verfassung  kann  in  gleicher  Weise 
als  Beweis  für  beide  Ansichten  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Es  ist  ferner  behauptet  worden,  dafs  die  Worte  ^^ordain 
and  establish"  ^  sich  mit  der  Theorie,  dafs  die  Verfassung 
ein  Vertrag  sei,  nicht  vereinbaren  lassen.  Am  Anfang,  wird 
behauptet,  habe  die  Verfassung  den  Charakter  eines  Ver- 
trages zwischen  den  Staaten  gehabt ;  durch  die  Ratifikation 
aber  habe  sie  aufgehört,  Vertrag  zu  sein  und  sei  nunmehr 
Verfassung,  Gesetz  geworden*,  und  die  Staaten  seien  nicht 
mehr  Mitglieder  einer  konfbderierten  Union,  sondern  flössen 
in  ein  Gemeinwesen  zusammen,  in  welchem  sie  als  unter- 
geordnete Bestandteile  erschienen. 

Zum  Beweise,  dafs  die  Worte  „ordain  and  establieih" 
nicht  unvereinbar  mit  der  Vertragstheorie  sind,  führt  Cal- 
houn  den  Teil  der  Einleitung  zur  Verfassung  an,  wo  als 
Zweck  der  Verfassung  bezeichnet  ist:  „to  form  a  more 
perfect  union^:  die  Union  vollkommener  zu  machen  — 
nicht  sie  zu  vernichten  und  einen  Einheitsstaat  an  ihrer 
Stelle  zu  errichten®. 

Als  einen  neuen  Beweis  aus  der  Verfassung  führt  er 
den  Artikel  VII  an,  worin  es  heilst,  dafs  die  Annahme  von 
neun  Staaten  genügen  soll,  um  die  Verfassung  zwischen  den 
sie  ratifizierenden  Staaten,  „between  the  states  ratifying^ 
in  Ej*aft  zu  setzen.  Das,  was  zwischen  einzelnen  Staaten 
besteht,  also  diese  Verfassung,  kann  diesen  Staaten  nicht 
übergeordnet  sein.  Die  Staaten  haben  die  Verfassung 
ratifiziert,  die  Autorität  aber,  welche  „anordnet  und  errichtet^, 


1  p.  134. 

«  Vgl.  Webster,  Works,  Vol.  HI  p.  468.  The  Constitutioii,  Sir,  is 
not  a  contract,  but  the  resolt  of  a  contract;  meaning  bj  contract  no 
more  than  assent. 

«  p.  136  ff. 
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ist  höher,  als  jene,  welche  aDgeordnet  und  errichtet  wird. 
Ein  Resultat  der  Ratifikation  war,  dafs  die  Verfassung^ 
zum  Vertrag  zwischen  den  Staaten  wurde,  und  als  solcher 
eine  bindende  Kraft  erhielt,  aber  auch  nur  als  ein  Vertrag*. 

Überall  in  der  Verfassung  ist  dieselbe  Tendenz  zu 
finden ;  die  Staaten  als  solche  sind  anerkannt,  sie  wählen  die 
Senatoren,  sie  bestimmen  und  wählen  die  „Electors*',  die 
Wahlmänner,  für  die  Präsidentenwahl  etc. 

Der  Artikel  VII  aber,  fuhrt  Calhoun  weiter  aus,  worin 
die  Möglichkeit  einer  Verfassungsveränderung  vorgesehen 
wurde,  ist  der  stärkste  Beweis  für  die  Existenz  der  Staaten 
und  zugleich  für  die  Nichtexistenz  der  Union  als  Staat'» 
Da  wo  die  Befugnis  einer  Änderung  der  Verfassung  vor- 
banden ist,  in  der  Gewalt,  welche  die  Macht  besitzt,  die 
Verfassung  zu  amendieren  oder  gänzlich  abzuschaffen,  ist 
die  Souveränität  gelegen,  ein  Satz,  den  wir  rückhaltsloa 
billigen  können.  Wenn  Calhoun  verstanden  hätte,  ihn 
richtig  anzuwenden,  dann  hätte  er  vielleicht  eine  richtige 
Theorie  entwickelt.  Dieser  Artikel  der  Verfassung  lautet 
folgendermafsen :  Alle  Amendements  sollen  gültig  sein,  wenn 
sie  von  den  Legislaturen  '/*  der  Staaten  oder  von  Kon- 
ventionen in  */*  davon,  wie  die  eine  oder  die  andere  Methode 
vom  Kongrefs  vorgeschrieben  ist,  angenommen  sind"  ®.  Es 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  Calhoun  nicht  recht 
hat,  wenn  er  daraus  folgert,  dafs  das  „Volk  der  einzelnen 
Staaten  die  höchste  Gewalt,  die  Souveränität  noch  be- 
halten hätte***. 

Wenn  das  Volk  eines  jeden  Staates  souverän  ist,  dann 
haben  wir  soviel  Souveräne  wie  Staaten,  damals  30,  heute 
45,  und  jeder  Staat  würde  das  Recht  haben,  die  Verfassung 
zu  amendieren,  was  aber  im  Widerspruch  mit  der  Bestimmung 
der  Verfassung  steht. 

'  p.  130  flF. 
«  p.  138  ff. 
*  Verfassung  Art.  V. 

^  Calhoan  p.  138.  Story,  On  the  Constitution  of  the  W.  S.  Vol.  I 
p.  241. 
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Diese  Schlufsfolgerung  wird  keineswegs  dadurch  be- 
seitigt, dafs  Calhoun  sagt,  dafs  die  Staaten  aus  praktischen 
Zweckmäfsigkeitsgründen  und  ihres  gegenseitigen  Vorteils 
halber  durch  Vertrag  ihre  Souveränität  insoweit  modifiziert 
haben ^.  Er  selbst  kann  die  Folgerung  nicht  vermeiden: 
er  sagt,  es  ist  anerkannt,  dafs  der  Souverän  durch  Ver- 
trag die  Ausübung  seiner  Gewalt  modifizieren  kann,  ohne 
seine  Souveränität  dadurch  zu  vermindern  * ;  die  Befugnisse 
aber,  die  durch  Vertrag  geäufsert  sind,  bleiben  nur  solange 
veräufsert,  als  dadurch  die  Interessen  der  Staaten  gefördert 
werden;  ferner  sagt  er,  dafs  die  Staaten  nicht  die  Absicht 
gehabt  hätten,  dieses  souveräne  Recht  —  ein  Recht,  welches  sie 
trotz  der  Verminderung  bebalten  —  der  beliebigen  Änderung 
der  Verfassung  und  der  Regierung  zu  veräufsern.  In  der 
Tat  verhält  es  sich  so,  dafs  ^U  der  Staaten,  als  Organe  der 
Union  fungierend®,  die  Souveränität  besitzen. 

Kurz  zu  erwähnen  ist  Artikel  drei,  Absatz  drei,  be- 
treffend Hochverrat,  in  welchem  Calhoun  dem  Ausdrucke 
,die  Vereinigten  Staaten**  dieselbe  Bedeutung  beilegt  und 
infolgedessen  den  Staatscharakter  ausschliefslich  den  einzelnen 
Staaten  zuschreibt^. 

Infolge  der  Identifizierung  der  Staatsgewalt  mit  der 
Souveränität  und  Voraussetzung  dieser  letzteren  als  eines 
wesentlichen  Merkmales  des  Staatsbegriffes  kommt  Calhoun 
auf  nur  zwei  Möglichkeiten  ftlr  die  Erklärung  der  juristischen 
Natur  der  Vereinigten  Staaten:  entweder  einfach  Einheits- 
staat oder  aber  Einheitsstaaten  in  einem  völkerrechtlichen 
Bande  vereinigt;  —  so  mufs  es  in  der  Union  entweder 
Cinzelstaaten  im  Bunde,  wobei  die  Union  nicht  als  Staat, 
sondern  blofs  als  Regierung  auftritt,  geben,  oder  die  Union 
als  Einheitsstaat,  wobei  die  Einzelstaaten  zu  untergeordneten 
Verwaltungsbezirken  herabsinken. 

~~        >  p.  138/139. 

«  p.  138/139. 

'  JeHinek,  System  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte,  S.  289. 
Dioej.  The  Law  of  the  Constitution  2.  Ed.  p.  136. 

«  Calhoun  p.  149. 


Viertes  Kapitel. 
Die  Folgernngen  aus  der  Theorie  Calhonns. 


Wie  wir  gesehen  haben,  geht  Calhoun  von  dem  Stand- 
punkte aus,  dafs  die  Verfassung  ein  Vertrag  ist,  und  dafa 
die  Staaten  ihre  Souveränität  behalten  haben.  Dies  ist 
der  Eckstein,  die  erste  und  wichtigste,  aber  nicht  die 
einzige  Grundlage  seiner  Theorie;  die  Dreiteilung  der  Ge- 
walten und  die  „delegierten  und  reservierten"  Befugnisse 
haben   ihren  nicht  unbedeutenden  Platz  in  seinem  System» 

Die  Ausführungen  über  die  Dreiteilung  ^  der  Gewalten 
sind  flir  uns  von  geringerem  Interesse,  weil  sie  nichts  Neuea 
enthalten.  Calhoun  gibt  die  alte  Theorie  Montesquieus 
wieder  in  ihrer  Anwendung  auf  Amerika,  sowohl  auf  die 
einzelnen  Staaten,  als  auf  die  Union. 

Auf  Einzelheiten  eingehend  zeigt  er,  wie  die  drei  Ge- 
walten, die  Exekutive,  die  Legislative  und  die  Recht- 
sprechung zusammengesetzt  sind;  wie  die  zwei  Elemente^ 
nämlich  die  Staaten  als  solche,  und  das  Volk,  „reckoned 
in  federal  numbers,**  d.  h.  alle  freien  Bürger  plus  drei 
Fünftel  der  übrigen,  d.  h.  die  Sklaven,  ihren  Anteil  an 
der  Zusammensetzung  der  Gewalten  nehmen,  und  zwar  in 
der  Weise,  dafs  jede  Gewalt  ein  Vetorecht  jedem  anderen 
gegenüber  ausübt  und  dadurch  das  Gleichgewicht  dea 
Systems  aufrecht  erhält. 

»  p.  175  flf. 
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Mit  der  Lehre  von  der  Souveränität  der  Staaten  ist 
auch  die  Lehre  von  der  verfassunggebenden  und  gesetz- 
gebenden Gewalt  in  Betracht  zu  ziehen^.  Bei  der  Er- 
richtung der  Union  war  die  Einteilung  des  Landes  in  un- 
abhängige und  souveräne  Staaten  von  höchster  Bedeutung  *, 
weil  in  ihr  eine  Basis  vorhanden  war,  ohne  welche  es  nicht 
möglich  wäre,  eine  Union  überhaupt  zu  gründen;  doch 
wäre  eine  solche  Teilung  an  und  für  sich  nicht  genügend. 
Die  aus  dem  Prinzip  der  Volkssouveränität  fliefsende  Teilung 
in  verfassunggebende  und  gesetzgebende  Organe  mufste 
noch  herangezogen  werden;  ohne  diese  war  eine  Union  im 
Calhounschen  Sinne  unmöglich.  Das  Volk  als  Souverän 
hat  in  den  verschiedenen  Staaten,  jedes  für  sich,  eine  Ver- 
fassung in  Kraft  gesetzt;  es  war  als  das  alleinige  für  den 
verfassunggebenden  Akt  zuständige  Organ  anerkannt;  das 
normale  gesetzliche  Organ  war  durch  die  Verfassung  ins 
Leben  gerufen ,  alle  seine  Befugnisse  waren  kraft  der  Ver- 
fassung erhalten ;  nur  innerhalb  des  Rahmens  der  Verfassung 
konnte  es  sich  bewegen;  es  war  an  die  Bestimmungen  der- 
selben gebunden;  darüber  hinaus  war  es  nicht  kompetent. 
Anderseits  war  das  Volk  souverän,  allmächtig,  und  es  lag 
in  seiner  Macht,  alles  auf  dem  Wege  des  verfassunggebenden 
Aktes  vorzunehmen.  Das  Volk  war  der  Schöpfer,  das 
gesetzgebende  Organ  seine  Schöpfung,  und  wegen  dieser 
seiner  Eigenschaft  war  es  im  Falle  eines  Konfliktes  nicht 
denkbar,  dafs  das  gesetzgebende  Organ  seinen  Willen  durch- 
setzen könnte. 

Durch  die  Anwendung  dieses  Prinzipes  allein  ver- 
mochten die  Männer  von  1787  eine  Union  im  wahren  Sinne 
des  Wortes  zu  gründen;  mit  Hilfe  dieses  Prinzipes  aber 
war  es  sehr  einfach.  Das  souveräne  Volk  jedes  Staates 
hat  sich  mit  dem  jedes  anderen  Staates  verabredet,  ein 
gemeinsames  gesetzgebendes  Organ  einzusetzen,  oder  genauer 


^  Calhoan  p.  191  ff. 
«  p.  194  ff. 


la 
:ran 

^    iem 

Dir  ''"*=^* 

^^'*  *.«'!!':    ihC 

'■  .        •  -TU  .\kt 

^     er  »n* 

1    111' I 

•  .it?    Mit 


IV.  2.  57 

^agt^  bestimmte  Handlangen  vorzunehmen.  Um  die  Grenze 
noch  genauer  zu  bestiounen,  sind  verschiedene  Ein- 
schränkungen, Verbote  y  den  Staaten  auferlegt  Endlich 
ist  in  Artikel  10  erklärt,  dafs  ^die  Befugnisse,  die  den 
\^ereinigten  Staaten  durch  die  Verfassung  nicht  übertragen 
.^ind,  und  die  nicht  durch  dieselbe  den  Staaten  vorenthalten 
.>ind,  den  einzelnen  Staaten  oder  dem  Volke  reserviert 
bleiben^.**  Trotz  aller  dieser  Mafsregeln,  meint  Calhoun, 
werden  Konflikte  über  die  Kompetenz  entstehen.  Eine 
Regierung  ist  kein  so  mechanisches  Ding,  dafs  sie  innerhalb 
der  ihr  gesetzten  Grenzen  bleibt;  die  Regierungshandlung 
ist  immer  eine  menschliche  Handlung,  und  hier  sowohl  wie 
in  individuellen  Handlungen  kommen  die  alten  natürlichen 
Eigenschaften  der  Menschen  zum  Ausdruck. 

Das  Streben,  eigene  Interessen  auf  Kosten  anderer  zu 
fördern,  bleibt  immer  bestehen.  Die  Zentral-  und  die  Einzel- 
regierungen suchen  ihre  Sphäre  auszudehnen:  Einschrän- 
kungen der  Befugnisse  und  Au£sählung  der  Rechte  reichen 
nicht  zur  Vermeidung  von  Kompetenzstreitigkeiten  aus, 
denn  diese  beruhen  auf  Vemunfts-  und  Gerechtigkeitsgründen. 
Wenn  Vernunft  und  Gerechtigkeit  aber  imstande  wären,  die 
Menschen  zu  beherrschen,  dann  wäre  eine  Regierung  über- 
haupt unnötig  und  überflüssig.  Jede  Regierung  mufs  für 
ihren  Charakter  als  Regierung  die  Befugnis  haben,  in  erster 
Instanz  über  ihre  Kompetenz  zu  entscheiden';  auch  das 
Recht,  die  Entscheidung  betreffend  ihre  Kompetenz  gegen 
alle  Opposition  durchzusetzen,  mufs  ihr  zur  Verfügung 
stehen.  Anders  verhält  es  sich  aber  mit  einem  System  von 
Regierung,  wenn  die  Befugnisse  zum  Teil  zwischen  zweierlei 
Arten  von  Regierungen  geteilt  werden,  zum  Teil  beim 
Volke  geblieben  sind.  In  diesem  Falle  kann  keine  von 
den    Regierungen    überhaupt   das    Recht   haben,    die    Ent- 


'  VerüuiSüngy  Art  X.  The  powers  not  delegated  to  the  United 
8tate8  hj  the  Constitation,  nor  prohibited  bj  it  to  the  States,  are  re- 
seired  to  the  States  respectivelj  or  to  the  people. 

*  Calhoun  p.  242. 
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Scheidung  betreffend  ihre  Kompetenz  durchzusetzen,  wenn 
ein  Konflikt  entstanden  ist;  erstens  deswegen,  weil  es  nicht 
mit  dem  Verhältnis  der  Nebenordnung  übereinstimmt;  der 
Begriff  der  Nebenordnung  schliefst  doch  den  der  Über-  und 
Unterordnung  aus,  und  bedeutet  notwendigerweise  die  Gleich- 
stellung. Eine  Regierung  aber  mit  dem  Rechte  auszustatten, 
nicht  nur  über  eigene  Kompetenz  zu  entscheiden,  sondern 
auch  über  die  ihr  nebengeordnete  Regierung  und  ihre  Ent- 
scheidung gegen  die  andere  durchzusetzen,  hiefse  nicht  nur 
die  Gleichstellung  zwischen  ihnen  vernichten,  sondern  auch 
eine  von  beiden  einer  Eigenschaft,  die  jeder  Regierung 
innewohnt,  berauben;  nämlich  in  erster  Instanz  über  ihre 
Kompetenz  zu  entscheiden.  Das  Resultat  wäre,  die  eine 
von  einer  gleichgestellten  zu  einer  übergeordneten  zu  er- 
heben; —  die  andere  zu  einer  untergeordneten  zu  degra- 
dieren und  dadurch,  dafs  sie  ein  integrierendes  Merkmal 
des  Staates  verliert,  sie  zu  einer  abhängigen  Körperschaft 
herabzubringen.  Ferner  behauptet  Calhoun,  geschehe  das 
nicht  in  Übereinstimmung  mit  der  Natur  der  Teilung  der 
Gewalten,  die  überhaupt  einer  Teilung  widerspreche.  Die 
eine  Regierung  mit  einem  Teile  der  Gewalt  auszustatten 
und  der  anderen  den  übrigen  Teil  zu  überlassen  und  einer 
von  beiden  das  ausschliefsliche  Recht  der  Machtverteilung 
zu  verleihen,  das  wäre  in  der  Tat  keine  Teilung.  Da» 
Mafs  der  Rechte  der  einen  Regierung  würde  in  diesem  Falle 
etwas  vollständig  von  der  Willkür  des  anderen  Abhängiges 
sein^.  Wenn  aber  die  rechtlichen  Verhältnisse  sich  nicht 
60  gestalten,  wie  eben  angenommen  worden  ist,  und  also 
wirklich  ein  Kompetenzstreit  zwischen  der  Union  und  einem 
einzelnen  Staat  möglich  ist,  wie  ist  dieser  Streit  zu  ent- 
scheiden? Keine  von  beiden  Regierungen  hat  das  Recht, 
ihre  Behauptungen  durchzusetzen.  Es  mufs  einen  Stillstand 
geben;  in  einem  gedeihlichen  Staate  aber  ist  ein  solcher 
negativer   Zustand   nicht   möglich:    es   mufs   irgendwo  eine 

'  p.  243. 
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entscheidende  Macht  vorhanden  sein.  Die  Lösung  des 
Problems  findet  Calhoun  in  den  reservierten  Befugnissen' 
der  Einzelstaaten. 

Die  Union  hat  nur  diejenigen  Befugnisse,  die  ihr  aus- 
drücklich zugeteilt  sind;  die  Befugnis,  Streitigkeiten  dieser  Art 
za  erledigen,  ist  ihr  nicht  gegeben,  noch  ist  sie  den  einzelnen 
Staatsregierungen  zugesprochen;  sie  mufs  demzufolge  beim 
Volke  geblieben  sein.  Wenn  die  Staaten  souverän  sind,  dann 
ist  es  unmöglich,  dafs  ein  Richter  über  ihnen  steht,  sonst  wären 
sie  nicht  souverän.  Das  Recht,  über  ihre  eigene  Kompetenz 
zu  entscheiden,  ist  das  wesentliche  Merkmal  ihrer  Sou- 
veränität; daher  ist  es  mit  der  Natur  der  Union  unverein- 
bar, dafs  das  Obergericht  in  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen 
der  Union  und  einem  Staate  zuständig  sei^. 

Man  hat  nun  versucht,  die  Zuständigkeit  dieses  Ge- 
richtshofes aus  dem  Artikel  VII,  Absatz  2  ®  der  Verfassung 
abzuleiten.  Der  Paragraph  lautet:  „Diese  Verfassung  und 
die  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten,  welche  ihr  gemäfs  zu 
Stande  gekommen  sind,  und  alle  Verträge,  welche  unter  der 
Autorität  der  Vereinigten  Staaten  abgeschlossen  sind,  sollen 
die  höchsten  Gesetze  des  Landes  sein;  und  die  Richter  in 
jedem  Staate  sollen  dadurch  gebunden  sein,  ungeachtet 
der  Bestimmungen  der  Verfassung  oder  der  Gesetze  eines 
Staates.« 

Die  Erklärung  dieses  Artikels  nach  Calhoun  ist  folgende*: 
in  seiner  Natur  ist  er  blofs  „declaratory**  (declarativ) ;  da- 
durch ist  keine  neue  Befugnis  auf  die  Union  übertragen; 
ohne  diesen  Artikel  waren  die  Verfassung,  die  verfassungs- 
gemäfsen    Gesetze   und  die  Verträge    höchstes    Gesetz   de& 


»  Calhoun  p.  236. 

2  Für  die  Zuständigkeit  des  Obergerichts  vgl.  Dicey,  The  Law  of 
the  Constitution.  2.  Ed.  Lecture  IV  p.  126—153.  Federalist  No.  39 
Madison  p.  212.  215.  „It  is  true,  that  in  controversies  relating  to  the 
boundary  between  the  two  jnrisdictions,  the  tribunal  which  is  ultimatelj 
to  decide,  is  to  be  established  nnd^  the  general  goyemment".  No.  78^ 
p.  484  ff.  Hamilton. 

«  Art.  VI  §  2. 

^  p.  252. 
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Landes  und  für  den  Richter  der  Staaten  bindend  —  sonst 
wäre  die  Union  unmöglich.  „Ihre,  d.  h.  der  Unionsgesetze 
Suprematie  fliefst  aus  der  Natur  des  Verhältnisses  zwischen 
dem  „föderal  government"  und  den  einzelnen  Staaten, 
und  ihren  Verfassungen  und  Gesetzen.  Wo  zwei  oder 
mehrere  Staaten  eine  gemeinsame  Verfassung  und  Re- 
gierung schaffen  y  mufs  die  Autorität  dieser  innerhalb  der 
Grenzen  der  delegierten  Befugnisse  notwendigerweise  die 
höchste  sein,  soweit  es  die  eigenen  Verfassungen  und 
Regierungen   der   dabei   beteiligten  Staaten   betrifft.     Diese 

Obergewalt   ist  aber  nicht  eine  absolute sie  reicht 

nicht  über  die  delegierten  Befugnisse  hinaus.  „Die  Ober- 
gewalt über  dieses  MaTs  auszudehnen,  und  sie  über  die 
reservierten  Befugnisse  in  irgend  welcher  Weise  oder  auf 
irgend  welchem  Wege  —  sei  es  durch  die  Regierung  selbst 
oder  durch  ihre  Departements  —  zu  erweitern,  hiefse  das 
System  vernichten  durch  die  Häufung  aller  Gewalten  in  den 
Händen  der  einen  oder  der  anderen  Regierung^". 

Zur  Unterstützung  der  Behauptung,  dafs  die  Union  das 
Recht  hat,  ihre  Entscheidung  über  ihre  Kompetenz  gegen 
die  Entscheidung  der  einzelnen  Staaten  durchzusetzen,  wird 
unter  anderem  Art.  3  Absatz  2  der  Verfassung  heran- 
gezogen. Dieser  Artikel  bestimmt,  dafs  „the  judicial  power 
shall  extend  to  all  cases,  in  law  and  equitj,  arising  under 
this  Constitution  the  laws  of  the  United  States,  and  trea- 
ties  made  or  which  shall  be  made,  under  their  authority ; . . . . 
to  controversies  to  which  the  United  States  shall  be  a  party; 
to  controversies  between  two  or  more  States,  between  a 
State  and  Citizens  of  another  state,  between  Citizens  of 
different  states,  between  Citizens  of  the  same  state  claiming 
lands  under  grants  of  different  stateii,  and  between  a 
State  or  the  Citizens  there  of,  and  foreign  states,  Citizens, 
or  subjects"'. 

'  p.  257. 

■  Die  Übersetzung  ist  von  Rfittimann  a.  a.  O.  Bd.  I  S.  429.  Die 
richterliche  Gewalt  soll   sich  ausdehnen   über  alle  Falle  von  Gesetz  und 
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Calhoun  teilt  den  Artikel  in  zwei  Teile,  hinsichtlich  des 
Stoffes,  the  subjects  matter,  und  der  streitenden  Parteien, 
the  parties  litigant.  Was  das  erste  anbelangt,  stellt  der 
Artikel  nur  einen  Versuch  dar,  die  Kompetenz  der  Gerichte 
mit  der  Verfassung  und  den  Departements  der  Regierung 
gleichzustellen  in  allen  Fällen,  welche  sich  unter  deren  Be- 
stimmungen ergeben,  aber  nicht  mehr.  Und  das  Wort 
„Fälle,  cases,"  hat  eine  technische  Bedeutung;  es  bezieht  sich 
nur  auf  solche  Fragen,  die  von  dem  Richter  entschieden 
werden  können  ^  In  diesem  Artikel  aber  findet  man  keine 
Ermächtigung  der  Union,  die  Staaten  vor  ein  Gericht  zu 
stellen  und  infolgedessen  hat  die  richterliche  Gewalt  keine 
Autorität,  die  Auffassung  der  Unionsregierung  gegen  die 
eines  Staates  geltend  zu  machen. 

Wie  steht  es  mit  dem  zweiten  Teil  des  Artikels  ?  Finden 
wir  da  eine  Bestimmung,  kraft  welcher  die  richterliche  Ge- 
walt zuständig  ist  in  Kompetenzstreitigkeiten  zwischen  den 
nebengeordneten  Regierungen?  Keineswegs!  Dafs  weder 
die  Regierung  der  Union  noch  die  der  Staaten  gegen  ihren 
Willen  angeklagt  werden  können,  ist  ein  Satz,  der  zweifel- 
los durch  keine  Bestimmung  des  Artikels  aufgehoben 
worden  ist. 

Weiter  kann  man  noch  die  Behauptung  finden,  dafs 
das  Obergericht  kraft  seines  Rechtes,  die  Verfassungsmäfsig- 
keit  aller  Gesetze   zu   prüfen,   das  Recht   hat,  alle  Fragen 


Billigkeit,  die  unter  dieser  Konstitution,  nnter  den  Gesetzen  der  Vereinigten 
Staaten  nnd  den  unter  der  Autorität  derselben  gemachten  oder  noch  zu 
machenden  Verträgen  sich  ereignen;  .  .  .  über  Streitigkeiten,  worin  die 
Vereinigten  Staaten  eine  Partie  bilden,  über  Streitigkeiten  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Staaten,  zwischen  einem  Staate  und  den  Bürgern  eines 
andern  Staates,  zwischen  den  Bürgern  verschiedener  Staaten,  zwischen 
Bürgern  ein  und  desselben  Staates,  welche  auf  Ländereien,  die  ihnen 
unter  Rechtstiteln  von  Terschiedenen  Staaten  gewährt  worden  sind,  An- 
sprüche machen,  und  zwischen  einem  Staate  oder  dessen  Bürgern  und 
fremden  Staaten,  deren  Bürgern  oder  Untertanen. 

'  p.  259.  Nor  is  it  less  manifest  that  the  word  „case**  being  a 
well  —  defined  technical  term,  is  used  in  its  proper  legal  sense;  —  and 
embraces  only  such  questions  as  are  judical  in  character  that  is,  questions 
in  which  the  parties  are  amenable  to  the  process  of  the  courts. 
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zu  entscheiden,  in  welchen  ein  Konflikt  zwischen  der 
Verfassung,  den  Gesetzen  und  Verträgen  der  Union  und 
jenen  der  Staaten  bestehen  kann.  Dieses  Recht  gibt  Cal* 
houn  zu,  aber  er  leugnet,  dafs  dieses  Recht  nur  dem  Ober- 
gericht zusteht,  oder  dafs  das  Urteil  für  andere  als  die 
Parteien  bindend  ist.  Jedes  Gericht,  der  Staaten  sowohl 
wie  das  der  Union,  hat  dieses  Recht  Das  Urteil  des 
Obergeiichtes  als  höchste  Instanz  ist  für  die  Parteien 
bindend,  aber  nicht  für  die  Union  und  die  Staaten,  weil  sie 
einander  ohne  gegenseitige  Zustimmung  nicht  vor  Gericht 
«teilen  können. 

Schliefslich  wird  behauptet,  dafs  der  Kongrefs  das 
Recht  hat,  über  Kompetenzstreitigkeiten  der  Union  und 
der  Staaten  zu  entscheidend  Diese  Befugnis  wird  nicht 
aus  irgend  einem  Artikel  der  Verfassung  abgeleitet,  sondern 
aus  der  jeder  Regierung  innewohnenden  Befugnis,  über 
ihre  Kompetenz  zu  entscheiden  und  ihre  Entscheidung 
durchzusetzen.  Bei  einer  solchen  Annahme  wird  über- 
sehen, dafs  hier  ein  Unterschied  vorhanden  ist  zwischen 
einer  mit  allen  Befugnissen  ausgestatteten  Regierung  und 
den  einander  nebengeordneten  Regierungen,  zwischen  welchen 
die  Befugnisse  geteilt  sind.  Wenn  eine  von  den  nebengeord- 
neten Regierungen  dieses  Recht  hat,  dann  hat  die  andere 
«s  auch,  und  das  Resultat  ist,  entweder  ein  gegenseitiges 
Veto,  a  mutual  negative,  einer  jeden  Regierung  gegenüber 
den  Handlungen  der  anderen,  oder  aber  das  Recht  einer 
jeden,  ihre  Entscheidung  durchzusetzen.  Dieses  letztere 
Recht  haben  sie,  wie  oben  dargetan  ist,  nicht.  Daraus  folgt 
notwendigerweise,  dafs,  wo  die  zwei  Regierungen  sich  in 
Kompetenzstreitigkeiten  befinden,  keine  von  beiden  in  der 
Lage  ist,  ihre  Entscheidung  durchzusetzen.  Diese  Sach* 
läge  hat  die  Erhaltung  der  Befugnisse  einer  jeden  der 
beiden  Regierungen  innerhalb  der  ihr  gesetzten  Grenzen 
^ur  Folge.    Nur  eben   dadurch  wäre   es  möglich,   dafs  die 

'  p.  265. 


IV,  2.  63 

einzelnien  Staaten,  als  die  schwächeren,  sich  gegen  die 
Union  schützen,  es  sei  denn,  dafs  jeder  Staat  ein  Mit- 
stimmungsrecht in  der  Gesetzgebung  besitzen  würdet 
Warum  dies  Recht  ihm  nicht  ilberlassen  worden  ist,  ist 
wahrscheinlich  daraus  zu  erklären,  dafs  unter  so  vielen 
Staaten  eine  Organisation  dieser  Art  die  Union  in  solchem 
Grrade  hätte  abschwächen  müssen,  dafs  sie  ihre  Zwecke 
nicht  erfüllen  könnte.  Dieses  Prinzip  ist  in  dem  allgemeinen 
Teil  erörtert;  hier  findet  er  eine  zweckmäfsige  Anwendung. 
Es  war  nicht  umsonst,  dafs  Calhoun  eine  Theorie  von  der 
^Constitutional"  oder  „Concurrent"  Majorität  entwickelte, 
wobei  jede  Interessengruppe  ihr  Vetorecht  haben  sollte.  Der 
Gegensatz  zwischen  den  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Nord-  und  der  Südstaaten  liefs  darüber  keinen  Zweifel, 
dafs  eine  für  die  Anwendung  dieser  Theorie  höchst  passende 
Gelegenheit  vorhanden  war.  Im  allgemeinen  soll  in  jedeni 
konstitutionellen  Staate,  im  Gegensatz  zu  einem  absoluten, 
jede  Interessengruppe  im  stände  sein,  sich  gegen  alle 
anderen,  einzeln  oder  in  Vereinigung  mit  anderen  zu 
schützen:  der  Union  gegenüber  soll  jeder  Staat  dieses 
Recht  geniefsen.  Zu  welchem  Unheil  dieses  Prinzip  führen 
würde,  haben  wir  schon  früher  versucht  des  näheren  aus- 
zuführen. Was  die  Union  selbst  betrifft,  soweit  die  Sicher- 
heit und  Dauer  dieser  in  Betracht  kommt,  würde  es  ebenso 
verhängnisvoll  sein  können;  eine  Machtlosigkeit,  die  nicht 
fähig  wäre,  das  Kleinste  zu  erreichen,  wenn  die  Zustimmung 
jedes  Staates  erforderlich  wäre.  An  der  Tatsache  dieser 
Schwäche  wird  dadurch  nichts  geändert,  dafs  die  Union  auf 
jeden  einzelnen  unmittelbar  einwirkt.  Gesetzt  den  Fall, 
dafs  ein  Streit  zwischen  der  Union  und  einem  Staate  be- 
steht, und  die  Union  ihre  Befehle  an  die  einzelnen  ohne 
Vermittlung  des  Staates  erlassen  kann,  so  wird  doch  der 
Union  kein  Gehorsam  gezollt  werden,  falls  der  Staat  das 
Gegenteil   befohlen    hat,    weil    die   Union    die    Schöpfung, 

^  p.  266. 
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die  Staaten  die  Schöpfer  sind ;  in  letzter  Instanz  wird  „AUe- 
giance^  „Untertanentreue  und  -pflicht"  dem  Staate  ge- 
schuldet. — 

Calhoun  sah,  dafs  dieser  Einwand  der  ErafdoBigkeit 
gemacht  werden  konnte  und  er  versuchte  ihm  die  Spitze 
abzubrechen  mit  der  Gegenbehauptung,  dafs,  wo  eine  Teilung 
der  Befugnisse  —  sei  es  zwischen  den  Departements  oder 
zwischen  den  nebengeordneten  Regierungen  —  stattfindet, 
auch  ein  Streit  entstehen  mufs  ^.  Es  ist  ein  unvermeidlicher 
Nachteil  aller  konstitutionellen  Staaten.  Wir  müssen  alles 
wie  es  ist,  gut  oder  schlecht,  akzeptieren.  Es  gilt  zwischen 
dem  absoluten  und  dem  konstitutionellen  Staate  zu  wählen, 
mit  den  ihnen  beiden  innewohnenden  Nachteilen.  Die  Vorteile 
beider  können  wir  nicht  vereinigen.  Obwohl  es  zugegeben 
werden  mufs,  dafs  Konflikte  unzertrennlich  von  einer  Tei- 
lung der  Gewalten  sind,  so  ist  doch  nicht  damit  gesagt, 
dafs  dieses  gegenseitige  Veto  der  Regierungen  die  Zahl  der 
Konflikte  vergröfsern  oder  zur  Auflösung  der  Union  führen 
würde.  Das  ist  alles  im  ersten  Teil  von  Calhouns 
Schrift  des  näheren  dargetan.  Das  Prinzip  des  Kompro- 
misses hat  hier  seine  grofse  Rolle  zu  spielen,  eine  Rolle 
aber,  die  unvereinbar  ist  mit  der  vorausgesetzten  Eigen- 
schaft der  menschlichen  Natur  —  nämlich  dem  Egoismus. 
Es  wird  ferner  von  Calhoun  als  ein  Grundprinzip  aller 
konstitutionellen  Staaten  hingestellt,  dafs,  je  stärker  die 
Regierung,  desto  stärker  mufs  auch  die  negative  Gewalt 
sein,  um  die  Regierungsgewalt  innerhalb  ihrer  Sphäre  ein- 
zudämmen; und  je  stärker  die  Regierung,  desto  besser  sei 
sie,  wenn  zugleich  die  negative  Gewalt  verhältnismäfsig 
stark  ist 

Die  Stärke  der  Union,  wie  sie  von  der  Majorität  der 
Staaten  unterstützt  wird,  ist  eine  ungemein  grofse  und  bedarf 
deshalb  als  Gegengewicht  eines  starken  negativen  Momentes. 
Die   Gefahr    liegt    mehr   in    der   Schwäche   der  negativen 

»  p.  367  ff. 
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Gewalt  als  in  ihrer  Stärke.  Das  Parteileben,  durch  welches 
eine  starke  Minorität  auf  Seite  der  Union  in  jedem  Staate 
hervorgerufen  wird,  die  Tatsache,  dafs  jeder  Beamte  der 
Union  und  zum  gröfsten  Teil  der  Staaten  den  Eid  leistet, 
die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten,  und  schliefslich  der 
Umstand,  dafs  das  Obergericht  als  Gerichtshof  letzter  In- 
stanz zwischen  den  Parteien  fungiert,  machen  die  Gefahr 
eines  Milsbrauches  des  Vetorechtes  zu  einer  minimalen^. 

Aus  der  Souveränität  der  einzelnen  Staaten,  die  den 
Vertrag  abgeschlossen  haben,  darf  nicht  geschlossen  werden, 
dafs  sie  keine  Einschränkung  auf  die  Ausübung  ihrer 
Souveränität  sich  selbst  auferlegt  hatten.  Einschränkungen 
aus  eigenem  Willen  vermindern  durchaus  nicht  die  Sou- 
veränität und  sind  in  der  Verfassung  tatsächlich  vorhanden; 
innerhalb  der  Sphäre  der  delegierten  Befugnisse  haben  die 
Staaten  sich  verpflichtet,  in  keiner  Weise  sich  zu  betätigen 
und  die  Verfassung  aufrecht  zu  erhalten.  Weiter  sind 
sie  nicht  in  der  Ausübung  ihrer  Souveränität  beschränkt, 
und  ab  Teilnehmer  an  dem  Vertrag  haben  sie  das  Recht 
zu  entscheiden,  inwieweit  sie  durch  die  Obliegenheiten, 
die  durch  den  Vertrag  bestimmt  sind,  gebunden  seien. 
Dieses  Recht  ist  unmittelbar  aus  der  Natur  des  Vertrages 
abzuleiten'.  Mit  diesem  Recht  vereinigt  sich  ein  anderes 
von  hoher  Bedeutung;  das  Recht  zu  entscheiden,  ob  ein 
Akt  des  „föderal  govemment''  oder  ihrer  Departements  mit 
den  Bestimmungen  der  Verfassung  vereinbar  ist,  und  wenn 
dies  nicht  der  Fall,  den  Akt  ftbr  verfassungswidrig  und 
deshalb  für  nuU  und  nichtig  zu  erklären'.  Wenn  die 
Verfassung  einTertrag  ist,  dann  besitzen  diese  Behauptungen 
Calhouns  eine  unbedingte  Geltung.  Nicht  nur  diese,  sondern 
auch  seine  weitere  Behauptung,  nämlich,  daCs  die  Staaten  be- 
rechtigt sind,  innerhalb  ihrer  Grenzen  einzuschreiten,  um 
einen  Akt  des  „federal  govemment"  zu  verhindern,  ebenso 

»  p.  271ff: 
«p.  277. 
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berechtigt  sind  sie,  zu  bestimmen,  in  welcher  Weise  und 
in  welchem  Mafse  das  stattzufinden  hat;  —  ohne  dieses 
Recht  wären  alle  die  anderen  wertlos^  .  . 

Dies  ist  Calhouns  berühmte  NuUifikationstheorie  und 
es  ist  nur  zu  betonen,  dafs  Calhoun  soviel  wie  möglich  die 
Schärfe  dieser  Theorie  zu  mildern  sucht  Als  höchstes 
Recht  der  Staaten  kommt  dieses  Recht  äufserst  selten  zur 
Anwendung  und  zwar  nur  dann,  wenn  der  Akt  der  Union 
„a  piain  and  palpable  infraction  of  the  instrumenta',  ein 
klarer  und  evidenter  Verfassungsbruch  ist;  von  diesem 
Recht  wird  auch  dann  nicht  Gebrauch  gemacht,  wenn  der 
Verfassungsbruch  keinen  sehr  gefithrlichen  Charakter  hat 
und  dem  Anschein  nach  durch  kein  anderes  Mittel  zu  heilen 
ist*.  Dieses  Recht  kommt  dann  nicht  zur  Anwendung,  wenn 
der  Verfassungsbruch  zwar  gefährlich,  aber  durch  irgend 
eine  andere  Mafsnahme  zu  beseitigen  ist. 

Es  gibt  aber  keine  Garantien  dafür,  dafs  die  Staaten 
dieses  Prinzip  beobachten  würden :  —  es  kann  keine  geben. 
Wenn  Calhoun  die  Tatsache,  dafs  die  Majorität  der  Staaten 
immer  auf  der  Seite  der  Union  steht,  als  das  hervorragendste 
und  wichtigste  Gegenmittel  dem  Mifsbrauch  dieses  Rechtes 
gegenüber  hervorhebt,  so  scheint  es  uns  nicht  besonders 
überzeugend  zu  sein^.  Der  Fall  seines  Heimatsstaates, 
Südkarolina,  1833,  ist  der  stärkste  Beweis  gegen  seine 
Behauptung. 

Trotz  aller  dagegen  vorgebrachten  Einwände  ist  und 
bleibt  das  Recht  der  Nullifikation  ein  revolutionäres,  kein 
verfassungsmäfsiges^ ! 

Di<^  Hilfsmittel  fUr  den  Fall  eines  Mifsbrauches  findet 
CäILüiui  in  Art.  V  der  Verfassung  betreffend  die  Befugnis, 
Äüderungen   in   der  Verfassung  vorzunehmen*.     Der  Satz 


'  p,  2T9. 
INI. 
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ist  unbestritten,  dafs  in  einer  Konföderation,  in  (welcher 
die  Staaten  ihre  Souveränität  behalten,  kein  Staat  ohne 
Ratifikation  der  Verfassung  seinerseits  gebunden  wird;  es 
folgt  daraus,  dafs  die  Bestimmungen  der  Verfassung  ohne 
die  Zustimmung  eines  jeden  Staates  nicht  geändert  werden 
können.  Warum  dieses  Prinzip  in  Art.  V  nicht  durch- 
geführt war,  ist  dadurch  zu  erklären,  dafs  es  nicht  fiir 
richtig  gehalten  wurde,  das  Schicksal  aller  Staaten  durch 
einen,  kleinen  oder  grofsen,  Staat  bestimmen  zu  lassen ; 
dafs  die  Zustimmung  von  ^U  der  Staaten  verlangt  wurde,  ist 
aus  der  früheren  Praxis  unter  dem  „  Article  of  Confederation" 
und  aus  der  Sicherheit  einerseits  und  der  genügenden 
Leichtigkeit,  mit  der  die  Verfassungsänderung  vorgenommen 
werden  kann,  andrerseits  zu  erklären.  Insoweit  hat  jeder 
Staat  aus  Rücksicht  auf  die  Wohlfahrt  der  übrigen  die  Aus- 
übung seiner  Souveränität  beschränkt. 

In  dem  Falle  eines  Kompetenzstreites  oder  der  Negierung 
eines  verfassungwidrigen  Aktes  der  Union  von  einem  Staate, 
kurz  einer  Anwendung  der  NuUifikationsmethode ,  findet 
folgender  Prozefs  statt.  Wegen  der  Unmöglichkeit,  dafs 
einer  der  beiden  Staaten  seine  Ansprüche  geltend  machen 
kann,  tritt  ein  Stillstand  ein.  —  Es  ist  vorauszusetzen,  dafs 
die  Mehrzahl  der  Staaten  auf  Seite  der  Union  stehen  würde, 
sonst  würde  das  betreflfende  Gesetz  sofort  aufser  Kraft  ge- 
setzt und  die  Frage  erledigt  sein^.  Ferner  ist  es  ein  un- 
bestrittener Satz,  dafs  derjenige,  der  einen  Anspruch  auf 
ein  Recht  erhebt,  die  Pflicht  hat,  dieses  Recht  gegenüber 
der  Partei,  welche  es  verneint,  zu  beweisen;  und  wo  eine 
höhere,  entscheidende  Autorität  vorhanden  ist,  mufs  er 
seine  Berufung  an  diese  nach  den  vorgeschriebenen  Formen 
einlegen  und  seinem  Anspruch  durch  diese  höhere  Autorität 
Geltung  verschaffen. 

Da  alle  die  Befugnisse  der  Union  genau  aufgezählt  sind, 
wird  der  Staat  in  der  Regel  im  Rechfce  sein. 

1  p.  296  ff. 
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Da  die  Union  stets  von  der  Majorität  unterstützt  wird, 
ist  sie  immer  im  stände,  Änderungen  vorzuschlagen,  während 
der  Einzelstaat,  als  der  Minorität  angehörig,  das  nicht  kann  ^ 
Es  wäre  unvernünftig,  diese  Pflicht  der  Minorität,  die  dazu 
nicht  befugt  ist,  aufzuerlegen. 

Es  gibt  noch  einen  Grund,  warum  diese  Pflicht  der  Union 
auferlegt  ist;  die  Union  wird  nie  eine  Berufung  im  Falle 
eines  Streites  einlegen,  wenn  sie  nicht  dazu  gezwungen 
wird,  und  sie  wird  es  in  keinem  Falle  gern  tun,  es  sei 
denn,  um  die  Befugnisse,  die  sie  durch  Auslegung  der  Ver- 
fassung erworben,  zu  sichern.  Wenn  der  Staat  die  Berufung 
einlegen  mufs,  übt  inzwischen  die  Union  die  im  Streit 
stehenden  Befugnisse  aus  und  wird  alle  Mittel  anwenden, 
eine  Änderung  des  Tatbestandes  zu  verhindern;  ohne  das 
Einschreiten  seitens  der  Union  aber  kann  der  Staat,  da  er 
in  der  Minorität  ist,  die  Berufung  nicht  einlegen.  Andrer- 
seits wird  die  Union,  wenn  sie  die  Berufung  einzulegen 
hat,  sich  beeilen,  dieselbe  sobald  wie  möglich  auszuführen, 
um  die  strittigen  Befugnisse  ausüben  zu  können.  Die  Union 
also  hat  die  Pflicht,  die  „amending  power"  in  Tätigkeit  zu 
setzen.  Ist  die  Entscheidung  zu  Gunsten  des  Staates  aus- 
gefallen, so  ist  die  von  der  Union  vorgeschlagene  Änderung 
nicht  angenommen,  ist  die  in  Streit  stehende  Befugnis  ihr 
nicht  zugesprochen  worden,  dann  mufs  die  Union  das  von 
'  ihr  beanspruchte  Recht  aufgeben;  wenn  aber  die  Ver- 
fassungsänderung angenommen  wird,  und  diese  „Änderung 
innerhalb  der  Grenzen  der  „amending  power"  fUUt,  ist  der 
Staat  verpflichtet,  nachzugeben"  ^.  Wenn  die  Grenzen  über- 
schritten werden,  wenn  die  Änderung  nicht  mit  dem 
Pharakter  der  Verfassung  und  ihrer  Zwecke  oder  mit  der 
Natur  des  Systems  vereinbar  ist,  dann  ist  es  anders.  In 
diesem   Falle  ist  der  Einzelstaat    nicht  verpflichtet,    nach- 


'  Kraft  Art.  V  der  Verfassang  mufs  die  Majorität  beider  Häaser 
des  Kongresses,  oder  '/s  der  Legislatureu  der  einzelnen  Staaten  Vor- 
schläge för  Verfassungsänderungen  machen. 

«  p.  301. 
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zugeben.  Er  kann  wählen,  ob  er  in  der  Union  verbleiben 
will  oder  nicht.  Sezession  ist  das  letzte  Ergebnis  einer 
Theorie  von  der  vertragsmäfsigen  Natur  der  Verfassung  und 
der  Souveränität  der  einzelnen  Staaten. 

Schlurs, 

Der  Einflufs  der  Lehre  Calhouns  auf  Amerika  ist 
zweifelsohne  ein  sehr  grofser  gewesen;  für  mehr  als  20 
Jahre,  während  welcher  Zeit  er  einer  der  hervorragendsten 
Staatsmänner  war,  widmete  Calhoun  sein  ganzes  Talent  der 
Verteidigung  dieser  Theorie.  Solchen  „intellectual  giants", 
wie  Webster  und  Clay,  war  er  gleichgeartet.  Er  verstand 
es  sehr  gut,  seine  Meinung  im  Kampfe  mit  Webster  in  dem 
Senat  zu  vertreten.  Die  geistreichsten  Reden  Websters 
waren  in  der  Kontroverse  mit  Calhoun  entstanden.  Süd- 
karolina folgte  Calhoun  blind,  und  die  anderen  Südstaaten 
leisteten  ihm  ebenfalls  Folge. 

In  seinem  letzten  Lebensjahre  fafste  Calhoun  die  Er- 
gebnisse seines  Denkens  in  einer  systematischen  Form  zu- 
sammen, das  Werk  ist  aber  erst  nach  seinem  Tode  erschienen, 
und  es  ist  als  die  Basis  alier  folgenden  Schrifitsteller  und 
Politiker  auf  diesem  Gebiet  anzusehen.  Den  Versuch, 
Calhouns  Theorie  praktisch  zu  verwirklichen,  finden  wir  in 
dem  Kriege  1861 — 1865.  Die  leitenden  Männer,  wie  Jefferson 
Davis,  der  Präsident,  und  Alexander  Stephens,  der  Vize- 
präsident der  „Confederate  States",  waren  seine  Schüler.  Sie 
haben  seiner  Theorie  nichts  Neues  hinzugefügt. 

Es  ist  besonders  zu  beachten,  dafs  Calhoun  allein  eine 
selbständige  Theorie  auf  diesem  Gebiet  in  den  Vereinigten 
Staaten  entwickelt  hat.  Alle  andern  von  Hamilton  an  haben 
das  ihrige  in  so  mangelhafter  Weise  dargeboten,  dafs  es  für 
keine  entwickelte  Theorie  gehalten  werden  kann,  oder 
sie  haben  versucht,  die  bestehenden  Ansichten  in  ein  System 
zusammenzufassen,  und  dies  nur  betreffs  der  bundesstaat- 
lichen Natur  der  Union. 

Calhouns  Arbeit  war  bis  dahin  die  einzige,  welche  die 


70  IV.  2. 

Natur  der  Union  als  eines  Staatenbundes  wissenschaftlich 
zu  begründen  suchte.  Was  nach  ihm  geschrieben  wurde, 
ist  blofs  eine  Wiederholung  seiner  Argumente.  Selbst  in 
Europa  ist  der  Theorie  Calhouns  nichts  wesentlich  Neues 
hinzugefügt  worden,  —  sie  ist  von  Max  von  Seydel*  un- 
verändertaufgenommen, ohne  Rücksicht  auf  die  Verschieden- 
heit der  politischen  Verhältnisse,  —  zugegeben,  dafs  die  Lehre 
Calhouns  theoretisch  richtig  sei,  versuchte  v.  Seydel  sie 
auf  das  Deutsche  Reich  anzuwenden. 

Nähme  man  selbst  an,  dafs  die  Lehre  Calhouns  theoretisch 
richtig  sei,  so  hat  v.  Seydel  sie  doch  ohne  Berücksichtigung 
der  Verschiedenheit  der  politischen  Verhältnisse  auf  das 
Deutsche  Reich  anzuwenden  versucht. 


^  Seydel,  Der  Bondesstaatsbegriif,  in  der  Zeitschrift  för  die  gesamte 
Staatswissenschaft,  Bd.  28,  1872. 
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Vorwort 

In  der  vorliegenden  Abhandlung  wurde  kein  Versuch 
gemacht,  die  scharfen  Begriffsdistinktionen,  die  dem  deut- 
schen öffentlichen  Rechte  eigen  sind,  immer  zu  beobachten. 
Der  Verfasser  zieht  es  vor,  die  Ausdrücke  „Recht",  „Privileg" 
und  „Freiheit"  nur  in  dem  Sinne  zu  gebrauchen,  wie  sie 
amerikanischen  Juristen  geläufig  sind.  Eine  Untersuchung 
des  Unterschieds  zwischen  deutscher  und  amerikanischer 
Auffassung  in  Bezug  auf  diese  Punkte  fällt  nicht  in  den 
Bereich  dieser  Abhandlung.  Sie  wäre  auch  im  Hinblick 
auf  Jellineks  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürgerrechte 
(Leipzig  1895,  übersetzt  ins  Englische,  New  York  1901)  voll- 
kommen überflüssig. 

Heidelberg,  im  August  1903. 

Howard. 
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Einleitnng. 


Nach  dem  amerikanischen  System  ruht  die  Souveräni- 
tät in  erster  Linie  in  den  Händen  des  politischen  Volkes 
des  Landes.  In  der  Ausübung  seiner  Souveränität  hat  das 
politische  Volk  gewisse  Machtbefugnisse  der  Zentralregie- 
rung übertragen  y  während  es  andere  der  Regierung  der 
Einzelstaaten  vorbehalten  hat^. 

Die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  ist  eine  Regie- 
rung mit  bestimmten  Machtbefugnissen^  welche,  soweit  die 
Gesetzgebung  innerhalb  der  Union  in  Frage  kommt,  sich  auf 
jene  Materien  beschränkt,  welche  ihr  teils  ausdrücklich, 
teils  durch  stillschweigende  Folgerung  auf  Grund  der  Kon- 
stitution übertragen  worden  sind*. 

Die  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten  nebst  den 
in  Übereinstimmung  mit  ihr  abgeschlossenen  Verträgen  und 
Gesetzen  bilden  das  oberste  Gesetz  des  Landes  und  haben 
Präzedens  vor  den  Gesetzen  und  Verfassungen  der  Einzel- 
staaten®. 


^  Pomeroy,  Const.  Law,  10.  Aufl.  §§  28,  226;  Brownson,  Am. 
Republic,  Kap.  X.  Siehe  auch  H  u  r  d ,  Theory  of  our  National  Ezistence, 
109  ff. 

■  Cooley,  Princ.  Const.  Law,  3.  Aufl.  1898,  29  ff.;  Pomeroy 
a.  a.  O.,  §§  226  ff;  Calder  v.  Bull,  3  Dali.  386;  Gibbons  v.  Ogden, 
9  Wheat.  1,  187;  Briscoe  v.  Bank  of  Kentucky,  11  Pet.  257;  Gil- 
man  v.  Philadelphia,  3  Wall.  713;  Slaug^hter  House  Gases, 
16  Wall.  36;  United  States  v.  Cruikshanks,  92  U.  S.  542,  550. 

*  Siehe  Const.  U.S.  Art  VI,  Sect  2;  Tennessee  v.  Davis, 
100  U.S.  257;  Logan  v.  U.S.,  144  U.S.  263;  In  re  Debo,  Pet'r, 
158  U.S.  564;  Ware  v.  Hylton,  3  Dali.  199;  Hauenstein  v.  Lyn- 
ham,  100  U.S.  483;  Parrott's  Chinese  Gase,  6  Sawy.  349;  Dodg^e 
V.  Walsey,  18  How.  331;  Jefferson  Bank  v.  Skelly,  1  Black. 
Staats-  u.  vOlkerreohtl.  Abhandl.    IV.  3.  -  Howard.  1 
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.  Jeder  Emzebtaat  der  Union  besitzt  volle  und  un- 
bestrittene Machtbefugnisse  der  Sdbstr^erung,  soweit  die 
AnsQbung  derselben  nidit  durch  die  BundesTer&ssung  be- 
schränkt  ist.  Stellt  es  sich  heraus,  daSs  eine  spezielle 
Machtbefiognis  den  fanzelstaaten  zukommt,  so  sind  sie  zu 
derselben  ToUkommenen  Un&bhängigkeit  in  der  Ausübung 
ihrer  Rechte  berechtigt  wie  die  Nationalregierung  bei  der 
Geltendmachung  ihrer  eigenen  Autorität^.  Auf  gewissen 
Gebieten  konkurrieren  die  Befugnisse  der  Zentralregierung 
mit  denen  der  R^erungen  der  Eünzektaaten '. 

Die  in  den  ersten  zehn  Amendements  der  Bundesver- 
fassung enthaltenen  und  die  die  sogenannte  „Bill  of  Rights^ 
bildenden  Beschränkungen  richten  sich  nicht  g^en  die 
Einzelstaaten,    sondern  gegen  die  Bundesr^erung'.     Nur 


436;  Cummings  ▼.  Missouri,  4  Wall.  277;  Railroad  Co  ▼.  Mc- 
Clnre,  10  WaU.  511;  White  ▼.  Hart,  13  WalL  646;  Ganii  v. 
Barrj,  15  Wall.  610;  Pacific  Bailroad  Co.  ▼.  Maenire,  20  Wall. 
36;  8t.  Loais  .  .  Bailroad  Co.  t.  Yickers,  122  U.S.  360;  Ex 
parte  liilligan,  4  WalL  2,  220. 

^  Coolej  a.  a.  O.  35;  Golden  t.  Prince,  3  Wash.  313;  Calder 
T.  Bttll,  3  DaU.  386:  Ableraan  t.  Booth,  21  How.  506;  Tarble*B 
Case,  13  WalL  397.  406. 

*  „The  mere  grant  of  power  to  Congress  does  not  of  itself  necessa- 
rily  implj  a  prohibition  upon  the  State«  to  exercise  a  like  power.  The 
fall  sphere  of  federal  powers  niaj,  at  the  discretion  of  Congress,  be  ooea- 
pied  or  not,  as  the  wisdom  of  that  bodj  maj  determine.  If  not  fnllj 
occopied,  the  states  maj,  in  some  instances,  legislate  within  the  same 
sphere,  sabject,  howeyer,  to  anj  sabseqnmit  legislation  that  Congrew 
maj  adopt  .  .  .  Bat  where  the  natare  of  the  power  in  sach  that  it 
sboald  be  exclusivelj  exercised  by  the  national  gOTemment,  the  subject 
is  taken  completely  from  the  states."  Coolej  a.  a.  O.  35,  36;  Stargis 
T.  Crowninshield,  4  Wheat  122,  196;  The  Federalist,  No.  32;  Ogden 
T.  Saanders,  12  Wheat  213;  Batler  v.  Gorelej,  146  U.8.  303. 
Siebte  Story  on  the  Constitation  §  438.  Eine  scharfsinnige  Unter- 
suchong  der  Verteilnng  der  Machtbefugnisse  auf  Grand  der  Bandes- 
Verfassung  findet  sich  in  dem  Aufeatz  des  B.  M.  Yenable,  Rep.  Am.  Bar 
Assoc.  1885. 

'  Pomeroy  a.  a.  O.  §  232;  Cooley  a.  a.  O.  18;  Barron  v. 
Mayor  of  Baltimore,  7  Pet  243;  Smith  v.  Maryland,  18  How. 
71;  Pervear  v.  Commonwealth,  5  WalL  475;  Twitchell  v.  Com- 
monwealth, 7  WalL  321;  Justices  v.  Murray  9  WalL  274;  Ed- 
wards T.  Elliott,  21  WaU.  532;  Walker  t.  SauTinet,  92  U.S.  90; 
Presser  v.  Illinois,  116  U.S.  252,  Spies  v.  Illinois,  123  U.S. 
131.    Siehe  auch  Mattox  t.  U.S.  156  U.S.  237. 
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wo  die  Staaten  ausdrücklich  erwähnt  werden,  müssen  die 
Beschränkungen  der  Konstitution  und  ihre  Amendements 
als  gegen  die  Einzelstaaten  gerichtet  betrachtet  werden. 

Ferner  ^wurde  die  Konstitution  ftlr  die  Staaten,  nicht 
für  die  Territorien  geschaffen".  Die  Befugnis,  Territorien 
zu  regieren,  ist  durch  die  Konstitution  ausschiiefslich  dem 
Kongrefs  übertragen^,  und  diese  Befugnis  ist  vollständig. 
Bei  der  Gesetzgebung  für  diese  Territorien  ist  die  Macht 
des  Kongresses  fast  unbeschränkt.  Die  allgemeine  Annahme 
geht  dahin,  dafs  die  in  der  Konstitution  gewährleisteten 
Sicherheiten  für  persönliche  Freiheit  sich  auf  alle  Personen 
'  innerhalb  der  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten  erstrecken, 
d.  h.  also  auf  die  Bürger  der  Territorien  und  Dependenzen. 
Abgesehen  von  diesen  Beschränkungen  gegen  die  Verletzung 
der  „Grundrechte"  sind  die  Vereinigten  Staaten  souverän 
gegenüber  den  abhängigen  Territorien.  Sie  können  mit 
ihnen  verfahren,  wie  es  ihnen  nach  ihrem  besten  Wissen 
politisch  klug  und  gerecht  erscheint,  indem  sie  sowohl  ihre 
eigenen  Interessen  wie  die  der  Bewohner  der  Territorien 
gebührend  im  Auge  haben'. 

Die  aufgeführten  Grundsätze,  von  denen  einige  im 
Hauptteil  dieses  Werkes  ausführlicher  besprochen  werden, 
müssen  fest  im  Auge  behalten  werden,  wenn  man  zu  einem 
Verständnis  des  zu  untersuchenden  Gegenstandes  ge- 
langen will. 

*  Const  Ü.S.  Art  IV,  Sect.  3  Cl.  2. 

*  Cooley  a.  a.  O.  37;  American  Ins.  Co.  v.  Canter,  I  Pet.  511; 
Scott  y.  Jones,  5  How.  343;  National  Bank  v.  Yankton,  101 
U.S.  129.  Eine  vollständige  Aaffiihrung  der  FäUe,  mit  Kritik  der  Fragen, 
welche  sich  durch  Erwerbung  neaer  Territorien  seitens  der  Vereinigten 
Staaten  ergeben ,  findet  sich  in  den  sogenannten  „Insular  Gases", 
182  U.S.  Sup.  Ct.  Reports. 


Erster  Teil. 

Das  Bürgerreelit  in  den  Vereinigten  Staaten 
nnd  in  den  Einzelstaaten. 


Erstes   Kapitel. 

Blnleltung:. 

Bei  der  Bevölkerung  eines  Staates  zu  irgend  einer  ge- 
gebenen Zeit  sind  vier  Klassen  von  Einwohnern  zu  unter- 
scheiden: im  Lande  geborene  Bürger,  naturalisierte  Btlrger, 
ansässige  Fremde  und  schliefslich  Reisende  oder  vorüber- 
gehende Besucher.  Nur  mit  den  ersten  beiden  Erlassen  hat 
sich  diese  Untersuchung  zu  beschäftigen.  Diese  allein  ge- 
hören eigentlich  zur  Kategorie  der  Bürger.  Es  muTs  in- 
dessen bemerkt  werden,  dafs  IVemde,  welche  ein  Domizil 
erworben  und  ihre  Absicht  kundgegeben  haben,  nach  den 
vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Formen  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  werden,  von  dem  Nationalcharakter  so 
beeinflußt  werden  können,  dafs  die  Regierung  ihnen  ge- 
wisse substantielle  Rechte  zu  verschaffen  bestrebt  sein  wird, 
die  sie  dem  eingeborenen  oder  naturalisierten  Btlrger  ge- 
währleistet Trotzdem  darf  das  Bürgerrecht  nicht  ver- 
wechselt werden  mit  blofsem  Aufenthalt,  gleichviel  wie 
lange  Zeit  er  dauert,  noch  mit  der  Aneignung  des  National- 
charakters. Die  Grenzlinie  zwischen  Bürgern  und  Fremden 
ist  klar  gezogen  und  durch  das  Gesetz  bestimmt.  Wie  sich 
auch  immer  die  Politik  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
hinsichtlich  der  Verleihung  von  Privilegien  an  Fremde,  welche 
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ihre  Absicht  kundgegeben  haben,  das  Bürgerrecht  zu  er- 
werben,  gestalten  mag,  in  den  Augen  des  Gesetzes  bleibt  ein 
Fremder  Fremder ,  bis  er  Bürger  wird  durch  den  einzigen 
Modus,  welcher  gesetzmäfsig  anerkannt  ist,  nämlich  durch 
regelrechte  Naturalisierung. 

Vor  der  Annahme  des  XIV.  Amendements^  gab  es 
keine  Begriffsbestimmung  des  Bürgerrechts  in  der  Konsti- 
tution der  Vereinigten  Staaten,  auch  war  kein  Versuch  ge- 
macht worden,  es  durch  einen  Gesetzesakt  von  selten  des 
Kongresses  zu  definieren.  Jedoch  darf  man  nicht  etwa  an- 
nehmen, vor  1868  hätte  kein  Bürgerrecht  der  Vereinigten 
Staaten  existiert,  sondern  nur  ein  Bürgerrecht  der  ein- 
zelnen Staaten.  Schon  der  Gedanke  einer  politischen  Ge- 
meinschaft bringt  die  weitere  Annahme  einer  politischen 
Vereinigung  mit  einer  ihr  eigentümlichen  Mitgliedschaft  mit 
sich.  Aufserdem  erklärt  die  Konstitution  ausdrücklich^: 
„Diese  Konstitution  und  die  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten, 
welche  ihr  zufolge  geschaffen  werden,  sowie  alle  Verträge, 
welche  unter  der  Autorität  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
schlossen werden,  sollen  das  oberste  Gesetz  des  Landes 
sein;  die  Richter  in  jedem  Staate  sollen  an  sie  gebunden 
sein,  selbst  wenn  irgend  ein  Punkt  in  der  Verfassung  oder 
den  Gesetzen  eines  Staates  das  Gegenteil  besagen  sollte.^ 
Diese  Ausdracksweise  läfst  nur  den  einen  Schlufs  zu,  dafs 
alle  Büif;er  und  Personen  in  den  Vereinigten  Staaten  in 
erster  Linie  nicht  dem  Einzelstaate,  sondern  den  Ver- 
einigten Staaten  zu  Treue  und  Gehorsam  verpflichtet  sind. 
Fernerhin  gestattet  die  Verfügung  der  Konstitution,  welche 
dem  Kongrefs  die  ausschliefsliche  Befugnis  zur  Naturali- 
sationserteilung verleiht^,  nebst  der  Klausel,  welche  die 
Privilegien  und  Freiheiten  der  Bürger  jedes  Staates  auf 
die  Bürger  eines  jeden  anderen  Staates  ausdehnt^,  den  un- 


1  DaB  XIY.  Amendment  erlangte  Gesetzeskraft  am  28.  Juli  1868. 

«  Const.  Ü.8.  Art  VI.  Cl.  2. 

«  Const.  U.S.  Art  I  Sect  8,  Cl.  4. 

*  Const  U.8.  Sect  2,  Q.  1. 
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widerlegbaren  Schlufs,  dafs  es  ein  Bürgerrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  schon  vor  der  Annahme  des  XIV.  Amen- 
dements gegeben  hat  und  dafs  dieses  Bürgerrecht  primftr 
war*.  Das  XIV.  Amendement  hat  zwar  das  Bürgerrecht 
näher  bestimmt,  aber  es  hat  es  nicht  geschaffen^. 

Der  Hauptzweck  der  ersten  Klausel  des  XFV.  Amende- 
ments war  die  Bestimmung  des  bürgerlichen  Status  des 
freien  Negers.  In  dem  berühmten  Dred  Scott  Case*  war 
angenommen  worden,  dafs  ein  Mensch  von  afrikanischer 
Abstammung,  ob  Sklave  oder  nicht,  ein  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  weder  war  noch  werden  konnte.  Diese 
Entscheidung  wurde  von  Staatsmännern  und  Rechtsgelehrten 
heftig  bekämpft,  aber  sie  war  niemals  anfser  Kraft  gesetzt 
worden.  Inzwischen  waren  vier  Millionen  Neger  während 
des  Bürgerkriegs  emanzipiert  und  der  freien  Bevölkerung 
des  Landes  hinzugefügt  worden.  Sollte  wirklich  die  Ent- 
scheidung im  Dred  Scott  Case  als  konstitutionelle  Be- 
schränkung des  Bürgerrechts  betrachtet  werden,  so  umfaüste 
die  ungeheure  Zahl  kürzlich  befreiter  Neger  nicht  nur  keine 
Bürger,  sondern  diese  Neger  konnten  auch  keine  Bürger 
werden,  ausgenommen  durch  einen  neuen  Zusatz  zur  Kon- 
stitution. Hauptsächlich  um  diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen 
und  um  ein  für  allemal  eine  klare  und  verständliche  Defi- 
nition des  Begriffes  Bürgerrecht  zu  geben,  die  sowohl  das 
Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  als  auch  das  der  Einzel- 
staaten   klarstellen    sollte,   erhielt    die    erste    Klausel    des 


>  Siehe  Burgess,  The  Middle  Period,  1901,  p.  105. 

'  Der  Sats  Taylor't  (Public  International  Law,  1901,  p.  216):  „Dte 
Bundes-Bürgerrecht  wurde  durch  §  1  des  XIV.  Amendements  geschafibn", 
ist  unhaltbar.  Gleichfalls  irreführend  ist  seine  Behauptung,  p.  217: 
., Kraft  seines  nationalen  Bdrgerrechtes  hat  jetzt  (d.  h.  nach  dem 
XIV.  Amendement)  jeder  Borger  der  Ter.  Staaten  das  Recht,  den  Schuts 
der  Bundesregierung  gegenüber  fremden  Staaten  in  Anspruch  zu  nehmen.'' 
Dieses  Recht  bestand  schon  vor  dem  XIV.  Amendement  Als  Bürger 
der  Ver.  Staaten  und  nicht  als  Bürger  eines  Einseistaates  beanspruchte 
und  erhielt  das  Individuum  Schutz  und  Beschirmung.  Siehe  Wharton's 
Digest.  §  189.    Siehe  auch  Minor  v.  Happersett  21  Wall.  162. 

»  Scott  v.  Sanford,  19  How.  393. 
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XIV. Amendements  den  folgenden  Wortlaut^ :  „Alle  Personen, 
welche  in  den  Vereinigten  Staaten  geboren  oder  naturali- 
siert sind  und  deren  Jurisdiktion  unterstehen,  sind  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten  und  des  Staates,  in  welchem  sie 
ihren  Wohnsitz  haben  ^.^ 

Dieses  Amendement  regelt  endgültig  die  Fragen,  welche 
das  Land  lange  bewegt  hatten.  Es  erkennt  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  in  präzisen  Ausdrücken  an  und  be- 
gründet ihr  Bürgerrecht  nicht  auf  die  Konstitution  oder  die 
Gesetze  irgend  eines  Einzelstaates,  sondern  auf  den  Ge- 
burtsort oder  die  Tatsache  der  Naturalisation.  Es  verwirft 
den  Dred  Scott  Entscheid  und  erklärt,  dafs  Personen  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten  sein  können,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  sie  in  einem  Einzelstaate  Bürger  sind,  und  ohne 
Rücksicht  auf  den  Stand  ihrer  Voreltern.  Während  das 
XrV.  Amendement  anerkennt,  dafs  es  ein  Bürgerrecht  eines 
Einzelstaates  wohl  geben  kann,  stellt  es  die  Tatsache  fest, 
dafs  das  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  den  Vorrang 
hat,  und  es  nimmt  jedem  Einzelstaate  das  Recht,  dies 
Bürgerrecht  in  Frage  zu  ziehen  oder  anzuzweifeln". 

Jede  Untersuchung  über  das  Bürgerrecht  wird  er- 
schwert durch  den  in  dem  politischen  Systeme  der  Ver- 
einigten Staaten  begründeten  Dualismus.  Es  gibt  dort  eine 
Bundesregierung,  und  jeder  Einzelstaat  hat  seine  Regierung. 
Diese  Regierungen  sind  voneinander  verschieden.  Jede  hat 
eigene  Bürger,  welche  ihr  zu  Treue  und  Gehorsam  ver- 
pflichtet sind,  und  deren  Rechte  sie  zu  schützen  hat.  Die- 
selbe Person  kann  zu  gleicher  Zeit  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  und  Bürger  eines  Einzelstaates  sein,  und  in  der 
Regel  ist  sie  dies  auch.  Die  Rechte  eines  Bürgers  werden 
jedoch  unter  der  einen  Regierung,  soweit  wenigstens  diese 


^  Slaughter  House  Cases,  16  WalL  36;  Elk  t.  Wilkins, 
112  U.S.  94,  101;  Cooley  a.  a.  O.  270,  271. 

•  Const  Ü.8.  Art.  XIV,  Sect.  1,  Cl.  1. 

*  Vgl.  die  abweichende  Meinung  des  Richters  Field  in  den 
Slanghter  House  Cases,  16  Wall.  86.  Ebenso  Hare,  American 
Constn  Law,  1889,  p.  517. 
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Rechte  seine  Eigenschaft  als  Bürger  betreffen ,  verschieden 
sein  von  denen  ^  welche  ihm  unter  der  anderen  Regierung 
zustehend 

Bei  der  Beilegung  eines  Streites  über  die  büi^erliche 
Zugehörigkeit  einer  Person  können  sich  deshalb  zwei  ver- 
schiedene Fragen  ergeben,  entsprechend  den  zwei  ver- 
schiedenen Bürgerrechten,  welche  in  den  Vereinigten 
Staaten  existieren.  Erstens:  Ist  die  betreffende  Person 
überhaupt  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  ?  also  eine  Streit- 
frage zwischen  den  Ansprüchen  der  Vereinigten  Staaten 
und  eines  fremden  Staates  auf  die  Zugehörigkeit  des  In- 
dividuums. Dies  schliefst  in  sich  Fragen  des  konstitutio* 
nellen  Rechts,  der  nationalen  Politik  und  des  internatio- 
nalen Rechts^.  Zweitens:  Ist  die  Person  ii^end  einem 
Einzelstaate  als  Bürger  zuzusprechen,  eventuell  welchem? 
also  eine  Streitfrage  zwischen  den  Ansprüchen  zweier  Einzel- 
Staaten  bezüglich  der  Zugehörigkeit  und  Jarisdiktion.  Hier 
entstehen  Fragen  des  konstitutionellen  Rechts  und  des  Kon- 
flikts der  Gesetze  unter  den  Einzelstaaten'. 


Zweites  Kapitel. 
Die  Erwerbung:  des  BürgrerreohtB. 

Was  fUr  Verwicklungen  zwischen  den  Regierungen  über 
Fragen  des   Bürgerrechts    auch    immer    entstehen    mögen. 


'  „Aod  tLB  the  citisen  ha8  two  fl^overnments  under  whioh  he  has 
Becarity  of  rights,  he  is  a  Citizen  of  the  United  States  quoad  it<  Fede- 
ral  power,  and  of  the  State  quoad  the  State  power.*'  Tucker,  Const'n 
oftheU.S.  1899,  p.  345.  Vgl.  aach  Slaughter  House  Gases,  16  Wall. 
86,  74;  United  States  v.  Craikshanks,  92  U.S.  542. 

'  Insofern  das  Büiigerrecht  der  Vereinigten  Staaten  primär  ist,  und 
da  das  Bürgerrecht  im  Einzelstaate  auf  dem  der  Vereinigten  Staaten  be- 
ruht, ist  die  Lösung  der  ersten  Frage  nötig,  um  die  zweite  zu  lösen. 

*  E^  kann  Streit  entstehen  über  die  fVage,  ob  eine  Person,  deren 
Bürgerrecht  in  den  Ver.  Staaten  aufser  Frage  steht,  auch  in  einem  der 
Einzelstaaten  Bürgerrecht  erworben  hat,  oder  ob  sie  nur  Bürger  der  Ver. 
Staaten  ist.  Die  Frage  dagegen,  ob  jemand  Burger  eines  der  Einzel- 
staaten allein,  aber  nicht  Bürger  der  Ver.  Staaten  ist,  ist  unter  der  Kon- 
stitution ausgeschlossen. 
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die  BeatimmuDg  der  Tatsache  des  Bürgerrechts,  sowie  der 
Art  und  Weise  es  zu  erwerben,  ist  Gegenstand  des  Landes- 
rechts ^.  Es  steht  dem  einzelnen  Staate  zu,  zu  entscheiden, 
wer  Btti^er  ist  und  wer  nicht,  und  die  Regeln  festzustellen, 
nach  denen  das  Bürgerrecht  erlangt  werden  kann.  Dafs 
Streitigkeiten  über  das  Bürgerrecht  eines  Individuums  ent- 
stehen können,  dafs  zwei  Nationen  auf  die  Lehenstreue  und 
die  Jurisdiktion  über  dieselbe  Person  zu  gleicher  Zeit  An- 
sprach erheben,  bringt  die  Fundamentalfrage  nicht  in  den 
Bereich  des  Internationalen  Rechts.  E»  ist  in  erster  Linie 
Sache  des  Landesrechts  eines  jeden  Staates,  sein  eigenes 
Bürgerrecht  zu  bestimmen.  Die  Beilegung  von  Streitig- 
keiten über  Gesetze  zwischen  zwei  Staaten  ist  Sache  der 
internationalen  Diplomatie. 

In  ihrer  Konstitution  haben  die  Vereinigten  Staaten 
das  Bürgerrecht  näher  präzisiert,  und  durch  Kongrefsakte 
sind  die  Regeln  festgestellt,  nach  denen  das  Bürgerrecht 
erlangt  werden  kann.  „Die  Personen,  welche  in  den  Ver- 
einigten Staaten  geboren  oder  naturalisiert  und  deren 
Jurisdiktion  unterworfen  sind,  sind  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  und  des  Staates,  in  welchem  sie  ihren  Wohnsitz 
haben'."  Sowohl  das  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten 
wie  das  der  Einzelstaaten  ist  in  dieser  Klausel  anerkannt 
und  definiert.  Ersteres  wird  durch  Geburt  oder  Naturali- 
sation innerhalb  des  Territoriums  und  der  Jurisdiktion  der 
Vereinigten  Staaten  erlangt,  letzteres  wird,  vorausgesetzt, 
dafs  das  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  bereits  er- 
langt ist,  durch  Niederlassung  innerhalb  des  Einzelstaates 
gewonnen  *. 


>  Taylor  a.  a.  O.  211,  212;  Halleck,  InternaHonal  Law,  3.  Aafl. 
1893,  p.  410  ff. 

^  Const.  U.  S.  Art.  XIV,  Sect.  1,  Q.  1. 

'  Nur  in  den  Territorien  and  anderen  Plätzen  unter  der  aasschliefg- 
liehen  Jurisdiktion  der  Yer.  Staaten  kann  es  ein  Bürgerrecht  der  Ver. 
Staaten  ohne  gleichzeitiges  Bürgerrecht  eines  Einzelstaates  geben.  Cooley 
a.  a.  O.  272;  Prentiss  t.  Brennan,  2  Blatch.  162.  Die  Bewohner 
eines   Distriktes   innerhalb    eines  Einseistaates,   dessen  Jurisdiktion  der 
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Zwei  Untersuchungsmethoden  ergeben  sich  notwendiger- 
weise aus  dem  doppelten  Bürgerrecht,  welches  in  dem 
amerikanischen  politischen  System  existiert,  und  aus  der 
Tatsache,  dafs  das  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten 
und  das  eines  Einzelstaates  nicht  auf  gleiche  Art  erworben 
werden.  Femer  können  zwischen  Bürgern  verschiedener 
Staaten  und  zwischen  den  Staaten  selbst  über  Personen, 
deren  Sonderbürgerrecht  von  höchster  Bedeutung  ist,  tausend 
Fragen  entstehen,  die  nicht  im  geringsten  die  Streitfrage 
berühren,  ob  das  Individuum  ein  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  ist.  Nehmen  wir  an,  eine  gewisse  Person  sei 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten:  in  dem  Augenblicke,  wo 
ein  Zweifel  darüber  auftaucht,  zu  welchem  Mnzelstaate  sie 
gehört,  entstehen  Fragen  der  Jurisdiktion,  politischer  Vor- 
rechte, der  Anwendung  der  £he,  Scheidungs-,  Eigentums-, 
£rbrechtsfragen  u.  s.  w.,  deren  Lösung  auf  der  Entschei- 
dung der  staatlichen  Zugehörigkeit  der  in  Frage  kommen- 
den Person  beruht 

Zwei  verschiedene  Fragen  müssen  deshalb  jetzt  er- 
örtert werden: 

1.  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  der  Vereinigten 
Staaten  ; 

2.  die  Erwerbung  des  Bürgerrechts  eines  Einzelstaates. 

I.   Die  Erwerbung  des  Bfirgerreehts  in  den 
Vereinigten  Staaten. 

Die  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten  kennt  zwei 
Arten  der  Erwerbung  des  Bürgerrechts  und  zwar  nur  zwei: 
Geburt  und  Naturalisation \  Mit  beiden  Methoden 
sind  zwei  Bedingungen  verknüpft :  Geburt  und  Naturalisation 
mufs    innerhalb    der    Vereinigten    Staaten     und 


Einxelstajit  an  die  Ver.  Staaten  abgetreten  hat,  sind  nicht  Bürger  des 
Einseistaates.  Siehe  Sinke  v.  Reese,  19  Ohio  St  806;  Common- 
wealth Y.  Clary,  8  Mass.  72. 

1  United  States  y.   Wong  Kim  Ark,  169  U.S.  649;  Elk  y. 
Wilkins,  112  U.S.  94. 


•••  •••  •   t 
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innerhalb  deren  Jurisdiktion  stattfindend  Diese 
beiden  Begleitumstände  müssen  in  jedem  Falle  vorbanden 
sein,  um  dem  konstitutionellen  Rechte  Genüge  zu  leisten^» 

A.    Bürgerrecht   durch   Geburt. 

1.  Wenn  man  sagt,  eine  Person  sei  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  kraft  Geburt^  so  nimmt  man  im  allgemeinen  an,  dafs 
er  auf  dem  Grund  und  Boden  geboren  ist,  über  welchen 
die  Vereinigten  Staaten  nicht  nur  die  Jurisdiktion  haben 
oder  beanspruchen,  sondern  auch,  dafs  diese  Jurisdiktion 
für  die  betreffende  Zeit  tatsächlich  und  ausschliefslich  ist; 
so  dafs  also  eine  solche  Person  tatsächlich  innerhalb  des 
Machtbereiches,  des  Schutzes  und  der  Herrschaft  der  Ver- 
einigten Staaten  geboren  ist*.  Alle  unter  solchen  Um- 
ständen Geborenen  werden  sofort,  ohne  Rücksicht  auf  Rasse 
oder  Farbe,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  und  bedürfen 
keiner  weiteren  Naturalisierung.  Die  Definition  des  Bürger- 
rechts der  Vereinigten  Staaten  im'  XIV.  Amendement,  sowie 
in  den  darauf  bezüglichen  Ausführungsgesetzen  des  Kon- 
gresses^, ist  sehr  weit  und  umfassend.  Sie  umfafst  alle 
in   den   Vereinigten   Staaten   geborenen   Kinder,   mit  Aus- 


>  CJonst.  U.  S.  Art  XIV,  Sect  1,  Cl.  1:  „This  section  contemplate« 
two  sources  of  citizenship  and  two  only  —  birth  and  nataralieation ; 
and  the  words  relate  to  the  time  of  birth  in  the  one  case,  as  they  do  to 
the  time  of  naturalization  in  the  other.  Persona  not  subject  to  the  Juris- 
diction of  the  United  States  at  the  time  of  their  birth  cannot  become 
80  afterwards  ezcept  by  being  nataralised."  Elk  v.  Wilkins,  112  U.8. 
U,  101;  United  States  t.  Wong  Kim  Ark,  169  U.  8.  649. 

*  Pepin  Gase,  Staatssekretär  Fish  an  Washburne,  28.  Juni 
1878,  Mss.  Inst  France:  For.  Eel.  1873. 

'  HcKay  v.  Campbell,  2  Sawy.  118:  Dies  ist  die  „Common 
Law"-IiCÄre.  Cooley  a.  a.  O.  270;  2  Kent's  Com.  42.  Wenn  jedoch 
das  Qebartsland  einer  Person  unter  gemeinsamer  Jurisdiktion  einer  an- 
deren Nation  steht  wie  z.  B.  das  strittige  Territorium  in  Oregon  im 
Jahre  1818,  so  bestimmt  das  Bürgerrecht  des  Vaters  des  Kindes  nach  der 
Theorie,  dafs  das  Land  für  die  betreffende  Zeit  sich  in  der  ausschliefs- 
liehen  Jurisdiktion  einer  jeden  Regierung  nur  bezüglich  der  eigenen 
Bürger  oder  Untertanen  befindet  McKay  v.  Campbell,  2  Sawy.  118. 

*  „All  persons  bom  in  the  United  States  and  not  subject  to  any 
foreign  power,  ezcluding  Indians  not  taxed,  are  declared  to  be  Citizens 
of  the  United  States/     Rerised  Statutes  U.  S.  §  1992. 
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nähme  derer,  welche  Fremden  dortselbst  während  eines 
vorübergehenden  Besuches  geboren  werden,  und  mit  Aus- 
nahme der  Kinder  jener  Fremden,  welche  auf  Grund  öffent- 
lichen Dienstes  fiir  fremde  Regierungen  und  Souveräne  das 
Recht  der  Exterritorialität  geniefsen  ^.  Kinder  also,  welche 
in  den  Vereinigten  Staaten  fremden  Eltern,  die  ein  Domizil 
erworben  haben,  aber  nicht  naturalisiert  sind,  geboren  werden, 
sind  eingeborene  Bürger  der  Vereinigten  Staaten'.  Die 
Vereinigten  Staaten  erkennen  jedoch  trotzdem  das  Prinzip 
an,  dafs  Personen,  welche  nach  amerikanischem  Gesetz  be- 
rechtigt sind,  als  Bürger  angesehen  zu  werden,  durch  die 
Gesetze  eines  anderen  Landes  letzterem  zur  Treue  und  zum 
Gehorsam  verpfiUchtet  sein  können^.  Angesichts  der  Tat- 
sache, dafs  die  Rechtslehre  der  zivilisierten  Länder,  in  der 
Regel  und  mit  gewissen  Modifikationen,  Kindern  von 
Fremden,  welche  innerhalb  ihres  Gebietes  geboren  sind, 
das  Recht  verleiht,  bei  Erlangung  der  Grofsjährigkeit 
ihre  Nationalität  selbst  zu  wählen^,  femer  angesichts  der 
Tatsache,  dafs  die  Vereinigten  Staaten  ein  solches  Recht 
für  im  Auslande  geborene  Kinder  ihrer  Btlrger  beanspruchen, 
und  schliefslich  in  Anbetracht,  dafs  über  diese  Materie  keine 
Gesetzgebung  vorhanden  ist,  scheint  es,  dafs  in  den  Ver- 
einigten Staaten  geborene  Kinder  domizilierter  Fremder  als 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  anzusehen  sind,  bis  sie  frei- 
willig auf  diesen  Charakter  bei  Erlangung  ihrer  Grofsjährig- 
keit verzichten*.  Vom  Staatsdepartement  ist  angenommen 
worden,    dafs   ein    in   den  Vereinigten  Staaten   geborenes 


^  „The  XIV.  Amendment,  however,  does  not  affirm  the  citUenship 
of  the  children  of  foreign  sovereigns,  or  their  ministen,  or  born  on 
foreign  public  ships,  or  of  enemies  within  and  daring  a  hostile  occu- 
pation  of  our  territoiy.^  United  States  v.  Wong  Kim  Ark,  169 
IJ.  S.  649,  673. 

<  lOOpin.  Att>6en.dii8;  United  States  y.  Rhodos,  1  Abb.  28. 

*  Staatssekretär  Fish  an  Cnshing,  16.  Febr.  1877,  Bisa.  Inst 
Spain. 

*  Vgl.  Hall,  International  Law,  4.  Aufl.  1895,  p.  234—2:^; 
Taylor  a.  a.  O.  p.  219,  220. 

*  Taylor  a.  a.  O.  p.  220. 
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Kind,  welches  von  seinen  Eltern  ins  Ausland  mitgenommen 
wurde,  das  Recht  hat,  bei  Erlangung  der  Grofsjährigkeit 
die  Vereinigten  Staaten  als  Heimat  zu  wählen^. 

2.  Der  Kongrefs  der  Vereinigten  Staaten  hat  durch 
ein  Statut  erklärt,  dafs  „alle  Kinder,  welche  bisher  aufser- 
halb  der  Grenzen  und  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten 
geboren  sind  oder  später  geboren  werden,  und  deren  Väter 
zur  Zeit  ihrer  Geburt  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  waren 
oder  sein  werden,  zu  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten  er- 
klärt werden,  aber  dafs  das  Bürgerrecht  denjenigen  Kindern 
nicht  zustehen  soll,  deren  Väter  niemals  in  den  Vereinigten 
Staaten  residierten"  '.  Anscheinend  liegt  hier  eine  Ausnahme 
von  der  oben  angegebenen  Regel  vor,  dafs  das  Bürgerrecht 
kraft  Geburt  erworben  wird  durch  Geburt  auf  dem  Grund  und 
Boden,  welcher  sich  zu  dieser  Zeit  tatsächlich  innerhalb  der 
ausschliefslichen  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten  befindet. 
Um  den  anscheinenden  Widerspruch  zwischen  dem  Statute 
und  dem  XIV.  Amendement  zu  beseitigen,  ist  es  notwendig, 
kurz  die  Rechtslehre  zu  betrachten,  auf  welcher  das  Bürger- 
recht beruht.  Die  entscheidende  Hauptsache  bei  der  Be- 
stimmung des  Bürgerrechts  der  Vereinigten  Staaten  ist 
nicht  Residenz,  sondern  Domizil^,  verbunden  mit  Ver- 
pflichtung zu  Treue  und  Gehorsam.  Blofser  Aufenthalt,  so 
lange  er  auch  gedauert  haben  mag,  verleiht  einem  Fremden 
noch  nicht  das  Bürgerrecht,  und  ebensowenig  werden  Kinder 


>  Staatssekr.  Evarts  an  Herrn  Gramer,  12.  Nov.  1880,  Mss. 
Inst.  Denmark;  derselbe  an  Herrn  Hitt,  10.  Febr.  1880,  Mss.  Inst. 
France. 

'  Key.  Stat  §  1993,  gegründet  auf  Gesetze  vom  14.  April  1802  und 
10.  Febr.  1855. 

'  „Citizenship  and  residence  are  not  synonymoos  terms'',  Robert- 
son V.  Cease,  97  U.  S.  646,  648;  Parker  v.  Overman,  18  How. 
187;  Everhard  v.  HuntsviUe  College  120  U.S.  233;  Denny  v. 
Pironi,  141  U.S.  121.  Das  Domizil  einer  physischen  Person  im  wei- 
teren Sinne  des  Wortes  ist  „the  State  or  country  where  a  party  actaally 
or  construutively  has  his  permanent  home".  Minor,  Conflict  of  Laws, 
1901,  §  28,  p.  62.  Vgl.  die  dort  zitierten  Fälle.  Residenz  sine  animo 
manendi,  so  lange  sie  auch  fortgesetzt  sein  mag,  verleiht  nicht  das 
Domizil. 
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«olcher  Fremden  Bürger  der  Vereinigten  Staaten.  Wegen 
ihres  Geburtsortes  oder  wegen  der  Zeit  ihrer  Geburt 
allein  unterstehen  sie  noch  nicht  der  Wirkung  der  Ge- 
setze der  Vereinigten  Staaten,  dafs  Kinder,  welche  inner- 
halb der  Vereinigten  Staaten  geboren  sind,  deren  Bürger 
seien.  Nicht  alle  Kinder,  welche  innerhalb  ihres  Gebietes 
geboren  werden  und  zur  Zeit  ihren  Gesetzen  unterworfen 
sind,  sind  Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  sondern  nui' 
die,  deren  Eltern  zur  Zeit  der  Geburt  des  Kindes  ein 
Domizil  erworben  haben  und  jenem  Lande  Treue 
und  Gehorsam  schulden. 

Vier  Hauptgrundsätze,  die  das  Domizil  betreffen,  mögen 
hier  als  von  den  Vereinigten  Staaten  anerkannt  zitiert 
werden  *. 

1.  Jede  physische  Person  mufs  ein  Domizil  haben. 

2.  Keine  physische  Person  kann  zu  einer  Zeit  mehr  als 
ein  Domizil  haben  ^. 

3.  £in  einmal  erworbenes  Domizil  wird  beibehalten,  bis 
ein  neues  Domizil  erworben  ist'. 

4.  Jede   freie  und   handlungsfähige  Person    kann    nach 
Belieben  ihr  Domizil  ändern. 

Ferner  ist  es  eine  allgemein  anerkannte  Lehre,  daüs 
das  Ursprungsdomizil  eines  Kindes  nicht  durch  den  Ort  der 


'  Yjrl.  die  scharfsiimige  Besprechung  dieses  Gegenstandes  bei  Minor 
a.  a.  O.  §§  27  ff.,  welcher  zahlreiche  Fälle  sitiert. 

*  Vgl.  aber  Talbot  v.  Chamberlain,  149  Mass.  57;  3  L.R.A.  254. 

'  „£s  kann  nicht  bezweifelt  werden,  dafs  die  grofse  Mehrzahl  ameri- 
kanischer Autoritäten  das  uneingeschränkte  Prinzip  aufstellt,  dafii  ein  ein- 
mal von  einer  handlungsfähigen  Person  erworbenes  Domizil,  auch  nach 
seinem  Verlassen,  beibehalten  wird,  bis  ein  anderes  facto  et  animo  er- 
worben wird,  und  es  besteht  keine  Andeutung  ii^nd  welcher  Ausnahmen 
davon.^  Minor  a.  a.  O.  §  65,  n.  125,  welches  folgende  Fälle  zitiert: 
Mitchell  Y.  United  States,  21  Wall.  350;  Desmare  v.  United 
States,  92  U.S.  605;  AUgood  v.  Williams,  92  Ala.  551,  8  So.  722; 
Lowry  v.  Bradlej,  1  Speeres  £q.  (S.C.)  1,  39  Am.  Dec.  142;  Price 
V.  Price,  156  Penna.  St  617,  27  AÜ,  291;  City  of  Hartford  v. 
Champion,  58  Conn.  268,  20  AÜ.  471;  01son*s  Will,  63  la.  145, 
18  N.  W.  854;  Hood*s  Estate,  21  Penna.  St  106;  Williams  v. 
Saunders,  5  Coldw.  (Tenn.)  60,  79,  80;  Harvard  College  ▼.  Gore, 
5  Pick.  (Mass)  370;  Shaw  v.  Shaw,  98  Mass.  158;  Vischer  v. 
Vischer,  12  Barb.  (N.  Y.)  640,  643. 
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Geburt  des  Kindes  bestimmt  wird,  sondern  durch  das  Domizil 
des  Vaters  bei  der  Geburt  des  Kindes,  oder  wenn  der 
Vater  zurzeit  nicht  mehr  lebt,  durch  das  Domizil  der 
Mutter^.  Man  nimmt  also  an,  dafs  Fremde,  welche  in  den 
Vereinigten  Staaten  kein  Domizil  erworben  haben,  ihr  ur- 
sprüngliches oder  konstruktives  Domizil  in  dem  Lande  bei- 
behalten, aus  dem  sie  kommen  ]  ihre  Kinder  sind  nicht  in  der 
Untertanenpflicht  der  Vereinigten  Staaten  geboren,  obwohl 
sie  innerhalb  ihres  Gebietes  und  unter  ihren  Gesetzen  ge- 
boren sind.  Sie  sind  also  nicht  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  im  Sinne  des  Statuts  oder  des  XIV.  Amendements 
Anders  liegt  der  Fall  mit  den  Kindern  von  Fremden,  welche 
in  den  Vereinigten  Staaten  ein  Domizil  erworben  haben. 
Das  neue  Domizil  schliefst  das  alte  aus  und  affiziert  den 
Fremden  in  gewissem  Grade  mit  dem  Nationalcharakter. 
Ferner  wird  von  den  Vereinigten  Staaten  angenommen, 
dafs  jeder  auf  ihrem  Gebiete  domilizierte  Fremde  jenem 
Lande  so  lange  zur  Untertanenpflicht  verpflichtet  ist,  als 
er  dortselbst  weilt*.  Die  Kinder  von  solchen  in  den  Ver- 
einigten Staaten  domizilierten  Fremden  sind  also  den  Ver- 
einigten Staaten  zur  Untertanenpflicht  verpflichtet.  Die 
beiden  notwendigen  Bedingungen  für  das  Bürgerrecht, 
Domizil  und  Untertanenpflicht,  sind  in  ihrem  Falle  beide 
vorhanden  ". 


*  Minor  a.  a.  O.  §  32,  p.  74,  75;  Wharton,  Confl.  L.  §  35; 
Story,  Confl.  L.  §  46;  Dicey,  Confl.  L.  §  103;  Guier  v.  Daniel. 
1  Binn.  (Penn.)  349  Anm.;  Hiestand  v.  Kuns,  8  Blackf.  (Ind.)  345, 
46Am.Dec.481;  School  Directors  v.  James,  2  W.u.  8.  (Penn.)  568, 
37  Am.  Dec.  525;  Van  Metre  v.  Sankey,  148  Dl.  856,  36  N.  E.  628; 
Mears  v.  Sinclair,  1  W.  Va.  185. 

*  „Aliens  domiciled  in  the  United  States  owe  to  the  Government 
a  local  and  temporary  allegiance,  which  continues  during  the  period  of 
their  residence ,  and  for  the  violation  of  which  they  may  become  liable 
to  prosecntion  for  treason,  just  as  a  Citizen.''  Carlyle  v.  United 
States,  16  Wall.  147.  Vgl.  auch  Staatssekretär  Webster,  Bericht  an 
den  Präsident,  23.  Dez.  1851,  6  Webster's  Works,  524;  vgl.  auch  Be- 
merkungen über  Thrasher^s  Case  in  Wharton  a.  a.  O.  §§  190, 
198,  229,  230,  244,  357. 

'  Das  Kind  eines  solchen  Fremden  verliert  indessen  sein  Bürger- 
recht beim  Verlassen  der  Vereinigten  Staaten  und  bei  der  Rückkehr  nach 
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Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  welche  in  fremden 
Ländern  sine  animo  manendi  residieren ,  ohne  dort  ein 
Domizil  erworben  zu  haben,  behalten  ihr  Domizil  in  den  Ver- 
einigten Staaten  bei,  und  ihr  Btlrgerrecht  wird  durch  einen 
solchen  Aufenthalt  nicht  in  Frage  gestellt.  Kinder,  welche 
solchen  Bürgern  im  Auslande  geboren  werden,  haben  also 
dasselbe  Domizil  und  dieselbe  Untertanenpflicht  wie  ihr 
Vater  und  sind  Bürger  der  Vereinigten  Staaten.  Aber 
„wenn  durch  die  Gesetze  ihres  Geburtslandes  Kinder  von 
amerikanischen  Bürgern,  die  in  diesem^  Lande  geboren 
sind,  Untertanen  seiner  Regierung  sind,  so  soll  die  Gesetz- 
gebung der  Vereinigten  Staaten  nicht  darauf  gerichtet  sein, 
sich  in  die  Untertanenpflicht,  die  sie  ihrem  Geburtslande 
schulden,  einzumischen,  solange  wie  sie  auf  dem  Gebiete 
wohnen,  oder  bis  sie  sich  von  der  Untertanenpflicht  zu  jenem 
Staate  befreit  und  ihre  Rechte  als  amerikanische  Bürger 
gemftfs  den  Gesetzen  und  der  Konstitution  in  Anspruch  ge- 
nommen haben  und  sich  persönlich  unter  die  Jurisdiktion 
der  Vereinigten  Staaten  begeben  haben  ^  Während  so  ein 
Kind,  welches  einem  amerikanischen  Bürger  im  Auslande  ge- 
boren ist,  die  Nationalität  seines  Vaters  teilt,  hat  es  das 
Recht,  bei  seiner  Grofsjährigkeit  sich  dieser  Nationalität  zu 
entkleiden  dadurch,  dafs  es  vorzieht,  die  Untertanenpflicht 
gegen  das  Land  seiner  Geburt  anzunehmen'.  Insofern  als 
das  Statut  keinen  Unterschied  macht,  werden  also  Kinder, 
die   im  Auslande   naturalisierten  Bürgern   geboren  werden, 


dem  Lande,  dem  seine  Eltern  ursprüngliche  Untertanenpflicht  schulden. 
SUatssekr.  Blaine  an  Herrn  O'NeiU,  15.  Noy.  1881.  Blas.  Dom.  Let. 
So  erwirbt  auch  ein  Kind,  das  in  den  Vereinigten  Staaten  einem  fremden 
Vater  geboren  ist,  wenn  es  von  seinem  Vater  mit  ins  Ausland  genommen 
wird,  des  Vaters  Domiail  und  Nationalität  Staatssekr.  Frelinghuysen 
an  Herrn  Gramer,  4.  Juni  1883,  Mss.  Inst  Switzerland. 

^  Staatssekr.  Frelinghuysen  an  Herrn  Morton,  9.  Noy.  1888, 
Mss.  Inst  France;  For.  Rel.  1883;  18  Opin.  AU>  Gen  89.  Vgl.  auch 
den  Pepin  Gase,  Wharton  h.  a.  O.  §  176. 

*  Dies  Becht  kann  nicht  von  ihm  genommen  werden  durch  Landes- 
gesetzgebung  oder  durch  Vertrage,  denen  das  Land  seiner  angeborenen 
Untertanenpflicht  nicht  beigetreten  ist  Staatssekr.  Bayard  an  Herrn 
Pendieton,  27  Apr.  1886,  Mss.  Inst  Qermany. 
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aaf  gleicher  Linie  stehen  mit  den  Kindern^  welche  im  Aus- 
lande amerikageborenen  Bürgern  geboren  werdend 

öffentliche  und  private  Schiffe  auf  hoher  See  und 
aufserhalb  der  territorialen  Grenzen  jedes  andern  Staates 
sind  der  Jurisdiktion  desjenigen  Staates  unterworfen,  welchem 
sie  angehören'.  Kinder ,  welche  auf  hoher  See  geboren 
sind,  können  deshalb  als  auf  dem  Gebiete  des  Staates  ge- 
boren betrachtet  werden,  zu  welchem  das  Schiff  gehört.  Die 
Prinzipien,  die  den  Zivilstand  des  Kindes  begrtlnden,  wenn 
es  im  Staate  geboren  wäre,  gelten  hier  gleichfalls.  Domizil 
beruht  auf  der  Absicht,  dem  animus  manendi,  und  nicht 
auf  der  blofsen  Niederlassung".  Sowohl  der  animus  manendi 
wie  die  physische  Anwesenheit  müssen  sich  vereinigen, 
um  ein  Domizil  zu  begründen^.  Es  scheint  also,  dafs 
ein  Kind,  welches  auf  hoher  See  einem  Fremden  geboren 
wird,  der  sich  auf  der  Reise  nach  den  Vereinigten  Staaten 
anlmo  manendi  auf  einem  den  Vereinigten  Staaten  gehörigen 
Schiffe  befindet,  unter  die  Vorkehrungen  des  Statuts  fällt  ^, 
und  dafs  es  als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  betrachtet 
werden  kann  in  der  gleichen  Kategorie,  wie  die  Kinder 
anderer  domizilierter  Fremden^. 

Wenn  ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  der  zeit- 
weilig im  Auslände  wohnt,  in  einem  fremden  Staate  jedoch 
kein  Domizil  erworben  hat,  eine  Fremde  heiratet,  so  würde 
ein  Kind,   das   aus  solcher  Ehe   im  Auslande  geboren  ist. 


1  Las  Portas  v.  De  la  Motta,  10  Rieh.  Eq.  Rep.  38:  Rev.  Stat 
U.S.  §  1998.  Vgl.  Artikel  über  „Citizenship  by  Naturalization  in  the 
United  8tate8^  Webster  24  Am.  Law.  Rev.  616. 

'  I  Hall  eck  a.  a.  O.  p.  215. 

»  I  Halleck  a.  a.  O.  p.  417;  The  Venus,  8  Cranch,  288;  The  Frances, 
8  Cranch,  835. 

^  Minor  a.  a.  O.  §  62,  p.  118:  „The  moment  that  both  exist  at 
the  same  time,  the  domicil  is  created."  Vgl.  auch  die  Meinung  Whar- 
ton's,  Law  Officer  des  Staatsdepartements,  eingereicht  von  Staatssekr. 
Bayard  an  Herrn  Pendieton,  18.  Dez.  1885,  Mss.  Inst  Gerraanj,  For. 
Rel.  1885.    In  Wharton's  Digest,  §  179. 

»  Rev.  Stat  U.  S.  §  1992. 

*  Anders  ist  es,  wenn  das  Kind  auf  einem  Schiffe  von  anderer 
Nationalitat  als  der  der  Vereinigten  Staaten,  oder  wenn  es  auf  einem  Ver. 
Staaten-Schiffe  geboren  ist,  bevor  dies  den  Einschifiimgshafen  verlassen  hat. 
StAäts-  and  yOlkerrechtl.  Abhandl.    lY.  8.  —  Howard.  2 
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ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sein.  Sollte  der  Vater 
vor  der  Rückkehr  nach  den  Vereinigten  Staaten  sterben, 
so  würde  das  Bürgerrecht  des  Kindes  dadurch  nicht  un- 
gültig werden,  und  wenn  es  von  seiner  Mutter  nach  den 
Vereinigten  Staaten  zurückgebracht  würde,  so  würde  es 
keiner  Naturalisierung  bedürfen,  um  die  vollen  Rechte  und 
Privilegien  des  Bürgerrechts  zu  geniefsen^. 

Während  Kinder  von  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten 
gleichfalls  Bürger  sind,  wo  »ie  auch  immer  geboren  sind, 
werden  Kinder,  die  von  Bürgern  der  Vereinigten  Staaten 
adoptiert  sind,  nicht  Bürger  durch  den  blofsen  Akt  der 
Adoption,  gleichviel  ob  dieser  Akt  in  den  Vereinigten  Staaten 
stattfindet  oder  im  Auslande.  Es  gibt  nur  zwei  Arten,  das 
Bürgerrecht  zu  erwerben,  und  Adoption  ist  keine  von  diesen  '. 
Adoption  ist  ein  Gegenstand  des  Landesrechts  des  Einzel- 
staates. Es  gibt  kein  Bundesgesetz  über  Adoption.  Unter 
der  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten  gibt  es  keine  Mög- 
lichkeit, das  Bürgerrecht  fremden  Kindern  durch  direkte 
oder  indirekte  Anwendung  von  einzelstaatlichen  Gesetzen 
zu  verleihen®. 

Es  ist  eine  allgemeine  Gesetzesregel,  dafs  das  Ursprungs- 
domizil eines  unehelichen  Kindes  das  Domizil  der  Mutter 
zur  Zeit  seiner  Geburt  ist^.    Das  Bürgerrecht  eines  solchen 


^  Nach  dem  Rev.  Ötat  §  1994  erwirbt  eine  an  einen  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  verheiratete  Fremde  dessen  Nationalität.  Dieses  so 
erworbene  Bürgerrecht  erlischt  nicht  beim  Tode  des  Gatten.  Weder  das 
Ursprongsdomizil  des  Kindes  noch  das  konstruktive  Domizil  der  Mutter 
würden  durch  den  Tod  des  Vaters  berührt  werden,  abgesehen  von  einigen 
anderen  verändernden  Umständen.  Über  das  Bürgerrecht  verheirateter 
Frauen  vgl.  unten. 

^  Vgl.  Staatssekr.  Frelinghuysen  an  Herrn  Willis,  21.  Febr. 
1884,  Mss.  Dom.  Let    Wharton  a.  a.  O.  §  183. 

>  Vgl.  Staatssekr.  Fish  an  Herrn  Read,  6.  Jan.  1872.  Mss.  Dom. 
Let  Wharton  a.  a.  O.  §  183.  „The  only  mode  of  ad  Option  by  which 
a  private  Citizen  can  confer  citizenship  on  an  alien  is  that  of  marrying 
afemale  of  foreign  birth."  Staatssekr.  Fish  an  Herrn  Morris,  26.  Febr. 
1870.    Mss.  Inst.  Turkey.    Wharton  a.  a.  O.  §  183. 

^  Dicey,  Confl.  Laws,  103;  Minor  a.  a.  O.  p.  75;  zitiert  Wright's 
Trust,  2  K.  u-  J.  595,  25  L.  J.  (Ch.)  621;  Udney  v.  Udney,  L.  R. 
1  Sc.  App.  441;  Blythe  v.  Ayres,  96  Cal.  532,  31  Pac.  915,  19  L.  R. 
A.  40. 
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unehelichen  Kindes  würde  also  bestimmt  sein  durch  den 
Status  der  Mutter  zur  Zeit  seiner  Geburt  Ein  uneheliches 
Kind  einer  Fremden,  aber  in  den  Vereinigten  Staaten 
domizilierten  Mutter,  würde  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
«ein ,  ohne  Rücksicht  auf  das  Bürgerrecht  des  Vaters.  So 
würde  ein  im  Ausland  geborener  Bastard  einer  Mutter,  die 
zur  Zeit  seiner  Geburt  Bürgerin  der  Vereinigten  Staaten 
war,  ebenfalls  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sein,  ohne 
Rücksicht  auf  die  Nationalität  des  Vaters.  Über  diesen 
Punkt  kann  nur  wenig  Streit  bestehen.  Eine  interessante 
Frage  erhebt  sich  jedoch  über  die  Wirkung  der  Legitima- 
tion, soweit  die  Feststellung  des  Bürgerrechts  eines  Bastards 
in  FrsLge  kommt.  Es  wird  allgemein  zugestanden,  dafs  die 
Legitimation  dem  legitimierten  Kinde  das  Domizil  des 
Vaters  verleiht,  und  danach  wird  sein  Domizil  von  den- 
selben Regeln  bestimmt  werden,  wie  wenn  es  legitim  ge- 
boren wäre.  Das  Domizil  des  Kindes  wird  dem  des  Vaters 
folgen,  und  wenn  dieser  tot  ist,  dem  der  Mutter,  solange 
das  Kind  minderjährig  ist.  Das  so  erworbene  Domizil  ist 
jedoch  ein  konstruktives  Domizil.  Aber  angenommen, 
ein  uneheliches  Kind,  das  von  einer  Bürgerin  der  Ver- 
einigten Staaten  in  den  Vereinigten  Staaten  geboren  ist, 
hat  einen  Fremden  zum  Vater,  der  ein  Domizil  nicht  er- 
worben hat.  Wie  wirkt  die  Legitimation  in  diesem  Falle? 
Die  Ehe  der  Mutter  mit  dem  fremden  Vater  verleiht,  wie 
später  gesagt  wird,  der  Mutter  gleichfalls  die  Nationalität 
ihres  Mannes.  Das  konstruktive  Domizil  des  Kindes  folgt 
dem  Domizil  des  Vaters,  Vor  der  Legitimation  war  das 
Kind  Bürger  der  Vereinigten  Staaten.  Bewirkt  nun  die 
Legitimation  den  Verlust  des  Bürgerrechts?  Oder  an- 
genonmien,  ein  im  Ausland  geborenes  uneheliches  Kind 
einer  fremden  Mutter  und  eines  Bürgers  der  Vereinigten 
Staaten  wird  durch  nachfolgende  Ehe  der  Eltern  legitimiert. 
Wie  wirkt  dies  auf  das  Bürgerrecht  des  Kindes?  Die  Ehe 
der  Fremden  mit  dem  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  gibt 
ihr  nach   den  Revid.  Statuten  §  1994  das  Bürgerrecht  der 
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Vereinigten  Staaten.  Das  konstruktive  Domizil  des  Kindes 
folgt  in  diesem  Falle  ebenfalls  dem  des  Vaters  wie  in  dem 
eben  erwähnten  Falle.  Macht  die  Legitimation  das  Kind, 
welches  zur  Zeit  seiner  Geburt  und  bis  zum  Augenblicke 
der  Legitimation  ein  Fremder  war,  zu  einem  Bttrger  der 
Vereinigten  Staaten?  Es  würde  im  Prinzip  scheinen,  wie 
Professor  Minor  richtig  folgert ^  dafs  „kein  Umstand,  der 
nach  des  Bastards  Geburt  hinzukommt,  sein  Ursprungs- 
domizil ändern  würde ,  als  das,  welches  seine  Mutter  zu 
jener  Zeit  besafs,  obwohl  ein  solcher  Umstand  ihm  ein  neues 
Domizil  durch  Gesetzeskraft  verleihen  konnte.  So 
kann  die  nachfolgende  Anerkennung  durch  den  Vater,  oder 
seine  Ehe  mit  der  Mutter,  welche  nach  den  Gesetzen  vieler 
Länder  die  Legitimation  des  Bastards  herbeifUhrt,  verur- 
sachen, dafs  das  Domizil  des  Kindes  danach  sich  nach  dem 
des  Vaters  richtet '.  Aber  das  Domizil  des  Bastards  würde  in 
solchem  Falle  aufhören  ein  Ursprungsdomizil  zu  sein  und  ein 
konstruktives  Domizil  werden.  Sein  erstes  und  Ursprungs- 
domizil war  das  der  Mutter;  wenn  er  daher  später  das 
Domizil  des  Vaters  kraft  seiner  Legitimation  erwirbt ,  so 
kann  es  nicht  auf  die  2ieit  seiner  Geburt  zurückbezogen 
werden,  obwohl  die  Legitimation  selbst  auf  dieses  Datum 
zurückbezogen  werden  kann.  Das  Ursprungsdomizil  ist 
zur  Zeit  der  Geburt  bestimmt;  die  damaligen  Verhältnisse 
des  Kindes  bestinunen  die  örtlichkeit  des  Domizils.  Wenn 
es  dann  illegitim  ist  und  das  Domizil  der  Mutter  einmal 
ihm  gesetzmäüsig  als  sein  Ursprungsdomizil  angewiesen  ist, 
so  kann  ihm  kein  anderes  Ursprungsdomizil  angewiesen 
werden.  Dies  würde  ihm  zwei  Domizile  zu  gleicher  Zeit 
geben"*.     Die  logische  Lösung  der  beiden  Fragen  scheint 

*  Minor  a.  a.  O.  p.  75,  76. 

*  Minor  a.  a.  O.  p.  92;  Dicey,  Confl.  Law,  104;  Wharton, 
Confl.  Law,  §  38. 

*  Jacobs  on  Domicil,  §  30,  zitiert  von  Minor  a.  a.  O.  p.  76|; 
Dicey,  Confl.  of  Law,  104,  bestreitet  den  Satz  und  erklart,  dals  ein 
le^timierter  Bastard  in  jeder  Hinsicht  dieselbe  Stellung  einnimmt,  wie 
ein  ehelicher  Geborener;  daher  ist  sein  Ursprungsdomizil  das  Land,  wo 
sein  Vater   zur  Zeit   der  Geburt  des  Bastards  domiziliert  war.     Dicej 
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wohl  die  zu  sein,  dafs  in  beiden  Fällen  die  Nationalität 
des  Kindes  der  des  Vaters  folgt  Im  ersten  Falle  indessen 
möchte  man  vielleicht  annehmen,  dafs  das  Kind  bei  Er- 
langung der  Grofsjährigkeit  das  Recht  habe,  die  Natio- 
nalität der  Vereinigten  Staaten  zu  wählen,  und  dafs  es  nach 
dieser  Optation  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  würde, 
ohne  dals  Naturalisierung  erforderlich  wäre,  vorausgesetzt, 
dafs  es  zur  Zeit  ein  Bewohner  jenes  Landes  wäre.  Im 
zweiten  Falle  würde  das  Kind  als  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  gelten,  aber  da  kein  Statut  diese  Frage  entscheidet, 
scheint  es,  dafs  solch  ein  Kind  logischerweise  nicht  als  ein- 
geborener Bürger^  betrachtet  werden  kann,  aus  dem  oben 
erörterten  Grunde,  dafs  es  vor  seiner  Legitimation  tatsäch- 
lich ein  Bürger  seines  Geburtslandes  ist,  und  dafs  der  Akt 
der  Legitimierung  sein  Ursprungsdomizil  nicht  ändern  kann. 
Es  sollte  ihm  gestattet  sein,  bei  Erlangung  der  Grofsjährig- 
keit die  Nationalität  seines  Geburtslandes  zu  wählen^. 


gibt  indessen  zu,  dafs  seine  Meinung  nicht  über  alle  Kritik  erhaben  ist. 
Eieso  Ansicht,  sagt  Professor  Minor,  beruht  augenscheinlich  auf  der 
Theorie,  dafs  der  Legitimationsakt,  s.  B.  Heirat  der  Eltern,  auf  die  Zeit 
der  Empfängnis  oder  der  (Geburt  zurückbezogen  wird,  indem  man  so  die 
Empfängnis  oder  Geburt  gewissermafsen  in  der  Ehe  stattfinden  lüfst. 
Aber,  so  sagt  Professor  Minor  weiter,  selbst  wenn  die  Richtigkeit  dieser 
Theorie  zugestanden  wird,  vermindert  sie  nicht  wesentlich  die  Kraft  der 
oben  angeföhrten  Oegengründe,  und  würde  gar  keine  Anwendung  finden 
da,  wo  die  Legitimierung  aus  einem  anderen  Grunde  stattfindet  als  sub- 
sequentes  matrimonium  der  Eltern. 

'  Die  Frage  könnte  von  grofser  Bedeutung  werden  in  einem  Streite 
über  die  Wählbarkeit  eines  Präsidentschaftskandidaten  nach  der  Kon- 
stitution der  Yer.  Staaten,  die  bestimmt,  Art.  II,  Sect.  1,  dafs  der  Prä- 
sident ein  eingeborener  Bürger  der  Ver.  Staaten  sein  mufs. 

'  Die  Schwierigkeiten  bei  dieser  Lösung  der  Frage  werden  zu- 
gegeben, besonders  im  Falle  der  Legitimation  ohne  Ehe  der  Eltern.  Im 
Falle  einer  solchen  Ehe  würde  &»  Bürgerrecht  des  Kindes  das  des 
Vaters  werden,  vorausgesetzt,  dafs  die  Ehe  mit  einer  Fremden  in  den 
Yer.  Staaten  stattfindet,  ohne  dafs  hierbei  die  Legitimierung  in  Frage 
kommt.  Aber  dies  Bürgerrecht  würde  in  jenem  Falle  in  der  Naturali- 
sation durch  die  Ehe  und  in  der  daraus  folgenden  Naturalisation  der 
Mutter  seinen  Ursprung  haben.  Vgl.  den  interessanten  Fall  Gumm  v. 
Hnbbard,  97  Mo.  812,  wo  eine  Witwe  und  ein  minderjähriger  Sohn,  beide 
von  fremder  Geburt,  nach  den  Ver.  Staaten  kommen,  und  wo  während 
der  Minorität  des  Sohnes  die  Witwe  einen  Bürger  der  Ver.  Staaten  hei- 
ratet Man  nahm  an,  dafs  die  Ehe  sowohl  Mutter  wie  Sohn  zu  Bürgern 
machte. 
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Im  Falle  eines  Findlings  wird  als  Ursprungsdomizil  der 
Ort  betrachtet,  wo  er  gefunden  wird.  Bis  zum  Beweise 
des  Gegenteils  nimmt  das  Recht  an,  dafs  das  Domizil  der 
Eltern  sich  in  dem  Lande  befindet,  wo  das  Kind  gefunden 
ist,  nach  dem  Prinzip,  dafs,  wo  kein  anderes  Domizil  nach- 
gewiesen wird,  die  blofse  Anwesenheit  in  einem  Lande  ge- 
nügt, um  dortselbst  ein  prima  facie-Domizil  zu  begründen  \ 
Dies  indessen  ist  eine  praesumptio  facti,  die  gleich  jeder 
anderen  praesumptio  facti  durch  Beweis  des  Gegenteils 
widerlegt  werden  kann.  Wenn  also  später  die  Eltern  ent- 
deckt werden  und  es  sich  herausstellt,  dafs  das  wirkliche 
Ursprungsdomizil  des  Kindes  nicht  mit  dem  präsumierten 
Ursprungsdomizil  zusammenfallt,  so  wird  sein  Ursprungs- 
domizil ohne  weiteres  in  das  Domizil  seiner  Eltern  zur  Zeit 
seiner  Geburt  geändert.  Hier  ist  der  Fall  deutlich  ver- 
schieden von  dem  eines  legitimierten  Kindes.  Im  Falle  des 
Findlings  verbessert  das  Gesetz  nur  den  Irrtum.  £^  ver- 
sucht nicht,  ein  neues  Ursprungsdomizil  zu  konstruieren^ 
was,  wie  wir  gesehen  haben,  unmöglich  ist  Der  Findling 
wird  also  als  Bürger  des  Landes  zu  betrachten  sein,  wo  er 
gefunden  ist,  und  wenn  er  in  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
ftmden  ist,  so  wird  er  als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
zu  betrachten  sein,  und  zwar  als  ein  eingeborener  Bürger. 
Bei  der  Entdeckung  der  Eltern  wird  der  Status  der  Eltern 
die  Frage  des  Bürgerrechts  entscheiden  gemäfa  den  bereits 
dargelegten  Prinzipien. 

B.    Bürgerrecht  durch  Naturalisation. 

1.  Jeder  Staat  hat  das  Recht,  selbst  sein  Bürgerrecht 
zu  bestimmen.  Er  kann  daher  Ausländer  aus  seinem  Ge- 
biete ausschliefsen ,  Ausländer,  die  sich  in  seinen  Grenzen 
niedergelassen  haben,  ausweisen  oder  für  einen  Modus 
sorgen,   wodurch  ansässige  Ausländer  seine  Mitgliedschaft 


1  Minor  a.a.O.§§34,  64;Dice7a.  a.  O.  p.  103,  132;  Wharton, 
Confl.  Law,  §  39. 
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erwerben  ^  Sind  keine  Vertragsbestimmungen  oder  Landes- 
gesetze vorhanden,  welche  das  Recht  der  Niederlassung  und 
der  Erwerbung  eines  Domizils  gewähren,  so  kann  kein 
Fremder  solch  ein  Recht  in  Anspruch  nehmen.  Noch  viel 
weniger  kann  ein  Fremder  das  Recht  auf  Naturalisierung 
gegen  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  des  in  Frage 
stehenden  Staates  beanspruchen.  Naturalisierung  ist  aus- 
schliefslich  ein  Gegenstand  des  Landesrechtes. 

Nach  den  Artides  of  Confederation ,  die  der  gegen- 
wärtigen Konstitution  der  Vereinigten  Staaten  vorausgingen, 
besafsen  die  einzelnen  Staaten  allein  das  Recht,  Fremde 
zu  naturalisieren.  Die  Verschiedenheit  in  den  Regeln  der 
Naturalisation  war  ein  ernster  Mangel  im  System  und  gab 
Anlafs  zu  vielen  verwickelten  und  mifslichen  Fragen'. 
Da  nach  den  Articles  of  Confederation"  die  freien  Be- 
wohner eines  jeden  Staates  Anspruch  haben  auf  alle  Privi- 
legien und  Freiheiten  der  Bürger  in  allen  andern  Staaten, 
so  ergab  sich  daraus  für  jeden  Staat  die  Machtvollkommen- 
heit, jedem  andern  Staate  mit  vollem  Genufs  jeglicher 
Privilegien  und  Freiheiten  jeden  beliebigen  Fremden  auf- 
zudrängen, den  er  selbst  in  seinen  politischen  Körper  auf- 
genommen hatte,  so  widerstrebend  eine  solche  Aufnahme 
auch  fbr  die  Politik,  die  Annehmlichkeit  und  das  Vorurteil 
dieser  Staaten  war^. 

Um  diesen  offenbaren  Mangel  des  alten  Systems  zu  be- 
seitigen, verleiht  die  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten^ 

^  Die  Politik  des  AouchlasBes  oder  der  AuBQbuDg  des  Droit  de 
Renvoi  ist  etwas  ganz  anderes  als  das  Recht  oder  die  Befugnis, 
solches  zu  tan. 

"  Vgl.  ,,The  Federalist«,  Ford's  Ausgabe,  1898,  Nr.  42,  p.  276, 
277;  n  Story  a.  a.  O.  §  1103. 

»  Arts.  of  Confed'n,  Art.  IV. 

*  „In  effect,  every  State  possessed  the  power  of  uaturaliziug  aliens 
in  every  otber  State;  a  power  as  mischievous  in  its  nature  as  it  was 
indisereet  in  its  actual  ezercise  ....  Thus  the  laws  of  a  Single  state 
were  preposterously  rendered  paramount  to  the  laws  of  all  others,  even 
within  their  own  Jurisdiction.''  II  Story  a.  a.  O.  §  1103;  Föderalist, 
Nr.  42. 

*  Art  1,  Sect  8,  Cl.  4:  (Congress  shall  have  power)  |,to  establish 
a  uniform  rule  of  naturalization^. 
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dem  Kongrefs  die  Macht,  ein  gleichmäfsiges  Naturaliaierungs- 
▼erfahren  zu  begründen.  Auf  Grund  dieser  Bevollmächti- 
gung traf  der  Kongrefs  bereits  1790  Vorkehrungen  für  die 
Naturalisierung  Fremder  und  fixierte  den  Status  der  an- 
sässigen minderjährigen  Kinder  solcher  naturalisierter 
Bürgert  Weitere  Mafsregeln  für  die  Bestimmung  des 
Status  der  Witwe  und  der  Kinder  von  Fremden,  welche 
z.  T.  die  zur  Naturalisation  erforderlichen  Bedingungen  er- 
füllt hatten,  aber  vor  der  Erlangung  des  vollen  Bürger- 
rechts gestorben  waren,  werden  durch  Statut  im  Jahre 
1804  getroflFen*,  und  1855  werden  diese  Mafsregeln  von 
1790  und  1804  erweitert*.  Diese  Statuten  werden  später 
im  einzelnen  betrachtet  werden. 

2.  Die  Befugnis  zur  Erteilung  des  Bürgerrechts  steht 
ausschliefslich  dem  Kongrefs  zu.  Es  war  ja  gerade 
der  Zweck  des  Wechsels  im  bisherigen  System  unter  den 
Articles  of  Confederation,  mit  den  Mängeln  der  einzelstaat- 
lichen Naturalisierung  aufzuräumen.  Was  auch  immer  für 
Zweifel  entstehen  konnten  bei  der  Klausel  der  Konstitution, 
die  dem  Kongrefs  die  Vollmacht  erteilte,  einen  gleich- 
förmigen Naturalisierungsmodus  zu  begründen,  bezüglich 
der  Frage,  ob  diese  Befugnis  ausschliefslich  oder  in  Kon- 
kurrenz mit  der  Einzelstaatsgesetzgebung  ausgeübt  werden 
darf,  so  kann  doch  kein  Zweifel  darüber  herrschen,  dafs, 
wenn  der  Kongrefs  eine  allgemeine  und  gleichförmige  Regel 
vorgeschrieben  hat,  dann  seine  Macht  ausschliefslich  ist, 
da  ja  jede  Mafsregel  eines  Staates,  die  in  jedem  anderen 
Staate  nicht  in  Kraft  war,  die  Gleichförmigkeit  durch- 
brechen würde*. 


>  1  Stat.  At  Largre,  103. 

>  2  Stat.  at  Large,  298. 

*  10  Stat   at  Large,  604. 

*  „The  States  have,  therefore,  by  their  assent  to  this  provision, 
made  Congress  the  exclasive  depoaitary  of  the  power  to  confer  citiien- 
ship.**  Cooley  a.  a.  O.  88.  Vgl.  auch  in  Betreff  der  aufischlierslicheii 
Macht  des  Kongresses,  das  Bürgerrecht  su  verleihen.  1  Hare  a.  a.  O. 
529;  Pomeroy  a.  a.  O.  §§  387—390;  II  Story  a.  a.  O.  pp.  46-47; 
1  Kent  a.  a.  O.   Lect   19;  The  Federalist,  Nr.  82,  42;   Collett  y. 
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3.  Die  Naturalisierung  erfolgt  in  der  Regel  unter  den 
allgemeinen  Gesetzen  vpm  Jahre  1790  und  den  Zusätzen 
der  späteren  Gesetzgebung^.  Diese  Gesetze  können  wie 
folgt  zusammengefalst  werden: 

£in  Fremder,  der  die  Absicht  hat,  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  werden ,  mufs  vor  allem  zunächst  vor 
einem  Gerichtshof  unter  Eid  seine  gutgläubige  Absicht  er- 
klären, Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  werden  und  auf 
immer  jeglichen  Treueid  abschwören,  den  er  ii^end  einer 
auswärtigen  Macht,  einem  Potentaten,  Staate  oder  einer  Herr- 
schaft geleistet  hat,  und  er  mufs  besonders  unter  Namens- 
nennung dem  Fürsten,  Potentaten,  Staate  oder  der  Herr- 
schaft, deren  Bürger  oder  Untertan  der  betreffende  Fremde 
zur  Zeit  ist,  die  Untertanenpflicht  abschwören^.  Eine  solche 
Erklärung  mufs  mindestens  zwei  Jahre  vor  der  Zulassung 
des  Fremden  zum  Bürgerrechte  erfolgen^. 

Bei  der  Bewerbung  um  das  Bürgerrecht  mufs  der 
Fremde  dem  Gerichtshof  nachweisen,  dafs  er  fünf  Jahre 
hintereinander  in   den  Vereinigten  Staaten   und  wenigstens 


Collett,  2  Dali.  294;  United  States  v.  Villato,  2  Dali.  370; 
Chirac  y.  Chirac,  2  Wheat  259,  269 ;  Honston  v.  Moore,  5  Wheat 
48,  49;  Golden  v.  Prince,  3  Wash  313,  322;  Scott  v.  Sanford, 
19  How.  393;  Thurlow  y.  Massachusetts,  5  How.  504;  Smith  y. 
Turner,?  How.  283.  Abweichende  Ansichten  finden  sich  bei  B  a  t  e  m  a  n , 
Pol.  and  Const'l  Law  of  the  U.  S.  1876,  §§  157  ff.  Vgl.  auch  I  Bürge ss, 
Pol.  Sei.  and  Comp.  Const'l  Law,  1900,  pp.  144,  145. 

*  Die  Klausel  der  Konstitution,  welche  den  Kongrefs  ermächtigt, 
eine  allgemeine  Kegel  der  Naturalisierung  aufsustellen,  darf  nicht  so  auf- 
gefafst  werden,  als  wfirde  dadurch  der  Kongrefs  auf  nur  eine  Art  der 
Naturalisierung  beschränkt.  Es  bedeutet  einfach  nur,  dafs  der  Kongrefs 
bei  der  hierauf  bezüglichen  Gesetzgebung  eine  Regel  aufstellen  soll,  die 
gleichförmig  ist  in  ihrer  Wirkung  auf  die  Klasse,  welche  sie  umfafst. 
In  der  Tat  gibt  es,  wie  gezeigt  werden  wird,  verschiedene  Arten  der 
Naturalisierung.    Vgl.  Cooley  a.  a.  O.  pp.  270,  271. 

«  Key.  Stat.  §  2165. 

^  Diese  Erklärung  kann  abgegeben  werden  vor  dem  Supreme, 
Snperior,  District  oder  Circuit  Court  der  Einzelstaaten,  oder  der  Terri- 
torialdistrikte der  Ver.  Staaten;  oder  yor  einem  Circuit  oder  District 
Court  der  Ver.  Staaten.  Es  genfigt,  wenn  die  Erklärung  vor  dem  Qe- 
richtsschreiber  eines  dieser  Courts  abgegeben  wird.  Die  Urkunde  dieser 
Erklärung  ist  der  einzige  gültige  Beweis  der  Tatsache  einer  solchen  Er- 
klärung.   B«rry  y.  Hüll,  30  Pac.  Rep.  986. 
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ein  Jahr  in  dem  Staate  oder  Territorium  gewohnt  hat,  in 
welchem  er  eich  um  das  Bürgerrecht  bewirbt  S*  dafs  er 
seine  Absicht  auf  Zulassung  miDdet«tens  zwei  Jahre  früher 
kundgegeben  hat,  und  dafs  er  sich  während  der  Zeit  seines 
Aufenthaltes  „als  Mann  von  gutem  moralischen  Charakter 
bewährt  hat  ^,  mit  den  Prinzipien  der  Konstitution  der  Ver- 
einigten Staaten  sympathisiert  und  der  guten  Ordnung  und 
der  Wohlfahrt  der  Vereinigten  Staaten  geneigt  ist*.  Falls 
der  sich  um  das  Bürgerrecht  bewerbende  Fremde  einen 
erblichen  Titel  getragen  hat  oder  einer  der  Adelsklaesen 
seines  Königreiches  oder  Staates  angehört  hat,  so  soll  er, 
aufser  den  obigen  Erfordernissen,  auf  seinen  Titel  oder 
Adelsrang  vor  dem  Gerichtshofe,  bei  dem  er  sich  bewirbt, 
ausdrücklich  verzichten,  und  sein  Verzicht  soll  vor  dem 
Gerichtshofe  verzeichnet  werden.  Nachdem  der  Fremde 
so  diesen  Erfordernissen  Genüge  geleistet  hat,  kann  er  zum 
Bürgerrecht  zugelassen  werden  dadurch,  dafs  er  den  vom 
Statut  geforderten  Untertanenpflichteid  leistet". 

Ein  Fremder,  der  fbr  den  regulären  oder  freiwilligen 
Heeresdienst  der  Vereinigten  Staaten  äuge  werben  ist,  und 
der  in  ehrenhafter  Weise  aus  demselben  entlassen  ist,  darf 
auf  seinen  Wunsch  zum  Bürgerrecht  zugelassen  werden, 
ohne  vorherige  Erklärung  seiner  Absicht,  Bürger  zu  werden, 
und  er  soll  nicht  gezwungen  sein,  nachzuweisen,  dafs  er 
mehr  als  ein  Jahr  in  den  Vereinigten  Staaten  vor  seiner 

'  Der  Eid  des  Bewerben  ohne  weitere  Beweise  genflgt  in  keinem 
FftUe,  um  seinen  Aufenthalt  za  beweisen.  Kein  Fremder  soll  zugelassen 
werden,  dessen  Aufenthalt  nicht  ununterbrochen  gewesen  ist  Bev.  Stat. 
g  2170. 

*  Wird  dem  Bewerber  nachgewiesen ,  dafs  er  mehr  als  fOnf  Jahre 
▼or  der  Bewerbung  um  das  Bürgerrecht,  aber  nach  seiner  Ankunft  in  den 
Ver.  Staaten  wegen  eines  Yerbrechens  verurteilt  ist,  so  ist  dies  als  ein 
Hindernis  der  Naturalisierung  angesehen  worden.  Spencer's  Gase, 
5  Sawjr.  195. 

*  Aufser  den  Bundesgerichtshöfen  ,,kann  jeder  Court  of  Becord  (Ge- 
richtshof, wo  die  Verhandlungen  protokolliert  werden)  in  jedem  Einsei- 
staate, der  Common  Law-Gerichtsbarkeit  und  ein  Siegel  und  einen  Ge- 
richtsschreiber oder  Obemotar  besitzt^,  die  Naturalisation  gewÜhren.  Es 
ist  nicht  nötig,  dafs  der  Gerichtshof  vollständige  common  law-Gerichts- 
barkeit  besitzt.     Es  genögt,   wenn  er  die  Befugnis  hat,  einen  Teil  der 
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Bewerbung  gewohnt  hat.  Dem  Gerichtshofe  soll  indessen 
durch  den  Nachweis  einjährigen  Aufenthaltes  und  guten 
sittlichen  Charakters  Oenttge  geleistet  werden ,  und  er  soll 
ebenfalls  den  richtigen  Nachweis  einfordern^  dafs  der  Be- 
werber aus  dem  Dienste  der  Vereinigten  Staaten  in  £ären 
entlassen  ist^. 

Ein  Fremder  unter  21  Jahren,  der  in  den  letzten  drei 
Jahren  vor  Erlangung  der  Grofsjtthrigkeit  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gewohnt  hat  und  der  noch  daselbst  wohnt, 
kann  nach  fttnQährigem  Aufenthalte  in  den  Vereinigten 
Staaten,  inkl.  der  drei  Jahre  seiner  Minderjährigkeit,  zum 
Bürgerrechte  zugelassen  werden,  ohne  vorherige  Decla- 
ration  of  Intention;  aber  er  soll  eine  solche  Erklärung  zur 
Zeit  seiner  Zulassung  abgeben,  und  zwar  soll  er  erklären 
und  zur  Zufriedenheit  des  Gerichts  beweisen,  dafs  es  während 
der  letzten  zwei  Jahre  seine  bona  fide  Absicht  gewesen  ist, 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  werden.  In  jeder  an- 
deren Hinsicht  mufs  er  den  Naturalisierungsgesetzen  Genüge 
leisten  '. 

Fremde  im  Alter  von  21  und  mehr  Jahren,  die  für 
die  Flotte  oder  das  Marinekorps  angeworben  sind  und  fünf 
aufeinanderfolgende  Jahre  in  der  Flotte  oder  ein  Enlistment 
im  Marinekorps  abgedient  haben  und  danach  in  Ehren  ent- 
lassen sind,  können  ohne  vorherige  Erklärung,  auf  Beweis 
guten  moralischen  Charakters,  naturalisiert  werden. 

Jeder  Seemann,   der  ein  Ausländer  ist  und  vor  einem 


common  Uw- Gerichtsbarkeit  aoBzaüben.  United  States  v.  Powers, 
14  Blatch.  288;  Glandbill,  Pet*r,  8  Met  162;  2  Cart  98;  State  t. 
Whittemore,  50  N.  H.  245;  Parsons  v.  Bedford,  8  Pet  488,  446. 
Ein  Court  of  Becord  ohne  Gerichtsschreiber  oder  sonstigen  Protokoll- 
beamten anfser  dem  Richter  eines  solchen  Gerichtshofs,  ist  nicht  befugt, 
die  vorläufige  Declaration  of  Intention  eines  Fremden  entgegenzunehmen. 
Butterworth's  Gase,  1  Woodb.  u.  M.  828;  Ex  parte  Cregg,  2  Gurt  98. 
Der  Polizei-Gerichtshof  des  District  of  Columbia  hat  keine  Befugnis  Aus- 
länder zu  naturalisieren.    Rev.  Stat  §  2177. 

1  Rev.  Stat  §  2166.  Cowan  y.  Prowse,  98  Ky.  156.  Dies  be- 
zieht sich  nicht  auf  nichtangeworbene  Matrosen.  Vgl.  In  re  Bailej, 
2  Sawy.  200;  In  re  Stewart,  7  Robins  (N.  Y.)  685.  Es  wird  an- 
genommen, dafs  der  Fremde  in  solchem  Falle  grofsjährig  sein  mu(s. 

"  Rev,  Stat  §  2167. 
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zuBtändigen  Gerichtshof  seine  Absicht  erklärt ,  ein  Büi^er 
der  Vereinigten  Staaten  zu  werden,  und  welcher  drei  Jahre 
an  Bord  eines  Kauf&hrteischiffes  der  Vereinigten  Staaten 
nach  dem  Datum  der  besagten  Deklaration  gedient  hat, 
kann  zufolge  seiner  Bewerbung  bei  irgend  einem  zustän- 
digen Gerichtshöfe  und  bei  Beibringung  des  Zeugnisses 
seiner  Entlassung  und  guten  Führung  während  jener  Zeit, 
zugleich  mit  dem  Nachweise  seiner  Declaration  of  Intention, 
zum  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  zugelassen  werden ; 
und  jeder  Seemann,  der  ein  Ausländer  ist,  soll  nach  seiner 
Declaration  of  Intention  und  nachdem  er  drei  Jahre  ge- 
dient hat,  als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  angesehen 
werden  für  den  Zweck  der  Ausrüstung  von  Schiffen  und 
für  den  Dienst  auf  solchen.  Ein  solcher  Seemann  soll  in- 
dessen für  alle  Zwecke  des  Schutzes  als  amerikanischer 
Bürger  angesehen  werden  nach  Registrierung  seiner  Decla- 
ration of  Intention  ^ 

Kein  Fremder  kann  zum  Bürgerrechte  der  Vereinigten 
Staaten  zugelassen  werden,  wenn  zur  Zeit  seiner  Bewerbung 
das  Land,  der  Staat  oder  die  Herrschaft,  deren  Bürger  er 
ist,  mit  den  Vereinigten  Staaten  Krieg  führt'.  Fremde 
afrikanischer  Geburt  oder  Abstammung  können  Bürger 
durch  Naturalisierung  werden,  aber  Indianer  und  Mongolen 
oder  Chinesen  sind  nicht  zur  Naturalisation  berechtigt^. 


1  Bev.  Stet  §  2174. 

«  Rev.  Stat  §  2171. 

"  Rev.  Stat  §  2169.  Die  Verfögiing  bezüglich  der  Afrikaner  ent- 
sprang aus  den  besonderen  Verhältnissen  in  den  Ver.  Staaten,  die  in  der 
SRlaverei  ihren  Ursprung  hatten.  Über  den  Status  der  Indianer  Tgl. 
unten  S.  85  ff.  Obwohl  ein  Chinese  unter  dem  obigen  Statut  nicht  natu- 
ralisiert  werden  kann,  so  wird  doch  „a  child  bom  in  the  United  States 
of  parents  of  Chinese  descent,  who,  at  the  time  of  his  birth,  are  subjects 
of  the  emperor  of  China,  bnt  have  a  permanent  domieil  and  residence 
in  the  United  States,  and  are  there  carrying  on  a  business,  and  are  not 
employed  in  any  diplomatic  or  official  capacity  under  the  emperor  of 
China**,  xur  Zeit  seiner  Geburt  Bürger  der  Ter.  Staaten,  kraft  Klausel  1 
des  XIV.  Amendements  zur  Konstitation.  United  States  v.  W^ong 
Kim  Ark,  169  U.  S.  649  U898>.  Eine  Abhandlung  über  die  chine- 
sischen Falle  und  chinesische  RechtshiUidel,  die  in  den  Ausschliefsnngs- 
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Die  NaturaliBation  des  Vaters  naturalisiert  gleichEäUs 
alle  Kinder  unter  21  Jahren,  die  in  den  Vereinigten  Staaten 
wohnen  ^. 

Sollte  ein  Fremder,  der  seine  Absicht,  Btlrger  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  werden,  kundgegeben  hat,  und  der  un- 
ausgesetzt die  vorgeschriebenen  Anweisungen  zur  Regelung 
seiner  Naturalisation  befolgt,  sterben,  ehe  er  tatsächlich 
naturalisiert  ist,  so  sollen  die  Witwe  und  die  Kinder  eines 
solchen  Fremden  als  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  an- 
gesehen werden'. 

Die  Bestimmungen  der  Statuten  definieren  nicht  genau 
den  Status  minderjähriger  Kinder  von  Vätern,  die  zwar 
ihre  Absicht,  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zu  werden, 
kundgegeben  haben,  aber  die  vorgeschriebenen  Anwei- 
sungen zum  Abschlufs  ihrer  Naturalisierung  nicht  ausgeführt 
haben.  Ebenso  ungenügend  definieren  die  Gesetze  den 
Status  solcher  Kinder  nach  Ek'langung  der  Grofsjährigkeit, 
kraft  einer  solchen  Declaration  of  Intention,  wo  der  Vater 
es  versäumt  hat,  seine  Naturalisierung  durchzuführen.  Der 
Supreme  Court  der  Vereinigten  Staaten  hat  jedoch  an- 
genommen*,    dafs    Minderjährige     einen    vorläufigen 


gesetsen  der  Ver.  Staaten  ihren  Ursprung  haben,  findet  sich  2  Butler, 
Treaty-making  Power  of  the  United  States,  1902,  §  379,  Anmerkungen 
pp.  87—128. 

*  Bev.  Stat  §  2172.  Wohnsitz  in  den  Ver.  Staaten  ist  wesentlich. 
Vgl.  Wharton  a.  a.  O.  §  184.  §  2172  of  the  Bev.  Stet  ist  anwendbar 
„to  such  children  as  were  actually  residing  in  the  United  States  at  the 
time  of  their  £ftther's  natnralisation,  and  to  minor  children,  who  come  to 
the  United  States  during  their  minoribr,  and  while  their  parents  were 
residing  here  in  thecharacter  ofcitisens^.  Staatssekr.  Blaine  an  Herrn 
Kasson,  31.  Mar.  1881,  Mss.  Inst  Anstria,  For.  Bei.  1881.  Vgl.  auch 
Staatssekr.  Bajard  an  Herrn  Kramer,  22.  Mai  1885,  Mss.  Inst. 
Switzerland;  derselbe  an  Herrn  Cole,  9.  Nov.  1885,  Mss.  Dom.  Let.; 
Vize-Staatssekr.  Porter  an  Herrn  Portal,  16.  Juni  1886,  Mss.  Dom. 
Let.  Also  Kinder,  die  im  Auslande  von  Fremden  geboren  sind,  die  nach- 
her nach  den  Ver.  Staaten  mit  ihren  Familien  auswandern  und  wahrend 
der  Minderjährigkeit  dieser  Kinder  naturalisiert  werden,  sind  Burger  der 
Ver.  Staaten.  10  Opin.  Att>  Gen.  329;  State  v.  Pennj,  10  Ark.  621; 
Crane  v.  Reeder,  25  Mich.  308;  Calais  v.  Marshfield,  30  Me.  511. 

*  Bev.  Stat  §  2168. 

*  Boyd  Y.  Thajer,  143  U.  S.  135,  178.    Dieser  Fall  ist  sehr  in- 
teressant   Eine  kurze  Darstellung  der  Tatsachen  in  diesem  FaUe  und 
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Status  durch  die  DeclaratioD  of  Intention  ihrer  Eltern  er- 
werben^ der  sie  berechtigt,  bei  Erlangung  der  Orofsjährig- 
keit  zu  wählen,  ob  sie  den  ihnen  aufgedrängten  Status 
zuriickweisen  und  einer  fremden  Macht  den  Untertanen- 
pflichteid  leisten  wollen,  oder  ob  sie  den  Untertanenpflicht- 
eid  leisten  wollen,  der  für  sie  von  den  Eltern  vorbereitet 
war.  Ea  wurde  femer  angenommen,  dafs,  während  eine 
solche  Optation  gewöhnlich  auf  eigenes  Ansuchen  erfolgt, 
dies  nicht  absolut  notwendig  ist,  und  dafs  lang  fortgesetzte 
Ausübung  der  Rechte  und  Erfüllung  der  Pflichten  des 
Bürgerrechts  also  gleichbedeutend  mit  der  technischen  Er- 
füllung der  Regel  zu  erachten  sei. 

Eine  Naturalisationsurkunde  ist  eine  gerichtliche  Ent- 
scheidung eines  Gerichtshofs.  Deshalb  können  Naturali- 
sationsurkunden ,  die  offenbar  gültig  sind  und  auf  den  Be- 
schlufs  eines  zuständigen  Gerichtshofs  sich  gründen,  nicht 
angezweifelt  werden,  ausgenommen  durch  ein  eigens  zu 
diesem  Zwecke  eingeleitetes  gerichtliches  Verfahren,  oder 
durch  ein  Verfahren,  in  welchem  die  Richtigkeit  der  früher 
gefundenen  Tatsachen  rechtsmäfsig  in  Zweifel  gestellt  werden 
darf^ 


des  Urteils  des  Qeriehtahofs  findet    sich  bei  McCrarj/American  Elec- 
tion  Laws,  §  85  b. 

^  8taat8sekr.  Fish  an  Herrn  SchlÖzer,  8.  Jan.  1875,  Bfss.  Notes, 
Germany;  For.  Rel.  1875;  W  bar  ton  a.  a.  O.  §  174  a.  Vgl.  auch 
Spratt  ▼.  Spratt,  4  Pet.  393;  Stark  ▼.  Chesapeake  Ins.  Co., 
7  Cranch.  420;  United  States  ▼.  Walsh  22  Fed.  Reo.  644;  The 
Acorn,  2  Abb.  434;  M^Coppin's  Case,  5  Sawy.  690;  14  Opin. 
Att'7  Gen.  509.  Eine  Natnralisationsurkunde  kann  nicht  wegen  Fäl- 
schung vor  einer  Internationalen  Kommission  angefochten  werden.  Staats- 
sekr.  ülaine  an  Herrn  Durant,  22  April  1881,  Mss.  Dom.  Lei;  der- 
selbe an  denselben,  30.  Nov.  1881,  ibid.;  vgl.  auch  die  Briefe  des 
Staatssekr.  Frelinghnysen  an  Herrn  Suvdam,  17.  Febr.  1882, 
17  April  1882,  ibid;  Wharton  a.  a.  O.  §  174  a.  Ebenso  wenig  liegt 
es  in  der  Macht  des  Staatssekretars,  ein  von  einem  kompetenten  Ge- 
richtshöfe der  Ver.  Staaten  gegebenes  Naturalisationsdekret  für  ungültig 
zu  erklären.  Staatssekr.  Blaine  an  Herrn  H amiin,  6.  Dez.  1881, 
Mss.  Inst  Spain.  Aber  wenn  eine  Naturali sationsnrkunde  den  Stempel 
der  Fälschung  an  der  Stime  trägt,  und  wenn  bei  einer  Anfrage  an  die 
ausstellende  Gerichtsbehörde  es  sich  herausstellt,  dafs  sie  irrtümlicher- 
weise ausgestellt  ist,  so  wird  sie  vom  Staatadepartemeut  als  ungültig  be- 
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Wenn  das  Naturaliaationsurteil  erfolgt  ist,  ist  der  Be- 
werber mit  allen  Privilegien  ausgestattet,  die  einem  ein- 
geborenen Bürger  der  Vereinigten  Staaten  zustehen,  mit 
Ausnahme  nur  derer,  die  durch  die  Bundesverfassung  ver- 
sagt werden^.  Die  Gültigkeit  eines  Urteils  beruht  nicht 
auf  irgend  einem  Akt  des  Landes  oder  des  Staates,  wo 
der  Fremde  geboren,  und  ebensowenig  auf  der  Zustimmung 
jenes  Landes  oder  Staates.  Die  Naturalisierung  eines 
Fremden  in  den  Vereinigten  Staaten  ist  der  freiwillige  Akt 
der  Person  selbst.  Nach  den  Gesetzen  der  Vereinigten 
Staaten  ist  die  Einwilligung  der  Regierung  seines  Geburts- 
landes nicht  erforderlich  für  die  Zulassung  zum  Bürger- 
recht; und  wenn  er  einmal  den  Charakter  eines  Bürgers 
der  Vereinigten  Staaten  erlangt  hat,  so  haftet  ihm  derselbe 
nach  der  Meinung  der  Regierung  und  der  Gesetze  der  Ver- 
einigten Staaten  an  mit  seinen  eigentümlichen  Rechten  und 
Privilegien  nicht  nur  in  den  Vereinigten  Staaten,  sondern 
in  jedem  fremden  Staate,  in  welchem  er  leben  mag,  sein 
Gtebnrts-  oder  Heimatsland  nicht  ausgenommen^. 

Aufser  der  Naturalisierung  durch  allgemein-rechtliches 
Verfahren,  kann  dieselbe  auch  durch  besondere  Gesetze  er- 
folgen, welche  einem  bestimmt  genannten  Individuum  das 
Bürgerrecht  verleihen ,  durch  allgemeine  Bestimmungen 
einer  Kongrefsakte,  die  ein  Territorium  in  die  Zahl  der 
Staaten  aufnimmt  und  durch  die  Erwerbung  fremder  Ge- 
biete nebst  deren  Bevölkerung  seitens  der  Vereinigten 
Staaten".  Während  der  gewöhnliche  Modus  der  Naturali- 
sierung der  durch  die  bereits  erwähnten  allgemeinen  Ge- 
setze ist,  sind  doch  Beispiele  kollektiver  Naturalisierung 
zahlreich  *. 


trachtet.  Staatssekr.  Marcy  an  Herrn  Yroom,  28.  Mai  1854,  Mss. 
Inat  Prussia. 

1  Osborn  v.  United  States  Bank,  9  Wheat.  788. 

'  StaatsBekr.  Frelinf^huysen  an  Herrn  Gramer,  19.  Dez.  1882, 
Msfl.  Innt  Switzerland.    Vgl.  Zitate  bei  Wharton  a.  a.  O.  §  172. 

»  Cooley  a.  a.  O.  Äl. 

^  Die  bemerkenswertesten  Beispiele  der  Wirkung  dieser  ICacht- 
Vollkommenheit  finden  sich   in  Jay's  Treaty,  1794,  der   das  Bürgerrecht 
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Durch  Verträge  herbeigeftthrte  Modifikationen  bilden, 
wenn  ein  solcher  Vertrag  gehörig  sanktioniert  und  rati- 
fiziert ist,  einen  Teil  des  Naturalisationssystems  der  Ver* 
einigten  Staaten,  soweit  die  durch  Vertragsstipulationen  be- 
rührten Individuen  in  Frage  kommen^. 

C.    Bürgerrecht  verheirateter  Frauen. 

Die  allgemeine  Doktrin  der  Vereinigten  Staaten  be- 
züglich des  Bürgerrechts  verheirateter  Frauen  ist  die,  dafs 
der  politische  Status  der  Ehefrau  dem  des  Ehemanns  folgt', 
und  dafs  die  Nationalität  und  das  Geschäftsdomizil  der  Ehe- 


der  Ver.  Staaten  den  britischen  Untertanen  verlieh,  die  in  Detroit 
wohnten  (8  Stet  at  L.  116,  119);  der  Pariser  Vertrag  1808,  der  das 
Büraerrecht  den  Einwohnern  des  abgetretenen  Landes  verlieh  (8  Stat  at 
L.  §00 — 202);  Vertrag  mit  Mexiko  1848,  durch  welchen  Mexikaner,  die 
in  dem  abgetretenen  Territorium  blieben,  zu  Bfirgem  der  Ver.  Staaten 
erklärt  wurden  (9  Stat.  at  L.  930);  und  die  „Enabling  Acts'',  durch 
welche  die  Staatsregierungen  von  Ohio,  Michigan,  Indiana,  Illinois  und 
Nebraska  gebildet  wurden.  Vgl.  auch  Boyd  v.  Thayer,  143  U.  8. 
135;  United  States  v.  Kitchie,  17  How.  525;  Inglis  v.  Sailor's 
Snug  Harbor,  3  Pet  99;  M^Ilvaine  v.  Coxe^s  Lessee,  2  Cranch. 
208;  auch  4  Cranch.  209;  Crane  v.  Reeder,  25  Mich.  303;  Desbois' 
Gase,  2  Martin  185;  United  States  v.  Laverty,  8  Martin  733; 
Att'y  Gen.  v.  Detroit,  78  Mich.  545;  Am.  Ins.  Co.  v.  Canter, 
1  Pet.  511;  MeKinney  v.  Saviego,  18  How.  235. 

^  Z.  B.  sollten  durch  den  Vertrag  von  1868  mit  dem  Norddeutschen 
Bunde  Bürger  jenes  Bundes,  die  durch  Naturalisierung  Bürger  der  Ver. 
Staaten  werden  und  fünf  Jahre  lang  ununterbrochen  in  den  Ver.  Staaten 
gewohnt  haben,  vom  Nordd.  Bunde  als  amerikanische  Bürger  angesehen 
und  als  solche  behandelt  werden.  Wenn  nun  weiter  ein  in  Amerika 
naturalisierter  Deutscher  seinen  Wohnsitz  in  Deutschland  erneuert,  ohne 
die  Absicht,  nach  Amerika  zurückzukehren,  so  soll  angenommen  werden, 
er  habe  auf  seine  Naturalisation  in  den  Ver.  Staaten  verzichtet  Eine 
solche  Absicht  wird  als  bestehend  angenommen,  wenn  die  in  dem  einen 
Lande  naturalisierte  Person  mehr  als  zwei  Jahre  in  dem  anderen  Lande 
wohnt  Ehe  jedoch  eine  solche  Verfugung  in  Kraft  tritt,  soll  die  Partei 
eine  Gelegenheit  haben,  in  das  Land  seiner  naturalisierten  Bürgerschaft 
zurückzukehren.  Vgl.  Whartona.a.O.  §  178,  179.  Überdies  ist  ein 
solcher  Wohnsitz  nicht  an  sich  beweiskräftig.  Er  kann  als  prima  fiacie- 
Beweis  des  Verzichts  auf  das  Bürgerrecht  betrachtet  werden,  aber  er 
kann  widerlegt  werden.    Vgl.  Wharton  a.  a.  O.  §  179. 

'  Staatssekr.  Frelinghuysen  an  Herrn  Lawrence,  31.  Mirz 
1883,  Mss.  Dom.  Let;  derselbe  an  Herrn  Poster  2  Apr.  1883,  ibid. 
Vgl.  auch  Wharton  a.  a.  O.  §  186. 
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frau  der  Nationalität  und  dem  Domizil  des  Ehemannes 
folgt». 

Eine  Fremde,  die  selbst  gesetzmäfsig  naturalisiert 
werden  konnte,  wird,  nach  ihrer  Ehe  mit  einem  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten,  gleichfalls  als  Bürgerin  betrachtet  ^, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit  oder  den  Ort  der  Ehe  oder 
den  Wohnsitz  der  Parteien^.  Das  Staatsdepartement  läfst 
indessen  keinen  Zweifel  an  dem  Rechte  einer  solchen 
Fremden  zu,  von  den  Autoritäten  als  Bürgerin  der  Ver- 
einigten Staaten  betrachtet  zu  werden,  macht  jedoch  eine 
Ausnahme  bei  dem  Lande,  dem  sie  zur  Zeit  ihrer  Ehe 
Untertanenpflicht  schuldete^.  Gegen  jedes  andere  Land 
jedoch  wird  auf  diesem  Rechte  bestanden. 

Die  Nationalität  einer  an  einen  Fremden  verheirateten 
Amerikanerin  geht  in  der  ihres  Gatten  auf;  aber  es  folgt 
nicht  notwendig  daraus,  dafs  sie  auf  diese  Weise  allen  Un- 
&h]gkeiten  der  Ausländerschaft  unterworfen  ist,  wie  z.  B. 
Erbun&higkeit  oder  Realitäten  zu  übertragen^. 


'  Staatssekr.  Frelinghuysen  au  Fran  Walsh,  81.  Jan.  1884, 
Mas.  Dom.  Let. 

>  Rev.  Stat.  §  1994. 

*  14  Opin.  Att'y  Gen.  402.  So  teilt  eine  an  einen  Barger  der  Ver. 
Staaten  verheiratete  Frau  dessen  Burgerrecht,  wenn  sie  auch  im  Aus- 
lande wohnt.  Kelly  v.  Owen,  7  Wall.  496;  Leonard  v.  Grant, 
5  Fed.  Rep.  11;  6  Sawy.  603;  United  States  v.  Kelly,  11  Biss.  314. 

^  Staatssekr.  Fish  an  Herrn  Je  well,  9.  Juni  1874,  Mss.  Inst. 
Rossia  (Fall  der  Frau  Gordon).  Das  Prinzip  ist  von  Staatssekr.  Fish 
in  einem  Briefe  an  Herrn  Je  well  folgendermafsen  aufgestellt  worden: 
„While  the  United  States  roay  by  law  fix  or  declare  the  conditions  con- 
stituting  Citizens  of  the  country  within  its  own  territorial  Jurisdiction, 
and  may  confer  the  rights  of  American  Citizens  everywhere  upon  persona 
who  are  not  rightfully  subject  to  the  authority  of  any  foreign  country 
or  govemment,  it  ought  not,  by  undertaking  to  confer  the  rights  of 
citizenship  upon  the  subject  of  a  foreign  nation,  who  had  not  come 
within  our  territory,  to  interfere  with  the  just  rights  of  such  nation 
to  the  govemment  and  control  of  its  own  subjects.^ 

^  Staatssekr.  Fish  an  Herrn  Williamson,  22.  Sept  1875,  Mss. 
Inst.  Costa  Rica.  Weder  die  Theorie  noch  die  Praxis  des  Staatsdeparte- 
ments oder  der  Gerichte  ist  in  dieser  Sache  konsequent  gewesen;  doch 
kann  es  jetzt  als  zweifellos  gelten,  dafs  dasselbe  Prinzip,  welches  nach 
§  1994  Rev.  Stat  einer  an  einen  Bürger  der  Ver.  Staaten  verheirateten 
Frau  das  Bürgerrecht  verleiht,  auch  im  Falle  einer  an  einen  Fremden 
verheirateten  Amerikanerin  Anwendung  findet.  Pequinot  v.  Detroit, 
Staats-  u.  YOlkerrechtl.  Abhandl.    IV.  3.  —  Howard.  3 
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Eine  in  den  Vereinigten  Staaten  durch  Ehe  mit  einem 
Vereinigten  Staaten-Bürger  naturalisierte  Ausländerin  wird 
wieder  Ausländerin  durch  nachfolgende  Ehe  mit  einem  An- 
gehörigen ihres  eigenen  Landes^.  Das  von  einer  Fremden 
durch  Ehe  mit  einem  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  er- 
worbene Bürgerrecht  geht  jedoch  durch  den  Tod  ihres 
Ehemannes  nicht  verloren^.  Der  Tod  ihres  Gatten  gibt 
der  Witwe  die  Fähigkeit,  ein  eigenes  Domizil  zu  erwerben, 
aber  berührt  nicht  ihren  Status  als  Bürgerin ,  ob  sie  nun 
in  Amerika  oder  im  Auslande  geboren  ist,  und  ebenso- 
wenig bewirkt  der  Tod  des  Mannes  von  selbst  eine  Ände- 
rung ihres  Domizils*.  Dasselbe  Prinzip  gilt  bei  der  Schei- 
dung a  mensa  et  thoro.  Das  Bürgerrecht  der  geschiedenen 
Frau  wird  durch  das  blofse  Scheidungsurteil  nicht  beein- 
flufst.  Da  aber  die  Fiktion,  dafs  die  Ehefrau  ihre  Heimat 
mit  dem  Ehemanne   teilt,   durch  den  Gesetzakt  selbst  zer- 


16  Fed.  Rep.  211.  Vgl.  aach  19  Opin.  Att>  Gen.  821;  Comitis  v. 
Parkerson,  56  Fed.  Bep.  556;  Beck  v.  McGillies,  9  Barb.  (N.T.) 
35;  15  Opin.  Att>  Oen.  599. 

^  Das  Staatsdepartement  hat  jedoch  angenommen,  dafs  die  blolse 
Tatsache  ihrer  späteren  Ehe  mit  einem  Fremden  sie  ihres  anf  diese 
Weise  erworbenen  Bürgerrechts  nicht  beraubt,  15  Opin.  Att'y  Oen.  599. 
Vgl.  aber  vorige  Bemerkung.  Ebenso  Pequinot  v.  Detroit,  16  Fed. 
Rep.  211. 

'  15  Opin.  Atty  Gen.  599.  AU  Domizil  einer  Witwe  wird  das 
ihres  verstorbenen  Gatten  angenommen,  wenn  sie  nicht  ihr  Recht  aus- 
geübt  hat,  dasselbe  zu  ändern.  Im  Falle  einer  zweiten  Heirat  erwirbt 
sie  das  Domizil  ihres  zweiten  Mannes.  Im  Jahre  lti62  entschied  die 
britische  Regierung  im  Falle  der  in  Amerika  geborenen  Witwen  britischer 
Untertanen,  dafs,  wenn  das  amerikanische  Gesetz  von  ihrem  eigenen  ab- 
wich (das  brit.  Gesetz  übertrug  den  Ehefrauen  brit.  Untertanen  die  Privi- 
legien eingeborener  brit  Untertanen),  und  wenn  die  Ver.  Staaten  wünschten, 
das  amerik.  Gesetz  in  Kraft  zu  setzen,  dafs  dann  das  amerik.  Gesetz 
gelten  sollte,  und  in  Amerika  geborene  Witwen,  die  in  Amerika  wohnen, 
sollten  nicht  zu  einer  Urkunde  berechtigt  sein,  dafs  sie  brit  Untertanen 
wären.  Die  brit  Regierung  entschied  famer  in  dem  Falle  britisch-ge- 
borener Untertaninnen,  die  Witwen  amerikanischer  oder  auslandischer 
Ehegatten  waren,  dafs  sie,  wenn  sie  nach  Auflösung  ihrer  „Covertnr«'' 
die  Wohltat  ihres  brit.  Chjirakters  beanspruchen  sollten,  dies  tun  könnten 
und  als  brit  Untertaninnen  behandelt  werden  sollten.  Pari.  Papers 
No.  189,  zitiert  bei   1  Halleck  a.  a.  O.  424  Anm. 

'  Pennüvlvania  v.  Ravenel  21  How.  108. 


IV.  3.  35 

fttört  ist,  80  kann  sie  ein  besonderes  Domizil  ^,  also  Bürger- 
recht, erwerben  in  jedem  Lande,  das  sie  aufzusuchen  beliebt. 

D.  Bürgerrecht  der  Indianer. 

Von  1787  bis  1871  pflegte  die  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  die  Beziehungen  der  Indianer  zu  den  Ver- 
einigten Staaten  durch  Verträge  zu  regulieren,  die  von  der 
Executive  geschlossen  und  vom  Senate  in  derselben  Weise 
ratifiziert  wurden,  in  welcher  Verträge  mit  fremden  Ländern 
geschlossen  und  ratifiziert  wurden.  Dies  war  gewifs  eine 
anormale  Situation  sowohl  vom  Standpunkte  des  konstitutio- 
nellen wie  des  internationalen  Rechts.  Nach  der  Annahme 
der  Konstitution  wurden  zu  allen  Zeiten  die  Indianer  als 
„Mündel  der  Nation"  angesehen',  die  nur  ein  Okkupations- 
recht besafsen  auf  dem  Boden,  der  in  jedem  Falle  den 
Vereinigten  Staaten  oder  einem  der  Einzelstaaten  gehörte, 
oder  der  als  Territorium  der  Jurisdiktion  eines  oder  des 
anderen,  oder  unter  Umständen  beiden  unterstellt  war^. 
Während  der  achtzig  Jahre,  in  denen  diese  Praxis  befolgt 


^  Minor  a.a.O.  §  52;  Wharton,  Confl.  L.  §46;  Dicey,  Confl. 
L.  180.    Anders  ist  es  im  FaUe  blofser  Separation. 

*  ,yThe8e  Indian  tribes  are  the  wards  of  the  Nation.  They  are 
communities  dependent  on  the  United  States.^  United  States  v. 
Kagama,  118  U.S.  375;  Cherokee  Nation  v.  Georgia,  5  Pet  1; 
Worcester  y.  Oeorgia,  6  Pet.  515,  536. 

'  Vgl.  Godfrey  v.  Beardslej,  2  M^L.  412.  Der  Gerichtshof 
sagte,  die  Indianerst&mine  in  den  Yer.  Staaten  sind  stets  als  besondere 
and  unabh&ngige  politische  Gemeinwesen  betrachtet  worden,  die  das 
Selbstregierongsrecht  beibehalten,  trotzdem  sie  der  beschütEenden  Macht 
der  Ver.  Staaten  unterworfen  sind.  Worcester  v.  Georgia  6  Pet  575. 
Sie  haben  ein  Nutsungsrecht  am  Boden,  das  ihnen  nar  von  den  Ver. 
Staaten  mit  ihrer  Zustimmung  durch  Kauf  oder  ohne  ihre  Zustimmung 
durch  Krieg  genommen  werden  kann.  Vgl.  Johnson  v.  M^Intosh, 
8  Wheat.  543;  Beecher  v.  Wetherby,  95  U.  S.  517;  Jackson  ▼. 
Porter,  1  Paine  457;  Mitchel  v.  United  States,  9  Pet  711; 
Robinson  y.  Coldwell,  29  U.  S.  App.  468;  Bates  ▼.  Clark,  95 
U.  S.  204;  Seneca  Nation  ▼.  Christie,  126  N.  Y.  122;  162  U.  S. 
283;  Fellows  ▼.  Blacksmith,  19  How.  366;  Marsh  v.  Brooks, 
8  How.  223;  14  How.  513;  Choctaw  and  Chicasaw  Nations  v. 
United  States,  34  C*t  of  Claims,  17;  United  States  v.  Cook, 
19  Wall.  591. 
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wurde,    wurden   über  300  Verträge  von   den   Vereinigten 
Staaten  und  den  Indianerstämmen  geschlossen^. 

Die  Frage  des  Indianer-Bürgerrechtes  hat  zu  vielen 
Diskussionen  und  Streitigkeiten  Anlafs  gegeben.  Durch 
ein  Kongrefsstatut  ^  konnten  Indianer  nicht  naturalisiert 
werden.  Dieses  Qesetz  fand  Anwendung  sowohl  auf  Indianer, 
die  ihre  Stammesaffiliation  verloren  hatten,  als  auch  auf  die, 
welche  noch  in  solchen  Verhältnissen  lebten*.  Am  3.  März 
1871  nahm  der  Eongrefs  ein  Qesetz  an,  welches  erklärt,  dafs 
„keine  Indianernation  oder  kein  Indianerstamm  innerhalb  des 
Territoriums  der- Vereinigten  Staaten  als  unabhängige  Nation, 
Stamm  oder  Macht  anerkannt  werden  solle,  mit  welchem 
die  Vereinigten  Staaten  einen  Vertrag  schliefsen  kann ;  aber 
dafs  keine  Verpflichtung  aus  einem  Vertrage,  der  gesetz- 
mäßig mit  einer  solchen  Indianernation  oder  -Stamme  vor 
dem  3.  März  1871  geschlossen  und  ratifiziert  wurde,  für 
ungültig  gehalten  oder  angezweifelt  werden  soUe^^.  Dies 
Statut  war  als  direkter  Angriff  auf  die  Stammesautonomie 
beabsichtigt.  Die  Politik  des  Statuts  jedoch  wurde  nicht 
ausgeführt.  „Die  sonderbare  Methode,  keine  Verträge  mit 
einem  Volke  mehr  schliefsen  zu  wollen,  mit  dem  wir  noch 
immer  im  Kriege  lagen,  blieb  auf  unserm  Statutenbuch  als 
eine  weitere  der  vielen  Anomalien  unserer  Indianerpolitik  ^.^ 

^  Eine  vollstiindi^  AufiEahlung  dieser  Vertrage  findet  sich  in  einem 
vom  Dept  des  Innern  veröffentlichten  Dokument:  A  Compilation  of  all 
tbe  Treaties  between  the  United  States  and  the  Indian  Tribes  etc. 
Washington,  GovH  Printing  Office  1873.  Vgl.  auch  Uistonr  of  the  Treaties 
and  Laws  of  the  U.  S.,  Bioren  and  Duane's  Ed'n,  597—620. 

s  Rev.  Stat  §  2169. 

*  United  States  v.  Osborne,  6  Sawy,  406,  409. 

«  Bev.  Stat  §  2079. 

^  Das  Statut  vom  3.  März  1871  ist  nicht  aufirafassen  als  ein  Ent- 
schlufs  des  Kongresses,  die  alten  Methoden  aufsngeben;  „Agreements** 
wurden  auch  weiterhin  mit  den  Indianerstammen  geschlossen.  Das 
Hauptresultot  des  Gesetzes  war,  wie  beabsichtigt,  dafs  die  Mafs- 
regeln  nicht  mehr  von  der  vertragschliefsenden  Macht  (Präsident  und 
Senat),  sondern  vom  gesetzgebenden  Körper  getroffen  wurden.  Das  Statut 
war  das  Ergebnis  eines  Kampfes  des  House  of  Bepresentatives  um  die 
Mitwirkung  bei  diesen  MaTsregeln,  und  es  wurde  dem  Senate  am  letzten 
Tage  einer  Session  dadurch  oktrojriert,  dafs  man  es  in  einer  Appro- 
priation Bill  aufiuJun! 
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Ein  bedeutender  Fortschritt  wurde  jedoch  durch  ein 
Gesetz  vom  3.  März  1885  gemacht  Dieses  bestimmte,  dafs 
fernerhin  Indianer  wegen  sieben  Hauptverbrechen  gegen 
ihre  Stammesgenossen  oder  gegen  sonst  jemand  bestraft 
werden  sollten.  Wenn  das  Verbrechen  in  einem  Territorium, 
in  oder  aufserhalb  einer  Reservation,  begangen  wurde,  sollte 
es  nach  dem  Territorialgesetze  und  vor  den  Territorialgerichts- 
höfen bestraft  werden;  wurde  es  in  einem  Staate  und  auf 
einer  Reservation  begangen,  so  sollte  es  nach  denselben  Oe- 
setzen  bestraft  werden  und  in  denselben  Qerichtshöfen,  wie 
wenn  die  Tat  in  einem  Orte  unter  der  ausschliefslichen 
Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten  begangen  worden 
wäre^.  Dieses  wichtige  Statut  beansprucht  im  Prinzip 
volle  Jurisdiktion  für  die  Vereinigten  Staaten  über  die 
Indianer  auf  ihren  Reservationen  in  einem  Staate  oder 
Territorium  ". 

Am  8.  Febr.  1887  wurde  ein  Gesetz  angenommen, 
welches  den  gröüsten  Fortschritt  in  der  Gesetzgebung  über 
Indianer -Angelegenheiten  bedeutet.  Dieses  Statut  ist  das 
„General  Land-in-Severalty  Law**,  gewöhnlich  die  „Dawes 
Bill''  genannt.  Der  Zweck  dieses  Gesetzes  ist,  wie  der 
Titel  besagt  „Ländereien  in  severalty  an  die  Indianer  auf 
den  verschiedenen  Reservationen  zu  verteilen  und  den  Schutz 
der  Gesetze  der  Vereinigten  Staaten  und  Territorien  auf 
die  Indianer  auszudehnen,  sowie  fbr  andere  Zwecke**.  Es 
wurde  bestimmt,  „dafs  nach  erfolgter  Anweisung  und  Re- 
gistrierung der  Ländereien  jedes  Mitglied  der  Stämme  und 
Indianerhorden,  denen  Ländereien  angewiesen  wurden,  die 
Wohltaten  und  Pflichten  der  Zivil-  und  Kriminalgesetze 
des  Staates   oder  Territoriums,  in  welchem  sie  wohnen,  ge- 


>  23  Stet  at  Lai^,  Ch.  841,  362;  §  9,  385. 

'  Vordem  hatten  die  Gesetze  die  Handlungen  der  Indianer  gegen 
ihre  Stammesgenossen  im  Indianergebiete  aasgenommen.  VgL  gericht- 
licher Entscheid  des  Sapreme  Court  der  Ver.  Staaten  in  einem  Falle, 
der  unter  das  Stotut  vom  3.  ManE  1885  fiel:  United  States  v.  Ka- 
gama,  118  U.  S.  375.  Vgl.  Aber  den  Zustand  vor  jenem  Datum  Elk 
T.  Wilkins,  112  U.  S.  U. 
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niefsen  sollen,  und  kein  Territorium  soll  ein  Gesetz  an- 
nehmen oder  erzwingen,  welches  einem  solchen  Indianer 
gleichmäfsigen  Schutz  seiner  Rechte  versagt  Jeder  inner- 
halb der  territorialen  Qrenzen  der  Vereinigten  Staaten  ge- 
borene Indianer,  welchem  Land  zugeteilt  worden  ist  unter 
den  Bedingungen  dieses  Gesetzes  oder  durch  sonstige  Ge- 
setze oder  Verträge,  sowie  jeder  in  den  Territorialen  der 
Vereinigten  Staaten  geborene  Indianer,  der  freiwillig  in  den 
besagten  Grenzen  getrennt  und  fem  von  jedem  Indianer- 
stamme seinen  Wohnsitz  aufgeschlagen  hat  und  die  Ge- 
wohnheiten des  zivilisierten  Lebens  angenommen  hat,  wird 
hierdurch  zum  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  erklärt  und 
ist  berechtigt  zu  allen  Rechten,  Privilegien  und  Freiheiten 
solcher  Bürger,  gleichgültig  ob  er  durch  Geburt  oder  sonst- 
wie ein  Mitglied  eines  Indianerstammes  in  den  territorialen 
Grenzen  der  Vereinigten  Staaten  gewesen  ist  oder  nichts 
ohne  dafs  jedoch  in  irgend  einer  Weise  das  Recht  eines 
solchen  Indianers  auf  Stammes-  oder  sonstiges  Eigentum 
beeinträchtigt  oder  sonstwie  berührt  wird^  So  hat  durch 
ein  allgemeines  Gesetz,  das  auf  alle  Reservationen  An- 
wendung findet,  „der  Präsident  die  Befugnis  erhalten,  fast 
jeden  Reservations  -  Indianer  aufserhalb  der  zivilisierten 
Stämme  zu  einem  Landbesitzer  in  severalty  und  zu  einem 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  gegen  seinen  Willen 
zu  machen.  Das  Bürgerrecht  läfst  sich  dem  Landeigen- 
tumsrechte folgen**  ^. 


»  8up.  Rev.  Stat  Vol.  1,  p.  536. 

*  Vgl.  die  beiden  Artikel  „A  People  without  Law**,  Atlantic  Monthly, 
Vol.  68,  p.  540,  676,  Vgl.  auch  den  wertvollen  Artikel  von  George 
F.  Canfield,  15  Am.  Law.  Rev.  21.  Über  die  Ernennung  der  Dawes 
Commission  zur  Regulierung  der  Indianer-Angelegenheiten  im  Indianer- 
Territorium  unter  dem  Gesetz  vom  3.  März  189o,  vgl.  Indian  Appro- 
priation Act  für  das  am  30.  Juni  1894  endende  Fiskaljahr.  U.  S.  Stat.  at 
L.  612,  §  16,  p.  645.  Über  Verträge  mit  den  Indianern  vgl.  II  Butler 
a.  a.  O.  pp.  195—236.  Vgl.  auch  Part  II,  Indian  Affairs,  Annual  Report 
of  Interior  for  1899:  Stephens  v.  Cherokee  Nation,  174  U.S.  445; 
Report  of  Commissioner  of  Indian  Affairs  for  1898,  p.  479;  Thebo  v. 
Choctaw  Tribe,  66  Fed.  Rep.  372.  In  United  States  v.  Flour- 
uoy  u.  s.  w.,  71  Fed.  Rep.  57o  (1896)  war  angenommen  worden,  daCi> 
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II.    Der  Erwerb  des  Bflrgerrechts  in  einem  Einzelstaate. 

Das  XIV.  Amendement  erkennt  die  Tatsache  an^  dafs 
es  ein  doppeltes  Bürgerrecht  im  amerikanischen  Regierungs- 
system gibt,  ein  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten  und 
ein  Bürgerrecht  der  einzelnen  Staaten.  Diese  beiden  exi- 
stieren gewöhnlich  in  derselben  Person  nebeneinander.  Es 
gibt  jedoch  ein  Bürgerrecht  der  Vereinigten  Staaten,  das 
mit  dem  Bürgerrecht  eines  Einzelstaates  nicht  verbunden 
ist^.  Es  kann  kein  Bürgerrecht  eines  Einzelstaates  geben, 
welches  nicht  verbunden  ist  mit  dem  Bürgerrecht  der  Ver- 
einigten Staaten^. 


wenn  Indianer  zu  Bfir^rn  gemacht  werden,  dies  nicht  notwendigerweise 
die  Beschrankungen  der  Veraufserung  beseitigte,  die  durch  Vertrag  und 
Statut  ihnen  auferlegt  war.  Wharton  a.  a.  O.  §§  196,  208—211,  bringt 
gleichfalls  einiges  Material  über  den  Gegenstand  der  Indianer- Verhält- 
nisse bis  1886.  Über  die  Rechtsverhältnisse  der  Stammes-Indianer  in 
den  verschiedenen  Einzelstaaten ,  vgl.  Danzeil  v.  Webquish,  108 
Mass.  133;  Seneca  Nation  v.  Christie,  126  N.  Y.  122;  State  v. 
Newell,  24  Atl.  Kep.  943  (Maine  1892);  The  Cherokee  Trust 
Funds,  117  U.  S.  288,  303.  In  State  v.  Norris,  37  Neb.  299,  war 
angenommen,  dafs  unter  der  „Dawes  Bill^  Indianer  zur  Wahl  berechtigt 
wären.  Über  Vorschläge  zu  einer  weiteren  Gesetzgebung  in  Angelegen- 
heiten der  Indianer,  vgl.  die  Erste  Jährliche  Botschaft  des  Präsidenten 
Roosevelt,  3.  Dez.  1901. 

^  Das  kann  indes  nur  der  Fall  sein  in  Territorien  und  anderen 
Orten  unter  der  ausschliefslichen  Jurisdiktion  der  Ver.  Staaten.  Es  kann, 
nach  dem  XIV.  Amendement,  kein  Burgerrecht  der  Ver.  Staaten  inner- 
halb eines  Einzelstaates  geben,  das  unverbunden  ist  mit  dem  Bürgerrecht 
jenes  Einzelstaates.  Cooley  a.  a.  O.  272,  vorausgesetzt,  dafs  dort  ein 
Domizil  erworben  ist 

'  V.  Holst,  Staatsrecht  der  Ver.  Staaten  von  Amerika  (Marq.  Hdb.), 
p.  134  Anm.  3,  befindet  sich  gewifs  im  Irrtum,  wenn  er  diesen  Satz 
kritisiert  Er  sagt:  »^i^  Cooley  sagen  kann:  ,It  is  impossible  to 
conceive  of  such  a  Status  as  citizenship  of  a  State  unconnected  with  ci- 
tizenship  of  the  United  States*,  ist  mir  unverständlich,  denn  auch  das 
XIV.  Amendement  hat  den  Staaten  das  Recht,  ihr  Sonderbürgerrecht 
ganz  nach  ihrem  Belieben  zu  verleihen,  offenbar  in  keiner  Weise  ver- 
kümmert Eis  spricht  nur  aus,  was  auch  schon  früher  anerkannter 
Grundsatz  war  (Pierre  Gassies  v.  Jean  Ballon,  Peters  VI,  761,  1832), 
nämlich,  dafs  kein  Staat  Bürgern  der  Ver.  Staaten  sein  Bürgerrecht  vor- 
enthalten kann,  sondern  dasselbe  von  diesen  durch  die  Tatsache  der 
Domiziliernng  gewonnen  wird.^  v.  Holst  übersieht  offenbar  die  funda- 
mentale Tatsache,  dafs  im  amerikanischen  System,  nach  dem  XIV.  Amende- 
ment,  das  Bürgerrecht  der  Ver.  Staaten   primär  ist    Das  Staatsbürger- 
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•     den  Vereinigten  Staaten  geborenen   und  ihrer 

'"  iMrnrfenen   Personen,    auch    naturalisierte 

Jurisdiktion^ Jt^r^^^^^^  ^^^  Vereinigten    Staaten  und   des 

^Zl^^terin  welchem  sie  wohnenj.    Mit  andern  Worten, 

in  Bürger  eines  Einzelstaates  ist  ein  Bürger  der  Vereinigten 

Staaten,    der  dort  ein  Domizil  erworben  hat.     Ein  Bürger 

Aer  Vereinigten  Staaten,  ob  durch  Geburt  oder  durch  Natu- 

Jisation,  wird  beim  Erwerb  eines  Domizils  in  einem  Einzel- 
Staate  ipso  facto  ein  Bürger  jenes  Einzelstaates.  Im  Staate 
creborene  Kinder  werden  durch  Geburt  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten,  und  wenn  ihr  Ursprungsdomizil  in  jenem 
Staate  ist,  so  werden  sie  kraft  dieses  Domizils  Bürger  jenes 
Staates,  bis  sie  ein  anderes  Domizil  erworben  haben.  Jede 
Frage  nach  dem  Bürgerrecht  betrifft  unmittelbar  die  Frage 


recht  setit  d&s  Bürgerrecht  der  Ver.  Staaten  als  eine  wesentliche  Be- 
dingung voraus.  Kein  Staat  kann  einen  Fremden  naturalisieren.  Diese 
Befugnis  gehört  ausschlierslich  dem  Kongrefs.  Ein  Staat  kann  Fremden, 
die  in  seinen  Grensen  wohnen,  politische  und  andere  PriTilegien  ver- 
leihen, aber  weder  die  Ausfibong  des  Stimmrechts  und  anderer  spesieller 
Privil^en,  noch  die  Lange  seines  Aufenthaltes  können  für  einen  solchen 
Fremden  Anerkennung  seitens  der  Bundesgerichte  als  Bürger  der  Ver. 
Staaten,  oder  auch  nur  des  Staates,  in  welchem  er  residiert,  erwirken: 
auch  können  sie  ihm  nicht  das  Recht  verleihen ,  als  Bürger  eines  solchen 
Staates  vor  dem  Bundesgerichte  zu  prozessieren.  Ein  durch  Staatsgesetse 
mit  dem  Stimmrecht  ausgestatteter  Fremder  hört  nicht  auf,  ein  Fremder 
Mtt  sein.  Lanz  v.  Randall,  4  Dill.  425,  430;  Minneapolis  v. 
Reum,  56  Fed.  Rep.  576.  Ein  Bürger  eines  Staates  ist  ein  Bürger  der 
Ver.  Staaten,  der  in  jenem  Staate  ein  Domizil  erworben  hat  Eis  in 
einem  Staate  geborenes  Kind  ist  durch  seine  Geburt  in  den  Ver.  Staaten 
ein  Bürger  der  Ver.  Staaten,  ohne  Rücksicht  auf  den  Staat,  in  welchen 
das  Gesetz  sein  Ursprungsdomisil  verlegen  mag.  Ein  in  einem  Staate 
geborenes  Kind  ist  kein  Bürger  jenes  Staates,  wenn  es  dort  kein  Domizil 
hat.  In  jedem  Falle  ist  eine  Person  ein  Bürger  eines  Staates  nicht  dareh 
einen  Recfatssatz  des  Einzelstaates,  sondern  weil  sie  zuerst  Bürger  der 
Ver.  Staaten  ward«  und  ein  Domizil  in  jenem  Staate  erwarb.  Das  Staats- 
bürgerrecht ist  deshalb  zufällig  begründetes  Bürgerrecht  Ein  in 
einem  Staate  domizilierter  Bürger  der  Ver.  Staaten  ist  ein  Bürger  jenes 
Staates,  ohne  Rücksicht  anf  den  WiUen  des  Individuums  selbst:  aach 
kann  ein  solche«  Bürgerrecht  von  dem  betreffenden  Staate  nicht  an- 
gezweifelt  werden.  Das  Bürgerrecht  der  Ver.  Staaten  ist  eine  Sache  der 
Gebort  oder  Natural isation.  Das  Bürgerrecht  eines  Staates  beruht  auf 
dem  Bürgerrecht  der  Ver.  Staaten  als  seiner  primären  Bedingung  and 
ist  eine  Sache  des  Domizils  Letzteres  kann  von  dem  Bürgerrechte  der 
Ver.  Staaten  nicht  getrennt  existieren. 
■  XrV.  Araend  t  Const  U.  8. 
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nach  dem  Domizil.  Wir  müssen  abo  zuerst  betrachten, 
was  jenes  Domizil  begründet,  dessen  Besitz  das  Bürgerrecht 
des  Einzelstaates   verteilt,    in    welchem  es  erworben  wird^. 

Man  wird  bemerken,  dafs  eine  Person,  geboren  oder 
naturalisiert  u.  s.  w.,  „ein  Bürger  des  Staates  ist,  in  welchem 
sie  residiert".  Durch  eine  Reihe  von  Entscheidungen  der 
Bundesgerichte  ist  es  festgestellt,  dafs  Bürgerrecht  und 
blofse  Residenz  (mere  residence)  nicht  gleichbedeutend 
sind.  Körperliche  Anwesenheit  in  einem  Staate,  so  lange 
sie  auch  dauern  mag,  verleiht  nicht  das  Bürgerrecht  in 
jenem  Staate.  Residenz,  die  das  Staatsbürgerrecht  mit  sich 
bringt,  ist  jene  gesetzmäfsige  Residenz,  die  durch  Erwerb 
eines  Domizils  im  Staate  sichergestellt  wird  ^.  Was  ist  also 
das  Domizil?  und  wie  wird  es  erworben? 

Diese  Frage  ist  bereits  gestreift  worden  bei  der  Er- 
örterung des  Erwerbs  des  Bürgerrechts  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Die  dort  auseinandergesetzten  allgemeinen  Grund- 
sätze gelten  auch  hier.  Eine  Person  sui  juris,  die  in  einem 
gegebenen  Staate  tatsächlich  residiert  und  ihre  Heimat  hat, 
ist  dort  domiziliert,  vorausgesetzt,  sie  hat  sich  rechtlich  eine 
Absicht  gebildet,  dort  dauernd  oder  während  einer 
unbegrenzten  und  unbestimmten  Zeit  zu  bleiben.  Solch 
ein  Domizil  würde  ein  Wahldomizil  sein.  Aber  es  gibt 
Personen  non  sui  juris  und  die  deshalb  unfähig  sind,  sich 
eine  Absicht  dauernder  Residenz  zu  bilden ;  in  diesem  Falle 
mufs  das  Gesetz  eine  Absicht,    in  einem  gegebenen  Staate 


^  Die  Wichtigkeit  f  Fragen  des  Staatsbürgerrechts  zu  entscheiden, 
besonders  bei  Dingen,  die  politische  Rechte,  staatliche  und  Bundes-Juris- 
diktion  involvieren,  ist  so  offenbar,  dafs  darüber  nicht  weiter  geredet  zu 
werden  braucht.  Z.  B.  die  Frage,  ob  ein  Fall  an  die  Bundesgerichte 
geht,  oder  ob  eine  Berufung  beim  Supreme  Court  erhoben  werden  kann 
auf  Orund  des  verschiedenen  Staatsbürgerrechts  der  Prozefsführenden. 
U.  S.  Const  Art.  III  Sect  2. 

'  Vgl.  Besprechung  in  85  Am.  Law.  Rev.  p.  801  ff.;  Sharon  v. 
Hill,  26Fed.  Rep.  337,  342;  Morris  v.  Gilmer,  129  U.  8.  315,  329; 
Jones  V.  Leaque,  18  Flow.  76,  81;  Kingman  v.  Holthouse,  59 
Fed.  Rep.  305;  Butler  v.  Farnsworth,  4  Wash.  101;  Parker  v. 
Overman,  18  How.  137;  Robertson  v.  Cease,  97  ü.  8.  646; 
Everhart  v.  Huntsville  College,  120  U.  S.  233;  Denny  v.  Pi- 
roni,  141  U.  S.  121. 
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zu  residieren,  prfisumieren ,  was  also  auf  ein  konstruk- 
tives Domizil  hinausläuft.  In  beiden  Fällen  würde  das 
Bürgerrecht  vom  Domizil  abhängen,  und  das  Domizil  würde 
sich  auf  tatsächliche  oder  konstruktive  Residenz  oder  wirk- 
liche oder  konstruktive  Absicht  gründen.  Der  Klarheit 
wegen  werden  diese  beiden  Arten  Domizil  getrennt  be- 
trachtet werden,  doch  mufs  man  sich  hüten  zu  glauben, 
dafs,  weil  es  zwei  Arten  von  Domizil  gibt,  es  auch  zwei 
entsprechende  Arten  von  Staatsbürgerrecht  gebe. 

A.  Wahldomizil. 

Ein  Wahldomizil  schliefst  in  sich,  dafs  die  Person  sui 
juris  ist,  d.  h.  rechtlich  befthigt  ist,  ihren  Willen  mit  Bezug 
auf  ihren  dauernden  Wohnsitz  kundzutun,  und  dafs  sie  diesen 
Willen  geäufsert  hat^  Drei  Elemente  bilden  die  Voraus- 
setzung für  die  Begründung  eines  Wahldomizils:  1.  Frei- 
heit der  Wahl;  2.  tatsächliche  Anwesenheit  in  der  er- 
wählten örtlichkeit;  3.  die  Absicht,  dort  dauernd  zu  bleiben  '. 

1.  Um  ein  Wahldomizil  zu  erwerben,  mufs  also  die 
Person  dem  Gesetze  und  der  Wirklichkeit  nach  die  Fi'ei- 
heit  benutzen,  selbst  einen  Wohnsitz  zu  wählen.  Es  können 
jedoch  Streitfragen  über  das  Domizil  einer  Person  ent- 
stehen, welche,  obwohl  sie  nicht  an  gesetzlicher  Oeschäfts- 
unfthigkeit  leidet,  doch  sich  unter  einem  derartigen  phy- 
sischen, geistigen  oder  sonstigen  Zwang  befindet,  dafs  die 
wirkliche  Freiheit  der  Wahl  beeinträchtigt  wird.  Solche 
Fragen   entstehen   im   Falle  von  Gefangenen,  Flüchtlingen 

^  Minor  a.  a.  O.,  p.  109.  Dies  BchlieTst  natürlich  einen  Wechsel 
des  Domiiils  g^eg^n  das  der  Geburt  nicht  ein.  Die  Person  „kann  bei  Er- 
reichung der  Grofsjährigkeit  wählen,  dort  lu  bleiben". 

^  Minor  a.  a.  O.  p.  110  „Sonderbarerweise^!  sag^  Minor,  „kann,  ob- 
wohl alle  diese  Attribute  für  die  Erwerbung  eines  Domizils  wesentlich 
»ind,  das  einmal  erworbene  Domizil  fortdauern,  obwohl  alle  drei  Be- 
dingungen oder  eine  von  ihnen  fehlen.  Ein  einmal  erworbenes  DomiaU 
dauert  fort,  bis  ein  anderes  erworben  ist,  obwohl  die  Partei  dort  gegen 
ihren  Willen  zurückgehalten  wird,  z.  B.  durch  Einkerkerung,  oder  ob- 
wohl sie,  während  sie  im  Staate  wohnen  bleibt,  ihre  Absicht,  dort  dauenid 
zu  wohnen,  ändert,  oder  selbst  wenn  sie  den  Staat  ganz  verläfst,  wird 
doch  kein  neues  Domizil  erworben." 
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und  Invaliden,  die  in  dem  Staate  ihres  UrsprungsdomizÜB 
nicht  leben  können  and  dergleichen.  Die  Hauptfrage  ist 
nicht  die,  welcher  Beweggrund  die  Person  veranlafst  hat, 
eine  Wahl  zu  treffen,  sondern  ob  sie  wirklich  entschieden 
hat,  dauernd  in  dem  gegebenen  Ort  zu  bleiben.  Wenn 
sie  sich  so  entschieden  hat,  ist  es  unwesentlich,  welches 
Motiv  die  Wahl  veranlafst  hat.  Das  Motiv  kann  unmora- 
lisch, sogar  ungesetzlich  sein  ^  Sie  ist  Bürger  des  Staates, 
in  welchem  sie  ihr  Domizil  hat'.  Es  konnte  kaum  an- 
genommen werden,  dafs  ein  GeiHngnis  der  gefangenen 
Person  dortselbst  ein  Wahldomizil  geben  würde.  Augen- 
scheinlich würde  also  ein  Gefangener,  der  bereits  ein  Domizil 
und  deshalb  in  einem  Staate  Bürgerrecht  erworben  hat,  sein 
früheres  Bürgerrecht  und  Domizil  auch  beibehalten,  wenn  er 
in  einem  andern  Staate  eingesperrt  würde.  Dies  würde  un- 
zweifelhaft richtig  sein  da,  wo  die  Einsperrung  des  Gefangenen 
eine  Reihe  von  Jahren  dauertet  Im  Falle  von  Flücht- 
lingen mufs  die  Absicht,  dauernd  in  dem  Zufluchtsstaate  zu 
residieren,   positiv   bewiesen    werden,    da   kein   natürlicher 


1  Minor  a.  a.  O.  p.  110,  111  zitiert  Young  v.  PoUak,  85  Ala. 
439,  5  So.  279,  282;  Hegemann  v.  Fox,  81  Barb.  (N.  Y.)  475,  488; 
Fosdick  V.  Fosdick,  15  R.  I.  130,  23  AÜ.  140;  State  v.  Boss,  76 
N.  C.  242,  22  Am.  Rep.  678,  679;  Colburn  v.  Colburn,  70  Mich.  647, 
38  N.  W.  607.  Vgl.  Reed  v.  Reed,  52  Mich.  117,  17  N.  W.  720,  50 
Am.  Rep.  247,  251;  Ennis  v.  Smith,  14  How.  400,  401;  Guarantee 
Co.  V.  Bank,  95  Va.  480,  28  8.  E.  909,  3  Va.  Law  Reg.  873. 

'  ESs  ist  ZQ  bemerken,  dafs,  wenn  ein  Bürger  eines  Staates  oder 
eines  Territoriams  sein  Domizil  aufgibt  und  ein  Domizil  in  einem  an- 
dern Staate  erwirbt,  er  dadurch  sein  Bürgerrecht  in  dem  ersten  Staate 
verliert  and  es  im  letzteren  erwirbt,  ohne  Rücksicht  auf  seine  Absicht 
in  dieser  Sache.  Das  heifst,  während  der  Erwerb  eines  Domizils  von 
der  Absicht,  dauernd  zu  bleiben,  abhängt,  folgt  das  Bürgerrecht  dem 
Domizil,  ohne  Rücksicht  auf  die  Absicht  der  Person,  ein  solches  Bürger- 
recht zu  erwerben.  Dougherty  v.  Snjder,  15  8.  u.  R.  (Penn.)  84, 
16  Am.  Dec.  520;  Firth  ▼.  Firth,  50  N.J.  Eq.  137,  24  Atl.  916,  917. 

»  Vgl.  Guarantee  Co.  v.  Bank,  95  Va.  480,  28  S.  E.  909,  3  Va. 
Law  Rep.  878.  Prof.  Minor  scheint  der  Ansicht  zuzuneigen,  dafs  das- 
selbe Prinzip  Anwendung  auf  eine  Person  findet,  die  auf  Lebenszeit  ein- 
gekerkert ist,  weil  blofse  Resignation  ins  Unvermeidliche  keine  Wahl  be- 
gründet. Um  ein  Domizil  zu  erwerben,  mufs  positiv  bewiesen  werden, 
dafs  er  sich  freiwillig  vorgenommen  hat,  dauernd  im  Orte  seiner  Ge- 
fangenschaft zu  leben.    Minor  a.  a.  O.  p.  111. 


44  IV.  3. 

Beweisgrund  vorliegt,  dafs  sie  ihr  früheres  Domizil  auf- 
gegeben haben  ^,  ehe  sie  als  Bürger  ihres  Zufluchtsstaates 
betrachtet  werden  können.  Bei  Kranken,  die  aus  Gesund- 
heitsrücksichten in  einem  andern  Staate  wohnen,  wird  die 
Absicht  und  nicht  das  Motiy  den  Ausschlag  geben.  „Wenn 
es  seine  Absicht  ist,  dauernd  an  seinem  neuen  Wohnsitz 
zu  bleiben,  so  ist  die  Tatsache,  dafs  er  gezwungen  ist,  seine 
Wahl  aus  Besorgnis  um  sein  Leben  zu  treffen,  unwesent- 
lich. Das  Motiv  seines  Entschlusses  wird  nicht  untersucht 
werden.  Aber  er  mufs  beabsichtigen,  in  dem  Orte,  den  er 
seiner  Gesundheit  wegen  aufsucht,  zu  leben.  Die  Absicht, 
blofs  dortselbst  zu  sterben,  genügt  nicht ^^^  Wenn  sich 
also  ein  Kranker  in  einen  andern  Staat  begibt,  um  dort 
dauernd  zu  leben ,  erwirbt  er  ein  Domizil  in  jenem  Staate 
und  dessen  Bürgerrecht. 

2.  Das  zweite  Erfordernis  fbr  die  Begründung  eines 
Wahldomizils  ist  die  wirkliche  körperliche  Anwesenheit  der 
Person.  Dieser  Ausdruck  „actual  presence^  wird  anstelle 
des  gewöhnlichen  Wortes  „residence^  gebraucht,  um  Ver- 
wechslungen zu  vermeiden,  obwohl  sowohl  gesetzlich  wie 
tatsächlich  Anwesenheit,  wenn  sie  mit  der  Absicht,  dort  zu 
bleiben,  verbunden  ist,  Residenz  ist.  Der  Besitz  von  Grund- 
besitz, die  Pacht  der  Miete  eines  Wohnsitzes  oder  die  Be- 
ziehung eines  Logis,  sind  sehr  wichtig  als  Beweis  der  Ab- 
sicht (evidence  of  animus),  aber  kein  wesentlicher  Faktor 
jener  wirklichen  oder  physischen  Anwesenheit,  die  ein  grund- 
legendes Erfordernis  eines  Wahldomizils  ist^.  Es  ist  auch 
nicht  notwendig,  dafs  die  physische  Anwesenheit  fort- 
dauert, um  ein  Wahldomizil  zu  erwerben.  Im  Augen- 
blicke, wo  die  Tatsache  tatsächlicher  Anwesenheit  sich  mit 
dem   animus  manendi   verbindet,   ist   ein    Wahldomizil   be- 


»  Young  V.  Pollak,  85  Ala.  439,  5  So.  279,  282;  Chitty  v. 
Chitty,  118  N.  C.  647,  24  8.  E.  517,  32  L.  R.  A.  394;  Reed  v.  Reed, 
52  Mich.  117,  50  Am.  Rep.  247,  248,  17  N.  W.  720. 

'  Minor  a.  a.  O.  p.  112.  Vgl.  auch  pp.  113,  114  die  Erörtercmg 
der  allgemeinen  in  Frage  kommenden  Grandaatse. 

"  Ouier  ▼.  O'Daniel,  1  Binn  (Penn.)  349  Anm. 
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gründet,  gleichviel  wie  kurze  Zeit  die  Person  wirklich  an- 
wesend gewesen  ist,  oder  gleichgültig  wie  kurz  die  Periode 
ist,  während  welcher  diese  physische  Anwesenheit  andauert  ^ 
3.  Das  dritte  Erfordernis  für  die  Schaffung  eines 
Wahldomizils  ist  der  animus  manendi.  Es  genügt  nicht 
die  Absicht,  eine  bestimmte,  wenn  auch  noch  so  lange 
Reihe  von  Jahren  zu  bleiben  und  dann  fortzuziehen.  Es 
mufs  eine  feste  und  endgültige  Absicht  bestehen,  dauernd 
oder  wenigstens  eine  unbegrenzte  und  unbestimmte  Zeit 
lang  zu  bleiben,  ohne  die  definitive  Absicht,  schliefslich 
fortzuziehen  ^.  Eine  blofse  vorübergehende  und  schwankende 
Absicht,  in  eine  frühere  Heimat  zurückzukehren  oder  in 
einer  künftigen  unbestimmten  und  von  Umständen  abhängigen 


»  Vgl.  White  V.  Tennant,  31  W.  Va.  790,  8  S.  E.  596,  597.  In 
diesem  Falle  gab  der  Betreffende  seine  Kesidenz  in  einem  Staate  auf, 
ohne  Absicht,  sie  wieder  aufzunehmen,  und  reiste  mit  seiner  Familie  nach 
eiii^m  Hause  in  einem  anderen  Staate,  wo  er  danach  zu  residieren  be- 
absichtigte. Nachdem  er  und  seine  Familie  in  ihrem  neuen  Hause  an- 
gekommen waren,  das  nur  ca.  Vs  Meile  von  der  Staatsgrenze  entfernt 
lag,  gaben  sie  dort  ihr  Gepäck  ab  und  kehrten  denselben  Tag  zurück, 
um  die  Nacht  bei  einem  Verwandten  zuzubringen,  der  jenseits  der  Grenze 
im  Staate  ihrer  früheren  Heimat  wohnte,  mit  der  Absicht,  am  folgenden 
Morgen  zurückzukehren.  Aber  der  Mann  wurde  dort  durch  Krankheit 
festgehalten  und  starb  in  der  Folge  daselbst,  ohne  jemals  in  sein  neues 
Heim  zurückgekehrt  zu  sein  und  ohne  dort  tatsächlich  gewohnt  zu 
haben.  Das  Gericht  betrachtet  ihn  jedoch  als  in  dem  Staate  seiner  neuen 
Heimat  domiziliert,  weil  er,  wenn  er  auch  nicht  wirklich  dort  gewohnt 
hatte,  doch  dortselbst  physisch  anwesend  gewesen  war,  mit  der  Absicht, 
sie  von  nun  an  zu  seiner  dauernden  Heimat  zu  machen.  Vgl.  auch 
Lowry  v.  Bradly,  1  Speeres  Eq.  (S.  C.)  1,  39  Am.  Dec.  142,  144: 
auch  Hill  v.  Hill,  166  Hl.  54,  46  N.  E.  751-,  Hart  v.  Lindsey,  17 
N.  H.  285,  43  Am.  Dec.  601;  Hairston  v.  Hairston,  27  Miss.  704, 
61  Am.  Dec.  530;  Price  v.  Price,  156  Penna.  St  617,  27  Atl.  291; 
State  V.  Palmer  65  N.  H.  9,  17  Ati.  977. 

«  Minor  a.  a.  0.  p.  117;  Allgood  v.  Williams,  92  Ala.  551, 
8  So.  722;  Young  ▼.  Pollak,  85  Ala.  439,  5  So.  279,  282;  Hairston 
V.  Hairston,  27  Miss.  704,  61  Am.  Dec.  530;  Price  v.  Price,  156 
Penna.  St.  617,  27  AÜ.  291;  Hood^s  Estate,  21  Penna.  St  106,  116; 
Firth  V.  Firth,  50  N.  J.  Eq.  137,  24  Atl.  916,  917;  Harral  v. 
Harral,  39  N.  J.  Eq.  379,  51  Am.  Eep.  17,  21;  Hill  v.  Hill,  166 
m.  54,  46  N.  E.  751,  752;  Dupuy  v.  W^urtz,  53  N.  Y.  556;  Vischer 
▼.  Vischer,  12  Barb.  (N.  Y.)  640,  643;  Jennison  v.  Hapgood,  10 
Pick  (Maas.)  77,  98,  19  Am.  Dec.  258;  Lowry  v.  Bradley,  1  Speer'» 
Eq.  (S.  C.)  1,  39  Am.  Dec.  142,  144;  City  of  Hartford,  v.  Cham- 
pion, 58  Conn.  268,  20  Atl.  471,  473. 
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Zeit  sonstwohin  fortzuziehen^  bildet  kein  Hindernis  für  die 
Erwerbung  eines  Domizils  am  neuen  Wohnorte  ^  Ander- 
seits genügt  eine  zufällige  oder  bedingte  Absicht,  oder  die 
Wahrscheinlichkeit  eines  dauernden  Wohnsitzes,  nicht  für 
den  Erwerb  eines  Domizils^.  An  anderer  Stelle  ist  kon- 
statiert, dafs  ein  einmal  geschaffenes  Domizil  beibehalten 
wird,  bis  ein  neues  erworben  wird.  Da  dieses  neue  Domizil 
facto  et  animo  erworben  wird,  so  wird  kein  späterer 
Wechsel  der  Absicht,  ohne  die  gleichzeitige  notwendig^e 
physische  Anwesenheit  am  neuen  Wohnorte,  einen  Domizil- 
wechsel bewirken.  Ebensowenig  wird  Abwesenheit  yom 
Staate  des  Domizils,  wenn  sie  auch  mit  der  Absicht  nicht 
zurückzukehren  verbunden  ist,  das  Domizil  zerstören.  „Diese 
rein  negativen  Voraussetzungen  werden  keinen  Domizil- 
wechsel herbeiführen.  Die  Voraussetzungen  milssen  positiv 
sein.  Die  Partei  mufs  nicht  nur  von  ihrer  früheren  Heimat 
abwesend  sein,  sondern  sie  mufs  in  der  neuen  anwesend 
sein;  sie  mufs  nicht  nur  nicht  beabsichtigen,  die  frühere 
fernerhin  zu  ihrem  permanenten  Wohnsitz  zu  machen, 
sondern  sie  mufs  positiv  beabsichtigen,  die  neue  Heimat  zu 
ihrem  permanenten  Wohnsitz  zu  machen.  Und  diese  beiden 
positiven  Voraussetzungen  müssen  nebeneinander  vorhanden 
sein^/  Solange  sie  nicht  koexistieren,  behält  die  Partei  ihr 
früheres  Domizil  ^ 


1  Story,  Confl.  L.  §  46;  Minor  a.  a.  O.  §  61,  118,  zitiert  lahl- 
reiche  F&Ue. 

^  Boss  y.  Koss,  108  Mass.  576,  577;  Whitney  v.  Sherburn, 
12  Allen  (Mass.),  111,  114;  Mayo  v.  Eqaitable  u.  s.  w.  Society, 
71  Miss.  590,  15  So.  791,  792;  Smith  v.  People,  44  XU.  28;  y^l.  auch 
Hegemann  v.  Fox,  31  Karb.  (N.  Y.)  475,  483—484. 

»  Minor  a.  a.  O.  §  63;  City  of  Hartford  v.  Champion,  58 
Conn.  268,  20  Atl.  471;  Dnpuy  v.  Wurts,  53  N.  V.  556;  Jennison 
y.  Hapffood,  10  Pick.  (Mass.)  77,  98,  19  Am.  Dec.  258;  Shaw  y. 
Shaw,  98  Mass.  158;  Price  y.  Price,  156  Penn.  St  617,  27  Atl.  291; 
Cooper  y.  Beers,  143  111.  25,  38  N.  E.  61;  Mitchell  y.  United 
States  21  Wall.  350. 

^  „Citizenship  is  a  Status  or  condition,  and  is  the  resuit  of  both 
act  and  intent.  An  adult  person  cannot  become  a  Citizen  of  a  State  by 
merely  intending  to  do  so,  nor  does  any  one  become  such  a  citiaen  by 
niere  residence.    The  residence  and  intent  mnst  oo-ezist  and  correspondL" 
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Um  es  kurz  zusammenzufassen:  Das  Bürgerrecht  des 
Einzelstaates  wird  durch  das  Domizil  Destimmt,  und  im  Falle 
handlungsfilhiger  Personen,  durch  das  Wahldomizil.  Das 
Wahldomizil  wird  begrtlndet  durch  physische  Anwesenheit 
am  neuen  Wohnorte,  verbunden  mit  der  Absicht,  dauernd 
zu  bleiben.  Beides,  factum  und  animus,  müssen  sich 
vereinigen,  und  im  Momente,  wo  sie  zusammentreffen, 
ist  das  Domizil  geschaffen.  Ein  einmal  geschaffenes  Wahl- 
domizil bleibt  bestehen,  bis  durch  nochmalige  Vereinigung 
von  factum  und  animus  ein  neues  Domizil  geschaffen  wird. 
Der  Wechsel  der  Absicht  allein  oder  der  Lokalitäten  ge- 
nügt nicht,  um  den  Wechsel  des  Domizils  zu  begründen. 
Beide  müssen  koexistieren  als  positive  Voraussetzungen. 
Eine  Person  also,  die  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  ist, 
ist  ein  Bürger  des  Staates,  welchem  das  Gesetz  ihr  als  ihr 
gesetzliches  Domizil  bezeichnet,  und  sie  behält  das  Bürger- 
recht in  jenem  Staate,  bis  sie  ein  gesetzliches  Domizil  in 
einem  andern  erworben  hat,  durch  welchen  Akt  ihr  Bürger- 
recht dorthin  übertragen  wird. 

B.   Konstruktives  Domizil. 

Personen  non  sui  juris  sind  rechtlich  un&hig,  ein 
Wahldomizil  zu  erwerben.  Das  Recht  mufs  ihnen  also  ein 
Domizil  anweisen,  welches  „konstruktives  Domizil"  genannt 
werden  kann.  Ungleich  dem  Wahldomizil,  welches  durch 
das  Nebeneinanderbestehen  von  factum  und  animus  ge- 
schaffen wird,  beruht  das  konstruktive  Domizil  auf  recht- 
licher Annahme,   die  indessen  gewöhnlich  so  begründet  ist, 

Jodge  Demdy,  in  Sharon  v.  Hill,  26  Fad.  Rep.  387,  342.  „A  Citizen 
of  the  United  States  in  entitled  to  transfer  hin  citizenship  from  one  State 
to  another  by  change  of  domicil,  whenever  he  desires  to  do  so.  And 
when  there  has  been  an  actoal  removal,  with  intent  to  make  a  perma- 
nent residence,  and  the  acts  correspond  with  the  purpose,  the  change  of 
domicil  is  completed,  and  the  law  forces  upon  him  the  character  of  a 
Citizen  of  the  State  where  he  has  chosen  bis  domicil,  although  he  may 
have  formerly  declared  that  he  nevertbeless  considered  himself  a  Citizen 
of  the  State  he  has  left."  Amer.  u.  Eng.  Enc  Iaw,  2nd  Ed'n,  p.  32. 
Butler  ▼.  Farnsworth,  4  Wasb.  101,  103,  Fed.  Gas.  2240. 
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dafs  sie  in  der  Hauptsache  entscheidend  und  unbestreitbar 
ist.  Wie  beim  Wahldomizil,  folgt  das  Bürgerrecht  dem  kon- 
struktiven Domizil,  da  die  Art  des  Domizils  bei  der  Ent- 
scheidung ohne  wesentlichen  Einflufs  ist.  Die  wichtigsten 
Fälle  des  konstruktiven  Domizils  sind  die  der  Kinder,  ver- 
heirateter Frauen  und  der  Personen  non  compos  mentis. 
Diese  werden  kurz  betrachtet  werden. 

1.  Das  Gesetz  nimmt  an,  dafs  die  Heimat  des  Kindes 
bei  den  Eltern  ist  und  während  der  Minderjährigkeit  so 
bleibt.  Der  Vater  eines  ehelichen  Kindes  ist  in  den  Augen 
des  Gesetzes  sein  natürlicher  Vormund,  und  dadurch  wird 
das  Domizil  des  Kindes  durch  das  des  Vaters  bestimmt 
und  ändert  sich  mit  diesem,  wenn  der  Vater  während  der 
Zeit  der  Minderjährigkeit  des  Kindes  am  Leben  bleibt^. 
Der  wirkliche  Aufenthaltsort  des  Kindes  ist  nicht  der  ent- 
scheidende Faktor".  Wenngleich  der  Vater  zu  jeder  Zeit 
das  Domizil  des  Kindes  ändern  kann  dadurch,  dafs  er  selbst 
sein  Domizil  ändert,  ist  er  im  allgemeinen  nicht  berechtigt, 
dem  Kinde  ein  anderes  Domizil  zu  geben  als  sein  eigenes*. 
Wenn  jedoch  der  Vater  auf  die  gesetzliche  und  physische 
Obhut  über  das  Kind  verzichtet  hat,  z.  B.  durch  einen 
Lehrvertrag  ^  oder  dadurch,  dafs  er  das  Kind  einer  dritten 


»  Story,  Confl.  L.  §  46;  Wharton,  Confl.  L.  §41:  Minor 
a.  a.  O.  §  87;  Lamar  v.  Micou,  112  U.  S.  452;  School  Directors 
V.  James,  2  W.  &  S.  (Penn.)  568,  37  Am.  Dec  525,  Van  Metre  v. 
Sankey,  148  111.  356.  36  N.  E.  628;  Meare  v.  Sinclair,  1  W.  Va. 
185;  Dreaser  v.  Illuminating:  Co.  49  Fed.  Hep.  257;  Hiestand  v. 
Knns,  8  Blackf.  (Ind.)  345,  46  Am.  Dec  481;  Wood  ward  ▼.  Wood- 
ward, 87  Tenn.  644,  11  S.W.  892,  896;  Kline  ▼.  Kline,  57  la.  386. 
10  N.  W.  825,  826. 

'  Der  Grundsatz  g^lt  auch ,  wenn  der  Vater  und  die  Mutter  jeder 
für  sich  in  verschiedenen  Staaten  wohnen,  und  selbst  wenn  das  Kind  bei 
der  Mutter  wohnt  Allgood  ▼.  Williams,  92  Ala.  551,  8  So.  722; 
Lamar  v.  Micou,  114  U.  S.  214;  Kelsey  v.  Green,  69  Conn.  291, 
37  Ati.  679. 

*  Minor  a.  a.  O.  §  37;  Woodward  v.  Woodward,  87  Tenn. 
644,  11  S.  W.  892. 

^  Im  Falle  der  Lehrzeit  pflegt  das  Domizil  und  daher  das  Bürger- 
recht des  Kindes  dem  des  Meisters  zu  folgen,  sogar  wenn  derselbe  in 
einen  andern  Staat  übersiedelt,  vorausgesetzt,  dafs  ein  solcher  Umsug 
im  Lehrvertrage  vorgesehen  ist. 
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Partei  zur  Adoption  überläfst,  oder  wenn  durch  Gerichts- 
beschlufs  im  Ehescheidungsverfahren  das  Kind  aus  der 
Obhut  des  Vaters  genommen  und  der  Mutter  gegeben  wird, 
dann  hat  der  Vater  aufgehört,  natürlicher  Vormund  zu  sein  ^, 
und  das  Domizil  des  Kindes  folgt  dem  des  durch  gesetz- 
liches Verfahren  ernannten  Vormundes.  Wenn  der  Vater 
während  der  Minderjährigkeit  des  Kindes  stirbt,  so  ist  das 
allgemeine  Rechtsprinzip  das,  dals  die  Mutter  an  die  Stelle 
des  Vaters  als  natürlicher  Vormund  des  Kindes  tritt,  so 
lange  als  sie  unverheiratet  bleibt  und  für  die  Vertrauens- 
erfüllung geeignet  ist.  E^  ist  daher  allgemein  anerkannte 
Rechtslehre,  dafs  das  Domizil  des  vaterlosen  Kindes  mit 
dem  der  Mutter  wechselt,  so  lange  als  sie  unverheiratet 
bleibt,  und  dals  deshalb  die  Macht  der  verwitweten  Mutter 
in  Bezug  auf  das  Domizil  des  Kindes  dieselbe  ist  wie  die 
des  Vaters,  wenn  er  noch  am  Leben  wäre'.  Über  die 
Wirkung  der  Wiederverheiratung  der  Mutter  auf  das  Domizil 
des  Kindes  bestehen  Streitigkeiten  unter  den  Autoritäten. 
Die  logischere  Ansicht  scheint  die  zu  sein,  dafs,  wenn  nach 
der  Wiederverheiratung  der  Mutter  der  Minderjährige  bei 
der  Mutter  in  des  Stiefvaters  Hause  wohnt,  dies  das  Domi- 
zil des  Kindes  wird.  Andernfalls  behält  das  Kind  das 
Domizil   der    Mutter   vor    der    Wiederverheiratun^  ®.      Wo 


1  Vgl.  Kelsey  v.  Green,  69  Conn.  291,  37  Atl.  679.  Im  Text 
wird  angenommen,  dafs  die  Adoption  gesetslich  anerkannt  ist.  Vgl. 
Boss  V.  Boss,  129Maa8.  243,  37  Am.  Bep.  321;  Washbnrn  ▼.  White, 
140  Mass.  568;  In  Be  Johnson  87  la.  130;  Lamar  v.  Micou,  112 
ü.  8.  452. 

*  Minor  a.  a.  O.  §38;  Story,  Confl.  L.  g  46  Anm.  C;  Wharton, 
Confl.  L.  §  41;  Lamar  v.  Micou,  112  U.  S.  452;  Van  Metre  v.  Sän- 
ke/, 148111.356,36  N.E.  628;  Woodward  v.  Woodward,  87  Tenn. 
644,  11  S.  W.  892;  Allen  v.  Thomason,  11  Humph.  (Tenn.)  536,  54 
Am.  Dec.  55,  57  Anm.;  Mears  v.  Sinclair,  1  W.  Va.  185;  Sncces- 
sion  of  Lewis.  10  La.  Ann.  789,  63  Am.  Dec.  600,  601-602;  Scbool 
Directors  v.  James,  2  W.  u.  S.  (Penn.)  568,  570,  37  Am.  Dec.  525; 
Dedham  ▼.  Natick,  16  Mass.  135. 

>  Vgl.  Blythe  t.  Ayres,  96  Cal.  532,  31  Fac.  915,  919;  Succes- 
sion  of  Lewis,  10  La.  Ann.  789,  68  Am.  Dec.  600,  601-602;  Wh eeler 
▼.  Hollis,  19  Tex.  522,  70  Am.  Dec.  363,  367;  Brown  v.  Lynch, 
2  Bradf.  (N.  T.)  214.  Andere  Autoritäten  dagegen  halten  dafür,  dafs  das 
Domizil  der  minderjährigen  Kinder  der  Ehefrau  von  der  Zeit  ihrer 
Staats-  u.  TOlkerreohtl.  Abhandl.    IV.  3.  -  Howard.  4 
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Wd«  Eltern  während  der  Minderjährigkeit  der  Kinder 
!»lttrbeiu  ist  die  Frage  nach  dem  Domizil  schwieriger  zu 
l^^en«  Die  anerkannte  Rechtslehre,  die  sich  auf  den  Orund- 
«ata  stallt«  dafs  ein  einmal  erworbenes  Domizil  beibehalten 
wird«  bis  ein  neues  gegründet  ist,  ist  die,  dafs  ein  Minder- 
jähriger, dessen  beide  Eltern  gestorben  sind,  das  Domizil 
d«ö  überlebenden  Teiles  beibehält ,  bis  es  gesetzlich  ge- 
ändert ist.  Alle  Autoritäten  stimmen  darin  überein,  daCs 
ein  verwaistes  Kind  nicht  durch  eigene  Handlung  sein 
Domiiil  ändern  kann;  aber  sie  sind  geteilter  Meinung  über 
die  Frage,  ob  der  Vormund  befugt  ist,  das  Domizil  des 
Mündels  zu  ändern.  Das  amerikanische  Recht  kennt  drei 
Klassen  von  Vormündern:  1.  den  durch  die  Natur 
gegebenen  Vormund  (natural  guardian)^,  der  die 
Aufsicht  über  die  Person  des  Mündels  hat  und  die  Sorge 
tUr  seine  Erziehung  trägt;  2.  den  bestellten  Vor- 
mund, der  vom  Gericht  bestellt  ist  und  dem  die  Sorge  fllr 
das  Vermögen  des  Mündels  und  für  seine  Person  obliegt, 
wenn  kein  natural  guardian  vorhanden  ist;  3.  den  testa- 
mentarischen Vormund,  dessen  Autorität  sich  auf 
die  Statuten  der  verschiedenen  Staaten  gründet  und  dessen 
Kontrolle  sich  gewöhnlich  auf  die  Person  und  das  Eigen- 
tum des  Mündels  erstreckt.  Die  Machtbefugnisse  des 
natural  guardian  sind  oben  genügend  geschildert.  Das 
Domizil  des  Kindes  kann  ohne  weiteres  als  das  seines 
natural  guardian  angesehen  werden.  Die  Hauptstreitfrage 
entsteht  bezüglich   der  Macht  des  bestellten  und  testamen- 


Wiedenrerheiratung  ab  durch  weiteren  Domizilwechsel  des  Stiefvaters 
und  seiner  Fran  nicht  beeinflnCit  wird,  sondern  da  bleibt,  wo  es  zur  Zeit 
der  zweiten  Ehe  der  Mutter  war,  bis  sie  wieder  „discouvert**  wird,  oder 
bis  die  Kinder  grofsjahrif  werden  und  sich  selbst  ihr  Domizil  auswählen. 
Lamar  v.  Micou,  112  U.  S.  452;  Woodward  v.  Woodward,  87 
Tenn.  644.    Vgl.  Minor  a.  a.  O.  §  d9. 

'  Der  natural  guardian  eines  ehelichen  Kindes  ist  iu  erster  Linie 
der  Vater,  wenn  er  gestorben  ist,  die  Mutter,  und  wenn  beide  Eltern  tot 
sind,  kann  nach  dem  Common  Law  jeder  Vorfahre  des  Mindeijahrigen 
in  direkter  Linie,  dessen  Erbe  er  ist,  der  natural  guardian  sein.  Lamar 
V.  Micou,  114   V,  S.  218;  Darden  v.  Wyatt,  15  Ga.  414. 
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tarischen  Vormunds,  das  Domizil  des  Mündels  während 
dessen  Minderjährigkeit  zu  ändern  ^  Die  am  besten  be- 
gründete Meinung  scheint  die  des  Professor  Minor  zu 
sein',  wie  sie  im  folgenden  verzeichnet  ist.  „Da  der  testa- 
mentarische oder  bestellte  Vormund  keine  gesetzliche  Autori- 
tät und  Rechte  über  die  Person  des  Mündels  aufseAalb 
der  Jurisdiktion,  für  welche  er  bestellt  und  als  solcher 
qualifiziert  ist,  besitzt^,  und  da  weiter  das  Mündel  im  all- 
gemeinen kein  wirkliches  Mitglied  der  Familie  des  Vor- 
munds ist,  noch  sein  Heim  dauernd  mit  dem  Vormund  zu 
teilen  beabsichtigt,  so  scheint,  mit  Bezug  auf  das  die  Staats- 
angehörigkeit begründende  Domizil  (national  or  quasi  natio- 
nal^ domicii)  des  Mündels,  der  Schiurs  gerechtfertigt,  dafs 
ein  Domizilwechsel  von  Seiten  des  Vormundes  in  der  Regel 
keine  entsprechende  Änderung  im  Domizil  des  Mündels  im 
Gefolge  hat/ 

„Aber  wenn  das  Mündel  tatsächlich  ein  Mitglied  der 
Familie  des  Vormundes  ist,  das  bei  ihm  wohnt  und  tat- 
sächlich mit  ihm  nach  dem  neuen  Wohnort  verzieht,  so  ist 
anzunehmen,  dafs  sein  Domizil  mit  dem  seines  Vormundes 
wechselt*^." 

„Was   nun   den   Unterschied   zwisclien   einem   ,natural' 


'  Falle,  in  denen  die  Oerichte  angenommen  haben,  dafs  diese  Vor- 
münder in  loco  parentis  zum  Mündel  stehen  und  in  alle  Machtbefugnisse 
der  Eltern  eintreten,  inkl.  die  Änderunj?  des  Domizils,  finden  sich  bei 
Townsend  ▼.  Kendall,  4  Minn.  412,  77  Am.  Dec  584,  536;  Wheeler 
V.  Halliß,  19  Texas  522,  70  Am.  Dec.  363,  365;  Wood  v.  Wood, 
5  Pai.  Ch.  (N.  Y.)  596,  28  Am.  Dec.  451;  White  v.  Howard,  52  Barb. 
(N.  Y.)294,  318;  Woodworth  ▼.  Spring,  4  Alien  (Mass.)  321;  Lamar 
y.  Micou,  112U.  S.  452;  Talbot  v.  Chamberlain,  149  Mass.  57,  20 
N.  E.  805,  3  L.  R.  A.  254.  Die  gegenteilige  Ansicht  findet  sich  bei 
Woodward  v.  Woodward,  87  Tenn.  644,  11  S.W.  892,  896;  Mears 
V.  Sinclair,  1  W.  Va.  185;  Daniel  v.  Hill,  52  Ala.  430;  Hiestand 
V.  K uns,  8  Blackf.  (Ind.)  345,  46  Am.  Dec  48. 

3  Minor  a.  a.  O.  §  41. 

>  Vgl.  Minor  a.  a.  O.  §  115  und  zitierte  FäHe. 

^  Unter  „quasi- national''  Domizil  versteht  Minor  Staats domiail, 
mit  dem  wir  uns  hier  ausschliefslich  beschäftigen. 

B  So  lag  die  Sfiche  in  Wheeler  v.  HoHis,  19  Tex.  522,  70  Am. 
Dec.  363;  White  v.  Howard,  52  Barb.  (N.  Y.)  294,  wo  angenommen 
wurde,  dafs  das  Domizil  des  Mündels  dem  des  Vormundes  folgt. 
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und  einem  testamentarischen  oder  gerichtlich  bestellten  Vor- 
mund betrifft,  so  ist  daran  zu  erinnern,  dafs  die  gesetzliche 
Obhut  über  die  Person  des  Kindes  durch  Landesrecht  und 
nach  der  Natur  der  Sache  dem  ersteren  obliegt,  so  lange 
er  fbr  die  Vertrauenserfüllung  geeignet  bleibt  Daher 
sollte  man  erwarten,  dafs  so  lange  ein  natural  guardian  am 
Leben  ist,  das  Domizil  des  Kindes  eher  dessen  Domizil 
folgt  als  dem  des  testamentarischen  oder  bestellten  Vor- 
mundes. Diese  Schlufsfolgerung  wird  auch  durch  die  Rechts- 
fölle  bestätigt  ^'^ 

Das  Domizil  eines  unehelichen  Kindes  folgt  dem  der 
Mutter  ohne  Rücksicht  auf  den  Geburtsort  und  auf  das 
Domizil  des  Vaters.  Wenn  die  Mutter  verheiratet  sein 
sollte,  würde  der  Grundsatz  zur  Anwendung  kommen,  der 
für  eheliche  Kinder  in  Anwendung  kommt,  deren  verwit- 
wete Mutter  wieder  heiratet'.  Bezüglich  seines  konstruk- 
tiven Domizils  bringt  die  Ehelichkeitserklärung  eines  aufser 
der  Ehe  geborenen  Kindes  dasselbe  in  dieselbe  Lage,  als 
ob  es  legitim  geboren  wäre,  und  sein  Domizil  richtet  sich 
nach  denselben  Regeln  wie  beim  ehelichen  Kinde.  Adoption« 
die  unter  den  Staatsgesetzen  stattfindet,  schliefst  gewöhn- 
lich die  Übergabe  der  Aufsicht  der  Eltei-n  oder  Vormünder 
an  den  Adoptivvater  in  sich,  der  demzufolge  der  natural 
guardian  des  Kindes  wird,  und  sein  Domizil  ist  auch  das 
des  adoptierten  Kindes^. 

2.  E»  gilt  als  allgemeine  Gesetzregel,  dafs  eine  Frau 
bei  ihrer  Heirat  sofort  das  Domizil  ihres  Gatten  erwirbt, 
und  dafs  sich  da,  wo  die  Beziehungen  zwischen  Mann  und 
Frau  einen  normalen  Charakter  behalten,   ihr  Domizil  mit 


^  Minor  zitiert  Seiter  ▼.  Straub,  1  Demar.  (N.  T.)264;  School 
Directors  v.  James,  2  W.  u.  8.  (Penn.)  568,  87  Am.  Dec  525; 
Kirkland  ▼.  Whately,  4  Allen  (Bfa88.)462;  Wood  y.  Wood,  5  Pai. 
Cb.  (N.  T.)  596,  28  Am.  Dec  451;  Lamar  ▼.  Micou,  114  U.  S.  218. 

«  Blythe  v.  Ayre»,  96  Cal.  532,  31  Pac.  915,  919. 

*  Robb  y.  Boss,  129  Mass.  243,  263,  37  Am.  Bep  321;  Wash- 
bnrn  ▼.  White,  140  Mass.  558;  Foster  v.  Waterman,  124  Maas. 
592;  Woodward  ▼.  Woodward,  87  Tenn.  644,  11  S.  W.  892,  896. 
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dem  des  Gatten  ändert,  ohne  Rücksicht  auf  die  tatsächliche 
örtlichkeit  ihrer  Residenz  nach  der  Ehe  ^  Wo  jedoch  die 
Beziehungen  zwischen  Mann  und  Frau  einen  abnormen 
Charakter  angenommen  haben,  gilt  diese  Regel  nicht,  wie 
z.  B.  bei  der  Ehescheidung,  beabsichtigter  Ehescheidung, 
böswilligem  Verlassen  u.  dergl.  Die  in  diesen  Fällen  gel- 
tenden Regeln  müssen  noch  kurz  erwähnt  werden^.  Es 
kann  als  feststehend  betrachtet  werden,  dafs  da,  wo  eine 
Frau  von  ihrem  Manne  verlassen  ist,  und  wenn  die  Frau 
Trennung  oder  Scheidung  vom  Ehebande  auf  diesen  Orund 
hin  beantragt,  sie  auf  das  konstruktive  Domizil,  das  durch 
ihren  Ehestatus  geschaffen  ist,  verzichten  und  ein  besonderes 
Domizil  begründen  kann,  wo  sie  die  Ehescheidung  erlangen 
kann^.  Wenn  die  Frau  ihren  Mann  verläfst,  scheint  es, 
dafs  sie,  obwohl  die  Gründe  ihrer  Handlung  genügenden 
Grund  für  eine  Ehescheidung  liefern  würden,  doch  wenn 
sie   nicht  wirklich   um   Scheidung  nachsucht,   das  Domizil 


1  Minor  a.  a.  O.  §  46.  Zitierte  Fälle:  Barber  v.  Barber, 
21  How.  582;  Cheeley  v.  Clayton,  110  U.  S.  701,  705;  Suter  v. 
8ater,  72  Miss.  S45,  16  So.  674;  Burtis  v.  Burtis,  161  Mass.  508, 
510;  Watkins  v.  Watkins,  135  Mass.  83,  85;  Hunt  v.  Hunt,  72 
N.  Y.  217;  28  Am.  Rep.  129,  Hill  v.  Hill,  166  Hl.  54,  46  N.  E.  751, 
752;  White  v.  White,  18  R.  I.  292,  27  Atl.  506;  Kline  ▼.  Kline. 
57  la.  386,  10  N.  W.  825,  826;  Arrington  v.  Arrington,  102  N.  C. 
491,  9  8.  E.  200;  Harding  v.  Alden,  9  Greenl.  (Me)  148,  23  Am.  Dec. 
549;  Williams  v.  Saunders,  5  Coldw.  (Tenn.)  60 ;  Bmith  v.  Smith, 
19  Neb.  706.  28  N.  W.  296,  298;  Champson  v.  Champson,  40  La. 
Ann.  28,  3  So.  397,  399;  Shreck  v.  Shreck,  32  Tex.  578,  5  Am.  Rep, 
251,  252;  Harriso n  v.  Harrison,  20  Ala.  629,  56  Am.  Dec.  257; 
Jenness  v.  Jenness,  24  Ind.  355,  87  Am.  Dec.  335;  Harral  v. 
Harral,  39  N.  J.  Eq.  379,  51  Am.  Rep.  17,  23;  Doughertj  ▼.  Snyder, 
15  S.  u.  R.  (Penn.)  84,  16  Am.  Dec  520;  Maguire  v.  Maguire  7 
Dana.  (Ky)  181,  186;  Warrender  v.  Warrender,  2  Cl.  &  F.  488. 

'  Eine  ausfuhrliche  Besprechung  siehe  bei  Minor  a.  a.  O.  §§  46 
bis  58;  Wharton,  Confl.  L.  §  43  ff.;  Story,  Ck>nfl.  L.  §  46  ff. 

'  Barber  v.  Barber,  21  How.  582,  594,  495;  Harteau  v. 
Harteau,  14  Pick.  (Mass.)  181,  25  Am.  Dec.  372;  Hood  ▼.  Hood, 
11  Allen  (Mass.)  196,  199,  87  Am.  Dec  709;  Blackinton  v.  Blackin- 
ton,  141  Mass.  432,  435;  Hunt  v.  Hunt,  72  N.  Y,  217,  242—243,  28 
Am.  Rep.  129;  Harding  v.  Alden,  9  Greenl.  (Me.)  140,  23  Am.  Dec. 
549;  White  v.  White,  18  R.  I.  292,  27  Atl.  506;  Kline  v.  Kline, 
57  la.  386,  10  N.  W.  825,  826. 
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ihres  Gatten  beibehält  ^  Bei  einer  Frau,  deren  Gatte 
geisteskrank  oder  sonstwie  unfähig  ist,  ist  die  HauptBaohe, 
soweit  das  Domizil  der  Frau  in  Frage  kommt,  ob  die 
dauernde  Geisteskrankheit  oder  sonstige  Un&higkeit  dea 
Mannes  gerichtlich  bescheinigt  ist.  Hat  das  Gesetz 
die  Untüchtigkeit  und  Unfähigkeit  des  Gatten,  das  Familien- 
haupt zu  sein  und  die  ihm  obliegenden  Pflichten  zu  er- 
füllen, ausgesprochen,  so  steht  es  der  Frau  frei,  für  sich 
und  ihre  minderjährigen  Kinder  ein  Domizil  zu  wählen '. 
Insofern  nun  als  die  Gesetze  der  Einzelstaaten  fast  ohne 
Ausnahme  erfordern,  dafs  der  Kläger  in  einem  Scheidungs- 
prozefs  in  dem  Staate,  wo  der  Prozefs  eingebracht  wird, 
residiert,  entsteht  die  Frage:  Kann  eine  Frau,  die  die  Schei- 
dung beabsichtigt,  ein  von  ihrem  Manne  getrenntes  Domizil 
in  einem  anderen  Staate  zum  Zwecke  der  Scheidung  er> 
werben?  Der  Grundsatz  in  einem  solchen  Falle,  wie  in 
zahlreichen  Fällen  bestätigt  ist,  scheint  der  zu  sein,  ^dafs 
eine  unschuldige  Frau  für  Scheidungszwecke  ein  von  ihrem 
Manne  getrenntes  Domizil  erwerben  kann,  und  dies  ist 
wahrscheinlich  jedesmal  der  Fall,  wo  ihre  Interessen  den 
seinigen  entgegengesetzt  und  von  der  Lokalität  des  Domi- 
zils abhängig  sind,  vorausgesetzt,  sie  wohnt  dort  wirklich 
und  bringt  wirklich   die  Frage  vor  ein  Gericht"  •.     Wenn 


1  Smith  V.  Smith,  43  La.  Ann.  1140,  10  So.  248,  249;  Barber 
V.  Barber,  21  How.  582;  Cheever  v.  Wilson,  9  Wall.  108,  124; 
Shaw  y.  Shaw,  98  Maas.  158:  Burlen  v.  Shannon,  115  Mass.  488, 
447;  Cheeley  ▼.  Clayton,  110  U.  S.  701,  705;  Chapman  ▼.  Chap- 
man,  129  111.  386,  21  N.  E.  806;  Flower  v.  Flower,  42  N.  J.  Et{. 
152,  7  Atl.  669;  Arrington  v.  Arrington,  102  N.  C.  491,  9  8.  E. 
200;  Schreck  ▼.  Schreck,  32  Tez.  578,  5  Am    Rep.  251. 

^  Allgemeine»  Bekanntsein,  dafs  der  Gatte  wahnsinnig  oder  nun- 
rechnnngsfilhig  ist,  ja  sogar  das  Zeugnis  von  SachTerstündigen  yerbnnden 
mit  Intemierang,  wurde  nicht  gendgen.  Es  mufs  ein  gesetzliches  Urteil 
bestehen.  Es  mufs  das  Urteil  eines  inständigen  Gericht«!  voriianden  sein. 
Wenn  solch  ein  Urteilsspruch  fehlt,  dauert  das  Domizil  der  Frau  fort 
und  folg^  dem  des  Gatten.  Das  Domizil  der  Frau  ist  auf  der  Annahme 
aufgebaut,  dafs  der  Gatte  zureohnnngsfihig  ist.  Diese  Annahme  dauert 
fort,  bis  das  Gesetz  selbst  anders  entscheidet 

*  Minora.a.O.  §50,  zitiert  Jacobs,  Dom.  §228—226;  Cheever 
V.  Wilson,  9  Wall.  108,  123—124;  Hunt  v.  Hunt,  72  N  Y.  217,  28 
Am.  Rep.  129;  Hill  v.  Hill,   166  111.  54,  46  N.  E.  751,  752;  Chap- 


IV.  3.  56 

jedoch  der  Oatte  ein  neues  Domizil  zu  Ehescheidung« • 
zwecken  erwirbt,  wird  die  Ehefrau  durch  seinen  Akt  nicht 
in  dieselbe  Jurisdiktion  einbezogen.  Ihr  Domizil  bleibt  in 
dem  Staate,  wo  sie  tatsächlich  wohnt,  von  der  Zeit  an,  wo 
der  Prozefs  eingebracht  ist,  vorausgesetzt,  dafs  sie  nicht 
in  den  Staat  des  neuen  Domizils  ihres  Mannes  übersiedelt  ^. 
Im  Falle  der  Scheidung  oder  der  gerichtlichen  Separation 
hat  das  Gesetz  selbst  die  Common  Law- Auffassung  der  Iden- 
tität von  Mann  und  Frau  zerstört  Der  Grund,  das  kon- 
struktive Domizil  der  Ehefrau  für  das  des  Mannes  zu 
halten,  existiert  nicht  länger.  Es  scheint  allgemeine  Regel 
zu  sein,  dafs  die  Ehefrau  von  jetzt  an  selbst  ein  Domizil 
erwerben  kann,  selbst  wenn  die  Auflösung  der  Ehe  nicht 
vollständig  ist^. 

3.  Schwachsinnige  sind,  auch  wenn  sie  grofsjährig 
sind,  unfähig,  sich  eine  bestimmte  Absicht  zu  bilden,  die 
für  die  Erwerbung  eines  Wahldomizils  erforderlich  ist.  Sie 
bleiben   in   einem  Stadium   der  Kindheit,    und   die   gesetz- 


man  ▼.  Chapman,  129  Dl.  886,  21  N.  E.  806;  Dunham  v.  Dun- 
ham,  162  XU.  589,  35  L.  R.  A.  70,  77;  Arrington  v.  Arrington  102 
N.  C.  491,  9  8.  £.  200;  Smith  v.  Smith,  48  La.  Ann.  11&,  10  So. 
248,  249;  Bnrtis  v.  Burtis,  161  Mass.  508,  510;  Blackinton  v. 
Blackinton,  141  Mass.  482,  435;  Harteau  v.  Harteau,  14  Pick. 
(Mass.)  187,  25  Am.  Dec.  372;  White  v.  White,  18  R.  I.  292,  27 
Atl.  506,  507;  Van  Fossen  v.  State,  87  Ohio  St.  817,  41  Am.  Rep. 
507,  508;  Cook  ▼.  Cook,  56  Wis.  195,  43  Am.  Rep.  706,  14  N.  W. 
83,  85. 

1  Hunt  V.  Hnnt,  72  N.  Y.  217,  248,  28  Am.  Dec.  129;  Vi  scher 
V.  Vischer,  12  Barb.  (N.  Y.)  640,  648;  Borden  ▼.  Fitch,  15  Johns. 
(N.  T.)  121,  141,  8  Am.  Dec.  225;  Heath  v.  Heath,  42  La.  Ann.  487, 
7  So.  540;  Jenness  v.  Jenness,  24  Ind.  355,  87  Am.  Dec.  386—387. 
Wenn  die  Frau  den  Ehemann  verläfst,  kann  er  in  einem  anderen  Staate, 
in  dem  er  wohnt,  prozessieren  und  sie  wird,  obwohl  in  Wirklichkeit 
andarswo  residierend,  vom  Gesets  als  mit  ihm  wohnend  erachtet  werden, 
indem  so  das  Gericht  die  Jurisdiktion  über  beide  Parteien  erhUlt.  Minor 
a.  a.  O.  §  51,  vgl.  die  dort  zitierten  F&lle.    Wharton,  Confl.  L.  §  227. 

«  Barber  v.  Barber,  21  How.  582;  Hnnt  v.  Hunt,  72  N.  Y. 
217,  248,  28  Am.  Rep.  129;  Vischer  v.  Vischer,  12  Barb.  (N.  Y.) 
640,  648;  Borden  v.  Fitch,  15  Johns.  (N.  Y.)  121,  141,  8  Am.  Dec. 
225.  Bei  der  Scheidung  a  vincnlo  haben  die  Parteien  im  allgemeinen 
alle  Rechte  und  Ffthigkeiten  unverheirateter  Personen  und  das  Recht,  ihr 
Domizil  nach  Beliel^n  zu  ändern.  Minor  a.  a.  O.  §  52;  Wharton, 
Confl.  L.  §  46. 
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liehen  Regeln,  die  das  Domizil  eines  Kindes  bestimmen, 
gelten  auch  für  sie^  Bei  einem  Wahnsinnigen  scheint 
sich  die  Bestimmung  des  Domizils  um  die  Frage  zu  drehen, 
ob  der  Wahnsinn  gerichtlich  erwiesen  ist,  und  ob  seine 
Person  sich  wirklich  in  der  Obhut  und  Aufsicht  gesetz- 
licher Vormünder  oder  Kuratoren  befindet^.  „Das  richtige 
Prinzip  scheint  also  zu  sein,  dafs  ein  Wahnsinniger,  dessen 
Person  unter  die  Kontrolle  eines  Vormundes  oder  von 
Kuratoren  gestellt  ist,  prima  facie  unfähig  ist,  ein  Domizil 
in  einem  anderen  Staate  zu  begründen,  dafs  aber,  wenn 
ein  genügender  Beweis  von  seiner  geistigen  Fähigkeit  hinzu- 
kommt, ein  solches  Domizil  anerkannt  werden  kann.  In 
jedem  Falle  wird  die  Tatsache,  dafs  die  Kontrolle  des 
Eigentums  des  Wahnsinnigen  einem  Vormund  oder  einem 
Kuratorium  übertragen  ist,  nicht  genügen,  um  ihn  zu 
hindern,  sogar  ein  Ortsdomizil  zu  wählen  und  noch  viel 
weniger  ein  die  Staatsangehörigkeit  begründendes  Domizil'.^ 
Wo  ein  Vormund  oder  Kuratorium  bestellt  ist,  scheint  es, 
dafs  dieselben  nicht  die  Macht  besitzen,  das  Staatsdomizil 
des  Wahnsinnigen  zu  ändern.  Er  wird  das  Domizil  bei- 
behalten, welches  er  besafs,  ehe  er  wahnsinnig  wurde  ^. 
Zum    Schlüsse  mag   noch    einmal    festgestellt   werden. 


»  Minor  a.a  O.  §  54;  Wharton,  Confl.  L.  §52,  53;  Holyoke 
V.  Haskins,  5  Pick.  (Mass.)  20,  25,  26,  16  Am.  Dec  872;  Upton  ▼. 
Northbridge,  15  Mass.  237;  Overseers  of  Alezandria  v.  Beth- 
lehem, 1  Harr.  (N.  J.)  119,  81  Am.  Dec.  229. 

^  Minor  a.  a.  O.  §  55;  Talbot  v.  Chamberlain,  149  Mass.  57, 
58,  20  N.  E.  805,  3  L.  R.  A.  254;  Mowry  v.  Latham,  17  R.  I.  480, 
23  Atl    13. 

>  Minor  a.  a.  O.  §  55;  Mowry  v.  Latham,  17  R.  L  480,  23 
Atl.  13;  Talbot  v.  Chamberlain,  149  Mass.  57,  20  N.  E.  805,  8  L. 
B.  A.  254.  Ist  ein  Gerichtsbeschlufs  oder  ein  „Commission  of  Lunacj*" 
nicht  vorhanden,  so  wQrde  die  Person  natürlich  rechtlich  bef&higt  sein, 
ihr  Domizil  selbst  zu  wählen. 

*  Dies  geschieht  nach  dem  Grundsätze,  dafe  ein  einmal  erworbenes 
Domizil  beibehalten  wird,  bis  ein  neues  erworben  wird.  Vgl.  Talbot 
V.  Chamberlain,  149  Mass.  37,  59;  Culver's  Appeal,  48  Conn. 
165;  Mowry  v.  Latham,  17  R.  L  480;  Anderson  ▼.  Anderson, 
42  VI  350,  1  Am.  Rep.  834;  Rodgers  t.  Rodgers,  56  Kans.  488,  43 
Pac  779,  781;  Harral  y.  Harral,  39  N.  J.  Eq.  379,  51  Am.  Rep. 
17,  21. 
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dafs  in  allen  Fragen,  die  das  Staatsbürgerrecht  einer  Person 
berühren ,  die  Entscheidung  sich  um  das  Domizil  der  in 
Frage  stehenden  Person  dreht,  ob  nun  diese  Person  hand- 
lungsfähig ist  oder  nicht.  Die  Aufgabe  dieser  Arbeit  ist, 
die  allgemeinen  Rogeln  auseinanderzusetzen,  nach  welchen 
eine  solche  Entscheidung  getroffen  wird.  Bei  jeder  Streit- 
frage, wo  die  Frage  des  Bürgerrechts  erhoben  wird,  werden 
die  Bundesgerichte  das  Bürgerrecht  der  Parteien  in  jenen 
Staat  verlegen,  wo  sie  ihr  Domizil  haben  ^. 


Drittes  Kapitel. 
Verzicht  auf  das  Bürgrerrecht. 

Vom  englischen  Common  Law  beeinflufst  wurde  während 
der  ersten  Periode  der  amerikanischen  Geschichte  die  Dok- 
trin hochgehalten,  dafs  die  Untertanentreue  ewig  war,  und 
dafs  auf  sie  ohne  Einwirkung  der  Regierung  nicht  ver- 
zichtet werden  konnte^.  Durch  ein  am  27.  Juli  1868  an- 
genommenes Gesetz  erklärte  der  Kongrefs:  „das  Recht  auf 
Expatriierung   ist   ein   natürliches  und   allen  Menschen  an- 


^  Korporationen  sind  nicht  Bftrger  im  Sinne  des  XIV.  Amende- 
ments. Pembina  Mining  u.  Milling  Co.  v.  Pennsylvania,  125 
U.  8.  181;  Paul  v.  Virginia,  8  Wall.  168;  Warren  Mfff.  Co.  v. 
Etna  Ins.  Co.  2  Paine,  501;  Andrews  Am.  Law,  1901,  581  Anm.  2, 
aber  für  Zwecke  der  Jurisdiktion  werden  sie  als  Bürger  der  Staaten  be- 
trachtet, durch  deren  Gesetze  sie  geschaffen  sind,  Louisville  Ry.  v. 
Leston,  2  How.  497;  Maltz  v.  Am.  Exp.  Co.  1  Flip.  611,  16  Fed.  Kep. 
566;  Müller  v.  Dows,  94  U.  S.  444;  Pensaeola  Tel.  Co.  v.  W.  U. 
Tel.  Co.  96  U.  8.  1;  N.  u.  L.  Ry.  Co.  v.  Bost.  u.  L.  Ry.  Co.  136 
U.  8.  856;  8t.  L.  u.  Santo  Fi  Ry.  Co.  v.  James,  161  U.  8.  545. 
Wenn  eine  Korporation  in  verschiedenen  Staaten  nacheinander  privilegiert 
ist,  wie  bisweilen  bei  Eisenbahngesellschaften  der  Fall  ist,  wird  sie 
Bürger  eines  jeden  dieser  Staaten  für  Zwecke  der  Jurisdiktion.  Minor 
a.  a.  O.  §  67;  Wharton,  Confl.  L.  §  48  a;  B.  u.  O.  R.  R.  Co.  v.  Glenn. 
28  Md.  287,  92  Am.  Dec  688. 

'  2  Kent's  Comm.  49;  8  Opin.  Att*y  Gen.  157;  2  Story  a.  a.  O. 
§  1104  Anm.  4  u.  (a);  Wharton,  State  Trials,  654;  RawU  on  the 
Const*n,ch.  9  pp.  85—101;  Sargent  on  Const'l  Law,  eh.  28  (30);  Dana 's 
Wheaton,  122  Anm.;  Lawrence^s  Wheaton,  app.  p.  891. 
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haftendes  Recht,  unentbehrlich  fiär  den  Genufs  des  Rechtes 
auf  Leben,  Freiheit  und  fiir  das  Streben  nach  dem  Glück  ;** 
und  er  schrieb  weiter  vor:  „Alle  Erklärungen,  Anweisungen, 
Meinungsäufserungen,  Befehle  oder  Beschlüsse  irgend  eines 
Beamten  der  Regierung,  welche  das  Recht  der  Elxpatri* 
ierung  leugnen,  beschränken,  beeinträchtigen  oder  in  Frage 
stellen,  sind  hiermit  für  unvereinbar  erklärt  mit  den  Grund- 
prinzipien der  Regierung  */  Jeder  Büiger  der  Vereinigten 
Staaten  kann  sich  also  seines  nationalen  Charakters  und 
seines  Bürgerrechts  zu  jeder  Zeit,  die  ihm  dazu  geeignet 
erscheint,  entkleiden,  und  kein  Exekutiv-  oder  Ministerial- 
beamter  der  Regierung  darf  das  Recht  bezweifeln.  Aber 
während  das  individuelle  Recht  auf  Ekpatriierung  anerkannt 
wird,  wird  das  entsprechende  Recht  des  Staates,  die  Hand- 
lungen zu  bestimmen,  die  als  Beweis  einer  solchen  Expatri- 
ierung gelten  sollen,  aufrecht  erhalten^. 

Streitigkeiten  ergeben  sich  am  leichtesten  bezüglich 
des  Verlustes  oder  des  Verzichtes  auf  das  Bürgerrecht  von 
Seiten  naturalisierter  Fremder,  welche  in  ihr  Heimatland 
zurückkehren.  Im  Jahre  1868*  schlössen  die  Vereinigten 
Staaten,  um  solche  Streitigkeiten,  wie  sie  z.  B.  im  Jahre 
1840  und  1858  zwischen  Preufsen  und  den  Vereinigten 
Staaten  entstanden  waren,  in  Zukunft  zu  vermeiden.  Natu- 
ralisationsverträge mit  gewissen  fremden  Staaten,  die  Ver- 
träge mit  dem  Norddeutschen  Bunde,  Hessen  -  Darmstadt, 
Württemberg,  Bayern,  Dänemark  und  Schweden  und  Nor- 
wegen, bestimmen,  dafs  die  Rückkehr  eines  naturalisierten 
Bürgers  der  Vereinigten  Staaten,  der  früher  ein  Bürger 
dieser  Länder  war,  in  sein  Geburtsland,  ohne  die  Absicht 
wieder  nach  Amerika  zurückzukehren,  als  Verzicht  auf  das 

1  Bev.  Stat  §  1999;  15  Stat  at  L.  228,  224.  t)ber  den  anprfin^ 
liehen  Stand  des  Rechtes  auf  Ezpatriiemng  vgl.  Jefferson  an  Herrn 
Morris,  16.  Aug.  1798,  4  Jefferson's  Works  87. 

>  Staatasekr.  Fish  an  Herrn  Davis,  28.  Juni  1875,  Mss.  Inst 
Qermany.     Wharton  a.  a.  O.  §  171. 

'  Der  Vertrag  mit  Hessen-Daroistadt  warde  1869  geschlossen,  die 
Vertrage  mit  Österreich- Ungarn  und  Grofsbrittanien  1870. 


IV.  3.  59 

Bürgerrecht  in  den  Vereinigten  Staaten  ausgelegt  werden 
sollte.  Die  Absicht,  nicht  zurückzukehren,  kann  da  als  be- 
stehend angenommen  werden,  wo  eine  in  den  Vereinigten 
Staaten  naturalisierte  Person  mehr  als  zwei  Jahre  im  Lande 
seiner  Geburt  wohnt.  Die  Vertrfige  mit  Baden,  Belgien^ 
Österreich- Ungarn  und  Grofsbritannien  bestimmen,  dafs  die 
Rückkehr  eines  naturalisierten  Bürgers  der  Vereinigten 
Staaten,  der  früher  ein  Untertan  eines  dieser  Staaten  war, 
ins  Land  seiner  Geburt  nicht  als  Verzicht  auf  das  Bürger- 
i'echt  in  den  Vereinigten  Staaten  ausgelegt  werden  solle. 
Die  Geltendmachung  des  eigenen  Willens  ist  erforderlich, 
um  einen  Wechsel  im  Bürgerrecht  zu  bewerkstelligen.  Der 
Vertrag  mit  der  Republik  Ecuador  sieht  vor,  dafs  die  Resi- 
denz eines  solchen  Bürgers  während  zwei  Jahren  in  seinem 
Geburtslande  als  Annahme  des  Verzichts  auf  das  Bürger- 
recht in  den  Vereinigten  Staaten  gelten  soll,  welche  An- 
nahme indessen  durch  Beweis  des  Gegenteils  entkräftet 
werden  kann^ 

Ein  naturalisierter  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  hat 
offenbar  nicht  auf  sein  amerikanisches  Bürgerrecht  ver- 
zichtet, wenn  er  in  sein  Heimatland  zurückkehrt.  Um  einen 
solchen  Verzicht  aufrecht  zu  erhalten,  mufs  er  entweder  aus- 
drücklich den  Verzicht  kundgegeben  haben,  oder  es  müssen 
Akten  vorhanden  sein,  aus  denen  der  Verzicht  logischer- 
weise gefolgert  werden  kann  *.    Während  die  Naturalisation 


^  Vf^l.  Artikel  von  Webster,  24  Am.  Law  Rev.  627,  628.  Die 
Doktrin  der  Vereinigten  Staaten  scheint  zu  sein,  dafs  bei  allen  diesen 
Verträgen,  die  bestimmen,  dafs  die  Absicht,  auf  das  Bftiigerrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  su  TerEichten,  nach  einem  Ausländsaufenthalte  von  zwei 
Jahren  als  erwiesen  gelten  soll,  ein  solcher  Aufenthalt  nicht  in  sich 
selbst  entscheidend  ist.  Es  ist  ein  prima  facie-Beweis  und  kann  durch 
Beweis  des  Gegenteils  rückgängig  gemacht  werden.  Ehe  solch  ein  Aufent- 
halt Ezpatriierung  bewirkt,  sollte  der  Partei  Gelegenheit  gegeben  werden, 
nach  den  Ver.  Staaten  surücksukehren.  Vgl.  Wharton  a.  a.  O.  §  178 
u.  §  179. 

^  Staatssekr.  Frelinghuysen  an  Herrn  Osborne,  19.  Juni  1882, 
Mss.  Inst  Arg.  Rep.;  Derselbe  an  denselben,  18.  Juli  1883,  ibid.; 
Wharton  a.  a.  O.  §  176.  Um  den  Versieht  auf  das  Bärgerrecht  in  den 
Ver.  Staaten  an  bewirken,  würde  eine  blofse  Vensichtserklämng,  während 
die  Partei  in  den  Ver.  Staaten   verbleibt,  nicht  genügen.    „To  effect  ex- 
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in  einem  fremden  Staate  der  beste  Beweis  fbr  eine  Ex- 
patriierung isty  besonders  bei  den  im  Auslande  domilizierten 
eingeborenen  Bürgern,  ist  es  nicht  der  alleinige  Beweis  der 
Expatriierung.  Verzicht  auf  die  Naturalisation  in  den  Ver- 
einigten Staaten  kann  aus  langem  Aufenthalte  im  Auslände^ 
im  Geburtslande  gefolgert  werden,  wenn  derselbe  mit  dem 
Beweis  des  animus  manendi  verbunden  ist.  Wenn  ein 
naturalisierter  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  in  sein  Ge- 
burtsland zurückkehrt,  seine  Absicht,  nach  den  Vereinigten 
Staaten  zurückzukehren,  während  seines  langen  Aufent- 
haltes dortselbst  nicht  kundgibt,  keine  Steuern  in  den  Ver- 
einigten Staaten  zahlt  und  politische  Pflichten  in  seinem 
Oeburtslande  eingeht,  so  kann  eine  freiwillige  Elxpatri- 
ierung  gefolgert  werden.  Mit  anderen  Worten,  die  Naturali- 
sation kann  verloren  gehen  durch  Wiederaufnahme  des  Ge- 
burtsdomizils ^ 

Jeder  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  hat  das  Recht, 
sich  des  Charakters  als  amerikanischer  Bürger  durch  Natu- 
ralisation in  einem  fremden  Lande  zu  entkleiden,  ohne  vor- 
her die  Zustimmung  seiner  Regierung  nachzusuchen^. 
Wenn   ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  durch  Naturali- 


patiiation  there  must  be  not  only  a  renonciation  of  the  citizenship  of  the 
United  States,  bat  actual  removal  for  some  lawiiil  purpose,  and  the  ac- 
quiring  of  a  domicil  elsewhere.*'  Talbot  ▼.  Jensen,  3  Dali.  133.  Dies 
findet  Anwendung^   sowohl  auf  eingeborene  wie  auf  naturalisierte  Bfiiver. 

*  Staatssekr.  Frelinghujsen  an  Herrn  Taft,  18.  Jan.  1888, 
Ms8.  Inst.  Austria;  Derselbe  an  Herrn  Lowe  11,  27.  Febr.  1884,  Mss. 
Inst  Germanj.  Wharton  a.  a.  O.  §  176.  Die  beiden  Hauptfkktoren 
bei  der  Entscheidung  der  Frage  sind  Residenz  und  animus.  Der 
blofse  Eintritt  in  den  Militär-  oder  Seedienst  eines  fremden  Souveräns 
bewirkt  nicht  an  sich  die  Expatriierung  eines  amerikanischen  Bürgers. 
Santissime  Trinidad,  1  Brock.  478;  7  Wheat.  288.  Vgl.  auch 
United  States  ▼.  Louis  Kazinski  2  Sprague  7.  Aber  ein  Burger 
der  Ver.  Staaten,  welcher  für  den  Dienst  einer  fremden  kriegführenden 
Macht  angeworben  ist,   kann  nicht  die  Eiimiischung  seiner  eigenen  Be- 

I  gierung  verlangen  zur  Hilfe  gegen  Unrecht,   das  er  in  diesem  Dienste 

I  erlitten  hat,  Staatssekr.  Fish  an  Herrn  Williams,  29.  Juli  1874,  Mss. 

Inst.  China:  Wharton  a.  a.  O.  §  392. 

*  Was  den  Verzicht  auf  das  Bürgerrecht  durch  einen  eingeborenen 
Bürger  der  Ver.  Staaten  begründet,  wird  vom  Staatsdepartement  nach 
den  Umst&nden  eines  jeden  einzelnen  Falles  entschieden. 
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sation  ein  Bürger  oder  Untertan  einer  fremden  Macht  wird, 
ist  der  Charakter  eines  amerikanischen  Bürgers  vollständig 
aufgegeben  und  er  wird  als  Fremder  betrachtet.  Um  seine 
Nationalität  in  den  Vereinigten  Staaten  wieder  zu  erwerben, 
mufs  er,  auch  wenn  er  ursprünglich  ein  in  Amerika  ge- 
borener Bürger  jenes  Landes  war,  sich  in  allen  Beziehungen 
den  Naturalisationsgesetzen  der  Vereinigten  Staaten  unter- 
worfen wie  jeder  andere  Fremde*. 

Das  Bürgerrecht  eines  Kindes  kann  ihm  durch  Rückkehr 
mit  seinen  Eltern  in  ihr  Geburtsland  und  durch  seine  nach- 
folgende Option  für  das  Bürgerrecht  in  jenem  Lande  bei 
seiner  Orofsjährigkeit  entzogen  werden*. 

Ein  Deserteur  vom  Heeres-  oder  Seedienst  der  Ver- 
einigten Staaten,  oder  ein  rechtmäfsig  angeworbener  Bürger, 
der  sich  der  Jurisdiktion  des  Distriktes,  in  welchem  er  an- 
geworben ist,  entzieht  oder  die  Grenzen  der  Vereinigten 
Staaten  überschreitet,  soll  seines  Bürgerrechts  für  verlustig 
erklärt  werden,  und  ist  für  immer  unfähig,  irgend  ein 
Staatsamt  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  bekleiden^. 


^  StaatsBekr.  Fish  an  Herrn  Carp enter,  5.  Febr.  1878,  Mss. 
Dom.  Let;  Derselbe  an  Herrn  Whiting,  5.  Febr.  1878,  ibid.;  14 
Opin.  Att'y  Gen.  295;  Wharton  a.  a.  O.  §  177. 

'  Stellvertretender  Staatssekr.  Porter  an  Herrn  Jessuruniv 
16.  Jnni  1886,  Mss.   Dom.  Let;  Wharton  a.  a.  O.  §  185. 

*  „Anj  Office  of  tmst  or  profit''     Bev.  Stat  §  1998. 


Zweiter  Teil. 
Die  Rechte  des  amerikanischen  Bürgers. 


Erstes  Kapitel. 

Die  Anerkennung:  der  Recnte  in  den  amerika- 
nischen Verfassungren. 

Eine  erläuternde  Zusammenstellang  gewisser  Grund- 
rechte des  Bürgertums  nebst  Beschränkungen,  die  sich  gegen 
die  R^erung  richten  und  Beeinträchtigungen  der  Rechte 
des  Bürgers  verhindern  sollen,  ist  ein  entscheidender  Zug 
der  amerikanischen  Verfassungen.  Diese  Erklärungen  finden 
sich  gewöhnlich  im  Anfange  des  Dokuments  und  sind  all- 
gemein bekannt  als  „Bills  of  Rights**  ^.  Bei  den  Ver- 
fassungen der  Einzelstaaten  enthalten  die  Bills  of  Rights 
gewöhnlich  drei  Arten  yon  Bestimmungen:  1.  jene,  welche 
die  Hauptprinzipien  erklären,  die  die  Grundlage  republi- 
kanischer Regierungen  bilden;  2.  jene,  welche  die  Grund- 
rechte der  Bürger  erläutern;  und  3.  jene,  welche  dem 
Bürger  unparteiische  Justiz,  Gleichheit  vor  dem  Gesetz, 
Schutz  des  Lebens,  der  Freiheit  und  des  Eigentums  gegen 
die  willkürlichen  Handlungen  der  Beamten  sichern'. 


'  Vgl.  Bryce,  American  Commonwealth,  3.  Aufl.  437  flf.  Siehe 
Jellinek,  Erklüning  der  Menschen-  und  Burgerrechte  1895,  englisch 
New  York  1901. 

'  Vgl.  Cooley,  Const  Limitations,  6.  Aufl.  47  ff.  Bei  der  Be- 
trachtung der  EtnzelstaatSYerfassungen  dürfen  wir  nicht  den  Fehler  be- 
gehen SU  vermuten,  dafs,  weil  durch  sie  individuelle  Rechte  gesichert 
und  beschutst  werden,  sie  auch  so  aufgefafst  werden,  als  ob  sie  ihnen 
ihren    Ursprung  verdanken.     Diese  Urkunden  begrenzen   die  Macht  des 
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Die  durch  die  Konvention  Ton  1787  geschaffene  Kon- 
stitution sicherte  zwar  die  Wohltaten  des  Habeas  Corpus, 
verbot  Bills  of  Attainder-  und  Ex  post  facto- Gesetze,  machte 
konstruktiven  Hochverrat  unmöglich  und  sorgte  für  die 
Untersuchung  krimineller  Anschuldigungen  durch  Qeschwo- 
rene,  aber  sie  machte  keinen  Versuch^  eine  die  Grundrechte 
aufzählende  Erklärung  zu  veröffentlichen.  Den  Staats- 
männern^ welche  in  der  Konvention  safsen,  schien  die  Kon- 
stitution so  wesentlich  beschränkt,  dafs  sie  auÜBer  der  in 
ihrem  Text  aufgenommenen  geringen  Zahl  ausdrücklicher 
Beschränkungen  keine  weiteren  erfordert.  So  stark  war 
die  Meinung  des  Volkes  der  verschiedenen  Staaten,  sogar 
mit  Einschlufs  einiger,  die  wie  New  York  keine  Bill  of 
Rights  hatten,  dafs  der  Bundesregierung  durcli  präzise  Aus- 
drücke der  Konstitution  Beschränkungen]  auferlegt  werden 
sollten,  die  keine  Mifsverständnisse  aufkommen  lieüsen,  dafs 
die  Verfassung  nicht  ratifiziert  worden  wäre,  wenn  man  nicht 
stillschweigend  übereingekonunen  wäre,  eine  solche  Sicher- 
stellung durch   unmittelbares   Amendement  zu    erreichen^. 

Herrschenden,  aber  sie  bemessen  nicht  die  Rechte  des  Regierten.  ^A 
Constitution  is  not  the  beg^nning  of  a  community,  nor  tfae  origin  of 
private  rights;  it  is  not  the  fountain  of  law  nor  the  incipient  State  of 
govemmeut;  it  is  not  the  cause,  bat  the  coneequence,  of  political  and 
personal  freedom:  it  grants  no  rights  to  the  people,  bat  is  the  creature 
£)i  their  power,  —  the  instrument  of  their  convenience.  Designed  for  their 
protection  in  the  enjoyment  of  the  rights  and  powers,  which  thej  pos- 
sessed  before  the  Constitution  was  made,  it  is  but  the  framework  of  the 
political  goYemment,  and  necessarilj  based  upon  the  preezisting  con- 
dition  of  laws «  rights ,  habits  and  modes  of  thought.  There  is  nothing 
primitive  in  it,  it  is  all  derived  from  a  known  source.  Is  presnpposes 
an  organized  societj,  law,  order,  property,  personal  freedom,  a  love  of 
political  liberty,  and  enou^h  cnltivated  intelligence  to  know  how  to  guard 
against  the  encroachments  of  tyranny.''  Die  Meinung  des  Gerichts  bei 
Hamilton  v.  St  Louis  Co.,  15  Mo.  18.  Vgl.  auch  Matter  of 
Oliver  Lee  &  Co's  Bank,  21  N.  Y.  9;  Lee  v.  State,  26  Ark.  265, 
266;  2  Webster's  Works,  892;  1  Hare  a.  a.  O.  518,  519;  United 
States  V.  Cruikshanks,  92  U.  S.  542;  Presser  v.  Illinois,  116 
U.  S.  252;  Permoli  v.  First  Municipality,  3  How.  589.  „But 
even  if  the  Constitution  were  silent,  the  fundamental  privileges  and  im- 
raunities  of  Citizens ,  as  such ,  would  be  no  less  real  and  no  less  invio- 
lable  than  they  are  now."  Richter  Bradlej's  abweichende  Meinung  in 
den  Slaughter  House  Cases,  16  Wall.  86. 

>  Vgl.  Federalist,  No.  84;  Story  on  ConsVn,  §§  185,  206,  805, 
1907;  1  Hare  a.  a.  O.  504  ff. 
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Acht  Zusatzartikel  zur  Konstitution  von  1789  bilden  die 
gewünschte  Bill  of  Rights  ^.  Diesen  früheren  Amendements 
von  1791  schliefsen  sich  die  späteren  Amendements  von 
1865,  1868  und  1870  an«. 

Man  brauchte  nur  einen  flüchtigen  Blick  auf  die  Be- 
stimmungen dieser  Amendements  zu  werfen,  um  zu  zeigen, 
dafs  das,  was  wirklich  erreicht  war,  keine  Bill  of  Rights, 
sondern  eine  Bill  of  Exemptions  war. 

Weder  im  Hauptteile  des  Dokumentes  noch  in  den 
Amendements  findet  sich  eine  Definition  der  Rechte  oder 
eine  Aufzählung  derselben.  Es  wird  nicht  versucht  zu  er- 
klären, welche  Rechte  dem  Bürger  zustehen,  sondern  es 
wird  nur  erklärt,  dafs  gewisse  Rechte,  die  die  Bürger  ge- 
niefsen®,  von  der  Regierung  nicht  beeinträchtigt  werden 
sollen.  Fast  ohne  Ausnahme  ist  die  Form,  in  welcher  diese 
Rechte  bestätigt  werden,  negativ.  Dies  ergibt  sich  aus  den 
folgenden  Artikeln  der  Konstitution  und  der  Amendements, 
die  die  vom  Volke  vorgeschriebenen  Beschränkungen  kund- 
tun und  kraft  deren  die  Konstitution  die  bürgerlichen  und 
politischen  Rechte  und  Privilegien  gegen  willkürliche  Akte 
der  Regierung  schützt. 

1.  „Der  Kongrefs  soll  keine  Gesetze  geben  über  die 
staatliche  Anerkennung  einer  bestimmten  Religion,  oder  die 
die  freie  Ausübung  der  Religion  verbieten,  oder  welche  di^ 
Rede-  und  Prefsfreiheit  verkürzen,  oder  die  das  Recht  des 
Volkes  beeinträchtigen,  sich  zu  versammeln  und  um  eine 
Abstellung  von  Übelständen  zu  petitionieren*." 

2.  „Da  eine  gutgeordnete  Miliz  für  die  Sicherheit  eines 
freien   Staates  notwendig   ist,    soll   das   Recht  des  Volkes* 


>  In  Kraft  3.  Nov.  1791. 

^  Das  XIII.  Amend.  trat  in  Kraft  am  18.  Des.  1866,  das  XIY.  am 
28.  Febr.  1868  aud  das  XV.  am  30.  Mäns  1870. 

^  Über  diese  fiechte  s.  Jellinek  a.  a.  O.  25  et  passim. 

^  Amend.  I.  Diesem  kann  noch  der  Satz  aus  Art.  VI  der  Konsti- 
tation hinzn^füg^  werden:  ^No  religious  test  shali  ever  be  required  as 
a  qnalification  to  any  office  or  public  trust  under  the  United  States.*^ 
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Waffen    zu    besitzen    und    zu    tragen^    nicht    verkümmert 
werden  *.* 

3.  „Kein  Soldat  soll  in  Friedenszeiten  in  einem  Hause 
ohne  Einwilligung  des  Besitzers  einquartiert  werden,  und 
in  Kriegszeiten  soll  dies  nur  in  einer  gesetzlich  yor- 
geschriebenen  Weise  geschehen*." 

4.  „Das  Recht  des  Volkes,  gegen  unbegründete  Durch- 
suchungen und  Beschlagnahme  ihrer  Personen,  Häuser, 
Papiere  und  Effekten  gesichert  zu  sein,  soll  nicht  verletzt 
werden;  keine  Haftbefehle  sollen  erlassen  werden  aufser 
auf  wahrscheinliche  Gründe  hin,  die  durch  Eid  oder  eides- 
stattliche Versicherung  unterstützt  werden  und  die  den  zu 
untersuchenden  Ort,  Personen  und  Gegenstand  deutlich  be- 
schreiben'." 

5.  „Keine  Person  soll  gehalten  sein,  sich  wegen  eines 
Kapital-  oder  sonstigen  ehrlosen  Verbrechens  zu  verant- 
worten, ohne  eine  amtliche  und  schriftliche  Anklage  vor 
einer  Anklagejury  (Grand  Jury),  ausgenommen  in  Fällen 
bei  den  Land-  und  Seetruppen  oder  in  der  Miliz,  wenn  sie 
zur  Zeit  des  Krieges  oder  öffentlichen  Gefahr  im  aktiven 
Dienste  sich  befindet;  ferner  soll  keine  Person  wegen  des- 
selben Vergehens  zweimal  in  Gefahr  um  Leib  und  Leben 
kommen;  auch  soll  niemand  gezwungen  sein,  in  einem 
Kriminalfalle  gegen  sich  selbst  als  Zeuge  auszusagen,  noch 
soll  er  seines  Lebens,  seiner  Freiheit,  auch  seines  Eigen- 
tums ohne  formellen  Rechtsspruch  verlustig  gehen,  noch  soll 
Privateigentum  für  öffentliche  Zwecke  ohne  Entschädigung 
genommen  werden*." 

6.  „Bei  allen  Kriminalverfolgungen  soll  der  Angeklagte 
das  Recht  haben  auf  einen  schnellen  und  öffentlichen  Prozefs 
durch  eine  unparteiische  Jury  des  Staates  und  Distrikts, 
in  welchem  das  Verbrechen  begangen  ist,  und  dieser  Distrikt 

'  Amend.  H. 
3  Amend.  lU. 
^  Amend.  IV. 
*  Amend.  V.  / 

SUatfl-  u.  vOlkervechtl.  Abhandl.    IV.  3.  —  Howard.  5 
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soll  vorher  vom  Gesetze  ermittelt  sein.  Der  AngekUgte 
soll  ferner  von  der  Natur  und  Ursache  der  Anklage  unter- 
richtet sein;  er  soll  mit  den  Zeugen,  die  gegen  ihn  aus- 
sagen,  konfrontiert  werden;  er  soll  die  zwangsweise  Voi^ 
führung  von  Zeugen  zu  seinen  Gunsten  fordern  dürfen  and 
den  Beistand  eines  Verteidigers  haben*." 

7.  ^In  Prozessen  at  common  law,  wo  der  strittige 
Wert  20  Dollars  übersteigt,  soll  das  Recht  auf  Aburteilung 
durch  eine  Jury  erhalten  bleiben,  und  keine  von  einer 
Jury  beurteilte  Sache  soll  nochmals  vor  irgend  einem  Ge- 
richte der  Vereinigten  Staaten  geprüft  werden,  anders  als 
nach  den  Regeln  der  Common  Law'.'' 

8.  „Übermäfsige  Kautionen  sollen  nicht  gefordert 
werden,  auch  keine  übermäfsigen  Geldstrafen  auferlegt 
werden,  grausame  und  ungewöhnliche  Strafen  sollen  nicht 
verhängt  werden®." 

9.  „Das  Privilegium  des  Habeas-Corpus-Reskripts  soll 
nicht  aufgehoben  werden,  aufser  wenn  in  Fällen  der  Re- 
bellion oder  der  Invasion  die  öffentliche  Sicherheit  dies  er- 
fordern mag*." 

10.  „Kein  Staat  soll  ....  irgend  ein  Gesetz  geben, 
welches  die  Verpflichtung  aus  Kontrakten  aufhebt^/ 

11.  „Die  Bürger  jedes  Staates  sollen  zu  allen  Privi- 
legien und  Freiheiten  der  Bürger  in  jedem  anderen  Einzel- 
staate berechtigt  sein^.** 

12.  „Alle  in  den  Vereinigten  Staaten  geborenen  oder 
naturalisierten  und  deren  Jurisdiktion  unterworfenen  Per- 
sonen sind  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  und  des  Staates, 
in  welchem  sie  wohnen.  Kein  Staat  soll  Gesetze  machen 
oder  erzwingen,   welche  die  Privilegien  und  Freiheiten  der 


^  Amend.  VI. 

*  Amend.  VII. 
«  Amend.  VIU. 

*  Const.  Art.  h  Sect  9. 

*  CoMt.  Art.  I,  Sect  10. 

*  Const  Art.  IV,  Sect.  2. 
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Bürger  der  Vereinigten  Staaten  verkürzen;  auch  soll  kein 
Staat  irgend  eine  Person  ihres  Lebens^  ihrer  Freiheit  oder 
ihres  Besitzes  ohne  gehörigen  Rechtsprozefs  berauben,  noch 
soll  er  irgend  einer  Person  in  seiner  Gerichtsbarkeit  den 
gleichen  Schutz  des  Gesetzes  verweigern  ^^ 

13.  „Das  Stimmrecht  der  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
soll  von  den  Vereinigten  Staaten  oder  irgend  einem  Staate 
nicht  verweigert  oder  verkürzt  werden  wegen  der  Rasse, 
Farbe  oder  früheren  Sklaverei*." 

14.  „Keine  Bill  of  Attainder  oder  ex  post  facto  law 
soll  angenommen  werden**'."  „Kein  Staat  soll  eine  Bill  of 
Attainder  oder  ex  post  facto  law  annehmen^." 

15.  „Weder  Sklaverei  noch  unfreiwillige  Dienstleistung 
soll  in  den  Vereinigten  Staaten  oder  einem  ihrer  Juris- 
diktion unterworfenen  Orte  existieren,  ausgenommen  als 
Strafe  für  ein  Verbrechen,  dessen  die  Partei  rechtmäfsig 
überführt  ist*." 

Bei  der  obigen  Aufzählung  sind  zwei  oder  drei  Dinge 
zu  bemerken:  1.  Rechte  in  der  Form  positiver  Ansprüche 
gegen  die  Regierungen  sind  nur  gegeben  bei  der  Gewähr- 
leistung eines  gerechten  und  unparteiischen  Prozesses  durch 
Geschworene  bei  allen  kriminalen  Verfolgungen  und  bei 
Zivilprozessen  da,  wo  das  Streitobjekt  einen  gewissen  Betrag 
überschreitet,  und  bei  der  Gewährleistung  aller  Rechte  und 
Privilegien  der  Bürger  des  einen  Staates  in  allen  anderen 
Staaten.  Alle  übrigen  Rechte  sind  Exemptionen  von  Ein- 
griffen der  Regierungen  in  Rechte,  die  als  dem  Volke  zu- 
stehend betrachtet  werden.  2.  Wird  ein  Unterschied  ge- 
macht zwischen  Beschränkungen  der  Aktion  der  Zentral- 
regierung und  den  Beschränkungen  der  Einzelstaatsregie- 
rungen.   Bei  der  oben  gegebenen  Aufzählung  beziehen  sich 


»  Amend.  XIV,  Sect.  1. 

*  Amend.  XV,  Seet  1. 

«  Const.  Art.  1,  Sect.  9,  Cl.  3. 

*  Comit.  Art  I,  Sect  10,  Cl.  1. 
^  Amend.  XIII,  Sect  1. 
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die  Beschränkungen  1—9  inkl.  nur  auf  die  Regierung  der 
Vereinigten  Staaten,  die  von  10—12  inkl.  nur  auf  die 
Staaten,  während  die  übrigen  13—15  inkl.  sich  sowohl  auf 
die  Zentral-  wie  die  Einzelstaatsregierungen  beziehen. 

Man  wird  femer  bemerken,  dafs  die  Bürger  auf  ihre 
Einzelstaatskonstitution  und  auf  ihre  Einzelstaatsgesetze 
blicken  müssen,  um  die  grofse  Menge  ihrer  bürgerlichen 
und  politischen  Rechte  zu  sichern,  und  ferner  auf  die 
Einzelstaatstribunale,  damit  sie  Schutz  und  Verteidigung 
der  Privilegien  und  Freiheiten  finden,  die  ihnen  als  Bürger 
jenes  Staates  zukommen  ^  Die  Zentralregierung  kann  keine 
Rechte  des  Bürgers  schützen,  ausgenommen  die,  welche  in 
ihre  Jurisdiktion  als  eine  Regierung  von  übertragenen 
Machtbefugnissen  gehören^.  Schliefslich  wird  man  sehen, 
dafs  mit  Bezug  auf  die  der  Konstitution  der  Vereinigten 
Staaten  und  fast  ausnahmslos  auch  zum  gröfseren  Teil  den 
Verfassungen  der  Einzelstaaten  einverleibten  Bills  of  Rights 
die  individuelle  Freiheit,  die  bürgerlichen  und  politischen 
Rechte  des  amerikanischen  Bürgers  nicht  auf  der  Grund- 
lage eines  blofsen  Statuts  beruhen,  sondern  einen  Teil  des 
organischen  Rechtes  bilden,  das  durch  den  gewöhnlichen 
Prozefs  der  Gesetzgebung  nicht  berührt  werden  kann. 


Zweites  Kapitel. 

Konstitutionelle  Rechte  des  amerikanischen 
Bürgrers  gregrenüber  der  Bundesregrierungr* 

I.    Religionsfreiheit. 

Die  Sicherstellung  der  Religionsfreiheit  ist  ein  charak- 
teristischer Zug   aller  amerikanischen  Verfassungen.     Ob- 


1  Cullj  y.  Balt  a.  Ohio  Ry.  Co.  1  Hughes  536.  D.  h.  gegen 
die  Handlung  seines  eigenen  Staates. 

*  United  States  v.  Cruikshanks,  92  U.S.  542.  Wie  bereits 
bemerkt,  enthalten  die  meisten  Einselstaatsverfassungen  Bills  of  Rights, 
die  ausdrücklich  gewisse  Rechte  als  im  Wesen  der  BSrger  einer  freien 
Republik  begründet  erklären. 
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wohl  die  Bundesverfassung  in  dieser  Hinsicht  den  Staaten 
keinerlei  Zwang  auferlegte,  war  es  doch  der  Generalregie* 
rung  selbst  durch  die  Konstitution  in  ihrer  ursprünglichen 
Fassung  untersagt,  irgend  ein  religiöses  Bekenntnis  als 
Qualifikation  ftlr  ein  Amt  oder  einen  öffentlichen  Ver- 
trauensposten unter  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
zu  erfordern  \  Schon  das  erste  Amendement  und  somit  der 
erste  Artikel  der  Bundes-Bill  of  Rights  garantiert  femer 
die  religiöse  Freiheit  des  Bürgers  gegen  Eingriffe  der 
Zentralregierung  dadurch,  dafs  sie  bestimmt:  „Der  Kongrefs 
soll  kein  Gesetz  geben  über  die  staatliche  Anerkennung 
einer  bestimmten  Religion,  oder  das  die  freie  Ausübung 
der  Religion  verbietet*." 

Über  diese  Bestimmung  sagt  Story:  ,,Infolge  eines 
ernsten  Bewufstseins  der  Gefahren,  die  dem  kirchlichen 
Ehrgeiz  der  Bigotterie  geistlichen  Stolzes  und  der  Unduld- 
samkeit der  Sekten  entsprungen,  wie  es  sich  in  den  Annalen 
unseres  und  fremder  Länder  gezeigt  hat,  hielt  man  es  für 
ratsam,  der  Nationalregierung  jede  Befugnis  zu  entziehen, 
auf  diesen  Gegenstand  einzuwirken.  Auch  die  Situation 
der  verschiedenen  Staaten  erforderte  die  Politik  und  Not- 
wendigkeit eines  solchen  Verbots.  In  einigen  Staaten  bil- 
deten die  Anhänger  der  Episkopalkirche  die  herrschende 
Sekte;  in  anderen  die  Presbyterianer,  in  anderen  die  Eon- 
gregationalisten,  in  anderen  Quäker,  und  in  noch  anderen 
bestand  eine  scharfe  numerische  Rivalität  zwischen  den 
streitenden  Sekten.  Es  hätte  sich  notwendigerweise  ein 
ewiger  Streit  und  eine  ewige  Eifersucht  über  den  Einflufs  der 
Kirchen  ergeben  müssen,  wenn  die  Nationalregierung  die 
Freiheit  besessen  hätte,  eine  bestimmte  Kirche  zur  Staats- 
kirche  zu   erheben.     Die  einzige  Sicherheit  bestand  in  der 


»  Conflt.  Art  VI,  a.  3. 

'  Amend.  I.  Die  Motivei  welche  dies  AmeDdement  herbeiführten, 
waren  zweifellos  eher  politisch  als  religiös;  sie  entsprangen  mehr 
einem  stark  ausgeprägten  Freiheits-  und  Oleichheitsgefuhle  als  irgend 
einer  Theorie  ülier  die  Kirche  als  geistlichen  Körper.  Vgl.  2  Bryce 
a.  a.  O.  Ch.  GVL    Aber  vgl  Jellinek  a.  a.  O.  p.  35  ff. 
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Entziehung  dieser  Machtbefugnisse.  Aber  dies  allein  würde 
nur  eine  ungenügende  Sicherheit  gewesen  sein,  wenn  nicht 
noch  das  Recht  auf  freie  Ausübung  der  Religion  hinsu- 
gekommen  wäre,  sowie  das  Verbot  aller  religiösen  i^Testa*. 
So  bleibt  die  ganze  Macht  über  den  Gegenstand  der  Reli- 
gion ausschliefslich  den  Einzelstaatsregierungen  überlassen^ 
damit  sie  ihn  behandeln  nach  ihrem  eigenen  Sinne  der  Ge- 
rechtigkeit und  nach  den  EinzelstaatsT erfassungen ;  der 
Katholik  und  der  Protestant,  der  Calvinist  und  der  Armi- 
nianer, der  Jude  und  der  Heide  können  am  gemeinsamen 
Tische  der  nationalen  Räte  sitzen,  ohne  dafs  man  sie  auf 
ihren  Glauben  oder  ihren  Gottesdienst  prüft  ^." 

Nach  den  Bestimmungen  der  Bundesverfassung  darf 
also  der  Kongrefs  keine  Staatskirchc  begründen,  eine  be- 
stehende Sekte  als  solche  anerkennen  oder  eine  Kirche  als 
Empfänger  besonderer  Begünstigungen  oder  Wohltaten  aus- 
wählen, welche  anderen  versagt  sind*.  Auch  darf  der 
Kongrefs  niemandem  auf  Grund  seines  religiösen  Bekennt- 
nisses die  Wählbarkeit  zu  einem  Amte  oder  einem  öffent- 
lichen Vertrauensposten  unter  der  Bundesregierung  ab- 
sprechen. Die  Stellung  der  Bundesregierung  zur  Religion 
ist  nicht  blofs  die  Duldung,  sondern  vielmehr  eine  positive 
Anerkennung  religiöser  Gleichheit®. 


>  Story  on  Const.,  §  1879. 

2  Cooley  a.  a.  O.  p.  224. 

'  In  den  Ver.  Staaten  ist  eine  Kirche  nur  eine  „freiwillige  Ver- 
einigung von  Individuen  oder  Familien,  die  sich  zu  dem  Zwecke  eu* 
sammengeschlossen  haben,  einen  gemeinsamen  Ort  anm  Gottesdienste 
zu  besitzen  and  einen  eigenen  Lehrer  anzustellen,  der  sie  in  religiösen 
Lehren  und  Pflichten  unterrichtet  und  die  Taufhandlungen  u.  s.  w.  voll- 
zieht Über  die  Kirche  als  solche  beanspruchen  die  gesetzlichen  und 
weltlichen  Tribunale  des  Staates  keinerlei  Jurisdiktion,  auTser  soweit  es 
notwendig  ist,  die  bürgerlichen  Rechte  anderer  zu  beschfitsen  und  den 
öffentlichen  Frieden  zu  erhalten.  Alle  Fragen  des  Glaubens  und  der 
kirchlichen  Praxis  und  ihrer  Mitglieder  gehören  der  Kirchengerichtsbai^ 
keit  an,  der  sie  sich  freiwillig  unterworfen  haben.  Aber  im  allgemeinen 
können  sich  diese  Gerichtsbarkeiten  nicht  in  die  weltlichen  Angelegen- 
heiten der  Kongregation  oder  Gesellschaft  einmischen,  mit  welcher  die 
Kirche  oder  ihre  Mitglieder  verbunden  sind''.  Baptist  Church  v. 
Weth ereil,   3  Paige  296,   901.     Keine   dieser  Kirchen   wird  von  der 
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Religionsfreiheit  ist  jedoch  nicht  gleichbedeutend  mit 
religiöser  Zügellosigkeit.  Jedermann  kann  Gott  nach  den 
Oeboten  seines  eigenen  Gewissens  verehren,  oder  er  kann 
gänzlich  verweigern,  ihn  zu  verehren.  Jedermann  kann  für 
seinen  Glauben  oder  Unglauben  Propaganda  machen  privat 
oder  öffentlich,  durch  die  Presse  oder  mündlich.  Aber 
niemand  kann  unter  den  konstitutionellen  Verboten  Straf- 
freiheit beanspruchen  wegen  eines  Verbrechens,  das  unter 
dem  Deckmantel  der  Religion  begangen  wurde,  oder  die 
Befugnis  der  Regierung  bestreiten,  sich  in  Handlungen  ein- 
zumischen, die  zwar  erklärterweise  religiös  sind,  aber  die 
öffentliche  Moral  verletzen  oder  die  öffentliche  Wohlfahrt 
bedrohen  *. 


Regierung  unterstutzt,  noch  werden  die  Pastoren  von  der  Regierung  an- 
gestellt oder  bezahlt  Jede  Kirche  und  jede  einzelne  Kongregation  ist  in 
der  Kegel  unter  aUgemeinen  Gesetzen  inkorporiert,  die  die  freiwillige  An- 
gHedening  von  Mi^liedem  eines  jeden  religiösen  Glaubens  und  den  Er- 
werb von  beweglichem  und  unbeweglichem  Vermögen  zu  Zwecken  ihrer 
Organisation  gestatten.  Solch  eine  Körperschaft  ist  jedoch  nicht  kirch- 
lich und  einem  besonderen  kirchlichen  Gesetzeskodez  unterworfen,  sondern 
nur  eine  private  bürgerliche  Korporation  mit  Machtbefugnissen,  wie  sie 
das  Statut  verleiht,  und  die  üblichen,  uneingeschränkten  Machtbefugnisse 
von  Beamten  in  büiigerlichen  Körperschaften  gehören  ihren  Sach Verwaltern 
oder  Direktoren.  Robertson  v.  Bullion,  11  N.  Y.  243;  Miller  v. 
Gable,  2  Denio  492. 

>  Vgl.  den  berühmten  Fall  Reynolds  v.  United  States,  d8 
U.  S.  145.  Reynolds,  ein  Mormon,  setzte  der  Anklage  weg^n  Bigamie, 
nach  §  5352  U.  S.  Rev.  Stat,  die  Einrede  entgegen,  dafs  die  Ausübung 
der  Polygamie  ein  Teil  seines  religiösen  Glaubens  wäre.  Oberrichter 
Walte  sprach  sich  jedoch  dahin  aus,  dafs,  selbst  wenn  dies  wahr  w&re, 
es  keine  Verteidigung  für  die  Verletzung  eines  Kriminalgesetzes  bildete. 
So  sagte  Richter  Field,  in  Davis  v.  Beason,  133  U.  8.  333:  „Whilst 
legislation  for  the  establishment  of  a  religion  is  forbidden,  and  its  free 
exercise  permitted,  it  does  not  follow  that  everything  which  may  be  so 
called  can  be  tolerated.  Crime  is  not  the  less  odious  because  sanctioned 
by  what  any  particular  sect  may  designate  as  religion."  Viele  Staats- 
verfassungen enthalten  Bestimmungen,  dafs  die  Gewissensfreiheit  nicht 
die  Zügellosigkeit  oder  die  Praktiken  rechtfertigen,  die  unvereinbar  sind 
mit  dem  Friäen  oder  der  moralischen  Sicherheit  der  Gesellschaft.  Z.  B. 
California  (1879)  Art  I,  Sect  4;  Colorado  (1876)  Art.  II,  Sect  4; 
Connecticut  (1818)  Art.  I,  Sect  3;  Florida  (1885)  Dec.  of  Rights, 
Sect  5;  Georgia  (1877)  Art.  I,  Sect  1,  Par.  XIII;  Idaho  (1889)  Art.  1, 
Sect  4;  Illinois  (1870)  Art.  11,  Sect  3;  Maine  (1820)  Art  1,  Sect  3; 
Maryland  (1867)  Dec  of  R,  Art  38;  Massachusetts  (1780)  Dec.  of 
K.,  Art  U;  Minnesota  (1857)  Art.  1,  Sect  16;  Mississippi  (1891) 
Art  m,  Sect  18;  Missouri  (1875)  Art.  ü,  Sect  5;  Montana  (1889) 
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Obgleich  der  Kongrefs  eine  Religion  nicht  als  Staats- 
religion  anerkennen  kann,  so  sind  doch  Kapläne  fbr  die 
beiden  Häuser,  sowie  für  die  Armee  und  Marine  beatellt. 
Wenn  sich  auch  Streitigkeiten  über  die  Zweckmäfsigkeit 
dieser  Mafsregel  ergeben  haben,  so  ist  sie  doch  im  all- 
gemeinen Tom  Lande  gebilligt  worden,  und  die  Einzelstaaten 
treffen  entsprechende  Vorkehrungen  für  gesetzgebende 
Körper  und  Staatseinrichtungen  ^.  Mit  Ausnahme  der  ge- 
nannten Mafsregeln  bleibt  die  Bewahrung  der  Religions- 
freiheit den  Staaten  überlassen,  und  diese  haben  ohne 
Ausnahme  ihrem  organischen  Qesetze  darauf  bezügliche 
konstitutionelle   Qarantien  einverleibt'. 

IL    Rede-  und  Prefsfreiheit. 

Da  die  freie  Meinungsäufserung  als  wesentliches  Er- 
fordernis für  die  Existenz  und  Fortdauer  einer  freien  Re- 
gierung betrachtet  wird,  so  wird  dieselbe  sowohl  in  der 
BundesTerfassung  wie  in  den  Verfassungen  der  Einzel- 
staaten  geschützt.      Es   kann   daher   in   keinem   Teile   des 


Art.  m,  Sect.  4;  Nevada  (1864)  Art.  1,  Sect.  4;  New  Hampshire 
(1792)  BiU  of  R.,  Art  V;  New  York  (1895)  Art.  I,  Sect.  8;  No.  Dakota 
(1889)  Art.  I,  Sect.  4;  So.  Dakota  (1889)  Art.  VI,  Sect.  3;  Washing- 
ton (1889)  Art.  I,  Sect.  11;  Wyoming  (1889)  Art  I,  Sect  18. 

^  Coolej  a.  a.  O.  p.  225.  Eine  Besprechang  der  Frage,  ob  die 
christliche  Religion  in  irgend  einem  Sinne  als  Nationalreligion  betrachtet 
werden  kann,  findet  sich  bei  Coolej,  Const.  Lim.  6.  Aufl.  p.  579 C 

*  Vgl.  Cooley,  Const.  Lim.  6.  Aufl.  Ch.  XIII,  besonders  die  An- 
merkungen. Die  Staatsgarantien  können  kurz  wie  folgt  zusammengefafiit 
werden : 

1.  Sie  begründen  ein  System  religiöser  Gleichheit 

2.  Sie  befreien  alle  Personen  von  Zwangsunterstfitaung  des  religiösen 
Gottesdienstes  oder  vom  zwangsweisen  Besuch  des  Gottesdienstes. 

3.  Sie  yerbieten  Beschränkungen  der  freien  Ausübung  der  Seligion 
nach  den  Geboten  des  Gewissens  oder  Beschränkungen  der  fielen 
Äufserung  religiöser  Meinungen.  ;,No  man  in  religious  matters  is  to 
be  discriminated  against  by  the  law,  or  subjected  to  the  censor* 
ship  of  the  State  or  of  any  public  authority;  and  the  State  is  not 
to  inquire  into  or  take  notice  of  religious  belief  or  expression  bo 
long  as  the  Citizen  performs  bis  duty  to  the  State  and  to  bis  feUows. 
and  is  guilty  of  no  breach  of  public  morals  or  public  decorum.** 
Cooley,  Const  Law.  226.    Vgl.  auch  29  Am.  Law  Beg.  321. 
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Landes  ein  Gesetz  erlassen  werden,  welches  die  Rede-  und 
Prefsfreiheit  verkürzt.  Durch  diese  Beschränkung  der 
Bundesgesetzgebung  im  I.  Amendement  wurde  kein  Recht 
geschaffen,  sondern  bereits  vorhandene  Rechte  wurden  an- 
erkannt und  gegen  Eingriffe  der  Qeneralregierung  sicher- 
gestellt. Worin  bestanden  nun  diese  Rechte?  Da  aus 
dem  Statutgesetze  eine  Antwort  auf  diese  Frage  nicht  zu 
finden  ist,  müssen  wir  auf  das  Common  Law  zurück- 
gehen, wie  es  zur  Zeit  der  Formulierung  des  Amendements 
existierte  ^. 

De  Lolme,  der  zur  Zeit  schrieb  als  die  Constitutio- 
nal  Konvention  abgehalten  wurde,  schlofs  aus  einem  Stu- 
dium des  Common  Law:  „die  Freiheit  der  Presse,  wie  sie 
in  EIngland  besteht,  besteht  darin,  dafs  weder  die  Qerichts- 
höfe  noch  irgend  welche  andere  Richter  befugt  sind,  in 
Schriftstücke  Einsicht  zu  nehmen,  welche  erst  gedruckt 
werden  sollen,  sondern  dafs  sie  sich  auf  die  bereits  ge- 
druckten zu  beschränken  haben,  und  dafs  sie  in  diesen 
Fällen  Aburteilung  durch  eine  Jury  zu  veranlassen  haben  '.' 
Mit  dieser  Ansicht  stimmt  Blackstone^  überein,  und 
unter  ihren  Anhängern  finden  sich  Rawle^,  Eent^  und 
Story®,  berühmte  Kommentatoren  des  amerikanischen  Ver- 
fassungsrechtes. Nach  dieser  Auffassung  bedeutet  Prefsfrei- 
heit nur  jene  Veröffentlichungsfreiheit  ohne  vorherige 
Erlaubnis  der  Regierung,  welche  durch  Abschaffung  des 
Zensoramtes  herbeigeführt  wird. 

Es  kann  indessen  kaum  behauptet  werden,  dafs  die 
von  der  Konstitution  garantierte  Prefsfreiheit ''  nichts  weiter 


^  Eine  schöne  Besprechang  des  ganzen  (Segenstandes  findet  sich  bei 
Coolej,  Const.  Lim.  6.  Aufl.  Ch.  XII. 

'  De  Lobrae,  Const  of  England,  Gh.  10. 
'  4  Blackstone^B  Coram.  151. 
^  Rawle  on  Const,  Ch.  10. 

*  2  Kent's  Comm.  17. 

*  Story  on  tbe  Const.  §  1889.    Vgl.  auch  die  Ansicht  des  Richters 
Parker  in  Commonwealth  v.  Blanding,  3  Pick.  304,  313. 

"^  Die  Prefsfireiheit   beschränkt  sich   nicht  auf  eine  besondere  Form 
oder  Methode  der  Publikation,  sondern  erstreckt  sich  auf  alle  Methoden, 
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bedeutet  als  Freiheit  von  der  RegieruDgBzensur  vor  der 
Veröffentlichung.  Eine  solche  Zensur  war  keineswegs  in 
den  amerikanischen  Kolonien  allgemein  gewesen  ^^  und  zur 
Zeit  der  Revolution  bestand  sie  überhaupt  nicht  ^.  Es 
konnte  also  auch  keine  Gefahr  bestehen,  dafs  sie  den  Zu- 
satz eines  Amendements  zum  Landesrechte  notwendig  er- 
scheinen  liefs.  Ferner  würde  die  blofse  Abschaffung  der 
Zensur  vor  der  Veröffentlichung  von  geringerem  Werte 
sein  als  Sicherung  der  Freiheit  der  Meinung  und  Meinungs- 
äufserung,  wenn  die  Prefserzeugnisse  nach  der  Veröffent- 
lichung ohne  Schutz  gegen  feindselige  oder  willkürliche 
Gesetzgebung  blieben.  «Der  Bürger  hätte  es  lieber  ge- 
sehen, wenn  der  Arm  der  Regierung  sich  vor  der  Ver- 
öffentlichung ins  Mittel  gelegt  hätte,  als  wenn  er  nach- 
träglich ausgeholt  hätte,  um  Strafen  zu  verhängen;  seine 
berechtigte  Freiheit  würde  in  dem  einen  so  gut  wie  in  dem 
anderen  Falle  beeinträchtigt  werden/ 

Überdies  hatte  die  Bevölkerung  der  Kolonien  die  Vor- 
teile einer  freien  Presse  schätzen  gelernt.  Während  der 
Zeit  der  Revolution  war  die  Presse  das  Mittel  gewesen, 
durch  welches  die  Prinzipien  der  Freiheit  unter  dem  Volke 
verbreitet  wurden.  Sie  hatte  sich  mächtig  erwiesen,  die 
Kolonien  für  vereinten  Widerstand  gegen  die  Unterdrückung 
vorzubereiten.  Durch  die  Presse  werden  auch  öffentliche 
Beamte  vor  das  Tribunal  der  öffentlichen  Meinung  gebracht, 

Tatsachen,  Ansichten  und  Meinungen  vor  das  Publikum  eu  bringen. 
Cooley  a.  a.  O.  p.  809. 

^  Cooley,  Const  Lim.  514,  Anm.  8  fuhrt  folgendes  Beispiel  «n: 
Der  „General  Court  of  Massachusets"  bestellte  im  Okt  1662  zwei  Per- 
sonen zu  Prefszensoren  und  verbot  die  Veröffentlichung  von  Büchern 
oder  Papieren,  die  von  ihnen  nicht  durchgesehen  wären.  Als  im  Jahre 
1668  die  Zensoren  die  Drucklegung  des  Werkes  „Thomas  a  Kempis,  De 
Imitattone  Christi '^  erlaubt  hatten,  leg^  sich  der  General  Court  ins 
Mittel,  da  das  Werk  von  einem  papstlichen  Geistlichen  geschrieben  sei 
und  einige  Dinge  enthielt,  die  besser  dem  Volke  vorenthalten  blieben; 
sie  empfahlen  daher  den  Zensoren  eine  vollständige  Durchsidit  und  be- 
ftjilen,  den  Druck  einstweilen  einzustellen.  1  Hutchinson's  Massa- 
chusetts, 2.  Aufl.  p.  257;  1  Tjler,  Hist  of  Am.  Literatore,  112,  113. 
Das  Zensoramt  war  jedoch  in  den  Kolonien  eine  Ausnahme. 

*  Cooley,  Const  Law,  800. 
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um  über  ihr  Amt  Rechnung  abzulegen,  und  durch  die 
Presse  waren  die  Bewerber  um  öffentliche  Stellungen  ge- 
nauer und  offener  Prüfung  unterworfen.  In  der  Presse 
fand  auch  die  vorgeschlagene  Verfassung  selbst  das  Feld, 
auf  dem  ihre  Bewunderer  und  Freunde  wie  auch  ihre 
O^ner  mit  logischen  Waffen  und  politischer  Schärfe  den 
Kampf  um  ihre  Annahme  ausfochten.  Es  ist  also  kein 
weit  hergeholter  Schlufs,  su  sagen,  dafs  es  die  Freiheit  der 
öffentlichen  Rede  war,  die  das  Volk  geniefsen  und  gegen 
Eingriffe  der  Regierung  yerteidigen  wollte,  „und  dafs  das 
Verbot  von  Gesetzen,  die  die  Redefreiheit  beschränkten, 
nicht  nur  auf  die  Prefszensur  hinzielte,  sondern  noch  mehr 
auf  alle  beschränkenden  Gesetze  und  jede  Gesetzesverwaltung, 
durch  welche  eine  freie  und  allgemeine  Besprechung  der 
öffentlichen  Interessen  und  Angelegenheiten,  wie  sie  in 
Amerika  zur  Regel  geworden  war,  so  verkürzt  werden 
konnte,  dafs  sie  die  Vorteile  als  Hilfe  des  Volkes  bei  der 
verständigen  Ausübung  ihrer  Privilegien  als  Bürger  oder 
beim  Schutze  ihrer  Freiheiten  verlor"  ^. 

Nach  den  Regeln  des  Common  Law  war  jeder  Ver- 
leumder, zivilrechtlich  und  kriminalrechtlich,  für  die  private 
Beleidigung  oder  den  öffentlichen  Skandal  oder  die  Un- 
ordnung, welche  durch  sein  Benehmen  verursacht  wurden, 
verantwortlich.  Man  darf  nicht  annehmen,  dafs  das  dem 
Eongrefs  durch  das  I.  Amendement  auferlegte  Verbot,  wenn 
es  auch  Rede-  und  Prefsfreiheit  garantiert,  den  Bürger  voll- 
ständig von  jeder  Verantwortlichkeit  ftir  alles,  was  er  sagen 
oder  veröffentlichen  mag,  befreit  Eine  Freiheit  von  der 
Wirkung  des. Common  Law,  die  einen  Bürger  befthigt,  den 
Ruf  und  das  Geschäft  eines  anderen  durch  falsche  Behaup- 
tungen oder  Verleumdungen  zu  verletzen  oder  zu  ver- 
nichten, gibt  es  nicht. 

Er  kann  keine  bessere  Zusammenfassung  des  Gegen- 
standes geben   als  die  des  verstorbenen  Richters  Cooley, 


Cooley  a.  a.  O.  p.  801. 
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eines  der  gelehrtesten  Ausleger  des  amerikanischen  konsti- 
tutionellen Rechtes,  den  jenes  Land  hervorgebracht  hat  Er 
sagt :  ^  „Die  Prefsfreiheit  kann  also  definiert  werden  als  die 
Freiheit,  alles  zu  äufsern  und  zu  publizieren,  was  dem 
Bürger  beliebt,  und  in  diesen  Handlungen  gegen  gesetzliche 
Zensur  und  Strafe  geschützt  zu  sein,  Torausgesetzt,  dafs 
die  Publikation  nicht  der  öffentlichen  Moral  und  dem  guten 
Rufe  Ton  Privaten  so  schädlich  ist,  dafs  sie  durch  die 
Regeln  des  Common  Law  zu  verurteilen  ist,  nach  denen 
Schmähschriften  beurteilt  wurden,  als  diese  Freiheit  zu 
einem  konstitutionellen  Rechte  gemacht  wurde.  Und  die 
Redefreiheit  entspricht  diesem  in  dem  Schutze,  den  sie 
mündlichen  Veröffentlichungen  gibt  Verleumderische  und 
unsittliche  Schriften  und  die  Ausstellung  unzüchtiger  Bilder 
waren  stets  nach  dem  Common  Law  strafbar,  und  ihre  Be- 
strafung kann  durch  den  Kongrefs  in  jedem  Gebiet  unter 
seiner  ausschliefslichen  Kontrolle  vorgesehen  werden.  Ver- 
leumderische geschriebene,  böswillige  gedruckte  oder  bild- 
nerische Angriffe  gegen  Privatpersonen  waren  gleichfalls 
strafbar;  und  wenn  es  sich  bei  diesen  Beleidigungen  heraus- 
stellte, dafs  das  Common  Law  mangelhaft  war,  sollte  das 
Statute  Law  (geschriebene  Gesetz)  die  Mängel  beseitigen, 
ohne  jedoch  die  allgemeinen  Grenzen  der  Verantwortlich- 
keit zu  erweitern.  Aufser  der  strafrechtlichen  gab  es  auch 
noch  stets  eine  zivilrechtliche  Verantwortlichkeit,  bei  allen 
falschen  und  verleumderischen  Schriften,  die  darauf  be- 
rechnet  waren,  eine  Person  zu  beleidigen  und  zu  kränken ; 
von  der  gekränkten  Person  konnte  Schadenersatz  be- 
ansprucht werden,  ob  nun  die  Veröffentlichung  durch  Schrift 
oder  Druck  hergestellt  war  oder  blofs  mündlich  vor  sich 
ging.  Diese  Regeln  sind  vereinbar  mit  einer  gerechten 
Freiheit  und  sie  bleiben  ungestört'. 


^  Coolej  a.  A.  O.  p.  302.  Vgl.  aach  sein  gröfiseres  Werk,  Ck>n6t 
Lim.  6.  Aufl.  p.  518. 

*  Die  Zivilklage  bezweckt,  für  die  yerleumdete  Person  einen  Schaden- 
ersats  sa  erwirken.    Kelly  v.  Partington,  3  Nev.  a.  M.  117;  Steele 
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In  zweierlei  Arten  von  Fällen  wird  jedoch  Schutz 
g^en  zivil-  und  strafrechtliche  Verfolgung  gewährt,  trotz- 
dem dafs  die  Veröffentlichung  falsch  und  beleidigend  sein 
mag.  Diese  sind  privilegierte  Fälle,  und  sie  können  un- 
bedingt sein,  indem  sie  vollkommenen  Schutz  gewähren, 
oder  bedingt,  da  wo  der  Schutz  von  den  Beweggründen 
abhängt.  Unter  den  Fällen  unbedingten  Privilegiums  können 
die  folgenden  erwähnt  werden.  Eongrefsmitglieder  sollen 
wegen  ihren  Reden  und  Debatten  in  beiden  Häusern  an 
keiner  anderen  Stelle  zur  Rechenschaft  gezogen  werden^. 
Die  Aussage  eines  Zeugen,  wenn  auch  falsch  und  boshaft, 
kann,  wenn  sie  im  Verlauf  einer  gerichtlichen  Verhandlung 
gegeben  ist,  nicht  zur  Grundlage  einer  Zivilaktion  ge- 
macht werden '.  Die  Aussagen  eines  Geschworenen  im 
Geschworenenzimmer  über  beide  ProzefsAlhrende  in  dem 
Prozesse,  der  vor  der  Jury  verhandelt  wird,  oder  über  die 
Zeugen,  die  in  diesem  Falle  ausgesagt  haben,  sind  gleicher- 
weise geschützt'.  Beschwerden,  die  den  Zweck  verfolgen, 
einen  mutmafslichen  Missetäter  vor  Gericht  zu  bringen,  und 
die  vorläufigen  Informationen,  auf  Grund  deren  Beamte 
ein  Verfahren  einleiten  können,  haben  ein  gleiches  Privi- 
legium und  ebenso  Streitschriften  und  andere  Dokumente 
im  Verlaufe  des  Prozesses,   soweit  sie  nicht  von  der  strei- 


▼.  Southwick,  9  Johns.  214.  Der  Schadenersatz  soll  einen  Geld- 
Charakter  haben  bei  Prozessen  wegen  speziellen  Schadenersatzes.  Beach 
y.  Ranney,  2  HiU  S09.  Klagen  ohne  Beweis  bestimmten  Schadens  vgl. 
Frisbie  ▼.  Fowler,  2  Conn.  707;  Page  v.  Merwin,  54  Conn.  426; 
Miller  ▼.  Parish,  8  Pick.  384;  Robbins  y.  Fletcher,  101  Mass. 
115.  Die  strafrechtliche  Klage  beruht  auf  der  Idee,  dafo  eine  solche 
Publikation  geeignet  war,  den  Brach  des  öflfentlichen  Friedens  herbei- 
zuführen. Commonwealth  ▼.  Clapp,  4  Mass.  168;  3  Am.  Dec.  212; 
State  V.  Lehre,  2  Brev.  446;  4  Am.  Dec.  596. 

'  Const  Art  I,  Sect.  6,  Cl.  1.  Vgl.  Kilbourn  v.  Thompson, 
103  U.  S.  168. 

«  Marsh  v.  Ellsworth,  50  N.  Y.  309;  Terry  v.  Fellows,  21 
La.  Ann.  375;  Verner  v.  Verner,  64  Miss.  321.  Ein  Staat  kann 
jedoch  den  Meineid  bestrafen. 

'  Dunham  v.  Powers,  42  Vt.  1;  Rector  v.  Smith,  11 
Iowa  302. 
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tigen  Sache  abschweifen  *.  Die  Freiheit  von  der  Verant- 
wortlichkeit fUr  ihre  offizielle  Reden  geniefsen  die  Ebce- 
kutive  der  Vereinigten  Staaten  und  die  Gouverneure  der 
Einzelstaaten,  und  das  gleiche  Privileg  wird  allen  Richtern, 
sowie  allen  Beamten,  die  gerichtliche  Funktionen  erfiillen, 
zu  teil,  so  lange  sie  innerhalb  ihrer  Kompetenz  handeln^. 
Die  gröfste  Freiheit  wird  der  Partei  in  einer  Rechtssache 
gewährt,  wenn  sie  ihren  Fall  vor  dem  Gerichte  oder  der 
Jury  zusammenfafst  und  die  Handlungen,  das  Verbalten 
und  die  Beweggründe  der  gegnerischen  Partei  und  der 
Zeugen  vornimmt;  und  diese  Freiheit  ist  auch  auf  den  Ver- 
teidiger ausgedehnt^.  Eine  Veröffentlichung,  die  die  Re- 
gierung oder  Konstitution  der  Vereinigten  Staaten  kriti- 
siert, auch  verurteilt,  ist  nach  dem  Common  Law  nicht 
strafbar,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  die  Vereinigten 
Staaten  als  solche  kein  Common  Law  haben,  und  sie  können 
daher  als  Verbrechen  nur  die  Handlungen  bestrafen,  welche 
durch  besondere  Statuten  strafbar  sind^.     Zur  Zeit  gibt  es 


>  Cooley  a.  a.  O.  p.  303;  Garr  ▼.  Seiden,  4  N.  Y.  91;  Strauss 
y.  Meyer,  48  111.  385;  Wilson  v.  Sulllvan,  81  Ga.  238;  Runge  y. 
Franklin,  72  Tez.  585;  Dada  y.  Piper,  41  Hun.  254;  Bartlett  y. 
Christhilf,  69  Md.  219. 

'  Cooley  a.  a.  O.  p.  303;  zitiert  auch  Townshend,  Slander  and 
Libel,  §  227. 

'  Aber  der  Verteidiger  mufs,  um  sich  dies  Priyileg  zu  sichern,  sich 
an  die  Sache  halten  und  nicht  yon  ihr  abschweifen,  um  die  Gegenpartei 
oder  Zeogen  zu  yerleumden.  Hoar  y.  Wood,  3  Met  (Mass.)  193; 
Maulsby  y.  Reifsnider,  69  Md.  143.  Über  die  Verantwortlichkeit 
des  Verteidigers  daför,  dafs  er  in  seinen  Reden  ungehörige  und  yerlenm- 
derische  Dinge  einflicht,  ygl.  M<^Langhlin  y.  Cowley,  127  Mass. 
316.  Der  Klient  ist  nicht  yerant wörtlich  für  die  Verleumdungen  seines 
Verteidigers.     Bayly  y.  Fourchy,  82  La.  Ann.  136. 

^  United  States  y.  Hudson,  7  Cranch.  32.  Eine  Untersuchung 
dar&ber,  ob  eine  solche  Publikation  yon  der  Gesetzgebung  als  Verbrechen 
angesehen  werden  kann,  findet  sich  bei  Gooley  a.  a.  O.  p.  305:  „The 
ri^t  of  the  people  to  change  their  institutions  at  will  is  expressly  recog- 
nized  bj  Federal  and  State  constitutions ,  and  this  implies  a  right  to 
criticize,  discuss  and  condemn,  and  a  right  if  possible  to  bring  the  people 
to  the  point  of  consenting  to  any  change  short  of  the  abolition  of  re- 
publican  institutions  ....  But  conspiracies  to  overtum  the  goyemment 
bj  force  are  always  punishable,  and  seditious  publications  are  nsuaUy  a 
part  of  the  res  gestae  of  such  offen  »es.  Vgl.  auch  Cooley,  Const.  Lim. 
p.  525  ff. 
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solche  Bandesstataten  über  diesen  Gegenstand  nicht.  Volle 
and  richtige  Berichte  über  die  öffentlichen  Verhandlungen 
in  den  gesetzgebenden  Körpern,  ihren  Ausschüssen  sowie 
in  allen  Gerichten  sind  auch  unbedingt  privilegiert  ^Dev 
Bürger  hat  ein  Recht,  bei  solchen  Verhandlungen  zugegen 
zu  sein,  aber  die  Gründe,  welche  ihre  Öffentlichkeit  fbr 
Zuhörer  rechtfertigen,  rechtfertigen  auch  ihre  Öffentlichkeit 
ftar  die,  welche  nicht  zugegen  sind  oder  zugegen  sein 
können^.  Verleumderische  Bemerkungen  oder  Erklärungen 
oder  Artikelüberschriften  sind  nicht  privilegiert.  Der  Bericht 
mufs,  um  straffrei  zu  sein,  sich  auf  die  Verhandlungen 
selbst  beschränken^. 

Bei  den  eben  betrachteten  Fällen  besteht  absolute  Straf- 
freiheit der  Person,  ohne  Rücksicht  auf  den  Beweggrund, 
der  die  Veröffentlichung  herbeigeführt  hat.  Dies  ist  eine 
Frage,  auf  die  hier  nicht  eingegangen  werden  soll.  Aber 
es  gibt  Fälle  von  verschiedener  Natur,  bei  welchen  zwar 
Freiheiten  gewährt  werden,  jedoch  sind  dieselben  gewissen 
Bedingungen  unterworfen.  Die  Bedingungen  sind  zwei, 
und  die  können  so  gekennzeichnet  werden:  1.  Die  privi- 
legierte Partei  darf  nur  veröffentlichen,  was  sie  glaubt,  und 
2.  die  Gelegenheit  zur  Publikation  soll  so  beschaffen  sein, 
dafs  sie  dieselbe  rechtfertigt,  wenn  sie  wahr  ist'.  Unter 
solchen  Fällen   sind   zu  nennen  die  Kritik  von  Kandidaten 


*  Vgl.  Cooley,  Const.  Law  306.  Hoare  v.  Silverlock,  9 
C.  B.  20;  Gazette  Co.  y.  Timberlake,  10  Ohio  St.  548.  Die  Ver- 
öffentlichong  des  Inhaltes  eines  einregistrierten  Dokuments,  vor  einem 
Verhör,  ist  nicht  privilegiert.  Barber  v.  St.  Louis  etc.  Co.,  8  Mo. 
App.  377;  Cowlej  v.  Pnlsiver,  137  Mass.  392. 

«  Pittock  V.  0*Neil,  63  Penn.  St.  253;  Storey  v.  Wallace, 
60  lU.  51;  Hayes  v.  Press  Co.,  127  Penn.  St.  642.  Die  Veröffent- 
lichung von  ex  parte- Verhandlungen  oder  rein  vorlaufiger  Untersuchungen, 
wenn  anch  gerichtlichen  Charakters,  sind  nicht  privilegiert,  und  wenn 
sie  nachteilig  auf  den  Bang,  das  Ansehen  oder  das  Geschäft  der  Privat- 
person einwirken,  kann  der  Veröffentlicher  keinen  Schutz  für  sich  be- 
anspruchen, weil  dieselben  bereits  vor  dem  Gerichte  verlesen  sind.  Cooley 
a.  a.  O.  p.  306,  Const  Lim.  351;  Usher  v.  Severance,  20  Me.  9; 
Cincinnati   Gazette  Co.  v.  Timberlake,  10  Ohio  St   548. 

'  Cooley  a.  a.  O.  p.  306.  Eine  ausfuhrliche  Besprechung  findet 
sich  bei  Cooley«  Const.  Lim.  529  ff. 
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und  Beamten.  Be&higung  zum  Amte  ist  sicherlich  eine 
wesentliche  Eigenschaft,  die  das  Publikum  von  jener 
Person  verlangen  kann,  die  sich  als  Bewerber  bei  einer 
Wahl  seitens  seiner  Mitbürger  präsentiert.  Schon  der  Akt, 
sich  als  Kandidaten  anzubieten,  erhebt  die  Frage  nach  der 
Befähigung,  und  der,  welcher  sie  anzweifelt,  hat  ein  Recht, 
vom  Volke  gehört  zu  werden  und  frei  seine  Gründe  anzu- 
geben. Dies  Recht  wird  auch  nicht  geändert,  wenn  das 
Amt  ein  Ernennungs-  und  kein  Wahlamt  ist.  Eine  solches 
Amt  ist  ein  öffentlicher  Vertrauensposten,  und  der,  welcher 
es  versieht,  ist  öffentlicher  Vertrauensmann.  Das  Publikum 
ist  also  berechtigt,  über  die  Frage  seiner  Wahl  gehört  zu 
werden.  So  darf  auch  das  Volk,  welches  bei  der  Aus- 
übung eines  öffentlichen  Amtes  und  der  dem  öffentlichen 
Beamten  obliegenden  Pflichten  interessiert  ist,  die  Weise,  in 
welcher  offizielle  Pflichten  erledigt  werden  und  die  persön- 
lichen Eigenschaften,  den  Charakter  oder  die  Gewohnheiten 
des  Beamten  kritisieren^.  Jeder  Bürger  ist  also  befugt, 
sich  über  das,  was  er  weifs,  glaubt  oder  sogar,  was  er  ver- 
mutet, zu  äufsern,  vorausgesetzt,  dafs  er  von  öffentlichen 
Interessen  sich  leiten  läfst  und  in  gutem  Glauben  handelt '. 
Ferner  können  Dinge,  von  denen  zu  vermuten  steht,  dafs 
das  Publikum  dabei  interessiert  ist,  Gegenstände  öffent- 
licher Angelegenheiten,  besprochen  und  kritisiert  werden, 
und  eine  solche  Kritik  wird  privilegiert  sein,  wenn  sie  in 
den  Grenzen  der  Mäfsigung  und  der  Vernunft  bleibt,  sogar 
wenn  einzelne  Personen  darunter  zu  leiden  haben  sollten '. 


^  Eine  Petition  um  Enthebung  eines  Beamten  vom  Amte,  die  an 
die  richtige,  zur  Amtsentsetzung  befugte  Behörde  gerichtet  ist  und  die 
Gründe  für  die  gewünschte  Absetzung  angibt,  kann  nicht  wegen  Verleum- 
dung verfolgt  werden,  wenn  sie  in  gutem  Glauben  abgefafst  wurde.  Thorn 
V.  Blanchard,  5  Johns.  508 ;  auch  ist  aus  einer  solchen  Petition,  selbst 
wenn  sie  falsche  und  beleidigende  Behauptungen  enthält,  nicht  ohne 
weiteres  auf  Bosheit  zu  schliefsen,  ibid.  526;  Gray  v.  Pentland,  2  8. 
u.  R.  23.    Vgl.  auch  Howard  v.  Thompson,  21  Wend.  319. 

^  Aber  vgl.  King  v.  Root,  4  Wend.  113;  Lewis  v.Few,  5  Johns. 
1;  Burke  v.  Mascarich,  81  Cal.  302;  Randall  v.  Evening  News 
Assoc.  79  Buch.  266;  Upton  v.  Hume,  24  Greg.  420. 

»  Cooley  a.  a.  O.  p.  307;   Kenyon  v.  Palmer,   18  Iowa.  377. 
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Kritiken  von  Büchern,  Pamphleten,  Zeitschriften  etc., 
die  ihre  Tauglichkeit  als  öffentliche  Lektüre,  ihre  Nützlich- 
keit oder  die  Zweckmäfsigkeit  ihrer  Veröffentlichung  in 
Frage  ziehen,  können  frei  geäufsert  werden,  auch  können 
die  Gründe  für  eine  solche  Kritik  angegeben  werden,  wenn 
diese  Kritiken  in  gutem  Glauben  gemacht  werden  und  nicht 
ein  Mittel  zu  Angriffen  auf  den  Verfasser  bilden^.  Die 
Veröffentlichung  blofser  Neuigkeiten  ist  nur  insoweit  privi- 
legiert, dals,  wenn  solche  Veröffentlichungen  in  gutem  Glauben, 
im  gewöhnlichen  Geschäftslaufe  und  ohne  Absicht  zu  ver- 
leumden, gemacht  werden,  die  gekränkte  Partei  in  ihren 
Ansprüchen  auf  den  tatsächlichen  Schaden  beschränkt  ist^. 

Es  braucht  kaum  hinzugefügt  zu  werden,  dais  das 
Verbot  der  Beförderung  von  unsittlichen  Schriften  durch 
die  Post  keine  Beschränkung  der  Prefsfreiheit  bildet^. 

3.    Sicherheit  der  Wohnung,  der  Person  und 
der  Papiere. 

a.  Einquartierung  von  Soldaten  in  Privat- 
häusern.    Das   III.  Amendement  zur  Verfassung  erklärt: 


Vg^l.  aach  die  wichtige  Bemerkung  Cooley,  Const.  Lim.  559, 
Anm.  1. 

^  Dies  schiielBt  aach  die  Kritik  von  Kunstwerken  ein.  Man  darf 
jedoch  nicht  annehmen,  dafs,  weil  ein  Autor  die  Gunst  des  Publikums 
fär  seine  Produktionen  sucht,  er  dadurch  seinen  Charakter  und  seine 
Lebensweise  zum  öffentlichen  Eigentum  macht  Cooley,  Const.  Lim. 
557;  Cooper  t.  Stone,  24  Wend.  434;  Gooper  ▼.  Barber,  24  Wend. 
105;  Gooper  v.  Greeley,  1  Denio  347. 

«  Daily  Post  Go.  v.  M^Arthur,  16  Mich.  467;  Perrett  v. 
N.  O.  Time«,  25  La  Ann.  170;  Fenstermaker  v.  Tribüne  Pub. 
Co.  12  Utah,  439;  Allen  v.  Pioneer  Press  Co.,  40  Minn.  117.  Bei 
Beleidigungsklagen  haben  die  Geschworenen  gewöhnlich  weiten  Spielraum, 
um  sogenannten  „exemplarischen*'  Schadenersatz  zu  bewilligen.  Coolej, 
Const  Law  309.  Bei  Klagen  auf  Schadenersatz  ist  die  Wahrheit  der 
Veröffientlichung  eine  hinreichende  Verteidigung.  Bei  strafrechtlichen  An- 
klagen wegen  Schmähungen  und  Verleumdung  mufs  sich  nicht  nur  die  Be- 
hauptung als  wahr  erweisen,  sondern  es  mufs  auch  bewiesen  werden,  dafs 
die  Veröffentlichung  aus  guten  Beweggründen  und  zu  rechtmäfsigen 
Zwecken  geschah.  Für  gotteslästerliche  und  unzüchtige  Schriften  gibt  es 
keine  Rechtfertigung. 

8  Ex  parte  Jackson,  96  U.  8.  727;  In  re  Rapier,  143  U.  S.  110. 
Staats-  u.  ▼OlkerrerhÜ.  Abhandl.    lY.  3.  -  Howard.  6 
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„Kein  Soldat  soll  in  Friedenszeiten  in  irgend 
einem  Hause  ohne  Zustimmung  des  Besitzers 
einquartiert  werden,  und  in  Kriegszeiten  nur 
in  einer  Weise,  die  vom  Gesetze  vorgeschrieben 
ist^."  Dies  ist  das  einzige  Amendement  zur  Verfassung, 
bezüglich  dessen  kein  Fall  vor  den  Gerichten  der  Ver. 
Staaten  sich  ergeben  hat.  Es  könnte  also  scheinen,  als  ob 
die  Einverleibung  dieser  Bestimmung  in  das  organische 
Gesetz  des  Landes  überflüssig  wäre.  Aber  keine  Macht  in 
der  Hand  der  Exekutive  kann  lästiger  werden  als  die 
Macht,  dem  Volke  Soldaten  ins  Quartier  zu  geben.  Die 
Denunziation  dieses  Verfahrens  in  der  Declaration  of  In- 
dependence  entstand  aus  frischen  und  bitteren  Erfahrungen  ^. 
Trotz  der  Tatsache,  dafs  dies  Übel  in  den  Vereinigten 
Staaten  seit  der  Revolution  keinen  festen  Fufs  gefafst  hatte, 
verleiben  die  meisten  Staatsverfassungen  ihrer  Declaration 
of  Rights  eine  gegen  sie  gerichtete  Bestimmung  ein.  Dies 
kann  aus  zwei  Gründen  erklärt  werden:  1.  weil  die  Ver- 
fassungen einzelner  Staaten  erklären,  „ein  häufiges  Zurück- 
greifen auf  die  Grundprinzipien  der  Verfassung  ist  absolut 
notwendig,  um  die  Vorteile  der  Freiheit  zu  bewahren  und 
eine  freie  Regierung  aufrechtzuerhalten^^;  und  2.  weil,  so 
widersprechend  ein  solches  Verfahren  dem  Geiste  der  Zeit 
auch'  sein  mag,  mit  der  Möglichkeit  eines  solchen  Verfahrens 

'  Diese  Klausel  ist  durch  die  Petition  of  Bights,  die  Bill  of  Rights 
von  1688  und  die  Unabhänngkeitserkläruog  auf  uns  gekommen,  ygl 
Story  on  the  Const  §§  1899,  1900;  Kawle  on  the  Const  126. 

*  „For  quartering  large  bodies  of  armed  troops  among  us:  For  pro- 
tecting  them,  by  a  mock  Trial,  from  Pnnishment  for  anj  murders  which 
they  should  commit  on  the  inhabitants  of  these  States. **  Decl.  of  Ind. 
4.  Juli  1776.  „It  is  difficult  to  imagine  a  more  terrible  engine  of  op- 
pression  than  the  power  in  the  Executive  to  fiU  the  house  of  an  ob- 
noxious  person  with  a  Company  of  soldieni,  who  are  to  be  fed  and  war- 
med  at  bis  expense,  uuder  the  direction  of  an  officer  accustomed  to  the 
exercise  of  arbitrary  power,  and  in  whose  presence  the  ordinary  laws  of 
courtesy,  not  less  than  the  civil  restraints  which  protect  person  and  pro- 
perty,  must  give  way  to  an  unbridled  will;  who  is  sent  as  an  instnunent 
of  pnnishment,  and  with  whom  insult  and  outrage  may  appear  quite  in 
the  line  of  bis  duty."     Cooley,  Const.  Lim.  873. 

*  Vgl.  Const.  MassachuFetts,  Pt  1,  Art.  XVIII. 
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unter  dem  Drucke  der  Erregung,  wobei  die  Parteileiden- 
schaften leicht  in  Gewalttätigkeiten  sich  äufsern  können, 
immer  ziemlich  sicher  zu  rechnen  ist^  Unter  den  Garantien 
der  Verfassung  gibt  es  also  in  Friedenszeiten  nirgends  in 
den  Vereinigten  Staaten  eine  Macht,  die  Soldaten  in  irgend 
einem  Hause  gegen  den  Willen  seines  Besitzers  einquar- 
tieren könnte,  und  auch  in  Kriegszeiten  kann  kein  noch 
so  hoch  stehender  Offizier  ein  solches  Verfahren  anordnen, 
ja  nicht  einmal  die  Exekutive,  ausgenommen,  wenn  der 
Eongrefs  eine  solche  Aktion  durch  ein  Gesetz  anordnet 
und  die  Bedingungen  feststellt,  unter  welchen  dies  ge- 
schehen kann^. 

b.  Unbegründete  Hausdurchsuchungen  und 
Beschlagnahmen,  ,,Das  Recht  des  Volkes,  in 
seinen  Personen,  Häusern,  Papieren  und 
Effekten  gegen  ungerechtfertigte  Durchsuch- 
ungen und  Beschlagnahmen  gesichert  zu  sein, 
soll  nicht  verletzt  werden,  und  es  sollen  keine  War- 
rants erlassen  werden,  aufser  auf  begründeten  Verdacht 
hin,  der  durch  Eid  oder  Versicherung  unterstützt  sein  mufs. 
Die  Warrants  müssen  den  zu  durchsuchenden  Ort,  die 
Person  und  den  Gegenstand  genau  bezeichnen^/ 

Dies  Recht  auf  Sicherheit  in  seinem  Hause  ist  kein 
aus  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  hergeleitetes 
Recht,  sondern  es  bestand  lange  vorher  im  Common  Law  *. 
Der  Grundsatz  „Jedermanns  Haus  ist  seine  Burg**  wird  in 
das  Grundgesetz  des  Landes  aufgenommen  und  zu  einem 
Hauptsatz  derselben  gemacht \    Der  Grundsatz  besagt,  dafs 


^  Vgl.  Lieber,  Civil  Liberty  and  Self-Govemment,  Ch.  11. 

'  Mit  Bezug  auf  das  MilitÜrrecht  ist  das  mafsgebende  Werk  in  den 
Ver.  Staaten:  Winthrop,  Military  Law,  2  Bände  1895,  2.  Aufl.  Vgl. 
auch  Whiting,  War  Powers  ander  the  Constitation  of  the  United  States, 
48th  Ed.  1871.    Aach  Ex  parte  Milligan,  4  Wall.  2. 

•  Amend.  IV. 

^  United  States  y.  Crosby,  1  Hughes  457. 

^  Ilsley  V.  Nichols,  12  Pick.  270;  Swain  ▼.  Mianer,  8  Gray. 
182;  Feople  y.  Hubbard,  24  Wend.  869,  85  Am.  Dec.  628:  Curtis 
V.  Hubbard,   4  Hill.  487;    Bailey  v.  Wright,  39  Mich.  96.     Vgl. 

6* 
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jedermann  unter  dem  Schutze  der  Gesetze  die  Tür  seiner 
Wohnung  schliefsen  und  seine  Häuslichkeit  darin  ver- 
teidigen kann  nicht  nur  gegen  Privatpersonen,  sondern 
auch  gegen  die  Beamten  des  Gesetzes  und  selbst  gegen 
die  Regierung^. 

Dies  IV.  Amendement  zielte  hauptsächlich  auf  die 
General  Warrants  des  englischen  Rechtes.  Auf  Grund 
dieser  Warrants^  die  grofsenteils  bei  politischen  Vergehen 
angewandt  wurden,  wies  die  Regierung  die  Beamten  an, 
alle  verdächtigen  Plätze  zu  durchsehen  und  alle  verdäch- 
tigen Personen  festzunehmen,  ohne  einen  Ort  oder  eine 
Person  zu  beschreiben.  Die  Ausführung  des  Warrants  war 
ganz  der  Laune  und  dem  Eigensinn  desjenigen  überlassen, 
der  damit  beauftragt  war.  So  sehr  auch  diese  Warrants  dem 
Geiste  des  englischen  Common  Law  entgegen  waren,  so 
sehr  sie  auch  die  Rechte  des  Individuums  vernichteten,  und 
so  leicht  sie  sich  auch  zu  tyrannischen  Mifsbräuchen  seitens 
skrupelloser  Beamten  benutzen  liefsen,  so  blieben  sie  doch 
fast  bis  zur  Zeit  der  amerikanischen  Revolution  in  Ge- 
brauch. Erst  dann  wurden  sie  unter  dem  Vorsitze  des 
Lord  Mansfield  von  dem  Gerichte  der  King's  Bench  für 
ungesetzlich  erklärt'.    Es  gab  auch  Fälle  in  den  Kolonien, 


aach  die  auf  dies  Amendement  Bezug  habenden:  Smith  ▼.  Maryland, 
18  How.  71;  Murray 's  Lessee  y.  Hoboken  Land  etc.  Co.,  18 
How.  272;  £z  parte  Milligan,  4  Wall.  2;  Boyd  y.  United 
States,  116  U.  S.  616;  Fong  Yueng  Ting  ▼.  United  States,  149 
U.  8.  698. 

1  Cooley  a.  a.  O.  229.  Vgl.  auch  Lieber  a.  a.  O.,  Ch.  6.  Die 
oft  zitierte  Stelle  in  Chathams  Rede  gegen  die  General  Warrants  wird 
das  Prinzip  erklären :  „The  poorest  man  may,  in  bis  cottage,  bid  defianoe 
to  all  the  forces  of  the  crown  It  may  be  frail ;  its  roof  may  shake ;  the 
wind  may  blow  through  it;  the  storm  may  enter;  the  rain  may  enter; 
but  the  king  of  England  may  not  enter;  all  bis  force  dares  not  cross 
the  threshold  of  the  ruined  tenement.'' 

'  Money  v.  Leach,  Burr.  1742;  Entinck  v.  Carrington, 
2  Wils.  275;  19  State  Trials  1030;  Wilkes^  Gase,  2  Wils.  151,  19 
SUte  Trials  1045.  Vgl.  auch  Pomeroy,  Gonst.  Law  158  ff.;  II  Hare, 
Am.  Gonst.  Law  SSO  ff.;  May,  Gonst  Hist.  England,  Gh.  11;  Han- 
sard's  DebatesXV,  1893—1418,  XVI  6,  209;  Story  on  Gonst.  §§  1901, 
1902;  Gooley,  Gonst  Lim.  864  ff. 
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die  einen  Teil  der  Beschwerden  bildeten,  welche  zur  Revo- 
lution führten^. 

Man  wird  bemerken,  dafs  das  IV.  Amendement  sich 
gegen  ungerechtfertigte  Haussuchungen  und  Beschlag- 
nahmen richtet.  Was  man  unter  gerechtfertigter  Haus- 
suchung oder  Beschlagnahme  zu  verstehen  hat,  ersieht 
man  aus  der  letzten  Klausel  des  Amendements,  welche  die 
Bedingungen  vorschreibt,  unter  denen  Warrants  ausgegeben 
werden  können.  Diese  Bedingungen  können,  wie  folgt,  zu- 
sammengefafst  werden.  Erstens,  ein  Warrant  mufs  aus- 
gegeben werden.  Dies  setzt  voraus:  1.  ein  Gesetz,  welches 
die  [Imstande  und  Bedingungen  bezeichnet,  unter  denen 
das  Warrant  gewährt  werden  kann;  2.  einen  Gerichtshof 
oder  ein  Amt,  welches  vom  Gesetze  ermächtigt  ist,  Warrants 
zu  gewähren;  3.  einen  Beamten,  dem  das  Warrant  zur 
Ausführung  ausgehändigt  wird.  Zweitens  den  Nachweis 
einer  verdächtigen  Sache,  d.  h.  die  Herbeischaffung  eines 
genügenden  Beweises  1.  dafs  ein  Fall  existiert,  der  die 
Ausgabe  eines  Warrants  gesetzlich  rechtfertigt;  2.  der  den 
zu  durchsuchenden  Ort,  die  zu  ergreifenden  Personen  oder 
Dinge,  wenn  sie  an  dem  Orte  vorgefunden  werden,  be- 
zeichnet Drittens,  eine  besondere  Beschreibung  des 
Platzes,  der  Personen  und  der  Gegenstände  in  dem  Warrant, 
die  genügt,  den  Beamten  bei  der  Ausführung  zu  leiten. 
Weniger  als  diese  Erfordernisse  genügt  nicht '.  Warrants 
also,   die  ein  allgemeines  Recht  auf  Haussuchung  und 


1  Gooley,  Const  Lim.  365  ff.;  Works  of  John  Adams,  II,  528, 
524;  4  Bancroft's  U.  S.  414;  Quincy^s  Massachusetts  Reports,  51; 
vgl.  besonders  den  Anhang  za  den  Reports  für  Geschichte  der  „writs  of 
assistance*',  p.  395. 

'  Coolej  a.  a.  O.  p.  229,  230,  sitiert  Bishop,  Criminal  Proce- 
dure,  §  240—246.  West  v.  Cabell,  153 U.S.  78.  Das  Gesetz,  welches 
Hanssnchnngsbefehle  vorsieht,  sollte  auf  Fälle  wirklicher  Verbrechen  be- 
schränkt werden,  bei  denen  der  Gegenstand  des  Verbrechens  oder  der 
vermeintliche  Verbrecher  auf  privatem  Grand  und  Boden  verborgen  oder 
mntmafslich  versteckt  ist.  Vom  Gesetze  kann  es  jedoch  nie  g^tattet 
werden,  Haussuchungen  zu  veranstalten,  um  Beweise  der  Absicht,  ein 
Verbrechen  zu  begehen,  zu  erhalten. 
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Beschlagnahme  geben,  sind  ausdrücklich  von  der  Ver- 
fassung verboten^. 

Ferner  beziehen  sich  die  Bestimmungen  des  IV.  Amende- 
ments auf  die  Person  und  Papiere  der  Person,  wo  sie  sich 
auch  befinden.  Papiere  dürfen  nicht  beschlagnahmt  werden 
zum  Zwecke,  gegen  jemand  einen  Beweis  zu  erlangen '. 
Es  kann  auch  niemand  gezwungen  werden,  Aussage  zu 
leisten,  wo  es  sich  nur  darum  handelt,  den  Inhalt  von 
Papieren  zu  enthüllen.  Dies  ist  eine  Haussuchung  und 
Beschlagnahme  im  Sinne  des  IV.  Amendements  und  eine 
Verletzung  des  V.  Amendements^.  Die  einzige  Möglich- 
keit, dafs  ein  Haussucfaungsbefehl  erlassen  werden  könnte, 
um  private  Papiere,  Briefe  und  Memoranden  zu  beschlag- 
nahmen, würde  sich  im  Falle  von  Betrügereien  gegen  die 
Steuerbehörden  ergeben  und  zwar,  wenn  die  zu  durch- 
suchenden Papiere  das  Mittel  gewesen  sind,  durch  welche 
diese  Betrügereien  vollführt  oder  unterstützt  sind^. 

Im  allgemeinen  kann  man  also  vom  IV.  Amendement 


^  Um  eine  in  einem  Hause  befindliche  Person  wegen  HochverratSf 
Kriminal  Verbrechens  oder  Landfriedenbruchs  zu  verhaften,  um  einen  Be- 
sitzenden aus  einem  Besitztum  zu  entfernen,  das  rechtmafsig  einem  an- 
deren gehört,  und  in  dringenden  Fällen  zur  Erzwingung  sanitärer  und 
anderer  Polizeiverordnungen  können  die  Türen  eines  Hauses  ohne  einen 
Haussucfaungsbefehl  geöffiiet  werden.  Den  unerlaubten  Eintritt  in  ein 
Haus  kann  jedoch  im  allgemeinen  Widerstand  entgegengesetzt  werden 
sogar  so  weit,  dafs  man  jemandem  im  Notfalle  das  Leben  nimmt.  Bo- 
hannon  v.  Commonwealth  8  Bush.  (Ky)  481;  Pond  v.  People,  8 
Mich.  150. 

*  ESs  ist  erlaubt,  die  Körper  von  Individuen,  die  wegen  eines  Ver- 
brechens verhaftet  sind,  zu  durchsuchen  und  ihnen  Waffen  oder  Beweise 
des  Verbrechens  zu  nehmen.  Bank  v.  M<^Leod,  65  Iowa  655 ;  L ang • 
don  V.  People,  138  111.  882;  Newberrj  v.  Carpenter,  107  Mich.  567. 

'  Andrews,  Amer.  Law  622;  Boyd  v.  United  States,  116  U.  8. 
616.     Vgl.  auch  Potter  v.  Beal,  49  Fed.  Rep.  798. 

♦  Cooley  a.  a.  O.  p.  231.  Vgl.  Boyd  v.  United  States,  116 
U.  8.  616.  In  diesem  Falle  nahm  man  an,  dafs  eine  zwangsweise  Herbei- 
Schaffung  der  Papiere,  um  eine  kriminalrechtliche  Anklage  zu  begründen 
oder  ein  Besitztum  zu  entziehen,  ungesetzlich  war,  wann  auch  immer 
eine  Haussuchung  und  Beschlagnahme  stattfand;  dafs  solche  Mafsregeln, 
um  den  Beweis  eines  Verbrechens  zu  erhalten,  unberechtigt  waren  und  voll- 
ständig von  einer  Durchsuchung  nach  gestohlenem  Eigentum  verschieden 
sind.  Aber  vgl.  bezüglich  der  Verfügungen  unter  den  Zollgesetsen  Hen- 
derson's  Distilled  Spirits,  14  Wall.  44. 


IV.  3,  87 

sagen:  „Es  schützt  die  Freiheit  und  den  Besitz  des  In- 
dividuums gegen  inquisitorisches  Verfahren,  das  durch 
blofsen  Verdacht  oder  Vermutung  veranlafst  ist  Es  ver- 
langt Beweise,  die  eine  Klage  begründen,  ehe  die  Gesetzes- 
maschinerie in  Bewegung  gesetzt  wird  und  verlangt,  dafs 
eine  Person  die  Verantwortlichkeit  übernimmt,  dadurch, 
dafs  sie  die  Anschuldigung  eidlich  erhärtet.  Es  verhindert 
alle  unbegründeten  Anschuldigungen,  indem  es  verlangt, 
daf»  die  zu  durchsuchende  Person,  der  Gegenstand  und 
Ort  vor   der  Durchsuchung  besonders  beschrieben  wird*." 

4.   Das  Versammlungs-  und  Petitionsrecht. 

Das  Recht  des  Volkes,  sich  friedlich  zu  ver- 
sammeln und  die  Regierung  um  Abstellung  von 
Mifsständen  zu  ersuchen,  wie  es  von  der  Konstitution 
garantiert  ist  ^,  entspringt  nicht  jener  Urkunde,  sondern  be- 
stand, wie  andere  bereits  erörterte  Rechte,  vor  ihrer  An- 
nahme*. Nach  dem  ersten  Amendement  ist  allein  das  Recht, 
sich  zu  versammeln  und  an  den  Kongrefs  zu  petitionieren, 
geschützt.  Während  nach  diesem  Amendement  dies  Recht 
gegen  Verletzung  durch  den  Kongrefs  geschützt  ist,  und 
während  wegen  der  Wahrung  des  allgemeinen  Versamm- 
lungs-  und  Petitionsrechts  das  Volk  sich  an  die  Staaten  und 
nicht  an  die  Bundesregierung  zu  wenden  hat,  ist  doch  das 
Recht  an  den  Kongrefs  zu  petitionieren,  ein  Privilegium 
des  Vereinigten  Staaten-Bürgerrechts,  das  von  keinem  Einzel- 


^  Pomeroy,  Const.  Law  158.  Wird  also  eine  Person  aufgefordert, 
ihre  Einmischung  in  die  Person  oder  das  Eigentum  eines  anderen  zu 
rechtfertigen,  so  ist  sie,  wenn  sie  die  Tatsache  eingesteht,  zum  Zwecke 
ihrer  Rechtfertigung  verpflichtet,  ein  positives  Gesetz  nachzuweisen, 
welches  sie  rechtfertigt  oder  entschuldigt,  und  das  Gesetz  mufs  den 
Richtern  der  Gerichte  vorgelegt  werden,  damit  sie  das  Recht  und  die 
ZweckmAfaigkeit  einer  solchen  Handlung  bestimmen.  Bojd  v.  United 
States,  116  U.  S.  616.  Und  es  steht  den  Gerichten  nicht  zu,  solche 
Statuten  liberal  auszulegen,  um  Fälle  einzuschliefsen ,  die  nicht  deutlich 
in  ihren  Bestimmungen  Uegen.    Newberrjv.  Carpenter,  107 Mich. 567. 

«  U.  8.  Const.  Amend.  I. 

*  United  States  ▼.  Cruikshanks,  92  U.  8.  542. 
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Staate  verkürzt  werden  kann,  und  es  hat  ein  Recht  auf  den 
Schatz  der  Bundesregierung  gegen  jeden  Versuch  seitens 
eines  Einzelstaates,  es  zu  verkürzen  oder  zu  verneinen^. 

Während  das  Wort  „Volk*  oft  in  der  Verfassung  und 
im  Verfassungsrecht  in  der  Bedeutung  „Wähler*  oder, 
wie  man  zuweilen  sagt,  „politisches  Volk*  gebraucht  wird, 
so  ist  in  dieser  Klausel  des  Amendements  wie  in  allen 
Aufzählungen  und  Rechtsgarantien  „das  ganze  Volk*  ge- 
meint, weil  die  Rechte  aller  gleich  sind  und  gleichmäßig 
geschützt  werden  sollen.  In  diesem  Falle  ist  also  das  Ver- 
sammlungsrecht dem  ganzen  Volke  gesichert  und  nicht  den 
Wählern  oder  irgend  einer  anderen  Klasse  oder  Klassen 
des  Volkes^. 

Alle  Volksversammlungen  also,  die  ihrer  Natur  nach 
friedfertig  sind,  sind  gegen  Eingriffe  der  Regierung  ge- 
schützt. Es  ist  indessen  nie  angenommen  worden,  noch 
wird  jetzt  angenommen,  dafs  das  Versammlungsrecht  die 
Einführung  und  Ausführung  vernjinftiger  Gesetze  verhindert, 
die  seine  Ausübung  regeln.  Versammlungen,  die  mutmafs- 
lich  öffentliche  Unordnungen  bezwecken  und  dem  Gesetze 
zuwider  sind,  haben  keinen  Anspruch  auf  das  Privilegium 
dieses  Amendements,  jedoch  mufs  wirklich  eine  Gesetz- 
verletzung stattgefunden  haben,  ehe  man  sie  verbieten 
kann^. 

Das  Petitionsrecht  ist  eine  notwendige  Folge  des  Rechtes 
der  freien   Rede   und  Beratung  ^     Wie  Richter  Cooley  be- 


1  United  States  y.  Cruikshanks,  92  U.  S.  542,  552. 

'  Coolej,  Conat  Law.  295. 

'  Cooley  a.  a.  O.  p.  296.  Individaen  können  sich  durch  Drohangen 
der  Gefahr  der  Gefangennehmong  aussetzen,  aber  diese  bilden  nur 
ein  individuelles  Mifsverhalten.  Versammlungen  von  Leuten,  deren  ein- 
gestandene Absicht  ist,  den  Staat  umzustürzen,  können  nach  diesem 
Amendement  unterdrückt  werden.  Während  das  Recht  des  Volkes,  seine 
Regierung  im  Notfälle  selbst  durch  eine  Revolution  zu  ändern,  allgemein 
anerkannt  wird,  existiert  doch  nirgends  ein  Recht,  den  Staat  zu  ver- 
nichten. Das  Recht,  politischen  Selbstmord  zu  begehen,  wird  nicht  an- 
erkannt. 

^  Vgl.  Lieber,  Civil  Liberty  and  Self-govemment.  Ch.  12  Vgl. 
über  Reden   im  Kongrefs   über  diesen  Gegenstand  1  Benton*s  Abrid^- 
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merkt;  „ist  es  ein  Gattungsname^  der  auf  alle  Empfehlungen 
für  ein  Amt  oder  eine  öffentliche  Stellung  oder  ein  Vor- 
recht Anwendung  findet,  sowie  auch  auf  Einwendungen 
dagegen  und  auf  Berufungen  jeder  Art  und  für  jeden 
Zweck;  die  nach  dem  Urteil,  Belieben  oder  der  Gunst  der 
Person  oder  der  Körperschaft  geschehen,  welche  auf  dem 
Grundstücke  Autorität  geniefsen**  ^.  Während  das  Petitions- 
recht von  dem  Amendement  garantiert  wird,  ist  die  Petition 
selbst  nicht  von  aller  Verpflichtung  nach  dem  Gesetze  be- 
freit Es  ist  lediglich  eine  privilegierte  Veröffentlichung, 
und  wo  das  Recht  mtfsbraucht  ist,  hört  die  Petition  auf 
privilegiert  zu  sein  und  wird  strafbar.  Doch  wenn  sich 
die  Gelegenheit  für  eine  Petition  eignet,  wird  man  an- 
nehmen, dafs  sie  in  gutem  Glauben  eingereicht  wurde, 
und  die  Tatsache,  dafs  sie  falsche  oder  beleidigende  per- 
sönliche Verleumdungen  enthält,  wird  kein  Elagerecht  be- 
gründen, vorausgesetzt,  dafs  nicht  Böswilligkeit  seitens  des 
Bittstellers  nachgewiesen  ist'. 

5.  Das  Recht,  Waffen  zu  besitzen  und  zu  tragen. 

Das  zweite  Amendement  zur  Konstitution  erklärt,  dafs 
„dasRecht,  des  Volkes,  Waffen  zu  besitzen  und 
zu  tragen,  nicht  verkümmert  werden  soll**.    Das 

ment  397;  2  Benton's  Abridfement  57—60,  182--188,  209,  436—444; 
12  Benton's  Abridgement  660-679,  705—743;  13  Bent»n's  Abridge- 
ment  5—28,  266—290,  557—562.  Auch  1  Benton's  Thirty  Years'  Views, 
Ch.  135;  Vol.  II,  Ch.  32,  33,  36,  37. 

1  Cooley  a.  a.  O.  p.  297.  Bradley  v.  Heath,  12  Pick.  163. 
Eine  Bechtspetition  an  ein  Gericht,  die  Verfassungsmäfsigkeit  eines 
Statuts  festzosteUen,  wird  nicht  anerkannt   In  re  Miller,  5  Mackey  507. 

«Gray  v.  Pentland,  2  S.  u.  R.  (Penn.)  23;  Howard  v. 
Thompson,  21  Wend.  (N.  Y.)  819.  Die  Sache,  um  die  petitioniert  wird, 
mufs  innerhalb  der  Kompetenz  der  Autorität,  bei  der  um  Bewilligung 
nachgesucht  wird,  liegen  oder  doch  wenigstens  im  g^ten  Glauben  als  in 
ihrem  Machtbereich  liegend  angenommen  werden.  In  diesem  Falle  er- 
streckt sich  der  Schutz  auf  das  Zirkulierenlassen  der  Petition  zur  Samm- 
lung yon  Unterschriften  sowie  auf  die  Überreichung  derselben.  Van- 
derzee  v.  M^Gregor,  12  Wend.  545.  Eine  falsche  Anschuldigung 
jedoch,  der  die  Form  einer  Petition  gegeben  ist,  ohne  die  Absicht,  sie  zu 
überreichen,  ist  nicht  im  Privilegium  einbegriffen.  State  v.  Burnham, 
9  N.  W.  34. 
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Prototyp  dieser  Erklärung  findet  sich  in  der  Englischen 
Bill  oiF  Rights  7on  1688^.  Die  Veranlassung,  dem  Grund- 
gesetze des  Landes  eine  solche  Bestimmung  einzuverleiben, 
ist  die,  jede  Notwendigkeit  oder  berechtigte  Entschuldigung 
für  die  Unterhaltung  eines  stehenden  Heeres  auszuschlielsen. 
Eine  solche  Armee  ist  stets  als  eine  Bedrohung  der  Volks- 
freiheiten angesehen  worden,  während  das  Volk,  indem  es 
sich  das  Recht  vorbehält,  Wftffen  zu  besitzen  und  zu 
tragen,  es  vorzieht,  zum  bewaffneten  Schutze  seiner  In- 
stitution einzutreten^.  Die  Alternative  eines  stehenden 
Heeres  ist  eine  „wohlgeregelte  Miliz^,  die  nur  da  existieren 
kann,  wo  das  Volk  das  Recht  hat,  Waffen  zu  tragen,  und 
in  den  Waffen  geübt  ist. 

Das  Recht,  Waffen  zu  besitzen  und  zu  tragen,  ist  jedoch 
ein  allgemeines  Recht  und  nicht  blofs  der  Miliz  garantiert; 
die  Bestimmung  soll  zweifellos  besagen,  dafs  das  Volk,  aus 
dem  die  Miliz  genommen  werden  mufs,  das  Recht  haben 
soll,  Waffen  zu  besitzen  und  zu  tragen  und  es  braucht  zu 
dem  Zwecke  keine  Erlaubnis  oder  gesetzliche  Regelung'. 
Dies  Recht  schliefst  das  weitere  Recht  in  sich,  im  Waffen- 


^  6.  „That  the  raising^  or  keeping  a  Standing^  armj  within  the  king- 
dorn  in  tinie  of  peace,  onless  it  be  with  the  consent  of  parliamenti  U 
against  law.  —  Y.  „Tbat  the  subjects  which  are  Protestants  naj  bave 
arms  for  tbeir  deience  suitable  to  their  conditions,  and  as  allowed  bj 
law.«     1  Will.  &  Mar.  Ses».  2,  C.  2  1689. 

'  Das  t.  Amendement  lautet:  „A  well  regolated  militia  being  ne- 
cessaiy  to  the  securitj  of  a  free  State,  the  rigbt  of  the  people  to  bear 
arms'^  etc.  Nach  Art  I,  Sect.  8,  Cl.  12  der  Verfassung  hat  der  Kongrefs 
die  Befognis,  „to  raise  and  support  Armies,  but  no  appropriation  of 
money  to  that  use  shall  be  for  a  longer  term  than  two  jears**.  Vgl. 
auch  Cl.  15  u.  16  desselben  Teils,  der  för  die  Organisierung,  Bewafihungt 
Diszipliniernngf  Leitung  und  das  Aufgebot  der  Miliz  Bestimmungen  trifft. 
Bis  zum  Erwerb  neuen  Gebietes  im  Jahre  1898  war  die  stehende  Armee 
der  Ver.  Staaten  auf  25000  Mann  beschrankt;  nach  dem  Kongre&gesetze 
vom  2.  Febr.  1901,  das  bestimmt,  dafs  die  ganze  angeworbene  Heeres- 
Rtarke  zu  keiner  Zeit  100000  überschreiten  darf,  betragt  die  ganze  be- 
bewaffnete Macht,  Stab  und  Linie,  59866.  Dies  schliefst  die  Miliz  der 
verschiedenen  Staaten  aus,  welche  am  1.  Dez.  1902  eine  volloi^ganisierte 
Macht  von  110221  z&hlte  aus  einer  militärpflichtigen  Gesamtmenge  von 
8727500. 

*  Cooley,  Const.  Law  298. 
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gebrauch  Geschicklichkeit  zu  erwerben  und  innerhalb  der 
Grenzen  der  Gesetze  der  öffentlichen  Ordnung  sich  zu  frei- 
willigen Übungen  und  zu  militärischer  Zucht  zu  versammeln. 

Das  Recht  des  Volkes,  Waffen  zu  besitzen  und  zu 
tragen,  ist  also  kein  von  der  Verfassung  gewährtes  Recht. 
Das  II.  Amendement  schützt  es  gegen  Beeinträchtigung 
seitens  des  Kongresses,  aber  überläfst  es  dem  Volk,  wegen 
Verletzungen  des  Privilegiums  seitens  seiner  Mitbürger  an 
die  Mächte  zu  appellieren,  welche  der  Landesgesetzgebung 
unterstehen  und  die  nicht  von  der  Verfassung  der  Ver- 
einigten Staaten  abgetreten  oder  beschränkt  sind^ 

Es  ist  noch  zu  sagen,  dafs  dieses  konstitutionelle  Ver- 
bot nicht  durch  Genehmigung  von  Gesetzen  verletzt  wird, 
die  das  Tragen  von  gefährlichen  oder  versteckten  Waffen 
verbieten^  oder  die  die  Anhäufung  von  Mengen  Waffen  zum 
Zwecke,  sie  in  aufrührerischer  und  tumultuarischer  Weise 
zu  benutzen,  verbieten'. 

6.    Die  Rechte  der  wegen  eines  Verbrechens 
Angeklagten. 

In  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  und  in  ihren 
Amendements  finden  sich  zahlreiche  Bestimmungen,  die  die 
Befugnisse  der  Bundesregierung  zu  Gunsten  von  Personen 
beschränken,   gegen  die   ein   Strafverfahren    eingeleitet  ist 


1  United  States  v.  Crnikshanks,  92  U.  8.  542.  Nach  dem 
Amendement  werden  die  Einzelstaaten  nicht  beschränkt.  Sie  können  alle 
Anordnungen  treffen,  welche  die  Prärogative  der  Generalreg^emng  nicht 
beeinträchtigen,  alle  waffenfähigen  Bürger  cur  öffentlichen  Verteidigung 
aufzubieten,  oder  das  Volk  verhindern,  ihre  Pflicht  in  Erfüllung  eines 
solchen  Gebotes  zu  tun.  1  Hare,  Am.  Const  Law  521;  Presser  v. 
Illinois,  116  U.  S.  252,  263,  267.  Wie  weit  die  Staatsgesetzgebung 
dies  Recht  regulieren  kann,  ist  eine  Frage,  über  die  es  wenig  Recht- 
sprechung gegeben  hat  Vgl.  Cooley,  Ck>nst  Lim.  427  Anm.  4.  Staats- 
verfassungen haben  indessen  dies  Amendement  ihren  eigenen  Rechts- 
garantien einverleibt 

'  Pomeroy,  Const  Law  157.  Prof.  Fomeroj  fugt  hinzu:  „The 
clause  is  analogous  to  the  one  securing  freedom  of  speech  and  of  the 
press.  Freedom,  not  license,  is  secured;  the  fair  use,  not  the  libellous 
use,  is  protected.*' 
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oder  eingeleitet  werden  soll.  Diese  Bestimmungen  können 
zusammengruppiert  und  unter  der  allgemeinen  Überschrift 
„Die  Rechte  der  wegen  Verbrechen  Angeklagten"  behandelt 
werden. 

a)  Keine  Person  soll  gehalten  sein,  sich 
wegen  eines  Kapital-  oder  sonstwie  ehrlosen 
Verbrechens  zu  verantworten,  wenn  nicht  eine 
schriftliche  Anklage  von  Amts  wegen  vor  einer 
grofsen  Jury  erfolgt  ist,  ausgenommen  in  Fällen,  die 
in  der  Land-  oder  Seetruppe  vorkommen  oder  in  der  Miliz, 
wenn  dieselbe  in  Kriegszeiten  oder  in  Zeiten  öffentlicher 
Gefahr  im  aktiven  Dienste  sich  befindet^.  Die  grofse 
Jury,  die  nicht  mit  der  kleinen  Jury,  welche  bei  der 
Prozefsverhandlung  zugegen  ist,  verwechselt  werden  darf, 
ist  eine  Körperschaft  von  12 — 23  Personen,  welche  aus  den 
Bürgern  des  Qemeinwesens  gewählt  werden.  Diese  Jury 
wird  eingeschworen,  um  Vergehen  innerhalb  ihrer  Juris- 
diktion zu  untersuchen  und  eine  Anklage  von  Amts  wegen 
einzureichen.  Die  Qenehmigung  von  mindestens  12  Per- 
sonen ist  notwendig  für  die  Formulierung  einer  Klage  von 
Amts  wegen.  Die  Sicherheit  für  die  Angeklagten  liegt 
nach  der  Annahme  darin,  dafs  dieses  Tribunal  einen  popu- 
lären Charakter  hat,  dafs  es  unabhängig  von  den  anklagen- 
den Behörden  zusammentritt  und  den  Beweis  entgegen* 
nimmt  und  erwägt,  dafs  es  nach  seinen  eigenen  Methoden 
ver&hrt  und  daher  nicht  so  leicht  sich  durch  Leidenschaft 
oder  Vorurteil  beeinflussen  läfst  und  nicht  der  Qefahr  aus- 
gesetzt ist,  ein  Werkzeug  böswilliger  Kläger  zu  werden^. 
Es  sind  also  nicht  Regierungsbeamte,  sondern  ein  Tribunal 
von  Bürgern,   welche   aus   dem  Körper   des  Gemeinwesens 


»  Amend.  V. 

'  Cooley,  Const  Law  318.  „Grand  jaries  perform  most  important 
public  functions  and  are  a  gpreat  security  to  tbe  Citizen  against  yindic- 
tive  prosecutions ,  either  hj  the  govemment  or  bj  political  partlsans,  or 
by  private  enemies.*^  Story  on  the  Const.  §  I780.  Vgl.  auch  die  ab- 
weichende Meinung  des  Richters  Harlan  in  Hurtado  ▼.  California, 
110  ü.  S.  516,  553. 
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genommen  sind,  die  auf  Orund  des  vorliegenden  Zeugen- 
beweises entscheiden  und  sorgfältig  untersucht  haben,  ob 
jemand  wegen  eines  angeblichen  Vergehens  vor  die  Bundes- 
gerichte gestellt  werden  soll. 

Dieser  Schutz  erstreckt  sich  jedoch  nur  auf  Kapital- 
oder sonstwie  ehrlose  Verbrechen.  Was  ein  ehrloses  Ver- 
brechen eigentlich  ausmacht,  ist  viel  erörtert  worden,  aber 
es  kann  gesagt  werden,  dafs  man  annimmt,  dies  Amende- 
ment habe  mehr  die  Strafe  als  irgend  ein  Element  des 
Vergehens  selbst  im  Auge  ^.  Der  Supreme  Court  der  Ver- 
einigten Staaten  hat  bei  Fällen,  in  welchen  dies  Amende- 
ment in  Frage  kommt,  angenommen,  dafs  ein  Verbrechen, 
welches  mit  Geßlngnis  in  einem  Staatsgefkngnis  oder  in 
einem  Zuchthause  mit  oder  ohne  schwerer  Arbeit  bestraft 
wird,  ein  ehrloses  Verbrechen  im  Sinne  des  V.  Amende- 
ments ist'. 

Das  V.  Amendement  nimmt  aus:  „Fälle,  die  in  der 
Land-  und  Seetruppe  vorkommen  oder  in  der  Miliz,  wenn 
diese  sich  in  Zeiten  des  Krieges  oder  öffentlicher  Gefahr 
im  aktiven  Dienste  befindet. **  Die  Armee  und  Flotte 
können  selbstverständlich  nicht  nach  dem  Qesetzeskodex 
regiert  werden,  welcher  für  die  grofse  Menge  der  Bürger 
gilt.  Dasselbe  gilt  von  der  Miliz,  wenn  sie  im  öffentlichen 
aktiven  Dienst  steht.  „Militärische  Anforderungen  verlangen 
nicht  individuelle  Freiheit,  sondern  Subordination,  Gehorsam. 
Dieselben  Regeln,  welche  dazu  bestimmt  sind,  die  indivi- 
duellen Rechte  des  Volkes  zu  schützen,  würden  eine  Armee 
vernichten.     Die   Verfassung    gab    also    dem   Kongrefs   die 


'  Pomeroy,  Const  Law  160;  Cooley,  Const.  Law  318. 

»  Ex  parte  Wilson,  114  U.  S,  417;  Mackin  v.  United 
States,  117  U.  8.  348;  United  States  v.  Tod,  25  Fed.  Bep.  815; 
United  States  v.  Dewalt,  128  U.  S.  393;  In  re  Mills,  135  U.  S. 
263.  Diese  Fälle  begründen  die  Regel,  dafs  Verbrechen  als  ehrlos  im 
Sinne  des  5  ^^  Amend.  gelten  sollen,  wenn  sie  derartig  sind,  dals  sie  einer 
ehrlosen  Strafe  unterliegen,  ob  sie  nun  als  solche  ihrer  Natur  nach  ehrlos 
sind  oder  nicht,  und  Einkerkerung  in  einem  Zuchthause  gilt  als  ehrlose 
Strafe.    Vgl.  M^Crary,  Amer.  Election  Laws  87. 
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Macht,  Bestimmungen  fbr  die  Regierung  der  Land-  und 
Seetruppen,  sowie  der  im  Dienste  der  Vereinigten  Staaten 
verwandten  Miliz  zu  treffen.  Diese  Regeln  bilden  jenen 
Teil  des  Landrechts,  der  als  Military  Law  bekannt  ist; 
und  die  Methoden  des  Prozefsverfahrens  und  der  Bestrafung 
sind  militärisch  in  ihrem  Charakter^."  Diese  Klausel  des 
Amendements  hat  also  Bezug  auf  die  Macht  des  Kongresses, 
für  die  Disziplin  des  Heeres  Sorge  zu  tragen,  unbeschränkt 
durch  die  im  ersten  Teile  des  Amendements  gezogenen 
Grenzen. 

b)  Nach  dem  VIII.  Amendement  ist  das  Fordern 
von  übermäfsig  hohen  Bürgschaften  verboten. 
Das  Gesetz  nimmt  an,  dafs  ein  Angeklagter  unschuldig  ist, 
bis  er  für  schuldig  befunden  ist.  Wegen  Verbrechen  An> 
geklagte  werden  indessen  festgenommen  und  inhaftiert,  bis 
die  Gerichte  ihre  Unschuld  oder  Schuld  entscheiden,  lEAne 
solche  Haft  ist  kein  Vorurteil  für  ihren  Fall,  noch  soll  sie 
eine  Strafe  sein.  Sie  soll  nur  die  Anwesenheit  des  An- 
geklagten bei  dem  Prozesse  sichern.  Wo  die  Strafe  oder 
Schuldigerklärung  an  Strenge  den  Verlust  einer  grofsen 
Geldsumme  nicht  übertrifft,   da  ist  anzunehmen,   dafs  eine 


^  Pomeroy  a.  a.  O.  p.  160.  Man  darf  jedoch  nicht  glauben,  dafs 
Offiziere  oder  Soldaten  diesem  Amendement  der  Jurisdiktion  der  bürger- 
lichen Behörden  nicht  unterstanden.  In  United  States  v.  Clark, 
81  Fed.  Bep.  710,  sagt  Richter  Brown:  „While  there  is  no  Statute  ex- 
pressly  conferring  such  Jurisdiction,  thcre  is  a  clear  recognition  of  it  in 
the  fifty-ninth  Articie  of  War,  which  provides  that,  when  any  officer  or 
Boldier  is  accused  of  a  capitai  crime,  or  of  any  offence  against  the  person 
or  property  of  any  Citizen  of  any  of  the  United  States,  which  is  puni- 
shable  by  the  laws  of  the  land,  the  commanding  officer  and  the  offioers 
of  the  regiment,  troop,  battery,  Company  or  detachment  to  which  the 
person  so  accused  belongs,  are  required  (except  in  time  of  war),  upou 
application  duly  made  by  or  in  behalf  of  the  party  injured,  to  use  their 
utmost  endeavors  to  deliver  him  over  to  the  civil  magistrate,  and  to  aid 
the  officers  of  justice  in  apprehending  him  and  securing  him,  in  order  to 
bring  him  to  trial/''  Es  kann  im  allgemeinen  gesagt  werden,  dafs  in 
Friedenszeiten  die  Soldaten  auf  gleichem  Fufse  stehen  mit  anderen  Bürger- 
klassen und  dafs  sie  wegen  aller  Vergehen  gegen  Zivil-  und  Kriminal- 
gesetze den  gewöhnlichen  Zivil-  und  Kriminalgerichten  unterstehen.  Ober 
das  allgemeine  Thema:  „Militargesetz^  vgl.  Winthrop,  Military  Law, 
2  Bände,  2.  Aufl.  1895. 
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solche  Qeldsumme  oder  die  Bürgschaft,  welche  verantwort- 
liche Parteien  der  Regierung  fUr  den  Fall  leisten,  dafs  der 
Angeklagte  nicht  erscheinen  sollte,  eine  genügende  Sicher* 
heit  für  dessen  Erscheinen  ist^.  Kapitalverbrechen  können 
gewöhnlich  nicht  durch  Bürgschaft  abgelöst  werden,  da 
man  annimmt,  dafs  jemand,  der  der  Todesstrafe  ausgesetzt 
ist,  nicht  aus  Geldrücksichten  veranlafst  werden  konnte, 
zurückzukehren,  um  dem  Urteil  entgegenzusehen^.  Das 
VIU.  Amendement  garantiert  keine  Bürgschaft  in  allen 
Fällen  krimineller  Anklagen  unter  den  Bundesgesetzen.  Es 
bestimmt,  dafs  wenn  Bürgschaft  gestattet  ist,  sie  nicht  un- 
billig sein  soll.  Keine  endgültige  Regel  kann  vom  Gesetze 
niedergelegt  werden,  die  die  Bürgschaft  für  bestimmte  Fälle 
festsetzt.  Die  ganze  Frage  der  Billigkeit  mufs  dem  Urteil 
und  Gewissen  des  Gerichts  oder  der  Behörde  überlassen 
werden,  die  befugt  ist,  den  Betrag  festzusetzen.  Es  ist  eine 
Sache  der  gerichtlichen  Diskretion  und  des  Gerechtigkeits- 
sinns. Das  Prinzip  des  Amendements,  wie  es  Richter 
Cooley  feststellt,  ist  dies:  „Jede  Bürgschaft  ist  übermäfsig, 
die  gröfser  ist  als  nötig,  um  die  Anwesenheit  des  An- 
geklagten beim  Prozesse  oder  dem  Urteilsspruch,  oder  bei 
der  Leistung  von  anderen  Verpflichtungen,  die  ihm  auf- 
erlegt werden  können,  zu  sichern®.'' 

c)   Die  Verfassung   hat  bestimmt,  dafs  der  Prozefs 
bei  allen  Verbrechen,  ausgenommen  bei  öffent- 


^  Cooley,  Const.  Lim.  376.  Bürgschaftsstellong  war  üblich  nach 
dem  Common  Law  in  Fällen  von  Vergehen,  aber  konnte  nicht  bei 
Kapitalverbrechen  als  ein  Be<^ht  beansprucht  werden. 

^  State  T.  Simmons»  19  Ohio  139.  Die  Gerichte  können  jedoch 
auch  bei  Kapitalverbrechen  Bargschaft  gestatten.  United  States  v. 
Hamilton,  3  Dali.  17;  United  States  v.  Jones,  3  Wash.  209; 
State  V.  Bockafellow,  6  N.  I.  332.  Einem  Gefangenen  braucht  nicht 
notwendigerweise  Bürgschaft  gestattet  zu  werden,  nachdem  er  verurteilt 
ist  und  während  der  Appellationsfrist.  M^Kane  v.  Durston,  153 
U.  S.  684. 

'  Const.  Law  319.  Vgl.  auch  Cooley,  Const  Lim.  377.  Burgess, 
Pol.  Sei.  and  Const  Law  I,  187,  fafst  die  Bedeutung  des  Amendements 
in  den  Worten  zusammen:  „The  govemment  cannot  reqiüre  a  ball  so 
excessive  in  amount  as  to  be  practically  a  denial  of  the  privilege  of  bail.*^ 
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lieber  Anklage,  in  dem  Staate  stattfinden  soll, 
wo  das  besagte  Verbrechen  begangen  ist^.  Man 
wird  bemerken  y  dafs  diese  Bestimmung  nicht  verlangte, 
dafs  der  Prozefs  in  dem  Distrikte  stattfinden  sollte,  wo  das 
Verbrechen  begangen  war,  wenn  der  Staat  in  zwei  Distrikte 
geteilt  war.  Diesem  Mangel  wurde  durch  das  VI.  Amende- 
mend  abgeholfen  ^.  So  wurde  dem  Grundgesetze  des  Landes 
das  Prinzip  des  Common  Law  einverleibt,  welches  den 
wegen  eines  Verbrechens  Angeklagten  das  Recht  zusprach, 
in  dem  „county''  abgeurteilt  zu  werden,  wo  das  angebliche 
Verbrechen  begangen  war.  Nach  der  Garantie  der  Ver- 
fassung ist  also  der  Angeklagte  gegen  willkürlichee  Ver- 
fahren seitens  der  Regierung  geschützt.  Er  kann  nicht 
aus  dem  Staate  oder  Distrikte  fortgeschafft  werden,  in 
welchem  er  das  Verbrechen  begangen  hat,  um  an  einem 
Orte  abgeurteilt  zu  werden,  der  von  seinen  Anklägern 
wegen  ihrer  Feindseligkeit  gegen  den  Angeklagten  aus- 
gewählt ist,  wo  ihm  eine  Jury  der  Nachbarschaft  versagt 
wird  und  wo  das  Laden  von  Zeugen  zu  seinen  Gunsten 
durch  weite  Entfernungen  erschwert  werden  könnte.  Für 
aufserhalb  der  Staatsgrenzen  begangene  Verbrechen  kann 
jedoch  der  Kongrefs  einen  Ort  bestimmen,  der  von  dem 
Tatorte  des  Verbrechens  verschieden  ist®. 

d)    Das   VI.  Amendement  verlangt,  dafs   „bei  allen 
Kriminalanklagen     der   Angeklagte    das    Recht 


»  Conßt.  Art.  III,  Sect  2,  Cl.  8. 

'  „In  all  criminal  prosecations  the  accused  shall  ex^oy  the  right  to 
a  speedy  and  public  trial,  by  an  impartial  jury  of  the  State  and  district 
wherein  the  crime  sball  have  been  committed,  which  district  shall  have 
previously  been  determined  by  law.^     Amend.  VI. 

°  Const  Art  III,  Sect  2,  Cl.  3:  „bat  when  not  committed  within 
any  State,  the  trial  shall  be  at  such  place  or  plaoes  as  Congress  raay  by 
law  have  directed.^  Das  VI.  Amendement  findet  keine  Anwendung  aut' 
aufserhalb  der  Staatsgrenzen  begangene  Verbrechen.  Cooley,  Const 
Law  320;  United  States  v.  Dawson,  15  How.  767.  Für  den  ProseTs 
bei  solchen  Verbrechen  kann  der  Kongrefs  einen  anderen  Ort  bestimmen 
als  den,  welcher  bestimmt  war,  als  das  Verbrechen  begangen  war. 
Cooley  a,  a.  O.  320;  Cook  v.  United  States,  138  U.  S.  157.  Vgl. 
In  re  Ross,  140  U.  S.  453. 
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auf  einen  schleunigen  und  öffentlichen  Prozefs 
haben  soll".  Kein  Gesetz  kann  eine  allgemeine  Regel  auf- 
stellen, die  den  Begriff  „schleuniger  Prozefs^  in  für  alle 
Fälle  geltenden  Ausdrücken  definiert.  Diese  Verfassungs- 
bestimmung  mufs  sich  ebenso  wie  die  über  die  Büi^schaft 
an  das  Rechtsbewufstsein  des  Qerichts  wenden.  Unzweifel- 
haft ist  hier  Platz  fär  viel  Unterdrückung,  während  man 
sich  anschauend  in  den  Qrenzen  der  Forderungen  der  Ver- 
fassung bewegt.  Die  vom  Amendement  auferlegte  Be- 
schränkung kann  vielleicht  nicht  präziser  als  wie  folgt  dar- 
gelegt werden :  Die  Regierung  kann  keinen  unbilligen  Vor- 
zug bei  der  Aburteilung  eines  gesetzmäfsig  inhaftierten 
Individuums  gutheifsen.  Mit  anderen  Worten:  ein  An- 
geklagter soll  so  schnell  vor  Gericht  gebracht  werden,  wie 
die  Anklage  billigerweise  mit  dem  Verfahren  vorgehen 
kann  ^. 

Unter  „öffentlichem  Verfahren^  ist  nicht  notwendiger- 
weise zu  verstehen,  dafs  das  ganze  Publikum  zugelassen 
werden  darf.  „Das  Erfordernis  eines  öffentlichen  Prozesses 
ist  zum  Besten  des  Angeklagten;  das  Publikum  soll  sehen, 
dafs  mit  ihm  gerecht  verfahren  wird,  dafs  er  nicht  zu  Un- 
recht verurteilt  wird,  dafs  die  Anwesenheit  interessierter 
Zuschauer  seine  Richter  fortwährend  an  ihre  Verantwort- 
lichkeit und  die  Wichtigkeit  ihrer  Funktionen  erinnert; 
die  Forderung  ist  richtig  erfüllt,  wenn  ohne  Parteilichkeit 
oder  Begünstigung  ein  entsprechender  Teil  des  Publikums 
anwesend  sein  darf,  trotzdem  dafs  jene  Personen,  deren 
Gegenwart  für  den  Angeklagten  ohne  Vorteil  ist  und  die 
dorthin  nur  durch  eine  lüsterne  Neugier  verlockt  wurden, 
ganz  ausgeschlossen  sind^^ 

e)    Das   Recht   auf    Aburteilung    durch    eine 


'  BurgesB  a.  a.  O.  187;  Cooley,  Const  Law  320;  Ex  parte 
Stanley,  4  Nev.  118;  Creston  y.  Nye,  74  Iowa  869;  United 
States  V.  Fox,  8  Mont.  512. 

"  Cooley,  Const  Lim.  379.    People  v.  Kerrigan,  78  Cal.  222; 
Grinnell  y.  State,  22  Tex.  App.  36;  State  y.  Brooks,  92  Mo.  542. 
StMt«-  u.  TOlkerrechtl.  Abhftndl.    IV.  8.  —  Howard.  7 
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Jury  war  ein  latiggewohntes  Recht  bei  Prozessen  krimi- 
neller Anklagen  nach  dem  Common  Law.  Dies  Recht 
wird  bei  allen  kriminellen  Prozessen  vor  den  Bandes- 
gerichten gewährleistet  ^  Der  Angeklagte  hat  nicht  nur 
das  Recht  auf  Aburteilung  durch  eine  Jury,  sondern  nach 
der  Bestimmung  des  VI.  Amendements  auf  „eine  unpartei- 
ische Jury  des  Staates  und  Distriktes,  wo  das  Verbrechen 
begangen  ist**.  Die  so  bestellte  Jury  ist  die  Common  Law 
Jury  Ton  12  Männern^.  Damit  die  gewählte  Jury  un- 
parteiisch ist,  hat  jede  Partei  das  Recht,  auf  peremptorische 
Verwerfung  von  Geschworenen,  d.  h.  eine  gewisse  Zahl 
▼on  Personen  können  als  Oeschworene  abgelehnt  werden 
ohne  Angabe  von  Grfbiden.  Ferner  kann  jede  Partei  so 
viel  andere  ablehnen  als  er  Gründe  dafür  angeben  kann. 
Die  Geschworenen  müssen,  wie  schon  gesagt,  aus  der  Nach- 
barschaft stammen  und  müssen  in  der  Lage  sein,  den  Ge- 
boten ihres  Gewissens  zu  folgen.  Die  Pflicht  des  Gerichts 
ist  es,  die  Jury  über  das  Recht  in  dem  betreffenden  Fall 
zu  belehren.  Pflicht  der  Jury  ist  es,  die  Rechtsbelehrung 
entgegenzunehmen  und  sie  nach  ihrem  Ermessen  auf  die 
vorliegende  Tatsache  anzuwenden^.  Dies  sind  blofs  Neben- 
sachen eines  Common  Law- Verfahrens  mit  einer  Jury,  die 
aber  als  wesentliche  Rechte  betrachtet  werden.  Das  Ver- 
dikt der  Jury  mufs  einstimmig  sein,  und  wenn  ein  einheit- 
licher Spruch    nicht   zu  erzielen  ist,   müssen  die  Geschwo- 


1  Const  Art.  lU,  Hect.  2,  Cl.  3.  Die  Bandesgmrantie  für  den  Pro- 
zeÜB  durch  die  Jury  biodet  nur  die  Bundeagerichte  und  hindert  nicht  dit 
Einselstaateu,  ihre  Gerichte  zu  ermächtigen,  dafs  sie  Zivil-  und  Krimi- 
nalfalle entscheiden,  ohne  sie  einer  Jury  zu  unterbreiten.  2  Uare  Am. 
Const  Law  860;  Edwards  v.  EUiott,  21  Wall.  557;  Pearson  v. 
Yewdall,  95  U.  S.  295;  Davidson  v.  New  Orleans,  96  U.  8.  105; 
Hnrtado  t.  California,  HO  U.  S.  516,  528,  531. 

^  Ein  Prozefs  durch  weniger  als  12  Personen,  selbst  bei  Ein- 
willigung, ist  ein  ungültiger  Prozefs.  Coolej,  Const  Law  821,  zitiert 
Work  V.  State,  2  Ohio  St  296;  Concemi  v.  People,  18  N.  Y.  128: 
Brown  v.  State,  8  Blacks  (Ind.)  561;  Harris  v.  People,  128  DL 
585;  Thompson  v.  Utah  170  U.  S.  348.  Vgl.  auch  Hallinger  v. 
Davis,  146  U.  S.  314,  318;  In  re  Belt,  159  U.  S   95,  99. 

'  Vgl.  Besprechung  in  Sparf  v.   United  States,  156  U.  S.  51. 
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renen  entlassen  und  eine  neue  Jury  gebildet  werden.  Wenn 
«in  Urteilsspruch  gegen  das  Gesetz  oder  gegen  den  Zeugen- 
beweis verstöfst,  kann  der  Richter  einen  neuen  Prozefs 
Ausschreiben  \ 

Man  sieht,  dafs  nach  der  Verfassung,  welche  die  An- 
klage seitens  einer  grofsen  Jury  und  Aburteilung  durch 
eine  kleine  Jury  vorschreibt,  die  Fragen,  ob  eine  Person 
wegen  eines  Vergehens  vor  ein  Gericht  gestellt  werden 
aoll  und  ob  sie  des  angeblichen  Verbrechens  schuldig  ist, 
nicht  von  der  Regierung  entschieden  werden,  sondern  durch 
Körperschaften  von  Männern,  die  aus  dem  Volkesganzen 
gewählt  sind. 

f)  Jeder  wegen  eines  Verbrechens  Ange- 
klagte hat  das  Recht,  ttber  die  Natur  und  Ur- 
sache der  Anklage  informiert  zu  werden^.  Eine 
Abschrift  der  schriftlichen  Anklage  mufs  ihm  eine  geraume 
Zeit  vor  dem  Prozefsverfahren  eingehändigt  werden,  um 
ihm  die  Vorbereitungen  dazu  zu  ermöglichen.  Diese  Klage 
darf  nicht  blofs  allgemeine  Anklagen  enthalten,  sondern 
mufs  die  Tatsachen  so  ausführlich  aufzählen,  dafs  der  An- 
geklagte weifs,  was  ihm  bevorsteht.  Andernfalls  f^Ut  die 
Anklage  unter  das  Verbot  des  VI.  Amendements'.  Alte 
Anklageformulare  könnan  vereinfacht  und  unwesentliche 
technische  Ausdrücke  können  von  der  Gesetzgebung  be- 
seitigt werden^,  doch  kann  von  solchen  Sätzen  in  der 
Anklage,  die  für  eine  verständliche  Ausführlichkeit  und 
Genauigkeit  wesentlich  sind,  bei  der  Boschreibung  des  Ver- 
gehens selbst  durch  Statut  nicht  dispensiert  werden^. 


'  «y'ooley,  Const  Law  322. 

•  Ainend.  VI, 

>  Cooley,  Const.  Law  822;  Whitney  v.  State,  10  Ind.  404; 
State  V.  O'Flaherty,  7  Nev.  153;  State  v.  McKenna,  17  Atl. 
Bep.  51. 

^  State  V.  Learued,  47  Me.  426;  People  v.  Mortimer,  46 
Cal.  114;  Commonwealth  v.  Freelove,  150  Mass.  66;  Caldwell  y. 
Texas,  137  U.  8.  692. 

^  State  y.  Corson,  59  Me  187;  McLau^hlin  ▼.  State,  45 
Ind.  388;  Brown  v.   People,  29  Mich.  232;   State  v.  O'Plaherty, 

7* 
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g)  KeinePerson  soll  in  irgend  einem  Krimi- 
nalfalle gezwungen  werden,  gegen  sich  selbst 
auszusagend  Dies  ist  ein  Grundsatz  des  Common 
Law;  er  wurde  der  Verfassung  einverleibt,  um  ein  in- 
quisitorisches Verfahren  auszuschliefsen  '•  Die  Gesetze 
der  Vereinigten  Staaten  erlauben  einem  Angeklagten  zu 
eigenen  Gunsten  auszusagen,  wenn  er  dies  wünscht,  aber 
falls  er  das  Zeugnis  verweigern  sollte,  kann  die  Tatsache 
einer  solchen  Weigerung  nicht  gegen  ihn  ausgentltzt  werden, 
da  dies  indirekt  zur  Folge  hätte,  dafs  er  zum  Eide  ge- 
zwungen würde®.  Das  Vorrecht  des  V.  Amendements  er- 
streckt sich  auch  auf  eine  erzwungene  Entdeckung,  da- 
durch dafs  man  die  Herbeischaffung  der  Papiere  des  An- 
geklagten erzwingt,  sowie  auf  die  Erpressung  eines  Eides  ^. 

Nach  dem  VI.  Amendement  hat  ein  Angeklagter  in 
allen  Kriminalprozessen  das  Recht,  mit  den  Gegenzeugen 
konfrontiert  zu  werden.  Die  Zeugen  müssen  vor  Gericht 
erscheinen  in  Gegenwart  der  Jury,  und  es  mufs  vollkommen 


7  Nev.  153.  Das  Amendement  verlangt  jedoch  zweckentsprechende  Aus- 
führlichkeit Evans  v.  United  States,  153  U.  S.  584;  Rosen  v. 
United  States,  161  U.  S.  29. 

*  Amend.  V. 

^  Cooley,  Const.  Law  322.  Vgl.  den  Aufsatz  Liebers  fiber 
„Inquisitorial  Trials'',  Anhang  zu  „Civil  («iberty  and  Self-govemment" ; 
auch  5  Am.  Law  Rev.  14. 

«  People  V.  Tyler,  86  Cal.  522;  State  v.  Cameron,  40  Vt 
555;  Bird  v.  State,  50  Ga.  585;  Wilson  v.  United  States,  149 
U.  S.  60.  Das  Recht  auf  Zeugnisverweigerung  wird  nicht  durch  ein 
Statut  aufgehoben,  welches  bestimmt,  dafs  das  Zeugnis  nicht  geeen  den 
Zeugen  ausgenutzt  werden  soll.  Counselmanv.  Hitchc o ck,  142  U.  6. 
547.  Aber  wenn  ein  Statut  erklart,  dafs  niemand  vom  Zeugnisablegen 
in  gewissen  Klassen  von  Fällen  befreit  sein  soll,  und  weiter  vollkommene 
StrafiPreiheit  garantiert,  dadurch  dafs  es  den  Zeugen  gegen  Verfolgung 
oder  Strafe  schützt  wegen  irgend  einer  Sache,  für  welche  er  Zeugnis  ab- 
legt, so  verletzt  dies  Statut  das  Amendement  nicht;  auch  kann  der  Zeuge 
sein  Zeugnis  nicht  verweigern,  indem  er  sich  wegen  seiner  Weigerung 
auf  das  Privileg  dieses  Amendements  beruft.  Brown  v.  Walker,  161 
U.  S.  591.  Eine  Kritik  des  unter  diesem  Amendement  gesicherten  Rechtes 
findet  sich  bei  Pomeroy  a.  a.  O.  159,  160. 

*  2  Hare  a.  a.  O.  884.  Boyd  v.  United  States,  116  U.  S. 
622.  Vgl.  auch  Horstmann  v.  Kaufman,  79  Penna.  147.  Vgl.  über 
die  Macht  des  House  of  Representatives,  Zeugen  vorzuladen  und  Zeugnis 
zu  erzwingen,  einschliefslich  zwangsweiser  Vorlegung  von  Papieren, 
2  Hare  a.  a.  O.  p.  851  ff.;   Kilbourn  v.  Thompson,  103  U.  S.  168. 
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freies  Kreuzverhör  stattfinden  ^.  Diese  Bestimmung  schliefst 
jedoch  solche  dokumentarische  Beweise  nicht  aus,  die  Neben- 
umstände begründen,  wie  sie  unter  den  Regeln  des  Common 
Law  in  anderen  Fällen  zulässig  sind'.  Aber  das  Corpus 
delicti  kann  nicht  durch  Zeugnisse  bewiesen  werdend 
Nach  dem  VI.  Amendement  wird  dem  Angeklagten  auch 
das  Recht  gewährleistet,  Zeugen  zu  seinen  Gunsten  beizu- 
bringen, und  es  kann  ein  Zwangsverfahren  eingeleitet 
werden,  um  deren  Erscheinen  zu  erzwingen. 

h)  Eb  ist  ein  allgemeiner  Rechtsgrundsatz  der  Ver- 
einigten Staaten,  dafs  der  Angeklagte  von  einem 
Anwalt  verteidigt  wird*.  Wenn  der  Angeklagte  un- 
fähig ist,  einen  Anwalt  beizuschaffen,  so  kann  das  Gericht 
einen  zu  seiner  Verteidigung  bestellen^.  Dieses  Recht  auf 
einen  Verteidiger  war  ein  Privileg  des  Common  Law,  und 
die  Verfassung  garantiert  es,  mit  allem  gewöhnlichen  Zu- 
behör, jedem  Angeklagten.  Solange  sich  der  Anwalt  in 
den  Grenzen  der  Schicklichkeit  hält,  ist  ihm  volle  Freiheit 
in  der  Führung  der  Verteidigung  gesichert.  „Das  Gesetz 
schützt  ausdrücklich  das  Vertrauen,  das  das  Verhältnis  von 
Anwalt  und  Klient  erfordert,  und  es  duldet  nicht,  dafs  der 
Anwalt  selbst  bei  Gerichtshöfen  die  vertraulichen  Mit- 
teilungen enthüllt,  die  ihm  im  Hinblick  auf  einen  schwe- 
benden oder  voraussichtlichen  Rechtsstreit  gemacht  sind^." 

^  Jackson  v.  Commonwealth,  19  Grat.  (Va.)  656;  State  v. 
Thomas  64  N.  C.  74.  Wenn  ein  Fall  zum  zweiten  Male  verhandelt 
wird  and  ein  Zeuge  durch  den  Angeklagten  femgehalten  wird,  so  kann 
die  Anklage  sein  beim  ersten  Prozefs  gegebenes  Zeugnis  prüfen ;  ebenso 
da,  wo  ein  Zeuge  seit  dem  ersten  Prozefs  gestorben  ist  Reynolds  v. 
United  States,  98  U.  S.  145;  Mattox  v.  United  States,  156  U. 
8.  287. 

'  Cooley,  Const.  Lim.  387,  Anm.  United  States  v.  Benner, 
Baldwin,  234;  United  States  v.  Little,  2  Wash.  159;  United 
States  y.  Ortega,  4  Wash.  531;  People  v.  Jones,  24  Mich.  25. 

>  People  y.  Lambert,  5  Mich.  349. 

^  Amend.  VI.     Auch  ein  Grundsatz  in  allen  Einzelstaaten. 

*  In  solchen  Fällen  werden  die  Anwaltskosten  gewöhnlich  von  der 
Regierung  bezahlt  und  niemand  darf  eine  solche  Ernennung  zuriickweiHen. 
Cooley,  Const.  Lim.  406  und  Anm.  2. 

•  Cooley,  Const.  Law  323,  324.  Whiting  v.  Barney,  30  N.  Y. 
330.    Das  ist  das  Vorrecht  des  Klienten ;  der  Anwalt  darf  es  nicht  preis- 
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i)  Die  Common  Law-Regel,  dafs  jemand,  der  nach  den 
Gesetzen  durch  eine  gesetzlich  einberufene  und  voi^eladene 
Jury  verurteilt  ist,  wegen  desselben  Vergehens  nicht  noch 
einmal  vor  Gericht  gestellt  werden  soll,  ist  dem  V.  Amende* 
ment  einverleibt,  welches  bestimmt,  dafs  niemand  wegen 
desselben  Vergehens  zweimal  in  Gefahr  von 
Leib  oder  Leben  kommen  solP.  Eine  Person  ist 
rechtlicher  Gefahr  ausgesetzt,  wenn  ein  Prozefs  vor  einem 
zuständigen  Gerichte  stattfindet  auf  Grund  einer  Anklage 
oder  Information,  die  der  Form  und  dem  Inhalt  nach  eine 
Verurteilung  nach  sich  ziehen  kann,  und  wenn  eine  Jury 
vorgeladen  und  eingeschworen  ist^.  In  solchem  Falle  hat 
der  Angeklagte  ein  Recht  auf  ein  Urteil,  das  jede  weitere 
Verfolgung  in  derselben  Sache  ausschliefst'.  Wenn  indessen 
der  Prozefs  vor  einem  nichtzuständigen  Gerichte  statt» 
findet^  oder  die  Anklage  wesentliche  Mängel  aufweist^,  so 
kann  man  sich  nicht  darauf  berufen ,  dafs  die  Partei  einer 
Gefahr  ausgesetzt  gewesen  ist^. 


geben,  und  diis  Gericht  w&rde  die  Enthüllung  nicht  einmal  gestatten» 
auch  wenn  der  Klient  nicht  anwesend  wäre,  am  den  Einwand  zu  er- 
heben. Siehe  ausführliche  Anmerkung  über  die  Grenzen  dieser  Regel 
bei  Coolej,  Gonst  Lim.  407,  Anm.  1. 

^  Der  augenscheinliche  Zweck  dieser  Bestimmung  ist  der,  den  An- 
geklagten  vor  wiederholten  Verfolgungen  zu  schützen,  die  ihn  schliefslicb 
überwältigen  könnten.  1  Hare  a.  a.  O.  p.  570,  571;  Shepherd  ▼• 
People,  25  N.  Y.  406,  420. 

^  Cooley,  Gonst  Law  325;  Commonwealth  y.  Cook,  6  8. 
u.  R.  586;  M<^Fadden  v.  Commonwealth,  23  Penn.  St  12; 
O'Brian  v.  Commonwealth,  9  Bush  (Kj)  383,  vgl.  besonders  die 
Anm.  bei  Cooley,  Const  Lim.  399 — 401. 

«  Barker  v.  People,  3  Cow.  (N.  Y.)  686;  Pizano  v.  State,  20 
Tex.  App.  139;  Commonwealth  t.  Hart,  149  Mass.  7. 

*  People  y.  Tyler,  7  Mich.  161;  People  v.  Bamberg,  84  Cal. 
468;  State  v.  Phillips,  104  N.  C.  786, 

'^  Gerard  ▼.  People,  4  Hl.  368;  Kohlheimer  ▼.  State,  39  Miss. 
548;  Garvey's  Case,  7  Col.  384. 

*  Hat  die  Gefahr  einmal  bestanden,  so  verschwindet  sie,  wenn 
die  Jury  nicht  zu  einem  Wahrspruch  hat  kommen  können  und  daher 
aufgelöst  ist,  oder  wenn  die  Jury  mit  Zustimmung  der  Parteien  auf- 
gelöst ist,  oder  wenn  der  Fall  wegen  Krankheit  oder  Tod  des  Richters 
oder  eines  Geschworenen  unterbrochen  wird  [Nugent  v.  State,  4  Stew. 
u.  Port  (Ala)  72;  Hector  v.  State,  2  Mo.  166;  State  v.  Emery, 
59  Vt  84],   oder  wenn  nach  der  Verurteilung  das  Urteil  auf  Antrag  des 
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Die  allgemeine  Regel  lautet  so:  Niemand  soll  zum 
zweiten  Male  wegen  desselben  Vergehens  vor  Gericht  ge- 
stellt werden,  nachdem  ein  Verdikt  der  Überführung  oder 
der  Freisprechung  über  ihn  gefällt  ist^.  Diese  Regel  hat 
zwei  Ausnahmen:  Nach  der  Freisprechung  können  die 
Vereinigten  Staaten  den  Fall  nicht  revidieren  lassen ,  weil 
die  Richter  oder  die  Jury  einen  Irrtum  begangen  haben 
und  sie  können  nicht  einen  neuen  Prozefs  einleiten;  aber 
nach  der  Verurteilung  kann  der  Angeklagte,  wenn  ein 
Rechtsirrtum  vorliegt,  einen  neuen  Prozefs  verlangen;  und 
dieser  neue  Prozefs  wird  nicht  als  nochmalige  Gefährdung 
des  Gefangenen  betrachtet'. 

j)  Das  VIII.  Amendement  schützt  verurteilte  Per- 
sonen vor  übermäfsigen  Gefdstrafen  und  vor 
grausamen  und  ungewöhnlichen  Strafen.  Es  ist 
keineswegs  leicht,  in  bestimmten  Fällen  durch  eine  all- 
gemeine Regel  festzustellen,  welche  Geldstrafen  übermäfsig 
hoch,  oder  welche  Strafen  grausam  oder  ungewöhnlich 
sind.  Die  Bemessung  von  Strafen  fUr  bestimmte  Ver- 
brechen gehört  dem  gesetzgebenden  Zweige  der  Regierung 
an,  und  der  Diskretion  dieses  Körpers  mufs  weiter  Spiel- 
raum gelassen  werden.  Sicherlich  mufs  die  Gesetzes- 
Verletzung  auf&llend  und  augenscheinlich  sein,  ehe  das 
Urteil  der  Legislatur  bezüglich  des  Strafmafses  vor  Gericht 


Angeklagten  aaCser  Kraft  gesetzt  wird,  oder  wenn  das  Urteil  von  einem 
Appellationsgericht  aufgehoben  oder  wegen  verhängnisvollem  Mangel  im 
Indiktment  Kospendiert  wird  (Casborus  v.  People,  18  Johns.  (N.  Y. 
351);  in  allen  diesen  nnd  ähnlichen  Fällen  kann  der  Angeklitfte  com 
Eweiten  liale  vor  Gericht  gestellt  werden.    Cooley ,  Const.  Law  »?25,  826. 

'  „Bj  the  same  offence  is  not  sig^ified  the  same  eo  nomine,  bat 
the  same  criminal  act  or  Omission.''  Cooley,  Const.  Lim.  898,  Anm.  1, 
zitiert  Fälle. 

'  Pomeroy  a.  a.  O.  p.  161.  So  setzt  ihn  der  Prozefs  vor  einem 
höheren  Gerichte  auf  Appellation  des  Angeklagten  nicht  von  neuem  einer 
Qe&hr  ans.  Commonwealth  v.  Downing,  150  Mass.  197.  Wenn 
der  Angeklagte  in  einzelnen  Klagepunkten  freigesprochen  und  in  anderen 
verurteilt  ist,  und  wenn  die  Verurteilung  au%ehoben  ist,  kann  er  zum 
zweiten  Male  nur  wegen  der  Punkte,  derentwegen  er  verurteilt  ist,  vor 
Gericht  gestellt  werden.  Campbell  v.  State,  9  Yerg.  888;  ßarnett 
V.  People,  54  111.  825. 
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angezweifelt  werden  kann.  Jedenfalls  ist  es  wahrscheinlich, 
dafs  das  Common  Law  die  Grundlage  für  das  Urteil  bilden 
und  auch  die  öffentliche  Meinung  ein  einschränkendes, 
milderndes  Element  sein  würde.  Richter  Cooley,  dessen 
Ansichten  stets  als  mafsgebend  zitiert  werden  können,  unter* 
scheidet  drei  Bedingungen,  unter  denen  eine  Strafe  un- 
gesetzlich sein  kann  ^ :  a)  dann,  wenn  sie  die  gesetzmälsig 
festgestellte  Strafe  überschreitet  oder  von  ihr  abweicht^; 
b)  wenn  sie  nicht  durch  das  Urteil  eines  zuständigen  Gre- 
richtes  verbürgt  ist;  und  allenfalls  c)  wenn  sie,  obwohl 
augenscheinlich  durch  Gesetz  verbürgt,  in  solch  offenbarem 
Mifsverhältnis  zu  dem  Vergehen  steht,  dafs  sie  durch  ihre 
Grausamkeit  das  moralische  Gefühl  beleidigt,  oder  weil  es 
eine  Strafe  ist,  die  wegen  ihrer  Grausamkeit  seit  langer 
Zeit  nicht  verhängt  ist,  bis  sie  schliefslich  ungewöhnlich 
geworden  ist®. 

k)  „Das  Vorrecht  des  Habeas- Corpus-Be- 
fehls  soll  nur  dann  aufgehoben  werden,  wenn 
im  Falle  einer  Rebellion  oder  Invasion  die 
öffentliche  Sicherheit  es  erfordert***;  d.  h.  wenn 
ein  Gefangener  behauptet,  dafs  er  ungesetzlich  eingesperrt 
und  seiner  Fähigkeit  beraubt  ist,  kann  die  Regierung  nicht 
verhindern,  dafs  die  mafsgebenden  Behörden  einen  Befehl 
ausstellen,  nach  dem  die  besagte  Person  sofort  vor  das  zu- 
ständige Gericht  oder  die  Behörde  gebracht  wird,  damit  die 
Frage  seiner  weiteren  Inhafthaltung  entschieden  wird.    Ist  die 


»  Const.  Law  324.    Vgl.  auch  Const.  Lim.  401—403. 

*  Bourae  v.  The  King,  7  Ad.  u.  El.  58;  Ex  parte  Lange,  18 
Wall.  163.  Vgl.  Bloom's  Gase,  58  Mich.  597;  In  re  Esmond,  42 
Ted.  Rep.  827. 

'  Das  VIII.  Amendement  verbietet  nicht  die  Anwendung  der  Hin> 
richtung  durch  Elektrizität.  People  v.  Durston,  119  N.  Y.  569;  In 
re  Kemmler,  136  U.  S.  436.  Aber  einen  Chinesen  seines  Haares 
(Zopfes)  zu  berauben,  also  etwas,  das  den  meisten  Leuten  gleichgültig 
wäre,  aber  ihm  unerträglich  ist,  kann  als  grausame  und  ungewöhnliche 
Bestrafung  angesehen  werden.     Ho  Ah  Kow  y.  Nun  an,  5  Sawj.  522. 

*  Const.  Art.  I,  Beet  9,  Cl.  2.  Über  die  Gerichte,  die  zur  Aus- 
stellung dieser  Befehle  ermächtigt  sind,  Tgl.  I  Stat.  at  Large  81.  Vgl. 
auch  Cooley,  Const.  Lim.  420—422. 
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Festnahme  unbegründet,  so  soll  der  Gefangene  entlassen 
werden.  Die  Aufhebung  dieses  Privil^s  besteht  darin, 
daCs  das  Recht  auf  sofortiges  Verhör  und  Entlassung  ent- 
zogen wird  und  dafs  Arreste  und  Festnahme  ohne  regu- 
lären Rechtsprozefs  erfolgen '. 

Die  Befugnis,  das  Privileg  des  Habeas-Corpus-Befehls 
in  solchen  Fällen,  wo  infolge  von  Rebellion  oder  Invasion 
die  öffentliche  Sicherheit  es  erfordert,  aufzuhebeu,  gehört 
der  Legislative  und  nicht  der  Exekutive^.  Nur  auf  Grund 
eines  Gesetzes  kann  der  Präsident  es  aufheben^.  Die  Auf- 
hebung des  Befehls  schafft  nicht  andere  Remeduren  gegen 
ungesetzliche  Verhaftungen  ab,  sondern  sie  suspendiert  nur 
für  eine  gewisse  Zeit  dies  spezielle  Rechtsmittel.  Die  Auf- 
hebung des  Befehls  erweitert  nicht  die  Macht  über  Ver- 
haftungen,  sie  gestattet  nicht  Festnahmen,  die  anderweitig 


1  Nach  den  Kev.  Stat  §  753  soU  sich  der  Habeas-Oorpus-Befiehl  auf 
keinen  Fall  auf  einen  Gefangenen  im  Gefängnis  erstrecken,  sofern  er 
nicht,  abgesehen  von  anderen  Dingen,  „im  Gewahrsam  ist  gegen  die  Kou- 
stitution  oder  gegen  die  Gesetse  der  Vereinigten  Staaten".  So  hat  keine 
Person  ein  Recht  auf  einen  Habeas-Corpus-Befehl  seitens  der  Bundes - 
gerichte,  wenn  der  Gefangene  von  einem  Staatsgerichte  Terurteilt  ist, 
wenn  nicht  in  der  Petition  selbst  um  Jurisdiktion  unter  Berufung  auf 
§  753  gebeten  ist.    Vgl.  Ex  parte  Kinnej,  8  Hughes  9. 

'  „Thus,  as  a  general  principle  of  law,  it  may  be  deemed  to  be 
settled  by  the  ruling^  of  the  courts  and  weight  of  legal  authority,  as 
weU  as  by  the  action  of  Congress  and  practice  of  the  Executive,  that 
the  President  is  not  empowered  of  bis  own  authority  to  suspend  the 
privilege  of  the  writ  of  hafoeas  corpus,  and  that  a  declaration  of  martial 
law  made  by  him  or  a  military  Commander,  in  a  distriet  not  within  the 
theater  of  war,  will  not  justify  such  Suspension  in  the  absence  of  the 
sanction  of  Cong^ess.*^  Winthrop,  Military  Law,  1.  Aufl.  57.  Vgl. 
8.  53—57  desselben  Werkes. 

'  Dieser  Gegenstand  hat  Anlafs  zu  viel  Streitigkeiten  gegebeu,  die 
eigentlich  nicht  zu  dieser  Studie  gehören.  Vgl.  Artikel  Joel  Parkers 
„Habeas  Corpus  and  Martial  Law**,  93  No.  Am.  Rev.  471;  drei  Essays 
Ton  Horace  Binney  „The  Privilege  of  the  Writ  of  Habeas  Corpus", 
1862,  1865;  ein  Pamphlet  von  B.  R.  Curtis  „Executive  Power*',  2.  Aufl. 
1862,  auch  abgedruckt  in  2  Life  of  B.  R.  Curtis  306,  und  in  2  Curtis, 
Constitutional  Hist  of  the  U.  S.,  Clayton's  Ausgabe  1896,  App.  668. 
Vgl.  auch  Ex  parte  Milligan,  4  Wall.  2;  Ex  parte  Merryman, 
Tane/s  Reports,  246,  9  Am.  Law  Reg.  524;  14  Law  Rep.  N.  S.  78; 
M<'Call  ▼.  McDonnell,  1  Abb.  212;  Ex  parte  Field,  5  Blatch. 
68;  2  Hare  a.  a.  O.  p.  960 ff.;  Pomeroy  a.  a.  O.  p.  591  ff.;  Cooley, 
CoQst  Law  316,  317. 
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willkürlich  oder  unregelmäfsig  sind,  sie  verleiht  der  Exe- 
kutive keine  gröfsere  Autorität  als  die,  verdächtige  Per 
sonen  in  Gewahrsam  zu  nehmen,  die  sie  sonst  schleunigst 
vor  Gericht  stellen  und  gegen  Bürgschaft  freilassen  mübte. 
Kurz,  „der  Kongrefs  und  der  Präsident  erhalten  durch  die 
Habeas- Corpus- Klausel  kein  neues  positives  Recht,  sondern 
nur  eine  negative  Machtbefugnis  passiven  Widerstandps"  ^ 
1)  Es  ziemt  sich,  noch  ein  Wort  über  Hochverrat 
gegen  die  Vereinigten  Staaten  hinzuzuftlgen.  Hochverrat 
definiert  die  Konstitution  mit  folgenden  Worten:  „Hoch- 
verrat gegen  die  Vereinigten  Staaten  soll  nur  darin  be- 
stehen, dafs  Krieg  gegen  die  Vereinigten  Staaten  geführt 
wird  oder  dafs  jemand  Anhänger  des  Feindes  ist  dadurch, 
dafs  er  ihn  unterstützt  und  begünstigt^/  Diese  Be- 
stimmung, die  den  Hochverrat  definiert,  sollte  als  Sicher- 
heit für  die  Rechte  und  Freiheiten  des  Bürgers  gelten.  Sie 
macht  die  Schaffung  „konstruktiven*'  Hochverrats  unmög- 
lich, der  nach  dem  alten  Common  Law  nicht  selten  war*. 
Hochverrat  kann  nach  der  Konstitution  auf  zweierlei  Weise 
und  nur  auf  zweierlei  Weise  begangen  werden:  a)  da- 
durch, dafs  jemand  Krieg  gegen  die  Vereinigten  Staaten 
unternimmt  und  b)  dadurch,  dafs  er  ein  Anhänger  de6 
Feindes  der  Vereinigten  Staaten  ist  und  ihn  unterstützt 
und  begünstigt.  In  beiden  Fällen  mufs  eine  erwiesene 
oder  offene  Handlung  vorliegen.  Eine  Verschwörung, 
die  bestehende  Regierung  zu  stürzen,  ist  nicht  Hochverrat 
per  se.     Es  mufs  wirklich   ein  Krieg  begonnen  werden*. 

'  Fomeroy  a.  a.  O.  p.  598.  Diese  Klausel  der  Verfassaiifr  i>^ 
nicht  bindend  für  die  Einzelstaaten  mit  Bezug  auf  Befehle,  die  von  ihr& 
eigenen  Gerichten  erlassen  werden. 

'  Const.  Art.  III,  Sect.  3.  Aus{];ezo^n  aus  dem  „Statute  of  Trtt* 
sons^,  25  Edward  in,  c.  3. 

*  Vgl.  4  Blackstone's  Comm.  75. 

^  Aber  „War  is  levied  when  men  are  assembled  with  intent  of 
effecting  by  force  a  treasonable  purpose;  and  all  persons  who  tfaen  per- 
form any  act,  however  minute,  or  however  remote  from  the  soese  of 
action,  and  who  are  actually  leagpied  in  the  general  conspiracy,  are  to 
be  considered  traitors.''  Cooley,  Const  Law  815;  Es  parte  BoU* 
man,  4  Cranch.  75,  126;  Opinion  Marshall  in  Bnrr's  Trial,  VoL  11,4^- 
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Auch  Sympathie  mit  dem  Feinde,  sei  sie  noch  so  laut 
kundgegeben,  kann  nicht  als  Unterstützung  und  Begansti- 
gung  oder  als  Gefolgschaft  im  Sinne  des  Hochverrats  aus- 
gelegt werden.  Ek  murs  eine  offene  Handlung  erwiesen 
sein,  z.  B.  Lieferung  von  Nachrichten,  Lebensmitteln  und 
Waffen  an  den  Feind,  verräterische  Übergabe  einer  Festung 
oder  dergleichen  ^  Eine  Verurteilung  wegen  Hochverrat 
erfordert  das  Zeugnis  von  mindestens  zwei  Zeugen  bei  der- 
selben erwiesenen  Handlung  oder  ein  Geständnis  vor  offener 
Gerichts  Versammlung  '. 

7.    Schutz  des  Privateigentums  gegen  öffent- 
liche Expropriation. 

Im  V.  Amendement  ist  ausdrücklich  bestimmt,  dafs 
„Privateigentum  für  öffentlichen  Gebrauch 
nicht  ohne  Entschädigung  genommen  werden 
solP*.  Dies  ist  eine  Anerkennung  der  Tatsache,  dafs 
sich  Fälle  ereignen  können,  in  welchen  die  Bedürfnisse  der 
Regierung  die  Rechte  des  Privatbesitzes  überwiegen  und 
die  Übergabe  gewissen  Privateigentums  für  öffentliche  Ge- 
brauchszwecke erforderlich  machen.  Privateigentum  kann 
von  der  Regierung  kraft  zweier  dem  politischen  Körper 
anhaftenden  Fähigkeiten  genommen  werden:  das  Recht 
der  Steuereinziehung  und  das  Recht  der  „emi- 
nent domain*.  Jedermann  ist  verpflichtet,  seinen  Anteil 
an  den  öffentlichen  Ausgaben  zur  Unterhaltung  der  Regie- 


^  Die  Ermordang  des  Präsidenten  ist  kein  Hochverrat,  uiid  der 
Mörder  wird  nicht  wegen  Hochverrat,  sondern  wegen  Mord  vor  Gericht 
gestellt  Potneroj  a.  a.  O.  p.  867.  Vgl.  2  Hare  a.  a.  O.  1125—1126. 
ßewaffiieter  Widerstand  gegen  ein  unkonstitationelles  Gesetz  ist  nicht 
Hochverrat    2  Hare  a.  a.  O.  1128. 

*  Const  Art  III,  Sect.  3. 

*  Es  braucht  kanm  gesagt  zu  werden,  dafs  in  keinem  Falle  Privat^ 
eigentum  unter  dem  Scheine  des  Rechts  ffir  blofse  Privatswecke  ent- 
nommen werden  kann.  Cole  v.  La  G ränge,  113  U.  8.  1;  vgl.  auch 
Missonri  Pac.  Ry.  v.  Nebraska,  164  U.  8.  408.  Eigentum  kann 
nicht  so  genommen  werden  weder  mit  noch  ohne  Entschädigung.  Tyler 
V.  Beacher,  44  Vt  648;  Bloodgood  v.  Mohawk  R.  R.,  18  Wend. 
(N.  Y.)  9. 
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rung  beizusteuern.  Zu  diesem  Zwecke  kann  die  Regierung 
Steuern  von  seinem  Eigentum  erheben.  Eine  solche  Be- 
steuerung ist  die  Entnahme  von  Eigentum  flir  öffentlichen 
Gebrauch,  aber  man  nimmt  an,  dafs  sie  kompensiert  wird 
durch  die  Sicherheit,  welche  eine  voUgeordnete  Verwaltung 
gewährt,  sowie  durch  die  allgemeinen  Wohltaten,  die  die 
Regierung  erweist^.  Das  Recht  des  „eminent  domain''  be- 
ruht auf  einem  anderen  Prinzip.  Ek  kann  definiert  werden 
als  „die  gesetzliche  Autorität  jeder  Souveränität,  diejenigen 
Rechte  öffentlicher  Natur  zu  kontrollieren  und  zu  regulieren, 
welche  den  BtLrgem  im  allgemeinen  zustehen,  und  indivi. 
duelles  Eigentum  ftlr  das  öffentliche  Wohl  sich  anzueignen 
und  zu  kontrollieren,  je  nachdem  es  die  öffentliche  Sicher- 
heit, Notwendigkeit,  Zweckmäfsigkeit  oder  Wohlfahrt  ver- 
langt" ^.  Während  bei  der  Austlbung  des  Rechts  auf  Be- 
steuerung die  Regierung  das  Eigentum  des  Bürgers  unter 
allgemeinen  Regeln  gleichmäfsiger  und  gerechter,  verhältnis- 
mäfsiger  Verteilung  an  sich  zieht,  wird  unter  dem  Recht 
der  eminent  domain  etwas  mehr  als  der  verhältnismäfsige 
Anteil  genommen,  den  jeder  Bürger  beisteuern  mufs.  Die 
Regierung  müfste  also  dem  Bürger  nicht  nur  die  allgemeine 
Entschädigung,  die  allen  Steuerzahlern  zukommt,  ersetzen, 
sondern  noch  eine  besondere  Kompensation  für  das  an- 
geeignete besondere  Vermögen  leisten®. 

Während  das  Recht  der  eminent  domain  in  der  Sou- 
veränität begründet  ist,  „ruht  es,  bis  eine  Gesetzgebung 
es  zum  Leben   erweckt,   die  die  Gelegenheiten,  Methoden, 


^  Pomeroj  a.  a.  O.  p.  166;  Cooley,  Const  Law  365. 

^  Cooley  a.  a.  O.  p.  363.  Vfl.  Besprechang  des  Gegenstandes 
bei  1  Thayer's  Gases  on  Const  Law  945 — 955.  Diese  Befugnis  ist  der 
Souveränität  eigen  und  existiert  in  den  Ver.  Staaten  unabhängig  vod 
jeder  verfassungsmäfsigen  Bestimmung.  Das  Y.  Amendement,  lUs  dem 
Eigentümer  Entschädigung  zusichert,  ist  nicht  ein  Teil  der  Macht  selbst 
sondern  nur  die  Auferlegung  einer  Bedingung ,  nach  der  es  aosge&bt 
werden  kann.  U.  S.  y.  Jones,  109  U.  S.  518;  ygl.  auch  Boom  Co.  ▼. 
Patterson,  98  U.  S.  408. 

•  Vgl.  Besprechung  in  Griffin  v.  Mayor  of  Brooklyn,  4 
Comst.  419. 
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Bedingungen  und   Agenten   bestimmt,  unter  welchen   und 
durch  welche  es  ausgetlbt  werden  kann**  ^. 

Das  Eigentum  ist  definiert  als  die  Herrschaft  oder 
das  unbeschränkte  Gebrauchs-  oder  VerflQgungsrecht,  das 
man  über  bestimmte  Dinge  und  Gegenstände  ausüben  kann  '. 
Das  Eigentum  also,  das  die  Konstitution  schützt,  ist  alles 
Körperliche  oder  Unkörperliche,  von  dauerndem  oder  zeit- 
weiligem Interesse,  das  das  Gesetz  als  wertvoll  anerkennt 
und  bezüglich  dessen  der  Eigentümer  zu  gesetzlichem  Ein- 
schränken gegen  jedermann  befugt  ist,  der  ihn  in  seinem 
Genüsse  stört  ^.  Wenn  also  das  Eigentum  in  gewissen 
wesentlichen  Rechten  an  einem  Ding  besteht,  dann  ist  alles, 
was  einer  von  diesen  Rechten  umstöfst  oder  beschränkt, 
eine  Entnahme  von  Eigentum  pro  tanto^,  und  der  Eigen- 
tümer ist  entschädigungsberechtigt  ^. 


*  Eine  solche  Gesetzgebung  mufs  genau  ausgelegt  werden,  und  bei 
der  Ausübung  der  so  übertragenen  Macht  moTs  jede  Bedingung  beobachtet 
werden,  welche  vom  Gesetz  als  Teil  der  Formvorschriften,  die  einer  voll- 
ständigen Aneignung  vorausgehen,  gestellt  ist  Nicholsv.  Bridgeport, 
28  Conn.  189;  Burt  v.  Brigham,  117  Mass.  307. 

'  „This  is  its  appropriate  meaning,  that  which  it  has  in  the  Con- 
stitution, although  it  is  not  infrequently  used  to  indicate  the  thing  rather 
than  the  right,  and  mnch  of  the  confusion  observable  in  the  decisions 
has  arisen  from  overlooking  this  distinction.*'  1  Hare  a.  a.  O.  p.  857; 
Kigney  v.  Chicago,  102  111.  77. 

*  Cooley  a.  a.  O.  p.  369.  Diese  würde  sowohl  Gerechtsame  wie 
Land  einschliefsen.  Kichmond  etc.  £.  K.  Co.  v.  Louisa.  etc.  K. 
R.  Co.,  18  How.  71;  New  Orleans  Gas  Co.  v.  La.  Light  Co.  115 
U.  8.  678.  Geld  auch  einbezogen.  Hatch  v.  Vermont  Central,  25 
Vt  49,  65;  Van  Home  v.  Dorrance,  2  Dali.  804.  So  wird  der  voll- 
standige  Gebrauch  und  der  ausschliersliche  Besitz  eines  Grundeigentums 
sowie  das  Eigengut  desselben  jedem  Eigentümer  gesichert,  und  er  kann 
sich  gegen  jede  Übertretung  und  jeden  Eingriff  verteidigen,  die  nicht  unter 
konstitutionellen  Bedingungen  gemacht  sind.  Vgl.  Rhines  v.  Clark, 
51  Penna.  56;  Barclay  R.  R.  Co.  v.  Ingham,  86  Penna.  201. 

^  Vgl.  die  geschickte  Besprechung  bei  Eaton  v.  Boston,  Con- 
cord  etc.  R.  R,  51  N.  H.  504;  vgl.  Bemerkung  zu  diesem  Falle  bei 
1  Thayer  a.  a.  O.  p.  1077.    Siehe  1  Hare  a.  a.  O.  p.  359. 

^  Nicht  jedoch,  wenn  der  Verlust  zufällig  ist,  und  wenn  keine  wirk- 
liche Aneignung  irgend  einer  dem  Individuum  gehörigen  Sache  erfolgt 
ist  Ein  solcher  Verlust  ist  ein  damnum  absque  injuria  und  mufs  er- 
tragen werden  als  zum  Leben  in  einer  organisierten  (Gemeinschaft  ge- 
hörige, die,  indem  sie  für  das  Wohl  aller  sorgt,  sich  gezwungen  sehen 
k ann,  Mafsregeln  zu  ergreifen,  di  e  Ei nzelpersonen  nachteilig  sind.    Trans- 
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Der  spezielle  Zweck,  zu  welchem  Privateigentum  an- 
geeignet werden  kann,  wird  durch  die  Bedürfnisse  der  Re- 
gierung bestimmt,  und  dieser  Zweck  mufs  durch  das  Gesetz 
erklärt  sein^.  Der  Zweck  mufs  ein  öffentlicher  sein  und 
in  die  Sphäre  der  Regierung  fallen^.  Das  Recht  der  emi- 
nent domain  kann  also  nicht  von  der  Bundesregierung 
ausgeübt  werden  fUr  einen  Zweck,  der  nicht  ausdrücklich 
oder  folgerungsweise  in  dem  Bereiche  der  aufgezählten 
Machtbefugnisse  der  Vereinigten  Staaten  liegt'.  Für  alles 
Eigentum,  das  so  für  öffentlichen  Gebrauch  genommen 
wird,  sollte  die  gezählte  Entschädigung  gerecht  sein.  Die 
Festsetzung  der  Entschädigung  wird  in  dem  Gesetze  be- 
stimmt, welches  die  Aneignung  anordnet.  Die  Art  und 
Weise^  wie  der  Betrag  bestimmt  wird,  kann  durch  direktes 
Übereinkommen  mit  dem  Eigentümer  erfolgen  oder  durch 
Abschätzung  von  Seiten  eines  gesetzlichen  Tribunals^. 


portation  Co.  t.  Chicago,  99  U.  S.  685;  Green  t.  State,  73  Cal. 
29;  Kehrer  v.  Richmond,  81  Ya.  745;  Dantzer  v.  Indianapolis 
Ry.  141  Ind.  604;  Jordan  y.  City  of  Penwood,  42  W.  Va.  312. 

^  Cooley,  Const  Law  365. 

'  1  Hare  a.  a.  O.,  p.  346.  Die  Frage,  ob  der  Gebrauch  so  weit 
öffentlich  ist,  dafs  er  die  Beschlagnahme  erforderlieh  macht,  mufs  in  erster 
Linie  die  Gesetzgebung  entscheiden.  Diese  Entscheidung  wird  ^00  den 
Gerichten  respektiert  werden,  wofern  sie  nicht  ganzlich  unbegründet  ist 
United  States  v.  Gettysburg  Elect.  Ry.  Co.  160  U.  8.  668.  Die 
Tatsache,  dafs  das  Publikum  nebenbei  Vorteil  davon  hat,  wird  die  Aus- 
übung der  Macht  der  eminent  domain  nicht  rechtfertigen,  wenn  die  Be- 
schlagnahme zu  rein  privaten  Zwecken  erfolgt.  Cooley  a.  a.  O.  p.  367. 
Eine  private  Korporation  jedoch,  die  vom  Gesetze  geschaffen  ist,  um 
irgend  eine  öffentliche  Bequemlichkeit  zu  verschaffen,  kann  von  der  Ge- 
setzgebung erm&chtigt  werden,  das  Appropriationsrecht  för  diesen  Zweck 
auszuüben.  In  solchem  Falle  wird  sie  als  Agent  der  Regierung  be- 
trachtet. Luxton  v.  North  River  Bridge  Co.,  153  U.S.  525.  Die 
Frage,  ob  das  Unternehmen  zweckmäfs^  ist,  hat  allein  die  Legislatur 
zu  entscheiden.     1  Hare  a.  a.  O^    p.  oib;   Cooley  a    a.  O.   p.  86^. 

'  Das  Land  kann  z.  B.  von  den  Ver.  Staaten  angeeignet  werden 
zum  Bau  von  Festungen,  Leuchttürmen,  Hafendammen,  Docks,  Heeres- 
strafsen,  öffentlichen  Gebäuden  etc.  etc.     1  Hare  a.  a.  O.  p.  339  ff. 

^  »The  legifllature  may  determiue  what  private  property  is  needed 
for  public  purposes  —  that  is  a  question  of  a  political  and  legialatire 
ckaracter:  bnt  when  the  taking  has  been  ordered,  then  the  question  of 
compensation  is  judicial.  it  does  not  rest  with  the  public,  taking  the 
property,  through  Congress  or  the  legislature,  its  representative,  to  say 
what  compensation   shall    be  paid,   or  even  what  shall   be  the  rule  of 
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Die  Frage,  ob  in  Kriegszeiten  das  Privateigentum  eines 
Bürgers  nicht  auch  ohne  Entsch&digung  genommen  werden 
kann,  wurde  vom  Supreme  Court  der  Vereinigten  Staaten 
im  Falle  Mitchell  v.  Harmony  entschieden ^  Das 
Gericht  sagte  durch  Oberrichter  Taney:  „Es  gibt  ohne 
Zweifel  Gelegenheiten,  bei  denen  Privateigentum  gesetzlich 
in  Besitz  genommen  werden  oder  zerstört  werden  kann, 
um  zu  verhindern,  dafs  es  in  die  Hände  des  öffentlichen 
Feindes  Mit,  und  auch  Fälle,  wo  ein  Offizier,  der  mit  einer 
besonderen  Aufgabe  betraut  ist,  Privateigentum  für  den 
öffentlichen  Dienst  und  Gebrauch  beschlagnahmen  kann. 
Unzweifelhaft  ist  in  solchen  Fällen  die  Regierung  zu  vollem 
Schadenersatz  an  den  Eigentümer  verpflichtet,  aber  der 
Offizier  ist  kein  Rechtsverletzer. 

„Aber  wir  sind  der  Meinung,  dafs  in  allen  diesen 
Fällen  die  Gefahr  unmittelbar  bevorstehen  mufs;  die  Not- 
wendigkeit für  den  öffentlichen  Dienst  mufs  dringend  sein, 
so  dafs  sie  keinen  Aufschub  verträgt,  während  die  Hand- 
lung der  Zivilbehörden  zu  spät  kommen  würde,  um  das 
Mittel  zu  beschaffen,  welches  die  Gelegenheit  erheischt.  E^ 
ist  unmöglich,  die  besonderen  Umstände  der  Gefahr  und 
Notwendigkeit,  unter  welchen  diese  Befugnis  gesetzlich  aus- 
geübt wird,   zu  definieren.     Jeder  Fall  mufs  von  den  Um- 


compensation.  The  Constitution  has  deelared  that  just  compensation 
shali  be  paid,  and  the  ascertainment  of  that  is  a  judicial  inquirj.** 
Richter  Brewer,  in  Monong^ahela  etc.  Co.  v.  United  States,  148  U.  S. 
312,  der  gleichfalls  Fälle  zitiert:  Charles  River  Bridge  Co.  v. 
Warren  Bridge,  11  Pet  420,  571;  Commonwealth  v.  Pittsburg 
u.  Connellsville  R.  R.  58  Penn.  8t.  26,  50;  Penna.  R.  R.  v.  B. 
u.  O.  R.  R.,  60  Md.  263;  I so m  V.  Miss.  R.  R.  36  Miss.  300.  Diese  ge- 
richtliche Untersuchung  erfordert  keine  Jury.  Bau  mann  v.  Ross, 
167  U.  8.  548.    Vgl.  Cooley,  Const.  Lim.  695. 

^  13  How.  115.  Die  Sache  liegt  kurz  gesagt  so.  Ein  militärischer 
Befehlshaber  Mitchell  hatte  im  mexikanischen  Kriege  das  Eigentum 
eines  amerikanischen  Bürgers,  Harmony,  beschlagnahmt,  indem  er  be- 
hauptete, so  handeln  zu  dürfen,  da  eine  militärische  Notwendigkeit  vor- 
liege. Als  ihm  wegen  des  Wertes  des  konfissierten  Eigentnma  der 
Prozefs  gemacht  wurde,  war  die  entscheidende  Frage  die,  ob  die  Not- 
wendigkeit wirklich  vorhanden  war.  Das  Gericht  glaubte,  dafs  dies 
nicht  der  Fall  war,  und  hielt  den  Offizier  für  verantwortlich. 
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ständen  abhängen.  Die  dringende  Notwendigkeit  gibt  das 
Recht,  und  die  dringende  Notwendigkeit  muCs  nachgewieeen 
werden,  ehe  die  Beschlagnahmung  gerechtfertigt  erscheint . . 
„Unsere  Pflicht  ist  es,  su  bestimmen,  unter  welchen 
Umständen  Privateigentum  dem  Eigenttlmer  von  einem 
Offizier  in  Kriegszeiten  genommen  werden  kann.  Die 
Frage  ist  die,  ob  das  Gesetz  erlaubt,  es  zu  nehmen,  um 
den  Erfolg  einer  Unternehmung  gegen  einen  öffentlichen 
Feind  zu  sichern,  welche  der  kommandierende  Offizier  für 
zweckmäfsig  hält.  Und  wir  glauben,  es  ist  klar,  dafs  das 
Gesetz  es  nicht  erlaubt^." 

8.    Untersuchung  vor  den  Geschworenen  in 
Zivilfällen. 

„In  Common  Law -Prozessen,  wo  der  strittige  Wert 
20  Dollars  übersteigt,  soll  das  Recht  auf  Aburtei- 
lung durch  eine  Jury  bewahrt  bleiben,  und  keine 
Sache,  die  von  der  Jury  abgeurteilt  ist,  soll  in  irgend  einem 
Gerichte  der  Vereinigten  Staaten  anders  als  nach  den 
Regeln  des  Common  Law  nochmals  geprüft  werden  ^,^  Somit 
wird  das  Recht  auf  Aburteilung  durch  eine  Jury  sowohl 
in  zivilrechtlichen  wie  in  kriminalrechtlichen  Fällen  gewähr- 
leistet. Es  ist  zu  bemerken,  dafs  das  Privileg  nicht  durch 
die  Form  der  Remedur  bestimmt  wird,  sondern  durch  die 
Natur  des  Streites  und  des  strittigen  Rechtes*.  Unter 
„suits  at  common  law"*  sind  in  diesem  Zusammenhange  zu 
verstehen  „nicht  nur  Prozesse,  die  das  Common  Law  als 
ein  altes,  hergebrachtes  Verfahren  ansah,  sondern  Prozesse, 
in  denen  gesetzliche  Rechte  festgestellt  und  entschieden 
werden  sollten,  im  Gegensatz  zu  dem,  wo  gleichmäfsige 
Rechte   aus    Billigkeit  (equitable   rights)    allein    anerkannt 

'  Aber  vgl.  Pomerüy  a.  a.  O.  p.  168—170.  Little  v.  Hareme. 
2  Cranch  170;  2  Winthrop  a.  a.  O.  2.  Aufl.  S.  1207. 

«  Amend.  VII. 

*  Backus  V.  Lebanon,  11  N.  H.  9;  Tabor  v.  Cook,  15  Mieh, 
322;  MissiKRippi  Mills  v.  Cohn,  150  U.  S.  202. 
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würden  und  gleichmäfBige  Gegenmittel  angewandt 
würden  oder  wo,  wie  z.  B.  beim  Admiralitätsgericbt,  eine 
Mischung  des  öffentlichen  Rechts  und  des  See-  und  Billig- 
keitsrechts oft  in  demselben  Prozesse  sich  vorfand*'  ^.  Die 
Absicht  dieses  Amendements  war  nicht,  das  Recht  auf  eine 
Untersuchung  durch  eine  Jury,  auf  die  Zivilprozesse  auszu- 
dehnen, sondern  nur  es  zu  erhalten.  Man  kann  also  das  Privileg 
nur  in  solchen  Fällen  verlangen,  in  denen  es  schon  früher 
bestand '.  Wenn  es  notwendig  wird,  die  verhandelten  Tat- 
sachen nochmals  durch  eine  Jury  prüfen  zu  lassen,  dann 
mufs  es  durch  eine  andere  Jury  und  einen  neuen  Prozefs 
geschehen.  Der  Schutz  des  Amendements  der  Verfassung 
fehlt  da,  wo  der  Prozefs,  obgleich  die  Sache  in  erster  Instanz 
von  einer  Jury  abgeurteilt  ist,  vor  einem  anderen  Oe- 
richte  weitergeführt  wird  und  zwar  durch  den  Richter  ohne 
Jury*. 

Drittes  Kapitel. 

Konstitutionelle  Rechte  des  amerikanischen 
Bürgrers  gregrenüber  den  Binzelstaatsregrierungen. 

Wir  haben  die  Rechte  des  amerikanischen  Bürgers  be- 
trachtet, welche  von  der  Bundesverfassung  und  den  Amende- 
ments vor  Beeinträchtigung  seitens  der  Bundesregierung 
geschützt  werden.  Diese  Beschränkungen  gegen  die  Ein- 
mischung des  Bundes  gelten  nicht,  wie  schon  öfter  erwähnt, 
für  die  Einzelstaaten.     Wenn    sie  also   durch  ihre  eigenen 


'  ParBons  v.  Bedford,  3  Pet.  488,  447. 

'  Cooley,  Const.  Law  265;  Rhines  v.  Clark,  51  Penn.  St.  96. 
Auf  das  Recht  kann  verzichtet  werden.  In  zahlreichen  Fallen  ist  an- 
gfenommen  worden,  dafs  das  Privileg  genügend  gewahrt  ist,  wenn  das 
Gesetz  einen  Prozefs  mit  Jnry  in  einem  Appellationsgerichte  anordnet. 
Siehe  Fälle  zitiert  bei  Coolej,  Const  Lim.  505,  Anm.  5. 

'  Coolej,  Const  Law  266.  Das  VII.  Amendement  bezieht  sich 
nicht  nur  auf  Falle,  die  von  einer  Jury  vor  Bundesgerichten  verhandelt 
sind,  sondern  auch  auf  die,  welche  von  einer  Jury  vor  Staatsgerichten 
verhandelt  und  später  vor  den  Federal  Supreme  Court  zur  Revision  ge- 
bracht sind.  Ibid.  266,  267.  Justices  v.  Murray,  9  Wall.  274;  C.  B. 
u.  Q.  RJl.  Co.  V.  Chicago,  166  U.  8.  226. 

Staat«-  a.  vOlkerreohtl.  Abhandl.    IV.  8.  -  Howard.  8 
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Orundgesetze  nicht  beschränkt  sind,  dann  kann  jeder  be- 
liebige Einzelstaat  alles  das  tun,  was  der  Generalregierang 
verboten  ist  ^.  Aber  gewisse  Beschränkungen  hat  die 
Bundesverfassung  im  Interesse  der  individuellen  Rechte 
den  Staaten  allein  auferlegt.  Diese  müssen  nun  betrachtet 
werden. 

1.  Kein  Staat  soll  ein  Gesetz  geben,  „welches 
die  Verpflichtungskraft  der  Kontrakte  beein- 
trächtigt*'^  Man  wird  sofort  sehen,  dafs  dies  Verbot 
sich  gegen  die  legislative  Macht  des  Staates  richtet^.  Es 
berührt  nicht  nur  die  Verfassung  des  Staates  als  sein 
Grundgesetz  und  alle  von  der  Legislatur  verordneten  Sta- 
tuten, sondern  auch  Landesnebengesetze  und  Verordnungen, 
aus  welchem  Zwecke  sie  auch  stammen,  vorausgesetzt,  dafs 
der  Staat  ihnen  Gesetzeskraft  verleiht^.  Alle  Kontrakte, 
über  welche  der  Staat  Autorität  haben  kann  und  welche 
ohne  diese  Beschränkung  von  den  Staatsgesetzen  berührt 
werden  könnten,  gehören  in  das  Bereich  der  konstitutio- 
nellen Beschränkung^. 


'  In  der  Regel  folgen  jedoch  die  Staatsverfassung^  der  Bundes- 
verfassung beim  Schutze  der  individuellen  Rechte. 

»  S.  Pomeroy  a.  a.  O.,  p.  440—530;  Cooley,  Const.  Law  328 
bis  345;  Const  Lim.  828—856;  1  Hare  a.  a.  O.,  p.  572  £;  Bnrgess 
a.  a.  O.,  p.  234—243.  In  den  engen  Grenzen,  die  dieser  Arbeit  (gesogen 
sind,  kann  der  Gegenstand  nur  in  Umrissen  behandelt  werden.  VgL  die 
bei  2  Thayer  a.  a.  O.  Ch.  IX,  1534—1782  gesammelten  Fälle. 

*  Diese  Bestimmung  macht  natürlich  keinen  Versuch,  das  Indivi- 
duum vor  Verletzung  von  Kontrakten  seitens  anderer  Individuen  su 
schützen.  Das  Verbot  betrifft  nur  die  Macht  des  Staates,  die  Gfiltig- 
keit  der  Kontrakte  durch  Gesetzgebung  zu  schmälern. 

*  Cooley,  Const.  Law  829;  Williams  v.  Bruffy,  96  U.  8.  176; 
White  V.  Hart,  13  Wall.  647;  Railroad  Co.  v.  McClnre,  10 
Wall.  511;  Dodge  v.  Woolsey,  18  How.  331;  N.  O.  Gas  Co.  v. 
La.  Light  Co.  115  U.  S.  650;  Fisk  v.  Jefferson  Police  Jury, 
116  U.  8.  131.  Die  Handlungen  von  Verwaltungsbeamten  werden  dnnh 
diese  Bestimmung  nicht  geeckt,  und  eine  Landesverordnung,  welche  ad- 
ministrative, nicht  rein  legislative  Macht  in  sich  schliefst,  ist  kein  Geseti 
im  Sinne  der  Bestimmung.  N.  O.  Waterworks  v.  La.  Sugar  Co. 
125  U.  S.  18;  Hanford  v.  Davies  163  U.  S.  273. 

^  Dies  schliefst  Kontrakte  aller  Art  ein,  „express  or  implied,  eze- 
cutory  or  executed**.  Pomeroy  a.  a.  O.  p.  443;  Cooley,  Const.  Law 
329;    1  Hare    a.   a.  O.   p.  584;   Fletcher   v.    Peck,   6  Cranch   87; 
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Die  Verpflichtung  eines  Eontraktes  „besteht  in  seiner 
bindenden  Kraft  auf  die  abschliefsende  Partei,  welche  das 
Gesetz  zur  Zeit  anerkennt  und  gegen  deren  Mifsachtung 
es  Hilfe  gewährt.  Sie  schliefst  daher  in  sich:  erstens  das 
Versprechen  oder  die  Versicherung  der  Partei,  und  zweitens 


Oreen  v.  Biddle,  8  Wheaton  1,  91;  Wharton  v.  Wise,  158  U.  S. 
155;  CoY.  u.  Cin.  Bridge  Co.  v.  Kentucky,  154  U.  S.  204,  228. 
Die  Kontrakte  des  Staates  sind  eingeschlossen.  Fletcher  v.  Peck, 
6  Cranch  87;  Van  Home  v.  Dorrance,  2  Dali.  804;  Hiiidekoper 
V.  Douglas,  8  Cranch  1.  Aber  Gesetze  sind  im  allgemeinen  keine  Kon- 
trakte, obwohl  ein  Staat  seinen  eigenen  Kontrakten  eine  gesetzliche  Form 
geben  kann.  Cooley,  Const.  Law  881.  Aber  siehe  Pennoyer  v.  M.^- 
Connaughy,  140  U.  S.  1;  Houston  etc.  R.  R.  Co.  v.  Texas,  170 
U.  S.  248.  Aach  ist  die  Wahl  oder  die  Ernennung  zu  einem  Amte  kein 
Kontrakt,  Butler  v.  Pennsylvania,  10  How.  402;  Head  v.  Uni- 
versity,  19  Wall.  526;  Crenshaw  v.  United  States,  l^^U.  8.  99; 
United  States  v.  McDonald,  128  U.  S.  471;  Haie  v.  Wis- 
consin, 108  U.  S.  5;  aber  wo  in  einem  Amte  Dienste  geleistet  werden, 
da  ist  ein  stillschweigender  Kontrakt  für  Gehaltsschaffung  geschaffen,  der 
durch  spätere  Gesetzgebung  nicht  verkümmert  werden  kann.  Fisk  v. 
Jefferson  Police  Jury,  116  U.  S.  181.  Statutarische  Privilegien, 
wie  z.  B.  Exemptionen  und  Konzessionen  sind  keine  Kontrakte,  und  alle 
Privilegien,  die  unter  den  allgemeinen  Gesetzen  des  Staates  erlangt 
werden,  können  durch  Widerruf  oder  Änderung  des  Gesetzes  genommen 
werden.  Christ  Church  v.  Philadelphia,  24  How.  800;  Grand 
Lodge  V.  N.  Orleans,  166  U.  S.  148;  Calder  v.  Kirbj,  5  Gray, 
597;  Donglas  v.  Kentucky,  168  U.  S.  488;  Beers  v.  Arkansas, 
20  How.  527;  vgl.  auch  Pearsall  v.  Gt  No.  Ry.  161  U.  S.  647. 
Aber  eine  wohltatige  Stiftung  ist  ein  Kontrakt  und  der  Staat  kann  ihre 
Verwaltung  nicht  ohne  Zustimmung  aller  Gründer  ändern.  Cary  Lib- 
rary V.  Bliss,  151  Mass.  864;  desgl.  ein  Patent;  der  Staat  kann  es 
nicht  widerrufen  oder  amendieren  ohne  Zustimmung  der  Korporation, 
Dartmouth  College  v.  Woodward,  4Wheat.51§;  Binghampton 
Bridge  Case,  8  Wall.  51;  Farrington  v.  Tennessee,  95  U.  S. 
679;  Stone  v.  Mississippi,  101  U.  S.  814.  Anders  ist  es  jedoch, 
wenn  nach  den  Bestimmungen  des  Patents  der  Gesetzgebung  das  Recht 
der  Änderung,  Verbesserung  oder  des  Widerrufs  vorbehalten  ist,  oder 
wenn  die  Verfassung  oder  allgemeinen  Gesetze  des  Staates,  die  in  Kraft 
waren,  als  das  Patent  gewährt  wurde,  bestimmen,  dafs  alle  Patente  der 
Kontrolle  und  Änderung  der  Legislative  unterworfen  sein  sollen.  Diese 
Bestimmung  wird  dann  ein  Teil  des  Kontraktes.  Cooley,  Const.  Law 
883;  Murray  v.  Charleston,  96  U.  8.  482,  448;  Railroad  Co.  v. 
Georgia,  98  U.  S.  859;  vgl.  auch  Penna  R.  R.  Co.  v.  Duncan, 
111  Penn.  St  852;  Schieids  v.  Ohio,  95  U.  S.  819.  Ausschliefsliche 
Privilegien  innerhalb  des  Machtbereichs  des  Staates  sind,  wenn  sie  In- 
dividuen oder  Privatkorporationen  verliehen  werden,  Kontrakte  und  binden 
den  Staat  N.  O.  Gas  Co.  v.  La.  Light  Co.,  115  U.  S.  650;  N.  0. 
Waterworks  v.  Rivers,  115  U.  S.  674;  Louisville  Gas  Co.  v. 
Citizen*s  Gas  Co.  115U.  S.  688.  Über  wichtige  Änderung  s  Cooley, 
Const.  Law.  aS7,  888  und  die  zitierten  Fälle. 

8* 
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die  Sanktion  des  Gesetzes,  wodurch  die  Versicherung  oder 
das  Versprechen  ein  effektiver  Eontrakt  wird"  *.  Man  kann 
sagen,  dafs  die  Verpflichtungskraft  eines  Eontraktes  das 
Gesetz  ist,  welches  die  Parteien  verpflichtet,  ihr  Überein- 
kommen durchzuführen  *.  Das  von  der  Verfassung  begrün- 
dete Verbot  bezieht  sich  nicht  auf  den  Grad  der  Beein- 
trächtigung. „Die  Einwendung  gegen  ein  Gesetz  auf  den 
Grund  hin,  dafs  es  die  Verpflichtungskraft  eines  Eontraktes 
beeinträchtigt,  kann  niemals  abhängen  von  der  Ausdehnung 
der  Abänderung,  die  das  Gesetz  dabei  erwirkt.  Jede  Ab- 
weichung von  seinen  Bestimmungen  durch  Aufschub  oder 
Beschleunigung  der  vorgeschriebenen  Erfüllungszeit,  durch 
Auferlegung  von  Bedingungen,  welche  im  Eontrakt  nicht 
vorgeschrieben  sind,  durch  Aufhebung  der  bestehenden 
Bedingungen,  und  mögen  sie  auch  noch  so  gering  oder 
dem  Anschein  nach  unwesentlich  sein,  beeinträchtigen 
die  Verpflichtung*.**  Aber  das  konstitutionelle  Verbot  ent- 
zieht dem  Staate  nicht  die  legitime  Ausübung  seiner  Polizei- 
gewalt ^.  Die  Grenze  der  Ausübung  der  Polizeigewalt  über 
Patentkontrakte   ist  nach   Richter  Cooley   in  der  Haupt- 


^  Cooley,  Const.  Law  380 ',  Bronson  v.  Kinzie,  1  How.  Sil;  M^- 
Cracken  v.  Havward,  2  How.  608;  Ogden  ▼.  Saunders,  12 
Wheat  213.  259,  302,  318. 

'  Sturgis  y.  Crowninshield,  4  Wheat  122. 

'  Das  Gericht  in  Planter's  Bank  v.  Sharp,  6  How.  327. 
8.  Cooley,  Const.  Lim.  357;  M^Cracken  v.  Hayward,  2  How. 
608;  Barings  v.  Dabney,  19  Wall.  1;  Kennedy  v.  Monroet 
1  Mich.  68;  Poindexter  y.  Greenhow,  114  (J.  S.  270;  Gunn  v. 
Barry,  15  Wall.  610;  Hall  y.  State,  29  Fla.  79;  Von  Hoffmanu 
V.  Qnincy,  4  Wall.  535;  Galena  y.  Amy,  5  Wall.  705;  Broaghtou 
y.  Pensacola,  93  U.  S.  266;  Nelson  y.  St  Martin*«  Parish,  111 
ü.  8.  716. 

^  Die  Polizeigewalt  wird  definiert  als  „that  power  which  inheres  in 
the  legislature  to  make,  ordain,  and  establish  all  manner  of  reasonable 
regnlations  and  laws  whereby  to  preserye  the  peace  and  order  of  society  and 
the  safety  of  its  members,  and  to  prescribe  the  mode  and  manner  in  which 
eyery  one  may  so  ose  and  enjoy  that  which  is  bis  own  as  not  to  pre- 
ülnde  a  corresponding  nse  and  enjoyment  of  their  own  by  othen^. 
Cooley,  Const.  Law  388.  S.  1  Burgess,  213  ff.;  License  Cases, 
5  How.  504;  License  Tax  Cases,  5  Wall.  462;  Mnnn  y.  Illinois. 
94  U.S.  113,  124;  Barbier  v.  Connolly,  118  U.S.  31. 
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Sache  diese:  „Die  Verordnungea  müssen  sich  beziehen  auf 
die  Annehmlichkeit,  die  Sicherheit  oder  die  Wohlfahrt  der 
Gesellschaft;  sie  dürfen  nicht  irgend  einer  Bestimmung 
des  Patents  widersprechen  und  der  Korporation  nicht 
unter  dem  Vorwand  der  Regelung  eines  dar  wichtigen 
Rechte  und  Privilegien  rauben ,  die  das  Patent  verleiht. 
Kurz,  sie  müssen  wirklich  Regelungen  und  keine  Zusätze 
des  Patents  sein,  die  die  Freiheiten  der  Korporation  ver- 
kürzen *.** 

2.  „DieBürger  eines  jeden  Staates  sollen  ein 
Recht  auf  alle  Privilegien  und  Freiheiten  der 
Bürger  in  jedem  anderen  Einzelstaate  habend" 
Diese  Erklärung  hat  nur  jene  Privilegien  und  Freiheiten  im 
Auge,  die  zur  Staatsbürgerschaft  gehören^.  Die  Gerichte 
haben  es  nicht  versucht,  die  Privilegien  und  Freiheiten  voll- 
ständig aufzuzählen.  Jedoch  eine  Stelle  aus  einer  berühmten 
Meinungsäufserung  des  Richters  Washington  wird  oft 
zitiert.  Sie  lautet:  „Wir  zögern  nicht,  diese  Ausdrücke  auf 
jene  Privilegien  und  Freiheiten  zu  beschränken,  die  ihrer 
Natur  nach  grundlegend  sind :  die  den  Bürgern  aller  freien 

Regierungen  von  Rechts  wegen   gehören Es    würde 

vielleicht  eher  langweilig   als  schwierig  sein,   diese  Grund- 


>  Const  Law  340,  341.  S.  Const.  Lim.  710.  Der  Stant  kann  jedoch 
nach  dem  allgemeinen  Prinzipi  dafs  „die  Leji^slatur  nicht  die  öffentliche 
Gesundheit  und  Moral  verhandeln  kann^,  in  der  Ausübung  seiner  Polixei- 
gewalt  das  Recht,  ein  Geschäft  zu  führen,  welches  nach  seinem  Urteil  die 
öffentliche  Gesundheit  und  Moral  gefährdet,  entziehen,  trotz  der  Tatsache, 
dafs  dieses  Geschäft  von  einer  Korporation  ausgeübt  wird,  die  zu  diesem 
Zwecke  ein  Patent  erhalten  hat.  Heer  Co.  v.  Massachusetts,  97 
U.S.  25;  Fertilizing  Co.  v.  Hyde  Park,  97  U.  8.  659;  Stone  v. 
Mississippi,  101  U.S.  814;  Bntcher^s  Union  Co.  v.  Crescent 
City  Co.,  111  U.  8.  746;  N.  O.  Gas  Co.  v.  La.  Light  Co.,  115  U.  8. 
(>50;  Douglas  v.  Kentucky,  168  U.S.  488.  Vorrechte  können  nach 
der  Macht  der  „eminent  domain"  g^en  gerechte  Entschädigung  entzogen 
werden. 

'  Const  Art.  IV,  Sect  2,  Cl.  1.  8.  Federalist,  No.  42; 
2  Tucker,  Const  Law  530  ff. 

'  Nicht  alle  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  werden  gesichert, 
sondern  nur  die,  welche  auf  das  Bürgerrecht  Bezug  haben.  C  o  n  n  e  r  v. 
EUiott,  18  How.  591;  Blake  et  al.  v.  M^Clung  et  al.  172 
ü.  8.  259. 
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Prinzipien  auÜEuzählen.  Sie  können  jedoch  alle  unter  den 
folgenden  Posten  aofgezählt  werden :  der  Oenufis  von  Leben 
und  Freiheit  mit  dem  Recht ,  Eigentum  aller  Art  zu  er- 
werben und  zu  besitzen,  und  Glück  und  Sicherheit  zu  ver- 
folgen und  zu  erlangen;  vorausgesetzt  jedoch,  dafs  sie  durch 
die  Regierung  im  Hinblick  auf  das  allgemeine  Wohl  des 
Ganzen  in  gerechter  Weise  beschränkt  sind.  Das  Recht 
eines  Btlrgers  des  einen  Staates,  durch  einen  anderen  Staat  zu 
passieren  oder  darin  zu  wohnen,  um  Handel,  Landwirtschaft 
oder  Gewerbe  zu  treiben ;  die  Wohltaten  des  Habeas  Corpus 
Writs  zu  beanspruchen;  Klagen  irgend  einer  Art  vor  den 
Gerichten  des  Staates  zu  begründen;  bewegliches  oder  un- 
bewegliches Eigentum  zu  erwerben,  zu  besitzen  und  darüber 
zu  verfügen;  keine  höheren  Steuern  oder  Auflagen  zahlen 
zu  müssen,  als  sie  die  anderen  Staatsbürger  bezahlen ;  alles 
dies  kann  erwähnt  werden  als  die  besonderen  Privilegien 
und  Freiheiten  von  Bürgern,  die  deutlich  in  der  allgemeinen 
Beschreibung  der  Grundrechte  zusammengefafst  sind  ^/    Im 


1  Corfield  v.  Coryell,  4  Wash.  371,  380.  S.  auch  Smith  v. 
Maryland,  18  How.  71;  Conner  v.  Elliott,  18  How.  591;  Ward 
V.  Maryland,  12  WaU.  418,  Art.  IV,  Sect  2  der  VerfaMung  verleiht 
jedoch  den  Bürgern  des  einen  Staates  kein  Interesse  an  dem  Gemein- 
eigentume  der  Bfirger  eines  anderen  Staates.  Deshalb  kann  ein  Staat 
staatsfremden  Personen  verbieten,  Austern  in  seinen  Wässern,  in  denen 
Ebbe  und  Flut  bemerkbar  sind,  eu  züchten.  Eine  solche  Beschränkung 
des  Gemeineigentumes  auf  die  Büiger  des  Staates  allein  bedeutet  nicht, 
dafs  den  Bürgern  anderer  Staaten  die  Privilegien  und  Freiheiten  der  Bürger 
in  den  Einzelstaaten  versagt  seien.  McCready  v.  Virginia,  94  U.  S. 
391,  396;  Chambers  v.  Church,  14  K.  1.398;  Crandall  v.  State, 
lOConn.  340;  Slaughter  v.  Commonivealth,  13  Grat.  767;  People 
v.  Coleman,  4  Cal.  46;  Manchester  v.  Massachusetts.  139  U.  S. 
241.  Aber  den  Bürger  eines  anderen  Staates  höher  zu  besteaem  als 
seine  eigenen  Bürger,  ist  eine  Verletzung  dieser  Klausel.  Ward  v. 
Maryland,  12  Wall.  418;  Guy  v.  Baltimore,  100  U.  S.  434. 
Webber  v.  Virginia,  103  U.  S.  350.  Dies  schliefst  ein  die  Auflage  einer 
höheren  Lizenzgebühr  für  das  Vorrecht,  im  Staate  Waren  zu  verkaufen. 
Ward  V.  Maryland,  12  Wall.  418.  S.  auch  Ex  parte  Thornton, 
4  Hughes  220;  Brown  v.  Maryland,  12  Wheat  419;  Woodruff  v. 
Parham,  8  Wall.  123;  Cook  v.  Pennsylvania  97  U.  S.  566: 
Weiten  V.  Missouri,  91  U.  S.  275;  Webber  v.  Virginia,  103 
U.  S.  350.  Art.  IV,  Sect  2  garantiert  nicht  den  Bürgern,  welche  in 
einen  anderen  Staat  gehen,  dieselben  Privilegien,  welche  sie  in  dem  Staate 
genossen,  aus  dem  sie  kamen.     Ex  parte  Kinney,   3  Hughes  9.     Ein 
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allgemeinen  hat  das  Gericht  vorgezogen,  die  Entscheidung 
der  Frage  in  jedem  einzelnen  Falle  offen  zu  lassen.  Es 
kann  jedoch  gesagt  werden ,  dafs  Art.  IV.  Sekt.  2.  Cl.  1 
der  Verfassung  nur  eine  diskriminative  Gesetzgebung  seitens 
der  Staaten  verbinden  wollte,  welche  jene  Privilegien  und 
Freiheiten  von  Bürgern  anderer  Staaten  verneinen  oder  be- 
einträchtigen wttrde,  die  dem  Btlrgerrecht  von  Grund  aus 
eigen tttmlich  sind^.  Aber  es  sollten  die  Staaten  in  der 
Regelung  ihrer  Staatseinrichtungen  nicht  beschränkt^,  oder 
den  Bürgern  anderer  Staaten  jene  Rechte  gesichert  werden, 
die  nicht  blofs  von  dem  Bürgerrecht,  sondern  von  dem 
Bürgerrecht  und  dem  Eigentum  zusammen  abhängig 
werden,  d.  h.  jene  Rechte,  welche  zu  dem  Bürgerrecht  jener 
besonderen  örtlichkeit  gehören®. 

Es  ist  noch  zu  bemerken,  dafs  der  Ausdruck  „ Bürger* , 
wie  er  in  dieser  Klausel  gebraucht  wird,  sich  nicht  auf 
Korporationen  bezieht.  Während  Korporationen  als  Bürger 
eines  Staates  für  Jurisdiktionszwecke  betrachtet  werden,  ist 
doch  dies  Bürgerrecht  ganz  auf  die  gesetzliche  Annahme 
gegründet,  dafs  ihre  Mitglieder  alle  Bürger  des  Staates  sind, 
in  welchem  sie  inkorporiert  sind,  und  dient  nicht  weiter 
als  zu  dem  blofsen  Zweck,  gewisse  Rechte  in  den  Bundes- 
gerichten zu  sichern^. 

3.  Kein  Staat  soll  ein  Gesetz  schaffen  oder 
erzwingen,    welches    die   Privilegien    und  Frei- 

zur  Praxis  in  einem  Staate  zugelassener  Anwalt  hat  unter  dieser  Klausel 
nicht  das  Recht,  in  jedem  Staate  zu  praktizieren.  Das  ist  nicht  ein 
Priyileg  des  Bari^errechts,  sondern  gehört  zur  internen  Politik  des  Staates. 
Ward  V.  Maryland  12  Wall.  418;  Chemang  Canal  Bank  v.  Lowrj, 
98  U.  8.  72;  Hooper  v.  California,  155  ü.  S.  648. 

1  United  States  ▼.  Harris,  106  U.  S.  629. 

'  Dartmouth  College  Case,  4  Wheat.  629.  S.  auch  Federa- 
list,  Nr.  45  ^Madison). 

»  McCready  v.  Virginia,  94  U.S.  391,  396;  Cooley,  Const. 
Law  208.  Es  war  beabsichtigt,  gewisse  Hechte  den  Bürgern,  die  aus 
anderen  Staaten  kommen,  zu  garantieren,  nicht  die  Bürger  gegen  die 
Wirkung  der  Gesetze  ihres  eigenen  Staates  zu  schützen.    United  States 

V.  Rhodes,  1  Abb.  46;  Bradwell  v.  State,  16  WaU.  130. 

*  Paul  v>  Virginia,  8  Wall.  168,  177,  178;  Pembina  Mining 
Co.  V.  Pennsylvania,  125  U.  S.  181. 
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heiten  der  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  ver- 
kürzt^. Die  Klaasel  der  Verfasaung,  die  oben  besprochen 
ist,  garantiert  die  Rechte,  die  zu  dem  Staatsbürgerrecht  g^ 
hören,  den  Bürgern  anderer  Einzelstaaten.  Mit  der  An- 
nahme des  XIV.  Amendements  war  das  Bürgerrecht  der 
Einzelstaaten  und  der  Vereinigten  Staaten  scharf  definiert 
Es  wurde  anerkannt,  dafs  es  ein  Bürgerrecht  der  Ver- 
einigten Staaten  unabhängig  von  dem  in  einem  Staate  gibt 
Das  vom  XIV.  Amendement  den  Staaten  auferlegte  Verbot 
bezog  sich  auf  den  Schutz  der  Privilegien  und  Freiheitmi, 
die  zu  diesem  Rechte  der  Bürger  gehörten  ^.  Die  in  dieser 
Klausel  des  XIV.  Amendements  niedei^gelegte  Regel  ist 
präzis  von  Richter  Cooley  in  den  folgenden  Worten  dar- 
gelegt^: „Alle  Rechte,  die  man  nach  der  Verfassung  und 
den  Gesetzen  der  Vereinigten  Staaten,  kraft  des  Bürger- 
rechts, beanspruchen  kann,  sind  Privilegien  eines  Bürgers 
der  Vereinigten  Staaten.  Alle  Exemptionen,  zu  welchen 
man  nach  der  Verfassung  und  den  Gesetzen  der  Vereinigten 
Staaten  berechtigt  ist,  sind  Immunitäten  eines  Bürgers  der 
Vereinigten  Staaten,  auf  die  er  Anspruch  erheben  kann^. 
Und  ein  Recht  oder  Privileg  wird  verkürzt,  wenn  das 
Staatsgesetz  sich  in  irgend  eine  legitime  Wirkung  der 
Bundesautorität  einmischt,  die  sein  Interesse  betrifft,  ob  es 
nun  eine  wirklich  ausgeübte  Autorität  ist^  oder  eine  solche, 
die  nur  auf  dem  ausdrücklichen  oder  angenommenen  Gebot 
oder  auf  der  Sicherung  der  Bundesverfassung  oder  des  Ge- 
setzes beruht.  Aber  die  Vereinigten  Staaten  können  ihren 
Bürgern  Rechte  der  Privilegien  weder  verleihen  noch  sichern, 
die  nicht  ausdrücklich  oder  durch  stillschweigende  Annahme 
ihrer  Jurisdiktion  unterstellt  sind;  und  alle,  die  nicht  so  gestellt 
sind,  bleiben  dem  ausschliefslichen  Schutze  der  Einzelstaaten 

'  Amend.  XIV. 

'  S.  Erörtening  darüber,  ob  ein  solches  Verbot  durch  die  Verfassung 
wiriclich  notwendig  war,  bei  Cooley,  Const  Law  274,  275. 

*  Const  Law,  294.    S.  1  Burgess  a.  a.  O.,  p.  224—232;  1  Hare 
a.  a.  O.,  p.  512  flF. 

*  Slaughter  House  Cases,  16  Wall.  36. 
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überlassen'.^  Die  Gerichte  haben  eine  vollständige  Auf- 
zählung der  Privilegien  und  Immunitäten  der  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  nicht  versucht'. 

4.   Kein    Staat   soll    irgend    einer   Person   in 
seiner    Jurisdiktion    den    gleichen    Schutz    der 


1  United  States  v.  Reese,  92  U.  S.  214;  United  States  v. 
Craikshanks,  92  U.S.  542;  Hall  v.  de  Cuir,  95  U.S.  485;  Kirk- 
land  y.  Hotchkiss,  100  U.  S.  491;  Presser  v.  Illinois,  116  U.S. 
252.  Das  XTV.  Amendement  sollte  zuerst  folgende  Klausel  enthalten: 
„Congress  shall  bare  power  to  make  all  laws,  which  shall  be  necessary 
and  proper  to  secure  to  the  Citizens  of  each  State  all  the  Privileges  and 
immnnities  of  Citizens  in  the  several  statea,  and  to  all  persons  in  the 
several  states,  equal  protection  in  the  right  of  life,  liberty  and  property.*' 
Dies  wurde  dem  Kongrefs  die  Macht  gegeben  haben,  durch  positive 
Gesetzgebung  diese  Privilegien  und  Freiheiten  den  Bürgern  jedes 
Staates  zu  sichern.  Diese  vorgeschlagene  Klausel  wurde  verworfen.  Des- 
halb tritt  erst,  nachdem  der  Staat  durch  Gesetzgebung  diese  Privilegien 
oder  Immunitäten  verkürzt  oder  unterdrückt  hat,  die  Macht  des  Kon- 
gresses in  Wirksamkeit.  S.  die  Meinung  des  Richters  Bradlej  in 
Civil  Rights  Cases,  109  U.  S.  3. 

'  Unter  diesen  Privilegien  sind  erwähnt  worden :  das  Recht,  Handel 
zwischen  den  Einzelstaaten  und  auswärtigen  Handel  zu  treiben;  die 
schiflf baren  Gewässer  der  Ver.  Staaten  zu  benutzen;  die  Wohltaten  der  Post- 
gesetze zu  geniefsen ;  durch  die  verschiedenen  Staaten  zu  passieren ;  an  die 
Regriemng  oder  die  Bundesbehörden  zu  petitionieren;  öffentliche  Berichte 
der  Bundeskompetenz  zu  prüfen;  den  Sitz  der  Regierung,  ohne  dafür 
Steuern  zahlen  zu  müssen,  besuchen  zu  können;  öffentlidie  Landereien 
unter  gleichen  Bedingungen,  wie  andere,  kaufen  zu  können;  an  der  Re- 
gierung Anteil  zu  nehmen,  vorausgesetzt,  dafs  die  notwendigen  Be- 
dingungen erfüllt  sind;  von  den  Ver.  Staaten  im  Auslande  und  auf  hoher 
See  beschützt  zu  werden.  S.  Story  a.  a.  O.,  §  1937;  Crandall  v. 
Nevada,  6  Wall.  35;  Slanghter  House  Gases,  16  Wall.  36.  Kein 
Staat  kann  deshalb  einen  durch  die  Gesetze  des  Kongresses  berechtigten 
Importeur  fremder  Waren  besteuern.  Ward  v.  Maryland,  12  Wall. 
168;  noch  Reisende,  die  den  Staat  durch  öffentliche  Fahrgelegenheiten 
verlassen,  besteuern,  Crandall  v.  Nevada,  6  Wall.  35;  noch  den 
Rechten  der  Bürger  anderer  Staaten  die  Bedingung  auferlegen,  seine 
Bürger  in  den  Gerichten  der  Ver.  Staaten  zu  verklagen.  Insurance 
Co.  V.  Morse,  20  Wall.  445;  Amory  v.  Amory,  Int.  Rev.  Rec.  149. 
Aber  diese  Klausel  des  Amendements  beschrankt  nicht  die  Polizeigewalt 
des  Staates  und  berührt  nicht  den  Staatsorgauismus  in  seinen  Funktionen. 
United  States  v.  Crnikshanks,  92  U.  S.  549;  In  re  Kemmler, 
136  U.  S.  486.  Dies  Verbot  wird  daher  nicht  verletzt,  wenn  für  die 
Landstrafsen  ein  Zoll  erhoben  wird,  der  normalerweise  so  hoch  sein  kann, 
dafs  durch  den  Ertrag  die  Kosten  für  die  staatliche  Regulierung  des 
Chausseewesens  gedeckt  werden  können.  Gloucester  Ferry  Co.  v. 
Pennsylvania,  114  U.  S.  196;  Conway  v.  Taylors  Ex.  1  Black. 
608;  Fanning  v.  Gregoire,  16  How.  d24;  Childers  v.  People, 
11  Mich.  43;  Wiggins  v.  St  Louis,  102  111.  560. 
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Gesetze  versagend  Der  Schutz  der  Klausel  des 
XIV.  Amendements  war  ursprünglich  bestimmt,  den  neu* 
befreiten  Sklaven  in  seinen  Rechten  als  freier  Mann  zu 
schützen  und  eine  Gesetzgebung  zu  seinen  Ungunsten  w^en 
seiner  Farbe  zu  verhindern  ^.  Er  reicht  jedoch  viel  weiter. 
Der  Schutz  der  Gesetze  dehnt  sich  gleichmäfsig  auf 
Fremde®  wie  auf  Bürger  aus,  und  der  Ausdruck  „Person" 
schliefst  auch  Korporationen  ein^. 

Die  Sprache  dieser  Klausel  des  Amendements  kann 
nicht  so  ausgelegt  werden,  als  sicherte  sie  jeder  Person  im 
Lande  dieselben  Rechte  und  Privilegien  wie  jeder  anderen 

^  Amend.  XIV. 

2  Slaughter  House  Gases,  16  Wall.  B6;  Strauder  v.  West 
Virginia,  100  U.  S.  303. 

>  D.  h.  resident  Aliens;  Yick  Wo  v.  Hopkins,  118  U.  S.  356; 
Fong  Yae  Ting  v.  United  States,  149  U.  S.  698;  Lern  Moon 
Sing  ▼.  United  States,  158  U.  S.  538,  547;  Wong  Wing  t. 
United  States,  163  U.  S.  228;  Downes  v.  Bidwell,  182  U.  8.  247. 

^  Pembina  Mining  Co.  v.  Pennsylvania,  125  U.  S.  181; 
Smyth  V.  Arnes,  169  U.  S.  466.  Mit  einem  staatlichen  Patent  veraehene 
Gesellschaften  sind  Personen  gegenüber  dem  Staate ;  der  Staat  kann  ihnen 
ebenso  wenig  wie  physischen  Personen  den  gleichen  Schatz  der  Oesetoe 
versagen  oder  sie  ungleicher  Besteuerung  aussetzen.  1  Hare  a.  a.  O. 
p.  516;  Santa  Clara  Co.  v.  So.  Pac.  R.  R.  Co.,  118  U.  S.  394.  Aber 
das  Amendement  ist  keine  Beschränkung  der  Macht  eines  Staates,  eine 
fremde  Korporation  gänzlich  vom  Geschäftsbetrieb  in  seinen  Grenzen  ans* 
znschliefsen  oder  Bedingungen  darüber  zu  stellen.  Die  einzige  Beschränkung 
des  Staates  in  Bezug  hierauf  ist  da  gegeben,  wo  die  Koirporation  eine 
Agentur  der  Bundesregierung  oder  wenn  ihr  Geschäft  rein  „interstate" 
oder  auswärtig  ist  Andrews  a.  a.  O.  p.  581,  Anm.  2;  Pembina 
Mining  Co.  v.  Pennsylvania,  125  U.  S.  181.  Aber  wenn  ein  Staat 
einer  Korporation  den  Geschäftsbetrieb  erlaubt  und  Bedingungen  dabei 
stellt,  so  dürfen  diese  Bedingungen  nicht  der  Verfassung  oder  den  Qe- 
setzen  der  Ver.  Staaten  zuwider  sein ;  z.  B.  die  Bedingung,  dafs  die  Kor- 
poration ihre  Prozesse  nicht  vor  die  Bundesgerichte  bringen  darf.  Barron 
V.  Burnside,  121  U.S.  186.  Aber  wenn  die  Frage  der  Gleichbelastang 
des  Eigentums  der  Korporation  und  des  Individuums  sich  erhebt,  so  mufe 
man  billigeiweise  in  Betracht  ziehen,  dafs  Korporation  und  Individanm 
nicht  auf  demselben  Rechtsniveau  stehen.  Die  Korporationsrechte  sind 
spezielle  verbriefte  Privilegien  —  die  dem  Individuum  nicht  zukommen. 
Um  also  nach  Recht  und  Vernunft  eine  absolute  Gleichbelastang  zwischen 
Korporation  und  Individuum  zu  erzielen,  mufs  man  die  speziellen  Privi- 
legien, die  dem  einen  verliehen  und  dem  anderen  versagt  sind,  in  Be- 
trachtung ziehen.  2  Tucker  a.  a.  O.  p.  864;  Tel.  Co.  v.  Massachusetts, 
125  U.  S.  530;  Home  Ins.  Co.  v.  New  York,  184  U.  S.  594;  Rail- 
road  Co.  v.  Gibb«,  142  U.S.  386;  New  York  v.  Squire,  145  U.  8. 
175;  Lake  Front  Cases,  146  U.  S.  387. 
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Person.  Das  XIV.  Amendement  gewährt  Gleichheit  des 
Schutzes^  aber  nicht  Gleichheit  des  Privilegs.  Es  be- 
sagt,  dafs  alle  Privilegien,  die  irgend  eine  Person  im  Staate 
haben  mag,  von  den  Vereinigten  Staaten  oder  vom  Staate 
selbst,  ob  gleiche  Privilegien  von  allen  anderen  Personen 
im  Staate  genossen  werden  oder  nicht,  durch  die  Gesetze 
gleichmäfsig  geschützt  werden  sollen.  Das  Amendement  be- 
stimmt nicht,  dafs  die  Privilegien  im  Staate  gleich  sein  sollen, 
sondern  dafs  der  Schutz  gleich  sein  soll  ^  v^^la  Amendement 
hat  Ellassen  von  Personen  im  Auge,  und  der  vom  Gesetze 
gegebene  Schutz  wird  fUr  gleichmäfsig  erachtet,  wenn  alle 
Personen  derselben  Klasse  gleichmäfsig  unter  gleichen  Um- 
ständen und  Bedingungen  behandelt  werden,  sowohl  was 
die  verliehenen  Privilegien  als  was  die  auferlegten  Ver- 
pflichtungen anbetrifft^.*' 


'  Ex  parte  Kinhey,  3  Hughes,  9.  Das  XIV  Am.  verbietet  einem 
Staat  nicht,  die  Privilegien  seiner  eigenen  Burger  zu  verkürzen. 

*  Cooley,  Const.  Law,  249;  Soon  Hing  v.  Crowley,  113  U. 
8.  703;  Hayes  v.  Missouri,  120  U.  S.  68;  Home  Ins.  Co.  v.  New 
York,  134  U.  8.  594;  Marchant  v.  Pennsylvania  R.  R.  Co.,  153 
U.  8.  380;  Jones  v.  Brim,  165  U.  8.  180.  Aber  die  Klassifizierung 
kann  nicht  nach  rein  willkärlicher  Wahl  erfolgen.  Gulf  etc.  K.  R.  v. 
EUis,  165  U.  8.  150;  8.  Barbier  v.  ConnoUy,  113  U.  8.  27.  Auf 
Farbe  gegründete  Unterschiede  verboten.  81aughter  House  Cases, 
16  Wall.  36.  Kein  8taat  kann  Neger  vom  Dienste  als  Geschworene  aus- 
schlieTsen.  8trauder  v.  W.  Virginia,  100  U.  8.  303;  Ex  parte 
Virginia,  100  U.  8.  339;  Neal  v.  Delaware,  103  U.  8.  370;  Bush 
V.  Kentucky,  107  U.  8.  110.  Dies  darf  aber  nicht  so  ausgelegt  werden, 
als  bekäme  ein  Neger  in  jedem  besonderen  Falle  einer  Anklage  das  Recht, 
Repräsentanten  seiner  Rasse  als  G^eschworene  zu  haben.  Eine  gemischte 
Jury  in  einem  besonderen  Falle  ist  nach  der  Meinung  der  Konstitution 
nicht  immer  und  absolut  erforderlich  far  den  gleichen  Schutz  der  Gesetze. 
Virginia  v.  Rives,  100  U.  8.  313;  Neal  v.  Delaware,  103  U.  8. 
370;  In  re  Wood,  140  U.  8.  278;  Gibson  v.  Mississippi,  162  U. 
8.  565;  Williams  v.  Büssissippi,  170  U.  8.  356.  Ein  Gesetz,  welches  die 
Ehe  weifiser  und  farbiger  Personen  verbietet,  ist  gültig.  Es  verneint 
nicht  die  Gleichheit  des  Privilegs,  es  wird  kein  Unterschied  zwischen 
beiden  Rassen  gemacht,  sondern  das  Gesetz  gilt  gleichmäfsig  für  beide. 
Ex  parte  Kinney,  3  Hughes  9;  State  v.  Jackson,  eO  Mo.  175; 
State  V.  Gibson,  36  Ind.  389;  State  v.  Hairston,  63  N.  C.  451; 
State  V.  Tutty,  41  Fed.  Rep.  753.  Nach  diesem  Amendement  ist  es 
einem  Staate  gestattet,  durch  Gesetz  verschiedene  Bequemlichkeiten  in 
seiner  Jurisdiktion  zu  beschaffen,  in  öffentlichen  Plätzen,  Eisenbahnzflgen, 
Depots,  Schulen,  Kirchen  oder  Theatern,  und  zu  verlangen,  dafs  sie  von 
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Während  das  Recht  einer  jeden  Person,  ihren  Bernf 
selbst  auszusuchen  und  zu  verfolgen,  eines  der  höchsten 
bürgerlichen  Rechte  ist,  und  während  nach  der  im 
XIV.  Amendement  aufgestellten  Richtschnur  keine  Be- 
schränkungen zulässig  sind,  die  zwischen  Personen  und 
Klassen  Unterschiede  machen,  so  verbietet  doch  dies 
Amendement  den  Staaten  nicht  die  Ausübung  ihrer  Polizei- 
gewalt, durch  welche  sie  die  Ordnung  in  ihren  Qrenzen 
wahren  können,  Gesetze  verordnen  können,  welche  die  Ver- 
brechen definieren  und  die  Übeltäter  bestrafen,  die  Be- 
ziehungen zwischen  Einzelpersonen  regeln  können,  den 
Gebrauch  des  Privateigentums  im  Interesse  des  Publikums 
kontrollieren,  und  die  Gesundheit,  das  Leben  und  die  Sicher- 
heit des  Volkes  schützen  können.  Nach  der  Staatspolizei- 
gewalt können  deshalb  Beschäftigungen  geregelt  werden, 
und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sogar  beschränkt  oder 
verboten  •  werden  \  wenn  das  öffentliche  Wohl  es  erfordert 
Bei  der  Regelung  der  Beschäftigungen  ist  jedoch  willkür- 
liche Unterscheidung  verboten^. 


den  verschiedenen  Rassen  getrennt  benutzt  werden.  Es  darf  jedoch  keine 
wahrnehmbare  oder  substantielle  Ungleichheit  in  den  Vorkehrungen  gegen- 
über jeder  einzelnen  Partei  vorhanden  sein.  Smith  v.  Chamberiain, 
88  8.  C.  529,  19  L.  R.  A.  710;  Ex  parte  Plessy,  45  La.  Ann.  80; 
Ohrisman  v.  Mayor,  12  S.  Rep.  458;  Lehew  ▼.  Brummel,  108 
Mo.  546.  Siehe  163  U.  S.  537.  Ebenso  L.  N.  O.  and  T.  Co.  ▼.  State, 
183  U.  8.  587;  Hall  v.  de  Cuir,  95  U.  S.  485.  Es  ist  keine  Yei^ 
letzung  des  Amendements,  wenn  Eisenbahngesellschaften,  Telegraphengesell- 
schaften oder  Ezprefsgesellschaften  eine  besondere  Klasse  für  Besteuerungs- 
zwecke  bilden,  vorausgesetzt  dafs  alle  in  derselben  Klasse  derselben  Be- 
handlung ausgesetzt  sind.  Kentucky  R.  R.  Tax  Cases,  115  U.  S. 
321;  Pacific  Express  Co.  v.  Seibert,  142  U.  8.  889;  Adams 
Express  Co.  v.  Ohio,  165  ü.  S.  194;  W.  ü.  Tel.  Co.  v.  Indiana, 
165  U.  8.  804.  So  kann  die  Legislatur  verschiedene  Besteuernngsarten 
bei  verschiedenem  Besitz  bestimmen,  wenn  die  Besteuerungsregel  ^eselbe 
ist     Winoua  etc.  Land  Co.  v.  Minnesota,  159  U.  8.  526. 

'  Beispiele  finden  sich  bei  Cooley,  Const.  Law,  256 — 258. 

'  Eine  Verordnung,  die  das  Waschen  zwischen  gewissen  Stunden  in 
allen  öffentlichen  Waschhäusern  innerhalb  der  Stadt^enzen  verbietet,  ist 
gfiltig.  Barbier  v.  Connolly,  118  U.  S.  27;  Soon  Hing  v.  Crow- 
1  ey .  113  U.  S.  703.  Aber  eine  Verordnung,  die  den  Betrieb  des  Wäsche- 
geschäftes in  der  Stadt  von  der  Einwilligung  gewisser  Beamten  abhängig 
macht,  ist  ungültig,  wenn  eine  solche  Einwilligung  anderen  Personen  er- 
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Viertes  Kapitel. 

Konstitutionelle  Rechte  des  amerikanischen 

Bürgrers  gregrenQber  den  Bundes-  und  Staats- 

regrlerungren. 

Bis  jetzt  ist  unsere  Aufmerksamkeit  auf  jene  von  der 
Konstitution  gewährleisteten  Rechte  gerichtet  gewesen,  die 
der  einzelne  Bürger  oder  die  einzelne  Person  gegenüber 
der  Bundesregierung  allein  auf  der  einen  Seite,  und  gegen- 
über etwaigen  Angriffen  der  Staatsregierungen  allein  auf 
der  anderen  Seite  besitzt.  Aber  es  gibt  gewisse  von  der 
Konstitution  geschützte  Rechte  gegenüber  den  beiden  Re- 
gierungen.   Diese  müssen  kurz  betrachtet  werden. 

1.  „Weder  Sklaverei,  noch  unfreiwillige 
Knechtschaft,  ausgenommen  als  Strafe  für  Ver- 
brechen, deren  die  Partei  rechtmäfsig  überführt 
ist,  sollen  in  den  Vereinigten  Staaten,  oder  an 
irgend  einem  Orte,  der  ihrer  Jurisdiktion  unter- 
worfen ist,  existierend"  Dieses  Amendement  richtet 
sich  nicht  nur  gegen  die  Bundesregierung.  Es  lautet  nicht : 
„an  irgend  einem  Orte,  der  ihrer  ausschliefslichen  Jurisdiktion 
untersteht^.  Die  Sprache  ist  allgemein  und  umfassend. 
Weder  Sklaverei  noch  unfreiwillige  Knechtschaft,  aus- 
genommen unter  den  spezifizierten  Bedingungen,  kann 
irgendwo  in  den  Vereinigten  Staaten  existieren.  Der  offen- 
bare Zweck  dieses  Amendements  war,  die  afrikanische 
Sklaverei,  die  so  lange  im  Lande  existiert  hatte,  auszu- 
merzen und  für  immer  unmöglich  zu  machen.  Aber  es 
reicht  noch  weiter.  Es  wollte  nicht  nur  jene  Institution, 
welche  aus  menschlichen  Wesen  eine  Ware  machte,  mehrere 
Millionen  zeitlebens  zur  Knechtschaft  verdammte  und  ihren 


teilt  ist,   aber  willkürlich  den  Chinesen  vorenthalten  ist.    Yick  Wo   v. 
Hopkins,  118  U.  S.  356. 

*  Amend.  XIII,  Sekt  1  trat  in  Kraft  am  18.  Dez.  1865.  Eine  knrze 
Skizze  der  Annahme  dieses  Amendements  findet  sich  bei  Burgess, 
Reconstmction  and  the  Constitution,  24 — 30.  S.  Story,  On  the  Const., 
Ch.  46. 
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Kindern  denselben  Knechtzustand  vererbte,  abschaffen  und 
verbieten,  sondern  es  wollte  auch  unmöglich  machen,  dafs 
an  Stelle  der  bisher  bestehenden  Sklaverei  ein  Zwangsdienst 
für  eine  Reihe  von  Jahren  nach  dem  Qutdünken  der  ge- 
setzgebenden Behörden  trat.  Aus  diesem  Qrunde  schlols 
das  Verbot  nicht  nur  die  Sklaverei  im  technischen  Sinne 
des  Wortes  ein,  sondern  alle  Arten  unfreiwilliger  Dienst- 
leistung, die  nicht  als  Strafe  für  Verbrechen  nach  rechts- 
mäfsiger  Verurteilung  auferlegt  waren. 

Eine  Definition  der  Sklaverei  oder  unfreiwilligen  Knecht- 
schaft findet  sich  weder  in  der  Verfassung  noch  in  den 
Gesetzen,  aber  zweifellos  beabsichtigte  man,  durch  dies 
Amendement  nicht  nur  die  Sklaverei,  mit  der  das  Land 
seit  langem  so  vertraut  war,  auszurotten,  sondern  auch  alles, 
was  mit  Sklaverei  zusammenhing.  Weder  soziale  noch 
politische  Gleichheit  konnte  durch  das  Amendement  garantiert 
werden.  Es  sollte  eine  Lage  beseitigen,  der  der  Kongreb 
zur  Zeit  gegenüberstand.  Der  Präsident  hatte  versucht, 
durch  eine  Proklamation  alle  Sklaven  in  den  Staaten,  die 
damals  gegen  die  Vereinigten  Staaten  sich  in  Rebellion  be- 
fanden, zu  befreien^.  Dieser  Ejuanzipation  folgten  in  ver. 
schiedenen  ehemaligen  Sklavenstaaten  Gesetze  ttber  die 
Zwangslehrlingschaft  der  Neger,  in  Ausdrücken,  die  nur 
auf  sie  allein  angewandt  werden  konnten,  und  mit  Be- 
stimmungen in  den  Lehrbriefen,  die  sich  die  degradierte 
Lage  dieser  Klasse  zu  Nutze  machten  und  darauf  ausgingen, 
sie  zu  verewigen'.  Schwere  Konzessionsabgaben  wurden 
von  Farbigen  als  Bedingungen  ihrer  Beschäftigung  in  ge- 
wöhnlichen BeruÜBzweigen  verlangt,  oder  sie  wurden  ge- 
zwungen, einen  den  Behörden  genügenden  Nachweis  guten 


1  EmauniMitioiisproklMnatioii,  22.  Sept  1862.  S.  Text  bei  2.  Cnrt i » . 
ConsL  Hist.,  C.  S.  6d2.  Eine  Diskuanon  ober  die  Machtbeliigius  do^ 
Prisidenten,  auf  diese  Weise  die  SkUTen  la  eouuiEipieren,  s.  P^unpUet 
Ton  B.  B  Cartis  «Hie  ExecatiTe*.  2  Cnrtis  a.  a.  O.  p.  bS&  C 
S.  2  Bargess,  Ciril  War  aad  tibe  Constitotioii  114—120. 

«  Cooler  *.  a.  O.  2:^. 
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moralischen  Charakters  zu  liefern,  ehe  solche  Berufszweige 
ergriffen  werden  durften.  Allen  solchen  und  ähnlichen 
Fallen  sollte  das  Amendement  vorbeugen.  Nicht  nur  das, 
was  dem  Namen  nach  Sklaverei  war^  sondern  was  in 
Wirklichkeit  auf  eine  Art  unfreiwilliger  Sklaverei  hinauslief, 
wurde  verboten^. 

„Es  kann  kaum  bezweifelt  werden,"  sagt  Cooley", 
„dafs  Ausschlufs  von  einer  Beschäftigung  ebenso  wirksam 
unfreiwillige  Knechtschaft  begründen  kann,  wie  irgend  ein 
Gebrauch  physischer  Macht.  Soweit  jemand  vom  Eintritt 
in  einen  gewöhnlichen  Beruf  ausgeschlossen  ist,  und  wenn 
das  Verbot  anwendbar  ist  auf  einige  Beschäftigungsarten, 
kann  es  sich  ebensogut  auf  alle  ohne  Ausnahme  erstrecken, 
und  schliefslich  kann  die  so  ungerecht  behandelte  Klasse 
gezwungen  werden,  im  Gesindedienst  zu  arbeiten,  und  die 
nominelle  Freiheit  wird  degradierende  Sklaverei.  Der 
Schlufs  ist  also  gerechtfertigt,  dafs  jeder  ungerechte  Akt 
welcher  der  einen  Klasse  die  Freiheit  der  Berufswahl  be- 
schränkt, während  er  anderen  voUe  Freiheit  gibt,  als  Be- 
gründung unfreiwilliger  Knechtschaft  betrachtet  und  daher 
verboten  werden  mufs*.  Aber  das  Amendement  soll  nicht 
in  solche  Dienstregeln  der  häuslichen  Beziehungen  ein- 
greifen, die  früher  zulässig  waren,  mit  Einschlufs  der 
Dienste  der  Minderjährigen  in  der  Lehre  unter  allgemeinen 
Gesetzen.  Die  verbotene  unfreiwillige  Dienstpflicht  war 
derart,  dafs  sie  nicht  von  den  freien  Prinzipien  des  Common 


'  8.  Matter  of  Turner,  1  Abb.  84.  „The  word»,  'involuntary 
Beryitude*  include  all  forma  of  compulfiory  senrice  for  the  mere  benefit  or 
pleasnre  of  others.*^  Abweichende  Meinung  des  Richters  F  i  e  1  d  in 
Slaughter  House  Cases,  16  Wall.  36. 

9  Conat  Law.  238. 

'  „So  the  restraints  imposed  by  the  associations  which,  in  the  name 
of  the  rights  of  labor,  preclude  the  workman  from  choosing  bis  eroplojer 
or  nsing  his  hands  aa  a  means  of  gaining  hie  daily  bread,  ezcept  as 
thej  dictate,  come  so  near  the  involnntary  servitude  forbidden  by  the 
Xni.  Amendment  that  they  might  be  abolished  were  Congress  disposed 
to  risk  popularity  for  the  love  of  freedom."     1  Hare  a.  a.  O.  p.  M2. 
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Law  geduldet  werden  konnte,  und  nicht  so  wie  jener 
Codex  es  im  Falle  von  abhängigen  Beziehungen  gestattetet* 
Man  kann  sehr  wohl  die  Frage  erwähnen ,  ob  die  vom 
Amendement  festgelegte  Ausnahme  nicht  doch  noch  in  den 
Formen  des  Gesetzes  und  den  Grenzen  des  Amendements 
selbst  Raum  für  viele  wirkliche  Belästigungen  läfst  Weder 
Sklaverei  noch  unfreiwillige  Knechtschaft  sollen  existieren, 
ausgenommen  als  Strafe  für  Verbrechen,  deren  die  Partei 
rechtmäfsig  überführt  ist.  Kein  Versuch  wird  gemacht,  die 
Natur  der  Verbrechen,  für  welche  Sklaverei  und  unfrei- 
willige Knechtschaft  als  Strafe  bestimmt  werden  können,  zu 
bestimmen.  Die  vollkommene  Macht,  das  Verbrechen  zu 
bestimmen  und  die  Strafe  festzusetzen,  ist  in  den  Einzel- 
staaten nur  beschränkt  durch  ihre  eigenen  Verfassungen. 
Man  findet  nicht  selten  Staaten,  welche  Gefangene  an 
Privatpersonen  oder  Korporationen  ausleihen,  damit  sie  nach 
Kontrakten  in  oder  in  der  Nähe  des  Gefängnisses  und  unter 
der  Oberaufsicht  von  Beamten  arbeiten.  Es  ist  ein  leichter 
Schritt  von  dieser  Lage  der  Dinge  bis  zu  jenem  Verkauf  der 
Gef^ngnisarbeit  in  öffentlicher  Auktion  für  eine  Reibe  von 
Jahren,  oder  noch  schlimmer,  bis  zu  der  Auferlegung  von  einer 
langen  Reihe  von  Jahren  schwerer  Arbeit  für  geringe  Ver- 
gehen. Ohne  Zweifel  würde  ein  solches  Verfahren  ein  starkes 
öffentliches  Gefühl  gegen  sich  erregen.  Doch  scheint  es, 
dafs  in  diesem  öffentlichen  Gefühl  eher  als  in  den  Aus- 
drücken des  Amendements  die  wahre  Garantie  gegen  einen 
solchen  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit  liegt ^. 


*  In  State  v.  Williams  war  angenommen  worden,  dafs  ein  Qe- 
setz,  das  den  Arbeitskontraktbmch  zu  einem  anklagbaren  Veigehen 
machte,  keine  Verletzung  des  XIII.  Amendements  wäre.  So  ist  ein  Gesetz, 
welches  Seeleute  zwingt,  ihre  Vertragsverpflichtungen  zu  erfüllen,  kein 
Widerspruch  gegen  das  XIII.  Amendement,  da  ihre  Besch&fUgnng  eine 
spezielle  Regelung  erheischt  Robertson  v.  Baldwin,  165  U.  S.  275. 
Weiter  wfirde  dies  Amendement  nicht  die  Aushebung  von  Bfirgem  in 
Kriegszeiten  ausschliefsen ,  wenn  es  notwendig  ist.  Aber  es  ddHen  zu 
diesem  Zwecke  keine  willkürlichen  Unterschiede  gemacht  werden  zwischen 
Personen  verschiedener  Berufsarten.     Cooley,  Const.  Lim.  365. 

«  S.  Burgess,  Pol.  Sei.  205—207. 
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2.  „Das  Stimmrecht  der  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  soll  von  den  Vereinigten 
Staaten  oder  irgend  einem  Staate  nicht  wegen 
Rasse«  Farbe  oder  früherer  Knechtschaft  ver- 
weigert oder  verkürzt  werden^/  Die  Absicht  dieses 
Amendements  ist  offensichtlich.  Das  XIII.  Amendement 
hatte  den  Neger  zu  einer  Person  gemacht  Das 
XrV.  Amendent  hatte  ihn  zum  Bürger  gemacht.  Das  XV. 
bestimmt,  dafs  der  neugeschaffene  Bürger  bei  der  Verteilung 
des  politischen  Wahlrechtes  nicht  ungünstig  behandelt 
werden  sollte.  Dies  Amendement  schuf  nicht  das  Recht  zu 
stimmen.  Es  schuf  die  Fähigkeit,  das  Recht  zu  erwerben. 
Es  fügte  den  bereits  existierenden  Rechten  kein  neues  hin- 
zu.   Es  beseitigt  vielmehr  eine  Unfähigkeit^. 

Das  Stimmrecht  ist  nicht  in  der  Kategorie  des  Grund- 
rechts, wie  z.  B.  das  Recht  auf  persönliche  Sicherheit, 
persönliche  Freiheit,  und  das  Recht  Eigentum  zu  erwerben 
und  zu  geniefsen.  Das  Stimmrecht  ist  kein  notwendiges 
Attribut  des  nationalen  Bürgerrechts.  Es  ist  keines  der 
durch  das  XIV.  Amendement  garantierten  „Privilegien  und 
Immunitäten".  Die  Vereinigten  Staaten  haben  keine  be- 
sonderen Stimmberechtigten  und  übertragen  deshalb  nie- 
mandem das  Stimmrecht^.  Die  Bundesverfassung  bestimmt 
die  Wahl  von  Mitgliedern  des  Repräsentantenhauses  durch 
das  Volk  und  bestimmt  weiter:  „die  Wähler  in  jedem  Staate 
sollen  die  Qualifikationen  besitzen,  die  fllr  Wähler  des  mit- 
gliedzahlreichsten Teils  der  gesetzgebenden  Körperschaft  im 
Staate    erforderlich    sind*."     Die  Entscheidung  der  Frage, 

1  Amend.  XV,  Sect  1.     In  Kraft  getreten  am  30.  März  1870. 

'  Vielleicht  wäre  es  präziser,  zu  sagen,  dafs  das  XV.  Amendement 
zwar  das  Stimmrecht  Bürgern  der  Ver.  Staaten  nicht  verlieh,  aber  dafs  es 
ein  Recht  auf  gleichmäfsige  Behandlung  bei  der  Ausübung  des  Wahl- 
rechtes bezüglich  der  Rasse,  Farbe  oder  der  früheren  Knechtschaft  ver- 
lieh. M<^  Crary,  Am.  Election  Laws,  82;  United  States  v.  Reese, 
92  U.  S.  214;  Ex  parte  Tarbrough,  110  U.  S.  651,  665, 

«  United  States  v.  Cruikshanks,  92  U.  S.  542;  Lanz  v. 
Randall,  4  Dill.  430;  Minor  v.  Happerset,  21  Wall.  162. 

*  Const  Art  I,  Sect  2,  Cl.  1. 
Staats-  u.  yOlkerrechtl.  Abhandl.    IV.  3.   -  Howard.  9 
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wer  stimmen  soll,  und  welche  Bedingungen  als  Quali- 
fikationen für  die  Ausübung  eines  solchen  Rechtes  auferlegt 
werden  sollen,  gehört  gänzlich  dem  Volke  der  Einzelstaaten  ^. 
Das  XV.  Amendement  bezweckt  nicht,  diese  Befugnis  den 
Staaten  zu  nehmen.  Nach  ihm  können  die  Staaten  noch  die 
Qualifikationen  aller  Wähler  festsetzen,  mit  nur  einer  Be- 
schränkung. Der  Einzelstaat  kann  das  Stimmrecht  den  Un- 
wissenden, Unmoralischen,  den  Armen,  den  Fremden,  Minder- 
jährigen und  Kindern  versagen ;  aber  er  kann  keinen  Bürger 
der  Vereinigten  Staaten,  der  sonst  befähigt  wäre,  auf  den 
blofsen  Orund  der  Rasse,  Farbe  oder  früherer  Knechtschaft 
hin  zurückweisen.  Das  sogenannte  Stimmrecht  ist  kein 
Recht  per  se,  sondern  ein  Staatsprivileg '. 

Wenn  der  Staat  das  Privileg  des  Stimmrechts  gewährt  hat, 
dann  wird  jedoch  die  Ausübung  des  Stimmrechts  ein  gesetz- 
liches Recht,  bis  es  widerrufen  wird,  und  es  wird  vom  Gesetze 
wie  das  Eigentum  geschützt*.  Die  Verfassung  jedes  Staates 
gewährt  das  Stimmrecht  allen  Wählern,  und  wo  ein  solches 
konstitutionelles  Recht  besteht,  da  kann  es  nicht  durch  die 
Qesetzgebung  verkürzt   werden^.     Auch   kann   die  Gesetz- 


^  Anderson  ▼.  Baker,  23  Md.  596.  „Participation  in  ihe  suffrage 
is  not  of  rigfht,  but  it  is  gpranted  by  the  state  ou  a  consideration  of  what 
18  most  for  the  interest  of  the  state  .  .  .  The  constitation  of  the  United 
States,  except  in  particolars  spedfied  further  on  in  this  chapter,  does  not 
in  any  manner  intermeddle  with  state  and  municipal  elections,  and  they 
are  consequently  left  exclosively  to  state  regnlation  and  control.''  Cooley , 
Const  Lavr,  2(ä,  277;  U.  8.  v.  Anthony,  11  Blatchf.  200;  Minor  r. 
Happersett,  21  Wall.  162;  Van  Valkeuburgh  v.  Brown,  43 
Cal.  43;  Spencer  v.  B'd  of  Reg'n,  1  Mc  Arthur  169;  Mudge  ▼. 
Jones,  59  Mich.  48;  Ex  parte  Yarbrough,  110  U  S.  651;  1  Hare 
a.  a.  O.  p.  519  ff. 

*  „The  only  rights  connected  with  the  exercise  of  suflfrage  are  the 
right  of  the  Commonwealth,  or  aggregate  body  of  the  goTemed^  to  deter- 
mine  who  the  electors  shall  be,  and  the  right  of  every  Citizen  to  be  fairly 
and  rightly  represented  by  electors.''  Jameson,  Const.  Conventions 
§  337;  MC  Crary  a.  a.  O.  p.  6. 

*  Cooley,  Const.  Law.  263.  Kurz  gesagt,  sind  die  Tatsachen 
diese :  jeder  Wähler  hat  ein  Becht,  zu  stimmen,  aber  nicht  jeder  Bürger 
hat  ein  Recht,  Wahler  zu  sein. 

*  Lanning  v.  Carpenter,  20  N.  Y.  447;  People  t.  May 
nard,  15  Mich.  463,  471;  Cooley,  Const  Lim.  616.  Aach  kann  die 
Legislatur  bei  speziellen   Wahlen  keine  anderen  Qualifikationen  er- 
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gebung  die  Qualifikation  eines  Wählers,  wie  sie  die  Staats- 
verfassung vorschreibt,  nicht  erweitern.  Wo  die  Verfassung 
die  Qualifikationen  vorschreibt,  hat  jeder,  der  sie  besitzt, 
ein  konstitutionelles  Stimmrecht,  und  dies  Recht  kann  ihm 
nicht  durch  einen  Akt  der  Gesetzgebung  genommen  werden  ^ 
Ein  Wähler  kann  sich  weigern,  das  Privileg  auszuüben, 
und  kann  auf  sein  Stimmrecht  verzichten  oder  es  sogar 
zeitweilig  preisgeben,  um  sich  einen  gröfseren  Vorteil  zu 
verschaffen,  aber  weder  die  Legislatur  noch  ein  Wahl- 
beamter kann  willkürlich  ihm  das  Recht  versagen'. 

Aus  dem  Gesagten  darf  nicht  geschlossen  werden,  dafs 
das  einmal  gewährte  Stimmrecht  nicht  verloren  gehen  oder 
widerrufen  werden  könne.  Die  Staatsverfassungen  ohne 
Ausnahme  schliefsen  gewisse  Peraonen  vom  Stimmrecht 
aus.  Ein  Staat  hat,  wenn  die  Verfassung  es  nicht  ver- 
bietet, das  Recht,  einem  Wähler  als  Strafe  für  ein  Ver- 
brechen das  Stimmrecht  zu  entziehen.  Aber  wenn  die  Ver- 
fassung bestimmt,  dafs  ein  Gesetz  angenommen  werden  kann, 
das  Personen  vom  Stimmrecht  ausschliefst,  die  ruchloser 


fordern,  als  die  yon  der  Verfessang  vorgeschriebenen.  State  v.  Wil- 
liams, 5  Wis.  308;  State  v.  Lean,  5  Wis.  279;  M<*  Crary  a.  a.  O. 
p.  88,  39  Anm. 

>  People  V.  Canaday,  78  N.  C.  198.  8.  auch  Mc  Cafferty 
V.  Ouyer,  59  Penn.  St.  109;  Morris  v.  Powell,  125  Ind.  281;  Ran- 
dolph  V.  Good,  8  W.  Va.  551;  Rison  v.  Farr,  24  Ark.  161;  Cum- 
mings  ▼.  Missouri,  4  Wall.  277;  Pomeroy  a.  a.  O.  p.  525—585; 
auch  Ex  parte  M^  Gruder,  6  Am.  Law  Reg.  292.  „The  doctrine  that 
the  legislatnre  cannot  add  to  the  qualifications  of  voters  is  founded  on 
the  well'settled  rule  of  construction ,  that  when  the  Constitution  specifies 
the  circnmstances  under  which  a  right  may  be  exercised  or  a  penalty 
imposed,  the  speeification  is  an  implied  protection  against  legislative 
interference  to  add  to  the  conditions  or  to  extend  the  penalty  to  other 
cases.**  M^'  Crary  a.  a.  O.  p.  46;  Cooley,  Const.  Lim.  64;  Rison 
V.  Farr,  24  Ark.  161;  Allison  v.  Blake,  87,  N.  J.  6. 

'  Die  allgemeine  Regel  ist  die,  dafs  ein  Wahl-  oder  RegpLerungs- 
beamter,  der  absichtlich  oder  unerlaubterweise  einem  qualifizierten  Wähler 
das  Recht  zu  stimmen  oder  in  die  Listen  angenommen  zu  werden,  ver- 
weigert, der  geschädigten  Person  zum  Schadenersatz  verpflichtet  ist  In 
verschiedenen  Staaten  genügt  es  zu  zeigen,  dafs  der  Kläger  nngesetz- 
mäfsig  seines  Rechtes  beraubt  ist,  ohne  dafs  böswillige  oder  verbreche- 
rische Absicht  seitens  des  Beamten  bewiesen  zu  werden  braucht.  Siehe 
Mc.  Crary  a.  a.  O.,  §§  289-301. 

9* 
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Verbrechen  überführt  sind  oder  werden  können,  8o  lif^gt  es 
nicht  in  der  Macht  der  Gesetzgebung,  die  Strafe  flir  an4«re 
als  ehrlose  Verbrechen  zu  verhängen^. 

Ob  ein  Wähler  eines  Verbrechens  schuldig  ist,  da0^  ihn 
des  Stimmrechts  beraubt,  ist  eine  gerichtliche  FrAge, 
die  von  den  Gerichten  nach  einem  vollen  und  0hrKchQfi 
Prozefs  zu  entscheiden  ist.  Die  Frage  kann  nicht  n.ebenb«i 
oder  nur  beiläufig  von  Wahlbeamten   entschieden  werden^. 

Wenn  eine  Person  eines  Verbrechens  überführt  ist,  so 
befreit  eine  allgemeine  und  absolute  Amnestie  die  Person, 
der  sie  zu  gute  kommt,  nicht  nur  von  der  festgestellten 
Strafe,  sondern  von  allen  daraus  entspringenden  ünfilhig- 
keiten,  und  gibt  dieser  Person  den  vollen  Genufs  ihrer 
bürgerlichen  Rechte  wieder,   das  Stimmrecht  einbegriffen". 

Es  ist  zu  bemerken,  dais,  während  das  XV.  Amendement 

>  Barker  v.  People,  20  Johns.  457.  In  diesem  Falle  war  an- 
genommen, daÜB  das  Wahlrecht  und  das  Recht,  gewählt  xn  weiden,  nicht 
auf  demselben  Fnfs  stehen.  „The  right  of  snffiage  is  therefore,  distinct 
(Vom  the  right  of  being  eligible  to  an  office.**  Daher  kann  das  letztere 
Recht  verlustig  gehen  durdi  Verurteilung  wegen  eines  nicht  ehrlosen 
Verbrechens,  wenn  das  Gesetz  es  so  bestimmt 

■  Garrison  v.  Mayo,  Mob.  55;  s.  auch  Burkett  v.  M<?Cartj, 
10  Bush.  758;  Huber  v.  Reilly,  53  Penn.  St  112;  State  v.  Sy- 
monds,  57  Me.  148;  Delano  v.  Bartlett,  2  Bartlett  168.  Die  Ge- 
setze jedes  Staates  erfordern  einen  Aufenthalt  von  gewisser  Daner  in  dem 
Staate,  County  und  Precinct  als  Bedingung  für  das  Stimmrecht  Es  kann 
deshalb  häufig  vorkommen,  dals  ein  Wahler  des  einen  Staates,  der  in 
einen  anderen  Staat  übersiedelt,  ohne  in  dem  neuen  Staate  eine  ge- 
nügende Zeit  sein  Domizil  gehabt  zu  haben,  um  dort  das  Stimmrecht  zu 
erwerben,  und  der  sein  firüheres  Bürgerrecht  mit  dem  Erwerb  eines  neuen 
Domizils  verloren  hat,  zeitweilig  des  Stimmrechtes  beraubt  ist  Hier- 
gegen gibt  es  kein  gesetzliches  Hilfsmittel.  Aus  der  Tatsache,  dais  man 
iigendwo  sein  Domizil  haben  mufs,  folgt  nicht  notwendigerweise,  dafs 
man  immer  irgendwo  Anspruch  auf  das  Stimmrecht  haben  mufs.  Kreitz 
V.  Behrensmejer.  125  111.  141. 

'  „A  pardon  reaches  both  the  punishment  prescribed  fbr  the  oflfence 
and  the  guilt  of  the  offender;  and  when  a  pardon  is  füll  it  releases  the 
punishment  and  blots  out  of  ezistence  the  guilt;  so  that  in  the  eye  of 
the  law,  the  offender  is  as  innocent  as  if  he  had  never  conmiitted  the 
offence."  Ex  parte  Garland,  4  Wall.  838.  S.  auch  Wood  v.  Fitz - 
gerald,  3  Oree.  569:  People  v.  Pease,  3  Johns  Cas.  333—337;  In 
re  Deming,  10  Johns.  233;  Perkins  v,  Sterns,  24  Pick.  277; 
United  States  v.  Paddleford,  9  Wall.  531;  United  States  v. 
Klein,  13  Wall.  128;  Carlisle  v.  United  States,  95  U.  S.  147; 
Jones  ▼.  B'd  of  Reg.,  56  Miss.  768. 
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die  unterschiedliche  Behandlnng,  die  sich  auf  Rasse,  Farbe 
oder  frühere  Knechtschaft  gründet,  zwischen  Bürgern  der 
Vereinigten  Staaten  verbietet,  in  Staaten,  deren  Verfassungen 
Fremden,  die  ihre  Absicht  erklärt  haben,  Bürger  der  Ver- 
einigten Staaten  zu  werden,  das  Stimmrecht  gestatten,  dieses 
Amendement  nicht  das  Recht  solcher  Personen  auf  Aus- 
übung des  Stimmrechts  schützt.  Das  Versagen  des  Rechts 
solcher  Fremden  zu  stimmen  kann  deshalb  vor  den  Bundes- 
gerichten nicht  zum  Gegenstand  einer  Klage  gemacht 
werden  *. 

3.  Die  Verfassung  untersagt  sowohl  den  Ver- 
einigten Staaten  wie  den  Einzelstaaten,  Bills 
of  Attainder  zu  erlassen'.  Solche  Bills  waren  in 
England  lange  bekannt  gewesen,  und  es  fehlte  auch  in  der 
Geschichte  Amerikas  vor  der  Annahme  der  Verfassung  nicht 
an  Beispielen  davon  ^.  In  England  ist  eine  Bill  of  Attainder 
ein  vom  Parlament  erlassenes  Gesetz,  welches  erklärt,  dafs 
namentlich  genannte  Personen  oder  eine  beschriebene  Klasse 
von  Personen  eines  Verbrechens  schuldig  sind,  und  das  ver- 
ordnet, dafs  sie  zur  Todesstrafe  verurteilt  werden*.  Wenn 
das  Gesetz  eine  geringere  Strafe  als  die  Todesstrafe  be- 
stimmte, wurde  es  eine  „Bill  of  Pains  and  Penalties"  ge- 
nannt. Die  hauptsächlichsten  Grundzüge  der  Bills  of 
Attainder  werden  vom  Richter  Miller  wie  folgt  aus- 
einandergesetzt : 

a)    £s     waren    Verurteilungen,    die    vom    legislativen 


^  MC  Kay  ▼.  Campbell,  2  Sawy.  118.  Auch  verbietet  das 
AmendemeDt  nicht  verschiedene  Behandlung  in  den  NaturalisationsgesetBen. 
Cooley,  Const.  Law  292. 

«  Conat  Art  1,  Sect  9,  Cl.  3;  Sect  10,  Cl.  1. 

*  S.  Cooper  v.  Telfair,  4  Dali.  14;  1  Hare  a.  a.  O.,  p.  545; 
C  o  o  1  e y ,  Const.  Lim.  zitiert  B  e  1  k  n  a  p ,  Hist  of  Massachusetts,  Ch.  26 ; 
2  Ramsey,  Hist.  of  So.  Carolina,  351;  8  Rhode  Island  Colonial  Records 
609;  2  Arnold,  Hist.  of  Rhode  Island,  360,449;  Thompson  t.  Carr, 
5  N.  H.  510;  Slight  v.  Kane,  2  Johns.  Cas.  236;  Story  a.  a.  O., 
§  1344,  Anm.    S.  auch  Randolphs  Rede,  3  EUiott's  Debates,  2.  Aufl.  66. 

^  Siehe  die  in  Macaulay,  Hist.  of  England,  Ch.  12  ausgeführten 
Beispiele. 


134  IV.  3. 

Departement  der  Regierung  statt  von  dem  gerichtlichen  ver- 
hängt wurden. 

b)  Das  ausgesprochene  Urteil  und  die  verhängte  Strafe 
wurden  nicht  durch  früheres  Gesetz  oder  nach  einer  festen 
Regel  bestimmt. 

c)  Die  Untersuchung  der  Schuld  des  Angeklagten,  wenn 
überhaupt  eine  solche  stattfand,  wurde  nicht  notwendiger- 
weise oder  im  allgemeinen  in  seiner  oder  seines  Anwalt» 
Oegenwart  vollzogen,  und  keine  anerkannte  Regel  des 
Zeugenbeweises  leitete  die  Untersuchung  ^. 

Ein  schrecklicheres,  tyrannischeres  Verfahren  läfst  sich 
kaum  denken.  Durch  ein  rein  legislatives  Fiat  konnte 
irgend  eine  schuldlose  Person  ohne  Prozefs,  ohne  Zeagen- 
beweis,  ohne  Mitteilung  der  Anklage,  ohne  Anwalt  oder 
Gelegenheit  sich  zu  verteidigen,  eines  Verbrechens  schuldig 
gesprochen  werden,  für  welches  es  kein  Gesetz  und  keine 
Strafe  gab,  und  sie  konnte  nicht  nur  ihres  Vermögen», 
sondern  auch  ihres  Lebens  mit  bürgerlichem  Tode  fUr  ihre 
Nachkommenschaft  beraubt  werden^. 

Der  augenscheinliche  Zweck  des  Verbots  dieser  Bills 
of  Attainder  ist,  sowohl  die  Bundes-  wie  die  Staats- 
regierungen  jeder  Möglichkeit  zu  berauben,  legislative  Be- 
strafung für  kriminelles  oder  angeblich  kriminelles  Ver 
halten  anzuordnen.  Dies  Verbot  schliefst  nicht  nur  die 
strengere  Form  der  Bills  of  Attainder  ein ,  sondern  auch 
Bills  of  Pains  and  Penalties^. 


^  Abweichende  Ansicht  in  Ex  parte  Oarland,  4  Wall.  SSd^^ 
^  Edmund  Randolph  zitiert  aus  einer  Rede  vor  der  Konventioo 
von  Virginia  von  1788  den  Fall  Josiah  Philipps,  der  vor  dem  Delejfierttfi- 
hause  gewisser  Verbrechen  und  der  Absicht,  verschiedene  andere  ta  be- 
gehen, angeklagt  war.  Diese  Klage  wurde  durch  keinen  Beweis  unter* 
stützt  Nichtsdestoweniger  wurde  eine  Bill  of  Attainder  eingebracht,  drei- 
mal an  einem  Tage  in  dem  Delegiertenhause  gelesen  und  an  den  Senat 
gesandt  Der  Senat  nahm  sie  schleunigst  an,  und  der  Mann  wurde  lonit 
verurteilt,  schuldig  gesprochen  und  hingerichtet,  ohne  mit  den  Anklsf^ 
konfrontiert  zu  wei^ien  und  ohne  eine  Gelegenheit  zu  haben,  Zeugen  'O 
stellen  oder  zu  seiner  eigenen  Verteidigung  gehört  zu  werden.  Siebf 
3  Elliott's  Debates,  2.  Aufl.  66. 

'  Ex  parte  Garland,  4  Wall.  388,  Ansicht  des  Richters  Fiel^' 
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Wenige  Fälle  sind  unter  dieser  Klausel  der  Verfassung 
entstanden.      Die     leitenden     Fälle     waren    Cummings 

V.  Missouri^  und  Ex  parte  Garland',  die  beide  ihren 
Ursprung  in  der  Rekonstruktionspolitik  der  Bundesregierung 
hatten.  Ea  kann  no<^h  hinzugefügt  werden  der  Fall  Piere  e 
V.  Carskoden^.  Durch  die  Entscheidungen  in  diesen 
Fällen  nahm  der  Supreme  Court  an,  dafs,  wenn  eine  Strafe 
indirekt  verhängt  wird,  z.  B.  dadurch,  dafs  jemandem  das 
Recht  genommen  wird,  seiner  Beschäftigung  nachzugehen, 
oder  Prozesse  zu  beginnen,  falb  er  nicht  eineh  Eid  leistet; 
dafs  er  sich  nicht  eines  bestimmten  Verhaltens  schuldig  ge- 
macht hat,  dies  ebenso  gut  eine  Bill  of  Attainder  ist,  wie 
ein  Akt,  der  direkt  eine  Strafe  auferlegt^. 

4.  Dieselben  Klauseln  der  Verfassung,  welche  den 
Bundes-  und  Staatsregierungen  verbieten,  Bills  of  Attainder 
zu  erlassen,  verbieten  ihnen  auch,  ex  post  facto 
Gesetze  zu  gebend  Diese  Klauseln  haben  eine  be- 
schränkende Auslegung  erfahren,  welche  ihre  wörtliche  Be- 
deutung einengt.  Im  wörtlichen  Sinne  würde  der  Ausdruck 
ex  post  facto  jedes  Gesetz  einschliefsen,  das  nach  dem  Er- 
eignis erlassen  ist,  auf  welches  es  Bezug  hat  und  welches 
rückwirkende  Kraft  hat^.  In  der  Verfassung  haben  jedoch, 
wie  die  Gerichte  wiederholt  angenommen  haben,  die  Worte 
„ex  post  facto**  Gesetze  eine  technische  und  beschränkte  Be- 


dies  nimmt  jedoch  der  Legislator  nicht  das  Recht,  eine  solche  Handlung 
nach  parlamentarischem  Gehrauch  als  MifsacJitung  (Contempt)  zu  ver- 
urteilen. 

»  4  Wall.  277. 

«  4  Wall.  388. 

»  16  Wall.  234. 

^  Die  Falle  Cummings  v.  Missouri  und  Ex  parte  Garland 
wurden  von  einer  knappen  Majorität  des  Cterichts  angenommen,  und  es 
wurde  ihnen  zuerst  starker  Widerstand  entgegengesetzt.  Der  spatere 
Fall,  Pierce  ▼.  Carskoden,  stellte  die  Doktrin  positiv  fest,  indem 
nur  ein  Richter  eine  abweichende  Meinung  hatte.  S.  Erörterung  bei 
Pomeroy  a.  a.  C,  p.  411  f.;  1  Hare  a.  a.  O.  p.  549  ff.  S.  auch 
Blair  v.  Ridgeley,  41  Mo.  68;  Drehman  v.  Stiffle,  8  Wall.  595. 

»  Const  Art.  1,  Sect  9,  Cl.  3;  Sect.  10,  Cl.  1. 

•  1  Hare  a.  a.  O.,  547;  Pomeroj  a.  a.  O.,  p.  420;  Cooley, 
Const.  Law  812. 
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deutung.  Sie  schliefsen  nicht  jede  Gesetzgebung  ein,  die 
auf  vorhergehende  Tatsachen  und  umstände  wirkt,  noch 
bezieheli  sie  sich  auf  die  bürgerliche  Gesetzgebung.  Der 
Ausdruck  begreift  nur  die  Strafgesetzgebung,  indem  es 
einen  vorausgehenden  Akt  in  einer  Weise  strafbar  macht, 
in  der  er  nicht  strafbar  war,  als  er  begangen  wurde  ^. 

Ex  post  facto  Gesetze  wurden  vom  Richter  Chase 
bereits  1798  klassifiziert,  in  dem  oft  zitierten  Falle  Cal der 
V.  BulP  und  zwar  wie  folgt:  „1.  Jedes  Gesetz,  das  eine 
Handlung,  die  vor  dem  Annehmen  des  Gesetzes  geschehen 
ist,  und  die  bei  der  Ausführung  unschuldig  war,  strafbar 
macht  und  eine  solche  Handlung  bestraft;  2.  jedes  Gesetz, 
das  ein  Verbrechen  gröfser  erscheinen  läfst,  als  es  bei  der 
Ausführung  war;  3.  jedes  Gesetz,  dafs  die  Strafe  ändert 
und  eine  gröfsere  Strafe  vorsieht,  als  das  für  die  Strafe 
bestimmte  Gesetz  bei  der  Tat;  4.  jedes  Gesetz,  das  die 
Regeln  des  rechtlichen  Beweises  ändert,  und  weniger  oder 
verschiedenes  Zeugnis  erfordert,  als  das  Gesetz  zur  Zeit 
der  Tat  erfordert,  um  den  Übeltäter  zu  überführen."  Diesen 
Klassen  fügt  Cooley  noch  hinzu*:  5.  jedes  Gesetz,  welches 
beansprucht,  zivile  Rechte  und  Mittel  zu  regulieren,  in 
Wirklichkeit  eine  Strafe  auferlegt  oder  ein  Recht  entzieht 
wegen  einer  Sache,  die  bei  der  Tat  gesetzmäfsig  war^; 
6.  jedes  Gesetz,    welches  Angeklagte   irgend  eines  Rechts- 


»  Calder  v.  Bull,  3  Wall.  386. 

*  Dali.  386.  S.  auch  Fletcher  v.  Peck,  6  Cranch.  87;  Ogden 
V.  Saunders,  12  Wheat  213;  Satterlee  v.  Mathewson,  2  Pet 
380;  Watson  v.  Mercer,  8  Pet.  88;  Charles  River  Bridge  v. 
Warren  Bridge,  11  Pet.  429;  Carpenter  v.  Pennsylvania,  17 
How.  456;  Cumminffs  v.  Missouri,  4  Wall.  277;  Ex  parte  Gar- 
land, 4  Wall.  333. 

«  Const  Law  313. 

*  Dieses  würde  dem  Einwurf  des  Richters  Hare  begegnen,  (1  Hare 
a.  a.  O.,  p.  548),  dafs  „if  the  definition  given  in  Calder  v.  Bull  is 
to  be  taken  literally  and  strictlj  followed,  the  legislature  may  evade  the 
prohibitions  by  disguising  the  intent  to  punish,  and  clothing  a  penal 
Statute  in  the  garb  of  civil  legislation**.  Er  fugt  hinzu:  „It  is  not  the 
form  or  pretext,  but  the  effect  which  should  be  considered,  in  deter- 
mining  whether  a  law  is  consistent  with  the  provisions  by  which  pro- 
perty  is  guarded  and  liberty  secured.'^ 
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Schutzes  beraubt y  auf  welchen  sie  Anspruch  hatte;  z.  B. 
des  Schutzes  einer  früheren  Verurteilung  oder  eines  Frei- 
spruchs, oder  der  Proklamation  einer  Amnestie  ^ 

Die  obige  Klassifizierung  ist  von  den  Gerichten  in 
überaus  zahlreichen  Fällen  im  allgemeinen  angenommen 
worden.  Es  ist  jedoch  zu  bemerken,  dafs  zwar  ein  Gesetz 
ex  post  facto  nur  verboten  ist,  wenn  es  die  Strafe  erhöht 
für  ein  Verbrechen,  das  begangen  wurde,  ehe  das  Gesetz  in 
Kraft  trat  Ein  Gesetz  aber,  das  die  Strafe  mildert,  filUt 
nicht  in  den  Bereich  des  Verbots  '.  Auch  verletzt  ein  Gesetz 
die  verfassungsmäfsigen  Bestimmungen  nicht,  welches  die 
Praxis  in  KriminalfilUen  ändert,  aber  den  Angeklagten 
nicht  seiner  substantiellen  Rechte  beraubt '.  Noch  mehr, 
bei  erst  in  der  Zukunft  zu  begehenden  Vergehen  kann  die 
Strafe  auf  Grund  einer  früheren  Verurteilung  erhöht  werden, 
obwohl  die  frühere  Verurteilung  vor  dem  Inkrafttreten  des 
Gesetzes  erfolgt,  denn  nur  das  spätere  Vergehen  wird  in 
diesem  Falle  bestraft,  und  es  wurde  begangen  mit  konstruk- 
tiver, wenn  nicht  tatsächlicher  Bekanntgabe  der  möglicher- 
weise eintretenden  Strafe*. 


*  State  V.  Keith,  63  N.  O.  140. 

>  Clark  V.  State,  23  Miss.  261;  Batzky  v.  People,  29  N. 
Y.  124. 

*  State  V.  Mannin^,  14  Tex.  402;  State  v.  Corson,  59  Me. 
137;  State  v.  Cooler,  30  S.  C.  105;  Duncan  v.  Minsouri,  152 
U.  S.  377;  GibBon  v.  Mississippi,  162  U.  S.  565.  So  z.  B.  ein 
Oesetz,  welches  dem  An^kla^n  das  Privileg  rein  technischer  Ein- 
wendungen versagt.  Commonwealth  v.  Hall,  97  Mass.  570:  oder 
die  Zahl  der  Ausschlielsangsgründe  für  Geschworene  beschränkt,  Dow- 
lingv.  State,  13  Miss.  ^4;  oder  die  Ablehnungsgrunde  ändert,  wenn 
die  Änderung  nicht  ungerechtfertigt  ist,  Stokes  v.  People,  5-i  N.  Y. 
164;  oder  den  Ort  des  Prozesses  ändert,  Cook  v.  United  States,  138 
U.  S.  157;  oder  eine  Veränderung  des  Gerichtsortes  für  Zwecke  eines 
richtigen  Prozesses  gestattet,  Gut  v.  State,  9  WaU.  35,  ist  gOltig. 

^  Cooley,  Const  Law  314;  Rand  v.  Commonwealth,  9  Grat. 
(Va.)  738.  Eine  Person  kann  unter  einem  Vertrage  ausgeliefert  werden, 
auch  wenn  sie  im  Lande  Zuflucht  gefunden  hatte  vor  dem  Abschlüsse 
des  Vertrages.  In  reDeGiacomo,  12  Blach.  391.  Ein  Gesetz,  das 
Personen,  die  ein  Verbrechen  begangen  haben,  die  Ausübung  der  Heil- 
kunde im  Staate  verbietet,  ist  gültig,  auch  wenn  es  auf  die  angewandt 
wird,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetses  verurteilt  waren.    Hawkes 
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5.  Sowohl  den  Vereinigten  Staaten  wie  den  Einzetstaaten 
ist  es  von  der  Konstitution  untersagt,  „irgend 
eine  Person  ihres  Lebens,  der  Freiheit  und  des 
Besitzes  ohne  gehörigen  Rechtsprozef s  zu  be- 
rauben"*. Der  Ausdruck  „  due  process  of  law*  ist  synonym 
mit  dem  Ausdruck  „law  of  the  land" ,  welcher  sich  in 
der  Magna  Carta  vorfindet*.  Der  in  der  Verfassung  ge- 
brauchte Ausdruck  beschränkt  sich  jedoch  nicht  blofs  auf 
das  Ciommon  Law.  „Statute  Law^  ist  im  höchsten  Sinne 
das  Gesetz  des  Landes;  und  das  legislative  Departement, 
das  geschaffen  wurde  gerade  zu  dem  Zwecke,  nur  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  erklären,  was  das  Gesetz  sein  soll,  besitzt  weite 
Vollmachten,  Gesetze  zu  schaffen,  zu  ändern  und  zu  wider- 
rufen, wie  das  öffentliche  Bedürfnis  dies  verlangt®.  Jedoch 
nicht  alles,  was  die  Legislatur  verordnet,  wenn  auch  dabei 
die  gehörigen  Formen  beobachtet  werden,  kann  zum  „Law 
of  the  Land^  gemacht  werden,  oder  due  process  of  law 
werden*.  Die  Probe,  durch  welche  bestimmt  werden  kann, 
ob  ein  gegebenes  Gesetz  das  „law  of  the  land''  oder  ob  ein 
gegebener  Akt  „due  process  of  law"  ist,  besteht  wed^  in 
der  blofsen  Tatsache  der  Gesetzgebung  noch  in  ihrer 
blolsen  Form.  Zahlreiche  Definitionen  dieses  Ausdrucks 
finden  sich  in  den  BUchem  der  Juristen  und  in  den  Ge- 
richtsentscheidungen.   Keine  ist  dem  amerikanischen  Rechts* 


V.  New  York,  170  U.  S.  189;  8.  im  allg.  Cooley,  Conrt.  Lim.  318 
bis  328;  Pomeroy  ft.  a.  O,  p.  419—439;  1  Hare  a.  a.  O.,  544-571. 
Die  Hauptfalle  sind  gesammelt  in  2  Thayer  a.  a.  O.«  p.  1433—1583. 

1  V.  Amend.  und  XIV.  Amend. ;  das  erste  gilt  für  die  Ver.  Staaten, 
das  letzte  für  die  Einzelstaaten. 

^  „39.  Null  US  liber  homo  capiatnr,  vel  imprisonetnr,  aut  dissaisis' 
tur,  aut  ütlagetnr,  aut  exnletur,  aut  aliquo  modo  distmator,  neo  super 
eum  ibimus,  nee  super  eum  mittemus,  nisi  per  legale  judidnm  parinni 
ffuorum  vel  per  legem  terrae.^  Stubbs,  Select  Charters,  8.  Aufl.  301- 
S.  Murray's  L«ssee  v.  Hoboken  Land  Co.,  18  How.  272,  276. 

>  Story  a.  a.  O.,  §  1943.  Vgl.  auch  ebendaselbst  §§  1944 
bis  1946.    S.  State  v.  Simons,  2  Speers.  761,  767. 

^  Siehe  die  Meinung  Richters  Bronson  in  Taylor  v.  Porter, 
4  Hill.  (N.  Y.)  140,  143;  auch  5  Webster's  Works,  487.  Vgl.  Hoke 
V.  Henderson,  4  Dev.  15,  25  Am.  Dec.  677. 
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gelehrten  vertrauter  oder  öfter  zitiert  als  die,  welche  in 
den  Worten  Websters  in  seiner  Beweisführung  in  dem  be- 
rühmten Dartmouth  College  Gase  enthalten  ist^  Er 
sagt:  „Unter  dem  Gesetze  des  Landes  ist  ganz  deutlich  das 
allgemeine  Recht  verstanden  —  ein  Recht,  welches  anhört, 
ehe  es  verurteilt,  welches  auf  Untersuchungen  basiert  ist 
und  das  Urteil  erst  nach  einem  Prozefs  filllt  Es  bedeutet, 
dafs  jeder  Bürger  sein  Leben,  Freiheit,  Eigentum  und  Privi- 
legien unter  dem  Schutze  der  allgemeinen,  die  Gesellschaft 
regierenden  Regeln  behalten  solP/  Richter  Story  zitiert 
die  Ansichten  fähiger  Juristen  und  Staatsmänner  und  ver- 
sucht eine  Definition,  welche  die  Umrisse  etwas  schärfer 
erkennen  läfst.  Er  sagt:  „Die  Folgerung  ist,  dafs  Leben, 
Freiheit  und  Eigentum  unter  dem  Schutze  bekannter  und 
begründeter  Grundsätze  stehen,  die  weder  im  allgemeinen 
noch  im  speziellen  entbehrt  werden  können,  weder  von  den 
Gerichten  noch  den  Exekutiv beamten ,  noch  von  den  Ge- 
setzgebern selbst.  Verschiedene  Grundsätze  sind  anwendbar 
auf  verschiedene  Fälle  und  erfordern  verschiedene  Formen 
und  Verfahren;  in  einigen  mögen  sie  gerichtlich  sein,  in 
anderen  kann  die  Regierung  ex  officio  und  auf  Anklage 
sich  einmischen ;  aber  due  process  of  law  bedeutet  in  jedem 
besonderen  Falle  solch  eine  Ausübung  der  Machtbefugnisse 
der  Regierung,  wie  sie  die  hergebrachten  Rechtsmaximen 
gestatten  und  sanktionieren;  und  unter  solchen  Sicherheiten 
für  den  Schutz  der  individuellen  Rechte,  wie  es  diese 
Maximen  für  die  Klasse  von  Fällen  vorschreibt,  zu  denen 
die  in  Frage  kommende  gehört^.  Die  Prinzipien,  die 
dem  Verfahren  zu  Grunde  liegen,  und  nicht  Betrachtungen 
der  blofsen  Form,  bestimmen  was  „due  process^  ist  oder 
was  nicht ^.     Es  kann  im  allgemeinen  gesagt  werden,  dafs 


1  Dartmouth  College  v.  Woodward,  4  Wheat  518. 

«  5  Webster'»  Works,  487. 

«  Story  a.  a,  O.,  §  1945,  1946. 

^  „When  the  govemmeiit  through  its  established  agencies  interferes 
with  the  title  to  one's  property,  or  with  his  independent  enjoyment  of  it, 
and  it8  action  is  called  in  question  as  not  in  accordance  with  the  law  of 
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alles,  was  der  Staat  festsetzt,  due  process  of  law  ist^  so  daCs 
es  allgemein  und  unparteiisch  in  seinem  Geltungsbereich  ist 
und  keine  Bestimmung  der  Bundes-  oder  Staatsverfassung 
verletzt  ^  Das  XIV.  Amendement  hat  nicht  die  Bedeutung 
der  Worte  „due  process  of  law"  erweitert.  Alles,  was  in 
einem  Staate  vor  der  Annahme  des  Amendements  als  solches 
gilt,  gilt  auch  jetzt  noch  so  *.  Viel  weniger  noch  hat  die« 
Amendement  dem  Kongrefs  die  Macht  gegeben,  die  Orenzen 
ihrer  eigenen  Machtbefugnisse  zu  überschreiten  und  durch 
positive  Gesetzgebung  zu  entscheiden,  was  in  jedem  einzelnen 
Staate  due  process  of  law  sein  soll.  Richter  Matthews 
sagte  inHurtado  v.  California*:  „Due  process  oflaw 
im  V.  Amendement  bezieht  sich  auf  jenes  Landesrecht, 
welches  seine  Autorität  herleitet  aus  den  dem  Eongreis  von 
der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  ttbertragenen  Macht- 

the  land,  we  are  to  test  its  validity  by  those  principles  of  civil  liber^ 
and  constitutional  protection  which  have  become  established  in  oor 
System  of  laws,  and  not  generally  by  rnles  that  pertain  to  forms  of  pro- 
cedure  merely."  Cooley,  Const.  Lim.  434.  „If  the  laws  enacted  by  a 
State  be  within  the  legitimate  sphere  of  legislative  power,  and  their  en- 
forcement  be  attended  by  the  observance  of  those  general  mies  which 
oor  System  of  jurispnidence  prescribes  for  the  security  of  private  rig^hts. 
the  harshness,  injustice,  and  oppressive  character  of  such  laws  will  not 
invalidate  them  as  affecting  life,  liberty,  or  property  without  dae  process 
oflaw."  Missouri  Pac.  Ry.  Co.  v.  Humes,  115  U.  8.  612.  Hal- 
linger  v.  Davis,  146  IT.  8.  314;  Marchant  v.  Pennsylvania  R 
R.  Co.,  153  U.S.  380;  Iowa  Cent  Ry.  Co.  v.  Iowa,  160  U.  8.  389. 

^  Cooley,  Const.  Law.  244.  „It  follows  that  any  legal  proceeding 
enforced  by  pablic  authority,  whether  sanctioned  by  age  and  costom,  or 
newly  devised  in  the  discretion  of  legislative  power,  in  furtherance  of  the 
general  pablic  good,  which  regards  and  preserves  those  principles  of 
liberty  and  justice,  must  be  held  to  be  due  process."  Hurtado  v. 
California,  110  U.  8.  516.  „Whatever  in  the  regulär  administration 
of  law  in  a  8tate  is  general  and  impartial  in  its  Operation  on  all  per- 
sons  is  due  process."     2  Tucker  a.  a.  O.,  p.  868. 

*£ames  v.  Savage,  77  Me.  212.  8o  schlieft  das  Verbot  des 
XrV.  Amendements  nicht  notwendigerweise  in  sich,  dafs  alle  Prosesse 
vor  den  Staatsgerichten,  die  das  Eigentum  einer  Person  betroffen,  durch 
die  Jury  stattfinden  sollen,  wo  die  Staatsverfassung  bestimmt,  dafs  das 
gerichtliche  Verfahren  in  seinen  eigenen  Gerichten  ohne  Jury  stattfinden 
soll.  Dem  Erfordernis  geschieht  Genüge,  wenn  der  Prozefs  gem&fs  dem 
festgestellten  Verlaufe  gerichtlicher  Verfahren  stattfindet.  Walker  v. 
Sauvinet,  92  U.  S.  90;  Kennard  v.  Louisiana,  92  U.  8.  480. 

*  110  U.  S.  516.  S.  auch  Montana  Co.  v.  St.  Louis  Mining 
Co.,  152  U.  S.  160. 
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befttgnis^iBn,  die  innerhalb  der  dort  vorgeschriebenen  Grenzen 
ausgeübt  und  nach  den  Prinzipien  des  Common  Law 
interpretiert  werden.  Im  XIV.  Amendement  bezieht  es  sich, 
atld  gleichem  Grunde,  auf  jenes  Landesgesetz  in  jenem 
Staate,  welches  seine  Autorität  aus  den  innewohnenden  und 
reservierten  Machtbefugnissen  des  Staates  ableitet,  das  in 
den  Grenzen  jener  Fundamentalsätze  der  Freiheit  und  Ge- 
rechtigkeit ausgeübt  wird,  die  allen  unseren  bürgerlichen 
und  politischen  Einrichtungen  zu  Grunde  liegen,  und  deren 
gröfste  Sicherheit  in  dem  Rechte  des  Volkes  liegt,  seine 
Gesetze  selbst  zu  machen  und  sie  nach  Belieben  zu  ändern." 
Die  Staaten  können  also  selbst  ihr  Prozefsverfahren  vor- 
schreiben; und  wenn  auch  „due  process  of  law^  im  all- 
gemeinen actor,  reus,  judex,  regelrichtige  An- 
schuldigungen, Gelegenheit  zu  antworten  und  einen  Prozefs 
nach  einer  festgestellten  Regel  gerichtlichen  Verfahrens  ein- 
schliefst, so  ist  dies  doch  nicht  überall  richtig  ^     Der  Aus- 


'  Ein  distress  Warrant,  der  die  Beschlagnahme  von  Gütern  eines 
Zolleinnehmers  verfügt,  wegen  dem  Schatzamte  geschuldeten  Geldes,  ist 
nicht  ungültig,  weil  es  die  Klausel  dieses  Amendements  verletzt.  Siehe 
Murray  v.  Hoboken  Land  etc.  Co.,  18  How.  272.  Summarisches 
Ver£fthren  bei  AusschlieTsung  eines  Advokaten  vom  Plaidoyer  ist  due 
process.  £z  parte  Wall,  107  U.S.  265.  Das  Verkaufen  von  geistigen 
(betränken  kann  als  Mifsachtung  bestraft  werden.  Eilenbecker  v. 
District  Court,  134  U.  S.  81.  Ein  Verfahren,  Land  zu  konfiszieren, 
kann  vor  einem  besonderen  Tribunal  stattfinden  und  persönliche  Mit- 
teilung ist  nicht  erforderlich.  Es  genügt  öffentliche  Bekanntmachung. 
Pearson  v.  Tewdall,  95  U.  S.  294;  Huling  v.  Railway  Co.,  180 
U.  S.  559.  Es  mufs  jedoch  der  bedeutende  Unterschied  bemerkt  werden 
zwischen  einem  gerichtlichen  Verfahren  in  personam  und  in  rem. 
Bei  dem  Verfahren  in  personam  ist  ein  Urteil  oder  Dekret  gegen  einen 
Angeklagten  ungültig,  wenn  ihm  nicht  persönlich  Mitteilung  von  der 
Klage  oder  dem  Prozesse  innerhalb  der  territorialen  Grenzen  der  Juris- 
diktion des  Gerichts  gemacht  wird  oder  er  ist  freiwillig  erschienen.  Aber 
bei  dem  Verfahren  in  rem  verlangt,  wenn  die  res  in  der  Jurisdiktion  des 
Gerichts  sich  befindet,  der  gehörige  Rechtsprozefs  nicht,  dafs  dem  An- 
geklagten tatfiächlich  Mitteilung  des  Verfahrens  persönlich  gemacht  wird. 
Selbst  wenn  er  nicht  im  Gerichtssprengel  wohnt,  nimmt  das  Gesetz  an, 
dafs  er  mit  seinem  Besitz  in  Berührung  bleibt,  wo  es  auch  immer  gelegen 
sein  mag,  und  dafs  er  sofort  unterrichtet  wird,  wenn  seinem  Eigentum  eine 
Gefahr  droht.  Deshalb  begnügt  sich  in  einem  solchen  Falle  das  Gesetz 
mit  dem  Erfordernis  einer  allgemeinen  Proklamation  oder  der  Veröffent- 
lichung der  Tatsache,  dafs  ein  Prozefs   anh&ngig  gemacht  ist  bezüglich 
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druck  „due  process  of  law"  oder  „law  of  die  land"  kann  also 
nicht  genau  definiert  werden.  Vielleicht  ist  die  beste  Er- 
klärung die  des  gelehrten  Richters  in  Bank  ofColumbia 
V.  Okely*:  „Was  die  Worte  aus  der  Magna  Carla  betrifft, 
so  ist,  nachdem  Bände  zu  ihrer  Auslegung  gesprochen 
und  geschrieben  sind,  der  gesunde  Menschenverstand 
schliefslich  zu  dem  Resultat  gekommen,  dafs  sie  das  In- 
dividuum vor  der  willkürlichen  Ausübung  der  Macht- 
befugnisse der  Regierung  schützen  sollten,  uneingeschränkt 
durch  die  festgestellten  Prinzipien  des  Privatrechts  und 
der  ausgleichenden  Gerechtigkeit." 

Die  Verfassung  versucht  nicht  die  Freiheit,  welche  sie 
schützt,  zu  definieren.  Die  folgende  Definition  seitens  des 
Gerichtes  in  der  Matter  of  Jacobs*  möge  zitiert  werden; 
„Freiheit  im  weiteren  Sinne,  wie  sie  hierzulande  ver- 
standen wird,  bedeutet  das  Recht  nicht  nur  der  Freiheit 
von  wirklicher  Knechtschaft,  von  Gefangensetzung  oder  Be- 
schränkungen, sondern  das  Recht,  seine  Fähigkeiten  in  allen 
gesetzlichen  Wegen  zu  gebrauchen,  zu  leben  und  zu  ar- 
beiten, wo  man  will,  seinen  Lebensunterhalt  in  jedem  ge- 
setzlichen Berufe  zu  gewinnen  und  jedem  gesetzlichen 
Handel  oder  Beruf  nachzugehen.    Alle  Gesetze  also,  welche 


des  Eigentums  des  Angeklagten.  Minor  a.  a.  C,  p.  585.  Bei  Steuer- 
verfahren ist  keine  Mitteilung  oder  Verhör  erforderlich,  wenn  die  Steuer 
prinzipiell  ist  Wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  mufs  eine  Mitteilung  und 
eine  Gelegenheit ,  sich  zu  äufsem,  vorhanden  sein.  Ein  solches  Verhör 
geschieht  in  gehöriger  Form  vor  einem  Verwaltungsamte,  und  ein  Gesetz, 
das  seine  Zeit  vorschreibt,  genügt  als  Mitteilung.  Noch  mehr,  es  ist  dae 
process,  wenn  die  Steuer  ohne  Mitteilung  auferlegt  ist,  vorausgeaetstt 
dafs  bei  dem  gerichtlichen  Verfahren  zu  ihrer  Einsammlung  die  Steuer- 
zahler eine  Gelegenheit  haben,  sich  darüber  zu  äufsem.  Cooley,  Const 
Law  246;  McMillan  v.  Anderson,  95  U.  8.  87;  Davidson  v. 
N.  Orleans,  96  U.  S.  97;  Hagar  v.  Reclamation  Dist  111  11.8. 
701;  Kentucky  R.  R.  Tax  Cases,  115  U.S.  321;  Lent  v.  Tilson, 
140  U.  S.  316.  S.  auch  Spencer  v.  Merchant,  125  U.  S.  345,  355. 
wo  das  (Bericht  sagte,  dafs  „if  ihe  legislature  provides  for  notice  to  and 
hearing  of  each  proprietor  at  some  stage  of  the  proceedings. 
upon  Sie  auestion  of  what  proportion  of  the  tax  shall  be  assessed  upon 
his  landt  there  is  no  taking  of  his  properly  withont  due  process  of  law". 

^  4  Wheat.  235.    Meinung  vom  Richter  Johnson. 

«  98  N.  Y.  98.     Meinung  vom  Richter  Earl. 
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diese  Rechte  beschränken  oder  verkürzen,  die  jemandem 
die  Wahl  eines  Handels  oder  Gewerbes  erschweren  oder 
ihn  zum  Aufenthalt  und  zur  Arbeit  an  einem  bestimmten 
Orte  zwingen ,  oder  ihm  sein  eigenes  Haus  verbieten 
oder  sonstwie  seine  gesetzlichen  Bewegungen  beschränken 
(ausgenommen,  wenn  solche  Gesetze  in  Ausübung  der  der 
Legislatur  zugehörenden  Polizeigewalt  erlassen  werden), 
sind  Eingriffe  in  die  Grundrechte  der  Freiheit,  die  unter 
konstitutionellem  Schutze  stehen  ^.^  Die  Gerichte  neigen 
dahin,  die  Verfassung  für  den  Schutz  von  Privatbürgern 
zu  erweitem.  Die  Definition,  die  oben  und  in  den  in  der 
Anmerkung  zitierten  Meinungsäufserungen  gegeben  ist, 
kann  als  symptomatisch  angesehen  werden.  Die  Worte 
„Leben*'  und  „Freiheit",  wie  sie  in  der  Verfassung  ge- 
braucht werden,  sollen  ohne  Zweifel  alle  persönlichen  Rechte 
umfassen,  auf  die  das  Individuum  ein  Recht  hat,  ausgenommen 
die,  welche  unter  dem  Ausdruck  „property"  verstanden 
werden.  Aber  wie  Cooley  sagt^,  „ein  Recht,  dem  ein 
Wert  innewohnt,  kann  nur  das  sein,  welches  das^  Gesetz 
seinem  Besitzer  zusichert,  in  dem  es  andere  ersucht,  es  zu 
respektieren  und  es  nicht  zu  verletzen".  Die  Freiheit  ist 
also  nicht  blofs  auf  den  Wunsch  und  das  Begehren  des  In 
dividuums  gestützt,  sondern  sie  ist  solche  Freiheit  der  Auf- 
führung, Wahl  und  Handlung,  wie  sie  das  Gesetz  gibt  und 
stutzt '.  Die  Bedeutung  des  V.  und  XIV.  Amendements 
ist,  soweit  sie  sich  mit  dem  Schutz  von  Leben  und  Frei- 
heit befassen,  die,  dafs  keine  Person  in  dem  Genüsse  solcher 
Rechte  des  Lebens   und   der  Freiheit  gestört   werden   soll. 


^  S.  auch  die  Ansichten  des  Richters  Field  und  des  Richters 
Bradley  in  Butcher's  Union  Co.  v.  Crescent  City  Co.,  111 
U.  S.  746;  auch  Live  Stock  etc.  Assoc.  v.  Crescent  City  Co., 
1  Abb.  388,  398;  Wynehamer  v.  People,  13  N.  Y.  378;  Bertholf 
V.  O'Reilly,  74  N.  Y.  509,  515.  Aber  s.  den  Artikel  von  Shattuck 
^Meaning  of  the  Term,  Liberty  in  Federal  and  State  Constitutions,  4  Har- 
vard Law  Rev.  365. 

<  Const  Law,  247. 

*  Allgeyer  v.  Louisiana,  165  U.  S.  578. 
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^Aoses  in    action)   sind  ebensogut   Eigentum  wie  Rechts- 

■ccn&prttche  (choses  in   possession),  indem  der  erste  ein  Be- 

flKt .recht    ist    auf    die     Erlangung   des    Dinges,    mit    der 

MB    herheit  es   zu  erhalten  durch   Rückgreifen   auf  das  er- 

ta.    derliche  Verfahren,  wenn  es  sich  rechtfertigen  läfst,  und 

.    ,    i  andere  ein  Besitzrecht  auf  das  Ding,  nachdem  es  erlangt 

^  .  ^.   Choses  in  action  unterstehen  deshalb  dem  Schutze  der 

Erfassung  und  können  ohne  due  process  nicht  gestört  werden'. 

Um  die  Bestimmung  dieser  Amendements  zu  verletzen, 

es  nicht  n<Hig,   dafs  die  Beraubung  voUstftndig  sei  oder 

der  Vertreibung  aus  dem  Besitze  oder  der  Zerstörung 

.»r   Sache  besteht    Im   Gegenteil,   eine  soche  Verletzung 

'  inn   aus  neuem  Akte  entstehen,   der  das  Ding  weniger 

itzlich  oder  wertvoll  macht,  oder  indem  ein  Gesetz  seinen 

veckmäfsigen  Gebrauch  oder  Genufs  verbietet,  obwohl  der 

igenttlmer  nicht  aus  dem  Besitze  vertrieben   ist*.    Alles 

*   as  die  Rechte  eines  Mannes  an  einer  Sache  umstöfst,  ver- 

'  ichtet  sein  Eigentumsrecht  daran. 

Die  jetzt  zu  betrachtenden  Bestimmungen  tun  in  keiner 

~    Veise    der   Ausübung  jener   weiten,    aber    unbestimmten 

-  [acht  seitens  der  Bundes-  oder  Staatsregierungen  Abbruch, 

ie  allgemein   als  Polizeigewalt  bekannt  ist,  aber  die  viel- 

sieht  besser   regulative   Macht  genannt  würde.     Jedes 

ndividuum  besitzt  Rechte,  zwar  keine  absoluten,  sondern 

olche,   die  der  Maxime  unterstehen:  „sie  utere  tuo  ut  non 

Jienum    laedas."      Jedes   individuelle   Recht,   persönliches 

Jonst.  Law.   351.     Eine  Besprechung  <Ier  vested  rights  findet  sieh   bei 
Jooley,  Const  Lim.  486  ff. 

^  Westerrelt  V.  Gregg,  12  N.  Y.  202,  208;  Morris  v.  Bujea, 
13  N.  Y.  274,  288;  Dünn  v.  Sargent,  101  Mass.  336. 

*  So  ist  der  Beweis  der  Rechte  eines  Mannes  —  Urkunden,  Kanf- 
kontrakte,  Schuldscheine  und  dergleichen  —  gleichmäfsig  geschützt  wie 
L*andereien  und  sonstige  Habe,  sowie  Gerechtsamen  jeder  Art;  das 
Regisirierungszertifikat  und  Stimmrechtzertifikat  gehören  eigentlich  auch 
in  diese  Kategorie.  Cooley,  Const.  Lim.  653;  State  v.  Statero, 
6  Cow.  233;  Davis  v.  M«  Keeby,  5  Nev.  369. 

•  Wvnehamer  v.  People,  13  N.  Y.  378;  ThePeople  v.  Otis, 
90N.  Y.48;  In  re  Jacobs,  98  N  Y.  98,  105;  The  People  v.  Marx, 
99N.  Y.877;  Pumpelly  ▼.  The  Green  Bay  Co,  13  Wall.  166;  The 
Bridge  Co.  v.  United  States,  105  U.  S.  502. 

StMts-  u.  vOlkerrechtl.  Abhandl.    lY.  3.  -  Howard.  10 
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oder  Eigentums-Kecht  besteht  nur  unter  der  Bedingung,  dafs 
es  gröfsere  Interessen  und  die  Wohlfahrt  der  Allgemeinheit 
nicht  zerstört.  Richter  Holmes  sagt^:  „Das  Dogma  der 
Qleichheit  zieht  eine  Gleichung  nur  zwischen  Individuen, 
nicht  zwischen  Individuen  und  der  Allgemeinheit  Keine  Ge- 
sellschaft hat  jemals  zugegeben  ^  dafs  sie  nicht  die  indivi- 
duelle Wohlfahrt  ihrer  eigenen  Existenz  opfern  könnte.^ 
Das  Gesetz  entscheidet,  was  Eigentum  ist,  und  wenn  eine 
Sache  eine  Gefahr  fUr  das  allgemeine  Wohl  wird,  so  kann 
ihr  das  Gesetz,  welches  ihr  das  Attribut  des  Eigentums 
gab,  auch  dasselbe  wieder  entziehen,  und  jedermann  erhält 
sonach  das  Recht  es  zu  zerstören.  Richter  Cooley  sagt': 
„Wenn  irgend  etwas  eine  Plage  (Nuisance)  wird,  kann  die 
geschädigte  Partei  es  zerstören,  wenn  die  Plage  nicht  auf 
andere  Weise  beseitigt  werden  kann,  und  wenn  das  Publi- 
kum inkommodiert  wird,  ist  das  Recht  sie  zu  beseitigen, 
allgemein. 

„Einige  Sachen  werden  vom  Gesetze  wegen  ihres  schäd- 
lichen Einflusses  auf  die  Moral  der  Gesellschaft  als  Nui- 
sance erklärt :  so  z.  B.  Lotterielose,  wenn  sie  zum  Verkauf 
gestellt  werden,  die  Apparate,  mit  denen  Glücksspiele  ver- 
anstaltet werden,  wenn  sie  zu  Spielzwecken  gehalten  werden, 
und  berauschende  Getränke,  wenn  sie  dem  Gesetz  zum 
Trotz  zum  Verkauf  angeboten  werden.  Aber  wenn  das 
Unrecht  nur  in  dem  Gebrauch  eines  Artikels,  der  an  sich 
keine  Nuisance  ist,  besteht,  so  kann  des  Eigentümers  Eigen- 
tum  daran  nicht  eher  fortgenommen  werden,  als  bis  es  ge- 
richtlich entschieden  ist,  dafs  ein  Rechtsbruch  begangen  ist 
Ein  privater  Bürger  kann  nicht  entscheiden,  dafs  ein  Eigen- 
tumsrecht an  irgend  einer  anderen  Person  durch  Nicht- 
achtung des  Gesetzes  verloren  gegangen  ist'.** 

^  The  Common  Law,  43. 

«  Const  Law,  346. 

*  S.  Lawton  v.  Steele,  152  U.  S.  188;  Dann  v.  Burleigh, 
62  Mo.  24;  Fisher  y.  M«  Qirr,  1  Gray,  1.  So  können  infixierte 
Häoser,  infizierte  Kleider  zerstört  werden,  um  die  Verbreitung  einer 
Seuche   zu  verhindern,   oder  ein  Haus   kann  niedergerissen  werden,   um 
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Noch  mehr,  Privateigentum  kann  „mit  einem  öffent- 
lichen Interesse  bekleidet"  werden  ^  in  welchem  Falle  es 
aufhört,  nur  juris  privati  zu  sein.  Oberrichter  Waite  sagt 
in  Munn  v.  Illinois^:  „Eigentum  wird  mit  einem  öffent- 
lichen Interesse  bekleidet,  wenn  es  in  einer  Weise  gebraucht 
wird,  dafs  es  öffentliche  Folgen  nach  sich  zieht  und  die 
Allgemeinheit  im  grofsen  affiziert  Wenn  also  jemand  sein 
Eigentum  einem  Zwecke  widmet,  in  welchem  das  Publikum 
ein  Interesse  hat,  so  gewährt  er  in  Wirklichkeit  dem  Publi- 
kum ein  Interesse  an  seinem  Gebrauch  und  mufs  sich  dazu 
verstehen,  sich  vom  Publikum  zum  allgemeinen  Wohl,  so- 
weit das  so  geschaffene  Interesse  in  Frage  kommt,  kon- 
trollieren zu  lassen."  Nach  diesem  Grundsatze  handelnd 
haben  die  Staaten  die  Regelung  verschiedener  Geschäfte 
übernommen,  sowohl  mit  Bezug  auf  die  für  die  Dienst- 
leistung zu  fordernden  Preise,  als  auch  bezüglich  der  Be- 
dingungen, unter  welchen  gewisse  Berufsarten  ausgeübt 
werden   sollen',    und   diese   Gesetze   gelten   nicht  als   Ver- 


die  Ausbreitung  eines  Brandes  zu  verhindern.  Dies  Hecht  beruht  nach 
der  Ansicht  der  Gerichte  nicht  auf  dem  Gesetze,  sondern  auf  dem  „in- 
herent  right  of  selldefence'')  welches  unabbüng^  von  ihm  nnd  in  Ab- 
wesenheit des  Gesetzes  existiert.  8.  Meeker  v.  Van  Senssalaer,  15 
Wend.  3Ö7;  Russell  v.  Mayor  of  New  York,  2  Denio  461.  In 
letzterem  Falle  war  gesagt  worden,  dafs  dies  Becht,  Gebäude  zu  zer- 
stören, um  die  Verbreitung  von  Feuer  zu  hemmen,  nicht  rechtm&fsig  in 
F&llen  ausgefibt  werden  dürfte,  wo  es  nicht  gehörig  ausgeübt  werden 
konnte  unabhängig  vom  Gesetz.  So  können  auch  Güter  eines  Bürgers  in 
Kriegszelten  zerstört  werden,  um  zu  verhindern,  dafs  sie  dem  Feinde  in 
die  Hände  fallen,  weil  sie  unter  diesen  Umständen  potentiales  Eigentum 
des  Feindes  sind  und  daher  als  bereits  dem  Feinde  gehörig  behandelt 
werden  können.  Respnblica  v.  Sparhawk,  1  Dali.  837;  Ford  v. 
Sarget,  97  U.  S.  605.  S.  2  Hare  a.  a.  O.  p.  762  ff.  Vgl.  auch,  was 
oben  über  „eminent  domain"  gesagt  ist. 

»  94  ü.  8.  113.  8.  auch  Zanesville  v.  Gas  Light  Co,  47 
Ohio  St  1;  Budd  v.  New  York,  143  ü.  S.  517,  543;  Brass  v. 
Stoeser,  153  U.  S.  891,  403. 

*  Z.  B.  Getreideelevatoren,  Munn  v.  Illinois,  94  U.  S.  113; 
Brass  v.  Stoeser,  153  U.  S.  391,  403;  Warenmagazinen,  Nash 
V.  Page,  80  Ky.  539;  Delaware  etc.  R.  R.  Co.  v.  Central  Stock 
Yard  Co,  45  N.  J.  Eq.  50;  Telephongesellschaften,  Central  Union 
Tel.  Co.  V.  State,  118  Ind.  194;  öffentliche  Mahlmühle,  Staat  v. 
Edwards,  86  Me.  102. 

10* 
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letzung  des  Verbotes,  Eigentum  ohne  gehörigen  Rechtsprozefs 
wegzunehmen^.  Aber  in  allen  diesen  Fällen  dürfen  diese 
Regulierungen  nicht  willkürlich  und  unvernünftig  sein.  Die 
Frage  der  Vernunftgemäfsheit  ist  nicht  von  der  Legislatur, 
sondern  von  den  Gerichten  zu  entscheiden.  Keine  Gesetz- 
gebung kann  unter  der  Maske  der  Regulierung  im  Inter- 
esse des  Publikums  so  Veit  gehen,  dafs  der  Wert  des 
Eigentums  zerstört  wird*. 

Man  kann  also  im  allgemeinen  sagen,  dals  der  von  den 
Klauseln  der  Verfassung  gewährte  Schutz  bestimmt  ist,  das 
Individuum  in  allen  seinen  persönlichen  und  Eigentums- 
rechten zu  schützen,  die  vom  Common  Law  und  dem  er- 
gänzenden Statute  Law  anerkannt  sind,  dafs  aber  alle 
Rechte  der  Regelung  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles, 
seiner  Gesundheit  oder  seiner  Moral  unterstehen;  dafs  eine 
solche  Regelung  nicht  weiter  gehen  darf  als  notwendig  ist, 
um  diese  Zwecke  zu  sichern,  und  dafs  die  Frage  der  ver- 
nunftgemäfsen  Ausübung  der  Regelungsmacht  eine  gericht- 
liche und  nicht  eine  legislative  ist. 

^  So  ist  das  Recht,  die  Preise  zu  reelleren,  bei  privilegierten  Ge- 
schÜten  aufrechterhalten,  s.  B.  Halten  von  Fähren  oder  Zollbrncken;  wo 
der  Staat  spezielle  Dienste  geleistet  hat  durch  Besteuerung  oder  eminent 
domain,  wie  z.  B.  bei  Eisenbahnen,  wo  besondere  Bequemlichkeiten  in 
den  öffentlichen  Straften  oder  ausnahmsweise  Benutzung  des  öffentlichen 
Eigentums  oder  „easements^  gewährt  wird,  z.  B.  bei  Lohnkutscbem, 
Güterwagen,  Straßenbahnen  u.  s.  w.,  wo  ausschliefsliche  Privilegien  fSr 
irgend  eine  besondere  Wohltat  fürs  Publikum  gewährt  sind,  oder  um  dem 
Publikum  etwas  zu  rerschaffen,  was  sonst  nicht  verschafft  werden  kann, 
z.  B.  Wasserwerke,  öffentliche  Schlachthäuser,  wenn  das  G^eschiUl  die 
Form  eines  natürlichen  Monopols  hat;  auch  die  Regulierung  des  Zinsliifites 
bei  Geldanleihen.     S.  Cooley,  Const  Law,  259,  260. 

*  „Under  pretence  of  regulating  fares  and  ft^ights,  the  State  cannot 
require  a  railroad  to  carry  persons  and  propertj  without  reward ;  neither 
can  it  do  that  which  in  law  amounts  to  a  taking  of  private  property  for 
public  use  without  just  compensation ,  or  without  due  process  of  law.*' 
Railroad  Commission  Gases,  116  U.  S.  307,  831.  S.  auch  über 
die  juristische  Natur  der  Frage  der  Vernunftgemäfsheit,  St.  Louis  etc. 
R'y  V.  Gill,  156  U.  S.  649;  Covington  etc.  Turnpike  Co.  v, 
Sandford,  164  U.S.  578;  Reagan  v.  Farmer*s  Loan  and  Trust 
Co.,  154  U.  S.  362;  Smyth  v.  Ames,  169  U.  S.  466. 
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Fünftes  Kapitel. 

Das  Recht  eines  amerikanischen  Bürfirers  auf 
Schutz  Im  Auslande. 

Das  Recht  eines  amerikanischen  Bürgers  auf  hoher 
See  oder  in  fremden  Ländern  auf  Schutz  seiner  Regierung 
ist  zwar  nicht  speziell  unter  den  von  der  Verfassung  garan- 
tierten Rechten  erwähnt ,  kann  jedoch  nicht  gut  in  dieser 
Arbeit  unerwähnt  bleiben.  Es  ist  ein  Recht,  welches  jeder 
Bürger  als  seinem  Bürgerrechte  anhaftend  reklamieren  kann. 
Dieser  Anspruch  haftet  ihm  jedoch  als  einem  Bürger  der 
Vereinigten  Staaten  und  nicht  als  einem  Bürger  eines 
Einzelstaates  an^.  Der  Schutz  erstreckt  sich  nicht  nur 
über  sein  Leben,  sondern  auch  auf  seine  Freiheit  und  sein 
E^igentum.  In  dem  Schutze  ihrer  Bürger  machen  die 
Vereinigten  Staaten  keinen  Unterschied  zwischen  im  Lande 
geborenen  und  naturalisierten  Bürgern',  und  bei  der  Ge- 
währung des  Schutzes  machen  sie  bei  letzteren  keinen 
Unterschied  zwischen  dem  Lande  ihrer  früherer  Nationalität 
und  anderen  fremden  Ländern®. 

Das  Recht  eines  amerikanischen  Bürgers  im  Auslande, 
den  Schutz  der  Vereinigten  Staaten  anzurufen,  wird  von 
den  Vereinigten  Staaten  nicht  als  von  den  Landesgesetzen 
des  Landes  kontrolliert  betrachtet,  gegen  welches  ein  solcher 
Schutz  angerufen  wird.  Mr.  Frelinghuysen  sagte: 
„Das  Recht  eines  amerikanischen  Bürgers,  den  Schutz  seiner 
Regierung  im  Auslande  zu  beanspruchen  und  die  Pflicht 
der  Regierung,  einen  solchen  Schutz  auszuüben,  sind  reziprok 
und  haften  der  Allegiance  des  Bürgers  unter  der  Verfassung 
seines  eigenen  Landes  an;  und,  so  weit  das  reziproke  Recht 
seitens  des  Bürgers  und  die  Pflicht  seitens  seiner  Regierung 


1  S.  SUagfhter  House  Gases,  16  WaU.  79,  80. 

^  9  Opin,  Atty  Qen.  356;  14  Opin,  Atty  Gen.  295,  „where  the  sub- 
jeet  is  not  regnlated  by  treaty,  no  distinction  can  be  made,  with  respect 
to  protection  abroad,  between  natiiralized  and  native-bom  citisens^.  8. 
Rer.  Stet  §  2000. 

•  9  Opin,  AUy  Oen.  856. 
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nicht  durch  die  Gesetze  eines  fremden  Landes  geschaffen 
sind,  ktonen  sie  auf  der  anderen  Seite  nicht  durch  das 
Landesgesetz  eines  fremden  Landes  negiert  werden^. 

Die  Vereinigten  Staaten  leisten  keinen  Schutz,  und 
kein  Bürger  kann  ihn  rechtmäfsig  beanspruchen  bei  Strafen 
wegen  im  Auslande  begangener  Verbrechen,  oder  gegen  Ge- 
setzesverletzungen des  Landes,  in  welchem  er  sein  mag. 
Jede  Regierung  hat  das  Recht,  Strafen  gegen  die  zu  ver- 
hängen,  die  innerhalb  ihrer  Jurisdiktion  seine  Gesetze  über- 
treten haben,  ob  nun  diese  Übertreter  seine  eigenen  Bürger 
oder  die  Bürger  anderer  Staaten  sind.  „Keine  Nation  hat 
das  Recht,  das  Landesgesetz  anderer  Nationen  zu  beauf 
sichtigen,  oder  zu  beanspruchen,  dafs  ihre  Bürger  oder 
Untertanen  von  der  Wirkung  eines  solchen  Gesetzes  aus- 
geschlossen sein  sollen,  wenn  sie  sich  ihm  freiwillig  unter- 
stellt haben."  Wo  also  das  Landesgesetz,  dessen  Verletzung 
gesühnt  wird,  kein  Vertragsrecht  verletzt  oder  ein  Recht, 
das  durch  andere  Bedingungen  gesichert  ist,  da  kann  keine 
Einmischung  beansprucht  werden^. 

Ein  Wort  mufs  hier  noch  mit  Bezug  auf  den  von  ver- 
schiedenen Nationen  erhobenen  Anspruch  gesagt  werden, 
dafs  ihre  Gerichte  das  Recht  hätten,  über  Vergehen,  die 
von  Fremden  in  fremdem  Lande  begangen  sind,  zu  ur- 
teilen^.   Welche  Haltung  haben  nun  die  Vereinigten  Staaten 


^  StaatBsekr.  Frelinghujsen  an  Herrn  Morgan,  24.  Jali  18^2, 
M88.  Inst  Mexico;  For.  Rel.  1882;  Wharton,  Digest  §  172. 

'  Dies  Prinzip  entzieht  jedoch  einem  B6rger  der  Ver.  Staaten  nicht 
das  Recht  auf  Schutz  gegen  Unrecht  und  Schaden,  willkürliche  Akte  der 
Bedrückung  and  Eigenturosberaubung  zum  Unterschied  von  Strafen  für 
die  Übertretung  der  Gesetze  des  Landes,  unter  dessen  Jurisdiktion  er 
sich  gestellt  hat  Auch  hebt  es  sein  Recht  auf  Schutz  nicht  auf  da,  wo 
die  Gerechtigkeit  von  den  Gerichten  fremder  Lander  Tersag^  oder  aof- 

feschoben  ist     S.  Staatssekr.  Buchanan   an  Herrn  Osma,  1.  Februar 
848,  Mss.  notes  Peru;  Wharton  a.  a.  O.  §  230. 

'  Frankreich,  Deutschland,  Österreich,  Italien,  Spanien,  Belgien  und 
die  Schweiz  beanspruchen  das  Recht,  auf  ihrem  Boden  sich  befindende 
Fremde,  die  im  Auslande  Handlungen  gegen  die  Sicherheit  oder  die  Prä- 
rogative des  Staates  als  eines  Souveräns  begangen  haben,  zu  bestrafes. 
RuJfsland,  die  Niederlande  und  Griechenland  beanspruchen  das  Recht, 
auch  Fremde  zu  bestrafen,  die  Verbrechen  gegen  ihre  Bürger  als  private 
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gegenüber  den  Rechten  ihrer  Bürger  auf  Befreiung  von 
einer  solchen  Jurisdiktion  eingenommen?  Die  Vereinigten 
Staaten  haben  von  früher  Zeit  angenommen,  dafs  „die 
kriminelle  Jurisdiktion  einer  Nation  sich  auf  ihr  eigenes 
Oebiet  und  auf  die  Schiffe  unter  ihrer  Flagge  auf  hoher 
See  bezieht,  und  dafs  sie  sich  nicht  erstrecken  kann  auf 
Handlungen,  die  im  Gebiete  eines  anderen  Staates  begangen 
sind,  ohne  dessen  Souveränität  und  Unabhängigkeit  eu  ver- 
letzen **.  Die  Lage  der  Vereinigten  Staaten  gegenüber  ihren 
eigenen  Bürgern  ist  gut  beleuchtet  in  dem  „Cutting  Gase"  ^, 
in  welchem  die  Vereinigten  Staaten  sich  weigerten,  Mexiko 
das  Recht  zu  gestatten,  einen  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  zu  verklagen  und  ins  Gefängnis  zu  setzen  wegen 
einer  Kritik,  die  von  ihm  in  einer  amerikanischen  Zeitung 
veröffentlicht  war,  und  die  ungünstig  über  einen  gewissen 
Bürger  von  Mexiko  urteilte.  „Einer  solchen  Jurisdiktions- 
annahme werden  sich  weder  die  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  noch  die  Einzelstaaten  unterwerfen'/ 
Die  Stellungnahme  der  Vereinigten  Staaten  scheint  die 
richtige  zu  sein.  Denn,  abgesehen  von  der  Theorie  der 
Non-Territorialität  des  Verbrechens,  die  noch  nicht  so  all- 
gemein angenommen  ist,  dafs  sie  als  genügende  Vertei- 
digung einer  Staatshandlung  von  so  radikaler  Natur  be- 
trachtet werden  kann,  ist  der  Erlab  von  Gesetzen,  die 
Strafen  über  Verbrechen  verhängen  wegen  Verbrechen, 
die  aufs  erhalb  der  Jurisdiktion  der  Gerichte,  welche  sie 
verfolgen  und  bestrafen,  aus  keinem  Grunde  zu  recht- 
fertigen. Zugegeben,  dafs  die  ausschliefsliche  territoriale 
Jurisdiktion   eines  Staates   vollständige  Kontrollo  über  alle 


Individuen  begangen  haben.  Das  letzte  Recht  wird  von  Österreich  and 
Italien  beanspmdit,  wenn  Aasliefemng  beantragt  und  vom  Lande,  in 
welchem  das  Verbrenchen  begangen  war,  verweigert  wird. 

1  Staatssekr.  Bayard  an  Herrn  Jaelison,  20.  Juli  1886,  Mss. 
Inst.  Mexico;  Sen.  Ex.  Doc  224,  49tl>  Cong.  l^t  Session;  For.  Rel.  1886. 

*  8.  Moore's  Report  on  Extraterritorial  Crime  &  the  Cutting  Gase, 
U.  S.  Dep't  of  State  1887 :  auch  M.  Alb^ric  Rolin,  Revue  de  Droit  Intern. 
1888,  559;  Wharton  a.  a.  O.  §§  15,  189. 
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Ausländer  verleiht,  die  nicht  durch  spezielle  Freiheiten  ge- 
schützt sind,  80  lange  sie  sich  auf  seinem  Boden  befinden, 
so  gilt  doch  das  Wort  Halls^:  ^Zu  behaupten,  dafs  dies 
Jurisdiktionsrecht  Handlungen,  die  vor  der  Ankunft  der 
fremden  Untertanen  im  Lande  deckt,  heifst  in  Wirklichkeit 
einen  Anspruch  auf  konkurrierende  Jurisdiktion  mit  an- 
deren Staaten  aufstellen,  mit  Bezug  auf  Handlungen,  die 
innerhalb  derselben  begangen  sind,  und  es  heifst  gerade 
das  Prinzip  ausschliefslicher  Jurisdiktion  zerstören,  an  die 
die  angeblichen  Rechte  um  Unterstützung  appellieren  müssen.*' 

Kein  naturalisierter  Bürger  der  Vereinigten  Staaten 
kann,  wenn  er  zeitweilig  in  sein  Heimatland  zurückkehrt, 
den  Schutz  seiner  Regierung  in  Anspruch  nehmen,  ihn 
vom  Militärdienst  oder  von  Strafe  für  Militärdienstentziehung 
zu  befreien,  vorausgesetzt,  dafs  eine  solche  Dienstpflicht 
sich  nicht  wirklich  vor  seiner  Abreise  gezeitigt  hat  Die 
Möglichkeit  künftigen  Dienstes  genügt  jedoch  nicht,  um 
das  Recht  auf  Schutz  in  dieser  Beziehung  zu  verwirken. 
Die  Einberufung  mufs  tatsächlich  stattgefunden  haben'. 
Auch  gibt  die  Naturalisation  in  den  Vereinigten  Staaten 
dem  Naturalisierten  nicht  das  Recht  auf  Freiheit  von  den 
Schulden,  die  er  in  seinem  Geburtslande  vor  der  Naturali- 
sation kontrahiert  hat^. 

Ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  der  in  einer 
fremden  Armee  angeworben  ist,  hat  keinen  Anspruch  gegen 


^  Halls  International  Law,  4.  Aufl.,  221,  222  Anm.  8.  aach 
Taylor,  Pub.  Int.  Law,  241. 

«  S.  Taylor  a.  a.  O.  p.  228. 

'  Staatssekr.  Marcj  an  Herrn  D'Oench,  16.  Nov.  1853,  Mss. 
Dom.  Let.  „In  granting  the  high  privilege  of  its  ciüzenship,  the  United 
States  does  not  assume  the  defenoe  of  obligations  incarred  by  the  party 
to  whom  it  acxords  its  citizenship  prior  to  his  acqnisition  of  that  right, 
nor  does  it  assnme  to  become  his  attomey  for  the  prosecation  of  olaims 
originating  prior  to  the  citizenship  of  the  claimant"  Staatssekr.  Fish 
an  Herrn  Davis,  24.  Nov.  1874,  Mss.  Inst  Oermany .  Derselbe  an  den* 
selben,  21.  Juli  1875,  ebenda.  Aber  eine  Yerhaftong  eines  vormaligen 
Untertanen,  der  in  den  Yer.  Staaten  nataralisiert  woAen  ist,  kann  nicht 
mit  dem  Grande  gerechtfertigt  werden,  dafs  er  entgegen  den  Gesetzen  des 
Heimatlandes  auswandert,  9  Opin.  Atty  Gen.  356. 
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Beine  Regierung,  seine  Freilassung  zu  erwirken^.  Auch 
hat  ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  der  in  einem 
fremden  Lande  verarmen  sollte,  kein  Recht  auf  Unter- 
stützung seitens  seiner  Regierung.  ,,Bb  gibt  keine  Geld- 
mittel oder  Autorität  flir  die  Unterstützung  eines  verarmten 
Bürgers  der  Vereinigten  Staaten  seitens  eines  diplomati- 
schen Beamten  oder  fttr  seine  Rückbeförderung*^^.  Die 
Annahme  für  Seeleute  fi&Ut  unter  die  Konsulargerichtsbarkeit. 
Auch  kann  kein  Bürger  einen  Pafs  von  Rechts  wegen 
fordern.  Dem  Gesetz  nach  ist  die  Ausgabe  von  Pässen 
nur  zulässig,  aber  nicht  obligatorisch  für  die  Regierung,  und 
die  Entscheidung  bleibt  dem  Staatssekretär  überlassen^. 

Das  Recht  auf  Schutz  im  Auslande  kann  von  Rechts 
wegen  nur  durch  volle  Bürger  der  Vereinigten  Staaten  be- 
ansprucht werden.  Ein  Fremder,  der  einfach  seine  Absicht 
erklärt  hat,  ein  Bürger  zu  werden,  und  ins  Ausland  geht, 
nimmt  nicht  das  Recht  mit  sich,  Schutz  zu  beanspruchen. 
Wenn  er  in  sein  Heimatland  zurückkommt,  kehrt  er  ein- 
fach zurück  als  Untertan,  denn  er  hat  niemals  seine  Staats- 
angehörigkeit gewechselt^.  Eine  „Declaration  of  Intention^ 
kann  dem  Erklärenden  ein  Quasirecht  geben  auf  Schutz 
gegenüber  einem  dritten  Souverän.  Auf  das  Quasirecht 
kann  sich  aber  der  Erklärende  nicht  dauernd  stützen,  denn 


1  Staatssekr.  Marcj  an  Herrn  Peden,  10«  April  1856,  Mss.  Inst. 
Germany. 

■  Printed  Pers.  Instr.  Dip.  Agte.  1885.  „The  Government  of  the 
United  States  cannot  undertake  to  be<*x)me  almoners  in  foreign  coantries 
to  bring  back  at  public  expense  recreant  or  inconstant  Citizens  who  fall 
into  misfortune  abroad.*^  i^taatssekr.  Seward  an  Herrn  Fogg,  28.  Juli 
1864,  Mss.  Inst.  SwitzM.  S.  Staatssekr.  Eyarts  an  Herrn  Fish,  5.  März 
1880,  ebenda.     BezOglich  der  Seeleute  s.  Whartoua.  a   0.  §  124. 

'  S.  Rev.  Stat  §  4075.  Im  Auslande  geborene  Kinder,  deren  Väter 
zur  Zeit  der  Geburt  besagter  Kinder  Burger  der  Ver.  Staaten  waren,  sind 
Bürger  der  Ver.  Staaten  nach  dem  Gesetz  vom  10.  Febr.  1855,  aber  wenn 
nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  sie  geboren  sind  und  wohnen, 
sie  Bürger  jenes  Landes  sind,  so  können  die  vier.  Staaten  sie  nicht  von 
der  Untertanenpflicht,  die  sie  dem  Lande  ihrer  Geburt  schulden,  ent- 
binden, solange  sie  sich  auf  dessen  Gtobiet  befinden,  und  die  Ver.  Staaten 
werden  denselben  keinen  Pafs  als  Bürger  der  Ver.  Staaten  ausstellen. 
18  Opin.  Atty.  Gen.  89. 

*  8.  W harten  a.  a.  O.  §  175. 
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die  allgemeine  Regel  besagt,  dafs  jedes  Individaum  ein 
Bürger  oder  Untertan  irgend  eines  Landes  ist;  und  wenn 
seine  Handlungen  ihn  nicht  zum  Bürger  der  Vereinigten 
Staaten  gemacht  haben,  dann  bleibt  er  noch  ein  Bürger 
seines  Heimatlandes^.  Obwohl  eine  blofse  Erklärung  der 
Absicht  nicht  das  Bürgerrecht  verleiht,  so  kann  sie  doch 
unter  besonderen  Umständen,  in  einem  muhamedanischen 
oder  halbwilden  Lande  seinen  Appell  an  die  guten  Dienste 
eines  diplomatischen  Vertreters  der  Vereinigten  Staaten  in 
einem  solchen  Lande  unterstützen '. 

Das  Recht  auf  Schutz  kann  verloren  gehen.  Die 
Doktrin  der  Vereinigten  Staaten  hierüber  ist  in  den  folgenden 
Sätzen  aus  der  diplomatischen  Korrespondenz  auseinander- 
gesetzt. ,, Jemand,  der  seine  Residenz  in  einem  fremden 
Orte  aufschlägt  und  dort  eine  Schädigung  seines  Eigen- 
tums durch  Eriegshandlungen  gegen  den  Ort  seitens  einer 
anderen  fremden  Nation  erleidet,  mufs  das  Schicksal  des 
Landes,  in  welchem  er  seinen  Aufenthalt  genommen  hat,  er- 
tragen, und  sein  einziger  Anspruch,  wenn  überhaupt  ein 
solcher  besteht,  richtet  sich  gegen  die  Regierung  jenes 
Landes*."  „Ein  Bürger  der  Vereinigten  Staaten,  der  ein 
permanentes  Domizil  in  einem  fremden  Staate  annimmt  und 
eingeht,  verliert  das  Recht,  die  diplomatische  InterventioD 
der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  gegen  einen  solchen 
fremden  Staat  zu  beanspruchen  ^.  **  Die  entsprechenden  Rechte 
auf   Schutz    seitens    der   Regierung    können    durch    lange 

'  Eine  Besprechung  der  Falle  Koszta,  Walsh  und  Abdallah 
Saab  findet  sich  in  Webster*«  Artikel:  Citizennhip  by  Naturallutioa 
in  tbe  United  States,  24  Amer.  Law  Rev.  8.  auch  Taylor  a.a.O. 
p.  211,  212;  Wharton  a.  a.  O.  §g  175,  198;  3  Lawrence,  Com.  w 
droit  intern.  188;  ebenso  4  idem,  179,  180;  2  Calvo,  Droit  Int,  8.  Aufl. 
96;  PrizeCases,2Black.  635;  auch  Dana^s  Anm.  160  zu  Wheaton's 
El.  Int  Law.    Die  entgegengesetzte  Absicht  bei  Hall  a.  a.  O.  §  72. 

*  Staatssekr.  Cass  an  Herrn  De  Leon,  18.  Aug.  1858,  Mss.  In^ 
Barb.  Powers. 

*  Staatssekr.  Fish  an  Herrn  Siebert,  18.  April  1875,  Bfss.  Dos 
Let     S.  auch  Wharton  a.  a.  O.  §  176. 

^  Staatssekr.  Evarts  an  Herrn  Logan,  9.  März  1881,  Mss.  Ufi- 
Cent  Am.     S.  Wharton  a.  a.  O.  §  190- 
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dauerndes  Vermeiden  und  stillschweigende  Vernachlässigung 
der  Pflichten  des  Bürgerrechts,  sowie  durch  offenen  Ver- 
zicht verloren  werden  ^  Es  ist  indessen  zu  bemerken,  dafs 
in  jedem  Falle  die  entscheidende  Hauptsache  ist:  ist  solch 
eine  praktische  I^Lpatriation  eingetreten ,  die  das  Indivi- 
duum aus  der  Jurisdiktion  der  Vereinigten  Staaten  ent- 
fernt? Dies  sollte  durch  positiven  Beweis  festgestellt 
sein,  ehe  ein  solcher  Schutz  entzogen  wird^. 


1  8taAt88ekr.  Fish  an  Herrn  Niles,  30.  Okt  1871,  Mss.  Dom.  Let. 

'Pepin's  Gase,  Staatssekr.  Fish  an  Herrn  Washburne^ 
28.  Juni  1873,  Mss.  Inst.  France;  For.  Rel.  1873.  Vgl  auch  das  oben 
Gesagte,  Teil  1,  Kap.  3,  über  das  Au^eben  des  Bürgerrechts. 
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Erster  Abschnitt. 

Die  völkerrechtlichen  Rechtsfolgen 

der  Piraterie  in  ihrer  Bedentnng  für  den 

Tatbestand. 


§  1.   Die  Reehtsfolgen  der  Piraterie. 

Bekennt  man  sich  zu  der  Auffassung,  dafs  Rechts- 
subjekte des  Völkerrechts  nur  die  Staaten  sind,  so  ist  die 
Piraterie  für  das  internationale  Recht  nicht  Delikt,  sondern 
ein  blofses  Rechtsereignis*;  und  ihre  Rechtsfolgen  können 
in  dieser  Voraussetzung  nur  in  der  Person  der  Staaten 
entstehende  Befugnisse  und  Pflichten  sein.  Das  Ziel  dieser 
Untersuchung  ist,  zu  ermitteln,  wie  dieses  Ereignis  be- 
schaffen sein  müsse,  damit  es  zu  einem  völkerrechtlichen 
Rechtsereignis  werde,  d.  h.  Rechtsfolgen  für  die  Staaten 
eintreten.  Die  Rechtsfolgen  selbst  interessieren  nur,  soweit 
ihre  Erkenntnis  für  die  Bestimmung  des  Tatbestandes  von 
Bedeutung  ist. 

I.  Der  grofsen  Aufgabe,  zur  Förderung  ihrer  An- 
gehörigen wie  zur  Durchführung  dringender  Anforderungen 
der  öffentlichen  Moral  auch  in  staatlosen  Gebieten  eine 
Rechtsordnung  aufzurichten,  ist  die  in  der  Völkerrechts- 
gemeinschaft vereinigte  Staatenwelt  in  steigendem  MaTse 
gerecht  geworden.    Die  rechtlichen  Grundlagen  der  in  dieser 


*  Über  die  Frage  der  Daldung  oder  Ansübaiig  der  Piraterie  durch 
Staaten,  s.  n.  §§  6  and  12.  Über  da«  Verhältnis  der  Piraterie  zn  den 
„Delikten  wider  das  Völkerrecht'',  s.  §  8  lU. 

Staats-  u.  TOlkerrechti.  Abh»ndl.    IV  4.  —  Stiel.  1 


2  IV  4. 

Hinsicht    getroffenen    Mafsregeln    sind    ftir    die    in    Frage 
stehenden  Gebiete  nicht  dieselben. 

a)  In  staatlosem  Landgebiet  stehen  der  Betätigung 
der  einzelnen  Staatsgewalten  keine  aus  den  Verhältnissen 
der  staatlosen  Gebiete  selbst  abzuleitenden  Hindernisse  ent- 
gegen. Tatsächliche  Machtentfaltung  wie  auch  die  Aus- 
dehnung der  Geltung  der  Gesetze  sind  lediglich  durch  mit 
dem  besonderen  Charakter  des  Gebietes  nicht  zusammen- 
hängende allgemeine  völkerrechtliche  Prinzipien  gebunden  ^. 
Diese  Sätze  gelten  auch  für  Interessensphären^. 


^  Die  tatsächliche  Ausdehnung  der  Jurisdiktion  über  herren- 
lose Gebiete  kann  hier  nicht  in  extenso  dargestellt  werden.  Sie  ist 
nicht  aufser  Zusammenhang  mit  dem  Gegenstände  unserer  Untersuchung 
(piratische  Akte  an  staatlosen  Küsten,  s.  u.  §  9).  Der  Bechtsrastand 
ist  noch  sehr  unvollkommen.  Vgl.  y.  Martitz  Rechtshilfe  I,  S.  69, 
N.  17;  neuere  englische  Gesetzgebung  bei  Hintrager,  Z.  f.  int  Pr. 
u.  Strafr.  IX,  S.  75  f.;  neuerdings  französisches  Dekret  vom 
28.  Februar  1901,  r^glementant  au  point  de  vue  administratif  et  judiciaire 
la  Situation  des  citoyens  fran9ais  etablis  dans  les  iles  et  terres  de  Tocdan 
pacifique  ne  faisant  pas  partie  du  domaine  colonial  de  la  Franoe  et 
n'appartenant  k  aucune  autre  puissance  dvilis^e,  auf  Grundlage  des 
Gesetzes  vom  30.  Juli  1900,  s.  Annuaire  de  l^slation  firan^ise  20, 
S.  134  f  (das  Dekret  dehnt  die  Stra%erichtsbarkeit  über  die  Untertanen 
auf  d^lits  und  contraventions  aus);  für  Deutschland  ist  durch  §  77 
des  Kons.  -  Ger.  -  Ges.  vom  7.  April  1900  eine  Änderung  eingetreten; 
während  früher  die  Geltung  des  §  4,  Abs.  2,  Nr.  3  StG.B.  für  staatloses 
Gebiet  sehr  bestritten  war  (dafür  u.  a.  Binding,  Handb.  d.  Strafr.  I, 
S.  436;  Y.  Liszt,  Lehrb.  d.  Strafr.,  10.  Aud.  1900,  S.  89;  in  der  5.  Aufl. 
seines  Lehrbuchs  d.  Strafr.,  1895,  S.  122  auch  Hugo  Meyer;  dagegen 
Olshausen  Kommentar  z.  Strafgesetzb.  §  4,  N.  16;  y.  Martitz 
Rechtshilfe  I,  S.  69,  N.  17),  bildet  nunmehr  §  77  einen  sicheren  Beweis 
für  die  Anwendbarkeit  (so  richtig  y.  Liszt,  Lehrb.  d.  Strafr.,  14.  und 
15.  Aufl.  1905,  S.  108,  N.  9  und  Bin  ding  Grundr.  d.  Strafir.,  AUgem. 
Teil,  6.  Aufl.  1902,  S.  79);  unrichtig  Finger,  Deutsch.  Strafr.  I  1904, 
S.  170,  nach  dem  eine  berichtigende  Auslegung  des  §  4  StG.B.  durch 
§  77  K.G.G.  Yerhindert  sein  soll,  da  dieser  dem  richtigen  Grundsatze 
eine  ausnahmsweise  Geltung  für  Konsulargerichte  beilege  und  dadurch 
seine  allgemeine  Anwendung  ausschlielse ;  danach  stände  dem  in  staat- 
losem Gebiet  zum  Verbrecher  gewordenen  Deutscheu  die  Rückkehr  in 
die  Heimat  frei,  während  er  in  China  oder  Persien  dem  deutschen  Richter 
Yerfiele;  und  för  Verbrechen,  die  zur  Zuständigkeit  der  Schwumrichte 
oder  des  Reichsgerichts  gehören,  ginge  er  überhaupt  frei  aus;  §  77  kann 
nur  eine  die  Regel  bestätigende,  nicht  eine  exzeptionelle  Bestimmung 
darstellen. 

'  Siehe  aber  deutsch-englisches  Abkommen  vom  1.  Juli  1890,  Art  Vll 
(N.R.G.  2.  s^r.  16,  S.  894):  „Jede  der  beiden  Mächte  übernimmt  die 
Verpflichtung,   sich  jeglicher  Einmischung  in  diejenige  Interessen- 
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b)  Dem  dringenderen  Bedürfnis  entsprechend  ist  die 
internationale  Rechtsordnung  fUr  das  Meer  zu  einer  un- 
gleich geschlosseneren  Ausgestaltung  gelangt  Ihre  Grund- 
lage ist  nicht,  wie  bei  der  auf  staatlosem  Landgebiet 
errichteten,  eine  rein  negative,  dahin  gehend,  dafs  der  Ent- 
faltung der  Staatsgewalt  zivilisierter  Staaten  keine  Schranken 
gezogen  wären,  vielmehr  ein  positives  Prinzip,  das  jede 
Gebietshoheit  ausschliefst  und  so  das  Meer  fiir  ein  „staat- 
loses Gebiet''  durchaus  eigner  Art  erklärt^.  Auf  dieser 
Grundlage,  als  Eonsequenz  des  Prinzips  der  Meeresfreiheit, 
ergibt  sich  sodann  eine  zweifache  Verpflichtung  der  Staaten; 
sie  haben  insgesamt  Sorge  zu  tragen,  dafs  nur  Staats- 
angehörige Schiffe  das  Meer  befahren;  und  jeder  einzelne 
hat  zu  verhindern,  dafs  seine  Nationalschiffe  die  allgemeine 
Sicherheit  verletzen  oder  gefährden. 

Man  könnte  versucht  sein,  in  diesen  Grundsätzen  ein 
geschlossenes  System  zu  erblicken,  ausreichend,  den  fried- 
lichen Seeverkehr  in  allen  Beziehungen  zu  sichern.  Aber 
der  Ozean  in  seiner  unermefslichen  Weite,  „undique  et 
undique  navigabilis*'  (Grotius  mare  liberum  C.  1),  läCst 
dem  einzelnen  Staate  nicht  die  Möglichkeit,  seine  Staats- 
gewalt den  ihm  angehörigen  Schiffen  als  eine  allgegenwärtig 


Sphäre  zu  enthalten,  welche  der  anderen  durch  Art  I — ^IV  des  f?egen- 
warügen  Abkommens  suerkannt  ist;^  so  auch  Art  V  des  deat6ch-enff- 
lischen  Abkommens  vom  15.  November  1893  (N.R.G.  2.  sdr.  20,  S.  276). 
Und  andererseits  den  deutsch-niederländischen  Vertrag  vom  21.  September 
1897  (R.G.B1.  1897,  S.  747),  dessen  Art.  2  eine  Auslieferungspflicht 
für  die  Interessensphären  begründet  Es  handelt  sich  hier  um  einzelne 
vertragsmäfsige  Festsetzungen,  die  nach  den  beiden  Richtungen  des  Aus- 
schlusses firemder  Staatsgewalt  von  der  Ausübung  von  Hoheitsrechten 
wie  der  Begründung  einer  völkerrechtlichen  Verantwortlichkeit  des  privi- 
legierten Staates  die  Interessensphäre  dem  Staatsgebiet  annähern. 

^  Damit  erschöpft  sich  der  Inhalt  der  Meeresfreiheit  nicht  Die 
Zulassung  aller  Nationen  zur  Nutzung  des  Meeres  (vornehmlich  zu  Schiff- 
fahrt und  Fischerei)  ist  ein  Satz  von  selbständiger  Bedeutung,  der 
die  Staaten,  über  den  Ausschlufs  tatsächlicher  Machtentfaltung  hinaus, 
auch  in  der  Ausgestaltung  ihrer  Gesetzgebung  in  gewissen  Punkten  Ije- 
schrankt  Von  ihm  hat  das  ganze  Prinzip  seinen  Ausgang  genommen; 
für  Hugo  Grotius  (mare  liberum)  handelte  es  sich  im  wesentlichen 
nur  um  die  Freiheit  des  Verkehrs  für  alle  Nationen. 
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Möglichkeit  wirksamer  Durchführung  infolge  Mangels  einer 
Strafandrohung  fehlt"  (vgl.  auch  Philipp  Zorn,  Staats- 
recht n,  2.  Aufl.  1897,  S.  927).  Dieser  Ausführung  kann 
der  Vorwurf  einer  gewissen  Oberflächlichkeit  nicht  erspart 
bleiben.  Die  sehr  zutreffende  Bemerkung,  dafs  nach 
geltendem  Rechte  tatsächlich  nicht  jeder  Staat  die  Kom- 
petenz zur  Aburteilung  eingebrachter  Piraten  habe,  ist 
schon  oft  gemacht  worden;  aber  daraus  den  Schlafs  zu 
ziehen,  dafs  die  Piraterie  überhaupt  ohne  völkerrechtliche 
Bedeutung  sei,  ist  nur  bei  einer  Konfundierung  der  voll- 
kommen disparaten  Fragen  möglich,  wie  weit  sich  die 
Gerichtsbarkeit  eines  Staates  erstrecke  und  unter  welchen 
Voraussetzungen  er  zur  Festnahme  eines  Schiffes  auf  hoher 
See  schreiten  dürfe.  Auch  im  Falle  des  Einschreitens 
eines  deutschen  Kriegsschiffes  etwa  auf  Grund  des  Nordsee- 
Fischereivertrages  oder  der  Kabelkonvention  ist  die  Mög- 
lichkeit der  Strafverfolgung  in  Deutschland  nur  in  den 
(auch  für  die  Verfolgung  von  Piraten  geltenden)  Schranken 
der  §§  3—8  StG.B.  gegeben*,  ohne  dafs  dadurch  die  Zu- 
lässigkeit  des  Eingriffs  irgendwie  berührt  würde.  Wenn 
vielen  Staaten  nach  Lage  ihrer  Gesetzgebung  die  Zuständig- 
keit zur  Bestrafung  von  Piraten  in  gewissen  Fällen  mangelt, 
so  ist  deshalb  die  Aufbringung  der  Piratenschiffe  durch 
sie  keine  unnütze  Bemühung,  es  sei  denn,  es  bestehe  nicht 
die  Möglichkeit  der  Auslieferung  an  irgend  einen  zuständigen 
Staat,  ein  denkbarer  aber  sehr  unpraktischer  Fall.  Dafs 
in  Ergänzung  der  fehlenden  eigenen  Zuständigkeit  des 
Staates  eine  Auslieferungsverbindlichkeit  besteht^,  ist  ein 
Gesichtspunkt,  der  Zorn  entgangen  zu  sein  scheint 


^  Die  deutschen  Ausführungsgesetze  zu  dem  Nordsee-Fischereivertrag 
(Reichsgesetz  vom  80.  AprU  1884,  R.G.B1.  1884  S.  48)  und  zu  der  Kabel- 
konvention (Reichsgesetz  vom  21.  November  1887,  abgedruckt  in  Martens 
N.R.6.  2.  s^r.  15,  S.  71)  enthalten  keine  die  §§  3-8  St.G.B.  abändernden 
Bestimmungen  (anders  das  aus  Anlafs  der  Brüsseler  Generalakte  ergangene 
Gesetz  betreffend  die  Bestrafung  des  Sklavenraubes  und  des  Sklaven- 
handels vom  28.  Juli  1895,  §  5;  bei  Martens  N.R.G.  2.  s^r.  24,  S.  6241 

3  Vgl.  namentlich  v.  Martitz  Rechtshilfe  I,  S.  186. 
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Unter  der  Einmütigkeit,  mit  der  die  Zulässigkeit  der 
Aufbringung  der  Piratenschiffe  anerkannt  wird,  verbirgt 
sich  nun  aber  eine  tiefgehende  Meinungsverschiedenheit 
über  die  Tragweite  dieser  Anerkennung.  Veranlafst  durch 
die  Notwendigkeit,  den  in  Verkennung  des  Wesens  der 
Piraterie  vielfach  übermäßig  ausgedehnten  Tatbestand  zu 
restringieren,  hat  man  behauptet,  Pirat  sei  nur  ein  solches 
Schiff,  „das  völkerrechtlich  betrachtet  keinem  Staate  an- 
gehört" (v.  Liszt,  Völkerrecht,  S.  211)».  Es  ist  das  im 
Grunde  eine  Frage  des  Tatbestandes  der  Piraterie, 
nicht  der  Rechtsfolgen;  wenn  sie  gleichwohl  hier  ihre  Be- 
handlung findet,  so  rechtfertigt  sich  das  daraus,  dafs,  wenn 
die  von  v.  Liszt  vertretene  Auffassung  richtig  ist,  die 
Piraterie  zu  einem  Tatbestand  ohne  selbständige  Rechts- 
folge würde,  wonach  die  weitere  Darstellung  einen  ganz 
anderen  Weg  einzuschlagen  hätte.  Ein  keinem  Staate  an- 
gehörendes Schiff  kann  aus  dem  blofsen  Grunde  seiner 
Anationalität  aufgebracht  werden  (s.  u.  4).  Die  Bedeutung 
der  Piraterie  besteht  wesentlich  darin,  dafs  sie  die  Mafs- 
regel  auch  gegenüber  nationalen  Schiffen  ermöglicht.  Vor 
näherem  Eingehen  auf  die  Kontroverse  soll  eine  Präzisierung 
derselben  versucht  werden. 

Eines  der  wesentlichsten  Elemente  des  subjektiven  Tat- 
bestandes der  Piraterie  ist  die  Lösung  des  Piratenschiffes 
von  jedem  anerkannten  staatlichen  Verbände  in  einem  noch 
näher  zu  bestimmenden  beschränkten  Sinne  (gewerbsmäfsiges, 
sozialgefährliches  Unternehmen  ohne  politischen  Zweck). 
Diese  Lösung  ist  ein  rein  tatsächlicher  Vorgang,  ein  Er* 
eignis  in  der  Psyche  der  betreffenden  Personen.  Von  ihr, 
die  man  als  faktische  Denationalisierung  bezeichnen  könnte, 


^  Als  übereinstimmend  ist  nur  eine  recht  krause  Aasfuhmng 
Geffckens  anzufahren,  bei  Heffter,  §  104,  N.  2:  „Ein  Seeräuber, 
der  auf  hoher  See  gegen  fremde  Personen  oder  fremdes  Eigentum  Gewalt 
übt,  ohne  dam  von  einer  bestimmten  Staatsgewalt  ermächtigt  zu  sein, 
hat  keine  Nationalität,  da  keine  Regierung  ein  solches  Verbrechen  er- 
lauben wird,  kann  also  nur  betrügerischer  Weise  Schiffspapiere  erhalten 
haben  und  eine  Flagge  nur  durch  Usurpation  fahren.** 
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ist  die  infolge  der  Piraterie  eintretende  rechtliche  De- 
nationalisierung streng  zu  scheiden.  Diese  letztere  bedeutet 
eine  Lockerung  des  rechtlichen  Bandes^  das  das  Schiff  und 
seine  Besatzung  mit  dem  Heimatlande  verbindet;  und  zwar 
denkt  bei  ihr  die  kontinentale  Auffassung  in  erster  Linie 
an  die  rechtliche  Lösung  des  Schiffes  vom  Heimatsstaate 
(rechtliche  Denationalisierung  des  Schiffes),  die  englisch- 
amerikanische an  die  Lösung  des  Bandes  zwischen  Staat 
und  Untertan  (rechtliche  Denationalisierung  der  Besatzung). 
Faktische  und  rechtliche  Denationalisierung  stehen  im 
Verhältnis  von  Tatbestand  und  Rechtsfolge.  Im  Gegensatz 
hierzu  betrachtet  v.  Liszt  die  rechtliche  Denationali- 
sation  als  ein  Tatbestandsmerkmal,  eine  Voraussetzung  der 
Piraterie. 

Der  Grund  der  v.  Liszt' sehen  Anschauung  wird  in 
einem  durchaus  zutreffenden  Gedanken  zu  suchen  sein, 
dem  V.  Liszt  folgenden  Ausdruck  verleiht  (S.  211):  „Wenn 
die  Besatzung  eines  deutschen  Schiffes  auf  offener  See  eine 
Gewalttat  begeht,  also  etwa  ein  Fischerboot  anhält  und 
ausplündert,  so  tritt  ausschliefslich  die  deutsche  Gerichts- 
barkeit ein ;  die  Tat  ist  nicht  Seeraub  im  Sinne  des  Völker- 
rechts.** Aber  so  berechtigt  dieser  Gedanke  ist,  so  nötigt 
er  doch  keineswegs,  die  juristische  Denationalisation  zum 
Tatbestandsmerkmal  zu  erheben.  Ist  man  von  der  Un- 
möglichkeit der  verbreiteten  Meinung  überzeugt,  die  in 
einem  einzelnen  Gewaltakt  eines  Schiffes  den  alle  Nationen 
zum  Einschreiten  berechtigenden  Tatbestand  der  Piraterie 
sieht,  so  wäre  zunächst  einmal  in  eine  Prüfung  der  juristi- 
schen Haltbarkeit  dieser  Ansicht  einzutreten.  Demgegenüber 
geht  V.  Liszt  in  der  Weise  vor,  dafs  er  unter  Beibehaltung 
der  unhaltbaren  grundsätzlichen  Auffassung  in  einem  anderen 
Punkte  eine  Restriktion  des  Tatbestandes  vornimmt,  durch 
die  das  gewünschte  Ziel  erreicht,  zugleich  aber  das  ganze 
Rechtsinstitut  seiner  Bedeutung  beraubt  wird. 

Diese  Überlegung  beseitigt  nicht  die  Notwendigkeit, 
die    Behauptung,    dafs    die   juristische    Denationalisierung 
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lediglich  Rechtsfolge  der  Piraterie  ist,  positiv  zu  erweisen. 
Es  genügt  jedoch  zu  diesem  Behufe  auf  die  Übereinstimmung 
der  Literatur  ^,  der  Staatenpraxis,  wie  sie  den  Instruktionen 
für  die  Kriegsmarinen  zu  entnehmen  ist',  sowie  auch  der 
Landesstrafgesetzgebungen  ^  hinzuweisen  (über  den  Wert 
der  letzteren  für  die  Ermittelung  des  völkerrechtlichen 
Tatbestandes  s.  u.  §  5). 

In  einem  Teile  der  Literatur  findet  man  den  Gedanken 
der  Denationalisierung  als  Rechtsfolge  in  der  Form  aus- 
gedrückt, dafs  zunächst  das  Erfordernis  der  Anationalität 
des  Piratenschiffes  aufgestellt  wird,  alsbald  aber  die  An- 
merkung folgt,  dals,  sofern  das  Schiff  eine  Nationalität 
besessen,  es  sie  durch  die  Ausübung  der  Piraterie  verloren 
habe^.    Diese   etwas  irreführende  Darstellung  ist  dadurch 


^  Pereis,  int.  off.  Seor.,  8.  109,  112;  Hartmann,  Institutionen 
d.  prakt  Völkern,  2.  Aufl.  1878,  S.  204;  Heilborn.  System  d.  Volkerr. 
1896,  S.  220;  Samios,  8.  47;  Pradier-Fod6r^,  §  2491  a.  E.; 
Bonfils,  §  594;  Pi^deliövre  I,  S.  578,  581;  Despagnet,  8.  523; 
CalYO,  §  495;  u.  a.  m.  (s.  auch  u.  Anm.  4).  Die  Engländer  heben  in 
ihren  Darstellungen  regelmäfsig  nur  die  ihnen  besonders  wichtige  De- 
nationalisierung der  Personen  hervor,  ohne  deshalb  die  Denationali- 
sation  des  Schiffes  zu  übersehen,  vgl.  z.  B.  Wheaton  I,  8.  142,  143; 
Wharton  Crim.  L.,  §  1864;  Halleck  H,  8.  276;  Walker  Science, 
8.  131. 

^  Bestimmungen  f.  d.  Dienst  an  Bord  von  1903,  §  23,  Nr.  22: 
„Jeder  Kommandant  hat  das  Recht,  ein  seeräuberisches  Schiff,  un- 
abhängig von  der  Flagge,  die  os  führt,  aufzubringen.^  Eben- 
sowenig setzen  die  Queens  Reg.  von  1899,  Nr.  450  und  die  amerik. 
Kev.  Stat  von  1874,  s.  4294  und  4298,  Flamnlosigkeit  voraus.  Sehr 
deutlich  auch  die  deutsche  Instruktion  von  1877,  Nr.  IV. 

*  Ausdrückliche  Hinweisungen  auf  Piraterie  nationaler 
Schiffe  finden  sich  im  franz.  Gesetz  von  1825,  Art  2;  ital.  Codice  p.  1. 
mar.  merc,  Art.  320  („8e  una  nave  con  bandicra  nazionale,  o  senza 
carte  di  bordo  etc.");  wie  Italien  mexik.  StG.B.,  Art.  11271.  öelbst- 
verständlich  kann  es  sich  nur  um  Bestimmungen  handeln,  die  die  Piraterie 
im  Sinne  des  Völkerredits  treffen  wollen.  Auch  der  Quintuplevortrag  ist 
anzuziehen;  er  proklamiert  den  Sklavenhandel  für  Seeraub,  obwohl  er 
sich  vornehmlich  auf  nationale  Schiffe  bezieht 

*  Den  BeerPoortugael,  8. 180,  181:  „Het schip moet varen zonder 
of  met  eene  geüsurpeerde  vlag;"  aber:  „Omgekeerd  hebben  een  zeeroover 
en  zijn  schip  geen  nationaliteit.  Die  zij  hadden,  gingen  door  de  daad 
van  zeeroof  verloren."  Ortolan,  8.  284,  235:  „S'ils  en  [nationalitö] 
avaient  une  originairement,  ils  Tont  perdue  par  leur  crime  et  se  trouvent 
ainsi  d^nationalis^s."  So  auch  Nys,  Le  droit  international  II  1905, 
S.  146.    Bluntschli,   §  350,  hat  eine  mit  dem  oben  im  Texte  zitierten 
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ermöglicht,  dafs  die  Denationalisierung ,  eine  Rechts- 
verwirkung,  eine  mit  dem  Eintritt  des  Tatbestandes  un- 
mittelbar gegebene  Rechtsfolge  ist. 

Im  vorigen  sind  die  Bezeichnungen  „anationale  Schiffe* 
und  „denationalisierte  Schiffe"  promiscue  gebraucht.  Für 
unseren  Zweck  ist  das  angängig.  Denn  die  Piraterie  löst 
die  Verbindung  des  Schiffes  mit  seinem  Heimatstaate  völlig; 
beide  Seiten  des  Verhältnisses  fallen  weg  ^ ;  nicht  nur  wird 
dem  Schiffe  der  Schutz  des  Staates  entzogen,  so  dais  es 
dem  Zugriff  jeder  Macht  unterliegt,  sondern  es  wird  auch 
der  Heimatstaat  von  seiner  Verantwortlichkeit  für  den 
Bestand  einer  gesicherten  Rechtsordnung  an  Bord  befreit'. 
Von  dieser  zweiten,  weniger  bedeutsamen  Seite  des  Ver- 
hältnisses ist  abgesehen,  wenn  als  Folge  der  Piraterie 
lediglich  das  Recht  zur  Aufbringung  des  Piratenschiffes 
angegeben  wird. 

2.    Von   erheblich   geringerer   Bedeutung   für   die   Er- 
mittelung des  Tatbestandes   der  Piraterie  ist  die  an  sie  als 


Satze  y.  Liszts  betreffend  Gewalttaten  eines  deutschen  Schiffes  auf  hoher 
See  fast  wörtlich  übereinstimmende  Ausfuhrung.  Er  begründet  sie  aber 
—  sehr  zutreffend  —  mit  dem  Mangel  der  faktischen  Denationali- 
sierung (§  350  Note). 

^  Es  gibt  auch  abgesehen  von  der  Piraterie  zahlreiche  Falle,  im 
Frieden  und  im  Kriege,  in  denen  ein  Staat  gegenüber  fremden  Schiffen 
Hoheitsrecht-e  ausüben  darf.  Während  aber  hier  immer  der  Umfifing  des 
Zulässigen  aufs  genaueste  abgegrenzt  ist,  in  allem  übrigen  die  Unter- 
werfung des  Schiffes  lediglich  unter  die  heimatliche  Staatsgewalt  bestehen 
bleibt,  befinden  sich  dem  denationalisierten  Piratenschiffe  gegenüber  die 
Mächte  in  völliger  Freiheit,  auch  solche  Hoheitsakte  vorzunehmen,  die 
mit  der  Repression  der  Piraterie  keinen  Zusammenhang  haben.  Das  liegt 
schon  in  dem  Ausdruck  „Denationalisierung",  vgl.  Pradier-Fodere, 
§  2504:  „On  ne  con^oit  pas  qu'il  soit  possible  d'dtre  denationalis^ 
partiellement." 

'  Siehe  auch  unten  §  12.  Die  juristische  Konstruktion  des  Vor- 
ganges ist  einfach:  eine  Pertinenz  verliert  ihren  Pertinenzcharakter.  Sie 
ist  freilich  sehr  viel  schwieriger,  wenn  man  das  Schiff  als  schwimmenden 
Gebietsteil  des  Heimatstaates  fingiert.  Das  spricht  aber  nicht  gegen  die 
Richtigkeit  des  im  Texte  Ausgeführten,  sondern  ist  ein  —  wenig  be- 
achteter —  Grund  gegen  die  Brauchbarkeit  der  Fiktion.  Die  ganze 
Kontroverse,  ob  Gebiet  oder  nicht,  ist  naturlich  nur  eine  Frage  der  Kon- 
struktion (Hall,  S.  248:  „A  difference  of  opinion  exists  as  to  the 
theoretical  ground  upon  which  the  Jurisdiction  of  the  state  [über  das 
nationale  Schiff]  ought  to  be  placed**). 
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Rechtsfolge  geknüpfte  Pflicht  der  Staaten,  das  Piraten- 
schiff festzunehmen  *.  Diese  Pflicht  ist  eine  völkerrechtliche 
Pflicht  der  Staaten,  nicht  natürlich  der  Kriegsschiffe*  oder 
gar  der  Handelsschiffe®.  Die  Art  der  Erfüllung  der  Pflicht 
ist  eine  rein  landesrechtliche  Angelegenheit.  Deutschland 
wird  ihr  in  der  Weise  gerecht,  dafs  es  seinen  Kriegsschiffen 
die  Befugnis  zum  Einschreiten  gegen  Piraten  gibt^;  diese 
Befugnis  in  Verbindung  mit  den  allgemeinen  Dienstpflichten 
des  Offiziers  begründet  in  geeigneten  Fällen  eine  (dem  inner- 
staatlichen Rechte  angehörende)  Pflicht  zur  Festnahme. 

3.  Eine  mit  den  behandelten,  sich  auf  das  unmittelbare 
Vorgehen  gegen  das  Piratenschiff  beziehenden  Rechtsfolgen 
der  Piraterie  aufs  engste  zusammenhängende  Repressiv- 
mafsregel  ist  die  Durchsuchung  piraterieverdächtiger  Schiffe. 
Die  Behandlung  des  Punktes  bringt  zugleich  die  Ent- 
scheidung über  eine  Frage  des  Tatbestandes  (siehe  4). 

Die  Existenz  eines  solchen  Durchsuchungsrechtes  wird, 
soviel  wir  sehen,  nicht  bestritten.  Dafiir  spricht  nicht 
allein  seine  Notwendigkeit  und  die  allgemeine  Zustimmung 
der  Literatur'^,   auch  der  französischen^,   sondern  auch  die 


^  Sie  ist  schon  bei  Orotius  anerkannt,  de  iure  belli  ac  pacis  11, 
XVU,  20  („ex  neglectu  tenentur  reg^s  ac  magistratos ,  qai  ad  inhibenda 
latrocinia  et  piraticam  non  adhibent  ea  quae  possunt  ac  debent  remedia*'); 
femer  bei  Pufendorf  L.  VIII,  C.  VI,  §  12;  Loccenius,  S.  970, 
präzisiert  die  Mafsregeln,  die  unter  den  damaligen  Verhältnissen 
ergriffen  werden  müssen  („Ex  neglectu  ergo  tenentur  magistratus,  si  .  .  . 
snas  naves  praesidiarias,  et  excursorias  ad  explorandnm  maris  securitatem, 
ad  purgandum  illud  a  piratis,  in  mari  non  habeant^).  Femer  bei 
▼.  Martitz  Rechtshilfe  I,  S.  66;  Bluntschli,  §  843,  N.  1;  Pradier- 
Fod«r6,  §  2491  a.  £.;  Piedeli^yre  I,  S.  580;  Fiore  II,  §  733f.; 
Woolsey  Right  of  search,  S.  16;  Pereis  int.  off.  Seer.,  S.  114;  u.  a.  m. 

2  Wie  z.  B.  Pereis  int.  öff.  Seer.,  S.  114,  Pradier-Fod^rÄ, 
§  2495,  Woolsey  Right  of  search,  S.  19,  meinen. 

»  So  z.  B.  Wheaton  I,  S.  142.    Näheres  s.  u.  §  6  IV,  4. 

^  Bestimmungen  f^r  den  Dienst  an  Bord  von  19()3,  §  23,  Nr.  22; 
Instruktion  von  1877,  Nr.  II. 

»  Bluntschli,  §  344;  Gareis  bei  Holtzendorff  II,  S.  578, 
Nr.  3;  Pereis  int.  öff.  Seer.,  S.  114;  F.  v.  Martens  II,  S.  239; 
Lawrence  Principles,  8.  395;  Woolsey  Right  of  search,  S.  17; 
Fiore  Dir.  int  codificato,  §  832. 

*  Es  handelt  sich  um  die  Feststellung  des  wahren  Charakters  eines 
piraterieverdächtigen  Schiffes.    Sie  wird  allgemein  als  zulässig  anerkannt; 
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Staatenpraxis  y  wie  sie  namentlich  in  den  neuen  deutschen 
„Bestimmungen  für  den  Dienst  an  Bord^  nunmehr  klar 
erkennbar  ist^  Ob  und  unter  welchen  Umständen  bei 
Nichtbestätigung  des  Verdachtes  der  Staat  bezw.  der  Kom- 
mandant ohne  Verschulden  verantwortlich  sind,  kommt  hier 
nicht  in  Betracht,  da  jedenfalls  nur  ein  Fall  der  Genug- 
tuungs-  bezw.  Ersatzpflicht  für  eine  rechtmäfsige  Handlung 
vorliegen  würde  ^. 

4.  In  Betrachtung  der  Rechtsfolgen  der  Piraterie,  so- 
weit sie  die  unmittelbare  Anwendung  staatlicher  Zwangs- 
gewalt auf  dem  Meere  betreffen,  erweist  sich  eine  zuweilen 
beliebte  Ausdehnung  ihres  Tatbestandes  als  unhaltbar. 
Man  sagt,  Schiffe,  die  keinem  Staate  angehören,  seien  der 
Piraterie  verdächtig,  oder  nach  Analogie  der  Piratenschiffe 
zu  behandeln^.  Die  Unrichtigkeit  dieser  Qleichstellung 
ergibt  sich  aus  der  Verschiedenheit  der  in  beiden  Fällen 
zur  Anwendung  gelangenden  Mafsregeln,  der  Rechtsfolgen. 


doch  veranlafst  das  Oespenst  des  „droit  de  visite"  zu  mancherlei  Ter- 
klausulierungen ,  wobei  die  Unsicherheit  des  Sprachgebrauches  (droit 
d^enquete  de  pavillon,  de  visite,  de  recherche]  wohl  auch  zu  Unklarheiten 
Anlafs  gibt.  Vgl.  z.  B.  Ortolan  J,  S.  264;  Duboc,  Le  droit  de  yisite 
et  la  guerre  de  course  Paris  1902,  S.  5;  Morse,  Joum.  d.  dr.  int  pr.  25 
(1898),  S.  825f.  Ohne  alle  Einschränkung  Pradier-Fod4r^,  §  2500; 
Bonfils,  §592. 

1  §  28,  Nr.  23;  früher  schon  die  Instruktion  von  1877,  Nr.  IV. 
Erwähnenswert  ist  die  Vermutung  Pardessus^  (II,  S.  LXXVII  und 
LXXVIII),  wonach  das  Gesetz  König  Johanns  aus  dem  Jahre  1201,  das 
Seiden  zum  Beweise  des  alten  dominium  maris  Englands  diente,  als 
Mafsregel  zur  Bekämpfung  der  Piraterie  zu  verstehen  sei. 

'  Den  Seeoffizier,  der  nach  der  gewöhnlichen  Meinung  „between 
duty  and  damages  is  between  the  devil  and  the  deep  sea"  (Woolsey. 
Bight  of  search,  S.  17),  will  Lawrence,  Principles,  8.  895  nur  für 
„an  inexcusable  mistake''  verantwortlich  machen;  vgl.  auch  Pradier- 
Fod^r^,  §  2500. 

*  Pereis  Handb.  d.  deutschen  öffentlichen  Seerechts,  1884,  S.  63; 
Negropontes  Zuständigkeit  der  Staaten  für  die  auf  dem  Meere 
begangenen  Delikte  1894,  S.  16;  Ortolan  I,  S.  179;  Stoerk  bei 
Holtzendorff  II,  S.  521  („Ihr  Antreffen  auf  hoher  See  begründet  zum 
mindesten  juristisch  die  Vermutung  des  rechtswidrigen  Verhaltens*^); 
und  besonders  die  Erklärung  Lord  Palmerstons  1^9,  die  deutschen 
Kriegsschiffe  würden,  wenn  keine  bestehende  Staatsgewalt  sie  als  unter 
ihrer  Staatshoheit  handelnd  anerkenne,  wie  Seeräuber  behandelt  werden 
(Bär,  die  deutsche  Flotte  1848—1852  nach  den  Akten  der  Staatsarchive 
zu  Berlin  und  Hannover,  1898,  S.  229). 
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Die  Staaten  sind  zwar  verpflichtet,  das  Meer  von 
flaggenlosen  Schiffen  frei  zu  halten  \  und  ihrem  Einschreiten 
steht  so  wenig  ein  völkerrechtliches  Hindernis  entgegen 
wie  dem  gegen  Piraten ;  aber  wenn  schon  der  Charakter 
des  Einschreitens  im  Falle  blofser  Flaggenlosigkeit  ein 
präventiver,  im  Falle  der  Piraterie  ein  repressiver  ist,  so 
tritt  der  Unterschied  vollends  hinsichtlich  der  Prüfung 
seiner  Voraussetzungen  zutage.  Ein  Visitationsrecht 
in  Friedenszeiten  gibt  es  nur  zum  Zwecke  der  Unter- 
drückung der  Piraterie;  der  blofse  Verdacht  der 
Anationalitftt  ist  nicht  ausreichend,  irgendeine  Zwangs- 
mafsregel   nationalen  Schiffen  gegenüber  zu  rechtfertigen'. 

Wenn  aber  auch  die  völkerrechtliche  Behandlung 
flaggenloser  Schiffe  und  der  Piratenfahrzeuge  differiert  und, 
wie  schon  daraus  zu  schliefsen  ist,  die  Tatbestände  ver- 
schieden sind,  so  ist  doch  zuzugeben,  dafs  die  beiden  Er- 
scheinungen praktisch  oft  nicht  zu  trennen  sind.  Die  Ver- 
mutung der  Piraterie  ist  allerdings  bei  einem  flaggenlosen 
Schiffe,  wenn  nur  noch  geringfügige  erschwerende  Momente 
hinzutreten,  wohl  begründet  (s.  auch  u.  §  8).  Aber  um 
so  schärfer  mufs  daran  festgehalten  werden,  dafs  sie  durch 
Flaggenlosigkeit  allein  nicht  gerechtfertigt  ist.  Es  handelt 
sich  doch  praktisch  weit  mehr  um  Schiffe  zivilisierter 
Völker,  die  aus  einem  politischen  Grunde  nicht  des  Schutzes 
einer  völkerrechtlich  anerkannten  Autorität  teilhaftig  sind, 
als  um  die  Kähne  wilder  und  halbwilder  Stämme  oder  die 


^  Anfser  den  in  Anm.  3,  S.  12  g^g^ebenen  Belegen  sind  etwa  noch  zu 
nennen  Pereis  int  off.  Seer.,  8.  45;  Boyens-Lewis  deutsches  See- 
recht I  (1897),  8.  114;  Wagner,  Handb.  d.  Seerechts  (1884),  S.  153; 
Rougier,  8.  296;  und  die  Bestimmungen  der  Brüsseler  Generalakte 
vom  2.  Juli  1890  (Art  80—41;  51:  „s'il  r^ulte  de  cette  enqußte  qu'il 
y  a  eu  Usurpation  de  pavillon,  le  navire  arrStä  restera  k  la  disposition 
du  capteur*'). 

^  Seit  dem  endgültigen  Verzicht  Englands  auf  das  droit  d*enquete 
de  pavillon  1858  (s.  v.  Marti  tz  Arch.  f.  öff.  R.  I,  8.  92,  N.  46)  ist  dies 
nicht  mehr  zweifelhaft  Art.  42  und  45  der  Brüsseler  Generalakte  lassen 
anter  nSher  bezeichneten  Voraussetzungen  bei  Verdacht  mifsbräuchl icher 
Führung  einer  Flagge  die  Durchsuchung  zu,  eine  vertragsmäfsige  Sonder- 
bestimmung. 
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Fahrzeuge  auf  eigene  Faust  die  See  durchschwärmender 
Abenteurer;  und  auch  die  Gegner  werden  kaum  geneigt 
sein,  mit  Lord  Palmerston  (s.  o.  S.  12,  Anm.  3)  die 
deutsche  Flotte  der  Revolutionszeit  als  eine  Piratenflotte 
zu  betrachten. 

ni.  Eine  der  auffälligsten  &scheinungen  in  der 
Literatur  über  die  Piraterie  ist  die  Verschiedenheit  der 
systematischen  Stellung,  die  die  Lehre  in  den  Darstellungen 
der  kontinentalen  und  der  englisch-amerikanischen  Völker- 
rechtsschriftsteller gefunden  hat.  Das  kontinentale  System 
bringt  sie  im  Zusammenhang  der  Behandlung  der  Rechts- 
verhältnisse auf  hoher  See;  die  Piraterie  ist  ihm  ein  see- 
polizeilicher Tatbestand.  Das  englische  System  stellt  sie 
unter  das  Rubrum:  „right  of  Jurisdiction"^;  ihm  ist  die 
Piraterie  ein  Tatbestand  des  völkerrechtlichen  internationalen 
Strafrechts.  Der  durch  die  Verschiedenheit  der  Systematik 
angedeutete  Gegensatz  der  Auffassungen  ist  nicht  so  grofs, 
wie  es  den  Anschein  hat;  denn  die  Engländer  verkennen 
nicht,  dafs  die  Piraterie  auch  die  Befugnis  zu  einem  sonst 
verpönten,  seepolizeilichen  Einschreiten  begrtlndet^;  und 
andererseits  findet  sich  auch  auf  dem  Kontinent  nicht  selten 
als  Rechtsfolge  der  Piraterie  die  Zuständigkeit  jedes  Staates 
zu  ihrer  Bestrafung  angegeben^.    Gleichwohl  ist  er  für  ein 


^  So  Fhillimore,  Hall,  Lawrence  (Principles  und  Handbook), 
Walker  u.  a.  m.  Dieselbe  Auffassung  auch  bei  Kent  und  Twissi  ob- 
wohl die  äufsere  Stellung  bei  ihnen  eine  andere  ist;  und  bei  Halleck  I, 
S.  49,  175. 

^  S.  o.  S.  9,  Anm.  1  a.  E.;  und  unten  §  2. 

>  z.  B.  von  de  Cussj  (Pereis,  S.  116);  UUmann,  8.  214; 
V.  Liszt,  S.  212.  Es  darf  aber  nicht  übersehen  werden,  daCi  in  dem 
englischen  Satze  von  der  völkerrechtlichen  Zulaasigkeit  der  Strafverfolgung 
zugleich  die  Statuierung  der  Zuständigkeit  nach  Landesrecht  liegt,  eine 
Auffassung,  von  der  v.  Liszt  und  Uli  mann  weit  entfernt  sind.  Zorn, 
dessen  hier  nochmals  zu  gedenken  ist  (vgl.  oben  im  Text  II,  1),  hat  in 
der  Literatur  nur  die  Zuständigkeit  jedes  Staates  zur  Strafrerfolgung  ala 
Rechtsfolge  der  Piraterie  angegeben  gefunden,  versteht  die  Behauptung 
dahin,  dafs  das  Völkerrecht  diese  Zuständigkeit  nicht  für  zulässig,  sondern 
fvLT  tatsächlich  bestehend  erkläre,  weist  ihre  Unrichtigkeit  in  diesem  Sinne 
nach  und  kommt  so,  auf  dem  Wege  eines  zweifachen  MiTsverständniases, 
zur  Leugnung  der  Piraterie  als  völkerrechtlich  bedeutsamen  Tatbestandes 
überhaupt. 
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richtiges  Verständnis  des  Tatbestandes  der  Piraterie  nicht 
nur  in  Einzelfragen  (s.  §  2),  sondern  auch  in  der  gi*und- 
sätzlichen  Auffassung  (s.  §  3)  nicht  ohne  Bedeutung. 

In  der  Tat  nun  ist  die  Piraterie  ein  Tatbestand  des 
völkerrechtlichen  internationalen  Strafrechts  ^  nur  in  einem 
höchst  untergeordneten  Punkte. 

Es  trifft  nicht  zu,  dafs  aus  der  Piraterie  als  ihre 
Rechtsfolge  den  Staaten  die  völkerrechtliche  Befugnis  zu 
ihrer  Bestrafung  erwüchse,  so  oft  es  auch  behauptet  worden 
ist.  Diese  Befugnis  haben  sie  ohnehin.  Das  Territorialitäts- 
prinzip ist  nicht  völkerrechtlich;  und  die  völkerrechtlichen 
Grenzen,  die  der  Strafgerichtsbarkeit  der  Staaten  tatsächlich 
gezogen  sind,  schliefsen  piratische  Akte  nicht  aus^.  Der 
Staat  hat  die  völkerrechtliche  Befugnis  Piraten  zu  be- 
strafen; aber  nicht  aus  einem  besonderen  Rechtstitel,  sondern 
kraft  seiner  völkerrechtlichen  Persönlichkeit. 

Es  besteht  keine  Pflicht  der  Staaten,  von  der  ihnen 
offenstehenden  Möglichkeit  der  Strafverfolgung  der  Piraten 
Gebrauch  zu  machen^.  Dies  folgt  aus  der  tatsächlichen 
landesrechtlichen  Unzuständigkeit  vieler  Staaten  zur  Be- 
strafung  piratischer   Akte^    und    aus    der   Bereitwilligkeit 


^  Das  völkerrechtliche  internationale  Strafrecht  behandelt  die 
völkerrechtlichen  Grenzen  der  staatlichen  Stra%ericht8barkeit  Die  Be- 
seichnong  „völkerrechtliches  internationales  Strafrecht^  ist  streng  ge- 
nommen eine  Taatologie,  erscheint  aber  mit  Rücksicht  auf  die  Unsicherheit 
der  Terminologie  geboten. 

*  Dies  ergibt  sich  sehr  deutlich  aus  den  zahlreichen  landesrecht- 
lichen Anordnungen,  die  die  Zuständigkeit  ausdrücklich  statuieren,  siehe 
Anm.  4.    Vgl.  zu  dem   ganzen  Absatz  namentlich  v.  Martitz  Rechts- 


hilfe, §§5-11. 
'  1 1 


Übereinstimmend  Per  eis  int.  öff.  Seer.,  S.  115;  Qareis  bei 
Holtzendorff  n,  S.  579;  v.  Martitz  Rechtshilfe  I,  S.  66;  v.  Bar 
Lehrb.  d.  int  Priv.  u.  Strafr.  1892,  S.  306,  N.  4;  Lammasch  Aus- 
lieferongspflicht  und  Asylrecht  1887,  S.  155;  u.  a.  m. 

^   Übersicht   der   Rechtslage    (auf  Vollständigkeit    mufs   verzichtet 
werden): 

1.  Zuständigkeit  ohne  Rücksicht  auf  die  Person  des  Täters  und 
den  Ort  der  Begehung  der  Tat  auf  Grund  speziellen  Rechtssatzes  be- 
steht in  folgenden  Staaten:  England  (Common  Law;  s.  §  2);  Ter. 
Staaten,  Rev.  Stat  von  1874  s.  5368  (s.  §  2);  Niederlande, 
Art.  4,  Nr.  4  des  StG.B.  vom  3.  März  1881  bezüglich  der  in  Art.  381, 
382  und  385  bezeichneten  Verbrechen ;  Spanien,  Qerichtsverfassungs- 
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anderer,  aach  im  Falle  eigener  Zuständigkeit  das  Ans- 
lieferangsrerfahren  eintreten  zu  lassen  (s.  Note  unter  2.). 
Die  einzige  von  den  normalen  Rechtsfolgen  des  Ver- 
brechens im  Bereiche  der  völkerrechtlichen  Beziehungen 
verschiedene  Wirkung  der  Piraterie  ist  die  NichtSubsidiarität 
der  eigenen  landesrechtlichen  Strafbefugnis  im  Falle  gleich- 
zeitiger Existenz  einer  Auslieferungsverbindlichkeit  Hinter 
dem  gleichmäÜBigen  Interesse  aUer  Nationen  an  der  Re- 
pression des  gemeingefährlichen  Unwesens  treten  die  persön- 
lichen   Beziehungen    des   Verbrechers   wie  die   räumlichen 


genetz  yom  15.  Sept  1870,  Art  336  (sich  beziehend  auf  die  delitos 
contra  la  sefs^ridad  exterior  del  Estado»  Buch  II,  Titel  I  des  8t.6.B. 
vom  30.  Aug.  1870;  die  Piraterie  bildet  Kap.  IV  dieses  Titels); 
Brasilien,  Art.  5  des  8t.G.B.  vom  11.  Okt.  1890 (auf  Buch  II,  Titel  I, 
Kap.  I  des  8t.0.B.  bezuglich,  hier  in  Art  104—106  die  Piraterie); 
Österreich  bezuglich  der  von  der  Kriegsmarine  einge- 
brachten Seeräuber,  §  1,  Nr.  5  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1869, 
„betreffend  den  Wirkungskreis  der  Militärgerichte''  (die  Bestimmung 
enthält  in  Form  der  Begründung  der  militärgerichtlichen  Zuständigkeit, 
also  einer  prozessualen  Regel,  zugleich  eine  staatsrechtliche  Anordnung 
über  die  Ausdehnung  der  osterr.  Gerichtsbarkeit);  und  femer  japani- 
scher Vorentwurf  eines  StG.B.  (Übersetzung  1899,  herausgeg.  Ton 
der  Red.  d.  Z.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft;  noch  nicht  in  Kraft), 
Art.  3,  Abs.  2. 

2.  Eine  unbeschränkte  Zuständigkeit  besteht  nach  den  all^meinen 
Bestimmungen  über  die  Grenzen  der  Stra%erichtsbarkeit,  ohne  dafs 
der  Piraterie  besonders  gedacht  wäre,  in  Italien,  Art  4 — 6  des 
StG.B.  vom  30.  Juni  1889;  in  Österreich  (für  andere  als  von  der 
Kriegsmarine  eingebrachte  Seeräuber),  §§  39  und  40  StG.B.;  und  in 
Norwegen,  §  12,  Nr.  4a  des  StG.B.  vom  22.  Mai  1902. 

3.  In  Deutschland  kann  eine  Strafverfolgung  wegen  piratischer 
Akte  nur  eintreten,  wenn  sie  begangen  sind  gegen  deutsche  Schiffe  oder 
von  deutschen  Schiffen  oder  von  Deutschen,  §  4  StG.B.  Wie  das 
deutsche  Recht  das  dänische,  §§  4—6  StG.B.  vom  10.  Febr.  1866; 
mit  der  Erweiterung  auf  Angriffe  fremder  Schiffe  auf  fremde  Schiffe, 
sofern  dadurch  die  Interessen  des  schwedischen  Staates  oder  seiner 
Angehörigen  verletzt  werden,  auch  Schweden,  Kap.  I  StG.B.  vom 
16  Febr.  1864;  und,  unter  Erstreckung  des  Schutzes  auf  finnische  nnd 
russische  Interessen,  Finnland,  Kap.  I  des  StG.B.  vom  19.  De- 
zember 1889  nnd  Kaiserl.  Verordn.  vom  21.  April  1894.  Für  diese 
Gruppe  von  Rechten  ist  die  strafrechtliche  Lehre  vom  Begehungsort 
sowie  die  Frage  der  Gebietsqualität  der  Schiffe  von  Bedeutung  (Wort- 
laut der  Gesetze :  „im  Inland**,  und  ähnlich).  Vgl.  auch  oben  unter  I  a 
(staatlose  Gebiete). 

4.  Das  französische  Gesetz  über  die  Piraterie  vom  10.  April 
1825  zeigt  in  allen  seinen  Teilen  die  Absicht,  seinen  Geltungsbereich 
selbst  zu  bestimmen.     Die  allgemeinen  Regeln  über  die  Gerichtsbarkeit 
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des  Verbrechens  zurück*.  Aber  selbst  dieser  Satz  ist  sehr 
prekärer  Natur,  und  die  moderne  Staatenpraxis  steht  ihm 
zum  Teil  entgegen^. 

Um  nun  aber  die  Darstellung  der  Rechtsfolgen  der 
Piraterie  zum  Abschlufs  zu  bringen,  ist  eine  Elarlegung 
der  im  Vergleich  zu  den  hier  fixierten  Sätzen  weit  be- 
deutenderen Rolle  unerläfslich,  die  das  englische  Recht  der 
Piraterie  im  Bereiche  des  internationalen  Strafrechts  zu- 
weist. Das  dadurch  vervollständigte  System  der  Rechts- 
folgen bildet  den  ersten  Ausgangspunkt  zum  Aufbau  des 
Tatbestandes. 

§  2.   Prinzipielles  Aber  die  Piraterie  im  englisch- 
amerikanischen  Rechte. 

I.  Das  Territorialitätsprinzip.  1.  Nach  dem 
Rechte  des  späteren  Mittelalters  ist  die  Zuständigkeit  der 
Grafschaftsgerichte    auf    die    infra    corpus    comitatus     be- 

(solche  Regeln  sind  immer  nur  subsidiär,  vgl.  Binding,  Handb.  d. 
Strafr.,  S.  876)  des  Code  d'instructlon  criminelle  finden  keine  An- 
wendung. Sehr  wesentlich  ist,  dafs  der  vornehmlich  die  wahren 
piratischeu  Akte  treffende  Art.  2  des  Gesetzes  gegen  Angriffe  fremder 
Schiffe  überbaupt  nur  französische  Schiffe  schützt,  eine  Beschränkung 
des  Kreises  der  geschützten  Rechtsgüter,  die  der  Frage  des  räumlichen 
und  persönlichen  Geltungsgebietes  des  Gesetzes  den  gröfsien  Teil  ihrer 
Bedeutung  nimmt.  Art  2,  Nr.  1  bedroht  die  Piraterie  durch  fran- 
zösische Schiffe;  Nr.  2  die  Piraterie  gegen  französische  Schiffe. 
Piraterie  fremder  Schiffe  gegen  fremde  ist  nicht  strafbar  (im  Vergleich 
zu  den  allgemeinen  Grundsätzen  nach  heutigem  Rechte  eine  Verengerung, 
da  nach  dem  Gesetze  vom  27.  Juni  1866 ,  Code  d'instr.  crim.,  Art.  5, 
Beteiligte  französischer  Nationalität  strafbar  wären). 

Das  französische  Recht  ist  von  besonderem  Interesse,  da  es  eine 
offenbar  bewufste  Beschränkung  des  Staates  in  der  Strafverfolgung 
piratischer  Akte  enthält 

^  V.  Martitz  Rechtshilfe  I,  S.  116,  N.  1.  So  das  österreichische 
Recht,  das  die  von  der  Kriegsmarine  eingebrachten  Seeräuber  vor  die 
Militärgerichte  verweist  (§  1,  Nr.  5  des  Gesetzes  vom  20.  Mai  1869), 
ohne  das  in  §  39  StG.B.  vorgesehene  Verfahren  einzuschlagen.  Die 
frühere  Haltung  Englands  und  der  Ver.  Staaten  in  der  Frage  war  eine 
Folge  des  Grundsatzes,  die  Auslieferung  im  Falle  eigener  Zuständigkeit 
überhaupt  zu  verweigern,  vgl.  v.  Martitz  Rechtshilfe  I,  S.  181,  N.  5, 
Lammasch  Auslieferungspflicht,  S.  156. 

*  Lammasch   spricht  sich  für  die  Subsidiarität  auch  in  diesem 
Falle    aus,    Auslieferungspflicht    S.   155;    über    die    veränderte    Haltung 
Englands,   s.  v.  Martitz  Rechtshilfe  II,  S.  550,  N.  53;   deutsche  „Be- 
Staats- n.  volkerrechtl.  Abhandl.    IV  4.  —  Stiel.  2 
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gangenen  Delikte  beschränkt^.  Die  durch  die  Starrhett 
dieses  Grundsatzes  herbeigeführten  Absonderlichkeiten  sind 
im  modernen  Rechte  im  allgemeinen  verschwunden;  nur 
in  einigen  formalen  Punkten  wirkt  das  Prinzip  noch  nach, 
so  wenn  die  Zuständigkeit  eines  Gerichtes  fbr  auüserhalb 
seines  Bezirks,  innerhalb  oder  auch  aufserhalb  des  Reiches, 
begangene  Handlungen  durch  die  Fiktion  der  Buchung  in 
seinem  Bezirke  begründet  wird^;  oder  wenn  Tatort  und 
zuständiges  Gericht  in  der  Rechtssprache  mit  demselben 
Ausdruck,  venue  (=  vicinitas),  bezeichnet  werden. 

Aber  die  die  Schroffheiten  des  alten  Grundsatzes 
mildernde  Gesetzgebung  hat  an  der  Landesgrenze  prinzipiell 
Halt  gemacht.  Das  internationale  Strafrecht  steht  nach 
wie  vor  materiell  und  formell  in  seinem  Bann;  formell 
insofern  die  staatsrechtliche  Begrenzung  der  Gerichtsbarkeit 
durchaus  in  der  Form  der  Abgrenzung  gerichtlicher  Kom- 
petenz erfolgt';  materiell  in  der  Herrschaft  des  Terri- 
torialitätsprinzips. 

2.  Wenn  aber  der  alte  strafprozessuale  Gedanke  zu- 
folge der  Macht  der  Vergangenheit  über  ein  konservativ 
gerichtetes  Volk  sich  inhaltlich  teilweise  erhalten  hat,  so 
hat   er  doch,    in  sehr  wesentlichen  Punkten   durchbrochen, 


stimmangen  für  den  Dienst  an  Bord*'  von  1903,  §  2S,  Nr.  28:  „die  Straf- 
gewalt  über  die  Seeräuber  verbleibt  dem  Staate,  welchem  das  Seeranber- 
Rchiff  angehört  ....  Beichaangehorige  und  Angehörige  eines  deutschen 
Schutzgebietes,  welche  g^fang^n  weiden,  sind  nicht  auszuliefern.''  Den- 
selben Grundsatz  hat  die  deutsche  Instruktion  von  1877  (noch  in  Geltung) 
Nr.  V,  aber  mit  dem  Zusatz:  „ Haben  deutsche  und  englische  Kriegs- 
schiffe gemeinsam,  und  zwar  auf  hoher  See,  Piraten  ergriffen,  so  erfolgt 
die  Aburteilung  durch  das  nächste  englische  Vize-Admiralitätsgerichf 
einer  Bestimmung,  die  die  wahre  völkerrechtliche  Rechtslage  klar  er- 
kennen läfst. 

^  Vgl.  J.  F.  Stephen,  Histoiy  of  the  criminal  law  of  England  I 
1883,  S.  276  f.;  v.  Marti  ts  Rechtshilfe  I,  §  13;  Hintrager,  Z.  f.  int 
Priv.-  u.  Strafr.  IX  (1899),  S.  61  f. 

«  z.  B.  Foreign  Enlistment  Act  1870  (33  und  34  Vict  c  90) 
s.  16,  17;  Meroh.  Shipp.  Act  1894  s.  684. 

>  Die  kriminalistische  Wissenschaft  bringt  das  internationale  Straf- 
recht  unter  dem  Stichwort  „venue",  „place  of  trial*.  Übrigens  bestimmt 
sich  auch  z.  B.  der  Umfang  der  deutschen  Zivilgerichtsbarkeit  nach  den 
Regeln  der  Z.P.O.  über  die  örtliche  Zuständigkeit,  s.  Hellwig  Lehrb. 
d.  Zivilproz.  1903,  S.  99  und  zit 
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eine  Einordnung  in  neue  Gedankenkreise  dulden  müssen. 
Er  wird  nunmehr  aus  einer  angeblichen  völkerrechtlichen 
Notwendigkeit  abgeleitet;  eine  Betätigung  der  Staatsgewalt 
aufserhalb  des  Territoriums  und  ohne  personale  Beziehung  ^ 
soll  dem  internationalen  Rechte  zuwiderlaufen.  So  ver- 
standen, erfreut  sich,  wenn  auch  die  ganze  Anschauung 
sich  in  Zersetzung  befinden  mag  (siehe  die  Angaben  bei 
▼.  Martitz  I,  S.  65,  Note  10  u.  11),  das  Territorialitäts- 
prinzip als  Maxime  noch  in  der  neuesten  englischen  Gesetz- 
gebung und  Literatur  allgemeiner  Anerkennung^. 

II.  Offences  against  the  law  of  nations;  piracy.  In 
Abweichung  von  dem  Territorialitätsprinzip  erkennt  das 
englische  Recht,  wie  bei  der  Aufstellung  des  Prinzips  selbst 
▼on  völkerrechtlichen  Erwägungen  geleitet,  für  einen  Kom- 
plex von  Tatbeständen  den  Beruf  der  Staaten  zur  Welt- 
rechtspflege an.  Die  „oiFences  against  the  law  of  nations'' 
als  Verletzungen  solcher  Anordnungen  des  Landesrechts, 
die  sich  zugleich  als  Bestandteil  des  Völkerrechtes  dar- 
stellen^, unterliegen  der  Ahndung  seitens  jedes  Staates,  in 
dessen  Gebiet  der  Täter  betroffen  wird. 


^  Die  Anerkennung^  dieser  letzteren  Beschränknnj^  des  Territorialitäts- 
prinzips  ist  einer  der  wesentlichsten  Fortschritte  der  englischen  Doktrin 
in  neuerer  Zeit.  Die  Kompetenz  zur  Bestrüfung  des  extraterritorialen 
Delikts  des  Untertanen  ist  jedoch  noch  sehr  lückenhaft  (vgl.  Hintrager, 
§  7),  Hallecks  (If  S.  192)  Behauptung  einer  allgemeinen  Geltung  der 
Personalmaxime  nicht  zutreffend. 

■  Kenny,  S.  411:  „it  is  forbidden  hj  International  Law  to  try 
foreigners  for  any  offences  which  they  committed  outside  its  [des  Staates] 
territorial  Jurisdiction.**  Von  neueren  Völkerrechtsschriftstellem  vgl.  etwa 
noch  Oppenheim,  §  174.  Hall|  S.  212,  halt  an  der  Ansicht  fest  trotz 
des  8.  zlOf.  von  ihm  seihst  gebrachten,  ihre  Unrichtigkeit  aufs  klarste 
dartuenden  Materials  aus  den  Gesetzgebungen  kontinentaler  Staaten;  die 
Rechtsbeständigkeit  dieser  Bestimmungen  leugnet  er  nicht;  er  fährt  sie 
auf  eine  „voluntary  concession**  der  anderen  Staaten  zurück,  „allowing 
a  State  to  assume  to  itself  Jurisdiction  in  excess  of  that  possessed  by  it 
in  strict  law**.  Taylor,  Treatise  on  International  Public  Law  1902, 
S.  240,  begnügt  sich  damit,  die  abweichenden  kontinentalen  Bestimmungen 
kurz  anzufahren  unter  der  Überschrift:  „Territoriality  of  crime  disputed 
by  many  nations.** 

'  Die  herrschende  englische  Auffassung  mifst  dem  yölkerrechtlichen 
Gewohnheitsrecht  auch  landesrechtlich  verbindende  Kraft  bei  (vgl.  näher 
Triepel,    S.   134 f.).     Mit  den   auf  dem   Kontinent   gewöhnlichen  An- 


20  IV  4. 

Zu  diesen  offen ces  against  the  law  of  nations  wird 
auch  die  piracy  gezählt*;  aber  es  ist  nicht  zu  übersehen, 
dafs  sie  unter  ihnen  eine  durchaus  eigenartige  Stellung 
einnimmt.  Ihre  Bedeutung  für  das  internationale  Strafrecht 
beschränkt  sich  nicht  auf  die  blofse  Begründung  einer  all- 
gemeinen Befugnis  zu  ihrer  Bestrafung,  sondern  ihre 
Wirkung  ist  der  Fortfall  allen  und  jeden  völkerrechtlichen 
Schutzes  des  Täters  seitens  seines  Heimatstaates  im  Be- 
reiche des  internationalen  Strafrechts  (Denationalisierung 
der  Person),  so  dafs  die  Strafkompetenz  des  verfolgenden 
Staates  über  den  Piraten  auch  für  solche  Verbrechen  be- 
steht, die  nicht  piracy  sind^. 


schaumigen  über  das  VerhältniB  von  Volkerrecht  und  Landesrecht  steht 
sie  nicht  in  Einklang.  Für  die  vorliegende  Untersuchung  ist  die  (yöllig 
unbestrittene)  Tatsache  der  materiellen  Übereinstimmung  des 
Tatbestandes  der  piracy  in  Yölkerrecht  und  Landesrecht  („piracy  juris 
gentium^  und  „piracy  at  common  law*'  sind  zwei  Namen  für  denselben 
Begriff)  von  erheblich  gröfserer  Bedeutung  als  der  formelle  Grund 
dieser  Übereinstimmung. 

^  Piracy  als  offence  against  the  Law  of  Nations  (auch  of 
all  nations),  crime  by  International  Law  oder  ähnlich  bei  Blackstone- 
Stephen  IV,  ö.  181,  183;  Wheaton  I,  S.  141;  Halleck  L  8.  175; 
Lawrence  Principles,  S.  209;  und  allgemein.  Lediglich  den  Beweg- 
grund der  Kepression  geben  an  Bezeichnungen  wie:  „offence  against  the 
whole  body  of  civilised  states^  (so  Lawrence  Handbook,  S.  65;  ähnlieh 
Walker  Manual,  S.  55).  —  Der  historische  Ausgangspunkt  der  eng- 
lischen Lehre  von  der  allgemeinen  Zuständigkeit  der  Staaten  zur  Bie- 
strafung  von  Piraten  ist  der  mittelalterliche  Rechtssatz,  dafs  der  Pirat 
der  Jurisdiction  of  the  admiralty  unterliegt,  die  das  ganze  Weltmeer  um- 
fafst  Die  Neigung  der  englischen  Völkerrechtsdoktrin,  völkerrechtliche 
Rechtssätze,  die  nur  durch  rechtsvergleichende  Untersuchungen  gefanden 
werden  können,  aus  dem  heimischen  Landesrecht  herauszulesen,  bekundet 
sich  in  der  Literatur  zum  Piraterierecht  auf  Schritt  und  Tritt 

"  U.  S.  V.  pirates,  5  Wheat.  184,  204,  206  (Wharton  luL  L^ 
§  380):  „By  assuming  the  character  of  pirates,  the  crew  of  a  vessel 
lose  all  Claim  to  national  character  or  protection;"  Phillimore  I, 
S.  488:  „To  whatever  country  the  Pirate  may  have  orig^ally  belonged, 
he  is  justiciable  everywhere;"  Lorimer  Institutes  of  the  law  of  nations  U 
(1884),  S.  132;  Walker  Science,  S.  131:  „Every  State  has  Jurisdiction 
over  pirates  jure  gentium ;''  Roscoe,  S.  237.  Diese  Auffassung  liegt 
auch  7  Will.  4  und  1  Vict  c.  88  s.  2  („piracy  with  violence**)  zu  Grunde, 
einer  ohne  allen  Zweifel  auch  gegen  Nichtengländer  gerichteten  Be- 
stimmung :  wer  „with  intent  to  commit  or  at  the  time  of  or  immediately 
before  or  immediately  after  committing  the  crime  of  piracy  in  respect 
of  any  ship  or  vessel,  shall  assault,  with  intent  to  murder,  any  person 
being  on  bord  or  belonging  to  such  ship  or  vessel,  desgleichen  Körper- 
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Hiernach  ist  die  piracy  ein  Verbrechen  nach  englischem 
Landesrecht,  dessen  völkerrechtliche  Bedeutung  darin  besteht, 
dafs  es ,  zugleich  ^  eine  offence  against  the  law  of  nations, 
den  Täter  der  Gerichtsbarkeit  jedes  Staates  unterwirft. 

Dafs  auch  die  Engländer  die  Zulässigkeit  der  Er- 
greifung der  Piraten  auf  hoher  See  (Denationalisierung 
des  Schi£fes)  als  Rechtsfolge  der  Piraterie  anerkennen, 
wurde  schon  bemerkt  (s.  o.  S.  9,  N.  1);  sie  heben  den  Um- 
stand nicht  sehr  hervor,  weil  er  ihnen,  die  wenig  an  eine 
Scheidung  der  Fragen  gewohnt  sind,  auf  welche  Handlungen 
und  Personen  ein  Staat  seine  Gerichtsbarkeit  ausdehnen 
könne,  und  in  welchen  Grenzen  andererseits  ihm  die  Aus- 
übung unmittelbaren  Zwanges  zustehe,  in  der  Statuierung 
des  Jurisdiktionsrechtes  genügend  ausgedrückt  scheint^. 

III.  Die  Besonderheit  der  englischen  Auffassung  ist 
in  mehrfacher  Hinsicht  für  die  Eruierung  des  Tatbestandes 
von  Bedeutung. 

1.  Die  Qualifizierung  einer  Gruppe  rein  landesrechtlicher 
Tatbestände  als  piracy  ist  nach  englisch  -  amerikanischem 
Rechte  nicht  lediglich  ein  Ergebnis  historischer  Zufälligkeit 
wie  etwa  im  französischen  Rechte;  der  vertraute  Begri£f 
dient  als  Ausgangspunkt  für  die  Erstreckung  der  Straf- 
gerichtsbarkeit auch  auf  andere  im  Ausland  b^angene 
Verbrechen  *. 

Verletzung  und  (Gefährdung  des  Lebens  . .  .  shall  suffer  death  as  a  felon" ; 
die- Fassung  zeigt  deutlich,  dafs  es  sich  um  nichtpiratische  Akte, 
begangen  durch  einen  Piraten,  handelt. 

"  S.  S.  19,  Anm.  3.  Sehr  klar  Kenny,  S.  316:  „Whatever  be 
the  predse  limits  of  piracy  jure  gentium,  it  is  at  least  clear  that  nothing 
that  does  not  fall  within  them  would  be  taken  account  of,  as  a  piracy, 
by  the  common  law.**  —  Es  mag  hier  noch  darauf  hingewiesen  werden, 
dafs  die  piracy  ein  Verbrechenstatbestand  des  Common  Law  erst  seit 
1536  (28  Hen.  8  c.  15)  ist,  während  sie  bis  dahin  dem  Civil  Law  an- 
gehörte, vgl.  Russell,  S.  260;  Roscoe,  8.  817. 

*  Walker  Science,  S.  131  im  Text:  „Every  state  has  Jurisdiction 
over  pirates^,  und  am  Rande,  als  Inhaltsangabe  des  Textes:  „The  right 
of  search  .  . .  can  be  justified  .  . .  as  a  measure  for  the  suppression  of 
piracy." 

'  Dafs  britische  Untertanen  für  statutenrechtliche  piracy  der  heimi* 
sehen  Stra%erichtsbarkeit  auch  bei  Begehung  in  fremdem  Staatsgewalt* 
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2.  Andererseits  ist  in  keinem  Lande  die  Grenze  der 
völkerrechtlichen  und  der  landesrechtlichen  Piraterie  klarer 
erkennbar  als  hier.  Das  Landesrecht,  durch  das  Terri- 
torialitätsprinzip  beherrscht ,  kann  extraterritoriale  Geltung 
nur  für  Untertanen  beanspruchen^;  för  piracy  juris 
gentium  ist  der  Unterschied  der  Staatsangehörigkeit  gleich- 
gültig. 

3.  Eine  gewohnheitsrechtliche  Weiterbildung  des  Yölker- 
rechtlichen  Tatbestandes  der  Piraterie  durch  eine  von  politi- 
schen Erwägungen  geleitete  Staatenpraxis  ist  durch  die 
englische  Auffassung  sehr  erschwert,  da  sie,  zugleich  eine 
Weiterbildung  des  Common  Law,  gerichtlicher  Eontrolle 
unterliegt.  Dies  ist  namentlich  für  die  mit  der  Kaperei 
zusammenhängenden  Fragen  von  Bedeutung. 

IV.  Das  amerikanische  Recht  weicht  in  einem  Punkte 
nicht  unwesentlich  vom  englischen  ab  ^.  Da  die  Jurisdiktion 
(Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit)  in  „all  cases  of  ad- 
miralty    and    maritime   Jurisdiction''    zu    (im   allgemeinen) 


gebiet  unterlieg^en ,  ist  ausdrücklich  ausgesprochen  s.  B.  in  den  Orders 
in  Council  vom  15.  Okt.  1889  (über  die  Ausdehnung  der  britischen  Juris- 
diktion in  gewissen  Teilen  Aft*ikas;  s.  47:  „Any  British  subject  may  be 
proceeded  against,  tried  and  punished  under  this  Order  for  the  crime  of 
piracy  wheresoever  committed*'),  vom  28.  Nov.  1889  s.  34  und 
vom  22.  Nov.  1890  s.  34  (Konsulargerichtsbarkeit  in  Siam  bezw.  Brunei)» 
abgedruckt  bei  Hertslet,  Complete  Collection  of  the  Treatien  etc. 
between  Great  Britain  and  Foreign  Powers  B.  18,  S.  12,  240,  1103. 

^  Stat.  pir.  ist  nur  an  Untertanen  strafbar;  so  ausdrücklich  18 
Geo.  2  c.  30  (1744)  und  11  u.  12  Wül.  3  e.  7  s.  8  (1698).  Aus  der 
Literatur  staU  anderer  Kenny,  8.  411,  N.  3:  „But  this  [Regel  aU- 
gemeiner  Zuständigkeit]  would  not  cover  acts  which,  like  trading  in 
slaves,  are  made  piracy  by  local  laws  alone.  For  one  countrv  —  or 
even  several  countries  —  cannot  add  to  International  Law;^  Hall, 
S.  268.  —  Ausdehnung  in  5  Geo.  4  (1824)  c.  113  s.  9  (Sklavenhandel  als 
piracy)  auf  „persons  residing,  or  heing  within  any  of  the  dominions  etc. 
belonging  to  bis  Migest^^,  also  auf  in  England  ansässige  Nichtuntertanen. 
Amerik.  Kev.  SUt.  s.  5376  (15.  Mai  1820)  erklärt  für  piracy  den  Sklaven- 
raub  an  fremder  Küste  auch,  wenn  durch  ausländische  llitglieder  der 
Besatzung  amerikanischer  Schiflfe  begangen. 

^  Die  bedingungslose  Gleichstellung  der  amerikanischen  und  der 
englischen  Auffassung  der  Piraterie  bei  Hin  trag  er,  Z.  f.  int  Priv.> 
u.  Strafr.  1899,  S.  70  ist  deshalb  nicht  gerechtfertigt  Über  weitere  be- 
deutsame Besonderheiten  der  amerikanischen  Rechtsanschanung  s.  n.  §  7  II, 
2  und  namentlich  §  8  II. 
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exklusiver  Berechtigung  dem  Bunde  zusteht^,  die  Bundes- 
gerichtshöfe aber  keine  common-law  Jurisdiction  haben  ^,  so 
folgt,  dafs  „piracy  cannot  be  punished,  except  under  a 
Statute  enacted  by  Congress"  (Bishop,  §  1060,  Note  2). 
Eine  Eonsequenz  dieser  dem  englischen  Rechte  fremden 
Notwendigkeit  statutenrechtlicher  Durchführung  des  die 
piracy  pönalisierenden  Rechtssatzes  war,  dafs  es  bis  zum 
Inkrafttreten  der  Rev.  Stat.  von  1874  und  aufser  der 
kurzen  Geltungsperiode  des  Gesetzes  vom  3.  März  1819 
sehr  zweifelhaft  war,  ob  überhaupt  piracj  by  the  law  of 
nations  in  den  Vereinigten  Staaten  einen  Richter  fand^. 

§  3.   Die  Beehtsfolgen  der  Piraterie  und  die  gmnd- 
sätzliche  Anffassmig  des  Tatbestandes. 

Die  Bedeutung  der  Rechtsfolgen  der  Piraterie  fUr  die 
Erkenntnis  des  Tatbestandes  ist,  soweit  Einzelheiten  in 
Frage  stehen,  bereits  dargestellt  (§  1  u.  2).  Für  die  grund- 
sätzliche Auffassung  ist  sie  wesentlich  negativer  Art,  in- 
sofern die  Rechtsfolgen  in  keiner  Weise  nötigen,  an  der 
üblichen  Betrachtungsweise  festzuhalten. 


^  y.  Holst,  Das  Staatsrecht  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
1885  (in  Marquardsens  Handb.  d.  off.  R.),  S.  117. 

«  V.  Holst  a.  a.  O.,  8.  115;  Bishop,  §  1060,  N.  2. 

'  Verneint  von  Bishop,  §  1060,  N.  2;  Beport  zum  Entwarf  eines 
Penal  Code  1901,  S.  XXVI.  Anders  Wharton  Crim.  L.,  §  1862.  Eine 
erschöpfende  Behandlang  des  Gegenstandes  hatte  zu  prüfen:  inwieweit 
8.  8  der  Akte  vom  30.  /\pril  1790  durch  das  Gesetz  vom  8.  März  1819 
derogiert  ist;  dann  vor  allem,  ob  s.  8  des  Gesetzes  von  1790  sich  nur 
auf  amerikanische  (so  1818  Supreme  Court,  U.  S.  v.  Palm  er  et  al., 
3  Wheaton,  610;  bei  Moore  Report,  S.  58)  oder  auch  auf  solche  Schiffe 
bezieht,  die,  wie  Piratenschiffe,  einen  nationalen  Charakter  nicht  haben 
(so  Supreme  Court  1820,  U.  S.  v.  Klintock,  5  Wheat.  144;  bei  Moore, 
S.  59);  dasselbe  für  s.  3  des  Gesetzes  vom  15.  Mai  1820  (für  Anwendung 
ü.  S.  V.  Baker  1861,  nach  Angabe  Whartons  Crim.  L.,  §  1862,  N.  8). 
Die  Rev.  Stat  haben  neben  s.  8  des  Gesetzes  von  1790  (s.  5372 1  und 
s.  3  des  Gesetzes  von  1820  (s.  5370)  auch  s.  5  des  Gesetzes  vom  3.  März 
1819  (s.  5368)  au%enommen,  wodurch  für  die  piracy  as  defined  by  the 
law  of  nations,  nicht  aber  für  die  eventl.  Zuständigkeit  für  andere,  durch 
denationalisierte  Schiffe  begangene  Verbrechen  u.  E.  alle  Zweifel  be- 
seitigt sind  (auch  Bishop  a.  a.  O.  und  der  Report  zum  Entw.  eines 
Pen.  Code  a.  a.  O.  sehen  durch  s.  5368  die  Kompetenz  begründet). 
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Man  sieht  in  der  Piraterie  ein  Verbrechen  nach  Landes- 
recht; ein  Verbrechen,  an  das  gewisse  völkerrechtliche 
Rechtsfolgen  geknüpft  sind. 

Diese  Rechtsfolgen  sind  nun  aber,  wie  sich  ergeben 
hat,  in  der  Hauptsache  seepolizeilicher  Art;  sie  betreffen 
das  Vorgehen  der  Kriegsschiffe  auf  hoher  See.  Hierdurch 
wird  klar,  dafs  die  Forderung  der  Deliktsqualität  des  den 
Eingriff  veranlassenden  Geschehens  keine  notwendige  ist, 
nicht  mit  irgend  welchen  juristischen  oder  politischen  Prin- 
zipien in  Zusammenhang  stehen  kann.  Das  Interesse  an 
der  Unschädlichmachung  von  Piraten  ist  nicht  geringer 
und  das  einer  internationalen  Eingriffsbefugnis  entgegen- 
stehende Interesse  nicht  gröfser,  wenn  ihre  Zurechnungs- 
Unfähigkeit  strafrechtliche  Ahndung  ausschliefst. 

Wenn  aber  das  englische  Recht  der  Piraterie  eine 
Stellung  vornehmlich  im  völkerrechtlichen  internationalen 
Strafrecht  anweist,  so  ist  die  Auffassung  doch  nicht  die, 
dafs  mit  einem  bestimmten  strafrechtlichen  Tatbestand  die 
völkerrechtliche  Zulässigkeit  der  Bestrafung  für  diesen 
gegeben  sei,  sondern  man  sieht  als  seine  völkerrechtliche 
Wirkung  die  gänzliche  Denationalisierung  des  Täters  gegen- 
über der  Strafgewalt  fremder  Staaten,  auch  für  nicht- 
piratische  Akte,  an.  Allerdings  ist  die  Voraussetzung  des 
Eintritts  dieser  Rechtsfolge  notwendig  ein  Delikt  im  tech- 
nischen Sinne  ^ ;  aber  die  Rechtsfolge  ist  so  eigenartig,  dafs 
sich  vermuten  läfst,  es  möchte  eine  rein  kriminalistische 
Behandlung  dem  Tatbestande  nicht  gerecht  werden. 

Im  übrigen  ist,  wie  nachgewiesen^,  der  englischen 
Auffassung  die  seepolizeiliche  Seite  der  Piraterie  keines- 
wegs fremd,  und  es  steht  nichts  im  Wege,  dem  kriminellen 
Tatbestande  der  piracy  im  Bereiche  des  conflict  of  laws 
einen  seepolizeilichen  Tatbestand  im  Bereiche  der  Seepolizei 
zur  Seite  zu  stellen  (s.  u.  §  811,  Ver.  Staaten). 

^  Identität  der  piracy  in  Common  Law  und  International  Law, 
0.  S.  21,  Anm.  1. 

>  8.  S.  21,  Anm.  2  nnd  S.  9,  Anm.  1. 
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Hiernach  ist  die  Bahn  frei  für  den  Nachweis^  dafs  der 
Tatbestand  der  Piraterie  nicht  kriminalistischer,  sondern, 
wie  seine  Rechtsfolgen,  seepolizeilicher  Natur  ist.  Ihn 
positiv  zu  erbringen  ist  die  Aufgabe  des  zweiten  Ab- 
schnittes (s.  bes.  §  8). 


Anhang  zum  ersten  Abschnitte. 

§  4.   Heutiges  Torkommen  der  Piraterle. 

Aktualität  und  wirkliche  Bedeutung  eines  Rechts- 
institutes mögen  proportional  sein,  wenn  es  sich  um  solche 
Lebensverhältnisse  handelt,  die  das  Recht  zu  fördern  Grund 
hat  oder  ohne  Sympathie  und  Antipathie  lediglich  ordnet. 
Hingegen  kann  bei  Instituten  repressiver  Tendenz,  wenn 
sie  zweckentsprechend  ausgebaut  sind,  aus  dem  Mangel 
der  Aktualität  ein  Schlufs  auf  ihre  wahre  Bedeutung  nicht 
gezogen  werden. 

Die  Überwachung  der  Meere  durch  die  Kriegsschiffe 
aller  zivilisierten  Nationen  hat  die  Piraterie  in  entlegene, 
aus  physikalischen  oder  ethnologischen  Gründen  schwer 
zugängliche  Gegenden  zurückgedrängt,  wo  sie  in  Ver- 
bindung mit  Strandraub  oder  Flufspiraterie  ein  im  Vergleich 
zu  vergangenen  Zeiten  nur  noch  kümmerliches  Dasein 
fristet;  aber  doch  nur,  um  alsbald  wieder  aufzuleben,  wenn 
die  Kanonen  einmal  nicht  mehr  drohen. 

Nach  der  Aufteilung  der  Erde^  allgemein  gezwungen, 
ihren  Sitz  in  staatlichem  Gebiet  zu  nehmen,  empfinden  die 
Piraten  den  Druck  der  Völkerrechtsgemeinschaft  in  doppelter 
Schwere;  nicht  nur,  dafs  ihren  maritimen  Unternehmungen 
allerorts  ein  überlegener  Gegner  droht,  ist  auch  der  Staat, 
dessen  Territorium  sie  zur  Operationsbasis  wählen,  völker- 
rechtlich verbunden  zu  verhindern,  dafs  aus  seinem  Juris- 


^  Die  g^esamte  bewohnbare  Küste,  abgesehen  Ton  einigen  Inseln  des 
Stillen  Ozeans,  steht  unter  staatlicher  Herrschaft. 
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diktionsgebiete    heraas    den    Interessen    fremder    Nationen 
Gefahren  erwachsend 

Fälle  von  Piraterie  haben  sich  in  neuerer  Zeit  ereignet 
im  ägäischen  Meere',  im  roten  Meere ^,  im  persischen 
Golfe*,  im  malayischen  Archipel*,  in  Indochina*,  endlich 
in  China''  und  Marokko  ® ^»»* •. 


'  Die  der  Gebietshoheit  korrelate  Pflicht  der  Aafrichtmig  einer 
wirksamen  Rechtsordnung'  ist  natürlich  eine  andere  als  die  allgemeine 
Pflicht  der  Staaten  zur  Aufbringung  von  Piratenschiflfen.  Sie  ist  be- 
sonders in  China  und  Marokko  von  Bedeutung,  s.  u.  N.  7  und  8. 

8  1876  (Andree,  Geogr.  d.  Welthandels  X,  2.  Aufl.  1877,  S.  345  f.V 
1897  (Rev.  g6n.  d.  dr.  i.  p.  1897,  S.  696,  N.  2\  1898  (Samios,  Piraterie, 
S.  44). 

'  November  1902  Beschiefsung  der  tflrkischen  Insel  Midi  darcb 
italienische  Kriegsschiffe  im  Einvernehmen  mit  der  türkischen  Regierung* 
Abkommen  vom  10.  Nov.:  „Die  Pforte  verpflichtet  sich,  in  Zukanft  die 
Seeräuberei  mit  dem  gröfsten  Nachdruck  zu  ahnden^  (Köln.  Z.  1902, 
Nr.  868,  878,  886> 

^  1859  Zerstdrunfl^  von  Ras  el  Cheima  durch  die  Engländer;  eine 
fernere  Expedition  1860  (Andree  a.  a.  O.). 

^  Andree  a.  a.  O.;  Jagor,  Singapore,  Malaccai  Java  1866, 
S.  85 f.;  Buckley,  An  Anecdotal  History  Of  Old  Times  in  Singapore, 
1902.  In  den  letzten  Jahrzehnten  hat  dort  die  Aufrichtung  bezvr.  tat- 
sächliche Durchsetzung  der  englischen  und  holländischen  Herrschaft 
Ordnung  geschafien  (Das   „Engagement  with  the  Chiefs  of  Perak"    vom 

20.  Jan.  1874  erwähnt  noch  die  Häuflgkeit  der  piracy,  s.  die  englischen 
Verträge  mit  den  Eingeburenenstaaten  bei  Hertslet  XVIII,  8.  837f.)L 

^  Kämpfe  der  Franzosen  gegen  mit  annamitischen  Aufständischen 
verbündete   chinesische   Piraten;    s.   Rambaud,    La  France    coloniale, 

7.  Aufl.    1895,    S.  521  f.;    Frey,   Pirates  et  rebelles  au  Tonkin    1892, 

8.  37  f. ;  der  Kampf  gegen  die  „Schwarzen  Flaggen^  ist  aber  im  weacnt- 
lichen  ein  Landkampf  gewesen,  vgl.  auch  Frev,  8.  37  über  den  Sprach- 
gebrauch: „il  nous  parait  hon  de  Tavertir  quen  Indo-Chine  rEorop^n 
confond  indifi'^remment  pous  cette  appellation  de  „pirate'^,  non  seulement 
les  maraudeurs,  les  d^trousseurs  de  grands  chemins,  les  contrebandiersi 
aussi  bien  que  les  aventuriers  de  tout  ordre  qui  .  .  .  ezercent  leurs 
ddpr^dations,  par  bandes  armees,  sur  terre,  sur  la  cöte,  ou  dans  les 
fleuves  du  Tonkin;  mai^  encore  les  indig^nes  qui,  insurg^s  contre  la 
domination  fran9ai8e,  luttent  pour  reconqu^rir  Tind^pendance  nationale.* 

"^  „Vorläufige  Instruktion  für  die  Kommandanten  deutscher  Kriegs- 
schifle  in  Betreff  der  Unterdrückung  der  8eeräuherei  in  den  chinesischen 
Gewässern"  vom  20.  Aug.  1877  (Pereis,  int  öff.  8eer.,  im  Anhang), 
aufrechterhalten  durch  die  „Bestimmungen  für  den  Dienst  au  Bord*'  vom 

21.  Nov.  1903,  §  28,  Nr.  29;  nach  Zeitungsmeldungen  war  von  1900  bis 
2.  Febr.  1904  die  deutsche  Dampf  barkasse  „Schamien"  zur  Unterdrückung 
der  Flufspiraterie  in  Sudchina  stationiert.  In  den  „Friedens-,  Freund* 
Schafts-  und  Handelsverträgen"  (Hertslet,  Treaties  etc.  between  Great 
Britain  and  China;  and  between  China  and  foreign  powers,  2  BB., 
London  1896)  übernimmt  China  regelmäfsig,  entsprechend  dem  aUgen 
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Völkerreclit,  die  Verpflichtang,  die  Piraten  za  verfolgten  und  zu  bestrafen 
(Verträge  mit  den  Ver.  Staaten  vom  8.  Juli  1844»  Art.  26,  18.  Juni  1858, 
Art  13;  Frankreich  24.  Okt.  1844,  Art.  29,  27.  Juni  1858,  Art.  34; 
Schweden-Norwegen  20.  März  1847,  Art  26;  Grofsbritannien  —  der 
Vertrag  vom  29.  Aug.  1842  und  der  Zusatzvertrag  vom  8.  Okt  1843 
enthalten  die  spater  regelmäfsig  wiederkehrenden  Bestimmungen  noch 
nicht  —  26.  Juni  1858,  Art  19;  Zollverein  2.  Sept  1861,  Art  33; 
Dänemark  13.  Juli  1863,  Art.  19;  Spanien  10.  Okt  1864,  Art  16; 
Belgien  2.  Nov.  1865,  Art  44;  Italien  26.  Okt  1866,  Art  19;  Österreich- 
Ungarn  2.  Sept  1869,  Art  19;  Japan  13.  Sept.  1871,  Art  28;  Portugal 
1.  Dez,  1887,  Art.  18);  aufser  im  grofsbritaniiischen  und  portugiesischen 
Vertrage  ist  hinzugefugt,  dafs,  wenn  die  Bestrafung  sich  als  unmöglich 
erweist,  die  chinesische  Regierung  nur  zur  Bestrafung  der  Lokalbehörden, 
nicht  zur  Entschädigung  der  Beraubten  verbunden  ist  Weiterhin  ist 
bestimmt,  dafs  in  Verfolgung  von  Piraten  begriffene  Kriegsschiffe  alle 
chinesischen  Häfen  aufsuchen  dürfen,  worin  zugleich  wohl  die  Erlaubnis 
der  Fortsetzung  der  Verfolgung  in  die  chinesischen  Küstengewässer  liegt 
(Verträge  mit  Grofsbritannien,  Art.  52;  dem  Zollverein,  Art.  ^;  Dänemark, 
Art  52;  Italien,  Art.  52;  Österreich-Ungarn,  Art  34).  Die  neueren  Ver- 
träge lassen  diesen  Bechtszustand  unberührt  (chinesisch-amerikanischer 
Vertrag  vom  8.  Okt  1903,  N.R.G.  2.  s^r.  31,  S.  587  f.,  Art.  17;  chinesisch- 
japanischer Vertrag,  daselbst  S.  483  f.,  Art  9). 

®  Der  Sitz  der  Piraten  ist  das  Küstengebirge  Er  Rif  am  Mittelmeer, 
ein  unzugänglicher  und  noch  heute  unerforschter  Landstrich  (Kampf- 
meyer,  Marokko,  1903);  es  handelt  sich  um  eine  Verbindung  von  Strand- 
raub und  Piraterie;  neuere  Fälle  1895  und  1896  (Rev.  g^n.  1897,  S.  425 f.), 
1904  (Le  Temps  18.  Jan.  1904).  Weiteres  bei  Godard,  Description  et 
histoire  du  Maroc  1860  I,  S.  159  f.,  II,  S.  638  f ,  und  sonst  Es  ist  üblich, 
Marokko  die  Nichtverhinderung  von  Angriffen  als  völkerrechtliches  Delikt 
zuzurechnen  und  die  Regierung  für  den  Schaden  haften  zu  lassen  (anders 
als  China,  s.  N.  7);  die  Entschädigungen  können  sehr  hoch  sein  (vgl. 
Bev.  g6n.  a.  a.  O) ;  die  Entschädigungspflicht  wurde  von  Marokko  selbst, 
nach  Godardll,   S.  626,  zuerst  1855  Frankreich  gegenüber  anerkannt 

*  Weitere  Literaturangaben  betreffend  Geschichte  und  Verbreitung 
der  Piraterie  bei  Goldschmidt,  Universalgesch.  d.  Handelsrechts,  8.  Aufl. 
1891,  S.  27,  N.  36,  37,  S.  117,  N.  73;  Pereis  int  öff.  Seer.,  S.  108, 
N.  1;  Bonfils,  S.  346,  N.  2.  Im  ganzen  zu  den  Angaben  der  Historiker 
und  Geographen  Francis  Bacon:  ,,Vers&tur  .  .  .  infelicitas  quaedam  inter 
historicos  vel  optimos,  ut  legibus  vel  actis  judicialibus  non  satis  im- 
morentur  .  .  .^  (De  dignitate  et  augmentis  scientiarum  Lib.  VUI,  Cap.  III 
de  justitia  universali  aph.  29). 


Zweiter  Abschnitt. 

Der  Tatbestand  der  Piraterie  nach  geltendem 
Völkerrecht, 


§  5.   YorUnflge  Definition.    Quellen;  Insbesondere 
die  Landesstrafgesetzgebnngen. 

I.  Piraterie  ist  ein  unpolitisches  auf  die 
gewerbsmäfsige  Ausübung  räuberischer  Ge- 
waltakte gegen  prinzipiell  alle  Nationen  ge- 
richtetes  Seeunternehmen. 

Wie  die  Rechtsfolgen  der  Piraterie,  so  ist  auch  ihr 
Tatbestand  seepolizeilicher  Natur;  sie  ist  mit  der  Ge- 
fährdung der  Interessen  gegeben  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  in  der  Person  einzelner  oder  aller  Beteiligter  zugleich 
ein  krimineller  Tatbestand  erfüllt  ist. 

Die  Elemente  dieses  Tatbestandes  sind  ein  physisch- 
lokales, Lebensführung  ganz  oder  teilweise  auf  hoher  See 
(courir  les  mers),  und  ein  psychisches,  die  Absicht  der 
Verübung  räuberischer  Gewalttaten  gegen  prinzipiell  jeden 
Träger  der  in  Frage  stehenden  Lebensgüter  in  Verfolgung 
privater  Interessen. 

Durch  das  psychische  Element  des  Tatbestandes  ist 
bestimmt,  in  welchem  Umfang  die  „Lösung  vom  Heimat- 
staate **  oder  „faktische  Denationalisierung*'  Begriffsmerkmal 
der  Piraterie  ist.  Die  Bedeutung  eines  selbständigen  Merk- 
mals kommt  ihr  nicht  zu. 
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II.  Die  arge  Zerfahrenheit,  die  in  der  Lehre  vom  Tat- 
bestande der  Piraterie  herrscht  ^^  rtthrt  nicht  zuletzt  davon 
her,  dafs  man  sich  nicht  darüber  klar  geworden  ist,  aus 
welchen  Quellen  der  fiegriff  zu  schöpfen  sei. 

Die  vornehmste  Erkenntnisquelle  des  völkerrechtlichen 
Gewohnheitsrechtes  ist  das  Verhalten  der  Staaten.  Diuturnus 
usus,  opinio  necessitatis  können  nur  auf  induktivem  Wege 
aus  der  Staatenpraxis  nachgewiesen  werden.  Es  kommt 
aber  nicht  so  sehr  das  tatsächliche  Verhalten  im  einzelnen 
Falle  in  Betracht,  für  das,  wie  es  die  Kompliziertheit  des 
Konkreten  nicht  anders  erwarten  läfst,  regelmäfsig  eine 
Vielheit  rechtlicher  Gesichtspunkt^  bestimmend  ist,  ohne 
dafs  der  Anteil  der  einzelnen  an  der  Gesamtwirkung  immer 
erkennbar  wäre,  als  vielmehr  die  autoritative  Fixierung 
der  Rechtsüberzeugung  in  —  möglicherweise  durch  den 
Einzelfall  veranlafsten  —  Erklärungen  wie  Noten,  Ver- 
waltungsvorschriften, Verträgen,  Gesetzen,  in  denen  die 
verschlungenen  Elemente  der  Wirklichkeit  zu  Rechts- 
begriffen geordnet  sind. 

Die  Frage  nach  dem  Tatbestande  der  Piraterie  kann 
man  dahin  formulieren,  an  welche  Voraussetzungen  Recht 
und  Pflicht  der  Staaten  zur  Aufbringung  eines  Fahrzeuges 
aus  dem  Grunde  der  Piraterie  geknüpft  sei  (siehe  §  1). 
Hiernach  ist  das  Material  zu  seiner  Bestimmung  vornehm- 
lich in  denjenigen  Gesetzen  und  Verwaltungsvorschriften 
der  einzelnen  Staaten  zu  suchen,  die  den  Dienst  der  Kriegs- 
flotte regeln". 

Es  ist  nun  aber  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Ausbeute, 
die  die  Marinegesetze  und  -Instruktionen  gewähren®,   ge- 


^  „Bnt,  old  and  famous  though  the  crime  is,  there  is  not,  even  now, 
any  aathoritatiTe  definition  of  it"  (Kennj,  S.  815). 

^  Die  Piraterie  betreffende  diplomatische  Aktenstücke  und  Verträge 
sind  nur  für  einige  Spezialpunkte  bedeutsam,  s.  u.  §  14  und  15. 

*  Es  sind  die  deutschen  „Bestimmung^en  für  den  Dienst  an  Bord. 
Allerhöchst  genehmigt  am  21.  Nov.  1903^  (bezeichnet  als  „Entwurf*', 
d.  h.  es  ist  eine  Revision  auf  Grund  der  zu  sammelnden  Erfahrungen  in 
Aussicht  genonunen),  §  28;  die  deutsche  Instruktion  von  1877  (s.  S.  26, 
N.  7);  die  Queens  Regulations  von  1899,  Art  450 ;  die  amerik.  Rev.  Stat. 
Ton  1874,  s.  4293—4299. 
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ringfttgiger  ist,  als  man  erwarten  möchte.  Zur  Unterstützung 
der  aus  ihren  Bestimmungen  zu  gewinnenden  Resultate 
soll  daher  aufser,  wie  selbstverständlich,  der  Literatur  auch 
die  Geschichte  herangezogen  werden.  Dies  bedarf  einer 
Rechtfertigung. 

Das  Piraterierecht  als  völkerrechtliches  Rechtsinstitut 
in  dem  heutigen  Sinne  ist  eine  Erscheinung-  jungen  Datums. 
Der  Gedankenkreis  der  Meeresfreiheit,  in  den  es  sich  ein- 
fügt  (s.  o.  §  1),  ist  noch  im  18.,  in  einzelnen  Beziehungen 
selbst  noch  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  nicht  mehr 
als  ein  von  einer  —  freilich  stets  wachsenden  —  Anzahl 
von  Staaten  verfochtenes  politisches  Prinzip.  Mag  auch 
die  Piraterie  zu  allen  Zeiten  bekämpft  worden  sein,  so 
sind  doch  die  rechtlichen  Grundlagen  des  Einschreitens  in 
alter  und  neuer  Zeit  durchaus  verschieden.  Einen  der 
Gründe  der  Unsicherheit  ihres  völkerrechtlichen  Tat- 
bestandes darf  man  darin  sehen,  dafs  sie  ihre  heutige 
Stellung  im  System  des  Völkerrechts  erst  erlangte,  als  ihr 
tatsächliches  Vorkommen  schon  selten  geworden  war. 

Entbehren  nun  aber  auch  hienach  die  alten  Rechts- 
Sätze  des  Piraterierechts  jeder  praktischen  Anwendbarkeit, 
so  haben  sie  doch  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Wert 
fUr  die  theoretische  Erkenntnis  des  Tatbestandes.  Denn 
im  Wechsel  der  Rechtsanschauungen  ist  der  Tatbestand 
unverändert  geblieben^;  aus  dem  historischen  Rechte  auf 
sein  Wesen  und  seinen  Inhalt  gezogene  Schlüsse  sind  von 
unmittelbarer  Bedeutung  für  das  geltende  Recht  Vor 
allem  ist  die  historische  Betrachtung  geeignet,  die  An- 
schauung, dafs  die  Piraterie  ein  Tatbestand  seepolizeilicher 


^  Nur  ist  die  alte  staatlich  autorisierte  Piraterie  nunmehr  ver- 
schwunden. Aber  wenn  noch  im  Jahre  1858  von  den  englischen  Be- 
hörden in  Singapore  zum  Tode  verurteilte  malajische  Piraten  erklärten, 
dafs  sie  lediglich  den  Befehlen  ihrer  Herrscher  gehorsam  gewesen  seien 
und  nur  getan  hätten,  was  in  ihrem  Lande  herkömmlich  und  erlaubt  sei 
(Andre e  a.  a.  O.  I»  S.  363)^  so  besteht  kein  Unterschied  der  Anschauung 
gegen  die  des  Illyrierkönigs  Agron,  der  229  v.  Chr.  den  römischen  Ge- 
sandten erklärte,  nach  illyrischem  Rechte  sei  der  Seeraub  ein  erlaubtes 
Gewerbe  (Hommsen,  Rom.  Gesch.  I,  9.  Aufl.,  S.  551). 
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und    nicht    krimineller    Natur    ist,    wesentlich    zu    unter- 
stützen. 

III.  Das  Landesstrafrecht  als  Erkenntnis- 
mittel des  völkerrechtlichen  Tatbestandes^. 
Die  Piraterie  im  Sinne  des  Völkerrechts  ist  eine  gemein- 
gefährliche Lebensführung,  ein  seepolizeilicher  Tatbestand. 
Die  in  den  Landesstrafgesetzgebungen  als  Piraterie  be- 
zeichneten Tatbestände  sind,  wie  die  kriminellen  Tatbestände 
im  modernen  Rechte  allgemein,  genau  umschriebene,  nach 
Mittel  und  Erfolg  verschieden  qualifizierte  einzelne  Hand- 
lungen. Der  völkerrechtliche  Tatbestand  und  die  landes- 
rechtlichen Tatbestände  verhalten  sich  zueinander  wie 
Mittel  und  Zweck.  Das  psychische  Element  der  Piraterie, 
die  Absicht  der  Begehung  von  Gewalttaten,  verwirklicht 
sich  durch  Setzung  der  landesstrafrechtlichen  Tatbestände^. 

Bei  der  ihm  zufallenden  Auflösung  der  piratischen 
Lebensführung  in  einzelne  Akte  kann  das  Landesrecht 
entweder  ohne  jede  Erwähnung  des  Begriffs  der  Piraterie 
auf  piratische  Akte  die  allgemeinen  Vorschriften  über 
Raub  und  Erpressung  und  weiterhin  auch  Tötung,  Körper- 
verletzung, Sachbeschädigung  usw.  anwenden;  oder  sich 
unter  Verwendung  des  Begriffs  seine  Zerlegung  zu  einer 
besonderen  Aufgabe  stellen. 

Das  erste  dieser  Systeme  wird  dem  Wesen  der  Sache 
am  meisten  gerecht.  Es  hält  sich  selbst  von  der  Ver- 
mischung völkerrechtlicher  und  landesrechtlicher  Elemente 
fem  und  verleitet  nicht  dazu,  sie  zu  vermischen.  Die  Ge- 
fahr, daTs  das  Gesetz  der  eigenartigen  Bedeutung,  die  den 
piratischen  Akten  wegen  ihrer  grofsen  Gefährlichkeit  auch 
für  das  Landesrecht  zukommt,  nicht  gerecht  wird,  ist  bei 
einiger  Aufmerksamkeit  des  Gesetzgebers  gering.     Für  die 


^  Alle  EiDzelhelten  bleiben  zur  Vermeidang  von  Wiederholongen 
der  späteren  Darstellung  vorbehalten. 

^  Wobei  zu  beachten  bleibt,  dafs  das  Vorliegen  eines  Straf- 
aosschliefsungsgrundes  das  Gegebensein  des  völkerrechtlichen  Tatbestandes 
nicht  beeinfli^st. 
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Ermittelung  des  völkerrechtlichen  Tatbestandes  sind  die 
Landesstrafgesetzgebungen ,  die  diesem  ersten  Systeme  an- 
hangen, kaum  von  Bedeutung.  Zu  dieser  Gruppe  gehört 
das  deutsche,  das  skandinavische  und  das  belgische  Rechte 

Das  zweite  System  ist  das  des  französisch -spanischen 
und  verwandter  Rechte  und  des  englisch -amerikanischen 
Rechtes.  Doch  ist  seine  Durchführung  in  den  beiden  Rechts- 
gebieten wesentlich  verschieden. 

Das  englisch -amerikanische  Recht  sieht  in  der  piracy 
juris  gentium  einen  zugleich  völkerrechtlichen  und  straf* 
rechtlichen  in  beiden  Disziplinen  übereinstimmenden  Tat- 
bestand. Als  statutory  piracy  bezeichnet  es  eine  Reihe 
von  Handlungen,  deren  blofs  landesrechtliche  Bedeutung 
nicht    zweifelhaft    sein    kann*.      Darüber,    dafs    die    see- 

^  Das  belgische  und  das  finnische  Recht  enthalten  gar  keine 
Spezialbestimmung.  Das  deutsche  Recht  (§  250,  Nr.  8  StO.B.)  qnaU- 
fiziert  den  Raub  auf  offener  See,  das  dänische  (§  244  StG.B.  Tom 
10.  Febr.  1866,  Abschnitt:  „Raub  und  Drohungen")  „Seeräuberei"^  al? 
schweren  Fall  des  Raubes,  Schweden  (Kap.  21,  §  7  St.G3.  vom 
16.  Febr.  1864)  den  Angriff  auf  Seefahrer  auf  offener  See  in  räuberischet 
Absicht  (unter  Gleichstellung  von  Versuch  und  Vollendung).  Norwegen 
(StG.B.  vom  22.  Mai  1902,  §  269,  Nr.  2)  bestraft  die  Aosrüstong  und 
den  Beginn  der  Ausrüstung  eines  Schiffes,  um  Raub  zu  begehen,  als 
selbständiges  Delikt;  Dänemark  a.  a.  O.  stellt  die  Ausrüstung  eine.< 
Schiffes  zum  Zwecke  des  Seeraubes  dem  Seeraube  gleich.  Dem  deutscben 
Rechte  fehlt  eine  solche  Vorbereitungshandlungen  unter  Strafe  stellende 
Bestimmung.  —  Auch  Chile  gebort,  anders  als  die  übrigen  Lander  de^ 
spanischen  Rechtsgebietes,  in  diese  Gruppe  (StG.B.  vom  12.  Nov.  1874, 
Art.  434). 

Der  „Raub  auf  offener  See"  in  §  250,  Nr.  3  des  deutschen  StG.B. 
entspricht  der  völkerrechtlichen  Piraterie  in  keiner  Weise.  Er  umhüt 
nicht  alle  piratischen  Akte  und  schliefst  andererseits  auch  nichtpiratische 
Handlungen  (Raub  auf  einem  Schiffe)  ein.  Bin  ding,  Handb. ,  S.  379, 
N.  6  scheint,  ganz  mit  Unrecht,  dem  StG.B.  die  Nichterwähnung  der 
Piraterie  zum  Vorwurf  zu  machen. 

^  In  England  gehört  die  piracy  by  the  law  of  nations  dem 
Common  Law  an;  stat.  pir.  11  u.  12  Will.  3  c.  7  s.  8  u.  9  (1698),  8Geo. 
1  c.  24  s.  1  (1721),  18  Geo.  2  c.  30  (1744),  5  Geo.  4  c  113  s.  9  (1 
In  den  Ver.  Staaten  pir.  by  the  1.  of  n.  in  Rev.  Stat.  von  1874  s. 
(s.  o.  S.  23,  N.  3);  stat.  pir.  s.  5369  (30.  April  1790).  5371  (15.  Mai  1 
5373  (30.  April  1790),  5374  (3.  März  1847),  5375  u.  5376  (15.  Mai  1820): 
Mischtatbestände,  seit  1874  aber  wegen  s.  5368  für  die  pir.  by  the  1.  of  n- 
nicht  mehr  von  Bedeutung,  sind  s.  5370  u.  6372  (s.  o.  S.  23,  N.  3).  Durch 
die  Unterlassung  einer  Definition  in  s.  5368  (,,piracy  as  defined  by  the 
law  of  nations'')  ist  der  Tatbestand  des  Common  Law  auch  für  da.« 
amerikanische  Recht  mafsgebend  geworden. 
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polizeiliche   AafFassung   der    Piraterie   mit   der    englischen 
Auffassung  nicht  unvereinbar  ist,  s.  o.  §  3. 

Die  romanischen  Staaten  bringen  in  einem  Abschnitt 
des  Strafgesetzbuchs  oder  auch  in  Spezialgesetzen,  meist 
unter  einer  besonderen  Rubrik  „Piraterie",  eine  Reihe  von 
Tatbeständen,  die  sich  nur  teilweise  als  piratische  Akte, 
zum  anderen  Teile  als  aufser  aller  Beziehung  zum  völker- 
rechtlichen Begriff  der  Piraterie  stehende  Handlungen  dar- 
stellen, ohne  dafs  das  Gesetz  die  Grenze  irgendwie  erkennen 
lieFse.  Dieser  Gruppe  gehören  auüser  dem  französichen  *, 
italienischen^,  spanischen^,  mexikanischen^,  portugiesischen^ 
und  brasilischen®,  auch  das  niederländische''  und  das 
griechische®  Recht  an. 


'  „Loi  pour  la  süret^  de  la  navigation  et  du  commerce  maritime*^ 
vom  10.  April  1825.  Die  bis  daliin  geltenden  strafrechtlichen  Be- 
stimmungen der  Ordonnanzen  und  Eapereireglements  gegen  die  Piraterie 
sind  damit  aufser  Kraft  getreten  (Art.  21  des  Gesetzes  beschränkt  die 
Anwendung  der  gewöhnlichen  Derogationsgrundsatze  nicht),  nicht  aber 
anderweite  den  Gegenstand  betreffende  Bestimmungen  des  Kaperei- 
reglements (arret^  du  Gouvernement)  vom  2  prairial  an  XI  (22.  Mai  l80d). 
Das  Gesetz  von  1825  hat  Pardessus  zum  Urheber. 

^  Godice  per  la  marina  mercantile  vom  24.  Okt  1877,  Teil  11, 
Titel  II,  Kap.  IV  (Della  pirateria). 

»  ötG.B.  vom  30.  Aug.  1870,  Buch  II,  Titel  I,  Kap.  IV  (Pirateria). 
Dieses  Kapitel,  das  keine  Definition  enthält,  will  offenbar  die  wahren 
piratiBchen  Akte  treffen.  Einige  Fälle  meist  landesrechtlicher  Piraterie 
enthält  die  noch  gültige  Kapereiordonnanz  vom  20.  Juni  1801,  Art.  27  u.  29. 

^  St.Q.B.  vom  7.  Dez.  1871  „far  den  Bundesdistrikt  und  das  Terri- 
torium Niederkalifomien  bezuglich  der  gemeinen  Vergehen  und  für  die 
ganze  Republik  bezüglich  der  Vergehen  gegen  den  Bund'',  III.  Buch, 
XV.  Abschnitt,  Kap.  I  (Pirateria).  In  den  meisten  Einzelstaaten  stehen 
mit  diesem  im  wesentlichen  übereinstimmende  Strafeesetzbücher  in  Kraft, 
s.  „Die  8trafgesetzgebungen  der  Gegenwart''  II  (1899),  S.  116,  N.  2  und 
die  Übers,  des  StG.B.  von  Eisenmann,  S.  188. 

^  StG.B.  vom  16.  Sept.  1886,  Art  162  (sich  auf  wahre  piratische 
Akte  beziehend). 

•  StG.B.  vom  11.  Okt  1890,  Art.  104-106. 

"^  StG.B.  vom  a.  März  1881;  in  Buch  II,  Titel  29  („Scheepvaart- 
misdryven")  gelten  dem  zeeroof  die  Art  381  u.  382. 

^  Gesetz  vom  30.  März  1855  negi  Navtandirig  xai  nuQuniag, 
Das  Gesetz  hat  keine  Definition  und  will  offenbar  nur  wahre  piratische 
Akte  treffen.  Sein  Zweck  war  bezeichnenderweise  die  Milderung  der 
Bestimmung  des  Art.  364  des  StG.B.  vom  10.  Jan.  1834,  wonach  Piraten 
unterschiedslos  mit  dem  Tode  bestraft  wurden;  das  Landesrecht  kann 
der  Auflösung  des  völkerrechtlichen  Tatbestandes  in  einzelne  Handlungen 
Staats-  Q.  Völkerrecht].  Abhandl.    IV  4.  —  Stiel.  3 
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Die  Landesgesetzgebungen  des  zweiten  Systems  ^ind 
die  Ursache  der  Verwirrung,  die  in  der  Lehre  von  der 
Piraterie  herrscht.  Die  englisch-amerikanische  Auffassung 
verfälscht  den  Charakter  des  Rechtsbegriffes,  wenn  sie  ihc 
für  einen  notwendig  und  lediglich  kriminellen  ansieht;  die 
Willkür  des  französischen  und  der  ihm  verwandten  Rechte 
in  der  Verwendung  des  Namens  der  Piraterie  für  eine  Reihe 
sehr  verschiedenartiger  und  durchaus  selbständiger  Tat- 
bestände verführt  zur  Ausdehnung  auch  des  völkerrecht- 
lichen Begriffes  und  ist  so  zum  Ausgang  der  „Quasipiraterie" 
geworden. 

Gleichwohl  ist  der  in  Frage  stehende  Komplex  straf- 
rechtlicher Bestimmungen  für  die  Gewinnung  des  völker- 
rechtlichen Tatbestandes  der  Piraterie  nicht  ohne  Werl 
Das  Bestreben  der  romanischen  Gesetzgebungen,  dem  völker- 
rechtlichen Tatbestande  bei  seiner  landesrechtlichen  Aoi- 
lösung  nahe  zu  kommen,  hat  zu  einer  Anzahl  von  Be- 
stimmungen geführt,  die  für  Art  und  Umfang  desselben 
beachtenswerte  Anhaltspunkte  ergeben.  Und  das  englisch- 
amerikanische Recht  hat  den  Vorzug,  Aufschlufs  zu  geben,  ob 
und  inwieweit  in  anderen  Rechten  als  Piraterie  qualifizierte 
Handlungen  als  wahre  piratische  Akte  und  das  Gesamt- 
verhalten  ihrer  Urheber  als  Piraterie  betrachtet  werden  kann. 

Über  das  österreichische  Recht,  das  aus  dem  ent- 
wickelten Schema  der  Landesgesetzgebungen  herausfallt 
s.  u.  §  6,  IV  3. 

IV.  Die  Mannigfaltigkeit  der  mit  dem  Namen  „Piraterie* 
verknüpften  Vorstellungen  nötigt  zu  einer  Sicherung  der 
Terminologie.  Wir  bezeichnen  als  Piraterie  schlechthio 
den  völkerrechtlichen  Tatbestand  (seepolizeilicher  Tat- 
bestand); als  piratische  Akte  die  im  völkerrechtlicheo 
Tatbestand  als  Zweck  gegebenen  einzelnen  Handlungen 
(kriminelle  Tatbestände,  sofern  nicht  landesrechtliche  Straf- 

nach  MaXsgabe  kriminalistiBcher  Rücksichten  nicht  entraten.  Das  Ges«tx 
ist  im  folgenden  nicht  mehr  berücksichtigt;  vgl.'  Kosti,  Lehrb.  de» 
griech.  Strafr.  III  1893;  auch  Samios,  S.  30. 
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ausschliefsungsgrttnde  vorliegen;  sie  sind,  unter  derselben 
Voraussetzung,  die  piracy  juris  gentium  der  Engländer); 
als  landesrechtliche  Piraterie  landesrechtlich  als  Piraterie 
bezeichnete  Handlungen,  die  in  keiner  Beziehung  zu  dem 
völkerrechtlichen  Begriffe  stehen  (kriminelle  Tatbestände; 
statutory  piracy  der  Engländer). 

V.  Ohne  Zweifel  rein  landesrechtlicher  Natur  und  im 
folgenden  nicht  mehr  zu  berücksichtigen  sind  mehrere 
landesrechtliche  Straf bestimmungen ,  die  mit  der  Piraterie 
in  offensichtlich  nur  ganz  losem  Zusammenhang  stehenden 
Tatbeständen  ihren  Namen  beilegen.  Es  sind  die  Be- 
stimmungen des  englischen  und  brasilischen  Rechtes^  gegen 
den  Handel  mit  Piraten,  ihre  Unterstützung  speziell  durch 
Lieferung  von  Schiffen  und  anderen  Gegenständen  und 
gegen  überhaupt  jedes  ^  Verständnis  mit  ihnen,  des  italieni- 
schen Rechtes^  gegen  Begünstigung  und  Hehlerei,  des 
mexikanischen^  gegen  den  Handel  mit  Piraten;  ebenso 
die  englischen  und  amerikanischen  Vorschriften,  die  gewisse 
mit  dem  Sklavenhandel  zusammenhängende  Akte  als 
piratisch  bezeichnen  (piratical  slave-trading)  ^. 

§  6.    Die  Piraterie  in  der  Bechtsgeschiclite; 

Naehwirkimgeii  früherer  Anschaaangen;  Folgerangen 

ftlr  den  Tatbestand  im  geltenden  Beeilte. 

I.  Die  Entwickelung®  des  Zusammenlebens  der  organi- 
sierten  menschlichen   Verbände  verläuft    in    der   Richtung 


1  8  Geo.  1  (1721)  c.  24  s.  1  erster  Teil;  bra».  StG.B.  von  1890, 
Art.  106,  §  2. 

'  „. ..  shall  anj  ways  consult,  combine,  confederate  or  correspond 
with  any  pirate."  Vorsichtiger  Brasilien:  „.  .  .  ou  entretiver  com  elles 
intelligencias  qne  tenham  por  fim  prejndicar  o  paiz." 

*  Cod.  p.  l.  mar.  merc.  von  1877,  Art  332. 

^  StG.B.  von  1871,  Art.  1130. 

^  5  Geo.  4  (1824)  c.  113  s.  9  (6  verschiedene  Tatbestande),  auf- 
genommen in  die  „Slave  Trade  Act,  1873",  86  u.  37  Vict  c.  88.  Am. 
Bev.  Stat  s.  5875  a.  5876  (15.  Mai  1820).    S.  auch  n.  §  16. 

^  Wir  verstehen  unter  Entwickelung  ein  zeitliches  Nacheinander 
einander  ersetzender  Tatbestünde.  Die  Verwendung  des  oft  mifsbrauchten 
Wortes  in  diesem  Sinne  dürfte  unbedenklich  sein. 

3* 


i 
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von  einem  die  Verbände  und  ihre  Angehörigen  ergreifenden 
ständigen  Kriegszustande  zu  einer  friedlichen  GemeinschafL 
Zwei  Entwickelungsreihen  stehen  nebeneinander;  der  Krieg 
der  Verbände  wird  zu  einem  Ausnahmezustande  und  zu- 
gleich auf  die  organisierte  Streitmacht  der  Kriegführenden 
beschränkt  *. 

Der  Grund  dieser  Entwickeiung  ist  die  fortschreitende 
Anerkennung  der  menschlichen  Persönlichkeit  als  eines 
Faktors  von  absolutem  Wert.  Der  einzelne  wird  aus  einer 
blofsen  Partikel  des  Verbandes,  dessen  Leben  das  seine 
völlig  einschliefst,  zu  einem  selbständigen  Wesen,  das  jenseits 
der  Schranken  des  Verbandes  Interessen  universeller  Natur 
kennt  und  an  dem  Innenleben  des  Verbandes  nur  noch  in 
einem  seiner  Eigenart  entsprechenden  Umfang,  innerhalb 
dieses  engeren  Kreises  aber  mit  gröfserer  Intensität  teil- 
nimmt. Zunehmende  Extensität  und  Intensität  der  Persön- 
lichkeit ist  das  Stichwort  ihrer  Entwickeiung  2. 

Der  absolute  Wert  der  Persönlichkeit  ist  in  die  Welt 
des  Rechtes  durch  die  moderne  Naturrechtsschule  eingeführt 
worden^.  Das  Naturrecht  verkündet  die  Anerkennung 
dieses  absoluten  Wertes  als  ein  Prinzip  des  geltenden 
Rechtes*.  In  der  Tat  nur  ein  Prinzip  für  die  Rechts- 
bildung, hat  der  Gedanke  seitdem  das  innerstaatliche  Recht 


^  Die  Behauptung  von  La  Mache,  La  guerre  de  coorsev  1901 
S.  184 f.,  die  Wiedereinfuhrang  der  Kaperei  liege  im  Zuge  der  Ent- 
wickeiung, ist  nur  aus  der  Tendenz  der  Schrift  zu  erklären. 

'  Damit  soll  nicht  etwa  der  Anschauung  beigetreten  werden,  die 
die  neuere  Entwickeiung  auf  dem  Wege  zur  Vollkommenheit  sieht.  Ver 
Extensität  des  modernen  Menschen  entspricht  seine  Obeiflächlichkeit; 
der  Intensität  die  Arbeitsteilung,  das  Spezialistentum. 

^  Schon  früher,  ohne  wesentlichen  Erfolg,  durch  das  christliche 
Naturrecht.  In  dem  Christentum  findet  der  ganze  Gedanke  vielleicht, 
wie  seine  kräftigste  Stätze,  so  auch  seinen  historischen  Aufgang.  ^^ 
unmittelbare  Verbindung  des  christlichen  mit  dem  modem-naturrechtlichen 
Gedankenkreise  stellt  Grotius  dar. 

^  Ein,  wie  es  meint,  natürlicbes,  deshalb  von  je  bestehendes  Priniip- 
Die  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  der  Auffassung  stehende  Streit- 
frage über  den  „Naturzustand*^  des  Menschengeschlechts  interessiert  hier 
nicht  (s.  namentlich  Pufendorf  L.  II,  C.  11  de  statu  hominum  natarali)- 
Der  Text  behandelt  nur  die  historischen  Verhältnisse  zwischen  organisierten 
Verbänden. 
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umgestaltet  und  das  Völkerrecht  geschaffen  ^  Er  ist  der 
Ausgangspunkt  des  modernen  Fremdenrechtes,  das  die 
rechtliche  Grundlage  der  friedlichen  wirtschaftlichen  und 
kulturellen  Beziehungen  der  Völker  und  damit  der  Kern- 
punkt des  Völkerrechtes  ist*. 


In  den  Rahmen  der  Entwickelung  des  gegenseitigen 
Verhältnisses  der  menschlichen  Verbände  von  dem  Zustande 
dauernden  Krieges  zu  dem  eines  prinzipiellen  Friedens  fügt 
sich  das  historische  Piraterierecht  ein.  Dabei  müssen  zwei 
Formen  der  Piraterie  unterschieden  werden. 

II.  Piraterie  unter  staatlicher  Autorität. 
Der  dauernde  Kriegszustand  zwischen  den  Staaten  erlaubt 
diesen  und  jedem  ihrer  Angehörigen,  dem  anderen  und  seinen 
Angehörigen  jeden  möglichen  Schaden  zuzufügen. 

Ober  diesen  Zustand  ist  das  Altertum  nicht  hinaus- 
gekommen. Moralische  Vorstellungen,  wirtschaftliche  Be- 
dürfnisse, die  politischen  Machtverhältnisse^  mögen  ihn  tat- 
sächlich gemildert  haben ;  aber  juristisch  haftet  noch  nach  dem 
Rechte  der  Digesten  dem  Raubstaatentum  kein  Makel  an. 
Wenn  auch  die  Römer  selbst  staatliche  oder  staatlich  autori- 
sierte Piraterie  nur  zur  Erreichung  politischer  Zwecke  be- 
trieben zu  haben  scheinen,  so  erkennen  sie  doch  auch  ihre  ge- 
werbsmäfsige  Ausübung  als  ein  rechtmäfsiges  Mittel  des  Völker- 
kampfes an;  Raubstaaten  sind  hostes,  rechtmäfsige  Feinde^. 


'  Der  ideelle  Zasammenhaog  des  Natarrechts  und  des  Völkerrechts 
ist  historisch  in  der  Person  des  Grotius  verkörpert  Schon  die  Vor- 
rede des  „mare  liberum^  trägt  einen  för  beide  Bechtsteile  programmati- 
schen Charakter.  Der  Orundgedanke  ist:  „Omnes  naturalem  inter  se 
societatem  esse  atque  cog^tionem." 

'  Vgl.  aach  F.  v.  Härtens,  Deutsche  Aasgabe,  Vorwort,  femer 
Band  I,  S.  25  and  sonst.  Diese  Betrachtongsweise  nötigt  aber  nicht, 
mit  V.  Härtens  (I,  S.  325 f.)  den  einzelnen  Henschen  als  Trager  von 
mit  der  menschlichen  Persönlichkeit  antrennbar  verbandenen  Urrechten 
und  gar  als  internationales  Bechtssabjekt  anzuerkennen.  Die  Form  des 
▼ölkerrechtltchen  Schatzes  der  Persönlichkeit  ist  die  wechselseitige  Be- 
rechtigung und  Verpflichtung  der  Staaten. 

'  Krieg  Roms  gegen  £e  IllTrier  229  ▼.  Chr.  Späterhin  stehen  die 
Kästen  des  Hittelmeeres  restlos  unter  römischer  Herrschaft 

*  Vgl.  Grotius  L.  III,  C.  UI,  §  2. 
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Die  praktische  Bedeutung  der  Anschauung  besteht  fast  aa»- 
schliefslich  darin,  dafs  das  römische  Postliminialrecht  auch 
im  Verhältnis  zu  Raubstaaten  Anwendung  fand. 

In  der  germanischen  Welt  herrschten  anfiinglich  die* 
selben  Rechtsüberzeugungen.  Der  Fremde  ist  rechtlos  ^ 
Von  der  öffentlichen  Gewalt  organisierte  oder  aatorisierte 
Raubzüge  sind  ruhmeswürdige  Unternehmungen.  Davon  ist 
Sage  und  Geschichte  volP. 

Das  Christentum  begründet  dann  zum  erstenmale  io 
der  Geschichte  eine  internationale  Friedensgemeinschaft'. 
An  die  Staaten  tritt  die  Anforderung  heran,  in  AnerkennuDg 
der  Persönlichkeit  des  Fremden  Angriffe  auf  ihn  und  sein 
Gut  zu  unterlassen  und  ihre  Angehörigen  an  ihrer  Ver- 
übung zu  hindern.  Das  Wesentliche  des  Vorgangs  ist  aber 
nicht  die  Unterdrückung  der  Piraterie,  sondern  die  Um- 
kehrung  des  Verhältnisses  von  Krieg  und  Frieden.  Aus 
der  Regel  wird  eine  Ausnahme,  aus  der  Ausnahme  die 
Regel.  Die  Abolition  der  Piraterie  in  Friedenszeiten  ist 
eine  blofse  Eonsequenz  des  Wandels  der  Gesamtanschauung^; 
in  Kriegszeiten  besteht  sie  nach  wie  vor^.  Erst  seit  dem 
14.  Jahrhundert  nimmt  die  Piraterie  der  Untertanen  die 
Rechtsform  der  Kaperei  an  ®.     (Mit  dieser  nur  der  äufseren 


'  Brunn  er,  Deutsche  Rechtsgeschichte  I,  S.  278;  Heus  1er, 
Instit.  d.  deutschen  Privatrechts  I,  S.  144  f. 

'  Pardessus  I,  S.  15:  „Cötait  la  cons^quence  naturelle  de  T^tat 
habitnel  d'hostilit^  dans  lequel  une  civilisation  imparfaite  pla^it  les 
peuples." 

^  In  dieser  sind  freilich  die  Staaten  nur  als  Provinzen  gedacht 

^  Das  Landesrecht  gewährt  nunmehr  auch  Fremden  fiechtsgüterscbotz. 
In  Norwegen  erfolgte  ein  landesrechtliches  Verbot  der  Piraterie  scheinbar 
zum  erstenmale  im  Gulathing  von  940  (Pardessus  III,  S.  22).  Doch 
kommen  noch  Kaubzüge  bis  ins  elfte  Jahrhundert  vor. 

^  Die  nachmalige  Durchführung  des  Schutzes  der  Privatpersonen 
und  ihres  Eigentums  auch  im  Kriege  ist  nur  für  den  Landkrieg  voll- 
ständig gewesen.  Zur  See  blieben  die  Privatpersonen  Subjekt,  ihr  Eigen- 
tum Objekt  der  Kriegführung. 

^  D.  h.  es  wird  eine  spezielle  und  meist  auch  formelle  (Kaperbrief) 
Autorisation  vorgeschrieben ^  6.  F.  v.  Martens,  Kaper,  §  5  (die  dort 
zitierte  franzosische  Ordonnanz  ist  nicht  von  1400 «  sondern  vom  7.  De- 
zember 1373,  8.  Travers  Twiss,  Black  Book,  Einl.,  S.  LXXVI;  «och 
schon  Pardessus  IV,  S.  224).  Weitere  Bestimmung  aus  älterer  Zeit:  SUtot 
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Erscheinung  nach  verwandt  ist  die  Wegnahme  fremder 
Schiffe  auf  Grund  von  Repressalienbriefen  in  Friedenszeiten, 
ein  Institut,  das  als  Ersatz  der  bisher  zulässigen  Selbsthilfe 
Privater  gegen  fremde  Staaten  und  fremde  Untertanen  seit 
dem  14.  Jahrhundert  ausgebildet  wird  ^.) 

Die  internationale  Friedensordnung  des  Mittelalters  und 
des  Anfangs  der  Neuzeit  beschränkt  sich  auf  die  Christenheit. 
Zwischen  ihr  und  den  mohammedanischen  Staatswesen  dauert 
das  Verhältnis  ununterbrochenen  Kriegszustandes  rechtlich 
und  faktisch  bis  in  das  16.  Jahrhundert  allgemein,  bis  in 
das  19.  zwischen  einzelnen  Gliedern  beider  Kulturwelten 
fort^.     Die   in   der  älteren  Literatur  viel   erörterte  Frage, 

▼on  Cataro,  14.  JahrhuDdert,  Kap.  400.  Teilweise  noch  weiter  zurück- 
reichend findet  sich  die  (seit  dem  17.  Jahrh.  für  Kaper  aUgemein  geltende) 
Vorschrift  der  Hinterlegung  einer  Burgschaft  durch  ausgehende  Schiffe 
(cautio  de  non  offendendis  amicis),  ohne  dafs  eine  spezielle  Erlaubnis 
zur  Wegnahme  feindlicher  Schiffe  schon  notwendig  wäre;  s.  Pisanisches 
Breve  curiae  maris  von  1298,  Kap.  24,  Genuesische  Statuten  von  1313 
und  1316  (PardessuB  IV,  S.  440)!  nur  für  auf  Piraterie  ausgehende 
Schiffe,  Sizilisches  Gesetz  von  1399,  Art.  3  (Pardessus  V,  S.  257), 
Aragonische  Ordonnanzen  von  1288,  1330,  1366.  Art.  1  zit  sizilischen 
Gesetzes  von  1399:  „naues,  quae  ad  piraticam  ezercendam  armantur"; 
„mos  piraticus^  auch  später  noch  für  die  zum  besonderen  Rechtsinstitut 
gewordene  Kaperei. 

'  G.  F.  V.  Martens,  Kaper,  §  4.  Man  hält  die  Repressalienbriefe 
heute  nicht  mehr  für  zulässig;  so  F.  v.  Martens  II,  S.  468  f  ;  v.  Liszt, 
S.  301.    Anders  aber  Blackstone-Stephen  II,  S.  495  (1903). 

'  Der  Krieg  gegen  die  Ungläubigen  ist  nach  mohammedanischer 
Auffassung  durch  Rechtsvorschrift  divini  juris  geboten.  Die  Kirche  betont 
dagegen,  dafs  der  Unglaube  kein  Grund  zum  Kriege  sei;  ihre  Forderung 
des  Friedens  ist  universell ;  aber  die  Eroberer  vormals  christlicher  Lander 
sind  von  ihr  ausgeschlossen;  vgl.  die  Darstellung  bei  Grotius,  mare 
liberum,  Kap.  4. 

Dauernder  Krieg  zwischen  Spanien  und  Algier  bis  zum  Vertrage 
vom  14.  Juni  1786;  der  Mehrzahl  der  italienischen  Staaten  und  Algier, 
Tunis,  Tripolis  bis  ins  19.  Jahrhundert  (Herrmann,  Über  die  Seeräuber 
im  Mittelmeer,  1815,  S.  185  f.);  und  namentlich  des  Johanniterordens 
gegen  die  ganze  mohammedanische  Welt,  Carsten  Niebuhr,  Reise- 
beschreibung nach  Arabien,  1774,  I,  S.  18:  „Man  kann  es  daher  den 
Mohammedanern  nicht  verdenken,  wenn  sie  eben  das  von  den  Maltesern 
denken,  was  wir  Marokkanern,  den  Algirem,  Tunesem  und  Tripolitanem 
Schuld  geben.  Diese  Barbaren  leben  doch  wenigstens  mit  verschiedenen 
christlichen  Nationen  in  Freundschaft;  die  Malteser  Ritter  aber  mit  keiner 
Mohammedanischen.*' 

Im  schwarzen  Meere  führen  Christen,  polnische  Untertanen,  noch 
im  17.  Jahrhundert  einen  ständigen  Raubkrieg  zur  See  gegen  die  Türken 
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ob  die  Barbareskenstaaten  als  Piraten  oder  rechtmäbige 
Kriegsfeinde  zu  betrachten  seien,  hat  eine  einmütige  Be- 
antwortung nicht  finden  können  \  weil  die  Fragesteliung 
irreführend  ist.  Ihre  Piraterie  ist  eine  aus  vergangener 
Zeit  in  das  moderne  Völkerrecht  hineinragende  Erscheinung, 
die  sich  seinen  Begriffen  nicht  einfUgt.  Die  Praxis  hat 
weder  das  moderne  Kriegsrecht  auf  die  Barbaresken  an- 
gewendet noch  sie  als  Piraten  behandelt;  die  Beziehung  der 
feindlichen  Mächte  steht  unter  altem  Fremdenrecht,  jus  postli- 
minii  nach  der  Lehre  der  romanistischen  Wissenschaft  *"■*'. 


(Dan,  Histoire  de  Barbarie,  2.  Aufl.  1649,  8.  10;  dem  Aator  ist  die 
Rechtmäfsigkeit  ihrer  Handlangen  selbstverständlich,  „ils  ne  les  fönt  qiie 
contire  les  ennemis  de  la  foy").  —  Einige  Angaben  über  die  Piraterie 
der  Christen  gegen  die  Mohammedaner  auch  bei  Boutin,  Aneiemies 
relations  commerciales  et  diplomatiques  de  la  France  avec  la  Barbarie 
1550—1830,  Paris  1902,  S.  65  f. 

^  Sie  sind  nicht  Piraten  nach  Bynkershoek,  Qaaest.  Jar.  Pabl. 
L.  I,  C.  XVII;  zustimmend  u.  a.  Kent,  Int.  Law,  S.  406 f.,  Pardessus  I, 
S.  38.  Für  Piraten  halten  sie  u.  a.  Vattel  H,  VI,  §  78;  Ortolan  I, 
S.  252;  Pradier-Fodiri,  §  2492. 

'  So  auch  Bynkershoek  a.  A.  O.:  „Piratae  non  sunt,  sed  Civitates, 
quae  certara  sedem,  atque  ibi  Imperium  habent.^  Daraus  folge  die  An- 
wendung des  jus  postliminii.  Wenn  er  sie  daraufhin  als  rechtmiXiig^ 
Feinde  ansieht,  so  erklärt  sich  dies  aus  seiner  Anschauung,  dafs  es  nach 
geltendem  Rechte  (^quod  contra  quemlibet  hostem  recte  ezercetor*',  a.  a.  O.) 
noch  zulässig  sei,  Kriegsfeinde  zu  Sklaven  zu  machen,  wenn  eine  solche 
Rechtsübung  auch  „moribus  plerarumque  Gentium  nunc  exölevit*  (Quaest 
Jur.  Publ.  L.  I,  C.  III;  vgl.  auch  Grotius  III,  VU,  §  9).  Die  holländische 
Politik  legte  grofsen  Wert  auf  ein  gutes  Einvernehmen  mit  den  Barbaresken. 

'  Gefangene  n^A^Azenen** ,  „Mauren**,  „Türken"  werden  Sklaven, 
Bynkershoek  a.  a.  O.  G.  XVII:  „Solent  et  Belgae  eos  capto»  in 
Hispaniam  advehere  et  ibi,  jure  talionis,  in  servitutem  vendere,*'  ein 
solcher  Verkauf  in  amtlichem  Auftrage  noch  1661  (G.  III  a.  a.  O.);  Art  1 
des  französisch  -  algerischen  Vertrages  von  1628  sichert  den  aus  Algier 
feindlichen  Ländern  nach  Frankreich  geflüchteten  versklavten  Algeriern 
freie  Rückkehr  in  die  Heimat  zu ;  Kap  H2  der  dem  Consolato  del  mare 
angehängten  Regeln  über  die  Kaperei  (14.  Jahrhundert)  gewährt  dem 
Kapitän  von  jedem  verkauften  Sarazenen  einen  Byzantiner  (Goldsolidas), 
vgl.  auch  Art.  VII  sie.  Gesetzes  von  1899  (Pardessus  V,  S.  257)  nod 
die  Siete  Partidas  von  1266,  partida  V,  titulo  IX,  ley  18;  auf  den  Galeeren 
der  Malteser  befinden  sich  noch  1761  gefangene  Mohammedaner  sIb 
Sklaven,  Carsten  Niebuhr  a.  a.  O.,  S.  18.  Das  Vermögen  der  Un- 
gläubigen unterliegt  der  Wegnahme  durch  jedermann;  gegen  sie  bleibt 
die  Piraterie  zulässig,  so  die  oben  S.  38,  Anm.  6  zit.  Plsanischett, 
Genuesischen,  Sizilischen,  Aragonischen  Statuten,  femer  Art  VII  der 
Florenzer  Capitoli  pel  viaggio  di  Barberia  etc.  aus  dem  16.  Jahrhundert 
(Pardessus  IV,   S.  594  u.  564)  und  c.  3  X  V,   17,   die  sämtlich  nur 
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Dieser  Rechtszustand  ist  seit  dem  16.  Jahrhundert  dadurch 
kompliziert,  dafs  eine  Reihe  europäischer  Mächte  ihre  Be- 
ziehungen zu  den  Raubstaaten  vertragsmässig  regelte,  an- 
dere einseitig  ihnen  gegenüber  moderne  Rechtsgrundsätze 
zur  Anwendung  brachten. 

Innerhalb  der  christlich-europäischen  Welt  haben  sich 
noch  bis  in  die  neuere  Zeit  Fälle  faktischer  Begünstigung 
der  Piraterie  durch  staatliche  Mafsnahmen  ereignet  Doch 
war  man  stets  bestrebt,  einen  formellen  Bruch  mit  den 
Prinzipien  des  jeweils  geltenden  Rechtes  zu  vermeiden  ^. 

Über  die  Behandlung  von  Raubstaaten  nach  heutigem 
Rechte  siehe  unten  §  12. 

III.  Die  private  Piraterie.  Von  der  staatlich 
autorisierten  Piraterie,  einer  alten  Form  des  Lebens  der 
Völker,  ist  von  je  die  Piraterie  als  Unternehmen  einer  ohne 
alle  Beziehung  zu  einem  staatlichen  Verbände  auf  eigene 
Faust  handelnden  Personenvereinigung  unterschieden  worden. 
Die  Reaktion  gegen  die  erste  Form  ist  der  Krieg';  die 
Bekämpfung  der  zweiten  ist  Aufgabe  der  Sicherheitspolizei 
und  der  Strafrechtspflege*. 

Die  Grenzziehung  zwischen   beiden  Formen  stöfst  auf 


sum  Schatze  von  „amici'*  und  „fideles''  bestimmt  sind.  Ihnen  gehöriges 
Ont  ist  dem  Strandrecht  verfallen,  Const.  Friedrichs  II.  vom  22.  Nov. 
1220,  §  8  "»  anth.  Navigia  Cod.  6,  2  const  18  („nisi  talia  sint  navig^a,  que 
ptraticam  exerceant,  aut  sint  nobis,  vel  Christiano  nomini  inimica^, 
Text  nach  Mon.  Germ.  Hist.  LL,  Sect.  IV,  Bd.  2,  8.  109);  c.  3  X  V,  17; 
Portug.  Gesetzbuch  vom  Ende  des  15.  Jahrhunderts,  Buch  II,  Tit.  XXII 
a.  £.  (bei  Pardessus  VI,  S.  811);  Koles  d'Ol^ron,  Art  45,  Abs.  2: 
„car  alors,  s'ilz  sont  pyrates,  pilieurs,  ou  escumeurs  de  mers,  ou  Turcs 
et  autres  contraires  et  ennemis  de  nostredicte  foj  catholicque,  chascun 
peut  prendre  sur  telles  manieres  de  gens,  corame  snr  chiens,  et  peut  Ton 
les  desrobber  et  spolier  de  leurs  biens  sans  pugnition;*'  derselben  An- 
sicht Schnback  1751,  8.  203 f.  Dieser  ganze  Bechtszustand  ist  in 
Spanien  und  Portugal  bis  ins  19.  Jahrhundert  bestehen  geblieben,  vgl. 
Pardessus  VI,  S.  13  u.  310. 

'  Selbst  die  Verbindimg  Albrechts  von  Mecklenburg  mit  den 
Viktualienbrfideni  Ende  des  14.  Jahrhunderts,  Frankreichs  mit  den 
Bukanieren  im  17.  Jahrhundert  geschah  in  rechtlich  zulässiger  Form; 
s.  auch  G.  F.  v.  Härtens,  Kaper,  8.  23  u.  §  8. 

*  8.  vor  unter  II.  Grotius  L.  II,  C.  XX,  §  40  sieht  in  ihr  einen 
gerechten  Kriegsgrund. 

'  Vgl.  Pardessus  I,  8.  33. 
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keine  theoretischen  Schwierigkeiten.  Die  Grenze  ist  durch 
den  Staatsbegriff  gegeben.  Die  Entscheidung  im  Einzd- 
falle  mag,  da  auch  das  private  Unternehmen  immer  eine 
fest  verbundene  Personenmehrheit  voraussetzt,  einem  Ge- 
schichtschreiber der  Piraterie  oft  nicht  leicht  werden*.  Der 
gesicherte  Bestand  des  modernen  Staatensystems  ermöglicht 
sie  ohne  Mühe. 

Aber  so  wahr  es  ist,  dafs  gegen  die  nicht  staatlich  or- 
ganisierte Piraterie  nicht  Krieg  geführt  wird,  dafs  Piraten 
nicht  hostes  sind^,  so  sehr  ist  zu  betonen,  dafs  der  Tat- 
bestand niemals  als  ein  nur  krimineller  erscheint.  Da* 
historische  Piraterierecht  enthält  eine  Reihe  von  Elementen, 
deren  Heimat  nicht  das  Strafrecht,  sondern  das  alte  Fremden- 
recht ist,  und  bildet  insoweit  ein  Analogen  des  Kriegsrechtes, 
das  auch  seinerseits  ganz  im  Fremdenrecht  wurzelt.  Weiin 
es  in  der  Literatur  gang  und  gäbe  ist,  die  Piraten  als  hoste» 
humani  generis  zu  bezeichnen,  so  ist  dies  in  den  meisten 
Fällen  nicht  mehr  als  eine  Floskel;  die  vereinzelt  sich  fin- 
dende Bestimmung  des  right  of  search  gegen  Piraten  als 
eines  war-right®  ist  ohne  Zweifel  unrichtig;  in  beidem  aber 
mag  man  Nachwirkungen  alten  positiven  Rechtes  erblicken. 


^  In  den  Anfän^n  der  historischen  Zeit  verschwimmen  die  GreDtea 
ganz.  Grotius  III,  III,  §2  bezieht  Odyssee  XIV,  Vers  85— 89  sicher 
zu  Unrecht  nur  auf  staatliche  Piraterie,  die  Unterscheidung  ist  der  Stelle 
fremd.  Vgl.  auch  Mommsens  lebendige  Schilderung  des  Seeraaber- 
gemeinwesens  im  östlichen  Mittelmeer,  1.  Jahrh.  v.  Chr.,  R5m.  Ge* 
schichte  III,  8.  Aufl.,  S.  48 f.  („Wenn  auf  die  Fahne  dieses  Staates  die 
Rache  an  der  bürgerlichen  Gesellschaft  geschrieben  war,  die,  mit  Recht 
oder  mit  Unrecht,  seine  Mitglieder  von  sich  ausgestofsen  hatte,  so  lief"* 
sich  darüber  streiten,  ob  diese  Devise  viel  schlechter  war  als  die  der 
italienischen  Oligarchie  imd  des  orientalischen  Sultanismus,  die  im  Zuge 
schienen,  die  Welt  unter  sich  zu  teilen").  Über  die  straffe  Organisation 
der  Bukaniere  s.  Andree,  Geogr.  d.  Welthandels  I,  S.  358 f. 

^  Pomponius  1.  118  D.  de  verborum  sign.  50,  16;  Ulpianus  l 
24  D.  de  captivis  49,  15;  Paulus  1.  19  §  2  D.  eodem;  Grotius  Hl 
III,  §  1  f.,  II,  XVIII,  §  2  (zu  beachten  seine  Terminologie,  beUum  jnstuin 
sive  solenne,  wahrer  Krieg,  und  bellum  in  einem  weiteren  Sinne,  II,  !• 
§  2:  „ubi  judicia  deficiunt,  incipit  bellum").  Von  neueren  statt  anderer 
Th.  S.  Woolsey,  Right  of  search,  S.  16:  „There  is  no  more  war  than 
there  is  between  a  gang  of  ruffians  in  Oklahoma  and  the  United  States- 
It  is  simply  a  detail  of  naval  policy  duty." 

*  Th.  D.  Woolsey,  Introduction,  S.  866. 
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Das  römische  Recht  erkennt  Piraten  nicht  als  hostes 
an  (s.  S.  42,  N.  2).  Der  Sinn  dieses  Satzes  ist,  dafs  das  jus 
postliminii  ihnen  gegenüber  nicht  gilt  Sie  erwerben  an  den 
in  ihre  Hände  gefallenen  Sachen  un^  Personen  kein  Eigen- 
tum. Der  Inhalt  des  Satzes  ist  lediglich  negativ,  eine 
positive  Bestimmung,  dafs  sie  nach  Strafrecht  und  Straf- 
prozefsrecht  zu  behandeln  seien,  enthiUt  er  nicht.  So  ist 
denn  auch  das  Vorgehen  der  Römer  bei  ihren  grofsen  Ex- 
peditionen gegen  die  Piraterie  lediglich  durch  Zweck- 
mäfsigkeit,  nicht  durch  Rechtsgrundsätze  bestimmt^.  Ob 
und  inwieweit  in  dem  täglichen  Kleinkampf  gegen  das  Un- 
wesen strafrechtliche  Gesichtspunkte  mafsgebend  waren,  ist 
aus  den  Quellen  nicht  ersichtlich^. 

'  Beweis  hierfür  ist  die  Geschichte.  Handeln  der  Staaten  nach 
reiner  Zweckmäfsigkeit  ist  eine  auch  dem  modernen  Rechte  nicht  fremde 
£rscheinang;  so  fehlt  es  für  die  Beziehungen  zu  Naturvölkern  in  vielen 
Fällen  an  jeder  Regel  völkerrechtlicher  oder  landesrechtlicher  Natur. 

'  In  Frage  kommen:  Actio  vi  bonorum  raptorum,  Privatstraf klage^ 
D.  47,  8.  Daneben  kriminelle  Bestrafung  auf  Grund  der  leges  Juliae  de 
vi;  Mommsen,  Rom.  Strafr.,  S.  661,  Note  5  schliefst  aus  mehreren 
Angaben,  dals  als  Ergebnis  einer  längeren  Entwickelung  die  vis  in  dem 
ganzen  Umfange  der  actio  vi  bon.  rapt  kriminell  bestraft  wurde;  Strafe 
8.  Mommsen,  8.  659,  N.  4  und  femer  D.  48,  19  1.  28  §  10  In  1.  B 
§  6  D.  ad  legem  Juliam  de  vi  publica  48,  6  ist  der  Fall  der  Dejektion 
von  einem  Schiffe  besonders  genannt.  Eine  Spezialstrafbestimmung  gegen 
Piraten  überhaupt  fehlt 

Es  gibt  spezielle  Bestimmungen  über  Eigentumsverletzungen  „bei 
Gelegenheit  einer  allgemeinen  Kalamität",  Mommsen,  8.662,  und  zwar 
bestehen  eine  Privatstraf  klage,  D.  47,  9  (de  incendio  ruina  naufragio  rate 
nave  expugnata)  und  1.  4  D.  47,  8  (turba)  und  für  dieselben  Tatbestände 
spezielle  kriminelle  Vorschriften,  Ulpianus  1.  1  §  1  D.  47,  9  „et 
quamquam  sint  de  bis  facinortbus  etiam  criminum  executiones  .  .  ." 
Diese  Stelle  bezieht  sich  auf  Paulus  Sent.  V,  B,  §  1  u.  3  (turba), 
Marcianus  1.  3  §  1  D.  ad  leg.  Jul.  de  vi  publ.  48,  6  (incendium)  und 
Marcianus  1.  1  §  1  D.  ad  leg.  Jul.  de  vi  priv.  48,  7  (naufragium). 
Dafs  die  beiden  letzteren  Stellen  nicht  in  die  leges  Juliae  gehören,  wohin 
sie  in  den  Digesten  geraten  sind,  ist  in  der  kurzen  Note  Mommsens 
nur  Behauptung.  Es  folgt  aus  Ulpianus  1.  B  §  4  D.  47,  9  (^non 
solum  autem  qui  rapuit,  sed  et  qni  abstulit  vel  amovit  vel  damnum 
dedti  vel  recepit,  hac  actione  tenetur")  in  Verbindung  mit  Ulpianus  1.  1 
§  1  D   47,  9.    Denn  die  leges  Juliae  verlangen  vis. 

Dieser  ganze  Komplex  von  Bestimmungen  trifft  aber  nicht  die 
Piraterie,  sondern  nur  bei  Gelegenheit  derselben  von  dritter  Seite  verübte 
Handlungen.  So  auch  Mommsen,  S.  662.  Unrichtig  Stypmannus^ 
Jus  maritiraum  1652,  in  dem  „Scriptornm  de  jure  nautico  fasciculus'^  des 
Heinec^ius  (Halle  1740),  S.  577. 
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Im  Seerechte  des  Mittelalters  soll  nach  der  gewöhn- 
lichen Angabe  der  Literatur  der  Pirat  rechtlos  gewesen  sein: 
jeder  habe  ihn  angreifen,  seines  Eigens  und  Lebens  be- 
rauben dürfen^.  Eine,  solche  vollkommene  Rechtlosigkeit 
des  Piraten  aber  hat,  wenn  überhaupt,  nur  vorübergehend 
und  vereinzelt  bestanden.  Schon  das  Recht  des  14.  Jahr- 
hunderts widerspricht  der  Lehre  ^.  Welchen  Sinn  hätte  es, 
Strafen  festzusetzen  und  Gerichtszuständigkeiten  zu  be- 
stimmen für  Wesen,  die  einer  Rechtspersönlichkeit  nicht 
teilhaftig  sind? 

Seine  Erklärung  findet  der  so  häufig  ausgesprochene 
Satz  darin,  dafs  tatsächlich  einige  ältere  Autoren  die  Recht- 
losigkeit der  Piraten  als  geltendes  Recht  darstellen*.     Sie 


1  Diese  angebliche  Rechtlosigkeit  entspräche  weder  der  „Fried- 
losigkeit*^  noch  der  „Itechtlosigkeit''  im  technischen  Sinne.  Die  Be- 
hauptung geht  vielmehr  dahin,  dafs  der  Pirat  aufserhalb  des  schütxenden 
Verbandes  stehe,  demnach  das  alte  Fremdenrecht  auf  ihn  Anwendung  finde. 

In  ältester  Zeit  bezeichnet  „vargus*^  den  „Friedlosen'^  und  den  ge- 
werbsroäfsigen  Rauber  (Brunner,  D.  Rechtsg.  I,  8.  168,  N.  13;  dazu 
II,  S.  580,  N.  30).  Der  Text  bezieht  sich  auf  Rechtssatze  einer  sehr  viel 
jüngeren  Zeit 

'  Die  französ.  Ordonnanz  vom  7.  Dez.  1873  ordnet  ein  summarisches 
Verfahren  gegen  Piraten  an,  Zuständigkeit  dos  Admirals  (Text  bei  Tra  vers 
Twiss,  Black  Book  I,  8.  4i32).  In  England  ist  der  Admiral  zur  Bestrafung 
der  Piraten  zuständig  schon  nach  dem  ersten  Zusatzartikel  zu  der  „Inquisi- 
tion taken  at  Quinborough"  von  1375  (selbst  aus  etwas  späterer  Zeit,  vgl. 
Travers  Twiss  Einl.,  8.  71.  Text  ebenda  I,  8. 148)  und  nach  den  späteren 
Articuli  magistri  Rowghton  de  officio  Admiralitatis  (Travers  Twiss  I, 
8.  221,  222 j.  Ferner  Straf  bestimmungen  gegen  Piraterie  in  den  Statuten 
vonCataro,  14.  Jahrhundert,  und  von  Sassari  1816,  Teil  III,  Kap.  49. 
Das  Consolato  del  mare  Kap.  245  bestimmt  (Text  nach  der  Übersetzung 
von  Pardessus):  „Mais,  sHl  est  prouv6  quHl  a  Rtmi  pour  porter 
dommage  ä  quelque  personne  nomm^ment,  ou  k  quiconque  seroit  rencontr^ 
par  lui,  et  dans  la  vue  de  commettre  des  hostilit^s,  de  quelque  mani^re 
qu*il  am^e  un  navire  avec  ou  sans  marchandises ,  qu*il  Tait  pris  anx 
ennemis,  ou  qu'il  Tait  trouv^  comme  il  a  M  dit,  U  ne  doit  rien  en 
avoir,  le  tout  doit  dtre  rendu  au  legitime  propri^taire.  Ceux  qni  ont 
arm^  de  cette  roani^re  doivent  gtre  arretes  et  mis  au  pouvoir  de  la  justice, 
afin  qu^on  procMe  envers  oux  comme  envers  des  voleurs,  si  les  faits 
ci-dessus  sont  prouv^s;**  wenn  auch  der  in  Satz  1  beschriebene  Tat- 
bestand sich  nicht  durchaus  mit  dem  der  Piraterie  deckt,  so  ist  doch  zu 
erkennen,  dafs  dem  Consolato  die  Rechtlosigkeit  der  Piraten  fremd  ist. 

*  Vgl.  Schuback,  S.  203:  „Piratam,  tamquam  hostem,  quin  oceidere 
liceat,  nullum  est  dubium;  an  igitur  contra  naturam  erit,  spoliare  enm« 
quem  honeste  est  necare?"    Stypmannus  a.  a.  O.,  8.  578. 
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stützen  sich  dabei  auf  zwei  Bestimmungen  des  kanonischen 
Rechtes,  von  denen  jedoch  der  einen,  c.  3  X  V,  17  de  rap- 
toribus^,  nur  kirchliche  Bedeutung  zukommt,  die  andere, 
c.  siquis  6  Causa  23  quaest.  3',  aber  niemals  in  praktischer 
Geltung  gestanden  hat  und  stehen  kann ;  und  auf  die  auth. 
Navigia  C.  de  furtis  (c.  18  C.  I.  6,  2),  der  in  der  Tat  nur 
eine  sehr  viel  engere  Bedeutung  zukommt  (s.  u.  S.  46,  N.  4 
und  oben  S.  40,  N.  3).  Die  Lehre  ist  eine  der  doktrinären 
und  vorübergehenden  Aufstellungen,  die  die  Rezeption  im 
Gefolge  hatte. 

In  Wahrheit  sieht  das  ältere  Recht  in  dem  Piraten 
ebensowenig  einen  Rechtlosen,  einen  Fremden  oder  Feind 
im  alten  Sinne,  wie  einen  rechtmäfsigen  Eriegsfeind.  Die 
im  Piraterierecht  tatsächlich  enthaltenen  kriegsrechtlichen 
Bestandteile  sind  vereinzelt  und  genau  umgrenzt ;  das  Ver- 
hältnis ist  das,  dafs  einem  grundsätzlich  polizeilichen  und 
kriminellen  Tatbestande  einzelne  Elemente  kriegsrechtlichen 
Charakters  anhaften.     Folgende  Punkte  kommen  in  Frage. 

1.  Das  Verbot  der  Piraterie  schützt  lange  Zeit  nur  die 
Schiffe  des  eigenen  und  befreundeter  Staaten.  Zu  den 
Feinden  in  diesem  Sinne  zählt  man  auch  die  Piraten. 
Fahrzeuge  der  „Feinde,  Türken  und  Piraten"  können  weg- 
genommen werden*. 

Eine  spezielle  Anwendung  dieser  Möglichkeit  bildet  die 
bei  Gelegenheit  der  Regelung  der  Rückerstattungs-  und 
Entschädigungsansprüche  in  zahlreichen  älteren  Qesetzen, 
auch  den  Hanserezessen,  erwähnte  Wiederabnahme  geraubten 
Gutes  durch  Private. 


^  Conc.  Later.  III,  1179;  bedroht  mit  excommunicatio  latae  sententiae 
Piraterie  und  Strandraub  gegen  Christen. 

'  Der  Kanon  erklärt  die  Verletzung  von  Räubern  für  straflos, 
wenn  sie  dadurch  zu  weiterer  Begehung  von  Verbrechen  unfähig  gemacht 
werden. 

'  So  die  Anm.  6,  S.  38  zit  Pisanischen,  Genuesischen,  Sizilischen, 
Araffonischen  Bestimmungen.  Femer  Statut  von  Bimini  von  1303  L.  III, 
56  (Pardessns  V,  S.  113):  „Statutnm  et  ordinatum  est  quod  nuUus  in 
districtu  Arimanis  navem  aliquam  expugnet,  vel  depredat  nisi  fuerit 
piratae  vel  inimicorum  Arimini."     Weiteres  s.  u.  lY,  1. 
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2.  Auch  nach  dem  Aufkommen  der  noch  dem  heutigen 
Rechte  angehörenden  Rechtsformen  der  Bekämpfung  des 
Feindes  zur  See  stehen  Firatenschiffe  feindlichen  Schiffen 
gleich.     Sie  stehen  wie  diese  unter  Prisenrecht*. 

3.  Eine  Recousse  durch  einen  Piraten  gibt  ihm  kein 
Recht  auf  einen  Anteil^. 

4.  Am  klarsten  ergibt  sich  die  Hinneigung  des  Pira- 
terierechtes zum  Fremden  recht  aus  den  Rechtsregeln  über 
das  Strandrecht,  in  denen  altertümliche  Rechtsanschauungen 
sich  nicht  nur  in  diesem  Punkte  erhalten  haben.  Dem 
Strandrecht  sind  ursprünglich  alle  Fremden  mit  Leib  und 
Gut  verfallen^.  Die  es  im  Laufe  des  späteren  Mittelalters 
unterdrückenden  kaiserlichen,  kirchlichen  und  einzelstaat- 
lichen Gesetze  lassen  es  gegen  „Feinde,  Türken  und 
Piraten^  bestehen^;  die  Bestimmung  ist  nicht  eigentlich 
eine  Ausnahmebestimmung  gegen  diese  Personenklassen, 
sondern  ein  blofses  Unberührtlassen  des  alten  Rechts- 
zustandes. 

IV.  Reste  kriegsrechtlicher  Auffassung  im 
geltenden     Rechte.       1.     Aufgebrachte    Piratenschiffe 


1  Französ.  Ordonnanz  von  1681,  Buch  III,  Tit  IX;   ^^> 
to  prevent  the  delivering  up  of  merchants  Bhipps"  von  1664. 

^  Consolato  del  mare  Cap.  245,  s.  o.  Anm.  2,  S.  44. 

»  Brunner,  D.  Rechtsgesch.  I,  S.  273,  N.  1-,  vgl.  auch  CCC,  Art  218. 
Es  ist  eine  der  populärsten  Tatsachen  der  Rechtsgeschichte  *,  die  Erzählung 
von  der  Gefangennahme  Harolds  durch  Guy  von  Ahbeville  nach 
seiner  Strandung  an  der  Rüste  von  Ponthien  und  seines  Loskaufen 
durch  Herzog  Wilhelm  ist  durch  die  schöne  Literatur  sehr  bekannt 
geworden. 

*  Auth.  Navigia  Cod.  6,  2  const  18  (Text  oben  Anm.  3,  S.  40);  das 
Fehlen  der  Bestimmung  in  anderen  kaiserlichen  Konstitutionen  im  übrigen 
gleichen  Inhalts  (Friedrichs  I.  vom  4.  Dez.  1177,  Heinrichs  VI.  von  1196, 
Friedrichs  IL  für  Sizilien  von  1231)  ist  wohl  zufallig.  Die  zit.  Auth.  in 
Frankreich  eingeführt  durch  Ludwig  den  Zänker  1315  (Pardessus  V* 
S.  253,  N.  2).  Femer  Röles  d'OUron,  Art.  45,  Abs.  2  (Text  oben  Anm.  3, 
8.  40).  Portug.  Gesetzbuch  vom  Ende  des  15.  Jahrb.,  Buch  II,  Tit.  XXII 
a.  E.  (Pardessus  VI,  S.  311).  Vgl.  namentlich  auch  Schuback, 
S.  203  f.  Nach  dem  schwedischen  Gesetz  Karls  XL  von  1667,  Teil  V, 
Kap.  1  (Pardessus  III,  8.  169)  ist  das  Piraten  gehörige  Strandgut  dem 
König  verfallen;  so  auch  französ.  Ordonnanz  von  1681,  Buch  IV,  Tit  IX, 
Art.  18;  letztere  Bestimmung  ist  noch  in  Geltung.  Den  modernen 
Strandungsordnungen  ist  die  ganze  Ausnahme  unbekannt 
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unterliegen  in  einzelnen  Ländern  ganz  ^,  in  anderen  in  ein- 
zelnen Beziehungen'  prisenrechtlicher  Behandlung.  Die 
Differenz  dieses  Rechtszustandes  von  dem  solcher  Staaten, 
die  über  das  Schicksal  des  Piratenschiffes  lediglich  die 
strafrechtlichen  Regeln  über  die  Einziehung  entscheiden 
lassen,  ist  eine  nicht  blofs  formelle,  da  ihm  zufolge  der 
Verlust  des  Eigentums  nicht  an  einen  kriminellen  Tat- 
bestand geknüpft  ist^. 

2.  Die  Aburteilung  der  piratischen  Akte  gehört  in 
mehreren  Staaten  zur  Zuständigkeit  der  Militärgerichte^. 
Dafs  diese  Regelung  nur  als  historische  Reminiszenz,  nicht 
als  aus  sachlichen  Erwägungen  hervorgegangen  zu  erklären 
ist,  ergibt  sich  mit  Sicherheit  aus  ihrer  näheren  Ausführung 


^  So  in  Frankreich,  arret^  du  Gouvernement  (Kapereireglement)  vom 
22.  Mai  1803,  Art  51  u.  52,  Gesetz  vom  10.  April  1825,  Art.  10  u.  16; 
vgl.  Pistoye  et  Duverdy,  Traitä  des  prises,  8,  33 f.;  der  Begriflf  der 
Piraterie  ist  in  dieser  Hinsicht  notwendig  enger  als  der  den  Straf- 
bestimm ongen  des  Gesetzes  von  1825  (Art  1--4)  zu  Grunde  liegende 
(namentlich  in  Rucksicht  auf  Art  4,  Meuterei);  für  den  Artikeln  1 — 3  des 
Gesetzes  entsprechende  Fälle  liegen  Entscheidungen  vor,  die  das  Schifi' 
für  gute  Prise  erklären  (Dalloz,  Org.  maritime  946,  955).  Ferner 
Spanien,  Ordonnanz  vom  20.  Juni  1801,  Art  28.  So  auch  Bluntschli, 
§  346,  347.  Vergleichbar  sind  die  Bestimmungen  der  Brüsseler  General- 
akte und  des  Quintuplevertrages  über  die  Zusprechung  des  genommenen 
Schiffes  an  das  Nehmeschiff. 

'  In  Italien  Konfiskation  des  Schiffes  durch  das  Strafurteil,  dann 
Verkauf  und  Behandlung  des  Erloses,  als  wäre  es  für  gute  Prise  erklärt, 
Cod.  per  la  mar.  merc. ,  Art  334,  Abs.  3  und  228  f.  In  England  Kon- 
demnation des  Schiffes  durch  besonderes  Urteil  eines  Admiralty  Court, 
Belohnung  der  Beteiligten  nach  den  für  die  Tätigkeit  bei  der  Unter- 
drückung des  Sklavenhandels  geltenden  Regeln,  „An  Act  to  repeal  an 
Act  of  the  Sixth  Year  of  King  George  the  Fourth,  for  encouraging 
the  Capture  or  Destruction  of  Piratical  Ships  and  Vessels;  and  to 
make  other  Provisions  in  lieu  thereof",  13.  u.  14  Vict.  c.  26  (1850). 
Ähnlich  amerik.  Bev.  Stat  s.  4296  (3.  März  1819)  und  4297  (5.  Aug. 
1861). 

^  So  verlangt  amerik.  Kev.  Stat.  s.  4297  nur  Bestimmung  des 
Schiffes  zur  Piraterie.  Der  Tatbestand  der  s.  4297  ist  ein  durchaus 
selbständiger  und  nicht  krimineller. 

^  In  Frankreich  der  Marinekriegsgerichte,  franz.  Gesetz  von  1825, 
Art  17,  Code  de  justice  militaire  pour  Tarmee  de  mer  von  4.  Juni 
1858,  Art  90.  Desgl.  in  Spanien,  Marinegerichtsverfassungsgesetz  vom 
10.  Nov.  1894,  Art.  7,  Nr.  14.  In  Österreich  Zuständigkeit  der  Militärgerichte 
bezüglich  der  von  der  Kriegsmarine  eingebrachten  Seeräuber,  €^etz  vom 
20.  Mai  1869,  „betreffend  den  Wirkungskreis  der  Militärgerichte*",  §  1,  Nr.  5. 
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im  französischen  und  Osterreichischen  Rechte^.  Dagegen 
beruht  die  vereinzelt  bestehende  Kompetenz  des  höchsten 
Landesgerichtshofes  ^  auf  politischen,  die  historische  Zu- 
ständigkeit der  Admirah'tät^  auf  lokalen  und  technischen 
Rücksichten. 

3.  Die  Strafdrohungen  gegen  piratische  Akte  zeichnen 
sich  allgemein  durch  eine  aufsergewöhnliche  Härte  aus. 
Doch  erklärt  sich  diese  angesichts  der  ungemeinen  Schäd- 
lichkeit der  Piraterie  für  das  Wirtschaftsleben  und  der  ihr 
zu  Grunde  liegenden  gesellschaftsfeindlichen  Gesinnung  zur 
Genüge  aus  rein  kriminalpolitischen  Erwägungen.  Nur  das 
österreichische  Recht,  das  von  der  Kriegsmarine  einge- 
brachte Seeräuber  unterschiedslos  mit  dem  Tode  bestraft 
und  die  Berücksichtigung  der  besonderen  Erscheinungsform 
des  Verbrechens,  Täterschaft  oder  Teilnahme,  Vollendung 
oder  Versuch,  ausdrücklich  abweist^,  scheint  der  Auffassung 
des  Piraten  als  eines  nicht  durch  die  Kriegsgesetze  ge- 
schützten Feindes  nicht  ganz  fern  zu  stehen,  zumal  gegen 
Seeräuber,   deren   man  auf  andere  Weise  als  mit  Hilfe  der 


^  Nach  Art.  19  des  Gesetzes  von  1825  sind  für  das  Verfahren  gegen 
„Complices**  französischer  Nationalit&t,  und  wenn  gegen  solche  und  die 
„Auteurs  principaux^  gleichzeitig  vorgegangen  wird,  für  den  ganzen 
Prozefs  die  ordentlichen  Gerichte  zustandig.  Nach  österreichischem  Rechte 
kommen  nicht  von  der  Kriegsmarine  eingebrachte  Seeräuber  vor  die 
ordentlichen  Gerichte. 

'  In  den  Niederlanden,  zustandig  der  Hooge  Baad  der  Nederlaoden, 
.  Art.  93  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  vom  18.  April  1827  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  vom  26.  April  1884  (zuständig  für  die  Tatbestände  der 
Art  381-385  und  388,  389  des  StG.B.  von  1881). 

'  8.  o.  Anm.  2,  8.  44.  In  England  ist  die  Jurisdiktion  über  Piraten 
durch  7  u,  8  Vict.  c.  2  s.  1  (1844)  und  4  u.  5  Will.  4  c  86  ».  22  (1834) 
den  Assisen  bzw.  dem  Central  Criminal  Court  eröffnet,  aber  die  der 
Admiralität  (jetzt  Admiralty  Division  des  High  Court  of  Justice)  nicht 
formell  beseitigt;  s.  Blackstone-Stephen  IV,  S.  266 f.,  Harris, 
Criminal  Law,  10.  Aufl.  1904,  8.  309,  Russell  I,  S.  268  und  263, 
Note  o  a.  £.  („and  bj  the  Admiralty  Court,  thos  constituted,  the  offene« 
of  piracy  . .  .  may  now  be  tried*^ ;  „thus  constituted^,  d.  h.  zusammen- 
gesetzt nach  28  Hen.  8  c.  15,  1536,  unter  Mitwirkung  einer  jury).  In 
den  Kolonien  Zuständigkeit  der  kolonialen  Courts  of  Admiralty,  Admiralty 
Offences  (Colonial)  Act,  1849  (12  u.  13  Vict.  c.  96)  und  Colonial  Courts 
of  Admiralty  Act,  1890  (53  u.  54  Vict.  c.  27). 

«  Mil.  StG.B.  vom  15.  Jan.  1855,  §  490;  Tod  durch  den  Stnng. 
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Kriegsmarine  habhaft  geworden  ist,  die  wesentlich  milderen 
Vorschriften  der  allgemeinen  Strafgesetze  Anwendung  finden 
(St.  G.  B.  §  190  f.).  Ähnlich  drakonische  Bestimmungen 
des  englischen  und  amerikanischen  Rechtes  sind  in  neuerer 
Zeit  beseitigt  worden*. 

4.  Eine  in  der  Literatur  sehr  verbreitete  Meinung  lehrt, 
es  bestehe  als  Korrelat  der  Feindschaft  des  Piraten  gegen 
das  Menschengeschlecht  eine  Befugnis  jedes  Handelsschiffes, 
ihn  —  ohne  staatliche  Ermächtigung  —  gefangen  zu  nehmen 
und  unter  gewissen  Voraussetzungen  sogar  zu  bestrafen. 
Diese  Lehre  ist  zweifach  unrichtig;  eine  solche  Befugnis 
gibt  es  nicht;  wenn  es  sie  aber  gäbe,  so  wäre  sie  nicht  als 
eines  der  konservierten  kriegsrechtlichen  Elemente  des 
Piraterierechtes  zu  verstehen. 


'  England;  für  piracy  juris  gentiam  Tod  und  forfeitare  of  lands 
and  goods  durch  28  Hen.  8  c.  15  (1536);  so  auch  in  allen  Fällen  der 
stat.  pir.  (zit.  o.  S.  82,  N.  2).  Die  Todesstrafe  ist  für  sämtliche  Fälle  durch 
7  Will.  4  u.  1  Vict.  c.  88  s.  1  beseitigt,  die  forf.  of  lands  and  goods 
durch  33  u.  34  Vict  c.  23  überhaupt  au%ehoben.  Jetzt  als  Resultat  aus 
7  Will.  4  u.  1  Vict.  c.  88  s.  3  und  20  u.  21  Vict.  c.  3  s.  2  penal 
servitude  bis  auf  Lebenszeit.  Ein  Teil  der  Literatur  bezieht  1  Vict  c.  88 
B.  3  nicht  auf  die  piracy  juris  gentium ,  so  dafs  durch  das  Gesetz  zwar 
die  bisherige  Strafe  aufgehoben,  aber  keine  neue  bestimmt  wäre,  so 
Stephen,  Art  108,  Russell,  S.  263,  N.  o,  die  beide  dann,  um  eine 
Bestrafung  überhaupt  zu  ermöglichen,  auf  die  allgemeineren  Bestimmungen 
zurückgreifen,  durch  die  im  Jurisdiktionsbereich  der  Admiralty  begangene 
Handlungen  derselben  Strafe  unterworfen  werden,  der  sie  unterliegen 
würden,  wenn  sie  im  Inlande  begangen  wären.  Richtig  u.  a.  Blackstone- 
Stephen  IV,  S.  185,  Kennj,  S.  316.  Todesstrafe  gegen  pirates,  aber 
nicht  far  piracy  in  7  WiU.  4  u.  1  Vict  c.  88  s.  2  (s.  o.  8.  20,  N.  2j.  Ver. 
Staaten;  die  in  der  Akte  vom  30.  April  1790  und  in  allen  späteren 
Bestimmungen  über  piracy  (s.  o.  S.  32,  N.  2)  angedrohte  Todesstrafe  ist 
durch  die  Akte  Yom  15.  Januar  1897  beseitigt  —  Das  französ.  Gesetz  von 
1825  hat  ein  kompliziertes  Strafensystem,  Todesstrafe  in  sechs  Fällen; 
auf  piratische  Akte  im  Sinne  des  Völkerrechts  steht  Todesstrafe  für  die 
„conmiandants,  chefs  et  oificiers*^,  für  die  anderen  Mitglieder  der  Be- 
satzung lebenslängliche  Zwangsarbeit;  eine  kaum  mit  Sicherheit  lösbare, 
in  der  Literatur  anscheinend  gar  nicht  behandelte  Frage  ist  die  der 
Einwirkung  des  Art.  5  der  Konstitution  vom  4.  Nov.  1848,  der  die  Todes- 
strafe „en  matiöre  politiqne"  beseitigt,  auf  Art  4,  Nr.  2  und  namentlich 
Art.  3,  Nr.  2  des  Gesetzes  von  1825;  Art.  75  Code  pänal,  von  dem  letztere 
Bestimmung  ein  Anwendnngsfall ,  aber  immerhin  eigenartiger  Natur,  ist, 
wird  allgemein  zur  matiöre  politique  gezählt.  —  Auch  die  um£uigreiche 
Spezialabhandlung  von  Viaud,  La  peine  de  mort  en  mati^re  politique 
(Pariser  These  1902)  übergeht  das  Gesetz  von  1825  mit  Stillschweigen. 
Staats-  u.  vOlkerrechtl.  Abhandl.    IV  4.  -  Stiel.  4 
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Eine  kurze  Betrachtung  der  Wurzel  der  Lehre  scheint 
der  geeignetste  Weg  sie  zu  widerlegen.  Sie  geht  auf 
Grotius  zurück:  „Manet  tarnen  vetus  naturalis  libertas, 
primum  in  locis,  ubi  judicia  sunt  nulla,  ut  in  mari  .  .  . 
Idem  locum  habebit  in  locis  desertis,  aut  ubi  Nomadam 
more  vivitur"  (L.  II,  XX,  8).  Bei  Pufendorf  kehrt  sie 
wieder:  „Ab  exträneo  autem,  si  quis  in  ejusmodi  loco  [qui 
ad  nuUam  civitatem  pertinet]  invadatur,  non  prohibetur 
...  ad  extremum  eundem  persequi,  ubi  praevaluerit**  (L. 
VIII  C.  VI  §  8).  Der  Inhalt  ihrer  Ausführungen  ist,  wie 
man  sofort  ersieht,  kein  anderer  als  der  alte  und  wahre 
Satz,  dafs,  wo  die  Hilfe  des  Rechtes  versagt,  die  eigene 
Kraft  Schutz  und  Rächer  ist,  angewendet  auf  die  lokale 
Begrenzung  der  Rechtsmacht.  Nicht  die  Nichtzugehörigkeit 
des  Gegners  zu  dem  schirmenden  Rechtsverbande,  sondern 
dessen  Nichterstreckung  auf  den  Schauplatz  des  Vorfalls 
rechtfertigt  die  Anwendung  privater  Gewalt.  Hiernach  ist 
die  Frage  nach  der  Zulässigkeit  privater  Bestrafung  der 
Piraten  durch  den  jeweiligen  positiven  Umfang  des  Selbst- 
hilferechtes bestimmt. 

Ob  ein  solches  Selbsthilferecht  bestehe,  war  schon 
Grotius  für  seine  Zeit  nicht  unzweifelhaft  Für  einen 
Christen,  lehrt  er,  sei  es  bedenklich*,  „poenam  sumere  de 
improbo  quoquam,  praesertim  capitalem,  quanquam  id  jure 
gentium  nonnunquam  permitti  diximus :  unde  laudandus  est 
mos  eorum  populorum,  apud  quos  navigaturi  instruuntur 
mandatis  a  publica  potestate  ad  persequendos  piratas  si 
quos  in  mari  repererint:  ut  data  occasione  uti  possint,  non 
quasi  ausu  suopte  sed  ut  publice  jussi"  (L.  H,  XX,  14)*. 
Der  wenig  jüngere  Loccenius  steht  nicht  an,  den  Inhalt 
dieses  den  Staaten  erteilten  Rates  als  geltendes  Recht  dar- 
zustellen (de  jure  maritime,   1651,  S.  963).     Damit  ist  das 


'  Es  ist  die  Foim,  in  die  sich  nicht  selten  bei  ihm  nene,  dem 
römischen  Rechte  widersprechende  Rechtsgedanken  kleiden. 

'  Einer  Fortbildung  der  Lehre  bei  Pufendorf  steht  dessen  These 
der  Unzolissigkeit  der  Bestrafung  fremder  Staatsbürger  entgegen. 
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Selbsthilfeverfahren  durch  ein  öffentliches  Verfahren  ersetzt. 
In  demselben  Augenblick  tritt  die  Befugnis  der  faktischen 
Ergreifung  in  den  Vordergrund,  die  bisher  neben  dem  Rechte 
der  Bestrafung  als  etwas  Selbstverständliches  keine  Hervor- 
hebung fand  (s.  Grotius  und  Pufendorf  im  Text);  die 
Strafverhängung  bleibt  den  Gerichten  vorbehalten*. 

Es  muTs  angenommen  werden,  dafs  der  modernen  Lite- 
ratur, soweit  sie  ein  Recht  der  privaten  Bestrafung  der 
Piraten  annimmt  *,  der  Gedanke  des  Selbsthilferechtes,  wenn 
sie  die  Zulässigkeit  der  privaten  Ergreifung  lehrt  ^,  die 
Voraussetzung  einer  dahin  gehenden  staatlichen  Autorisation 
zu  Grunde  liegt.  Da  nun  Selbsthilferechte  wie  obrigkeit- 
liche Befugnisse  einzelner  Personen  nur  aus  der  inner- 
staatlichen Rechtsordnung  abgeleitet  werden  können,  so  ist 
klar,    dafs   die  ganze  Frage  eine  rein  landesrechtliche  ist^. 

Durch  diese  Erkenntnis  löst  sich  die  Frage  der  Be- 
fugnis der  Kauffahrteischiffe  zur  Ergreifung  und  Bestrafung 
von  Piraten  im  geltenden  Rechte  dahin,  dafs  die  Behauptung 
eines  solchen  Rechtes  als  eines  Bestandteiles  des  allgemeinen 
Völkerrechtes  unzutreffend  ist,  nicht  minder  aber  die  der 
allgemeinen  Nichtexistenz  ^  derartiger  Befugnisse.  Das 
Landesrecht  kann  Selbsthilferechte  verleihen  und  die  Aus- 
übung polizeilicher   Befugnisse  übertragen,   wem   ihm   gut 


*  Locceniufl,  S.  968:  „a  privatis  inyadi  possnnt  .  .  .  salva  tarnen 
ma^stratai  loci  jurisdictione,  et  instmctione  de  modo  prosequendi  piratas.** 

'  AuffäHigerweise  findet  sich  die  Ansicht  besonders  in  der  deutschen 
Literatur.  Heffter,  §  104  (Der  Sieger  hat  „Recht  auf  Leben  und  Tod'', 
wenn  sie  auf  der  Tat  begriffen  werden  und  von  Waffen  Gebraucli  machen) ; 
Holtzendorff  in  seinem  Rechtslexikon  unter  „Seeraub''  („auf  frischer 
Tat  überwältigt,  darf  der  Seeräuber  sofort  vom  Leben  zum  Tode  gebracht 
werden*);  Pereis  int.  öff.  Seen,  S.  119;  Binding,  Handb. ,  S.  379, 
X.  6.  Femer  Bluntschli,  §  348  für  den  Fall,  dafs  das  Handelsschiff 
nicht  imstande  ist,  die  Gefangenen  festzuhalten;  so  auch  Pradier- 
Fod6r6,  §  2494  a.  E. 

a  So  Pradier-Fod4r6,  §  2491  a.  E.  und  2493  a.  E.;  Ortolan  I, 
S.  233;  Pi^deliisvre  I,  S.  580;  Wheaton  I,  S.  142;  Wharton, 
Crim.  Law,  §  1864;  Hartmann,  S.  204. 

^  Dafs  der  Staat  völkerrechtlich  verpflichtet  sei,  sie  zu  begründen 
oder  nicht  zu  begründen,  ist  noch  nirgends  behauptet  worden. 

^  So  u.  a.  Gareis  bei  Holtzendorff  U,  S.  575;  Ulimann, 
«.  214;  Rivier  I,  S.  250. 

4* 
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scheint.  Eine  Vergleichung  des  deutschen  und  des  nord- 
amerikanischen Rechtes  beweist  die  Positivität  der  ent- 
wickelten These;  dem  einen  ist  die  Autorisierung  von 
Handelsschiffen  zur  Verfolgung  von  Piraten  fremd  ^;  das 
andere^  läfst  sie  zu^°»^^ 

V.  Folgerungen  für  den  Tatbestand.  Der 
Tatbestand  der  Piraterie  ist,  mögen  auch  einige  kriegsrecht- 
liche Reminiszenzen  an  seinen  ersten  Ausgang  erinnern,  im 
modernen  Rechte  ein  polizeilicher;  der  Pirat  ist  nicht  Feind, 
sondern  Objekt  präventiver   und  strafender  Staatstfitigkeit 

Gleichwohl  gibt  es  für  die  Erfassung  des  Tatbestandes 
keinen  sichereren  Ausgang  als  die  historische  Betrachtung. 
Die  Tatsache,  dafs  die  eine  der  geschichtlichen  Formen  der 
Piraterie  eine  rein  kriegsrechtliche  ist,  dafs  die  zweite, 
unter  einem  von  kriegsrechtlichen  Elementen  durchsetzten 
Rechte  stehend,  bei  aller  Verschiedenheit  doch  ein  Analogon 
der  ersten  bildet,  dafs  endlich  selbst  das  moderne  Recht 
Bestandteile  nicht  polizei-  oder  kriminalrechtlicher  Natur 
enthält,   läfst  vermuten,  dafs  die  kriminelle  Auffassung  des 

^  D.  h.  es  fehlt  eine  Yon  dem  allgemeinen  Rechte  abweichende 
Spezialbestimmnng;  die  (in  der  völkerrechtlichen  Idteratur  durchweg 
ühereehene)  Befugnis  der  vorläufigen  Festnahme  auf  frischer  Tat  be- 
troffener und  fluchtverdächtiger  Personen  (§  127  BtP.O.)  steht  natörlicb 
auch  fiandelstfchiffen  zu. 

'  Rev.  Stat  s.  4298  (5.  Aug.  1861):  „The  President  is  authorized 
to  instruct  the  Commanders  of  the  public  armed  vessels,  ferner  die  Führer 
der  Kaperschiffe,  or  the  Commanders  of  any  other  suitable  vessels,  to 
subdue,  seize,  take,  and,  if  on  the  high  seas,  to  send  into  any  port  of 
the  United  States,  any  vessel  or  boat  built,  purchased,  fitted  out  or 
held  for  the  purpose  of  being  employed  in  the  commission  of  anj  piratioal 
aggression/ 

'  Die  Festnahmebefugnis  eines  selbst  angegriffenen  Handelsschifles 
dürfte  in  jedem  Landesrechte  bestehen  (Deutschland  §  127  StP.O.). 
Ob  Art  10  des  franz.  Gesetzes  von  1825  sich  hierauf  oder  auf  ein  all- 
gemeines Festnahmerecht  bezieht,  ist  nicht  klar  (für  die  weitere  Aoffassosg 
Pistoje  et  Duverdj,  S.  55f.;  im  übrigen  bringt  die  französiarhe 
Literatur  generelle  Behaupttuigen ,  s.  Anm.  8,  S.  51,  statt  das  eigene 
LandesrfMsht  einer  Prüfung  zu  unterziehen). 

^  Zur  Ausübung  der  vertragsmäfsig  begründeten  internationalen  see- 
polizeilichen  Befugnisse  können  sich  die  Staaten  regelmäfsig  nur  der 
Kriegsschiffe  bedienen;  die  Nordseefischereikonvention,  Art  26,  läfst  seitens 
Belgiens  auch  „Staatsschiffe^,  die  Kabelkonvention,  Art  10,  allgenieiD 
aufser  Kriegsschiffen  besonders  dazu  bestellte  Schiffe  anderer  Art  zu. 
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Tatbestandes  ihm  nicht  gerecht  wird,  dafs  nicht  die  Ahn- 
dung einzelner  verbrecherischer  Akte,  sondern  die  Re- 
pression einer  gesellschaftsfeindlichen  Lebensführung  in 
Frage  steht.  Und  die  Erkenntnis,  dafs  die  Wurzel  beider 
Formen  das  alte  Eriegsrecht  ist,  der  Rechtszustand  all- 
gemeiner Feindschaft  der  politischen  Verbände,  beeinflufst 
wie  die  Auffassung  des  Charakters  des  Tatbestandes  so 
auch  die  Bestimmung  seines  Inhaltes:  die  Lösung  des  Pi- 
raten von  jedem  der  zu  einer  internationalen  Friedens- 
gemeinschaft verbundenen  Staaten,  die  Richtung  seiner  Ge- 
walttätigkeiten gegen  prinzipiell  jedes  geeignete  Objekt  er- 
scheinen als  notwendige  Merkmale  des  Begriffs. 

§  7.   Die  gnmdsätzllehe  Anlfassang  des  Tatbestandes 
in  der  Literatur. 

Die  kriminalistische  Auffassung  sieht  in  der  Piraterie 
eine  einzelne  mit  den  allgemeinen  Merkmalen  des  Ver- 
brechens ausgestattete  Handlung.  Sie  ist  in  der  Literatur 
all^  Volker  verbreitet.  Den  klarsten  Ausdruck  findet  sie 
im  Zusammenhang  mit  der  Annahme  der  Identität  des  Tat- 
bestandes in  Law  of  Nations  und  Common  Law  (s.  o.  §  2) 
in  englischen  Sentenzen  und  literarischen  Definitionen^. 

Wie  aber  bei  der  Unhaltbarkeit  der  Lehre  von  vorn- 
herein zu  vermuten  ist,  ist  auch  die  richtige  Anschauung 
in  der  Literatur  zu  mannigfachem  Ausdruck  gekommen. 
Dies  ist  entweder  in  Form  bedingungsloser  Vertretung  der 
seepolizeilichen  Auffassung  oder,  häufiger,  in  Form  der  Auf- 
nahme einzelner  Elemente  der  seepolizeilichen  in  die  grund- 
sätzlich beibehaltene  kriminalistische  Auffassung  geschehen. 
Die  folgende  Darstellung  wird  zeigen,  dafs  der  einen  oder 
der  anderen  Gruppe  mit  wenigen  Ausnahmen  alle  Autoren 


*  Die  alte  nnd  der  flpröfste  Teil  der  neueren  Literator  and  Praxis 
«timmen  aberein.  Typisch  Hedges  (Judge  of  the  Admiralty)  1696: 
„Piracy  is  only  a  sea  terra  for  robbeiy,  piracy  being  a  robbery  committed 
within  the  jnrisdiction  of  the  Admiralty.*'  Femer  u.a.  Stephen,  Crim. 
Law,  Art  108;  Russell  I,  S.  260;   Wharton,  Crim.  Law,  §  1860. 
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angehören,    die   der  Lehre   eine   eingehendere  Betrachtang 
gewidmet  haben. 

I.  Die  seepolizeiliche  Auffassung  sieht  den  Tatbestand 
der  Piraterie  durch  ein  auf  die  Begehung  bestimmter  Akte 
gerichtetes  Unternehmen  erfüllt;  die  tatsächliche  Verwirk- 
lichung der  Absicht  und  die  strafrechtliche  Qualifikation 
des  hierdurch  gesetzten  Tatbestandes  hat  für  sie  kein  In- 
teresse. Sie  findet  sich  bei  Bjnkershoek^,  Casaregis, 
de  Broglie,  Baud^  Wheaton,  Ortolan,  Pradier- 
Fodör^,   Bluntschli»,   Pereis  und  Bonfils*. 


*  Quaest.  Jur.  Pabl.  L.  I,  C.  XVII:  „Qui  autem  naUins  principis 
anctoritate,  sive  mari  siv^e  terra  rapiunt,  piratamm  praedonomqae  vocabölo 
intelliguntur.^  Diese  meistzitierte  aller  Pirateriedefinitionen  wird  ge- 
wöhnlich mifsYerstanden;  es  ist  keine  Frage,  dals  sie  die  Lebensf&hnmg 
trifit,  nicht  einzelne  Handlungen  (rapinnt,  nicht  rapueront). 

^  Band,  S.  2,  3,  Seeräuber  im  Sinne  des  Völkerrechts  ist,  wer 
„de  zee  eigenmächtig  doorkruist  met  inzig^  om  de  schepen  van  Triend 
of  vijandi  in  tijd  van  vrede  of  van  oorlog  zonder  onderscheid,  aan  te 
randen  en  te  berooven";  leider  findet  diese  in  allen  Punkten  zutreffende 
Definition  keine  nähere  Ausfuhrung.  Bei  Band,  S.  3,  N.  1,  Casaregis: 
„Proprio  pirata  ille  dicitur,  qui  sine  patentibu»  alicuius  principis  et 
propria  tantnm  auctoritate,  per  mare  discurrit  praedandi  causa/'  Daselbst 
S.  3  de  Broglie:  „La  piraterie  .  .  .  c^est  la  profession  de  voleur  de 
graud  chemin  sur  la  mer.'^ 

'  Wheaton  I,  8.  141:  „Les  pirates  sont  ceux  qui  courent  les  mers, 
de  leur  propre  autorit^,  pour  j  commettre  des  actes  de  d^pr^dation, 
pillant  k  main-arm^e,  soit  en  temps  de  paix,  soit  en  temps  de  gueiret 
les  navires  de  toutes  les  uations,  sans  faire  d*autre  distinction  que  celle 
qui  leur  convient  pour  assurer  Timpunit^  de  leurs  mäfaits.^  Wörtlich 
übereinstimmend  (wie  mehrfach  in  seiner  Darstellung)  Ortolan  I,  S.  232. 
Pradier-Fod^r6,  §  2491:  „Le  propre  de  la  piraterie,  le  caract^re 
essentiel  du  pirate ,  c  est  de  courir  les  mers  pour  son  compte  sans  y 
dtre  autorisS  par  le  gouvemement  d*aucun  Etat,  dans  le  but  de  com- 
mettre des  actes  de  depr^dation."  Bluntschli,  Art  343:  „Als  Piraten-, 
Rauber-,  Seeräuberschiffe  werden  die  Schiffe  betrachtet,  welche  ohne  Er* 
mächtigung  eines  kriegführenden  Staates  auf  Beute  fahren.*' 

^  Per  eis  int.  öff.  Seer.,  S.  109:  „Man  versteht  unter  Piraterie  ein 
ohne  staatliche  Autorisation  in  gewinnsüchtiger  Absicht  auf  die  Ausübung 
von  Gewaltakten  auf  See  gerichtetes  bewaffnetes  Unternehmen."  BonfilSi 
§  594:  „Quiconque  eutreprend  en  mer  une  exp^dition  ann6e,  sans  Tautori- 
sation  pr^lable  d'un  Etat,  c'est  un  pirate. **  —  Dafs  die  auch  in  der 
englischen  Literatur  übliche  Bezeichnung  des  Piraten  als  eines  hostis 
homani  generis  mit  der  kriminalistischen  Auffassung  nicht  verträglicb 
ist,  liegt  auf  der  Hand.  —  Sehr  bemerkenswert  Stephen,  Crim.  Law, 
S.  79:  „It  is  doubtfiil,  whether  persons  cruising  in  armed  vessels  with 
intent  to  commit  piracies,  are  pirates  or  not,*'  und  dazu  S.  78,  N.  1.  £' 
hält  die  Aufbringung  für  zulässig,  die  Bestrafung  für  bedenklich.    Seine 
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II.  Die  Undurchführbarkeit  der  kriminalistischen  Auf- 
fassung, Piraterie  tatsächliche  Vertlbung  eines  einzelnen 
Verbrechens,  hat  dazu  veranlafst,  sie  durch  Einführung  des 
Merkmals  entweder  der  „faktischen  Denationalisierung**  ^ 
oder  der  Richtung  gegen  prinzipiell  alle  Nationen  zu  modi- 
fizieren. Die  Tatsache,  dafs  es  auf  diesem  Wege  angängig 
war,  die  unmöglichen  Konsequenzen  der  unrichtigen  Grund- 
anschauung zu  vermeiden,  mag  es  erklären,  dafs  die  ver- 
fehlte Grundanschauung  selbst  ihre  Herrschaft  noch  immer 
behauptet. 

Ein  alle  sich  in  dieser  Richtung  bewegenden  Versuche 
gleichmäfsig  treffender  Vorwurf  ist,  dafs  sie  einen  aus  dis- 
harmonischen Elementen  bestehenden  Tatbestand  kon- 
struieren. Erklärt  man  den  Tatbestand  der  Piraterie  für  einen 
kriminellen,  so  ist  es  unzulässig,  zum  mindesten  aber  in- 
konsequent, ihn  durch  die  Verfolgung  eines  nicht  politischen 
Zweckes  seitens  des  Täters  oder  durch  seine  „intention  of 
universal  hostility**  bedingt  sein  zu  lassen.  Strafrechtliche 
Tatbestände,  die  je  nach  dem  Zwecke,  den  der  Täter  ver- 
folgte, oder  nach  der  Absicht,  sie  gegen  ein  individuell 
oder  aber  nur  generell  bestimmtes  Objekt  zu  verwirklichen, 
verschieden  zu  qualifizieren  wären,  sind  ein  Unding. 

1.  Die  Versuche,  die  sich  in  der  Richtung  bewegen, 
das  Merkmal  der  faktischen  Denationalisierung  (Lösung 
vom  Heimatstaate)  mit  der  kriminalistischen  Grundanschau- 
ung zu  verbinden,  lassen  eine  Anordnung  nach  ihrer  Inten- 
sität zu.  Die  energischste  Einengung  des  Tatbestandes  in 
dieser  Richtung  liegt  in  seiner  Beschränkung  auf  Hand- 
langen flaggenloser  (rechtlich  denationalisierter)  Schiffe ; 
darüber  s.  o.  §  1 ;  sie  nimmt  dem  Tatbestande  alle  völker- 
rechtliche Bedeutung.  Die  Erhebung  der  faktischen  De- 
nationalisation    des    Schiffes    oder    der    Besatzung   in    dem 


Zweifel  beheben   sich   mit   der  Unterscheidung   des    v^ölkerrechtlich-see* 
polizeilichen  und  des  landesrechtlich-strafrechtlichen  Tatbestandes. 

^  Der  „faktischen  DenationaUslemng**  in  einem  anderen,   weiteren 
oder  engeren  als  dem  unten  §  11  a.  E.  bestimmten  Sinne. 
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Sinne,  dafs  sie  ein  aufserstäatliches  Eigendasein  führen^, 
zum  BegriSsmerkmal  geht  weniger  weit;  immerhin  nimmt 
auch  sie  dem  Rechtsinstitut  den  gröfsten  Teil  seines  Wertes, 
da  die  modernen  politischen  Verhältnisse  eine  Lösung  von 
jedem  staatlichen  Verbände  in  diesem  Umfange  kaum  zu- 
lassen. Die  engste  Bedeutung  hat  die  Einsetzung  des  Er- 
fordernisses der  Lösung  vom  Staatsverbande  lediglich  in 
dem  Sinne,  dafs  die  Handlung  nicht  zu  einem  politischen 
Zwecke  vorgenommen  sei,  in  den  Tatbestand ;  diese  nament- 
lich von  H  a  1 1  ^  gegebene  Konstruktion  führt  zu  im  wesent- 
lichen zutreffender  Entscheidung  einiger  Einzelfragen  (s.  u. 
§  14  und  15);  aber  den  Hauptmangel  der  ganzen  Auf- 
fassung, den,  dafs  ein  Delikt  faktisch  vorliegen  mufs,  be- 
seitigt sie  natürlich  nicht.  Dafs  ihr  wie  überhaupt  der 
Tendenz  der  Durchsetzung  des  kriminalistisch  ge&fsten 
Tatbestandes  mit  Elementen  des  seepolizeilichen  das  richtige 
Geflihl  seiner  seepolizeilichen  Natur  zu  Grunde  liegt,  wird 
bei  Hall  recht  deutlich,  wenn  ihm  bei  Behandlung  der 
Frage,  ob  an  der  Küste  durch  Anlanden  verübte  Gewalt- 
taten als  piracy  betrachtet  werden  können,  der  Satz  ent- 
schlüpft: „a  pirate  does  not  so  lose  his  piratical  character 
by  landing  within  State  territory  that  piratical  acts  done 
on  shore  cease  to  be  piratical;^  hier  ist  es  plötzlich  nicht 
mehr  der  einzelne  Akt,  der  den  Täter  als  Piraten  charak- 
terisiert, sondern  umgekehrt  wird  der  Akt  zu  einem  pira- 
tischen dadurch,  dafs  dem  Täter  ein  piratischer  Charakter 
beiwohnt. 

2.    Ein  ähnliches  Ergebnis  wie  die  zuletzt  geschilderte 
Art   des   Vorgehens    erreicht    die   Aufnahme    der   EJausel 


^  Woolney,  Introd.  S.  233  (Personen,  nicht -atthe  time  pertaining 
to  any  established  state"^).  Ähnlich  Bluntschli  (§850:  „Schiff,  welches 
sich  dem  Verbände  mit  einem  geordneten  Staate  entzogen  hat^'X  der  aber 
als  Anhanger  der  seepolizeili<£en  Auffassung  (s.  Anm.  8,  S.  54)  nicht 
hierhin  zu  stellen  ist. 

'  S.  259  („its  essence  consists  in  the  purstiit  of  private,  as  contrasted 
with  public,  ends''),  s.  aber  näher  unten  §  14.  Femer  Reagier,  8.285 
(„le  but  purement  priv^"). 
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„Richtung  gegen  prinzipiell  jedes  taugliche  Objekt**  (s.  o. 
§  5  I)  in  den  im  übrigen  kriminalistisch  gefafsten  Tatbe- 
stand. Diese  Konstruktion  beherrscht  die  amerikanische 
Literatur^,  ist  in  der  kontinentalen  sehr  verbreitet  und 
selbst  der  englischen  nicht  durchaus  fremd  ^. 

§  8.   Der  seepolizeiliche  Charakter  des  Tatbestandes. 

L  Der  Gegensatz  der  seepolizeilichen  und  der  krimi» 
nalistischen  Auffassung  des  Tatbestandes  der  Piraterie  be- 
steht darin,  dafs  die  eine  in  ihr  eine  öffentliche  Gefahr  sieht, 
die  bekämpft  werden  mufs,  die  andere  ein  Verbrechen,  das 
Bestrafung  fordert. 

Der  Inhalt  des  Tatbestandes  ist,  wie  ja  auch  die  Quali- 
fizierung eines  Tatbestandes  als  eines  strafrechtlichen  über 
seinen  speziellen  Inhalt  keine  Auskunft  gibt,  durch  seinen 
Charakter  positiv  nur  dahin  bestimmt,  dafs  nur  ein  gefahr- 
bringendes Unternehmen,  demnach,  die  Begriffe  im  straf- 
rechtlich-technischen Sinne  genommen,  weder  „Handlung^ 
noch   „ Verschulden **   gegeben   zu   sein   braucht.     Aber  die 


^  Kents  Definition  (Commentartes  on  American  Law,  12.  Anfl.  1873, 
If  S.  184):  „Robbery,  or  a  forcible  depredation  on  the  high  sead,  without 
lawfol  aathority,  and  done  animo  furandi,  and  in  the  spirit  and  intention 
of  oniTeraal  hostilitj,*'  siehe  auch  Report  zum  Penal  Code  1901,  S.  XXVI 
(der  sie  annimmt)  und  Kent,  Int.  Law,  S.  399;  femer  Bishop,  §  1058 
(und  dort,  Note  3,  Richter  Nelson);  Th.  S.  Woolsey,  Right  of  search, 
S.  16;  auch  Mr.  Seward,  See.  of  State,  to  Mr.  Van  Valkenburgh, 
19.  Febr.  1869  (Wharton,  Int  Law,  §  380).  Abweichend  Wharton, 
8.  o.  Anm.  1,  S.  53  (streng  kriminalistisch)  und  Wheaton,  s.  S.  54, 
Anm.  3  (seepolizeilich). 

«  Attlmayr,  Internat.  Seer.  1872  I,  8.  19;  Den  Beer 
Poortugael,  S.  181;  Fiore,  Droit  international,  S  494f.;  Dalloz, 
Organisation  maritime  941;  Pi^deli^vre  I,  S.  578;  Samios*  Dis- 
sertation ist  auf  dem  Gedanken  aufgebaut  (hier  wie  meist  stark  durch 
Pradier-Fodir6  beeinflufst.  Die  Arbeit  ist  unbedeutend).  Von  Eng- 
ländern namentlich  Ke nny ,  8.  316 ;  Phillimore,  S.  491 ,  zitiert 
in  diesem  Sinne  Richter  Jenkins,  im  entgegengesetzten,  8.  501, 
Dr.  Lushington  in  The  Magellan  Pirates  (typisdier  Ausdruck  der 
herrschenden  englischen  Überzeugung,  streng  kriminalistisch:  „All  persons 
are  held  to  be  pirates  who  are  found  guilty  of  piratical  acts,  and  piratical 
acts  are  robbery  and  murder  upon  the  high  seas  . .  .  it  was  never,  so 
far  as  I  am  able  to  find,  deemed  necessary  to  inquire  whether  the  parties 
so  conyicted  had  intended  to  rob  or  to  murder  on  the  high  seas  in- 
discriminatelj."     The  Mag.  Pir.  waren  chilenische  Aufstandische). 
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richtige  Grundauffassung  ist  negativ  in  allen  Einzelpunkten 
von  gröfster  Bedeutung,  insofern  sie,  anders  als  die  krimi- 
nalistische, einer  dem  wirklichen  Rechtszustande  entsprechen- 
den Bestimmung  der  Merkmale  des  Pirateriebegriffes  nicht 
entgegensteht. 

Dafs  nun  aber  die  seepolizeiliche  Auffassung  des  Tat- 
bestandes zutreffend  ist,  hat  schon  die  Betrachtung  der 
Rechtsfolgen,  der  Geschichte  des  Piraterierechtes  und  der 
Literatur  vermuten  lassen.  Die  folgende  Darstellung  gibt 
den  Nachweis  aus  dem  positiven  Rechte  (der  Tatbestand 
nicht  Verbrechen,  sondern  Gefahr) ;  wesentlich  unterstützend 
wird  dann  auch  die  Entwickelung  der  einzelnen  Tatbestands- 
merkmale sein  (§  9  f.),  da  sie  gröfstenteils  einem  strafrecht- 
lichen Tatbestande  ihrem  Wesen  nach  nicht  angehören 
können. 

II.  Die  vornehmste  Quelle  (s.  o.  §  5)  der  Erkenntnis 
des  völkerrechtlichen  Tatbestandes  der  Piraterie,  die  In- 
struktionen der  Staaten  an  die  Rommandanten  der  Kriegs- 
schiffe, lassen  über  seinen  seepolizeilichen  Charakter  keinen 
Zweifel.  \Seeraub  ist  jedes  ohne  staatliche  Ermächtigung 
in  räuberischer  Absicht  auf  die  Ausübung  von  Gewaltakten 
auf  See  gerichtete  bewaffnete  Unternehmen**,  definieren  die 
deutschen  „Bestimmungen  für  den  Dienst  an  Bord"  vom 
21.  Nov.  1903^-,  und  in  breiter  Ausführlichkeit  setzen 
die  amerikanischen  Revised  Statutes  dem  Tatbestande  des 
Common  Law,  den  sie  ihren  Straf-  und  Zuständigkeitsbe- 
stimmungen zu  Grunde  legen  (s.  5368),  zum  Zwecke,  die 
Zulässigkeit  der  Festnahme  von  Firatenschiffen  und  damit 
die  völkerrechtliche  Seite  der  Angelegenheit  zu  regeln,  einen 
seepolizeilichen  Tatbestand  zur  Seite:  „Any  vessel  built, 
purchased,  fitted  out  in  whole  or  in  part,  or  held  for  the 
purpose  of  being  employed  in  the  commission  of  any  pira- 
tical  aggression,   search,   restraint,   depredation,   or  seizure. 


>  §  23,  Nr.  21;  Instruktion  von  1877,  U:  „Wird  ein  Kommandtnt 
auf  hoher  See  .  .  .  den  Akt  einer  Seeräaberei  oder  deren  Vor- 
bereitung gewahr,  so  steht  ihm  das  Recht  zu  . .  .'^ 
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or  in  the  commission  of  any  other  act  of  piracy,  as  defined 
by  the  law  of  nations,  shall  be  liable  to  be  captured  and 
brought  into  any  port  of  the  United  States  if  found  upon 
the  high  seas  or  to  be  seized  if  found  in  port  or  place  wi- 
thin  the  United  States,  whether  the  same  shall  have  acta- 
ally  sailed  upon  any  piratical  expedition  or  not,  and 
whether  any  act  of  piracy  shall  have  been  com- 
mitted  or  attempted  upon  or  from  such  vessel 
or  not*." 

In  den  Landesstrafgesetzgebungen  eine  Bestätigung  der 
Auffassung  zu  finden,  sollte  man  kaum  erwarten  (vgl.  o. 
§  5).  So  sehr  man  darüber  streitet,  welche  Bedeutung  im 
Strafrecht  der  verbrecherischen  Gesinnung  zukomme,  darin 
stimmen  alle  ernsthaften  Theorieen  überein,  dafs  eine  be- 
stimmte verbrecherische  Handlung  (materielles  Verbrechen, 
Rechtsgüterverletzung)  notwendige  Voraussetzung  zum  Ein- 
tritt des  Strafzwanges  sein  mufs.  Der  völkerrechtliche 
PirateriebegrifF  hat  sich  nun  aber  in  der  üblichen  Ver- 
mischung des  völkerrechtlichen  und  landesstrafrechtlicher 
Tatbestände  mächtig  genug  erwiesen,  selbst  diese  Fesseln 
zu  sprengen.  Eine  Anzahl  von  Landesrechten  pönalisiert 
die  piratische  Lebensführung  ohne  Rücksicht  auf  wirkliche 
Begehung  eines  piratischen  Aktes,  bestraft  die  sozialge&hr- 
liche  Gesinnung,  nicht  die  verbrecherische  Tat  ^.  Die  unter 
diesen  Gesichtspunkt  fallenden  Bestimmungen  stehen  in 
ihrem  Werte  für  die  Eruierung  des  völkerrechtlichen  Tat- 
bestandes  hinter  den  Instruktionen  fUr  die  Kriegsmarinen 


^  8.  4297,  5.  Aag.  1861.  Dagegen  setzen  die  Queens  Regulation» 
▼on  1899,  Art.  450,  Begehung  piratischer  Akte  voraus. 

'  Die  Moglidikeit  strafrechtlicher  Tatbestände  dieser  Art  (formell 
strafrechtliche,  materiell  polizeiliche  Tatbestände)  ist  naturlich  vorhanden. 
Die  Bedingung  der  Strafe  durch  eine  effektiv  verwirklichte  bezw.  ver- 
sachte Rechtsgüterverletzung  ist  nicht  mehr  als  eine  rechtspolitische 
Forderung. 

Als  Grund  für  den  Bruch  mit  sonst  herrschenden  strafrechtlichen 
Prinzipien  könnte  man  die  Schwierigkeit  des  Nachweises    der  einzelnen 

Siratischen  Akte  ansehen;  aber  diese  ist  für  die  in  Betracht  kommenden 
taaten  nicht  gröfser  als  für  diejenigen,  deren  Straf bestimmungen  gegen 
die  Piraterie  eine  geschehene  Rechtsgüterverletzung  voraussetzen. 
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kaum  zurück ;  sie  stellen  dieselbe  Erscheinung  unter  Strafe, 
die  jene  polizeilicher  Verfolgung  aussetzen  *. 

Die  in  Frage  stehenden  Landesgesetzgebungen  zer&Uen 
in  zwei  Gruppen. 

1.  Das  niederländische  und  das  portugiesische  Straf- 
gesetzbuch enthalten  als  einzige  Strafbestimmung  gegen  die 
Piraterie  die  Pönalisierung  der  Zugehörigkeit  zu  einem  zur 
Begehung  piratischer  Akte  bestinmiten  Schiffe'. 

2.  Das  französische,  spanische,  italienische  und  brasi- 
lische Recht  stellen  neben  einzelnen  piratischen  Akten  die 
Zugehörigkeit  zur  Besatzung  eines  Schiffes  unter  Strafe, 
das  unter  Umständen  das  Meer  befährt,  die  es  der  Piraterie 
verdächtig  erscheinen  lassen.  Die  französische  Bestimmung' 
ist,  da  sie  nicht  ausdrücklich  Piraterie  verdacht,  sondern  nur 
die  ihn  begründenden  objektiven  Momente  (armä  et  naviguant 
Sans  itre  ou  avoir  6t&  muni  pour  le  voyage  de  passe-port, 
rdle  d'^quipage,  commissions  ou  autres  actes  constatant  la 
l^gitimit^  de  Texp&lition)  in  den  Tatbestand  aufnimmt,  des 
öfteren  in  der  Richtung  mifsverstanden  woi*den,  dafs  man 
meinte,  ihr  Ziel  sei  nicht  die  Unterdrückung  der  Piraterie, 
sondern    lediglich   die   Pönalisierung  von   Ordnungswidrig- 


^  Nur    setzt    der    strafrechtliche   Tatbestand   Zurechntmi^^siahigkeit 
voraus. 

'  Die  Verschiedenheiten  beider  Bestimmungen  ei^bt  ihr  Text 
Niederl.  StG.B.  vom  8.  März   1881,   Art  881:    „Als  schuldig  aan 
zeeroof  wordt  gestraft: 

1  ®  met  gevangenisstraf  van  ten  hoogste  twaalf  jaren,  hg  die  als 
schipper  dienst  neemt  of  dienst  doet  op  een  yaartuig,  wetende  dat  het 
bestemd  is  of  het  gebruikende  om  in  open  zee  daden  van  geweld  te 
plegen  teg^n  andere  yaartuigen  of  tegen  zieh  daarop  bevindende  personen 
of  goederen,  zonder  . .  . 

2^  gleiche  Bestimmung  für  die  übrigen  Mitglieder  der  Besatsong, 
Gefängnis  bis  zu  neun  Jahren. 

Portug.  St.G.b.  Tom  16.  Sept  1886,  Art  162:  „Qualquer  pessoa 
que  commetter  o  crime  de  pirataria,  commandando  navio  armado,  e 
oursando  o  mar,  sem  commissao  de  algum  principe  ou  estado  soberano, 
para  commetter  roubos  ou  quaesquer  violencias,  ser4  oondemnado  . . . 
§  2:  ahnliche  Bestimmung  für  die  Besatzung. 
*  Gesetz  von  1825,  Art  1,  Nr.  1;  völlig  übereinstimmend  Bras. 
StG.B.,  Art  106,  §  1. 
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keiten  in  den  Schiffspapieren  \  Dafs  ihr  in  der  Tat  der 
Gedanke  des  Piraterieverdachtes  zu  Grunde  liegt,  lälst 
schon  die  Härte  der  Strafe  annehmen;  es  ergibt  sich  mit 
aller  Sicherheit  aus  einer  (prisengerichtlichen)  Entscheidung 
des  Conseil  d']^tat  vom  24.  Dez.  1828^,  durch  die^  dem 
Geiste  des  Gesetzes  entsprechend,  seinem  Wortlaute  zuwider, 
trotz  Vorliegens  der  objektiven  Momente  nach  tatsächlicher 
Widerlegung  des  Verdachtes  der  Piraterie  die  Lossprechuug 
des  Schiffes  erfolgte,  und  ferner  aus  den  entsprechenden 
italienischen  und  spanischen  Bestimmungen,  die  an  das  Vor- 
liegen derselben  objektiven  Momente  ausdrücklich  die  prae- 
sumptio  juris  der  Piraterie  knüpfen®. 

Diese  Gruppe  von  Rechtsvorschriften  ist  auch  deshalb 
▼on  Interesse,  weil  sie  ergibt,  dafs  die  oft  aufgestellte  These, 
es  sei  jedes  flaggenlose  Schiff  (rechtlich  anationale  Schiff) 
der  Piraterie  verdächtig,  dem  positiven  Rechte  widerspricht, 
das  einen  solchen  Verdacht  nur  bei  heimatlosen  (sans  etre 
ou  avoir  ^t^  muni  de  passe-port)  und  zugleich  bewaff- 
neten Schiffen  Platz  greifen  läfst^. 

Von  den  niederländischen  und  portugiesischen  unter- 
scheidet sich  die  hier  behandelte  Gruppe  von  Bestimmungen 
dadurch,  dafs  sie  den  Verdacht  des  piratischen  Charakters 
des  Schiffes  genügen  läfst,  jene  nachweisliche  Bestimmung 
des  Schiffes  zur  Piraterie  verlangen. 


^  Band,  S.  141,  übersieht  gaius,  dafs  es  sich  nur  um  bewafihete 
Schiffe  handelt  Rojer-Collard  (bei  Calvo,  §  489)  hält  die  Be- 
stimmung für  rein  landesrechtlich. 

■  Bei  Dalloz,  Org.  marit  947  („Lorsqu'il  r^sulte  de  Tinstraction 
et  des  renseignements  transmis  par  le  ministre  des  affaires  ^trang^res, 
qae  Tobjet  d'un  armement  n*^tait  pas  de  commettre  des  actes  de  piraterie"). 
In  demselben  Sinne  hatte  sich  bei  der  parlamentarischen  Beratung  des 
Gesetzes  der  Berichterstatter  in  der  ersten  Kammer  geau&ert  (Pistoye 
et  Duverdy  I,  8.  33). 

*  It.  Cod.  p.  1.  mar.  merc.,  Art  324  („saranno  considerate  come 
dedite  alla  pirateria^);  span.  Ordonnanz  vom  20.  Juni  1801,  Art  27  („y 
en  caso  de  estar  armadas  en  guerra,  ^us  cabos  y  oficiales  ser^n  tenidos 
por  piratas;**  im  Gegensatz  zu  den  Vorschriften  der  anderen  Staaten  ist 
hier  der  Verdacht  ai^  Personen  in  führender  Stellung  beschr&nkt). 

*  8.  o.  §  1.  Richtig  Pistoye  et  Duverdy  I,  S.  416;  Gessner, 
Droit  des  neutres  1865,  S.  888. 
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m.  Die  Piraterie  ein  unternehmen  gegen 
das  Völkerrecht.  Der  yölkerrechtliche  Tatbestand  der 
Piraterie  ist  nicht  deliktischer  Natur.  Wenn  damit  die 
gewöhnliche,  hin  und  wieder  auch  bekämpfte,  Bezeichnung 
des  Tatbestandes  als  eines  Deliktes  wider  das  Völkerrecht ' 
in  sich  hinfiülig  ist,  so  ergibt  sich  doch  nur  die  ganz  ana- 
loge Frage,  ob  man  sie  als  ein  Unternehmen  gegen  das 
Völkerrecht  charakterisieren  darf. 

Der  Begriff  der  „Delikte  wider  das  Völkerrecht**  ist 
sehr  unsicher.  Die  gegen  ihn  gerichtete  Polemik  Triepels, 
des  einzigen  Autors,  der  den  G^enstand  einer  kritischen 
Untersuchung  unterzogen  hat  („Völkerrecht  und  Landes- 
recht*' S.  329  f.),  hebt  mit  Recht  hervor,  da(s  er  verfehlt 
ist,  wenn  man  darunter  eine  Verletzung  des  Völkerrechts 
durch  ein  Individuum  versteht.  T  r  i  e  p  e  1  versäumt  aber  zu 
prüfen,  ob  ihm  denn  auch  wirklich  überall,  wo  mit  ihm 
operiert  wird,  eine  solche  Bedeutung  beigelegt  wird.  Daher 
stehen  seine  Ausftihrungen  einer  Auffassung  nicht  ent- 
gegen, die  als  Delikt  wider  das  Völkerrecht  ein  solches 
verbrecherisches  Verhalten  ansieht,  das  zu  pönalisieren 
und  zu  verfolgen  die  Staaten  völkerrechtlich  verpflichtet 
sind'.  Der  Begriff,  so  gefafst,  ist  möglich  und  unbe- 
denklich. 

In  Übertragung  desselben  Gedankens  auf  polizeiliche 
Tatbestände,  deren  Bekämpfung  den  Staaten  als  eine  ge- 
meinsame Pflicht  obliegt,  ist  man  hiemach  berechtigt,  die 
Piraterie  als  ein  Unternehmen  gegen  das  Völkerrecht  zu. 
bestimmen.  Ein  Delikt  gegen  das  Völkerrecht  wäre  sie 
selbst  dann  nicht,  wenn  der  Tatbestand  ein  krimineller  wäre; 
denn  die  Pflicht  der  Staaten  zur  Repression  ist  nicht  eine 
Pflicht  zur  Bestrafung  der  Schuldigen  (s.  o.  §  1). 


>  Piraterie  als  „Delikt  wider  das  Volkerrecht*',  „Volkerrechts- 
widrigkeit^,  „Yerletzimg  des  Völkerrechts^  gan>  allgemein  bei  den  Eng- 
ländern, s.  o.  S.  20,  N.  1.  Femer  a.  a.  bei  Heffter,  §  104;  Gareis  bei 
Holtzendorff  II,  S.  572.  Das  mexikanische  StG.B.  ron  1871  be- 
handelt sie  in  dem  Abschnitt:   „Delitos  contra  el  derecho  de  gentes.^ 

*  So  V.  Martitz  I,  S.  60. 
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IV.  Der  Inhalt  des  Tatbestandes  zerlegt  sich  in  einen 
objektiven  und  einen  subjektiven  Bestandteil  (vgl.  o.  §  5  I), 
entsprechend  der  „Handlung"  und  dem  „Verschulden"  der 
strafrechtlichen  Tatbestände.  Das  dritte  der  allgemeinen 
Begriffsmerkmale  strafbarer  Handlungen,  die  Rechtswidrig- 
keit, ist  der  völkerrechtlichen  Piraterie  nicht  minder  eigen, 
bedarf  aber  einer  besonderen  Darstellung  nicht,  weil  staat- 
liche Autorisation  den  Begriff  überhaupt  ausschliefst  (s.  u. 
§  12),  die  übrigen  Ausschlufsgründe  der  Rechtswidrigkeit 
(Notwehr,  Notstand,  berechtigte  Selbsthilfe,  Einwilligung 
des  Verletzten)  aber  für  einen  Tatbestand,  der  nur  durch 
ein  gewerbsmäfsiges  Unternehmen  verwirklicht  wird  (s.  u. 
§  11),  seiner  Natur  nach  kaum  in  Betracht  kommen. 

Dem  seepolizeilichen  Charakter  des  Tatbestandes  zu- 
folge treten  in  ihm,  anders  als  in  strafrechtlichen  Tat- 
beständen, die  objektiven  Elemente  hinter  den  subjektiven 
ganz  zurück,  und  bestehen  die  subjektiven  Elemente  nicht 
80  sehr  in  dem  Wissen  oder  Wollen  gegenwärtiger  als  in 
der  Absicht  zukünftiger  Handlungen.  Dem  subjektiven 
Tatbestande  ist  eine  die  Gefahr  seiner  Verwirklichung  nahe- 
bringende Intensität  wesentlich,  nicht  aber  sein  Ursprung  in 
einem  Verantwortlichkeit  (Zurechnungsfilhigkeit)  begrün- 
denden psychischen  Zustande. 

§  9.    Der  objektive  Tatbestand. 

Damit,  dafs  man  die  Piraterie  als  ein  auf  Begehung 
rechtsgüterverletzender  Akte  gerichtetes  Unternehmen  charak- 
terisiert, leugnet  man  nicht  jeden  objektiven  Tatbestand. 
Es  bleibt  die  Notwendigkeit  näherer  Bestimmung  der  ihn 
konstituierenden  sinnfälligen  Erscheinungen. 

Die  Merkmale  des  objektiven  Tatbestandes  sind  das 
Vorhandensein  eines  Schiffes  (I)  mit  Besatzung  (U)  und 
eine  lokale  Beziehung  des  Schiffes  zur  hohen  See  (III). 

I.  Dafs  der  Begriff  der  Piraterie  mangels  Existenz  eines 
Piratenschiffes  nicht  erfüllt  sein  kann,  ist  in  dem  Grade 
allgemeine  Überzeugung,    dafs   man    gewöhnlich    der  Tat- 
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Sache  gar  nicht  ausdrücklich  gedenkt;  es  folgt  schon  daraas, 
dals  die  wesentlichste  Rechtsfolge  des  Unternehmens  die 
rechtliche  Denationalisierang  eben  des  Schiffes  ist  Eine 
grofise  Anzahl  landesrechtlicher  Definitionen  hebt  das  Merk- 
mal der  Benutzung  eines  Schiffes  hervor^.  Blofse  Aus- 
rüstung eines  Schiffes  genügt  nicht'. 

U.  Das  Schiff  bedarf  einer  Besatzung.  Das  Verhältnis, 
in  dem  ihre  einzelnen  Mitglieder  zu  dem  subjektiven  Tat- 
bestande stehen  müssen,  wird  durch  die  übliche  Rede- 
wendung „Begehung  der  Piraterie  durch  ein  Schiff*  richtig 
bezeichnet.  Die  piratische  Gesinnung  braucht  nur  den- 
jenigen Mitgliedern  beizuwohnen,  die  die  Aktion  des  Schiffes 
tatsächlich  bestimmen. 

Der  Piraterie  ist  bandenmäfsige  Begehung  notwendig. 
Ob  man  deshalb  eine  „Organisation''  ftir  erforderlich  hält', 
ist  eine  Frage  rein  terminologischer  Art 

III.  Dafs  der  Tatbestand  der  Piraterie  irgendwie  mit 
der  hohen  See  zusammenhänge,  ist  nicht  zweifelhaft  Eine 
Beziehung  des  Begriffs  auf  Vorgänge,  die  sich  in  allen  ihren 
Teilen  auf  dem  Lande  abspielen,  hat  einen  vernünftigen 
Sinn  nur  auf  Grund  der  englischen  Auffassung,  die  ihm 
seine  Stellung  im  Bereiche  des  völkerrechtlichen  internatio- 
nalen Strafrechts  anweist,  findet  sich  jedoch  auch  in  der 
englischen  Literatur  nur  vereinzelt^;  im  Zusanmienhange 
der  kontinentalen  Anschauung  ist  sie  inhaltlos^. 


'  Französ.  Gesetz  von  1825  in  allen  Artikeln;  ital.  Cod.  p.  L  mar. 
merc.,  Art  820;  niederl.  StG.B.,  Art  881;  u.  a.  m. 

3  Daa  niederl.  St.G.B.,  Art.  888,  bedroht  die  Ausrustang  als  selb- 
ständiges Delikt  im  Gegensatz  zum  Seeraub.  Das  norwegische  St.G^ 
kennt  ein  besonderes  Delikt  der  Ansrnstnng  eines  Schifies  zum  Zwecke 
des  Rauhen,  s.  o.  S.  82,  N.  1. 

'  Dagegen  Pradier-Fod6r6,  §  2491. 

*  Halleck  I,  S.  896 f.  bezeichnet  private  militärische  Inrasionen 
als  piracy,  so  dafs  Aburteilans:  „in  the  conrts  of  anj  State  haTinr 
costody  of  the  offenders^  zulässig  wäre.    Vgl.  femer  Field,  Art  88  u.  650. 

1^  Senly,  La  piraterie,  Pariser  These  1902,  8.  98 f.,  konstruiert  in 
der  Tendenz,  den  Einfall  Jamesons  in  die  sfldafirikanische  Republik 
zu  brandmarken,  eine  „piraterie  terrestre*^.  —  Es  ist  der  einsige  originelle 
Gedanke  in  der  flüchtig  zusammengeschriebenen  Arbeit,  deren  letztes 
Kapitel  (6.  129  f.)  aus  Per  eis,  Int  6«.  Seen,  1.  Aufl.  (1884  französisch 
erschienen)  entlehnt  ist. 
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Flofspiraterie  und  Strandraub  sind  nicht  Piraterie  im 
Sinne  des  Völkerrechtes^.  Es  sind  Erscheinungen,  die 
fUr  das  Völkerrecht  keine  gröfsere  Bedeutung  haben  als 
andere  über  die  Grenzen  des  staatlichen  Polizeihoheits- 
und  Jurisdiktionsberciches  nicht  hinausgehende  verbrecheri- 
sche Unternehmungen.  Sie  stehen  unter  den  Regeln  des 
Interventions-y  nicht  des  Piraterierechtes  (s.  u.  §  12);  das 
Piraterierecht  gehört  in  den  Gedankenkreis  der  Meeres- 
freiheit (s.  0.  §  1). 

Wie  nun  aber  diese  notwendige  Beziehung  der  Piraterie 
zur  hohen  See  des  näheren  beschaffen  sei,  ist  sehr  bestritten. 

Die  kriminalistische  Auffassung  spaltet  sich  in  fUnf 
Richtungen;  man  sieht  als  notwendig  an  die  Begehung  des 
Verbrechens  entweder  „auf  hoher  See"  *  oder  „within  the  Juris- 
diction of  the  admiralty**^  oder  „aufserhalb  der  Gerichts- 
barkeit eines  Staates  der  Völkerrechtsgemeinschaft"  ^  oder 
„auf  hoher  See  oder  von  hoher  See  aus"  ^;  des  öfteren  findet 
sich  endlich  die  lokale  Bestimmung  in  der  Weise  gegeben, 
dafs  man  den  Kreis  der  Objekte  der  piratischen  Handlungen 


1  S.  auch  Pereis,  S.  109,  HO:  Oareis  bei  Holtzendorff  II, 
S.  674. 

«  V.  Liszt,  8.  211;  Den  Beer  Poortugael,  8.  182;  Fiore, 
Droit  international,  §  495;  Bras.  St.G.B.  von  1890,  Art  104,  §  1;  amerik. 
Rev,  8tat.  s.  5868. 

'  So  die  herrschende  englische  Auffassung.  The  High  Court  of 
Admiralty  war  zuständig  für  gewisse  innerhalb  eines  besonders  ab- 
gegrenzten, hauptsächlich  das  Meer  umfassenden  räumlichen  Bezirks 
(njarisdiction  of  the  Admiralty ;''  über  die  Grenzen,  die  mit  denen  des 
staatlichen  Seegebietes  nicht  zusammenfallen,  siehe  Stephen,  History  of 
the  crlminal  law  11  1883,  S.  24  f.)  begangene  Verbrechen.  Piracy  ist 
robbery,  soweit  sie  zur  Zuständigkeit  der  Admiralität  gehört  Vgl. 
Richter  Jenkins,  1668,  bei  Phillimore  I,  S.  491;  Richter  Hedges, 
8.  o.  S.  53,  N.  1;  Russell  I,  S.  10;  Stephen,  Art  108.  Stat  pir.  ist 
die  Begehung  gewisser  Verbrechen  durch  Untertanen  in  demselben  Bezirk, 
ausdrücklich  in  18  Geo.  2  c.  30  (1744),  11  u.  12  WiU.  3  c  7  s.  9  (1698), 
5  Geo.  4  c.  113  s.  9  (1824). 

^  Lawrence,  Principles,  8.  210:  „outside  the  territorial  Jurisdiction 
of  any  civilised  state,''  so  auch  Handbook,  S.  65;  Woolsey,  Right  of 
search,  S.  16.  Diese  Abgrenzung  bezweckt  die  firstreckung  des  Begriffs 
auf  Ton  hoher  See  aus  in  staaÜosem  Gebiet  begangene  piratische  Akte. 

^  Hall,  S.  260  (s.  o.  §  7,  II,  1;  ihm  schUefst  sich  an  Westlake, 
Int  Law  1904  I,  S.  177);  Woolsey,  Introduction,  S.  233;  Pi^delifevre  I, 
S.  578,  N.  10. 

BtMts-  u.  yOlkerrechtl.  Abhandl.    lY  4.  -  Stiel.  5 


66  IV  4. 

auf  Schiffe  und  ihren  Inhalt  beschränkt*.  Bei  den  An- 
hängern der  seepolizeilichen  Auffassung  findet  man  ent- 
weder ebenfalls  eine  der  skizzierten  Ansichten,  mit  der 
Modifikation,  dafs  der  umschriebene  Bezirk  nicht  als  Ort 
einer  begangenen  Handlung,  sondern  als  Schauplatz  zu 
begehender  erscheint*,  oder  aber  es  wird  die  räumliche 
Begrenzung  von  der  einzelnen  Handlung  losgelöst  und  in 
den  objektiven  Bestandteil  des  seepolizeilichen  Tatbestandes 
aufgenommen  ^. 

Diese  letzte  Ansicht  ist  die  richtige.  Damit  der  objek- 
tive Tatbestand  der  Piraterie  gegeben  sei,  ist  notwendig, 
dafs  das  Piratenschiff  sich  wenigstens  zeitweise  auf  hober 
See  aufhalte,  mag  sonst  der  Sitz  des  Unternehmens  sich  in 
einer  Staatsgewalt  unterworfenem  -oder  in  staatlosem  Ge- 
biet befinden.  Das  oßene  Meer  mufs  als  Operationsfeld 
oder  als  Operationsbasis  erscheinen.  Dagegen  ist  gleich- 
gültig, welchen  Schauplatz  die  Piraten  zur  Begehung  der 
piratischen  Akte  zu  wählen  gedenken^.  Diese  Auffassung 
wird  der  historischen  Tatsache  gerecht,  dafs  die  Piraterie 
immer,  wo  sie  einen  gröfseren  Umfang  annimmt,  in  der 
Form  einer  Verbindung  von  „Seeräuberei"  und  Küstenraub 
auftritt ;  sie  ermöglicht  es,  die  internationale  Verfolgung  des 
Unwesens  auch  auf  solche  Fahrzeuge  auszudehnen,  die  etwa 
unter  Schonung  der  durch  ihre  Flagge  gedeckten  See- 
schiffe ihre  räuberische  Tätigkeit  auf  unter  einer  ohnmäcb- 


^  Franz.  Gesetz  von  1825,  Art.  2;  ital.  Cod.  p.  1.  mar.  merr., 
Art  320;  mexikan.  StG.B.  von  1871,  Art  1127,  Abs.  1;  österr.  Mil. 
StG.B.,  §  490. 

'Pereis,  S.  109:  ein  auf  die  AusQbuni^  von  Gewaltakten  „aof 
8ee^  gerichtetes  Unternehmen ;  so  auch  deutsche  „Bestimmungen  für  den 
Dienst  an  Bord**,  §  23,  Nr.  21.  Femer  niederl.  8tG.B.  von  1881,  s. 
S.  60,  N.  2. 

'  So  Band  („de  zee  doorkruist*');  Casaregis  („per  mare  discurrit"); 
Wheaton,  Ortolan,  Pradier-Foddr6  („qui  courent  les  mers**); 
B  o  n  f  i  1  s  („entreprend  en  mer  une  expMition  arm^e^),  s.  die  Zitate  obeo 
8.  54,  N.  2—4.  Portug.  StG.B.  von  1886  („cursando  o  mar"),  s.  o. 
S.  60,  N.  2. 

^  Pradier-Fod^r^,  §  2491:  „pen  importe  poor  la  qnalificatioii 
de  ce  brigandage,   qull  s'accomplisse  en  pleine  mer  ou  sur  des  odtes.'^ 
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tigen  Regierung  stehende  Küstenstriche  beschränken  ^ 
Andererseits  steht  sie  mit  den  Landesstrafgesetzgebungen^ 
die  an  der  Küste  begangene  piratische  Akte  nicht  als  solche 
bestrafen^,  nicht  in  Widersprach,  da  die  Bestrafung  nicht 
völkerrechtliche  Pflicht  ist  (s.  o.  §  1)* 

Die  landesstrafrechtlichen  Regeln  über  den  Begehungs- 
ort der  piratischen  Akte  geben  in  Verbindung  mit  den 
staatsrechtlichen  Regeln  über  die  Erstreckung  der  Straf- 
^erichtsbarkeit  (s.  S.  15,  Anm.  4  und  S.  2,  Anm.  1)  ein 
vollständiges  Bild  über  den  Umfang,  in  dem  piratische  Akte 
einer  Bestrafung  in  den  einzelnen.  Ländern  unterliegen. 

§  10.   Der  subjektive  Tatbestand,    a)  Die  Biehtnng  des 
Unternehmens  gegen  prinzipiell  alle  Nationen. 

L  Vorfragen.  Das  Unternehmen  der  Piraterie  ist 
«ine  gemeinsame  Gefahr  für  alle  Nationen.  Nur  aus  diesem 
Grunde  erkennen  alle  es  als  Pflicht,  zu  seiner  Repression 
beizutragen. 

Diese  Sätze  sind,  so  oft  sie  auch  aufgestellt  werden, 
so  weit  entfernt,  auch  in  ihren  Konsequenzen  allgemein 
anerkannt  zu  sein,  dafs  man  sogar  solche  Akte  als  Piraterie 
bezeichnen  konnte,  die  in  ihrem  Ursprung,  ihrem  Verlauf 
und  ihren  Folgen  völlig  dem  Innenleben  eines  Schiffes  an- 
gehören®. Der  Nachweis  der  Notwendigkeit  allgemeiner 
Feindseligkeit  des  Piratenschiffes  erfordert  zuvor  die  Wider- 
legung solcher  Aufstellungen,  die  aus  dem  Tatbestande  die 
—  über  den  Bereich  des  Schiffes  hinausgehende  —  aggres- 
sive Tendenz  ganz  ausschalten  wollen. 


*  Die  Anerkennung  dieses  Bedürfnisses  liegt  Auch  den  Ansichten 
der  8.  65,  N.  4  u.  5  zitierten  Autoren  zu  Grunde. 

>  8.  o.  8.  65,  N.  2,  8  und  8.  66,  N.  1.  —  Der  Rftub  an  der  Kflste 
von  der  8ee  aus  findet  besondere  Erwähnung  in  dem  ital.  Cod.  p.  1. 
mar.  merc.,  Art  328,  nur  für  die  ital.  Küste;  und  in  den  am.  Rev.  8tat 
8.  5871  (15.  Mai  1820),  deren  Tatbestand  der  Report  zum  Entwurf  eines 
Penal  Code  1901,  S.  XXYIU,  als  statutory  piracy  auffa&t 

*  Die  Angabe  bei  Gareis,  Holtzendorff  II,  8.  573,  der  ge- 
waltsame Angriff  auf  Schiffe  sei  an  der  Definition  unbestritten,  ist  insoweit 
nicht  zutreffend. 

5* 
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Die  Definition  der  piracy  im  Common  Liaw,  robbery 
within  die  Jurisdiction  of  the  admiralty,  ist  so  weit,  dab 
sie  robbery,  verübt  von  Mitgliedern  der  Besatzung  unter- 
einander, einzuschliefsen  scheint^.  Doch  wird  dieselbe  all* 
gemein  in  entgegengesetztem  Sinne  ausgelegt,  und  ent- 
sprechend betrachtet  man  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
Tatbestände  der  Rev.  Stat.  s.  5870  (15.  Mai  1820  s.  3)  und 
8.  5372  (30.  April  1790  s.  8),  soweit  sie  sich  auf  Vorgänge 
innerhalb  des  Schiffes  beziehen,  als  statutory  piracy '. 

Einen  speziellen  Fall  der  auf  den  Lebenskreis  des 
Schiffes  beschränkten  rphbery  aber  sieht  eine  grofse  Zahl 
englischer  und  amerikanischer  Autoren  als  piracy  by  the 
law  of  nations  au.  Wenn  eine  aufrührerische  Mannschaft 
das  Schiff  an  sich  bringt,  so  soll  dadurch,  ohne  dafs  Gewalt- 
akte gegen  Dritte  begangen  oder  geplant  würden,  der  Tat- 
bestand der  Piraterie  erfüllt  sein^.  Einen  offiziellen  Aus- 
druck hat  der  Gedanke  in  der  von  v.  Marti tz  (II  S.  (>82 
N.  31)  bemerkten  Tatsache  gefunden,  dafs  in  den  belgisch- 
britischen Auslieferungsverträgen  von  1872  (Nr.  16)  und 
1876  (Nr.  17)  der  „Prise  d'un  navire  par  les  marins  ou 
passagers  par  fraude  ou  violence  envers  le  capitaine^  des 


>  Hintrager,  8.  69,  ist  der  Ansicht,  sie  begreife  auch  Raub  auf 
dem  Schiffe. 

2  B.  5872 :  „murder  or  robbery  or  any  other  offsnse  which,  if  com- 
mitted  within  the  body  of  a  county,  would  by  the  laws  of  tiie  United 
States  be  punishable  with  death;^  s.  5370:  „robbery  in  or  upon  iny 
vessel,  or  upon  any  ship^s  Company  of  any  vessel,  or  Üie  lading  äereof;" 
stat.  pir.  nach  Kent,  Int.  Law,  S.  399 f.;  Wharton,  Crim.  Law,  §  1862; 
Keport  zum  Entwurf  eines  Penal  Code,  S.  XXVI  (|,yet  if  it  were  com' 
mitted  on  a  foreign  vessel  it  would  be  manifestly  incompetent  for  the 
United  States  to  punish  such  an  offense^);  s.  auch  v.  Martits,  Bechts- 
hilfe  I,  S.  66,  N.  14. 

*  Hall,  8.  261  („revolt  of  the  orew  and  conversion  of  the  vessel 
and  cargo  to  their  own  use''  in  ausdrücklichem  Gegensatz  zur  .attack 
from  without'');  Lawrence,  Principles,  8.  209,  210;  Bishop,  §  1059 
(und  dort  zit  Richter  Hedges  1696);  Kenny,  S.  315  („a  good  ezample 
of  piracy  according  to  International  Law");  Oppenheim,  §  274; 
Wheaton  I,  8.  143,  nach  dem  auch  fernere  Verbrechen  an  Bord  des 
Mentererschiffes  Piraterie  sein  sollen,  mit  ihm  übereinstimmend  OrtolanI, 
8.  239  und  Calvo,  §  492;  endUch  auch  Hintrager,  8.  70  und 
Attlmayr,  Int  Seerecht  I,  1903,  S.  54. 
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^sischen  Textes  „Piracy  by  law  of  nations"  des  engli- 
titsprieht  *. 

*egt  auf  der  Hand,  dafs  die  ganze  Auffassung  mit 
I  undanschauungy  die  in  der  Piraterie  ein  einzelnes 
.r  brechen  im  technischen  Sinne  sieht,  aufs  engste  zu- 
sammenhängt, mit  ihr  filllt.  Doch  auch  im  Rahmen  dieser 
Orundanschauung  ist  sie  unhaltbar.  Im  Herrschaftsgebiete 
des  Tatbestandes  des  Common  Law  (s.  o.  Anm.  2,  S.  32) 
erfreut  sie  sich  einer  ungeteilten  Anerkennung  nur  im  eng- 
lischen Rechte,  und  selbst  dieses  zählt  eine  Reihe  nahe  ver- 
wandter Tatbestände  zur  statutory  piracy*;  das  amerika- 
nische Recht  steht  ihr  positiv  entgegen  ^.  Die  romanischen 
Rechte  charakterisieren  zwar  den  Tatbestand  als  Piraterie, 
lassen  aber  keinen  Zweifel,  dafs  es  sich  um  eine  rein  inner- 
staatliche Ausdehnung  des  Begriffes  handelt^.    Das  nieder- 


^  Die  Tatbestande  des  englischen  und  des  französischen  Textes 
fichliefsen  einander  aus;  hier  interessiert  nur,  dafs  die  prise  par  les 
marins  nicht  piracy  ist. 

'  11  und  12  Win.  8  c  7  s.  9  (1698),  sechs  Tatbestande:  „(1)  if  any 
Commander  or  master  of  anj  sbip,  or  any  Seaman  or  mariner,  shall  .  . . 
tum  pirate,  enemy  or  rebel,  and  piraticallj  and  feloniouslj  run  away 
with  his  or  their  ship  or  ships,  or  any  bärge,  boat,  ordnanee,  ammunition, 
ffoods  or  merchandizes,  (2)  or  yield  them  up  yoluntarily  to  any  pirate; 
iß)  or  shaU  bring  anj  seducing  message  from  any  pirate,  enemy  or  rebel; 
(4)  or  consult  .  • .  Mrith ,  or  attempt  . . .  to  corrupt  any  Commander  . .  . 
or  mariner  to  . .  .  (wie  1  und  2j;  (5)  or  if  any  person  shall  lay  violent 
hands  on  his  Commander,  whereby  to  hinder  him  from  fighting  in  defence 
of  bis  ship  and  goods;  (6)  or  shall  confine  his  master,  or  make  or 
endeavonr  to  make  a  revolt  in  the  ship,  he  shall  ...  be  •  .  .  deemed  .  .  . 
a  pirate.*' 

*  Rev.  Stat  s.  5860  (80.  April  1790,  8.  März  1885):  „if  any  one 
of  the  crew  of  an  American  yessel  ou  the  high  seas  .  . .  unlawfully 
and  with  force,  or  by  fraud,  or  intimidation ,  usurps  the  command  of 
such  vessel  from  the  master  or  other  lawful  ofBcer  in  command  thereof, 
. . .  he  Ib  g^ilty  of  a  revolt  and  mutiny.''  Von  piracy  ist  nicht  die  Rede. 
So  auch  Wharton,  Int  Law,  §  880f.  (S.  468);  Supreme  Court  1818 
bei  Moore,  8.  59. 

*  Französ.  Gesetz  von  1825,  Art.  4,  Nr.  1  (^Tout  individu  folsant 
partie  de  T^quipage  d'un  naviro  ou  batiment  de  mer  fran^ais  qui,  par 
fraude  ou  violence  envers  le  capitaine  .  . .,  s'emparerait  dudit  bfitiment^), 
dazu  Band,  S.  144  f.  (^^geene  spoor  van  de  eigenlijke  zeerooverg")  und 
Pradier-Fod^r^,  §2^2;  ital.  Cod.  p.  1.  mar.  merc,  Art  827;  brasil. 
StG.B.,  Art.  104,  §  8. 
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ländische  Strafgesetzbuch  endlich  kennt  das  Verbrechen^ 
ohne  es  als  Piraterie  zu  bezeichnen^. 

Ist  aber  auch  der  Aufruhr  auf  dem  Schiffe,  der  zu 
dem  Übergange  der  Schiffsgewalt  auf  die  Meuterer  fährt, 
an  sich,  selbst  wenn  er  die  Merkmale  des  Raubes  trägt,  ein 
lediglich  den  Flaggenstaat  angehender  Vorfall,  so  wird  doch 
nicht  selten  ein  piratisches  Unternehmen  von  ihm  seinen 
Ausgang  nehmen.  Die  Frage,  ob  und  wann  Piraterie  vor- 
liegt, kann  jedoch  nur  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  ent- 
schieden werden^. 

Unbestritten  ohne  völkerrechtliche  Bedeutung  sind  die 
in  einigen  Landesstrafgesetzen  als  Piraterie  bezeichneten 
Tatbestände  der  Überlieferung  eines  Schiffes  an  Piraten 
oder  Feinde  durch  ein  Mitglied  der  Besatzung^  und  der 
gewaltsamen  Verhinderung  des  Kommandanten  an  der  Ver- 
teidigung gegen  sie^ 

II.  So  allgemein  die  Bezeichnung  des  Piraten  als  eines 
hostis  humani  generis  ist,  so  wenig  ist  man  oft  geneigt,  als 
piratische  Unternehmungen  nur  solche  zu  betrachten,  die 
sich  gegen  alle  Nationen  ohne  Unterschied  wenden.  Vor- 
nehmlich in  der  englischen  Literatur  pflegen  Name  und 
Definition  der  Erscheinung  in  einem  unvermittelten  Wide^ 
Spruche  zu  stehen.  In  der  Bezeichnung  ragt  der  wahre 
Charakter  der  Piraterie  selbst  in  solche  Darstellungen  hin- 
ein, die  sonst  in  ihr  nichts  anderes  als  einen  strafrecht- 
lichen mit  völkerrechtlichen  Rechtsfolgen  ausgestatteten 
Tatbestand,  einen  durch  den  Begehungsort  ausgezeichneten 
Fall  der  robbery  sehen  wollen. 

'  6t.G.B.,  Art.  886  („die  zieh  wederrechtelijk  van  het  schip  meester 
maakt^). 

^  Übereinstimmend  u.  a.  Pereis,  S.  110;  Pradier-Fod^rä, 
§  2507;  Pi^delievre  I,  8.  586;  Mr.  Marcj,  See.  of  State,  to 
Mr.  Starkweather,  18.  Sept  1854,  bei  Wharton,  Int  Law,  §  380.  - 
Die  praktische  Bedeutung  der  Frage  beweisen  die  Vorgänge  bei  der 
rassischen  Flotte  im  Sommer  1905. 

"  Franzos.  Gesetz  Ton  1825,  Art.  4,  Nr.  2;  ital.  Cod.  p.  1.  mar. 
merc.,  Art  828;  brasil.  StG.B.,  Art  104,  §  4;  England  s.  o.  S.  69,  N.  2. 

«  Amerik.  Bev.  Stat  s.  5869  (80.  April  1790);  brasil.  StG.B.* 
Art  104,  §  5;  England  s.  o.  8.  69,  N.  2. 
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Der  Begriff  der  Piraterie  verlangt  eine  Gefahr  für  alle 
Kationen.  Das  lehrt  die  Betrachtung  ihres  historischen  Zu- 
sammenhanges mit  dem  Zustande  allgemeiner  Feindschaft 
der  politischen  Verbände  (s.  o.  §  6),  und  nicht  minder  das 
System  ihrer  Rechtsfolgen.  Der  Sinn  der  ihrer  Bekämpfung 
dienenden  Rechtsnormen  kann  kein  anderer  sein,  als  dafs 
sie,  in  universeller  Feindseligkeit  den  in  der  internationalen 
Friedensgemeinschaft  vereinigten  Nationen  gegenüberstehend, 
auch  ihrerseits  einer  internationalen  Verfolgung  ausgesetzt 
ist.  „Die  Aufgabe  der  Kriegsschiffe  .  .  .  umfafst  die  Be- 
fugnis, da  einzuschreiten,  wo  die  allgemeine  Sicherheit  auf 
See  betroffen  oder  bedroht  ist,  und  hier  einen  internationalen 
Rechtsschutz  auszuüben,  für  die  gemeinsamen  Interessen 
aller  seeschiffahrttreibenden  Nationen  einzutreten,  denen  der 
Pirat  als  Feind  gegenübersteht"  (Per eis  S.  113). 

Die  Richtung  gegen  alle  Nationen  wird  in  einem 
grofsen  Teile  der  Literatur  als  Voraussetzung  des  piratischen 
Charakters  eines  Unternehmens  anerkannt  (s.  o.  S.  54,  N.  1 — 4 
und  bes.  S.  57,  N.  1  u.  2) ;  zumal  die  geistvolle  und  umfangreiche 
Darstellung  Pradier-Fod^r^'s  ist  in  allen  ihren  Teilen 
auf  die  Unerläfslichkeit  dieses  Merkmales  gegründet  ^.  Die 
dem  völkerrechtlichen  Tatbestande  nahekommenden  landes- 
rechtlichen Definitionen  des  portugiesischen  und  des  nieder- 
ländischen Strafgesetzbuchs  sowie  der  deutschen  „Bestim- 
mungen für  den  Dienst  an  Bord^  von  1903  bringen  den 
Gedanken  in  der  Form  zum  Ausdruck,  dafs  sie  als  piratisch 
nur  ein  auf  Begehung  einer  Mehrzahl  von  Akten  gerich- 
tetes Unternehmen  kennzeichnen  (s.  o.  §  8  II  und  S.  60  Anm.  2). 

Eine  nähere  juristische  Formulierung  wird  das  Merk- 
mal dahin  bestimmen,  dafs  dem  Piraten  die  species  des 
Rechtsgutes,  dem  generell  seine  Angriffe  gelten,  vertausch- 
bare Werte  sind.  Existenz  und  Art  einer  persönlichen 
Beziehung  des  Trägers  des  Rechtsgutes  wie  einer  sachlichen 
seines    realen   Substrates    zu    einer  Staatsgewalt   sind    ihm 


^  Vgl.  auch  G.  F.  v.  Martens,  Kaper,  §  1;  Bynkershoek, 
Quaest.  iar.  publ.  L.  I,  C.  XYII,  die  ßarbaresken  „piratae  non  sunt  . . . 
et  qnibnscnm  nunc  pax  est,  nunc  bellum". 


72  IV  4. 

gleichgültig.  Nur  solche  Beschränkungen  legt  er  sich  auf, 
die  im  Interesse  seiner  eigenen  Sicherheit  geboten  ^  und  die 
daher  seine  Gefährlichkeit  nur  zu  erhöhen  geeignet  sind« 

Das  Merkmal  universeller  Feindseligkeit  gibt  einen 
Anhalt  für  die  Entscheidung,  inwieweit  die  Rechtsform  der 
Kaperei  nicht  einhaltende,  im  Kri^e  auf  Seebeute  aus- 
gehende Privatschiffe  sowie  Schiffe  nicht  als  kriegführende 
Macht  anerkannter  Parteien  eines  Bürgerkrieges  sich  der 
Piraterie  schuldig  machen  (darüber  s.  u.  §  14  und  15). 
Es  schliefst  die  hier  und  da  sich  findende  Qualifizierung 
eines  den  Seestreitkräften  einer  kriegführenden  Macht  an- 
gehörenden Schiffes,  das  unter  falscher  Flagge  Hostilitäten 
begeht,  als  eines  Piraten  aus^. 

Ein  nur  gegen  einen  einzelnen  Staat  oder  dessen  Bürger 
gerichtetes  Unternehmen  ist  somit  nicht  Piraterie  (s.  aber 
Anm.  1 ;  in  Frage  kommt  etwa  ein  Unternehmen  aus  Rache). 
Der  verletzte  Staat  braucht,  wenn  das  angreifende  Schiff 
ihm  angehört,  einen  Eingriff  dritter  Staaten  nicht  zu  dulden. 
Er  kann  es  aber,  wenn  ihm  diese  Art  der  Bekämpfung 
beliebt,  durch  Entziehung  des  Schutzes  der  Flagge  all- 
gemeiner Verfolgung  aussetzen. 

§  11.    b)  Der  Inhalt  der  piratischen  Akte. 

Es  ist  die  Frage,  Akte  welcher  Beschaffenheit  beab- 
sichtigt (oder,   unter  Zugrundelegung  der  kriminalistischen 


^  Wheaton  I,  8.  141:  „pillant  .  .  .  les  navires  de  toutes  les 
nations,  sans  faire  d'autre  distinction  qae  celle  qtii  lear  convient  poor 
assurer  rimponit^  de  lenra  m^aits.^ 

'  An  Verletzungen  der  loi  de  g^erre  unter  den  Kriegfuhrenden  sind 
dritte  Mächte  nicht  interessiert.  Die  im  Text  bezeichnete  etwas  seltsame 
Behauptung  findet  sich  bei  Rosse,  Guide  international  du  commandant 
de  b&timent  de  guerre,  1891,  S.  113;  Field,  Art.  766;  Calvo,  §  496 
(nur  für  Kaper).  Der  Gegner  ist,  wie  regelmälsig  bei  Übertretung  der 
Kriegsgesetze,  zur  Ahndung  nach  Mafsgabe  seines  innerstaatlichen  Straf- 
rechts  befugt,  so  auch  amerik.  Naval  War  Code  von  1900,  Art  7  und  8 
(eine  Instruktion  für  die  Marine,  inzwischen  nach  Angabe  Holland's, 
Rev.  d.  dr.  i.  1905,  8.  369,  wieder  auTser  Kraft  getreten)  und  ital. 
Cod.  p.  1.  mar.  merc.,  Art  326  („ostilitA  contro  nazionali  od  alleati'*).  — 
Französ.  Gesetz  von  1825,  Art  2,  Nr.  3  (altes  französisches  Recht, 
Ordonnanz  von  1681,  Buch  m,  Tit  IX,  Art  5)  und  brasü.  StG.B.. 
Art.  105,  §  2  (nur  für  Kaper)  bedürfen  restriktiver  Interpretation. 
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Auffassung  des  Tatbestandes,  begangen)  sein  müssen,  damit 
der  Tatbestand  der  Piraterie  gegeben  sei. 

I.  Unangefochten  ist  nur  ein  Bestandteil  des  Inhalts 
piratischer  Akte,  das  Mittel  der  Begehung.  Nur  Gewalt- 
handlungen sind  piratische  Akte^.  Gewalt  ist  Ausübung 
eines  physischen  oder  psychischen  Zwanges  gegen  Menschen. 

Unternehmungen,  die  auf  die  Aneignung  seetriftiger 
Güter  gerichtet  sind,  sind  nicht  Piraterie;  die  zum  Schutze 
des  Eigentums  an  ihnen  bestehenden  landesrechtlichen 
Strafbestimmungen  finden  sich  nicht  im  Zusammenhange 
der  die  Piraterie  betreffenden  Normen,  sondern  sind  meist 
in  Verbindung  mit  den  Bestimmungen  über  die  Strandungs- 
delikte gebracht*. 

IL  1.  Mit  dem  Satze,  dafs  piratische  Akte  notwendig 
Gewaltakte  sind,  ist  nur  eine  äufserste  Grenze  gezogen.  Es 
ist  notwendig  zu  bestimmen,  ob  und  wieweit  man  durch 
Aufstellung  weiterer  Erfordernisse  innerhalb  dieser  Grenze 
den  Begriff  zu  beschränken  hat,  insbesondere  ob  man  ihm 
nur  räuberische  Akte  subsumieren  oder  ihn  auch  auf  Ge- 
walthandlungen gegen  die  Person  erstrecken  darf.  Es  ist 
einer  der  unsichersten  Punkte  des  Piraterierechtes.  Literatur 
und  Gesetzgebung  sind  durchaus  uneinheitlich.  Doch  wird 
eine  Zurückftihrung  der  in  ihrer  Bedeutung  meist  über- 
schätzten Frage  auf  ihren  wahren  Umfang  es  ermöglichen, 
Stellung  zu  nehmen. 

Die  Piraterie  als  Unternehmen  gegen  prinzipiell  alle 
Nationen  mufs  sich  stets  gegen  eine  Mehrzahl  von  Rechts- 
gtitern  wenden  und  kann  sich  nur  gegen  solche  richten, 
denen  in  den  Augen  des  Täters  eine  durch  eine  irgendwie 
gestaltete  Beziehung  zu  einer  Nation  gegebene  individuelle 


*  Vgl.  statt  anderer  Gareis  bei  Holtzendorff  II,  8.  578; 
Kenny,  S.  315. 

^  „Epaves  maritimes^  im  französischen,  „wreck^  im  englischen 
Rechte  (Merchant  Shipping  Act,  1894,  s.  510 f.)  bezeichnet  Strand-  wie 
seetriftige  Güter;  siehe  femer  deutsche  Strandangsordnung  von  1874, 
§  20 f.;  ital.  Cod.  p.  1  mar.  merc.,  Art.  134 f.;  norweg.  Strandungsgesetz 
vom  20.  Juli  1893,  §  1;  niederl.  Wetboek  van  Koophandel,  Buch  11,  Tit.  7. 
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Bestimmtheit  nicht  beiwohnt.  Zerlegt  man  nun  die  Rechts- 
guter  in  Interessen  der  Gesamtheit,  persönliche  Interessen 
und  Vermögensinteressen,  so  erscheinen  als  ihr  natürliches 
Objekt  die  Vermögensinteressen.  Wirtschaftlichen  Qfltem 
jeder  Art,  Sachen,  dinglichen  Rechten,  den  Fordenmgs- 
rechten  des  Wirtschaftslebens  eignet  die  Möglichkeit  der 
Umsetzung  in  Qeld;  die  Gewinnsucht,  das  hauptsächlichste 
Motiv  der  Vermögensverletzung,  kennt  im  allgemeinen  keine 
Unterschiede  zwischen  ihnen.  Sehr  viel  weniger  geeignet 
ist  schon  die  Gruppe  der  persönlichen  Interessen;  denkbar 
wäre,  dafs  eine  Weltanschauung,  die  den  absoluten  Unwert 
alles  bewufsten  Seins  behauptet,  in  einem  auf  generelle 
Zerstörung  menschlichen  Lebens  gerichteten  Seeunternehmen 
sich  aktiv  betätigte;  möglich  auch,  dafs  sich  eine  Bande 
zusammenfände,  die  zur  Befriedigung  sexueller  Gelüste  das 
Mittel  der  Eroberung  von  SchiflFen  und  der  Terrorisierung 
von  Küstenstrichen  wählte;  aber  historische  Wirklichkeit 
haben  diese  und  andere  Möglichkeiten,  die  die  Phantasie 
konstruieren  mag,  nicht.  Vollends  kommt  schlielslich  die 
Gruppe  der  Interessen  der  Gesamtheit  (Staatsverfassung, 
Verwaltung)  für  ein  gegen  alle  Nationen  gerichtetes  die 
See  zur  Operationsbasis  wählendes  Unternehmen  nicht  in 
Betracht. 

2.  Die  Stellung  der  Landesgesetzgebungen  und  der 
Literatur  in  der  —  hiernach  nicht  allzu  bedeutsamen  — 
Frage  ist  sehr  verschiedenartig. 

Das  deutsche,  österreichische  ^,  englische  und  amerika- 
nische^  Recht  und   mit   ihnen   der  gröfsere  Teil  der  Lite- 


^  Deutsche  „BeBtimmungen  für  den  Dienst  an  Bord**,  §  23,  Nr.  21 
(„in  räuberischer  Absicht");  österr.  Mil.  StG.B.,  §  490  (Absicht,  sieb 
widerrechtlich  eines  Schiffes  oder  einer  darauf  befindlichen  Person  oder 
Sache  zu  bemächtigen). 

■  Piracy  ist  robbeiy;  Russell  I,  S.  10,  260;  Stephen,  Art  108; 
Richter  Hedges  (bei  Bishop,  §  1058,  N.  3);  Phillimore  I,  S.  488: 
Kent,  Int.  Law,  S.  399;  Bishop,  §  1058;  u.  a.  m.  Das  engtitche 
Recht  ist  unzweideutig;  es  schliefst  die  gewaltsame  Zerstörung  ▼o^ 
Schiffen  und  Qfltem  ausdrflcklich  aus,  indem  es  sie  für  stat.  piracy 
erklärt,  8  Geo.  1  c.  24  s.  1  (1721),  vgl.  auch  Extradition  Act,  1870, 
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ratur^  sehen  als  piratische  Akte  nur  Gewalttaten  räube- 
rischer Natur  an.  Einige  Autoren  dehnen  den  Begriff  auf 
die  gewaltsame  Zerstörung  von  Sachen  aus,  ohne  über  den 
Kreis  der  Vermögensinteressen  als  Objekt  des  Angriffs 
hinauszugehen  ^. 

Demgegenüber  betrachten  das  französische,  italienische, 
mexikanische,  brasilische^  und  auch  das  niederländische 
und  portugiesische^  Recht  und  ein  grofser  Teil  der  Lite- 
ratur^ auch  solche  Gewalthandlungen  als  piratisch,  die  sich 
nicht  als  Vermögensverletzungen  darstellen.  Häufiger  und 
bestimmter  als  in  der  ersten  Gruppe  finden  sich  dabei 
Restriktionen  des  Tatbestandes  durch  die  in  verschiedener 
Form  aufgestellte  Forderung  einer  gewissen  Intensität  der 
angewandten  Gewalt. 

Das  gegebene  Schema  kompliziert  sich  in  mehrfacher 


First  Schedule  (getrennt  „Piracy  by  law  of  nations"  und  „Sinking  or 
defltroying  a  vessel  at  sea,  or  attempting  or  conspiring  to  do  so");  ab- 
weichend Story,  bei  Walker  Manual,  S.  55,  in  U.  8.  v.  Brig  „Malek 
Adhel"  (dem  amerikanischen  Rechte  fehlt  eine  der  zitierten  englischen 
entsprechende  zwingende  Bestiramong).  Amerik.  Rev.  Stat  s.  5872  ist 
stat.  pir.,  s.  o.  S.  68,  N.  2. 

»  Pereis,  8.  109  („in  gewinnsüchtiger  Absicht");  Heffter,  §  104; 
Gar  eis  bei  Holtzondorff  II,  8.  574  (Absicht,  „fremde  bewegliche 
Sachen  wegzunehmen");  Uli  mann,  8.  215;  Samios,  S.  48;  Pradier- 
Fod^r4,  §  2491  („le  but  de  commettre  des  actes  de  d^pr^dation"); 
Bonfils,  §  594;  Pi^deli^vre  I  a.  a.  O.;  Fiore,  Droit  international, 
§  494 f.;  Bynkershoek,  Band,  Casaregis,  de  Broglie, 
Wheaton,  Ortolan  s.  o.  8.  54,  N.  1—8;  Klüber,  Völkerrecht, 
2.  Aufl.  1851,  §  260.  Der  älteren  Literatur  ist  die  räuberische  Natur  des 
Unternehmens  selbstverständlich,  s.  auch  G.  F.  v.  Martens,  Kaper,  §  1. 

«  Despaj^net,  S.  523;  Geffcken  bei  Heffter,  §  104,  N.  2; 
Bluntschli,  §  848. 

*  Franzds.  Gesetz  von  1825,  Art.  2,  Nr.  1  (d^pr^dation  ou  violence 
k  main  arm^e);  ital.  Cod.  p.  1.  mar.  merc.,  Art  820  (atti  di  depredazione 
o  di  grave  violenza);  mexikan.  St.G.B.,  Art.  1127,  Abs.  1;  brasil.  8t.G.B., 
Art  104,  §  1. 

^  In  ihren  dem  völkerrechtlichen  angenäherten  Tatbeständen,  niederl. 
StG.B.,  Art.  381  (daden  van  geweld),  portug.  St.G.B.,  Art  162  (roubos 
ou  quaesqner  violencias). 

»  V.  Liszt,  8.  212;  Hartmann,  8.  208;  Calvo,  §  485.  In 
neuerer  Zeit  auch  einige  Engländer :  Hall,  8.  258 ;  Lawrence, 
Principles,  8.  209;  Kenny,  8.  816;  Walker,  Manual,  8.  55.  Nach 
Rivier  I,  8.  249,  sind  Gewalttätigkeiten  ohne  räuberische  Absicht  nicht 
Piraterie,  aber  un  crime  analogue. 
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Hinsicht;  man  beschränkt  die  räuberischen  Akte  auf  Sach- 
raub oder  schliefst  auch  Menschenraub  ein;  man  bestimmt 
den  Begriff  des  Raubes  entweder  nach  Mittel  und  Objekt 
oder  nach  Mittel  und  Motiv  (gewinnsüchtige  Absicht,  animus 
furandi) ;  man  hat  über  die  erforderliche  Art  und  Intensität 
der  Gewaltanwendung  die  mannigfaltigsten  Ansichten.  Eine 
Quelle  ganz  besonderer  Schwierigkeiten  ist  die  Verschieden- 
heit des  Tatbestandes  des  Raubes  in  den  Strafgesetzen  der 
einzelnen  Staaten^.  Häufig  genug  auch  lassen  die  ge- 
wählten Ausdrücke  jede  Bestimmtheit  vermissen. 

3.  Die  Erwägung,  dafs  gegen  alle  Nationen  sich  wen- 
dende Seeuntemehmungen  anderer  als  räuberischer  Art  der 
Geschichte  wie  dem  modernen  Leben  unbekannt  sind,  läfsteine 
Ausdehnung  des  Begriffes  der  piratischen  Akte  über  Räubereien 
hinaus  als  nicht  notwendig  erscheinen.  Die  Beschränkung  auf 
räuberische  Akte  entspricht  der  gemeinen  Vorstellung.  Die 
Rechtsanschauung  der  germanischen  Seemächte  billigt  sie(s.  o. 
S.  74  Anm.  1,  2).  Sollte  in  der  Tat  prinzipielle  Menschen- 
feindschaft ein  auf  Mord  und  Zerstörung  gerichtetes  Unter- 
nehmen ins  Leben  rufen,  so  erfolgt  seine  Bekämpfung  im 
Rahmen  der  gewöhnlichen  Rechtsgrundsätze  (Pflicht  des 
Flaggenstaates,  die  Ordnung  auf  dem  Schiffe  aufrecht  zu  er- 
halten, Haftbarmachung  bei  verschuldeter  Versäumnis  ihrer 
Erfüllung,  Interventionsrecht  dritter  bedrohter  Staaten  bei  Un- 
möglichkeit derselben).  Verfolgung  und  Bestrafung  einzelner 
durch  Piraten  begangener  Verbrechen  gegen  die  Person  sind 
natürlich  durch  Beschränkung  des  Pirateriebegriffes  auf  Unter- 
nehmungen gegen  Vermögensinteressen  nicht  ausgeschlossen'. 

^  Nach  deutschem  Rechte  Wegnahme  beweglicher  Sachen  (Diebstahl) 
unter  Beseitigung  eines  Widerstandes  durch  physische  oder  intensive 
psychische  (Drohung  mit  gegenwärtiger  Gefahr  für  Leib  oder  Leben)  Ge- 
walt, §  249  StG.B.  Der  Unterschied  der  Landesstrafgesetze  besteht  Tor- 
nehmlich  in  der  Verschiedenheit  der  geforderten  Intensität  der  psychischen 
Gewalt  und  in  der  Erstreckung  oder  Nichterstreckung  des  Begriffs  auf 
Falle,  in  denen  der  Besitzübergang  durch  eigene  Handlung  des  Beraubten 
erfolgt  (weiter  als  das  deutsche  Recht  z.  B.  5sterr.  StG.B.  §  190  f.  und 
das  englische  Recht,  Larceny  Act,  1861  s.  40  f.). 

'  Selbst  nicht  nach  englischer  Auffassung,  s.  o.  S.  20,  N.  2  über 
7  Will.  4  und  1  Yict.  c.  88  s.  2.  —  Mehrere  Landesstrafgesetzgebungen 
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III.  Objekt  der  piratischen  Akte  sind  nur  Vermögens- 
interessen; das  Ziel  des  Angriffs  kann  sein  Aneignung  be- 
weglicher Sachen,  Herstellung  physischer  Herrschaft  über 
Menschen,  sofern  der  Mensch  nur  als  Ware  in  Betracht 
kommt,  Begründung  von  Forderungs-  und  dinglichen  Rechten 
oder  Scheinrechten  ^. 

Das  Mittel  des  piratischen  Aktes  ist  physische  oder 
psychische  Gewalt.  Aber  man  wird  Drohungen  (psychische 
Qewalt)  nur  genügen  lassen  können,  wenn  sie  die  An- 
wendung physischer  Gewalt  in  Aussicht  stellen^.  Diese 
Beschränkung  zeigt  das  tatsächliche  Auftreten  des  Unwesens 
stets.  Fälle  anderer  Art  sind  kaum  denkbar.  Die  psy- 
chische Gewalt  kann  auf  die  Beseitigung  eines  eigenen 
Handlungen  entgegenstehenden  Widerstandes  wie  auf  die 
Herbeiführung  von  Handlungen  des  Bedrohten  gerichtet  sein^. 

IV.  Der  Zusammenhang  der  bisherigen  Darstellung  er- 
gibt, dafs  die  Piraterie  ein  gewerb smäfsiges  Unter- 
nehmen ist.  Eine  auf  gewaltsame  Vermögensverschiebungen 
gerichtete  Aktion,  die  ihre  Spitze  gegen  alle  Nationen  kehrt, 
ist  als  einzelne  Handlung  nicht  denkbar.  Die  psychische 
Seite  der  Piraterie  ist  nicht  eine  momentane  Anspannung 
der  Lebenskraft  zur  Verwirklichung  einer  in  der  Vor- 
stellung bereits  gegebenen  Handlung  oder  Kette  von  Hand- 


enthalten  Bestinunaiigen,  die  für  bei  Ausübimg  piratischer  Akte  begangene 
Verbrechen  gegen  die  Person  alle  Teilnehmer  an  dem  piratischen  Akte 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Beteiligung  an  dem  Verbrechen  gegen  die  Person 
haften  lassen,  so  franxös.  Qesets  von  1825,  Art.  6;  ital.  Cod.  p.  1.  mar. 
merc,  Art.  320;  span.  StQ.B.,  Art.  156,  Nr.  2—4;  niederl.  StG.B., 
Art  382;  portog.  StO.B.,  Art  162,  §  1 ;  ygl.  auch  deutsches  StQ.B.,  §  251. 

^  Der  letztere  Fall,  der  in  der  Literatur  übersehen  zu  werden  pflegt, 
ist  nicht  ohne  Bedeutung  (Freigabe  gegen  Lösegeld). 

*  Piraterie  und  die  äuTserste  Form  der  Überwindung  physischen 
Widerstandes,  Mord  und  Körperverletzungen,  sind  untrennbar.  Wenn 
einzelne  englische  Autoren  und  Richter  die  piracy  als  „robbery  and 
morder  upon  the  sea''  bestimmen  (Travers  Twiss,  Int  Law  I,  S.  291; 
Dr.  Lushington  bei  Phillimore  I,  S.  501X  so  ist  wohl  murder  nicht 
als  ein  selbständiger  piratischer  Akt,  sondern  als  das  der  piratischen 
robbery  gewöhnliche  Mittel  gedacht 

^  Nach  deutschem  Strafrecht  liegt  letzterenfalls  Erpressung  vor, 
wie  auch  dann,  wenn  die  Drohung  nicht  eine  solche  mit  gegenwärtiger 
Gefahr  für  Leib  oder  Leben  ist 
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langen,  sondern  eine  Disposition  zur  Erreichung  eines  vor- 
gestellten Erfolges  durch  Begehung  noch  unbestimmter 
gleichartiger  Handlungen.  Der  vorgestellte  Erfolg  ist  die 
Erlangung  wirtschaftlicher  Vorteile  ^.  Die  Piraterie  ist  eine 
Art  der  Lebensführung,  wenn  sie  auch  nicht  den  einzigen 
oder  auch  nur  wesentlichen  Inhalt  des  Lebens  zu  bilden 
braucht  *. 

Die  gewerbsmäfsige  Natur  der  Piraterie  findet  sich  nur 
selten  ausdrücklich  anerkannt^;  eine  stillschweigende  An- 
erkennung enthalten  alle  die  überaus  zahlreichen  Defini- 
tionen, die  als  ein  wesentliches  Merkmal  des  Tatbestandes 
die  Absicht  universeller  Feindseligkeit  hinstellen  (s.  o. 
§  10  II). 

Die  Lücke,  die  dadurch  entsteht,  dafs  ein  auf  einen 
einzelnen  Gewaltakt  auf  See  ausgehendes  Schiff  dem  Piraterie- 
recht nicht  unterliegt,  ist  unbedeutend.  Ist  die  Absicht  be- 
kannt, so  ergreift  der  Flaggenstaat  die  zur  Verhinderung 
der  Tat  notwendigen  Mafsnahmen ;  ist  sie  unbekannt,  so  ist 
eine  internationale  Befugnis  zum  Einschreiten  gegenstands- 
los. Bei  handhafter  Tat  genügen  die  gewöhnlichen  Not- 
wehr-, Nothilfe-  und  Festnahmebefugnisse  (deutsche  St.  P. 
O.  §  127).  Ist  Name  und  Heimat  des  Schiffes  unbekannt 
und  begegnen  ihm  nach  begangener  Tat  Kriegsschiffe,  zu 
deren '  Kenntnis  der  räuberische  Akt  gelangt  ist,  so  besteht 
Piraterieverdacht;     hat    alsdann     die    Durchsuchung    des 


^  Das  Motiv  des  Unternehmens,  wie  es  in  diesem  unmittelbar  euid 
Ausdruck  kommt.    Die  mittelbaren  Motive  können  anderer  Art  sein. 

^  Eine  in  dieser  Beziehung  sehr  ahnliche  Erscheinung  ist  das  ge- 
werbsmäfsige Schmugglertum. 

'  Ortolan  I,  8.  232,  sie  sind  auf  dem  Meere,  was  auf  dem  Lande 
,,ces  bandes  organisdes  volant  et  assassinant  sur  leb  grandes  routes'^; 
de  Broglie  s.  o.  S.  54,  N.  2;  Pradi  er- F  od  6r*,  §  2491,  >ur 
criminel  mutier  (en  prenant  ce  mot  punr  exprimer  ce  qu'on  a  coutume 
de  faire)*^.  Sehr  bemerkenswert  Stephen,  Crim.  Law,  8.  78,  N.  1: 
„The  language  of  several  of  the  Statutes  given  in  Articles  112,  113,  and 
114  [8  Geo.  1  c.  24  8.  1;  11  u.  12  Will.  3  c.  7  s.  9]  seems  to  impl.r  that 
a  pirate  is  the  name  of  a  known  class  of  persons,  like  a  soldier  or  sailor, 
and  that  a  man  may  be  a  pirate  though  he  has  never  actually  robbed, 
as  he  may  be  a  soldier  though  he  has  not  actually  fought''  (Text  der 
zit  stat  s.  o.  8.  35,  N.  2  und  S.  69,  N.  2). 
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Schiffes  sein  Nationale  ergeben,  so  übernimmt  der  Flaggen- 
Btaat  die  Ahndung. 

Die  Gewerbsmäljsigkeit  des  Unternehmens  rechtfertigt 
es,  wenn  man  den  Tatbestand  nach  seiner  psychischen 
Seite  durch  den  kurzen  Ausdruck  ,,faktische  Denationali- 
sation''  wiedergibt  (s.  o.  §  5  I).  Der  Pirat  ist  ein  von  der 
Friedensgemeinschaft  der  Eulturnationen  gelöstes  GUed  in 
demselben  Sinne  wie  jeder  gewerbsmäfsige  Verbrecher. 
Mehr  darf  aber  in  den  Ausdruck  nicht  hineingelegt  werden. 
Der  Gedanke  der  Notwendigkeit  mangelnden  Zusammen- 
hanges mit  einem  anerkannten  Staate  hat  eine  allzu  starke 
Betonung  in  Theorieen  erfahren,  die  als  Piratenschiffe  nur 
rechtlich  anationale  (s.  o.  §  1)  oder  doch  solche  Schiffe  an- 
sehen, die  sich  tatsächlich  ^dem  Verbände  mit  einem  ge- 
ordneten Staate  entzogen  haben*'  (Bluntschli  §  350). 
Diese  letztere  Ansicht  übersieht,  dafs  zu  allen  Zeiten  Pi- 
raterie auch  von  Bürgern  geordneter  Staaten  von  diesen 
Staaten  üub  betrieben  worden  ist,  mit  Schiffen,  die  ebenso 
dem  Handels-  wie  dem  piratischen  Gewerbe  dienten,  und 
dafs  heute  diese  Form  allein  noch  von  praktischer  Bedeutung 
ist.  Es  ist  nicht  eine  vollständige  oder  prinzipielle  Lösung 
von  der  Gesellschaftsordnung  notwendig;  es  genügt  eine 
Gesinnung,  die  zum  Zwecke,  die  Stellung  in  ihr  zu  be- 
haupten, Mittel  verwendet,  die  ihren  Grundlagen  zuwider 
sind  ^. 


^  Es  könnte  nach  mehreren  Stellen  scheinen ,  als  teile  Hall 
Blantschlis  Standpunkt,  etwa  S.  258:  „When  the  distinctive  mark 
of  plracy  is  seen  to  be  independence  or  rejection  of  State  or  other  equi- 
▼alent  authority  ..."  Aber  der  wahre  Sinn  dieser  und  ähnlicher  Stellen 
wird  klar,  wenn  er  (S.  257)  erklärt:  „A  pirate  either  belongs  to  no  State 
or  organised  political  Society,  or  by  the  nature  of  his  act  he  has 
shown  his  intention  and  his  power  to  reject  the  authority  of  that  to 
which  he  is  properly  subject."  Im  Sinne  englischer  Denkweise  ist  ihm 
die  Piraterie  ein  einzelner  Gewaltakt;  die  angebliche  „distinctive  mark** 
des  Tatbestandes  betrachtet  er  nicht  als  konstitutives  Merkmal  desselben, 
sondern  als  mit  ihm  gegeben,  nicht  als  Voraussetzung,  sondern  als  Folge 
des  Tatbestandes.  Vgl.  aber  S.  85,  N.  8.  —  Die  Unrichtigkeit  seiner 
AnffassuDg  liegt  auf  der  Hand.  Man  kann  nicht  behaupten,  dafs  ein 
Nationalschiff,  das  etwa  einen  Akt  unerlaubter  Selbsthilfe  begeht,  um  dann 
friedlich   seinen   Weg   fortzusetzen,    sich    willens   und   imstande   gezeigt 
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§12.  e)  Mangel  eines  politischen  Zweckes.  Piraterie  nnter 
staatlicher  Autorität.   Heimatstaat  und  PiratenschilF. 

L  Begriff  des  politischen  Zweckes.  Ein 
Unternehmen,  das  politische  Zwecke  verfolgt  (politisches 
Unternehmen),  ist  nicht  Piraterie*. 

Hierbei  ist  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nicht  das 
wahre  innerste  Motiv  der  Beteiligten  entscheidend.  Orolse 
und  kleine  politische  Aktionen  können  auf  Motive  recht 
privater  Natur  zurückgehen.  Sondern  es  kommt  der  Zweck 
in  Frage,  wie  er  in  dem  Unternehmen  selbst  und  dem  Zu- 
sammenhange der  Ereignisse,  in  dem  es  steht,  zu  erkenn- 
barem Ausdruck  gelangt  ist,  der  in  dem  Unternehmen  ob- 
jektivierte Zweck  desselben. 

Der  Zweck  eines  Unternehmens  ist  ein  politischer, 
wenn  es  entweder  sich  als  eine  staatliche  Aktion  darstellt 
oder  unmittelbar  und  erkennbar  gegen  die  äufsere  Macht- 
stellung oder  die  Verfassung  oder  Verwaltung  eines  be- 
stimmten Staates  gerichtet  ist'. 

Daher  ist  ein  von  einem  anerkannten  Staate  autori- 
siertes Unternehmen  nicht  Piraterie  (über  Raubstaaten  s.  u. 
n,  4).  Ebensowenig  aber  ein  politisches  Unternehmen  Pri- 
vater, auch  wenn  sie  etwa  die  (gegen  alle  Nationen  gerich- 
teten) Rechte  der  Kriegführenden  in  Anspruch  nehmen,  ohne 
als  kriegführende  Partei  anerkannt  zu  sein. 

Die  Besprechung  der  Fälle,  in  denen  das  hier  in  Frage 
stehende  Tatbestandsmerkmal  von  besonderer  Bedeutung  ist, 
der  illegalen  Kaperei  und  der  räuberischen  Aktion  von 
Kriegsschiffen  im  Bürgerkriege,  ist  dem  dritten  Abschnitte 
vorbehalten.  Hier  folgt  eine  kurze  Behandlung  des  Raub- 
staatentums   nach   heutigem   Rechte   und   der  Beziehungen 


hatte,  die  Autorität  der  heimischen  Staatsgewalt  abzuschütteln;  man 
müfftte  anderenfoUs  durch  überhaupt  jedes  Verbrechen  eine  solche  Ab- 
sicht und  Fähigkeit  erwiesen  sehen. 

1  Hall,  S.  259;  Rougier,  8.  285;  Bishop,  §  1058. 

'  Die  Definition  läfst  eine  Yergleichung  su  mit  derjenigen  des 
„politischen  Verbrechens^,  die  in  diesem  einen  fest  umgreniten  Komplex 
strafrechtlicher  Tatbestände  sieht  (objektive  Theorie). 
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zwischen  dem  Heimatstaate  und  nicht  autorisierten  Piraten- 
schiffen,  die  zugleich  einige  Grundlagen  für  die  folgende 
Darstellung  gibt. 

IL  Piraterie  unter  staatlicher  Autorität 
{Raubstaaten).  1.  Völkerrechtsgemäfse  Hand- 
lungen. Völkerrechtsgemäfse  staatliche  oder  von  den 
völkerrechtlichen  Organen  des  Staates  als  staatliche  aner- 
kannte Handlungen  und  auf  völkerrechtsgemäfser  Auto- 
risierung beruhende  Handlungen  Privater  begründen  niemals 
«ine  Verantwortlichkeit  gegenüber  dritten  Staaten.  Hat 
das  handelnde  oder  autorisierende  Organ  innerstaatliche 
Rechtssätze  oder  Dienstvorschriften  verletzt,  so  kann  es  wie 
auch  der  rechtswidrig  Autorisierte  nach  den  gewöhnlichen 
Regeln  des  Disziplinar-  und  Strafrechts  (Ausschlufs  der 
Rechtswidrigkeit  durch  bindenden  Befehl ;  Rechtswidrigkeit 
trotz  illegaler  Erlaubnis ;  dolus  und  culpa)  von  seinem  Staate 
zur  Verantwortung  gezogen  werden. 

2.  Handlungen  und  Autorisierungen  nicht 
anerkannter  politischer  Verbände.  Nur  aner- 
kannte Staaten  y  und  im  engeren  Kreise  des  Kriegsrechtes, 
anerkannte  kriegführende  Parteien  geniefsen  den  Schutz 
des  Völkerrechtes. 

Die  Beziehungen  anerkannter  Staaten  zu  den  Bewohnern 
staatloser  Gebiete,  zu  der  Völkerrechtsgemeinschaft  nicht 
angehörenden  Staaten*,  zu  organisierten  Verbänden  inner- 
halb anderer  Staaten  (vornehmlich  aufständischen  Parteien)^, 
endlich  zu  anerkannten  Staaten,  insoweit  ihnen  die  völker- 
rechtliche Rechts-  und  Handlungsfähigkeit  mangelt^,  können 
in  völkerrechtlicher  Freiheit  landesrechtlich  geregelt  werden. 


^  Mit  solchen  Staaten  können  Vertragsbeziehungen  bestehen,  gröfstes 
historisches  Beispiel  die  vormaligen  Beziehungen  der  christlichen  und 
der  mohammedanischen  Welt.  Partielle  Geltung  einer  Rechtsordnung  für 
insoweit  mit  Rechtspersönlichkeit  ausgestattete,  der  Rechtsgenossenschaft 
nicht  angehörende  Personen  ist  eine  ganz  gewöhnliche  Erscheinung. 

'  Ober  die  Beziehungen  zu  dem  im  Burgerkriege  befindlichen  Staate 
selbst  siehe  unten  III,  1  a.  A. 

'  Gegensatz:  Völkerrechtliche  Verpflichtung  zur  Nichtausübung  der 
vorhandenen  Fähigkeit 

Staats-  u.  TOlkerrechtl.  Abhandl.    IV  4.  -  Stiel.  6 
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Befehl  oder  Autorisierung  seitens  derartiger  Verbände  sind 
nicht  fähig,  eine  Handlung  unmittelbar  zu  legalisieren^; 
doch  können  sie  mittelbar  von  Bedeutung  sein,  insoweit 
das  zur  Anwendung  gelangende  Landesrecht  die  durch  sie 
geschaffene  Situation  als  Notstand  oder  einen  etwa  gegebenen 
Mangel  des  Bewufstseins  der  Reehtswidrigkeit  als  Schuld- 
ausschliefsungsgrund  anerkennt 

3.  Einzelne  völkerrechtswidrige  Hand- 
lungen und  Autorisierungen.  Die  völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit  des  Staates  gegenüber  dem  verletzten 
Staate  bestinmit  sich  nach  den  Regeln  über  das  völke^ 
rechtliche  Delikt;  sie  kann  begründet  sein,  obwohl  das 
handelnde  Organ  durch  Verletzung  einer  landesrechtlichen 
Vorschrift  oder  einer  Verwaltungsanordnung  seine  Kompetenz 
tiberschritten  hat*. 

Das  handelnde  oder  autorisierende  Organ  und  der 
Autorisierte  haften,  falls  ihre  Handlung  sich  als  Landes- 
rechtsverletzung oder  Disziplinarvergehen  darstellt,  dem 
eigenen  Staate  nach  den  gewöhnlichen  Grundsätzen  (s.  o.  1.). 
Dritten  Staaten  sind  sie  nach  deren  Landesrecht  verantwort- 
lich. Ist  ihr  Handeln  nach  dem  eigenen  Landesrecht  recht- 
mäfsig,  so  erhebt  sich  die  schwierige  Frage  ^,  ob  und  in- 
wieweit völkerrechtswidrige  landesrechtlich  bindende  Befehle 
oder  landesrechtlich  rechtmäfsige  Autorisierungen  seitens 
anerkannter  Staaten  auch  im  Bereiche  des  Landesrechts 
dritter  Staaten  die  Kraft  haben,  die  Rechtswidrigkeit  aus- 
zuschliefsen.  Es  ist  eine  Frage  des  Landesrechts.  Eine 
völkerrechtliche  Verpflichtung,  in  dieser  Beziehung  das 
eigene  Landesrecht  in  der  einen  oder  anderen  Weise  aus- 
zugestalten, besteht  im  allgemeinen  nicht  ^.     In  der  Befugnis 


>  S.  o.  S.  30,  N.  1,  Verurteilang  autorisierter  malayischer  Piraten. 

*  Vgl.  Triepel,  S.  349;  über  das  völkerrechtiiche  Delikt  im  aU- 
gemeinen  v.  Liszt,  8.  185  f. 

"  Sie  ist,  soviel  wir  neben,  nirgends  bebandelt 

^  Wie  das  Kriegsrecbt  zeigt  So  ist  z.  B.  aus  Art  1  der  Haager 
Konvention  über  die  Gesetze  und  Qebräucbe  des  Landkrieges  zu  ent- 
nebmen,   dafs  Beteiligung   am  Kampfe   ebne  Vorliegen   der   in  diesem 
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des  verletzten  Staates  zur  Bestrafung  ist  die  eines  tatsäch- 
lichen Eingriffs  in  fremdes  Staatsgewaltgebiet  (Staatsgebiet 
and  Nationalschiffe)  nicht  eingeschlossen^. 

Pirat  ist  das  handelnde  Organ  oder  der  autorisierte 
Private  nicht,  da  die  Handlung,  jedenfalls  nach  aufsen,  eine 
staatliche  Funktion  darstellt. 

4.  Raubstaaten  (vgl.  §  6  U).  Durch  den  gewerbs- 
mäfsigen  eigenen  Betrieb  der  Piraterie  oder  durch  eine 
generelle  Ermächtigung  der  Untertanen  schliefst  ein  Staat 
sich  aus  der  Völkerrechtsgemeinschaft  aus.  Die  Wirkung 
ist  nicht,  dafs  er  seinen  staatlichen  Charakter  verliert, 
„corpus  morbidum,  corpus  tarnen  est"  (Qrotius  III,  III,  2): 
aber  es  entsteht  auch  nicht  ein  Zustand  rechtmäfsigen 
Krieges  zwischen  ihm  und  allen  anderen  Nationen^.  Viel- 
mehr ist  das  Verhältnis  das,  dafs  in  den  gegenseitigen  Be- 
ziehungen nur  das  beiderseitige  Landesrecht  Anwendung 
findet  (s.  vor,  2;  und  oben  S.  81,  Anm.  1  und  S.  82,  Anm,  1). 

Auf  die  eigenen  Unternehmungen  des  Raubstaates  wie 
auf  die  autorisierten  seiner  Bürger  treffen  alle  Kriterien  des 
Pirateriebegriffs  zu°.  Auch  der  politische  Zweck  fehlt  ihnen. 
Sie  sind,  nachdem  der  Staat  sich  selbst  aus  der  Völker- 
rechtsgemeinschaft ausgeschlossen  hat,  nicht  mehr  Funktion 
eines  anerkannten  Staates,  und  ebensowenig  sind  sie  auf 
Veränderungen  in  der  Machtstellung  der  Staaten  gerichtet. 

Staatliche  und  private  Piraterie,  in  den  Anfängen  der 
Geschichte  ungeschieden  (s.  o.  S.  42,  N.  1),  haben  sich  nach 
einer  Entwicklung  von  Jahrtausenden  wieder  zusammen 
gefunden.  Dereinst  eine  einheitliche  kriegsrechtliche  Er- 
scheinung,  ist  die  Piraterie   in  jeder  Form  heute  ein  Tat- 


Artikel  bestimmten  Voraussetzungen  trotz  landesrechüiclier  Autorisierung 
oder  staatlichen  Befehls  strafrechtliche  Verantwortung  gegenüber  dem 
bekämpften  Staate  begründet. 

'  Darüber,  wann  sie  eintritt,  s.  u.  III.  Im  Kriege  ist  sie  ohnehin 
gegeben. 

^  Dies  scheint  Bluntschli,  §  349,  anzunehmen. 

'  Vgl.  auch  Lawrence- Wheaton,  Ck)nmientaire,  Leipzig  1868  I, 
S.  162;  Dr.  Lushington  bei  Phillimore  I,  S.  501:  „Even  an  in- 
dependent  State  may  .  .  .  be  guilty  of  piratical  acts." 

6* 
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bestand  der  internationalen  Sicherheitspolizei  und  der  Straf- 
rechtspflege.  Die  historische  Trennung  beider  Formen  ist 
eine  Übergangsstufe  in  der  Entwickelang  des  allgemeinen 
Kriegszustandes  der  politischen  Verbände  zu  einem  prin- 
zipiellen Friedenszustande.  Ein  Rechtsverhältnis,  wie  es 
zwischen  den  Barbareskenstaaten  und  den  Mitgliedern  der 
Völkerrechtsgemeinschaft  theoretisch  bis  ins  19.  Jahrhundert 
bestand,  ununterbrochener  Krieg  unter  den  Regeln  des  Post- 
liminialrechtesy  ist  dem  modernen  Völkerrechte  unbekannt. 
III.  Heimatstaat  und  Piratenschiff.  1.  Die 
Staaten  sind  völkerrechtlich  verpflichtet,  füi  ihr  Gewalt- 
gebiet, Staatsgebiet  und  Staatsangehörige  Schiffe,  eine 
Rechtsordnung  aufzurichten  und  zu  tatsächlicher  Durch- 
führung zu  bringen,  die  verhindert,  dafs  aus  ihm  Angriffe 
auf  die  ausländische  Rechtsgüterwelt  hervorgehend  Sie 
haben  zukünftigen  Verletzungen  durch  Strafdrohungen  und 
polizeiliche  Mafsregeln  entgegenzuwirken,  geschehene  su 
ahnden.  Die  schuldhafte  Verletzung  der  Pflicht  ist  völker- 
rechtliches Delikt  ^.  Die  Unmöglichkeit  ihrer  Erfüllung  be- 
gründet das  Interventionsrecht;  Interventionsrecht  ist  das 
Recht  eines  Staates,  seine  oder  seiner  Untertanen  Interessen 
aufserhalb  seiner  regelmäfsigen  Hoheitsgrenzen  durch  tat- 
sächliche Machtentfaltung  zu  schützen,  im  Falle  die  im  all- 


1  Vg^l.  V.  Marti tz,  Rechtshilfe  I,  S.  50. 

*  Der  Staat  haftet  för  die  eigene  Unterlassung;  so  die  dorchaos 
herrschende  Meinung  seit  Grotius  und  Pufendorf.  Die  geg^n  sie 
gerichteten  Ausführungen  Tri ep eis  (S.  824 f.),  wonach  der  Staat  für  die 
Tat  des  einzelnen  hafte  (S.  384:  ^nicht  wird  der  Staat  erst,  wie  es 
immer  heifst,  durch  seine  Indolenz  verantwortlich  für  die  Tat,  sondern 
er  war  verantwortlich  und  bleiht  es,  wenn  er  verabsäumt,  wozu  er  wegen 
der  Tat  verpflichtet  ist^),  verwandeln  die  mit  der  Anerkennung  des 
Staates  gegebene  selbständige  Pflicht  der  Bestrafung  und  die  Haftoog 
für  verschuldete  Versäumnis  dieser  Pflicht  in  eine  einheitliche  Haftung 
für  fremdes  Verschulden.  Diese  künstliche  Konstruktion  ist  nicht  not- 
wendig. Es  ist  eine  blofse  Konstruktion,  denn  dafs  der  Inhalt  der  Haftong 
bei  hinzutretendem  Verschulden  des  Staates  ein  anderer  wird,  erkennt 
auch  Triepel  an  (die  ursprüngliche  Pflicht  iat  die  Pflicht  der  Bestrafiuig, 
„zur  Entstehung  der  Reparationsverbindlichkeit  bedarf  es  nun  allerdings 
nach  der  gpegenwärtig  herrschenden  Staatenpraxis  einer  zur  Verletrong 
durch  den  einzelnen  hinzutretenden  Verschuldung  seines  Staates"). 
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gemeinen  in  den  völkerrechtlichen  Pflichten  der  territorial 
zuständigen  Staatsgewalt  gegebene  Gewähr  ihres  Schutzes 
sich  unwirksam  erweist. 

Diese  auch  in  einigen  Fällen  zur  Anwendung  gelangenden 
Regeln,  in  denen  von  mancher  Seite  Piraterie  angenommen 
wird  (s.  u,  §  14),  gelten  fiir  das  Verhältnis  zwischen  dem 
Heimatstaate  und  wahren  Piratenschiffen  nicht.  Eine 
„Intervention**  gegenüber  einem  Piratenschiffe  gibt  es  nicht. 
Die  eigenartige  Rechtsfolge  der  Piraterie  ist  die  rechtliche 
Denationalisation  des  Schiffes;  diese  setzt  es  dem  Zugriff 
aller  Staaten  und  auch  solcher,  deren  Interessen  nicht  un- 
mittelbar bedroht  sind,  aus,  entsprechend  den  tatsächlichen 
Verhältnissen,  die  eine  Repression  der  Gefahr  durch  den 
Flaggenstaat  und  interventionsberechtigte  dritte  Staaten 
allein  nicht  genügend  erscheinen  lassen;  andererseits 
bedeutet  sie  das  Aufgehen  der  speziellen  Pflicht  des 
Heimatstaates  zur  Aufrechterhaltung  einer  Rechtsordnung 
an  Bord  in  der  allgemeinen  Pflicht  der  Repression  der 
Piraterie  ^. 

2.  Die  Pflicht  des  Heimatstaates  zur  Verhinderung  und 
Unterdrückung  der  Piraterie  und  seine  völkerrechtliche 
Verantwortlichkeit,  wie  auch  die  Befugnis  fremder  Staaten 
zu  eigenem  Einschreiten  bestehen  gegenüber  Kriegsschiffen 
in  keinem  weiteren  oder  engeren  Umfange  als  gegenüber 
Handelsschiffen  '.  Einer  solchen  Gleichstellung  stehen  poli- 
tische Bedenken  nicht  entgegen.  Sieht  man  freilich  in  der 
Piraterie  nicht  ein  gewerbsmäfsiges  räuberisches  Unter- 
nehmen, sondern  eine  einzelne  strafbare  Handlung,  so  ist 
es  unumgänglich,  für  Kriegsschiffe  Sonderregeln  aufzu- 
stellen«'^»**. 


'  Es  entscheidet  der  Zeitpunkt,  in  dem  das  Piratenschiff  das  Juris- 
diktionsgebiet des  Staates  verlafst. 

'  Woolsey,  Introduction,  §  213,  bemerkt  richtig,  dafs  auch  gegen- 
über Kriegsschiffen  ein  Durchsuchungsrecht  bei  Piraterieverdacht  besteht. 

*  Dies  tut  u.  a.  Oppenheim,  §  273.  Meist  übergeht  die  in  Frage 
kommende  Literatur  den  Punkt  mit  Stillschweigen.  Hall,  S.  264,  hilft 
sich   über   die   Schwierigkeit,    indem  er    hier  plötzlich    die  Lösung   des 
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Schiffes  vom  Heimatstaate,  die  doch  sonst  mit  dem  piratiachen  Gewalt- 
akte gegeben  sein  soll  (s.  o.  S.  79,  N.  1),  als  ein  konstitatives  Merkmal 
des  Begpriffes  einfahrt  (,,it  cannot  be  treated  as  a  pirate  onleas  it  has 
evidenÜy  thrown  off  its  allegiance  to  the  State"). 

^  In  dem  Vertrage  über  den  Schatz  der  anterseeischen  Telegraphen- 
kabel, Art.  10,  ebenso  im  Qaintaplevertrag,  Art.  4,  ist  die  Auaübang  der 
in  ihnen  geregelten  internationalen,  seepolizeilichen  Hoheitsrechte  gegen 
Kriegsschiffe  antersagt.  In  beiden  Verträgen  stehen  nar  einzelne  fluid- 
langen  (im  Gegensatz  za  gewerbsmafsiger  Verabang  von  Gewaltakten) 
in  Frage. 


Dritter  Abschnitt. 
Folgernngen. 


§  13.   Ausdelmiiiigen  des  Piraterietatbestandes  in 
Landesrecht  und  Literatur. 

1.  Landesstrafrechtliche  Ausdehnungen. 
Die  Belegung  rein  landesstrafrechtlicher  Tatbestände  mit 
dem  Namen  Piraterie  erscheint  nicht  selten  ganz  willkürlich ; 
im  übrigen  bezieht  sie  sich  entweder  auf  die  Gleichheit  der 
Strafe  * ;  oder  sie  bezweckt  die  Strafwürdigkeit  bisher  straf- 
loser Handlungen  durch  Anlehnung  an  das  älteste  Seedelikt 
hervorzuheben*;  oder  endlich  sie  knüpft  die  Ausdehnung 
der  Strafgerichtsbarkeit  auf  extraterritoriale  Delikte  an  einen 
schon   vorhandenen  Grund   universeller  Zuständigkeit   an*. 

2.  Die  Quasipiraterie  der  völkerrechtlichen 
Literatur.  Der  Begriff  der  Quasipiraterie  ist  ein  un- 
systematischer. Er  umschliefst  nicht  einen  auf  Grund  einer 
Zusammenstellung  und  Untersuchung  aller  illegalen  Gewalt- 
handlungen zur  See  aus  diesen  gebildeten  durch  das  Merk- 
mal der  Verwandschaft  mit  der  Piraterie  charakterisierten 
Komplex  von  Tatbeständen,  sondern  ist  ganz  ein  Produkt 
historischer  Zufälligkeit^. 

^  Z.  B.  stand  im  amerikanischen  Rechte  bis  zn  der  Akte  vom 
15.  Januar  1897  auf  alle  Falle  der  piracy  Todesstrafe. 

'  So  ist  die  Charakterisierung  illegaler  Kaperei  als  Piraterie  su 
verstehen. 

*  Im  älteren  englischen  Rechte,  s.  o.  §  2,  III,  1. 
^  Per  eis,  S.  104,  zählt  hierhin: 

„1.  nach  partikulärem  Recht  Schiffe,  die  den  Negersklavenhandel 
betreiben; 
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Der  Grund,  aus  dem  man  einen  Tatbestand  zur  Quasi- 
piraterie zählt,  ist  entweder  eine  wirklich  bestehende 
Ähnlichkeit  der  Repression  (Negersklavenhandel,  s.  §  16; 
Beschädigung  unterseeischer  Telegraphenkabel,  s.  §  17; 
flaggenlose  Schiffe,  s.  o.  §  1)  oder  eine  angebliche  Gleichheit 
derselben,  die  angebliche  Anwendbarkeit  des  Piraterierechtes 
auf  Tatbestände,  die  selbst  nicht  Piraterie  sind  (gewisse 
Fälle  illegaler  Kaperei,  s.  §  15;  Gewaltakte  revolutionärer 
Kriegsschiffe,  s.  §  14). 

Unter  den  Tatbeständen,  die  man  als  Quasipiraterie 
charakterisiert  hat,  ist  nicht  ein  einziger,  der  nicht  von 
anderen  als  wahre  Piraterie  bezeichnet  worden  wäre. 

Dafs  der  ganze  Begriff  der  Quasipiraterie  ein  verfehlter 
ist,  bedarf  hiemach  kaum  noch  der  Erwähnung.  Das  Ziel 
dieser  Arbeit  ist  die  Gewinnung  eines  einheitlichen  und 
klar  umschriebenen  Tatbestandes,  die  Wiederherstellung  des 
reinen  Pirateriebegriffes  aus  Geschichte  und  geltendem 
Rechte  gegenüber  mancherlei  Verdunkelungen  und  Ver- 
fiachungen,  deren  wahren  Grund  man  zu  einem  groüsen 
Teile  in  einer  gewissen  Oberflächlichkeit  und  Bequendichkeit 
sehen  darf,  die  landesrechtliche  und  völkerrechtliche  Rechts- 
sätze (so  bei  der  illegalen  Kaperei)  und  völkerrechtliche 
Rechtsinstitute  verschiedener  Art  (so  bei  dem  Einschreiten 
gegen  Kriegsschiffe  Aufständischer)  nicht  genügend  aus- 
einanderhält 

§  14.  Kriegsschiffe  und  Kaper  aufständischer  Parteien* 

I.  Skizzierung  des  Rechtszustandes.  Einer 
nicht  als  kriegführende  Macht  anerkannten  au&tändischen 
Partei  stehen  die  Rechte  der  Kriegführenden  nicht  zu.  Ihre 
Beziehungen    zur   heimischen    Regierung    wie   zu   fremden 


2.  Kaper  anter  gewissen  Umständen; 

8.  Schiffe,  welche  ohne  Flagge  oder  unter  einer  von  keiner  Staats- 
gewalt sanktionierten  Flagge  fahren,  oder  solche,  die  eine  Nationalflagge 
usurpieren  und  unter  derselben  Gewaltakte  ausüben." 

Im  Zusammenhang  mit  der  letzten  Gruppe  behandelt  er  namentlicb 
auch  die  Kriegsschiffe  Aufständischer. 
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Mächten  unterstehen  ausschliefslich  dem  heimischen  oder 
fremden  Landesrechte  ^  Diesem  steht  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  frei,  beliebige  strafrechtliche  Tatbestände  als 
Piraterie  zu  qualifizieren. 

Die  völkerrechtliche  Kontroverse  liegt  auf  einem  anderen 
Gebiete.  Es  ist  die  Frage,  unter  welchen  Voraussetzungen 
und  auf  Grund  welches  Titels  fremde  Mächte  dem  von 
einem  Bürgerkriege  heimgesuchten  Staate  gegenüber  zu 
einem  gewaltsamen  Einschreiten  gegen  ihm  angehörige  Schiffe 
befugt  sind. 

Der  Rechtsgrund  des  Einschreitens  kann  ein  zwei- 
facher sein. 

a)  Nicht  selten  fehlt  dem  revolutionären  Schiffe  der 
Schutz  einer  Flagge ;  so  wenn  die  Eknpörer  Schiffe  fremder 
Nationen  erwerben  oder  ohne  Zustimmung  des  Heimatstaates 
zur  Kaperei  autorisieren  (siehe  auch  unten  §  15  III);  vor- 
nehmlich aber,  wenn  die  bekämpfte  rechtmäfsige  Gewalt 
durch  das  berufene  Organ  des  völkerrechtlichen  Verkehrs 
ihren  Nationalschiffen  den  völkerrechtlichen  Schutz  entzieht  ^. 
Diese  Entziehung  kann  auch  in  der  Form  geschehen,  dafs 
die  Regierung  die  Revolutionäre  mit  der  Absicht,  sie  all- 
gemeiner Verfolgung  auszusetzen,  fUr  Piraten  erklärt;  da- 
gegen ist  sie  in  der  Ablehnung  der  völkerrechtlichen  Ver- 
antwortlichkeit fhr  ihre  Handlungen  nicht  enthaltend 

b)  Die  drohende  Verletzung  fremder  nationaler  oder 
privater  Interessen  rechtfertigt  die  Intervention  des  bedrohten 
oder  seitens  des  bedrohten  mit  der  Wahrnehmung  seiner 
Interessen  betrauten  dritten  Staates. 


*  S.  o.  §  12,  II,  2.    Es  kommen  nicht  nur  piratische  Akte  in  Frage. 

^  Eine  solche  Mafsnahme  ist  rechtlich  m5glich,  vgl.  auch  die  deatsdie 
Allffemeiue  Dienstinstraktion  für  die  Konsulate  vom  6.  Juni  1871,  zu 
§  ^  des  Konsulargesetzes,  wonach  der  Konsul  einem  deutschen  Schiffe 
eröffnen  kann,  dafs  es,  „solange  es  die  Nationalflagge  nicht  fuhrt,  als  ein 
deutsches  nicht  angesehen  werden  könne,  also  weder  des  Schutzes  seitens 
des  Konsulats,  noch  der  Rechte  werde  teilhaftig  werden,  welche  die  Ver- 
träge mit  dem  Aaslande  den  deutschen  Schiffern  einräumen." 

'  Eine  derartige  einseitige  Ablehnung  hebt  die  Verantwortlichkeit 
nicht  auf;  f&r  sie  gelten  nach  wie  vor  die  allgemeinen  Grundsätze 
(s.  o.  §  12  ni). 
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Dagegen  ist  eine  revolutionäre  politische  Aktion  niemals 
Piraterie,  auch  wenn  sie  gegenüber  dritten  Mächten  die 
Rechte  Kriegführender  beansprucht;  sie  wird  es  selbst  da- 
durch nicht,  dafs  sie  die  Kriegführenden  zustehenden  Be- 
fugnisse der  heimatlichen  Regierung  und  fremden  Mächten 
gegenüber  überschreitet,  solange  nur  der  politische  Zweck 
der  Mafsnahmen  in  ihnen  erkennbar  ist. 

Dafs  das  Einschreiten  der  Mächte  zum  Schutze  ihrer 
Interessen  als  Intervention,  nicht  als  Repression  der  Piraterie 
gedeutet  werden  mufs,  ergibt  sich  mit  aller  Sicherheit 
daraus,  dafs  an  eine  Bestrafung  der  Empörer  nicht  zu 
denken  ist  und  nicht  gedacht  wird,  auch  wenn  deliktische 
Tatbestände  gegeben  sind,  die  sich  als  piratische  Akte  dar- 
stellen würden;  und  aus  dem  wenig  beachteten  vielleicht 
noch  wesentlicheren  Umstände,  dafs  der  Schauplatz  des 
Eingriffs  regelmäfsig  fremdes  »Staatsgebiet  ist^,  die  Be- 
schränkung der  internationalen  seepolizeilichen  Befugnisse 
zur  Unterdrückung  der  Piraterie  auf  die  hohe  See  (oder 
höchstens  in  gewissen  Fällen  das  Küstenmeer) '  aber  aufser 
Zweifel  steht. 

II.  Die  Stellung  der  Literatur.  Die  Literatur 
unterscheidet  durchweg  nicht  genügend,  ob  ein  Einachreiten 
fremder  Mächte  überhaupt  gerechtfertigt  oder  speziell  aus 
dem  Rechtsgrunde  der  Piraterie  zulässig  ist.  Oft  ist  nicht 
erkennbar,  ob  sich  die  Ausführungen  auch  auf  solche  Fälle 
beziehen,  in  denen  ein  revolutionäres  Schiff  Interessen 
fremder  Mächte  verletzt  oder  bedroht,  oder  ob  sie  nur  in 
strengem  Sinne  innere  Unruhen  im  Auge  haben. 

Da&  die  politische  Aktion  der  Kriegsschiffe  Auf- 
ständischer   nicht  Piraterie   ist,    wird   fast  allgemein  aner- 


*  Der  Huascar,  187V,  wurde  in  den  penianischeu  Hoheitsgewässem 
angegriffen,  die  Crdte  k  Pierrot  lag  im  innersten  Hafen  von  GonaiTes 
vor  Anker;  s.  näher  S.  94,  N.  4. 

'  Nur  auf  das  Küstenmeer  bezieht  sich  die  Streitfrage  über  die 
Zulassigkeit  der  Verfolgunff  eines  Piratenfahrzeuges  in  fremde  Hoheits- 
gewässer;  s.  Pereis,  S.  115. 
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kannt^.  Die  Anerkennung  wird  von  einigen  englischen 
Autoren  in  die  Form  gekleidet,  dafs  sie  dem  Fahrzeuge 
den  Namen  eines  Piraten  geben,  aber  die  Anwendung  des 
Piraterierechtes  ausschliefsen ;  hierhin  gehört  vornehmlich 
Hall  (S. 258f.)^  dessen  Ausführungen  aber  einer  näheren 
Behandlung  bedürfen. 

Der  Grundgedanke  der  Ausführungen  Halls  ist  die 
Unterscheidung  revolutionärer  Bewegungen  in  solche,  die 
zur  Grundlage  „politically  organised  societies  which  are  not 
yet  recognised  as  belligerent"  (S.  259)  haben,  und  andere, 
deren  Träger  lediglich  „persons  not  acting  under  the 
authority  of  any  politically  organised  Community,  notwith- 
Btanding  that  the  objects  of  the  persons  so  acting  may  be 
professedly  politicaP  (S.  262)  sind.  Gewaltakte  der  Eriegs- 
fahrzeuge  sollen  in  dem  zweiten  Falle  Piraterie  sein,  in 
dem  ersten  ein  Einschreiten  fremder  Mächte  nicht  recht- 
fertigen. 

Die  Bezeichnung  der  Gewaltakte  Aufständischer,  die 
keine  politisch  organisierte  Gemeinschaft  bilden,  als  piratischer, 
ist  aber  nicht  mehr  als  eine  Benennung.  •  Denn  beschränken 
sich  die  Revolutionäre  streng  auf  die  Aktion  gegen  den 
eigenen  Staat  „with  careful  avoidance  of  depredation  or 
attack  upon  the  persons  or  property  of  the  subjects  of  other 
States",  so  sind  ihre  Handlungen  „for  practical  purposes 
not  piratical  with  reference  to  other  states^,  obwohl  sie 
„are  piratical  with  reference  to  the  State  attacked"  (S.  262); 
daher  ist  es  in  solchen  Fällen  „not  the  practice  for  states 
other  than  tliat  attacked  to  seize,  and  still  less  to  punish, 
the  persons  committing  them''.  Begehen  die  Aufständischen 
Gewaltakte  auch  gegen  Schiffe  fremder  Mächte,  so  sind  sie 
zwar  der  Ergreifung  durch  den  verletzten  Staat  ausgesetzt; 


»  Vgl.  Pereis,  S.  111;  Pradier-Fod^r6,  §  2510,  2511;  Pi^de- 
li&vre  I,  8.  587;  Roagier,  §  64—66;  Joarnal  de  droit  int.  priv^  12 
(1885X  8.  661f.  Abweichend  Geffcken  bei  Holtzendorff  IV,  S.  576f. 
(seine  Ausführnngen  sind  sehr  flachtig). 

*  Wie  Hall  auch  Lawrence,  Principles,  8.  211. 
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aber  eine  Strafverfolgung  unterbleibt  (S.  266)  und  ^the 
mode  in  which  the  crew  were  dealt  with  would  probably 
depend  upon  the  circumstances  of  the  case"  (S.  265). 

Die  Auffassung  Halls  unterscheidet  sich  von  der  oben 
unter  I  entwickelten  demnach  formell  darin,  dafs  sie  unter 
Ausscheidung  des  Namens  der  Intervention  ein  Verhalten,  das 
eine  Intervention  gegen  ein  revolutionäres  Fahrzeug  recht- 
fertigt, als  piratisch  bezeichnet;  materiell  darin,  dafs  sie, 
im  Falle  die  Aufständischen  eine  wenn  auch  nicht  als 
kriegführende  Macht  anerkannte  politisch  organisierte  Ge- 
meinschaft bilden,  eine  Intervention  fUr  unzulässig  hält 

Die  formelle  Abweichung  ist  unglücklich,  denn  sie  ver- 
wendet einen  Namen  für  einen  Tatbestand,  der  durchaus 
andere  Rechtsfolgen  hat  als  derjenige,  den  der  Name  soDst 
zu  bezeichnen  pflegt  (s.  auch  oben  I  a.  fi  ).  Die  materielle 
Abweichung  ist  unrichtig;  dies  ergibt  schon  die  einfache  Er 
wägung,  dafs  anderenfalls  die  Anerkennung  als  kriegführende 
Macht  nur  dekorative  Bedeutung  hätte;  und  eine  Betrachtung 
der  von  Hall  selbst  gegebenen  Begründung  bestätigt  es. 

Denn  wenn  Hall  die  Ansicht,  dafs  „acts  which  are 
allowed  in  war,  when  authorized  by  a  politically  organised 
Society,  are  not  piraticaP  (das  soll  heifsen  nicht  geeignet 
sind,  die  Zulässigkeit  eines  Eingreifens  zu  begründen)  mit 
der  Erwägung  rechtfertigen  will,  man  könne  nicht  behaupten 
„that  acts  which  are  done  for  the  purpose  of  setting  up 
a  legal  State  of  things,  and  which  may  in  fact  have  already 
succeeded  in  setting  it  up,  are  piratical  for  want  of  an 
external  recognition  of  their  validity,  when  the  grant  of 
that  recognition  is  properly  dependent  in  the  main  upon 
the  existence  of  such  a  condition  of  affairs  as  can  only  be 
produced  by  the  very  acts  in  question^  :  so  liegt  dem  eine 
unhaltbare  Auffassung  des  Verhältnisses  von  Zweck  und 
Mittel  zu  Grunde.  Akte,  die  auf  Herstellung  eines  Zu- 
standes  gerichtet  sind,  der  nach  seiner  Herstellung  vor- 
genommene Handlungen  derselben  Art  legal  erscheinen  läfst, 
sind   selbst   doch  nur  nach   dem   gegenwärtigen  Rechte  zu 
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beurteilen.  Die  Ermordung  einer  Person  ist  nicht  weniger 
Mord,  wenn  sie  bezweckte,  in  ihr  das  einzige  Hindernis  zu 
beseitigen,  das  dem  Erlasse  eines  die  Tötung  der  Personen- 
klasse erlaubenden  Gesetzes  im  Wege  stand,  zu  der  der 
Ermordete  gehörte.  Der  Zweck  mag  die  Mittel  heiligen; 
legalisieren  kann  er  sie  nicht. 

Zwei  weitere  Gründe  aber,  die  Hall  zum  Beweise 
der  nichtpiratischen  Natur  (ftlr  ihn  also  der  eine  Intervention 
nicht  begründenden  Natur)  der  Gewalthandlungen  politisch 
organisierter  Revolutionäre  beibringt,  tun  in  Wahrheit  die 
Unhaltbarkeit  der  ganzen  Unterscheidung  der  einen  politisch 
organisierten  Verband  bildenden  und  anderer  Aufständischer 
dar.  Ea  sind  die  politische  Natur  der  Aktion^  und  ihre 
Richtung  gegen  nur  einen  Staat  ^.  Aber  auch  die  nicht  sich 
als  Aktion  einer  politisch  organisierten  Gemeinschaft  dar- 
stellende revolutionäre  Bewegung  verfolgt  ihrem  Wesen  nach 
„public  ends"  und  ist  „enemy  solely  of  a  particular  State". 

Die  Scheidung  piratischer  und  nicht  piratischer  Akte 
nach  dem  Merkmal  der  Zurückführbarkeit  auf  wenn  auch 
nicht  anerkannte  politisch  organisierte  Verbände  oder  auf 
isolierte  und  kleinere  Gemeinschaften®  läfst  sich  systematisch 
als  eine  Übertreibung  der  Forderung  auffassen,  dafs  der 
politische  Zweck  eines  Unternehmens  in  ihm  klar  zum  Aus- 
druck gelangt  (objektiviert)  sein  müsse,  um  es  seines  poli- 
tischen Charakters  wegen  als  nichtpiratisch  bezeichnen  zu 
können  (s.  o.  §  12). 

Für  Kaperschiffe  revolutionärer  Parteien  können 
keine  anderen  Rechtssätze  gelten  als  für  Kriegsschiffe^.   Denn 


^  „Its  [piracyj  essence  consists  in  the  pnrsait  of  private,  as  con- 
trasted  with  pablic,  ends.'^ 

^  Die  Begrundnng  ist  auffällig,  da  Hall  im  allgemeinen  die  Richtung 
gegen  alle  Nationen  der  Piraterie  nicht  wesentlich  hält 

..«?.0b  eine    „politisch   organisierte   Gemeinschaft**    vorliegt,   ist    ,,a 
quesfifon  of  fact**,  S.  260. 

^  So  auch  Kenny,  S.  315;  Walker,  Manual,  S.  56,  N.  1.  Ab- 
weichend Pereis,  S.  175  („Autorisation  eines  Prätendenten**);  v.  Liszt, 
S.  211  (er  äufsert  sich  nur  über  Kaperschiffe);  Phillimore  I,  S.  506 f. 
(Kaper  Jakobs  !!.)•    0>  F>  v.  Martens,  Kaper,  §  11,  ist  unentschieden. 
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auch  das  Kaperunternebmen  entbehrt  objektiv  nicht  eines 
politischen  Zweckes. 

III.  Die  Staatenpraxis.  Ein  Ejri^sschiff  einer 
aufständischen  Partei,  das  die  Ge&hrduog  oder  Verletzung 
ausländischer  Interessen  streng  yermeidet,  wird  als  Pirat 
weder  behandelt  noch  bezeichnet.  Die  Mächte  enthalten 
sich  ihm  gegenüber  jeder  Einmischung.  Die  Instruktionen 
für  die  Kriegsflotten  ^,  das  tatsächliche  Verhalten  der  Mächte 
und  grundsätzliche  diplomatische  Erklärungen  gelegentlieh 
von  Präzedenzfällen "  ergeben  ein  sicheres  und  einheitliches 
Bild  der  internationalen  Überzeugung'. 

Nicht  ganz  so  sicher  ist  die  Staatenpraxis  im  Falle, 
dafs  die  Handlungen  der  Empörer  auch  fremde  Interessen 
verletzen  oder  gefährden,  speziell  bei  Beanspruchung  der 
Hechte  Kriegführender  gegenüber  Neutralen  durch  sie. 
Mehrfach  haben  Grofsmächte  ihr  Einschreiten  gegen  auf- 
ständische Kriegsschiffe,  die  sich  der  —  ohne  jeden  Zweifel 
unberechtigten  —  Ausübung  solcher  Rechte  schuldig  ge- 
macht  hatten,   auf  den   Rechtstitel  der  Piraterie  gestützt^. 


^  Deatsche  „Bestimmongeu  für  den  Dienst  an  Bord'',  §  21,  Nr.  16; 
Queens  Regulations  von  1899,  Art.  450;  Regnlation  for  the  Government 
of  the  navy  of  the  United  States  von  1900,  Art  306. 

^  Präzedenzfalle  bei  Pereis,  S.  llOf.,  Rougier,  §  65  und  be- 
sonders Pradier-Fod6r^,  §  2510f. 

'  Von  dem  Grandsatze  der  Nichtinterventlon  gehen  die  Machte  aoch 
b^i  Aufforderung  der  durch  die  Revolution  bedrohten  Regierung  nicht  ab; 
der  Aufforderung  Spaniens  in  dem  Burgerkriege  von  1873  (Dekret  vom 
20.  Juli;  femer  Note  an  Grofsbritannien ,  Staatsarchiv  1874,  Nr.  5218), 
die  Rebellenflotte  als  Piraten  zu  behandeln,  kamen  sie  nicht  nach,  8. 
Staatsarchiv  1874,  Nr.  5219  (Grofsbritannien),  5226  (Frankreich),  5227 
(Deutschland).  Ähnlich  brasil.  Erklärungen  gegenüber  Aufforderungen 
Argentinas  1878  (Fall  der  Portefia,  Pradier-Fod^r6,  §  2511)  und 
Spaniens  1877  (Montezuma,  Pradier-Fod^rö  a.  a.  O.).  Das  egoistische 
Interesse  schwacher  Regierungen  ist  kein  Interesse  der  Völkerrechts- 
gemeinschaft. 

^  England:  der  Huascar,  1877  (Bericht  bei  Pradier-Fodir^, 
§  2512,  Halleck  I,  S.  388 f.),  ein  peruanisches  Kriegsschiff  in  den 
Händen  von  Aufständischen,  hatte  englische  Handelsschiffe  angehalten 
und  von  einem  derselben  Kohlen  weggenommen;  er  wurde  von  englischen 
Kriegsschiffen  in  den  peruanischen  Gewässern  angegriffen,  entkam  aber; 
in  Südamerika  entstand  eine  grofse  politische  Erregung  gegen  England 
(die  Darstellungen  Pradier-Fod^r^'s  und  Calvo's  sind  durch  sie 
beeinflufst);  die  englische  Regienmg  erklärte  im  Unterhause  nicht  ohne 
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Aber  es  ist  doch  leicht  zu  erkennen,  dafs  sich  unter  dem 
Namen  der  Repression  der  Piraterie  die  Intervention  ver- 
birgt. Man  schreitet  gegen  die  angebh'chen  Piraten  inner- 
halb des  Territoriums  ihres  Heimatstaates  ein^;  man  be- 
straft sie  nicht  ^;   und  vor  allem,  es  geht  nur  der  bedrohte 

Widersprach  (W.  Harcourt^s,  s.  Geffcken  bei  Holtzendorff  IV, 
S.  570)  den  Huascar  für  einen  Piraten.  In  demselben  Sinne  in  dem 
spanischen  Bürgerkriege  von  1873  das  auswärtige  Amt  an  die  Ad- 
miralität, 24.  JuU  1873,  Staatsarchiv  1874,  Nr.  5219  (vgl.  S.  94,  N.  3). 

Deutschland:  am  6.  Sept  1902  bohrte  der  „Panther"  das  in  den 
Händen  Aufständischer  befindliche  haitanische  Kanonenboot  Cr§te  k  Pierrot, 
das  am  2.  Sept.  in  den  haitanischen  Gewässern  von  dem  deutschen 
Dampfer  Markomannia  der  haitanischen  Regierung  gehörige  Waffen  weg- 
genommen hatte,  im  Hafen  von  Gonaives  in  den  Grund ;  Bericht  Marine- 
mndschau  1902,  S.  1189 f.,  femer  Besprechung  in  der  Rev.  g^n.  1903, 
S.  315  f.  Die  Berechtigung  des  Vorgehens  ist  ohne  Zweifel ;  es  war  eine 
repressive  Intervention  mangels  Funktionierens  der  staatlichen  Strafrechts- 
pflege ;  die  —  politisch  gehässige  —  Besprechung  in  der  Revue  g^n^rale, 
die  Deutschland  des  Völkerrechtsbruches  beschuldigt,  geht  davon  aus, 
dafs  die  Wegnahme  der  Waffen  rechtmafsig  gewesen  sei,  da  die  Marko- 
mannia sich  durch  den  Transport  derselben  einer  Verletzung  des  Prinzips 
der  Nichtintervention  in  Bürgerkriegen  schuldig  gemacht  habe  und  die 
Waffen  demzufolge  Kontrebande  im  Sinne  des  Völketrechtes  gewesen 
seien;  die  Auffassung  ist  seltsam  verworren  („Les  devoirs  impos^s  aux 
Etats  par  la  non-intervention  sont  sensiblement  les  mSmes  que  ceuz  de  la 
nentralit^,  mais  ils  affectent  le  caract^re  d'une  Obligation  morale  plutöt 
que  d'une  Obligation  juridique'');  ein  Minimum  juristischer  Bildung  ge- 
nfigt, ihre  Unhaltbarkeit  zu  erkennen.  Die  deutsche  Regierung  be- 
zeichnete die  Crete  k  Pierrot  als  Seeräuber  (Marinerundschau,  S.  1189). 
Die  amerikanische  Regierung  soll  dem  nicht  beigestimmt  haben,  weil  die 
Beschlagnahme  der  Waffinn  innerhalb  der  Dreimeilenzone  stattgefunden 
hatte  (piracy,  ein  Akt  upon  the  high  seas,  Rev.  Stat.  s.  5368),  ohne  die 
Berechtigung  des  deutschen  Eingreifens  zu  bestreiten  (Köln.  Zeitung  1902, 
Nr.  707). 

^  Wäre  der  „Huascar*'  aus  dem  Rechtsgrunde  der  Piraterie,  an- 
gegriffen worden,  so  würde  in  der  Tat  „une  flagrante  violation  de  Tim- 
munit^  territoriale^  (peruanische  Regierung,  Pradier-Fod^r6,  §  2512) 
vorgelegen  haben.  Nicht  anders  in  dem  Falle  der  CrSte  k  Pierrot,  s. 
auch  vorige  Note  a.  E. 

^  Erklärung  des  Attomey- General  im  Unterhause,  Halleck  I, 
S.  390:  „In  strictness  the  crew  of  tiie  ,Huascar*  were  pirates,  and  might 
have  been  treated  as  such;  but  it  was  one  thing  to  say  that,  according 
to  the  strict  letter  of  the  law,  people  have  been  guilty  of  acts  of  piracy, 
and  ianother  to  advise  that  they  should  be  tried  for  their  lives  and  hanged 
at  Newgate;**  die  Queens  R^lations  (Art.  450  der  Fassung  von  1899, 
gegen  damals  nicht  verändert)  schreiben  aber  sehr  deutlich  vor,  dafs 
wahre  Piraten  dem  nächsten  zuständi^n  Gerichte  zuzuführen  sind,  „that 
they  may  be  dealt  with  according  to  law'*.  Auch  das  deutsche  Vorgehen 
gegen  die  CrSte  k  Pierrot  war  von  strafprozessualen  Gesichtspunkten  frei, 
der  Besatzung  wurde  freier  Abzug  gewährt 
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oder  verletzte  Staat  gegen  sie  vor,  ohne  daran  zu  denken, 
die  Mitglieder  der  Völkerrechtagemeinschaft  an  ihre  inter- 
nationale seepolizeiliche  Pflicht  der  Säuberung  des  Meeres 
von  Piraten  zu  erinnern*. 

Zudem  ist  in  Instruktionen  und  amtlichen  Erklärungen 
des  öfteren  ausdrücklich  die  Repression  der  Übergriffe  auf- 
ständischer Kriegsschiffe  dem  Gebiete  der  Intervention  zu- 
gewiesen, so  da£s  Name  und  Rechtsbegriff  in  Einklang  stehen^. 


^  Die  Repressiou  der  Piraterie  ist  eine  völkerrechüiche ,  die  Inter- 
vention  eine  staatsrechtliche  Pflicht  (Schatzpflicht).  Deatschland,  s.  die 
Angaben  in  N.  2.  Frankreich,  ebenda  und  d6cret  snr  le  Service  k  bord 
vom  20.  Mai  1885,  Art.  138.  England,  Queens  Reg.  von  1899,  Art  450, 
zweiter  Teil  in  Verbindung  mit  Art.  447,  femer  sehr  deutlich  Auswärtiges 
Amt  an  die  AdmiraHtat  24.  Juli  1873  (Staatsarchiv  1874,  Nr.  5219): 
„If  such  vessels  commit  any  acts  of  piracj  affecting  British  subjects  or 
British  interests,  they  should  be  treated  as  pirates  .  . .  but  if  Öiej  do 
no  such  act  they  should  not  be  interfered  with,^  im  Gegensatz  zu  der 
die  wahre  Piraterie  betreffenden  Anweisung  der  Queens  Regulations,  Art 
450,  erster  Teil,  die  ausdrücklich  auch  „piratical  acts  against  the  vessels 
and  goods  of  the  subjects  of  any  Foreign  Power  in  amity  with  Her 
Biajesty^  als  Grund  zum  Einschreiten  nennt  Vereinigte  Staaten,  Regulation 
for  the  Government  of  the  navy  von  1900,  Art  306.  Brasilien,  Anweisung 
des  Ministers  des  Auswärtigen  in  der  Affisire  der  Porte&a  (s.  o.  8.  94, 
N.  3),  bei  Pradier-Fod6r^,  §  2511:  „Nos  escadres  ne  traitent  pas 
comme  pirates  les  navires  soup^onn^s  d^appartenir  aus  insurg^  d'nne 
nation,  si  ce  n'est  dans  le  cas  oü  ces  navires  porteraient  atteinte  an 
pavillon  br^silien,  aux  personnes  ou  aux  propri^t^  br^siliennes." 

'  Deutschland,  9.  Aug.  1873,  deutscher  Botschafter  an  den  eng- 
lischen Minister  des  Auswärtigen,  Staatsarchiv  1874,  Nr.  5227  (Über* 
Setzung):  „In  this  question  my  Government  takes  as  basis:  1.  In  prin- 
ciple,  non- Intervention  ...  2.  Limiting  military  action  exclusively  to 
the  protection  of  German  life  and  property;"  femer  Bestimmungen  för 
den  Dienst  an  Bord,  §  21,  Nr.  16,  Abs.  2:  „Ein  Einschreiten  ist  in 
solchen  .  . .  Fällen  [gegen  „Schiffe,  welche  im  Besitz  von  Aufrtäadischen 
sind'']  nur  so  weit  zulässig,  als  dies  zum  Schutz  des  Lebens,  der  Freiheit 
oder  des  Eigentums  deutscher  Reichsangehöriger  erforderlich  ist  und  die 
Gefahr  auf  andere  Weise  nicht  abgewendet  werden  kann.''  Frankreich, 
Instruktion  an  die  Schiffskommandanten  vom  4.  Aug.  1873,  Staatsarchiv 
1874,  Nr.  5226,  kein  Einschreiten  geg^n  die  Schiffe  der  Aufständischen 
auTser  dem  Falle  „que  vous  auriez  k  faire  usage  du  droit  de  protection 
qui  vous  incombe  en  vertu  de  vos  fonctions''.  Vereinigte  Staaten»  Forderung 
der  Intention  of  general  hostility  (s.  o.  S.  57,  N.  1),  so  auch  Botschaft 
des  Präsidenten  Cleveland  vom  8.  Dez.  1885  (Pereis,  S.  112,  N.  1): 
„.  .  .  neither  could  the  vessels  of  insurgents  against  the  legitimate 
sovereignty  be  deemed  hostes  humani  generis  within  the  precepts  of 
international  law**  (anders  die  Proklamation  Lincolns  vom  19.  April 
1861  betreffend  die  Flotte  der  Südstaaten).  —  Auf  dem  richtigen  Wege 
auch  Dr.  Lushington  in  The  Magellan  Pirates  bei   Phillimore  I, 
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§  15.   Illegale  Kaperei. 

I.  Quellen.  Die  Kaperei  als  Lebenserscheinung  ge- 
hört der  Vergangenheit  an  ^^  wenn  sie  auch  als  Rechts- 
institut noch  in  gewissem  Umfange  fortbesteht  In  keinem 
der  grofsen  Kriege  seit  Ausgang  der  napoleonischen  Ära 
sind  Kaper  zur  Verwendung  gelangt;  die  letzten  Kaperei- 
Reglements  sind  im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  erlassen 
worden  *.  Eine  Fortbildung  des  gewohnheitsrechtlichen 
Völkerrechtes  kann  daher  im  19.  Jahrhundert  kaum  statt- 
gefunden haben-,  zum  mindesten  spricht  die  Vermutung 
gegen  sie. 

Das  Kapereirecht,  wie  es  an  der  Wende  des  18.  und 
19.  Jahrhunderts  in  Geltung  stand,  ist  in  einer  klassischen 
Monographie  Q.  F.  v.  Martens'*  niedergelegt. 

Die  Darstellung  kann  sich  nicht  auf  den  Nachweis  be- 
schränken, dafs  die  Fälle  illegaler  Kaperei,  die  man  als 
Piraterie  betrachtet  hat,  sich  dem  im  vorigen  entwickelten 
Pirateriebegriff  entweder  unterordnen  oder  aus  ihm  heraus- 
fallen, sondern  es  ist  daneben  zu  prüfen,  ob  nicht  etwa 
spezielle  Völkerrechtssätze  für  die  einzelnen  Fälle  bestehen. 

IL  Der  Rechtszustand.  1.  Piraterie  und 
Kaperei.  Der  historische  und  nicht  anders  der  modern- 
systematische Gegensatz  der  Kaperei  und  der  Piraterie  be- 
steht darin,   dafs   die  Kaperei,   auf  Grund   einer  speziellen 


S.  498  f.,  Handlungen  Au&tandischer  gegen  den  eigenen  Staat  sind  nicht 
Piraterie,  „it  does  not  follow  that  rebels  and  insurgents  may  not  commit 
piratical  acta  against  the  subjeets  of  other  States,  especiaily  ifsuch 
acta  were  in  no  degree  connected  with  the  insurrection  or 
rebellion". 

^  Die  hauptsachlichste  Gewähr  gegen  ihr  Wiederaufleben  liegt  in 
der  modernen  Einrichtung  der  „freiwilUgen  Flotte",  „Hilfsflotte" ;  vgl. 
auch  spanisches  Dekret  vom  24.  April  1898  (Bev.  g^n.  1898,  S.  761), 
Art.  4:  „Le  gouvemement  espagnol,  maintenant  son  droit  de  conc^er 
des  patentes  de  course  . . .  organisera,  pour  le  moment,  avec  des  navires 
de  la  marine  marchande,  des  croiseurs  auziliaires  de  la  marine  militaire.** 

^  So  französ.  ArrSt^  du  gouvemement  vom  22.  Mai  1803;  span. 
Ordonnanz  vom  20.  Juni  1801. 

^  Versuch  über  Kaper,  1795.     Die  zahlreichen,  meist  tendenziösen, 
modernen  Schriften   über  das  Thema  erreichen  Martens^   Abhandlung 
weder  an  Vollständigkeit  noch  an  Durchdringung  des  Materials. 
Staate-  u.  völkerreohtl.  Abhandl.    IV  4.  —  Stiel.  7 
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staatlichen  Autorisation  betrieben,  sich  als  eine  innerhalb 
der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  zulässige  militärische 
Aktion  moderner  Staatsgewalt  und  damit  als  ein  politisches 
Unternehmen  darstellt^.  Der  Begriff  einer  „Kaperei  ohne 
Autorisation'^  enthält  eine  contradictio  in  adjecto. 

Schiffe,  die  in  Kriegszeiten  ohne  staatliche  Autorisation 
gegen  den  Feind  auf  Seebeute  ausgehen,  stehen  danach 
unter  dem  allgemeinen  Piraterierecht.  Beschränken  sie  ihre 
Hostili täten  auf  Fahrzeuge  feindlicher  Nationalität,  so  können 
sie  nicht  als  Piraten  angesehen  werden  '.  Hieran  kann  sich, 
sofern  sie  sich  nur  in  den  Grenzen  der  politischen  Aktion 
halten,  auch  dadurch  nichts  ändern,  dafs  sie  neutralen 
Schiffen  gegenüber  die  Rechte  Kriegftlhrender  ausüben. 
Der  Kriegsgegner  darf  sie  in  völkerrechtlicher  Freiheit  zur 
Verantwortung  ziehen,  auch  ihre  Handlungen  landesrechtlich 
als  Piraterie  bezeichnen^;  der  Heimatstaat  ist  völkerrechtlich 
verbunden,  ihre  Aktion  zu  verhindern^.  Dritten  Staaten 
steht  ein  Eingriffsrecht  nicht  zu'^. 


'  6.  F.  V.  Märten 8,  §  5  u.  6  („sofern  man  also  den  Unterschied 
zwischen  unseren  Kapern  und  den  Seeräubern  darin  setzt,  dafis  eratere 
mit  besonderer  Erlaubnis  einer  kriegführenden  Macht  versehen  sind  . .  .**); 
s.  auch  oben  S.  38,  N.  6. 

>  Wheaton  II,  S.  18;  Kennj,  S.  316  („Even  though  their  action 
be  spontaneous  and  without  any  commission  at  all  from  the  Power  whose 
interests  they  serve**);  Pi^deli^vre  I,  S.  585.    Abw.  v.  Liszt,  8.  335. 

'  Vgl.  auch  §  12,  n,  2.  Es  ist  geschehen  im  ital.  Cod.  p.  l.  mar. 
merc.,  Art  322  („senza  essere  provvednta  di  lettere  di  marco**,  eine 
Voraussetzung,  die  die  einer  Autorisation  als  das  kleinere  einschliefst) 
und  im  brasil.  StG.B.,  Art  105,  §  1,  während  z.  B.  das  franzSs.  Gesets 
von  1825  eine  dahingehende  Bestimmung  nicht  enthält  (Art  2,  Nr.  2: 
„un  nsvire  .  .  .  6tranger,  lequel,  hors  l*^tat  de  guerre  . . .  commettrait 
iesdits  actes  enrers  des  navires  fran^is  ..,"), 

^  Denn  sie  widerspricht  den  Kriegsgesetzen.  Preufs.  Allgem.  Land- 
recht I,  9,  §  206  (noch  in  Geltung):  »Wer  ohne  diese  [Kaperbriefe]  auf 
Kaperei  ausgeht,  wird  als  ein  Seeräuber  angesehen;"  so  auch  holländ. 
Gesetz  von  1597  (Band,  S.  79f.)  und  darauf  gestützt  Bynkershoek, 
Quaest  Jur.  Publ.  L.  I,  C.  XVU. 

Im  allgemeinen  betrachtet  der  Heimatstaat  das  Schiff  nicht  als 
Piraten,  vgl.  franz5s.  Gesetz  von  1825,  Art.  2,  Nr.  1  (Gewaltakte  fran- 
zösischer Schiffe  Piraterie  nur,  wenn  gerichtet  „envers  des  navires  fran^s 
ou  des  navires  d'une  puissance  avec  laquelle  la  France  ne  serait  pas  en 
^tot  de  guerre"")  und  brasil.  StG.B.,  Art.  104,  §  1.  Ital.  Cod.  p.  1.  mar. 
merc,  Art.  322,  Abs.  2  und  span.  StG.B.  von  1870,  Art  155,  Abs.  2 
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Ein  Schiff,  das  sich  von  beiden  kriegführenden  Staaten 
zur  Kaperei  autorisieren  läfst,  kann  nicht  als  Kaper  an- 
gesehen werden,  da  seine  Aktion  eines  in  ihr  objektivierten 
politischen  Zweckes  vollständig  ermangelt.  Seine  Hostilitftten 
sind  gegen  prinzipiell  alle  Nationen  gerichtet;  wenn  es 
neutralen  Staaten  gegentlber  seine  Räubereien  auf  Wegnahme 
von  Kriegskontrebande  beschränkt,  so  ist  offenbar  die  Ab- 
sicht nur,  einen  längeren  ungestörten  Fortgang  des  Treibens 
zu  ermöglichen  (vgl.  oben  §  10  II).  Das  Schiff  ist  demnach 
Pirat». 

2.  Völkerrechtswidrige  Autorisierung  (vgl. 
§  12  II  3).  Völkerrechtswidrige  Autorisierung  setzt  den 
autorisierenden  Staat  allen  Folgen  der  Verletzung  der  loi 
de  guerre  aus.  Das  autorisierte  Schiff,  als  ein  völkerrechts- 
widriger Bestandteil  der  Streitkräfte,  entbehrt  (nicht  anders 
als  autorisierte  Francstireurs,  s.  o.  N.  4,  S.  82)  des  Schutzes 
der  Kriegsgesetze;  der  Kriegsgegner  kann  seine  Besatzung 
strafrechtlich  verantwortlich  machen.  Piraterie  im  Sinne 
des  Völkerrechts  ist  nicht  gegeben. 


beseichnen  zwar  die  Handlangen  als  piratische,  stellen  aber  einen  wesent- 
lich milderen  Strafrahmen  für  sie  anf ;  das  spanische  StG.B.  von  1848 
liefs  sie  noch  straflos.    Über  das  englische  Recht  s.  folgende  Note. 

^  Straf  barkeit  ausgeschlossen  im  französischen  (s.  S.  98,  N.  3), 
italienischen  (Cod.  p.  I.  mar.  merc.,  Art.  321,  Gewalthandlangen  fremder 
Schiffe  nur,  wenn  „faori  dello  stato  di  g^erra^  begangen,  als  Piraterie 
bezeichnet  und  strafbar)  und  brasilischen  (StG.B.,  Art  105,  §  1)  Rechte. 
Dementgegengesetzt  scheinen  die  Queens  Reg.,  Art.  450  (und  ahnlich 
schon  die  Naval  Reg.  von  1787  und  1826,  bei  Hall  eck  II,  S.  12,  N.  1): 
„Should  any  armed  ressel,  not  haying  a  Commission  of  War  .  .  .  from  a 
Foreign  de  facto  Government,  commit  piratical  acts  and  outrages  against 
the  vessels  and  goods  of  Her  Mi^esty's  subjects,  or  of  the  sabjects  of 
any  other  Foreign  Power  in  amity  with  Her  Mi^esty  .  .  .  such  vessel  is 
to  be  seized  ...;**  wenn  aber,  wie  daraus  ersichtlich,  das  englische  Recht 
den  Angriff  fremder  Schiffe  auf  Feinde  Englands  nicht  als  Piraterie  be- 
trachtet, so  kann  es  sich  nicht  wohl  berufen  fahlen,  ihre  Hostilitaten 
gegen  Feinde  ihrer  eigenen  Nation  als  solche  zu  reprimieren. 

^  So  die  durchaus  herrschende  Meinung.  G.  F.  v.  Martens,  Kaper, 
§  14;  Nau,  Grundsätoe  des  Völkerseerechts,  1802,  S.  895;  Pereis,  S.  174; 
Ortolan  I,  S.  246;  Wheaton  I,  S.  142;  Phillimore  I,  S.  508: 
Hall,  S.  262;  Woolsey,  Introdnction,  S.  234;  u.  a.  m.  Abweichend 
Pradier-Fod6r^,  §  2506;  Gareis  bei  Holtzendorff  H,  S.  581. 
Der  Fall  ist  besonders  genannt  im  niederl.  St.G.B.,  Art.  381,  Abs.  2. 

7* 
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Es  gehören  hierhin  vornehmlich  die  Autorisatton  ohne 
Ausstellung  eines  Eaperbriefes '  und  jede  Autorisation  in 
einem  Kriege  zwischen  Staaten,  die  der  Pariser  Seerechts- 
deklaration beigetreten  sind^.  Über  die  Autorisation  von 
Schiffen  fremder  Nationalität  siehe  lü. 

3.  Völkerrechtswidriges  Verhalten  des 
Kapers.  Nach  dem  allgemeinen  Grundsätze,  dafs  Ver- 
letzung der  Kriegsgesetze  den  Schuldigen  für  die  verletzende 
Handlung  ihres  Schutzes  beraubt,  kann  ein  Kaper,  der 
aufserhalb  des  Schauplatzes  des  Seekrieges  Beute  macht* 
oder  der  Prisen  verheimlicht^,  von  dem  Kriegsgegner  straf- 
rechtlich verfolgt  werden.  Wegnahme  neutraler  Schiffe  kann 
nach  dem  Landesrecht  des  verletzten  neutralen  Staates 
strafbar  sein,  doch  ist  derselbe  zur  Festnahme  des  Kaper* 
Schiffes  nur  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  (Intervention, 
s.  §  12  III)  befugt '^.     Fortsetzung  der  Aktion  nach  Ablauf 


'  Die  Autorisation  ist  rechtsfÖrmig,  Aofserachtlassimg  der  Form 
eine  Volkerrechtsverletsung.  Wie  der  Text  G.  F.  ▼.  Härtens,  Prdcis, 
§  288:  „Celui  qui,  sans  lettrea  de  marque,  commettrait  des  hostilit^s  sur 
mer,  peut  dtre  poni  comme  piraie,  tant  par  Tennemi  que  par  son  sou verain;' 
so  auch  Kaper,  §  10.  Das  englische  (s.  S.  99,  N.  5),  italienische  (S.  98, 
N.  3)  und  brasilische  (S.  98,  N.  3)  Recht  erklären  den  Kriegsgegner  ohne 
Kaperbrief  für  einen  Piraten;  nach  deutschem  Rechte  würden  die  Be- 
stimmungen des  StG.B.  über  Mord,  Raub  usw.  Anwendung  finden. 

'  Piraterie  soll  vorliegen  nach  Saripolos,  Griechisches  Stralrecht» 
1870,  §  561)'  und  Senly,  La  piraterie,  1902  (s.  o.  8.  6i,  N.  5),  8  79. 
Dagegen  betrachten  ▼.  Liszt,  8.  336  und  Pi^deli&vre  I,  S.  585,  den 
Kaper  selbst  als  überhaupt  nicht  verantwortlich.  Richtig  Revue  gSnörale 
IV,  1897,  8.  695:  „L'abolition  de  la  oourse  aurait  en  pour  efiet  de 
permettre  k  chacun  d'eux  [^Griechenland  und  der  Türkei]  de  consid^rer 
les  corsaires  de  Tautre  comme  pirates.'^ 

'  Vgl  G.  F.  V.  Martens,  Kaper,  §  18  (bei  Wegnahme  von  Schiffen 
in  den  Flüssen  des  Feindes  wird  der  Kaper  nicht  »als  rechtmäßiger  Feind 
angesehen,  sondern  als  Seeräuber  gestraft")  und  dort  Note  o  Nach- 
weisungen über  das  Landesrecht;  Band,  8.  95 f.  (niederl.  Placaat  vom 
24.  Februar  1696  und  mehrere  spatere  setaen  Todesstrafe  auf  das  blofse 
Eindringen  feindlicher  Kaper  in  die  niederländischen  Flüsse);  Wh ea ton  II, 
8.  87. 

*  Hienu  G.  F.  v.  Martens,  Kaper,  §  10;  Pereis,  8.  174. 

^  Nicht  Piraterie  (kein  Einsciureiten  des  neutralen  Staates)  Wheaton 
I,  8.  141;  Kent,  Int.  Law,  S.  409;  Woolsej,  Introduction ,  S.  234; 
Phillimorel,  8.508;  OrtolanI,  8.239;  Pradier-Fod^r^,  §2503; 
Pi^deliivre  I,  S.  584.  Der  Heimatstaat  ist  völkerrechtlich  verant- 
wortlich, wenn  die  Verfolgung  der  Entschidigungsansprüche  der  Neutralen 
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oder  Zurücknahme  des  Markbriefes  oder  nach  Beendigung 
des  Krieges  steht  unter  denselben  Regeln  wie  die  nicht 
autorisierte  Beutefahrt  (s.  o.  1)^.  Piraterie  im  Sinne  des 
Völkerrechts  ist  an  sich  keiner  dieser  Fälle  ^. 

Sehr  zweifelhaft  ist  die  Frage  der  Behandlung  eines 
Kapers,  der  für  mehrere  verbündete  oder  doch  nicht  mit 
einander  im  Kriege  befindliche  Mächte  gleichzeitig  tätig 
ist^.  Dem  allgemeinen  Pirateriebegriff  ordnet  sich  ein 
solches  Verhalten  nicht  unter;  aber  nach  dem  französischen, 
spanischen,  italienischen,  brasilischen  und  dem  älteren 
niederländischen  Rechte  könnte  es  scheinen,  als  sei  es 
durch  speziellen  völkerrechtlichen  Rechtssatz  der  Piraterie 
gleichgestellt*.  Die  Literaturbetrachtet  durchweg  die  mehr- 
fache Autorisierung  als  einen  nicht  zu  duldenden  Mifsstand; 


vor  seinen  Gerichten  nicht  zum  Ziele  fahrt,  amerik.-englischer  Schieds- 
vertrag vom  19.  Nov.  1794,  Art.  7  (La  Fontaine,  Pasicrisie  inter* 
nationale  1902,  S.  5). 

^  Nicht  Piraterie:  Bynkershoek,  Quaest  Jur.  Pabl.  I,  XVII; 
Fiore,  Droit  int.,  §  495;  Samios,  S.  37.     Abw.  Rivier  H,  S.  259. 

>  Doch  bedrohen  Brasil.  8t  G.B.,  Art.  104,  §  2  und  Niederl.  StG.B., 
Art.  381,  Abs.  2  Überschreitungen  der  Kommission  gane  allgemein  (nicht 
in  Beschränkung  auf  Verletzungen  der  eigenen  Interessen)  als  piratische 
Akte.  Per  eis,  S.  173  f.  und  110,  bezeichnet  die  im  Text  beschriebenen 
Tatbestande  als  „Quasipiraterie*',  ohne  sich  über  die  Rechtsfblgen  (ob 
internationale  Verfolgung)  naher  auszulassen. 

*  Eine  Äufserung  darüber,  ob  sich  der  autorisierende  Staat  einer 
Völkerrechtsverletzung  schuldig  mache,  sucht  man  in  der  Literatur  ver* 
geblich;   auch  das  Landesrecht  er^bt  nichts  darüber. 

*  FranzSs.  Ordonnanz  von  1681,  Buch  III,  Tit.  IX,  Art.  5:  „Tout 
Vaisseau  .  .  .  ayant  Commission  de  deux  differens  Princes  ou  Estats, 
sera  ...  de  bonne  prise;  et  8*il  est  Arm^  en  Guerre,  les  Capitaines  et 
Officiers  seront  punis  comme  Pirates,^  ähnlich  Elapereireglement  vom 
22.  Mai  1803  und  jetzt  Gesetz  von  1825,  Art  1,  Nr.  2.  Span.  Kaperei- 
ordonnanz vom  20.  Juni  1801,  Art.  27.  Ital.  Cod.  p.  1.  mar.  merc., 
Art  325.  Brasil.  StG.B.,  Art.  105,  §  3.  Niederl.  Placaat  vom  29.  Januar 
1658  (,Baud,  S.  91).  Die  Bestimmungen  beziehen  sich  auch  auf  aus- 
ländische Schiffe  und  NichtUntertanen.  Doch  zwingt  der  ganze  Komplex 
von  Vorschriften  nicht  unbedingt  zu  der  Annahme,  dafs  ihm  die  Auf- 
fassung der  Gleichheit  des  Tatbestandes  mit  dem  der  Piraterie  zugrunde 
liefft  Denn  die  prisen rechtlichen  Vorschriften  (firanzös.  Ordonnanz  von 
1^1  und  Kapereireglement  von  1803,  span.  Ordonnanz  von  1801)  denken 
wohl  daran,  dafs  sich  die  mehr&che  Kommissionierung  bei  der  Kontrolle 
fremder  Kaper  durch  französische  bezw.  spanische  Kriegsschiffe  (über 
die  Zulässigkeit  einer  solchen  Überwachung  vgl.  Hall,  S.  526)  heraus- 
stellt; und  die  strafrechUichen  setzen  nicht  notwendig  Inanspruchnahme 
eines  Auf  bringungsrechtes  in  einem  ihnen  entsprechenden  Umfange  voraus. 
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als  Piraten  sieht  sie  den  Kaper  entweder  gar  nicht  ^  oder 
nur  dann  an,  wenn  die  Markbriefe  nicht  von  dem  Heimat- 
Staate  und  dessen  Eriegsverbtlndeten  ausgestellt  sind'. 

Die  mit  der  mehrfachen  Kommissionierung  verbundene 
Führung  mehrerer  Flaggen  begründet  kein  internationales 
seepolizeiliches  Eingriffsrecfat^. 

HL  Eine  besondere  Beachtung  hat  auch  in  der  neueren 
Literatur  die  Frage  gefunden,  in  welcher  Rechtslage  sich 
ein  von  einem  anderen  als  seinem  Heimatstaate  autorisierter 
Kaper  befindet.  Die  Meinungen  sind  sehr  geteilt.  Man 
sah  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  allgemein  und  sieht 
noch  heute  sehr  häufig  die  Autorisierung  für  vollkommen 
legal  an^;  betrachtet  man  sie  als  illegal,  so  läfst  man  ent- 
weder nur  die  normalen  Rechtsfolgen  völkerrechtswidriger 
Kommissionierung  (s.  v.  U  2)   eintreten^,   oder  aber  man 


1  O.  F.  V.  Martens,  Kaper,  §  14;  Phillimore  I,  S.  503; 
Pradier-Fod^r^,  §  2506;  aach  Pereis,  S.  174. 

'  So  Ortolan  (im  Zasammenhang  mit  seiner  Ansicht,  daTs  Kaperei 
durch  ein  nicht  dem  autorisierenden  Staate  angehöriges  Schiff  Piraterie 
sei)  I,  S.  246;  wie  er  Calvo,  §  496.  —  Bynkershoek,  Quaest.  Jur. 
Publ.  I,  XVII  (im  Anschlufs  an  die  niederländische  Gesetzgebung,  s.  S.  101, 
N.  4)  und  Rivier  n,  S.  259,  scheinen  allgemein  Piraterie  anzunehmen. 

^  Nicht  einmal  dem  Staate,  dessen  Nationalflagge  miTsbrauchlich 
gefuhrt  wird,  steht  die  Befugnis  der  Kontrolle  auf  hoher  See  zu,  vgl.  die 
Schlufsbestimmung  in  §  3  b  der  deutschen  Verordnung  vom  21.  Aug.  1900 
(die  Kriegsschiffe  haben  die  unbefagte  Führung  der  Nationalflagge  zu 
verhindern)  in  Verbindung  mit  den  „Bestimmungen  für  den  Dienst  an 
Bord"  von  1903,  §  23,  Nr.  11  f  (Einschreiten  auf  hoher  See  nur  bei 
Übertretung  der  Verordnung  durch  deutsche  Handelsschiffe  gestattet). 
Beiläufig  hat  die  erwähnte  Bestimmung  des  §  3  b  in  dem  ^  22  des 
Flaggengesetzes,  in  dessen  Ausführung  die  Verordnung  von  1900  ergangen 
ist,  keine  Grundlage. 

*  Vattel  L.  ra,  C.  XV,  §  229;  G.  F.  v.  Martens,  Kaper,  §  13 
(^nichts  hindert,  auch  Untertauen  neutraler  oder  alliierter  Machte  Mark- 
briefe zu  geben,  wenn  diese  in  dem  Fall  sind,  sie  nachsuchen  zu  können"); 
Pradier-Fodör^,  §  2505;  Kent,  Int  Law,  S.  410;  Hall,  8.  262f. 
(„some  writers  hold,  that  usage  ought  to  be  modified*^);  Halleck  1, 
8.  398  Note;  Travers  Twiss,  Int  Law  II,  S.  419. 

^  Der  Gegner  kann  die  Besatzung  strafrechtlich  verantwortlidi 
machen;  so  wohl  Phillimore  I,  S  504:  „That  such  a  vessel  is  guilty 
of  a  gross  infraction  of  International  Law,  that  she  is  not  entitled  to 
the  liberal  treatment  of  a  vanquished  enemy,  is  whoUy  unquestionable ; 
but  it  would  be  dif&cult  to  maintain  that  the  character  of  piracy  has 
been  stamped  upon  such  a  vessel  by  the  decision  of  International  Law/ 
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erklärt  den  Kaper  für  einen  Piraten  im  Sinne  des  Völker- 
rechts ^ 

Für  die  Entscheidung  der  Rechtsfrage  ist  ihre  genaue 
Trennung  von  einer  anderen,  mit  der  sie  in  der  neueren 
Literatur  regelmäfsig  vermischt  wird,  von  gröfster  Bedeutung. 
Ea  ist  die,  ob  eine  Regierung,  die  ihren  Untertanen  ge- 
stattet, fremde  Kaperbriefe  anzunehmen,  sich  einer  Neu- 
tralitätsverletzung schuldig  mache  ^.  Ihre  Bejahung  oder 
Verneinung  präjudiziert  einer  Stellungnahme  zu  der  Frage 
der  Behandlung  des  Kaperschiffes  in  keiner  Weise,  so  wenig 
wie  die  Tatsache  der  Anwerbung  im  Gebiete  einer  neutralen 
Macht,  der  Ausrüstung  in  einem  neutralen  Hafen  für  die 
Entscheidung  der  Frage  bestimmend  ist,  ob  die  Handlungen 
eines  Truppenkörpers  oder  eines  Kriegsschiffes  nach  der 
loi  de  guerre  strafrechtlicher  Ahndung  entzogen  sind.  Nicht 
die  Neutralitätsverletzung  des  Heimatstaates,  sondern  nur 
die  Völkerrechtswidrigkeit  der  Handlungsweise  des  autori- 
sierenden Staates  kann  der  Anerkennung  des  Kapers  als 
eines  rechtmäfsigen  Feindes  entgegenstehen.  Die  überaus 
zahlreichen  landesrechtlichen  Bestimmungen,  die  den  eigenen 
Untertanen  die  Annahme  fremder  Kaperbriefe  verbieten, 
scheiden  schon  aus  diesem  Grunde  für  eine  Betrachtung  der 
Rechtsstellung  des  Kaperschiffes  gegenüber  dem  Kriegs- 
gegner und  dritten  Nationen  völlig  aus*^"^*. 


'  Pereis,  8.  172f.;  Ortolan  I,  S.  243f.;  Bonfils,  §  1273; 
Bivier  II,  S.  259. 

^  Die  Frage  ist  za  bejahen.  So  6.  F.  v.  Härtens,  Kaper,  §  18 
(„da  es  aber  der  Neutralität  nicht  gemafs  ist,  zu  gestatten,  dafs  Unter- 
tanen durch  dergleichen  Kapereien  den  einen  kriegführenden  Teil  unter- 
stützen und  dem  anderen  schaden,  so  verbieten  alle  Staaten  überhaupt 
Markbriefe  von  einer  fremden  Macht  ohne  Erlaubnis  ihres  Souverains 
anzunehmen,  und  viele  Verträge  verpflichten  sie  sogar,  .  .  .  ihren  Unter- 
tanen dieses  zu  untersagen.**  Er  fahrt  fort:  „Gleichwohl  ist  die  krieg- 
führende Macht,  wider  welche  sie  solche  Biarkbriefe  erlangt  hätten,  nicht 
berechtigt,  sie  als  Seeräuber  zu  behandeln**);  Heffter,  §  148. 

*  Vgl.  N.  2.  Sie  haben  den  Sinn  der  Erfüllung  einer  Neutralitäts- 
pflicht, doch  wird  namentlich  den  älteren  auch  das  rein  egoistische  In- 
teresse der  Erhaltung  der  Schiffe  für  den  eigenen  Staat  zugrunde  liegen. 
Dafs  die  Bestimmungen  nicht  zur  Begründung  der  Ansicht  herangezogen 
werden  können,  die  Piraterie  im  Sinne  des  Volkerrechts  behauptet,  ergibt 
mit  aller  Klarheit  der  häufige  Zusatz:    „ohne  Erlaubnis  der  Regierung** 
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Das  hiernach  für  die  Erkenntnis  des  völkerrechtlichen 
Rechtszustandes  verbleibende  gesetzliche  und  diplomatische 
Material  besteht,  soweit  wir  sehen,  aus  zwei  niederländischen 
Gesetzen  aus  dem  17.  Jahrhundert  (holländisch-portugiesischer 
und  holländisch-englischer  Krieg)  ^,   englischen  und  franzö- 

und  dann  die  Tatsache,  dafs  überhaupt  nar  ein  Teil  von  ihnen  die 
Handlung  als  Piraterie  bezeichnet.  Solche  Verbote  sind:  Französ. 
Ordonnanz  von  1681 ,  L.  Ili ,  Tit.  IX ,  Art  3  („d^fendons  k  tous  nos 
Sujets  de  prendre  Commission  d'aucuns  Roys  . . .  estrangers ,  pour  . . . 
courir  la  Mer  sous  leur  Banniere,  si  ce  n^est  par  nostre  permission,  k 
peine  d'estre  traitez  comme  Pirates*^);  niederl.  Placaaten  von  1611»  1653 
und  sonst;  englische  Verbote  im  l7.  Jahrhundert  (Leoline  Jeokins  bei 
Phillimore  I,  8.  492:  „Tis  a  crime  in  an  Englishman  to  take  com* 
mission  from  any  foreign  prince,  that  is  in  open  war  with  another  prinoe 
or  State  .  .  .  since  bis  Majesiy  hath  forbid  it  by  various  proclamationB.'' 
Aber :  „  Yet  if  a  man  de  take  such  a  commission,  or  serve  under  it,  theo 
*ti8  no  robbery  to  assault,  subdne,  and  despoii  bis  lawfnl  enemy*');  s. 
auch  die  Angaben  bei  6.  F.  ▼.  Märten 8,  Kaper,  §  18,  Note  s.  Aus 
neuerer  Zeit:  englische  Foreign  Enlistment  Act,  1870,  s.  4;  ameiik.  Rct. 
Stat.  s.  5281  f.  (Neutralitätsakte  vom  20.  April  1818);  französ.  Gesetz  von 
1825,  Art  3,  Nr.  1;  span.  Kapereiordonnanz  von  1801,  Art  29;  brasil. 
StG.B.,  Art.  104,  §  6  (in  den  drei  letztgenannten  Gesetzen  ist  der  Tat- 
bestand als  Piraterie  bezeichnet);  niederl.  StG.B.,  Art  388;  und  implicite 
alle  Landesgesetze,  die  den  Eintritt  in  fremde  Kriegsdienste  allgemein 
untersagen.  Besonders  erwähnt  femer  in  zahlreichen  Neutralitäts- 
erklärungen (verschiedenen  rechtlichen  Charakters),  so  z.  B.  österr.  Erlais 
vom  25.  Mai  1854  (Annahme  von  Kaperbriefen  soll  als  Versuch  des 
Raubes  betrachtet  werden)  und  ähnlich  ll.  Mai  1859,  ital.  Dekrete  vom 
6.  April  1866  und  26.  Juli  1870.  Das  Geltungsgebiet  der  Verbote  ist 
verschieden,  z.  B.  ist  die  amerik.  Neutralität.«akte  von  1818  auf  innerhalb 
des  amerikanischen  Territoriums,  die  engl.  For.  Eni.  Act,  1870,  auf  von 
englischen  Untertanen  begangene  Handlungen  anwendbar.  —  Das  eng- 
lische und  das  amerikanische  Recht  haben  zur  Begründung  unbeschränkter 
Strafkompetenz  Feindseligkeiten  englischer  bezw.  amerikanischer  Unter- 
tanen gegen  ihr  Vaterland  „under  colour  of  any  commission  from  any 
foreign  prince"  für  piracy  erklärt,  11  u.  12  Will.  3  c  7  s.  8  (1698), 
18  Geo.  3  c.  30  (1744),  amerik.  Rev.  Stat  s.  5373  (30.  April  1790);  der 
Tatbestand  ist  ein  Fall  des  Landesverrats. 

^  Häufig  haben  einzelne  Mächte  sich  vertragsmäfaig  verpflichtet, 
ihren  Untertanen  die  Annahme  fremder  Kaperbriefe  zu  verbieten,  wobei 
mehrfach,  aber  nicht  einmal  in  der  gröfseren  Zahl  der  Fälle,  der  reprobierte 
Tatbestand  als  Piraterie  qualifiziert  wurde.  Wie  man  aus  diesen  Ver- 
trügen herauslesen  will,  dafs  jeder  nicht  nationale  Kaper  Pirat  im  Sinne 
des  Völkerrechts  sei  (lionfils,  §  1273),  ist  ganz  unerfindlich.  Eine 
detaillierte  Anziehung  des  in  Frage  kommenden  Quellenmaterials  erfibrift 
sich  (die  alteren  Verträge  siehe  bei  G.  F.  v.  Martens,  Kaper,  §  13, 
Note  t,  die  neueren  bei  Pradier-Fod6r6,  §  2505. 

'  Placaaten  vom  29.  Juli  1661,  Verbot  an  jeden  Nichtportugiesen, 
auf  portugiesischen  Kaperschiffen  Dienst  zu  tun,  bei  Strafe,  als  Seeräuber 
behandelt  zu  werden,  und  vom  11.  März  1665,  dasselbe  gegenüber  England 
(Kaud,  S.  92,  94). 
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sischen  Verwaltungsanordnungen  vom  Ende  des  18.  bezw. 
dem  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  (französisch-englische 
Kriege)^,  einem  Schreiben  des  französischen  Admirals 
Baudin  an  den  mexikanischen  Kriegs-  und  Mariaeminister 
vom  8,  Januar  1839  (französisch-mexikanischer  Krieg)*,  dem 
amerikanischen  Gesetze  vom  3.  März  1847,  Rev.  Stat.  s. 
5374  (amerikanisch-mexikanischer  Krieg)  ^,  und  dem  Art  7 
des  spanischen  Dekrets  vom  24.  April  1898  (spanisch- 
amerikanischer Krieg)  ^. 

Aus  diesem  Material  ergibt  sich  eins  mit  aller  Sicherheit: 


1  Mr.  Randolph,  See.  of  State,  to  Mr.  Hammond,  23.  Okt. 
1794  (W  hart  OD,  Int.  Law,  §  383):  „The  British  position  that  American 
Citizens  employed  on  French  privateers  in  the  war  with  revolutionary 
France  were  pirates,  is  in  conflict  with  settled  principles  of  international 
law.*"  Mr.  Madison,  See.  of  State,  report  25.  Jannar  1806  (Wharton 
a.  a.  O.):  ,,The  French  decree  of  June  6,  1803,  importing  that  everj 
privateer  of  which  two-thirds  of  the  crew  should  not  he  natives  of 
England,  or  subjects  of  a  power  the  enemy  of  France,  shall  be  considered 
a  pirate,  in  in  contravention  of  the  law  of  nations." 

'  „Je  dois  faire  connoitre  ä  Y.  E.  qu^afin  d'empScher,  dans  Tint^rSt 
du  commerce  de  toutes  les  nations,  qn'nn  systime  de  piraterie  et  de 
brigandage  ne  s^organise  sous  le  pavillon  mexicain,  j'ai  doun6  .  . .  aux 
capitaines  des  navires  de  guerre  pous  mes  ordres  des  instmctions  dont 
voici  Textrait: 

,Ne  seront  consid^r^s  comme  mexicains  que  les  navires  arm6s  dans 
an  des  ports  da  Mexique,  pourvus  d*ane  lettre  de  marque  r^g^li^re, 
^man6e  directement  du  gouvernement  de  ce  pays,  et  dont  le  capitaine 
et  les  deux  tiers  de  T^quipage  au  moins  seront  n^s  mexicains. 

Tout  corsaire,  sous  pavillon  mexicain,  qni  ne  satisferait  pas  k  ces 
conditions,  sera  consid^r^  comme  pirate,  et,  comme  tel,  traitS  avec  toute 
la  s^v^rit^  des  lois  de  la  guerre*"  (Ortolan  I,  S.  449). 

^  „Every  subject  or  Citizen  of  any  foreign  State,  who  is  fouud  and 
taken  on  the  sea  roaking  war  upon  the  United  States,  or  cruising  against 
the  vessels  and  property  thereof,  or  of  the  Citizens  of  the  same,  contrary 
to  the  provisions  of  any  treaty  existing  between  the  United  States  and 
the  State  of  which  offender  is  a  Citizen  or  subject,  when  by  such  treaty 
such  acts  are  declared  to  be  piracy,  is  guilty  of  piracy,  and  shall  snffer 
death."  Vorgeschlagen  durch  Botschaft  des  Präsidenten  vom  8.  Dez.  1846 
(bei  Ortolan  I,  S.  242,  N.  1),  weil  die  Gefiihr  der  Annahme  mexi- 
kanischer Kaperbriefe  durch  spanische  Untertanen  bestand  (entgegen 
Art  14  des  spanisch-amerikanischen  Vertrages  vom  20.  Okt.  1795). 

^  „Seront  considär6s  et  jug^s  comme  pirates,  avec  toute  la  rigueur 
des  lois,  les  capitaines,  patrons  officiers  des  navires  qni,  n'^tant  ni  nord- 
am^ricains,  ni  mont^s  par  un  Equipage  aux  deux  tiers  am^ricains,  seront 
captar^s  exer^nt  des  actes  de  guerre  contre  TEspagne,  mSme  s'ils  sont 
pourvus  de  lettres  de  marque  d^livr^es  par  la  fiepublique  des  Etats-Unis" 
(Revue  generale  V,  1898,  S.  761,  N.  1). 
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dafs  die  autorisierte  Kaperei  eines  nicht  dem  autorisierenden 
Staate  angehörenden  Schiffes  nicht  Piraterie  im  Sinne  des 
Völkerrechts  ist.  Die  Dokumente  sind  sämtlich  Erklärungen 
kriegführender  Staaten  an  den  Feind;  sie  enthalten  die 
Drohung,  angeblich  völkerrrechtswidrige  Bestandteile  der 
feindlichen  Seestreitkräfte  nach  Strafrecht  zu  behandeln^. 
Von  einem  internationalen  Schutze  gemeinsamer  Interessen 
ist  gar  nicht  die  Rede. 

Es  bleibt  noch  die  Frage  ^,  ob  der  den  angeführten 
Ekitschliefsungen  einzelner  Mächte  zu  Grunde  liegende 
Gedanke  der  Völkerrechtswidrigkeit  der  Autorisierung 
fremder  Schiffe  in  der  Tat  geltendes  Völkerrecht  ist  Die 
alten  holländischen  Gesetze  haben  offenbar  nicht  vermocht, 
die  Ansicht  der  völkerrechtlichen  Zulässigkeit  der  durch  sie 
bedrohten  Handlungen  dauernd  zu  beeinflussen  (s.  o.  N.  4, 
S.  102) ;  noch  die  britischen  und  französischen  Prätensionen 
an  der  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts  wurden  als 
ein  Verstofs  gegen  „settled  principles  of  international  law" 
empfunden  (s.  o.  N.  1,  S.  105);  das  amerikanische  Gesetz 
von  1847  beschränkt  sich  auf  die  Kriminalisierung  des 
Tatbestandes  für  den  Fall,  dafs  der  Heimatstaat  des  Täters 
vertragsmäfsig  die  Strafwürdigkeit  zugestanden  hat*,  scheint 


^  Vgl.  auch  Pradier-Fod^rä,  §2505:  „liest  bien  Evident  qa'im 
Etat  . .  .  assimilant  aux  pirates  les  nationanx  de  PaiBsancoB  ^trang^res 
avec  lesquelles  il  est  en  paix,  qui  prendraient  d^Etats  tiere  des  commissions 
en  course  contre  lui  .  . . ,  pourroit  k  sa  propre  defense ,  k  sa  propre 
8Üret4,  mais  ne  peut  pas  imposer  aux  Paissances  ^trangeres,  qui  ii*ODt 
pas  les  mdmes  Int^rSts  que  lui,  les  dispositions  des  lois  qu'il  a  faites.** 

'  Das  folgende  gehört  schon  nicht  mehr  zur  Abgrenzung  des  völker- 
rechtlichen Tatbestandes  der  Piraterie. 

>  S.  o.  S.  105,  N.  8.  Pradier-Fod^r4,  §  2504  und  Hall,  8.  263, 
übersehen  auffälligerweise  diese  wesentliche  Beschränkung.  —  Das  Gesetz 
ist  nicht  leicht  verständlich.  Ist  die  Erteilung  der  Kaperbriefe  unzulässig, 
so  liegt  kein  Grund  vor,  die  Strafdrohung  auf  Fälle  zu  beschränken,  in 
denen  der  Heimatstaat  sich  seinerseits  verpflichtet  hat,  die  Annahme  durch 
seine  Untertanen  zu  verhindern;  ist  sie  zulässig,  so  ist  der  Empfänger 
der  Kommission  als  rechtmäfsiger  Feind  zu  behandeln.  Pradier-Fod^re, 
§  2505  undTraversTwiss,  Int  Law  II,  8. 419,  betrachten  denn  auch  (unter 
Zugrundelegung  der  zweiten  Alternative)  die  Bestrafung  der  Beaatsung 
trotz  Bestehens  eines  Vertrages  des  in  dem  amerikanischen  Gesetze  be* 
zeichneten  Inhalts  als  völkerrechtswidrig.    Ihrer  Ansicht  dürfte  beizutreten 
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ihn  also  im  allgemeinen  nicht  für  widerrechtlich  zu  halten; 
die  in  der  Tat  allgemeine  Drohung  Band  ins  1839  galt 
einem  —  zu  damaliger  Zeit  —  zerrütteten  und  für  ein 
legales  Vorgehen  von  ihm  herangezogener  fremder  Abenteurer 
keinerlei  Garantieen  bietenden  Staate;  und  der  gleichfalls 
allgemeine  Artikel  des  spanischen  Dekrets  von  1898  endlich 
war  von  vornherein  unpraktisch.  Die  Frage  spitzt  sich 
schliefslich  dahin  zu,  ob  man  die  Haltung  Frankreichs  1839 
und  die  Spaniens  1898  als  genügenden  Ausdruck  einer  all- 
gemeinen völkerrechtlichen  opinio  necessitatis  betrachten 
und  zugleich  darin  einen  für  die  Entstehung  eines  Ge- 
wohnheitsrechtes ausreichenden  usus  sehen  will^  In  der 
Erwägung,  dafs  auch  die  neutralen  Mächte  an  dem  Rechts- 
zustande interessiert  sind,  da  sie  die  Ausübung  der  Rechte 
der  Kriegführenden  gegenüber  ihren  Schiffen  durch  un- 
rechtmäfsige  Bestandteile  der  Streitmacht  nicht  zu  dulden 
brauchen,  dafs  aber  autoritative  Erklärungen  Neutraler  über 
die  Unzulässigkeit  der  Verwendung  fremder  Kaper  gänzlich 
fehlen,  wird  man  die  Frage  verneinen  müssen. 

Allgemeine  völkerrechtliche  Grundsätze  stehen  dieser 
Entscheidung  nicht  entgegen.  Deklamationen  über  das 
Prinzip  des  Krieges  als  eines  die  ganze  nationale  Kraft,  aber 
auch  nur  diese  anspannenden  Kampfes  der  Nationen,  wie  sie 
Ortolan  bringt,  der  erste  literarische  Verfechter  der  An- 
sicht, die  in  dem  nicht  staatszugehörigen  Kaper  einen  Piraten 
nach  Völkerrecht  sehen  will,  können  das  positive  Völker- 
sein. Doch  ist  zu  beachten,  dafs  die  Behandlung  des  Kapers  nach  droit 
de  gaerre  nur  dem  Kriegsgegner,  nicht  auch  dem  Heimatstaate  des  Kapers 
gegenüber  rechtswidrig  ist,  da  dieser  durch  den  Vertrag  gebunden  ist, 
sein  Schutzrecht  nicht  auszuüben  (Wortlaut  der  Verträge:  „il  sera  puni 
comme  pirate,"  „sous  peine  d'etre  consid^r^  et  traitä  comme  pirate"); 
die  Beschrankung  des  amerikanischen  Gesetzes  hat  also  immerhin  einen 
guten  Sinn. 

'  Die  französische  und  die  spanische  Erklärung  differieren  darin, 
dafs  die  Forderung  nationaler  Bemannung  in  der  einen  absolut,  in  der 
anderen  alternativ  mit  der  der  Staatsangehörigkeit  des  Schiffes  aufgesteUt 
wird.  Die  Note  Band  ins,  nach  Inhalt  und  Ton  ein  Produkt  europäischen 
Überlegenheitsgefuhls ,  droht,  auch  mexikanische  und  mit  Inländern  be- 
mannte Kaperschiffe  als  Piraten  zu  behandeln,  wenn  sie  nicht  in  Mexiko 
ausgerüstet  sind. 
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recht  nicht  beseitigen,  das  die  Verwendung  fremder  Schiffe 
so  wenig  untersagt  wie  den  Kriegsdienst  nicht  Staats- 
angehöriger Personen  ^  Zuzugeben  istOrtolan  nur,  dafs 
dem  nicht  dem  krie;f&hrenden  Staate  angehörigen  an  der 
militärischen  Aktion  teilnehmenden  Schiffe,  da  es  den 
Schutz  seines  Heimatstaates  nicht  beanspruchen  kann,  ein 
wahrer  nationaler  Charakter  fehlt;  aber  es  ist  anzunehmcD, 
dafs  es  fbr  die  Zeit  der  Kommissionierung  zu  dem  autori- 
sierenden Staate  g^enüber  dritten  Mächten  in  demselben 
völkerrechtlichen  Verhältnis  steht  wie  dessen  Nationalschifie' 
(s.  darüber  §  12  H  u.  III). 

§  16.   Der  Handel  mit  NegersklaTen. 

Die  Perhorreszierung  der  Sklaverei  fbhrt  auf  den 
Gedanken  der  Anerkennung  eines  jeden  Gliedes  des 
Menschengeschlechts  als  einer  unverletzlichen  und  schutz- 
würdigen Persönlichkeit  zurück,  ein  Prinzip  also,  das  in 
den  modernen  Landesrechten  zu  allgemeiner  Durchführung 
gebracht  ist  und  dem  Völkerrechte  zu  Grunde  liegt  (s.  o. 
§  6  I).  Die  Anpassung  des  innerstaatlichen  Personenrechtes 
an  dieses  Prinzip  interessiert  hier  nicht.  In  Rücksicht  auf 
die  internationalen  Beziehungen  läTst  es  die  Unterdrückung 
der  Sklaverei  als  ein  gemeinsames  sittliches  Interesse  der 
Kulturvölker  erscheinen.  Dieses  Interesse  hat  sich  zwar 
nicht  so  stark  erwiesen,  dafs  es  zur  Bildung  eines  die  Ab- 
schaffung der  Sklaverei  Air  eine  völkerrechtliche  Pflicht  er- 
klärenden Rechtssatzes  geführt  hätte,  hat  aber  immerhin  eine 
steigende  Zahl  von  Nationen  veranlafst,  eine  vertragsmäfsige 
Verpflichtung  zur  Unterdrückung  des  Handels  mit  Neger- 
sklaven und  damit  zur  Verstopfung  der  heute  allein  noch  wesent- 
lichen Quelle  der  Sklaverei   zu  übernehmen.     Soweit  diese 


*  Ortolan  I,  8.  243:  „Comment,  tandiB  qne  T^tat  reste  neatre, 
les  sajets  particaliers  de  cet  6tat  prendraient-ilB  partie  pour  Tun  oa  ponr 
Tantre  des  bellig^rants?"  Das  Volkerrecht  hat  allerdings  nichts  dag^D 
einzuwenden. 

2  So  Hall,  6.  268,  264;  Pradier-Fod^ri,  §  2504  („ce  narire 
est  convert,  da  moins  vis-k-vis  des  Puissances  tierces,  par  la  commission 
qu'il  a  obtenne"). 
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Yortraglichen  Verpflichtungen  reichen,  ist  der  Sklavenhandel 
ein  völkerrechtswidriges  Unternehmen  (vgl.  oben  §  8  III). 

Piraterie  und  Sklavenhandel  ist  gemeinsam,  dafs  beide 
gegen  die  grofsen  Qesamtinteressen  der  Eulturwelt  ver- 
stolsen.  Während  dieser  aber  in  erster  Linie  sittlichen 
Forderungen  zuwiderläuft^  widerspricht  jene  wirtschaftlichen 
Notwendigkeiten,  und  wenn  jene  von  allen  Nationen  ohne 
Ausnahme  bekämpft  wird,  ist  dieser  nur  partikulär  als 
völkerrechtswidrig  gebrandmarkt. 

Das  Mittel  der  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  zur 
See  ist  die  Visitation  und  Beschlagnahme  verdächtiger 
Schiffe.  Das  fernere  Verfahren  ist  aber  nicht  wie  bei  der 
Piraterie  ausschliefslich  von  dem  Landesrecht  des  Nehme- 
staates abhängig,  sondern  die  Verträge  sind  besorgt,  die 
Aburteilung  durch  den  Heimatstaat  des  beschlagnahmten 
Schiffes  herbeizuführen. 

Da  hiernach  Grund,  Umfang  und  Mittel  der  Repression 
des  Sklavenhandels  und  der  Piraterie  wesentliche  Ver- 
schiedenheiten zeigen,  so  ist  die  Auffassung  des  Sklaven- 
handels als  Piraterie  oder  Quasipiraterie  ^  nicht  zulässig. 
Erklären  ihn  gleichwohl  einzelne  Verträge^  oder  Gesetze 
dafür,  so  kann  eine  solche  Betrachtungsweise  völkerrechtlich 
nur  die  Bedeutung  einer  Vergleichung  verwandter  aber  un- 
gleicher Erscheinungen  beanspruchen;  landesrechtlich  mag 
sie  zur  Begründung  der  Kompetenz  der  heimischen  Straf- 
gerichtsbarkeit oder  zur  Bestimmung  des  Strafmafses  dienen^. 

Nichtsdestoweniger  ist  der  Begriff  der  Piraterie  für  die 
Unterdrückung  des  Sklavenhandels  von  grofser  historischer 
Bedeutung  gewesen,    insofern  die  Zulässigkeit  des  Eingriffs 


^  Die  letztere  Ansicht  bei  Pereis,  S.  110.  Über  die  Geschichte 
der  Identifizierung  siehe  Pradier-Fod^r^,  §  2513 f. 

'  Qtiintuplevertrag  vom  20.  Dez.  1841,  Art  1. 

*  Das  Landesrecht  regelt  fast  durchweg  Piraterie  und  Sklavenhandel 
unabhängig  voneinander  (eine  Übersicht  über  die  gegen  den  Sklaven- 
handel gerichteten  Landesstra^esetze  gibt  Kaysel,  Die  Gesetzgebung 
der  Kulturstaaten  zur  Unterdrückung  des  afrikanischen  Sklavenhandels, 
Breslau  1905).  Abweichend  nur  das  englisch-amerikanische  Becht,  s.  o. 
S.  35,  N.  5. 


110  IV  4. 

zwecks  Verfolgung  der  Piraterie  im  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts der  einzige  Fall  eines  Visitationsrechtes  in  Friedens- 
zeiten war,  die  einzige  vermittelnde  Beziehung  zwischen 
dem  nach  langen  und  schweren  Kämpfen  endlich  zum  Siege 
gelangten  Prinzip  der  Meeresfreiheit  und  einem  im  allge- 
meinen Interesse  liegenden  System  internationaler  Seepolizei  ^ 

§  17.   Yerletzangen  unterseeischer  TelegraphenkabeL 

Wie  die  Vertiefung  seiner  sittlichen  Interessen  den 
Menschen  die  Unterdrückung  des  Sklavenhandels  als  eine 
moralische  Notwendigkeit  erkennen  heifst,  so  macht  die 
Erweiterung  seiner  ökonomischen  und  politischen  Be- 
ziehungen über  den  ganzen  Erdkreis  hin  einen  wirksamen 
Schutz  der  internationalen  Verkehrseinrichtungen  zu  einem 
wirtschaftlichen  Bedürfnis.  Seiner  Befriedigung  dienten, 
soweit  Einrichtungen  der  internationalen  Seepolizei  in  Frage 
kommen,  bis  in  die  neueste  Zeit  ausschliefslich  die  völker- 
rechtlichen Rechtsnormen  über  die  Piraterie.  So  ist  ver- 
ständlich, dafs,  als  das  neu  entstandene  Netz  der  unter- 
seeischen Telegraphenkabel  neue  Rechtssätze  zu  seinem 
Schutze  verlangte,  die  ersten  diplomatischen  Schritte  sich 
in  der  Richtung  einer  Erweiterung  des  Pirateriebegriffs  auf 
die  zu  reprimiereüden  Handlungen  bewegten '.  Die  Kabel- 
konvention vom  14.  März  1884  und  die  zu  ihrer  Ausfbhrung 
ergangenen  Landesgesetze,  das  schliefsliche  Ergebnis  der 
Verhandlungen,  haben  sich  von  diesem  Gedanken  frei  gemacht 
Immerhin  hat  sich  auch  hier  wie  in  der  Bekämpfung  des 
Sklavenhandels  der  Pirateriebegriff  wertvoll  erwiesen,  in- 
sofern die  Anknüpfung  an  ihn  dem  neuen  Rechtsgebilde  das 
Odium  des  Unerhörten  nahm. 


^  Vgl.  Cauchy,  Le  droit  maritime  international,  1862,  II,  S.  388: 
„Assimiler  la  traite  des  noirs  a  la  piraterie,  c'Stait,  snivant  eile  [1* Angle- 
terre],  le  moyen  de  faire  rentrer  sous  Tempire  de  principes  d6jk  reconnos 
nn  fait  anormal.^ 

'  Siehe  darüber  Renaalt,  De  la  protection  internationale  des 
cAbles  t^lSgraphiques  sous-marlns,  Revue  de  droit  international  XU, 
8.  251  f.  (S.  258--265)  und  Scholz,  Krieg  und  Seekabel  1904,  8.  5 f. 
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59,  A.  1;  8.  94,  A.  1; 

4.        Stiel.  8 
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S.   95,    A.    2;    S.    96, 
A.  1 ;  S.  98,  A.  5. 

Finnland. 

Strafgesetzbuch  vom  19.  De- 
zember 1889: 

Kap.  I:  S.  15,  A.  4; 

Kaiserl.     Verordnung     vom 
21.  April  1894:  S.  15,  A.  4; 

Frankreieh. 

Gesetz  Ludwigs  deä  Zänkers 
von  1815:  S.  46,  A.  4; 

Ordonnanz  vom  7.  Dezember 
1373:  S.  38,  A.6;S.44,  A.  2; 
Ordonnance  touchant  la  ma- 
rine von  1681 : 

Buch  III,  Tit.  IX,  Art.  3: 
S.  103,  A.  3, 
Art.    5:    S.    72,    A.   2; 
S.  101,  A.  4 
Buch  IV,  Tit.  IX,  Art.  18: 
S.  46,  A.  4; 
Arr^t^  du  Gouvernement  betr. 
die  Kaperei  vom  22.  Mai  1803: 
Art  51  u.  52:  S.  47,  A.  1; 
Code  d Instruction  criminelle 
▼on  1808: 

Art.  5:  S.  15,  A.  4; 
Code  penal  von  1810: 

Art.  75:  S.  49,  A.  1; 
Loi    pour    la   süret^    de    la 
aavigation     et    du    commerce 
maritime  vom  10.  April  1825: 
Art.  1,  Nr.  1:  8.  60,  A.  3 
Nr.  2 :  8.  101,  A.  4 
2:   S.  9,  A.  3;  8.  15, 
A.  4;   8.  49,  A.  1; 
8.  66,  A.  1 
2,  Nr.  1:   S.  75,   A.  3; 
8.  98,  A.  4 


2,  Nr.  2:  8.  98,  A.  3 
2,  Nr.  3:  S.  72,  A.  2 
8,  Nr.  1 :  S.  103,  A.  3 
8,  Nr.  2:  8.  49,  A.  1 
4,  Nr.  1:  8.  69,  A.  4 
4,  Nr.  2:    8.  49,    A.    1; 
8.  70,  A.  3 
6:  8.  76,  A.  2 
10:  8.  47,  A.  1;  8.  52, 

A.  3 
16:  8.  47,  A.  1 
17:  8.  47,  A.  4 
19:  8.  48,  A.  1 
21:  8.  33,  A.  1; 
Konstitution     vom     4.    No- 
vember 1848: 

Art.  5:  8.  49,  A.  1; 
Code  de  justice  militaire  pour 
rarm6edemervom4.Jani  1858: 
Art.  90:  8.  47,  A.  4; 
D6cret  sur  le  Service  k  bord 
vom  20.  Mai  1885  (Instruktion): 
Art.  138:  8.  96,  A.  1; 
;       D^cret     betr.    die     Rechts- 
I  Verhältnisse    der  französischen 


Btti^er  auf  den  herrenlosen 
Inseln  des  8tillen  Ozeans  vom 
28.  Februar  1901 :  8.  2,  A.  1. 

Orieehenland. 

8trafge8etzbuch  vom  10.  Jan. 
1834: 

Art.  364:  8.  38,  A.  8; 

Gesetz  nsQi  NavTanatt^^ 
xai  Huqaxtiag  vom  30.  März 
1855:  8.  33,  A.  8. 

Italien. 

8tatut  von  Cataro,  14.  Jahr- 
hundert : 

Kap.  400:   S.  38,  A.  6; 
S.  44,  A.  2; 
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Florenzer  Capitoli  pel  viaggio 
di  Barberia,  16.  Jahrhundert: 
Art.  7:  S.  40,  A.  3; 
Genuesische     Statuten     von 
1313  u.  1316:   S.  38,   A.  6;  ' 
S.  40,  A.  3-,  S.  45,  A.  3; 

Pisanisches     Breve      curiae 
maris  von  1298:  | 

Kap.  24:    S.   38,    A.    6; 
S.   40,   A.    3;    S.   45,  , 
A.  3; 
Statut  von  Kimini  von  1303: 
L.  m,  56:  S.  45,  A.  3; 
Statut  von  Sassari  von  1316: 
Teil  m,  Kap.  49:  S.  44, 
A.  2-, 
Sizilisches  Gesetz  von  1399: 
Art.  1:  S.  38,  A.  6 

3:   S.  38,   A.  6;  S.  40, 

A.  3;  S.  45,  A.  3 
7:  S.  40,  A.  3; 
Codice  per   la  marina  mer- 
cantile  vom  24.  Oktober  1877: 
Art.  134  f.:  S.  73,  A.  2 
228  f.:  S.  47,  A.  2 
320:   8.  9,  A.  3;  S.  64, 
A.  1 ;  S.  66,  A.  1 ;  S.  I 
75,  A.  3;  S.  76,  A.  2 
321:  S.  98,  A.  5 
322:  S.  98,  A.  3,  4 
323:  S.  67,  A.  2 
324:  S.  61,  A.  3 
325:  S.  101,  A.  4 
326:  S.  72,  A.  2 
327:  S.  69,  A.  4 
828:  S.  70,  A.  3 
332:  S.  35,  A.  3 
334,  Abs.  3:  S.  47,  A.  2; 
Strafgesetzbuch  vom  30.  Juni 
1889: 

Art.  4—6:  S.  15,  A.  4. 


Mexiko. 

Strafgesetzbuch  vom  7.  De- 
zember 1871 : 

Art.  1127:   S.  9,  A.  3;   S. 
66,  A.  1 ;  S.  75,  A.  3 
1130:  S.  85,  A.  4. 

Niederlande. 

Placaat von  1597:  S. 98,  A. 4; 
Placaaten  von  1611,  1658: 
S.  103,  A.  3; 

Placaat     vom     29.     Januar 
1658:  S.  101,  A.  4; 

Placaat  v.  29.  Juli  1661 :  S. 
104,  A.  1; 

Placaat  vom  11.  März  1665: 
S.  104,  A.  1; 

Placaat    vom    24.    Februar 
1696:  S.  100,  A.  3; 

Gerichtsverfassungsgesetz  v. 
18.  April  1827: 

Art.  93:  S.  48,  A.  2; 
Handelsgesetzbuch  vom 

10.  April  1838: 

Buch  II,  Tit.  7 :  S.  73,  A.  2; 
Strafgesetzbuch  vom  3.  März 
1881 : 

Art.  4,  Nr.  4:  S.  15,  A.  4 
381 :  S.  60,  A.  2 ;  S.  64, 

A.  1;  S.  75,  A.  4 
381,  Abs.  2:  S.  101,  A.  2 
382:  S.  76,  A.  2 
383:  S.  64,  A.  2 
886:  S.  70,  A.  1 
388:  S.  103,  A.  3. 

Norwef^en. 

Gesetz  von  940:  S.  38,  A.  4; 
Strandungsgesetz  v.  20.  Juli 
1898: 

§  1:  S.  73,  A.  2; 

8* 
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Strafgesetzbuch  vom  22.  Mai 
1902: 

§  12,  Nr.  4  a:  8.  15,  A.  4 
269,  Nr.  2:  S.  32,  A.  1; 
S.  64,  A.  2. 

Österreich. 

Strafgesetzbuch  vom  27.  Mai 
1852: 

§  39:  S.  17,  A.  1 
39,  40:  S.  15,  A.  4 
190  f.:     S.    49;    S.    76, 
A.  1; 
Militärstrafgesetzbuch      vom 
15.  Januar  1855 : 

§  490:  S.  48,  A.  4;  S.  66, 

A.  1;  S.  74,  A.  1; 
Gesetz  betr.  den  Wirkungs- 
kreis   der  Militärgerichte  vom 
20.  Mai  1869: 

§  1,  Nr.  5:  S.  15,  A.  4; 
S.  17,  A.  1;  S.  47, 
A.  4. 

Portuf^al. 

Gesetzbuch   vom   Ende    des 
15.  Jahrhunderts: 
Buch  II,  Tit.  XXII:  S.  40, 

A.  3;  S.  46,  A.  4; 
Strafgesetzbuch  vom  16.  Sep- 
tember 1886: 

Art.  162:  S.  33,  A.  5;  S. 
60,  A.  2;  S.  75,  A.  4; 
S.  76,  A.  2. 

Schweden. 

Gesetz  Karls  XI.  von  1667: 
Teil  V,   Kap.    I:    S.    46, 
A.  4; 
Strafgesetzbuch  vom  16.  Fe- 
bruar 1864: 


Kap.  I:  S.  15,  A.  4 
XXI,  §  7:   S.  32,  A.  1. 

Spanien. 

Siete  Partidas  von  1266: 
Partida  V  tit.  IX  ley  13: 
S.  40,  A.  3; 
Aragon  ische       Ordonnanzen 
von  1288,  1330,  1356:  S.  38, 
A.  6;  S.  40,  A.  3;  S.  45,  A.  3; 
Kapereiordonuanz  V.  20.  Juni 
1801: 

Art.  27:  S.  61,  A.  3;  S.  101, 
A.  4 
28: 's.  47,  A.  1 
29:  S.  103,  A.  3; 
Strafgesetzbuch  vom  30.  Aug. 
1870: 

Buch  n,   Tit.   I,  Kap.  IV: 

S.  15,  A.  4 
Art.  155:  S.  98,  A.  4 

156:  S.  76,  A.  2; 
Gerichtsverfassungsgesetz  v. 
15.  September  1870: 

Art.  336:  S.  15,  A.  4; 
Marin  egerichts  verf assungs- 
gesetz  vom  10.  November  1894 : 
Art.    7,    Nr.    14:    8.   47, 
A.  4. 

Vereinigte  Staaten  Ton 
Amerika. 

i       ßevised  Statutes  von  1874: 
.       s.  4293—4299 :  S.  29,  A.  3 
4294  (3.  März  1819):  S.  5, 
I  A.  1 ;  S.  9,  A.  2 

4296  (3.  März  1819):  S.  47, 
A.  2 

4297  (5.  August  1861): 
S.  47,  A.  2,  3;  S.  59,. 
A.  1 
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4298   (5.   August   1861): 

S.  5,  A.  1;  S.  9,  A.  2; 

S.  52,  A.  2 
5281  f.  (20.  April  1818): 

S.  103,  A.  8 
5860     (30.    April    1790, 

8.Märzl835):S.69,A.3 

5368  (3.  März  1819): 
S.  15,A.4;S.23,  A.3; 
8.  32,  A.  2 

5369  (30.  April  1790): 
8.  32    A.  2 

5870  (15.  Mai  1820):  S. 

23,  A.  3;  8.  32,  A.  2; 

8.  68,  A.  2 
5371     (15.    Mai     1820): 

8.32,  A.  2;  8.  67,  A.  2 
5872    (30.   April    1790): 

8.23,A.  3;  8.32,  A.2; 

8.  68,  A.  2 


5373  (30.  April  1790): 
8.  32,  A.  2;  8.  103, 
A.  3 

5374  (3.  März  1847):  8. 
32,  A.2;  8.  105,  A.  3 

5375  (15.  Mai  1820):  8. 
32,  A.  2;  8.  35,  A.  5 

5376  (15.  Mai  1820):  8. 
22,  A.  1;  8.  32,  A.  2; 
8.  35,  A.  5; 

Akte  vom  15.  Januar  1897: 
8.  49,  A.  1 ; 

Regulation  for  the  Govern- 
ment of  the  navy  of  the  United 
8tate8  von  1900  (Instruktion): 
Art.  306:   8.  94,  A.    1; 
8.  96,  A.  1; 
Naval  War  Code  von  1900 
(Instruktion) : 

Art.  7  u.  8:  8.  72,  A.2. 


